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IV. Allerhoͤchſte Verordnung v. 27. März 1817, die Formation, den Wirkungsfreis und 
den Befchäftögang der oberſten Verwaltungsbehörden in ben Kreifen beterifeud (|. 4.) 


V. Alechöhfte Verordnung vom 17. December 1825, die Sormation, den Wirkungss 
kreis und den Geſchäftsgang der oberſten VBermaltungsftelen in deu acht Kreifen 
betreifend (9. 5. 4 0 . . . . . ® . . 





Dierter Abschnitt. 
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Einleitung.. . . 
L. Allexhoͤchſte Verordnung v. 24. min 1802, die —2* der landgericht. Setzeffend- 
($. 1. ) s ® ® ® . . 0 0 . . o 


II. Generalverordnung der Spurpfafgbaperifihen Landetdireetion In Schwaben, vom 

1. März 1804, die Errihtung der Landgerihte und NRentämter betreffend ($. 2.) 
IM. Verordnung der Ghurfürftlihen Landesdirection in Würzburg vom 8. November 
1804, die Drganifation der Landämter im Fuͤrſtenthume Würzburg betreffend ($. 5.) 
Verordnung der Churfuͤrſtlichen Landesdirection in Bamberg vom 16. November 
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V. Verordnung des Churpfalzbayerifhen Generalstandes : Sommiiffariats vom 28. Des 


IV. 
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VI Mlerhöcfte Verordnung vom 31. Auguft 1820, die Landgerichts: BVerfaffung im 
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Dritte Abtheilung. 


König und Königliche Familie. 


Mebersicht 


y.— 


Erster Abschnitt. u 


Allgemeine Bestimmungen. 


Erster Titel, 
Negierungsantritt Seiner Majeftät des Königs Ludwig. 


3weiter Titel. 
Koͤnigswürde.' 


Dritter Titel, 


Titel und Wappen. 
A. Seiner Majeftät ded Könige. 
B. Der Prinzen und Prinzeffinnen des Königlichen Haufe. 
C. Des Herrn Herzogs Wilhelm K. Hohheit und ber Prinzen und Prinzeffinnen 
der Kebenlinien des Königlichen Haufes. 


Dierter Titel. 
Familiengeſetze. 


Anhang. 


Berufung des Königlichen Prinzen Otto von Bayern auf ben gries 
hifchen Thron. 


Ueberfiht der IIL Abtheilung. 
Sünfter Titel, 


Dotation der Krone. 


Sechster Titel. 


Großbeamte der Krone. 


Sıebenter Titel 
Drden. Ä 


Einleitung. 


A. Eivils VBerdienft Orden. 
B. Ludwigs Orden. 


Anhang. 


a. Statuten des Haus⸗Ritter Ordens vom heiligen Georg. 
b. Königliher Militärs Mar sJofeph Orben. 
c. Therefien Orden. 


Zweiter Abschnitt. 


Besondere Bestimmungen. 


Erster Titel. 
Kirchengebete. | 


A. Für Seine Majeflät den König. 
B. Für Ihre Majeftät die Königin. 
C. Für Ihre Majeftät die Königin Wittwe. 
Bweiter Titel. 
Feier der Namends und Geburtstage Ihrer Königlihen Majeftäten. 


Dritter Titel. 
Landestrauer für den verftorbenen Monarchen, und allgemeine Trauers 
ordnung. 
Dierter Titel, 


Empfangsfeierlichleiten bei Reifen Ihrer Köntglihen Majeftäten. 
A, Reifen Seiner Majeftät ded Könige. 


Ueberficht der ILL. Abtheilung. 5 


B. Reifen Ihrer Majeflät der Königin. 
C. Reifen Ihrer Majeftät der Königin Wittwe. 


Sünfter Titel 
Deputationen an das Königliche Hoflager. 
A. Bon Gemeinden. 
B. Von befonderen Ständen, 
C. Bon der Landwehr. 
Sechster Titel. 


Unmittelbare Eingaben an Seine Majeftät den König. 
A. Sn Form von Addrefien. 
B. Bei dem Königlichen Cabinete. 


Sıebenter Titel, 


Zueignung von Schriften an Seine Majeität den König und die Mit⸗ 
glieder des Königlihen Haufes. 


Achter Tıtel, 
Eintragen Seiner Majeftät des Königs oder ber Mitglieder des König 
lihen Haufes als Pathen in die Taufbücher. 
Neunter Titel 
Führen des Poſthorns. 


Behnter Titel, 


Borfchriften über das Ausweichen beim Begegnen der Königlichen 
Equipagen. 


Eilfter Titel, 
Gebrauch der für die Königliche Hofdienerfchaft beftimmten Livree. 


3wölfter Titel. 
Polizeiauffiht bei den Königlihen Jagden. 








Einleitung . — 


D.: König it Das Oberhaupt des Staates, vereiniget in fiir alle Rechte der Staat 
„gewalt, und übt fie unter den von Ihm gegebenen in der Berfaffungs-Urfunde feige 
„Jegten Beftimmungen. Seine Perfon if heilig und unverleglid.“ 


Diele bereitd oben (Br. I. S. 349.) aufgenommene Beſtimmung der Berfaflungs Urkunde 
(Tit. II. 5.1.) bezeichnet umfafiend den Inbegriff aller Souverainitätss und Hoheitsrechte, welhe dem Mo: 
narchen in Beziehung auf die Vertretung und Verwaltung des Staates zuftehen. Unnöthig fchien es daher, 
aus allen Verwaltungs: Sefegen und Verordnungen die einzelnen Befimmungen auszuheben, und fhon hier 
aufzunehmen, welhe die Anwendung jenes Örundprinzipd der fouverainen Gewalt auf die Stellung und 
den Wirkungskreis der verfhiedenen Staatsorgane feitfenen. Nah dem bereits ausgefprohenen Grundjuge 
der Unzertrennlichkeit des materiell Verbundenen werden diejelben unter den betreffenden einzelnen Materien 
nahgetragen werden. — Eben fo wenig konnte bei einem Werke, wie das vorliegende, beabfichtigt wers 
den, alle über das Privatfürftenreht im Königlihden Hauſe ergangenen Anordnungen hier aufzuzählen, da 
die Leitung ihres Bollzugs durch die Allerhöcjfte Berordnung vom 9. December 1825 $- 40. (f. Abth IV.) dem Wir: 
kungskreiſe des Staatsminifteriums des Königlihen Hauſes und des Yeuffern zugemwieien ift. Es wurden 
vielmehr nur diejenigen angereiht, welche Attributionen der Krone und der monardifhen Repräſentation 
bezeichnen oder in irgend einer ſtaatsrechtlichen oder adminiſtrativ polizeilichen Beziehung einen beſtimmten 
Einfluß auf die innere Etaatd: Verwaltung haben, worüber fpeciellere Rechtfertigung, wo es nöthig fchien, 
noch bei den einzelnen Unterabtheilungen gegeben if. Nicht ns und ferner die Allerhöchften 









Entſchlieſſungen, welche bezüglich der einzelnen Hofrechte des Königs, na ih über Einrichtung des Cioil⸗ 
und Militär: Hofftaates, dann der höhern und niedern Hofänter, über Was Hofceremoniel und über den 
Rang und die Uniformirung der einzelnen Hofchargen beftehen; weil der Vollzug derfelben Hofitellen, naͤm⸗ 
ih den Königlichen Hofftäben und Intendanzen anvertraut ift. Die Allerhöhften Anorönungen, welche das 
dienſtliche Verhältniß der Königlihen Hofkäbe zu den Verwaltungs :Stelen feßfegen, find in die Abtheis 
fung XVII. Abſchn. III. (Dienftes: Ordnung) ; jene für das Hofbaumefen in die Abtheilung XVII. (Baus 
weien); dann jene, welche den Hofcultus betreffen, in die Abtheilung VIII. (Religion und Eultus), verwiefen.- 


8 Einleitung. 


Weber die Anerkennung der Souverainitäts Rechte Seiner Majeftät des Könige von Geite aus: 
wärtiger Staaten find die einichlagenden Beftimmungen des Preßburger Friedens vom 26. December 1805 a), 
der NheinbundssActe vom 42. Juli 1808 $), des Vertrags von Mied am 8. October 1813 ©), des Pari: 
fer s Friedens vom 43. Mai 4814 4), der deutſchen Bundes:Acte vom 8. uni 1815 ©), und der Wieners 
Congreß⸗Aete vom 9. Juni 41835 9); in den Abth. I. und XXI. aufgenommen. Sin gleiher Meiie 
muß in Beziehung auf Thron und Megierungsfolge auf die 69. 2 — 6. des zweiten Titels der Ber: 
faffungs » Urkunde (f. Bd. J. S. 349.); dann auf die Art, 25—41 des Königfihen Familiengeienes vom 18. 
Januar 1816 und die 6. 1—4. Tit V. des Königlihen Familienftatuts vom 5. Auguft 1819 in 
dem nachfolgenden fünften Titel verwieien werden. — Ueber die Reichsverweſung fprecdhen die 
56. 9 - 22. Tit, II. der Verfaflungs: Urkunde (ſ. Bd. J. S. 350.),; danı die Art. 65 und 67 — S4. des 
Familien: Öefeßes von: 418. Sanuar 4816 ($. 9 unten) und die 88. 2—5 des Familienftatutes vom 5. Aus 
guft 1819 ($. 10 unten.) 


— — 


a) Art. 14 und 15. (Bd. J. ©. 201.) 

b) Art. 1 bie 7. (Bd. J. ©. 214 bis 215.) 

ce) Art. IV. (Bd. J. ©. 2783.) 

d) Art. VI. Abſ. 2. (Abth. XXI. unten.) 

e) In teren Eingang und Art. I. (Abt. XXI. unten.) 
f) Art. 44 und Art. 53. (Abth. XXI. unten.) 


Erster Abschnitt 


Allgemeine Bestimmungen, 





Erster Titel 
Regierungsantritt Seiner Majestät des Königs Ludwig. 


§. 4. 
(Regierungs-Antritts:Verkündigungs-Patent Sr. Majeftät des Königs Lubwig von Bayern.) 


Wir Ludwig von Gottes Gnaden König von Bayern! 
Entbiethen Männiglid) Unfern Gruß und Königlihe Gnade zuvor. 


Nachdem der allmächtige Gott nad feinem unerforfchlihen Math und Willen den 
allerdurchlauchtigſten, großmädhtigften König und Herrn Marimilian Joſeph, König von 
Bapern, Unferes vielgeliebten und hochverehrteften Herrn Vaters Königliche Majeftät aus 
diefer Zeitlichkeit abgefordert hat, und durch diefen hoben Todesfall das Königreih Bayern 
in der Sefammivereinigung aller feiner ältern und neuern Gebietstheile nady den Beſtimmun⸗ 
gen der VerfaffungssUrfunde auf den Grund ber Staats⸗ und Haus⸗Verträge Uns als 
wählten EStammfolger nah dem Rechte der Erfigeburt und der agnatiſch⸗linealen Erbfolge 
angefallen ift und Wir davon vollitändigen DBefig ergriffen und die Regierung bes Königs 
reichs angetreten haben; | 

Als wellen Wir Uns zu fämmilihen Etänden, Bürgern und Unterthanen in ben 
Etabten und auf dem Lande, auch allen Bedienfteten und überhaupt allen Unferer Erblande 
Angehörigen, welhen Standes, Würde und Wefens fie immer ſeyn mögen, gnädigfi vere 
fehen, daß Sie Uns von nun an für ihren rechtmäßigen und einzigen Lanbesherrn, fo 
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willig als pflichtmäßig erkennen, Uns unverbrüdlihe Treue und unweigerlihen Gehorfam 
leiften, fofort in allen Stücken fi, wie es pflichtbewußten Unterthanen gegen ihre von Gott 
verordnete Landes-Herrfchaft und Obrigkeit gebührt, gegen Uns bezeigen werden. 

Wir geben denfelben dagegen zu erkennen, daß Wir den im Titel X. 6. 4. der 
VerfaffungssUrkunde *) enthaltenen Eid bereits abgelegt haben. 

Damit aber dur diefen Todesfall der Gang der Megierunge: und Juſtizgeſchäfte 
nicht unterbrochen werde, oder zum Schaden des gemeinen Weſens einiger Aufenthalt ent: 
ftehe, fo ift Unfer Befehl, daß fämmtlihe Collegien und Behörden im ganzen Königreiche 
ihre Verrichtungen proviforifch und bis auf Unfere nähere Beſtimmung gebührend und nach 
ihren aufbabenden Amtspflichten fortfegen, die amtlichen Ausfertigungen von nun an unter 
Unferem Namen und Titel, wo foldhes vorgefchrieben ift, erlaffen, bei der Giegelung aber 
fi der bisherigen Eiegel fo lange, bis Ihnen die neu zu verfertigenden werden zugeftellt 
werden, bedienen follen. 


Mir wollen 'alle Bedienftete an den von Ihnen geleifteten Verfaffungs: und Dienft- 
Eid befonderd erinnert haben, und verfehben Uns gnaͤdigſt, Unſ ere gefammten Etände, Uns 
terthanen und Diener werden diefer erflen von Uns als ihrem angebornen rechtmäßigen Yan: 
desherrn an fie gerichteten Aufforderung ſich treugeborfamft fügen, wogegen Wir Ihnen mit 
Königliher Huld und Gnade wohl beigethan verbleiben. 


Gegeben in Unferer Haupt: und Reſidenz-Stadt München, den drei und zwau⸗ 
zigften Oktober fünf und zwanzig. 


Rg. Bl. 1825. ©t. XL. ©. 763. 


rl 


3mweiter Titel 


Mönigemüne. 


$.. 2. 
(Annahme der Koͤnigswurde b), 
Mm J. K. 
Durch die unerſchütterliche Treue Unſerer Unterthanen, und die vorzüglich bewieſene 
Anhaͤnglichkeit der Bayern an Fürſt und Vaterland, hat der bayeriſche Staat ſich zu ſeiner 


urſprünglichen Würde emporgehoben. Wir haben Uns daher entſchloſſen, zur Begründung 
der Unabhängigkeit der Une. von der Vorſehung anvertrauten Nation, den dem vormaligen 





a) GS. Br. J. ©. 367. 
b) Dan og}. d. Art. VII. deg Yreßdurget Briedens,, (1. Dh. 1. ©, 198.) 


Titel und Wappen. ir 


Beherrfcher derfelben angeflammten Titel eined Könige nom Bayerm auzımehmen, und 
diefen Entſchluß durch eine feierliche Proclamation heute öffentlich in Unſerer Reſſdenzſtadt 
befannt machen zu laffen. 

Unfere feierliche Krönung und Salbung haben Wir auf eine günftigere Jahrszeit vors 
behalten, welche Wir in Zeiten öffentlic, befannt machen werben. 


München, den 1. Januar 1806. 
Reg. Bl. 1806. St. L S. 3. 


Dritter Titel 
Titel und Wappen. 


Die frühere Verordnung über die Titulatue des Landesfürften vom 1. Nov. 1801 (Reg. BI. 
©. 751); dann eine ohne Datum ausgefchriebene Verosduung (Reg. BI. 1804. S. 849) find nah Er- 
hebung Bayerns zum Königreihe in Folge der Verordnungen vom 1. Januar 1806 und vom 31. Octo⸗ 
ber 1835 (f. $. 3 und 4 unten) antiquirt. Durch letztere ik auch jene vom 20. Debr. 1806 außer Wir: 
kung gefegt worden. Die Berordnung vom 29. Januar 1809 über den Königlichen Titel der Frau Her: 
zogin von Zweibrüden (Rg. Bl. S. 284) ift wegen des feither erfolgten Ablebens Ihrer Königlichen Hoheit 
der Hoͤchſtſeligen Frau Herzogin nicht‘ mehr anwendbar, 


A. Seiner Majestät des Aönigs. 


u; 
Sufteuction 
für ſaͤmmtliche Königliche adminiſtrative Landesftellen und Juſtiz-Kollegien. 
(Die Form ihrer Berichte betr.) | 
Auf Beſehl Seiner Majeftät des Königs. 


Es ift eine nothmwenbige Folge der von Seiner Königlichen Majeſtaͤt umferm "Alters 
gnädigften Deren neu angenommenen Würde »), daß ſaͤmmtliche obere Landeẽſtellen fich kuͤnftig 
in ihren Berichten, fowie einzelne Unterthanen in ihren Bittſchriften und Vorftellungen einer 
diefer Würde angemeffenen und entfprechenden Form bedienen: 

Um allen Anfragen hierunter bevorzufommen und Mißgriffe zw vermeiben, wird daher 
andurch verordnet: 

4) Die Anrede an Seine Königliche Majeſtaͤt in Berichten und Berfelange heißt: 
Allerdurchlauchtigſter, großmaͤchtigſter 
| König! 
Allergnäbigfier König und Ger! 





a) Dan vergl. den Art. VII. des Preßburger Friedens (Bd. J. S. 193) und den vorhergehenden $. 2. 
2* 


2) Im Eonterte ſchreibt man: 
EEE Euer Königlichen Majeftät 
und 
Allerhöchftbiefelbe, 
3) Am Schluffe bedient man ſich der Subjectiondformel: 
allerunterthänigft treugehorfamft. 
4) Die Auffchrift Tautet endlich: 
An Seine Königliche Majeftät von Bayern; 


Sämmtliche Landesftelen und Behörden werden ſich nad) gegenwärtiger Vorfchrift 
fchufdigft zu achten wiffen. 


München, den 4. Januar 4806. 
Staatsminifterium des Königlichen Hauſes und bes Innern, 


Reg. BL 1806. St. J. ©. 7. 


§. 4. 
(Das Koͤnigliche Wappen und Siegel betreffend.) 
L. 8 


Wir befchliegen, Unfer bisheriges Königlicdyes Wappen abzuändern, und wünjchen, daß 
die Lande, welche die göttliche Vorfehung in dem bayerifchen Neiche zu einem innig verbundenen 
Ganzen vereiniget hat, einen fprechenden Beweis Unferes Königlichen Wohlwollens darin fehen, 
dag Wir, da bie Beftimmung ded Haus⸗ und Staatötiteld, fowie des Wappens lediglich von 
Unferem fonveränen Ausfpruche abhangt, unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 20. De: 
cember 1806 durch das Regierungsblatt vom Ssahre 1807 Seite 135, ‚hierüber Folgendes 
verordnen: 

Das neue Konigliche Wappen befteht aus einem quadrirten Schilde mit einem Herz⸗ 
oder Mittelfchilde, welche beide länglichte, unten zuſammen gebängte Vierecke bilden. 

Das Herzſchild enthält die bayerifchen filbernen und Iafurnen Rauten, von der Linken 
zur Rechten in einer Diagonallinie auffteigend; das Hauptfchild hingegen im oberen rechten 
ſchwarzen Felde einen nach ber rechten Seite auffpringenden ftreitfertigen goldenen Löwen mit 
zother Krone, anögefchlagener Zunge und aufwärts -gefchlungenem gefpaltenen Schweife; im 
oberen linken rothen Felde drei bid über die Mitte auffteigende filberne Spitzen, im unteren 
rechten, von Silber und Roth ſechsfach fchräg Links geftreiften Felde einen goldenen Pfahl, end» 
lich im unteren Linken filbernen Zelde einen rechts auffpringenben blauen goldgekrönten Löwen 
mit roth ausgefchlagener Zunge und aufwärts gefchlungenem einfachen Schweife. 

Das Schild bedeckt die goldene, mit Edelfteinen und Perlen verzierte bayerifche Kb⸗ 
nigskrone, oben mit dem Reichsapfel beſetzt. Daffelbe ruht auf einem marmornen Sodel. 


- Titel -und Wappen. . 48 


Die Scildhalter find aufrecht ftehende, mit dem Kopfe auswärts geehrte, golbges 
Frönte Löwen mit ausgefchlagener Zunge, aufwärts gefchlungenem, gefpaltenem Schmweife. j 

Das Schild umgeben die Inſignien Unferes Haus s Ordens vom heiligen Hubert auf 
drei Seiten, am Fuße jene Unſeres HaussOrbend vom heiligen Georg, des Militar⸗Mar⸗Joſeph⸗ 
Ordens und des CivileVerdienſt⸗Ordens ber bayeriſchen Krone. 

Das ganze Majeſtäts⸗Wappen ſteht in einem Königsgezelt von purpurnem Sammet, 
auf beiden Seiten in ungebundenen Knoten aufgeſchlungen, inwendig mit Hermelin gefüttert, 
an der Kuppel und am Saume mit goldener Stiderel „Quaſten und Treffen reich verziert, und 
am Gipfel wieder mit der Koͤnigskrone bedeckt. 

Aus diefem fo gebildeten und gezierten Wappen beiteht auch das große Inſiegel des 
Reiches und das größere geheime Kanzlei⸗Inſiegel. Die Umſchrift auf demſelben iſt: Ludovicus 
Dei Gratia Rex Bojoariae etc. etc. 

Diefem Majeſtäts⸗Wappen entfprechend hat die große Zitufatur gu lauten: 

Ludwig von Gottes Önaden, 
König von Bayern, 
Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in Schwaher x. ı. 

Das Wappen ded Kronprinzen und ber Königlichen Prinzen von Bayern if, was das 
Schild, die Schilöhalter, den Sodel und die Königlichen Orden belangt, ſoweit ſolche zur Ans 
wendung kommen, mit dem Majeftätdwappen übereinftimmend. Dasfelbe umgiebt jedoch nur 
ein Fürftengezelt mit ausgefchlagenem Hermelin und gebundenen Knoten, ohne Kuppel und Sticke⸗ 
rei. Eine Königliche mit Perlen verzierte Krone erfcheint auf dem Furſengezelt nick, aber ober 
dem Schilde. 

Das Mappen der Herzoge in Bayern hat einen einzigen, mit dem Herzogshute beſetz⸗ 
ten Hanptfchild, Die bayerifchen Rauten darſtellend. Die Schildhalter find die bayerlſchen Löwen, 
wie bei dem Majeſtätswappen, und dieſe, ſowie ber herzogliche Purpurmantel mit dem Herzogs⸗ 
hute geſchmückt. 

In Hinſicht auf die Größe der verfchiebenen ©iegel bleibt eö bei ber vorigen Beitimmung. 

Die größeren Siegel Unferer oberften Hofftäbe unterfcheiden fi von dem größeren ges 
beimen Ganzlei:Infiegel, daß fie im Umfange etwas Feiner find, und mit Hinweglaffung Unferer 
Königlihen Orden lediglich die Umfchrift von dem betreffenden Stabe führen. 

In den Siegeln der mittleren Collegialftellen und ber. denfelben coorbinirten oberen Bes 
börden bleiben das Königegezelt und Unfere Orden hinweg, jedoch die Schilohalter und der 
Sodel beibehalten, die unteren Behörden und Aemter bedienen fidy nur bes Mittelſchildes mit 
ben Rauten,. oben mit ber Königskrone geziert und mit einem Lorbeer s und Palmenzweige umkraͤnzt. 

Indem Wir Unfere ſaͤmmtliche Staatöminifterien mit den Vollzuge diefer Anordnung 
beauftragen, laſſen Wir folche durch dad Regierungs⸗Blatt bekannt machen, und dewmſelben eine 
richtige Zeichnung des neuen Wappens anfuͤgen. | 

Münden, den 18. October 4835. 


Reg. SI. v. I. 1835. St. 55. ©. 889. 


“ 
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Nachtrag zur Königlihen Allerhöchften Verordnung vom 18. Detober l. J., 
das Königlihe Wappen und Siegel betreffend. 
u K. 

Mir haben Uns binfichtlich Unferer Allerhöchſten Berordnung vom 48. d. M., das 
Königliche Wappen und Siegel betreffend, Allergnädigft bewogen gefunden, die hierin vorkom⸗ 
mende Beftimmung über dad Wappen der Herzoge in Bayern, auf bittlicyes Anfuchen der Glieder 
der Nebenlinie Unſers Haufes, dahin abzuändern, daß Diefelben, indem fie ſich fortan Herzoge 
in Bayern nennen werden, gleichfallö berechtigt feyn follen, ded Schilde Unferes Majeftäts- 
wappend mit vier Feldern und dem Mittelfchilbe, wie bie Königlichen Prinzen von Bayern, fid) 
in ihrem Wappen und Siegel zu bedienen, jeboch unter Beibehaltung des Herzogshutes auf dem 
herzoglichen Burpurmantel und ald Kopfbedeckung der Schifdhalter, deren Stellung den, auf einer 
feften Baſis ftehenhen Löwen Unferes Majeftätöwappend gehörig anzupaffen ift. 

Wir eröffnen diefes hiermit Unferem Staatöminifterium des Hauſes und des Aeußern 
mit dem Auftrage, das Erforderliche hiernach zu verfügen. 

München, den 34. October 1835. 

Reg. BI. v. I. 1835. Gt. LVI. ©. 951. 


B. Der Prinzen und Drinzessinen des Röniglichen Hauses. 9) 


6. 3. 


(Wappen und Titel der Prinzen und Prinzeſſinen deö Königlihen Haufes betr.) 
MT 8 

| Die veränderten politiſchen Verhältniffe, welche in Bezichung fomohl auf das vors 
malige deutfche Reich, ale insbefondere auf Unfere Staaten und Unſer Königliched Haus eins 
getreten find, machen einige Abänderungen in ben Wappen und den Titeln ber Prinzen und 
Prinzeffinew Unferes Haufes nothwendig, fo wie Wir ähnliche Abänderungen bereits in Unferm 
Kappen befchloffen und burch das Negierungs- Blatt (St. II. vom 17. Januar I. 5.) haben 
befannt machen laſſen. | 

Die hiernach von Und genehmigten Beitimmungen find in der nachſtehenden Beſchrei⸗ 
bung enthalten und follen gleichfalls durd, das RegierungdsBlatt befannt gemacht werben. 

München, den 7. Februar 1807. 


Bestimmungen der Wappen und Titel, 
a. Für den Kronprinzgen von Bayern. 
1) Wappen. 


Diefed fol fünftig enthalten einen Hauptſchild von 42 filbernen und Tazurnen Nauten, 
umd einen rothen Mittelſchild, in welchem eine Königliche gefchloffene, aus zweien Halbzirkeln 
befabeube Krone fh befindet. 

Die Schildhalter find die zwei Löwen, aber ohne Paniere. Auf dem Hauptſchilde 








a) Die nahfolgenden Beftimmungen über die Wappen der Prinzen und Prinzeffinen des König: 
lichen Hauſes find in Felge der vorftchenden Allerhöcften Verordnungen vom 18. u. 31. October 
1835 ald nicht mehr anwendbar zu betrachten. 


Dieſelben find in dem Familiengefete v. 3. 1816 beftätigt. (S. $. 9. unten.) 
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ift oben eine foldhe Krone, wie in bem Mittelfchilde, — das ganze Wappen fteht unter einem 
Gezelte, und ift mit denjenigen Orden umgeben, mit welden der Kronprinz von Eeiner 
Majeftät dem König beforirt worden. 


2. Der Titel der Kronprinzen ift in der Anrede: 
Durhlauchtigfter Kronprinz, 
2 gnaͤdigſter Herr. ! 
Sm Konterte: 0 
Euer Königliche Hoheit. 


b. Für den zweitgebohrnen Prinzen, Garl Theodor, fo wie für alle nad: 
geborne Prinzen und Prinzeffinen der Königlihen Linie. 


ı) Wappen. 


Beſteht aus dem einzigen Hauptfchilde mit 493 Rauten (ohne Mittelſchildy auf dem 
Hauptfcilde eine Königl. Krone, wie die obige mit zweien Halbzirkeln geſchloſſen, aber ohne 
Reichsapfel, ſtatt deſſen ſteht oben ein doppeltes Laub, Eichenlaub). 


2. Titel. 
Anrede: 
Durchlauchtigſter Prinz, 
gnaͤdigſter Herr! 
Durchlauchtigſte, gnaͤdigſte 
Prinzeſſin! 
Im Kontexte: 
Euere Königliche Hoheit. 


Da der Königliche Priny Earl Theodor die Würde eines Großpriors der bayerifchen 
Zunge des Johanniter⸗Ordens befigt, fo kann derfelbe auch einen Mittelfhilb mit dem ge= 
wöhnlihen Ordenskreuze führen, und feinem obigen Titel wird das Prädikat Hochwürdigſt 
beigejegt. oo | 

c. Für den Herrn Herzog Wilhelm in Bayern und feine Nachkommen. 
| . Wappen. 

Beſteht Fünftig, mit Weglaflung des pfalzgräflihen Löwen, aus einem einzigen 
Hauptſchilde mit 42 Rauten, wie bei den Königlihen Prinzen, welcher aber ftatt der Krone, 
mit einene Herzoglichen Hute befegt iſt. Die Schildhalter find zwei Löwen. Das ganze Wap⸗ 
pen ſteht unter einem Herzoglichen Purpurmantel. 

2. Zttels»). 
wie vormals: — 


Durchlauchtigſter Herzog! 


——— —— 


a) Man vergleiche die nachfolgenden SS. 6, 7 und 8. 


16 Abth. III. Abſchn. I. Tit. I. 


Im Konterte: 
| Euer Herzoglihen Durchlaucht. 
Er ſelbſt fchreibt fi: 
Herzog in Bayern. 
RI. BI. vom J. 1807. St. VII. S. 2357. 


©. Des Herrn Herzogs Wilhelm R. Hoheit und der Pringen und Pringessinen der 
Nebenlinien des Königlichen Hauses. 


9. 6. 


(Das für den Hrn. Herzog Wilhelm von Birkenfeld Durchlaucht und allen andern nachgebohrnen Prinzen 
des Hauſes verliehene Prädikat eines Herzogs in Bayern betr.) 


Im Namen Seiner Churfürſtlichen Durchlaucht. 


Da Seine Churfürſtliche Durchlaucht vermög höchſten Reſcripts vom 2. gegenwaͤrtigen 
Monats Sich gnaͤdigſt entſchloſſen haben, daß nachdem in der bayeriſchen Churlinie beſtande⸗ 
nen Herkommen, und einer beſondern getroffenen Uebereinkunft ſowohl des Herrn Pfalzgras 
fen und Herzogs Wilhelm von Birkenfeld Durchlaucht *), als auch alle andern nadhges 
bobrnen Prinzen des Haufes das Prädikat eines Herzogs in Bayern tragen ®) 
und führen follen, welches Prädikat denfelben auch allenthalben beizulegen if. So wird 
diefe höchſte Entfchließung zur Nachricht, und Nachachtung damit bekannt gemadıt. 

Münden ben 8. Juni 4799. 


Churfürftlidhe Generals: Landes- Direktion. 
An 
fämmtliche Churfürſtliche Collegien und Stellen 
alfo ergangen. 
Mündner Int. BI. v. J. 1799. St. XXVI ©, 91. 
g. 7. 
(Die Verleihung eines böhern Titels für die Gemahlin bes Herrn Herzogs Wilhelm in Bayern, 
dann für Ihre und Seine Linie betr.) 
Mm J. K. 

Wir haben Uns durch neuere Anläffe bewogen gefunden, Unferer vielgeliebten Frau 
Schweſter ©), der Gemahlin des Herrn Herzogs Wilhelm in Bayern, den Titel: „Königliche 
Hoheit” und ſämmtlichen Prinzen und Prinzeffinen der Nebenlinien Un 
fers Haufes, ſonach des Herrn Herzogs. Wilhelm in Bapern Liebden 4) und feinen Nach⸗ 
fommen den Titel „Hoheit“ zu verleihen. 





a) Vergl. $. 8 unten. 

b) Beſtätigt im Bamiliengefege vom 8. Jänner 1816. Act 6. (f. $. 10. unten.) 
e) Geſtorben am A. Februar 1824, 

d) Vergl. den folgenden $. 8. 
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Hiernach ift die über die Titulatur des Heren Herzogs und feiner. Nachkommen 
‚erlaffene frühere Verordnung vom 7. Hornung 1807 °) (Neggeblatt 1807. Et. VI. €. 259) 
fo wie Zitel I. Unſers Familien⸗Geſetzes ») in der betreffenden Stelle abzuändern, und In 
allen ſowohl mündlihen, als fehriftlihen Anreden und fonftigen Erlaffen ift fi darnach 
ju achten. | 
München den 3. Dftober 18316. 
Reg. BI. v. I. 1816. 8t. XXXV. ©, 631. 


G. 8 
(Die Verleihung eines höhern Titels für den Herrn Herzog Wilhelm von Bayern betr.) 
M. J. K. 0 

Nachtraͤglich zu Unferer Verordnung vom 3. Oktober v. 5%. °) in Betreff des Titels 
Unfrer geliebten Frau Echwefter, der Gemahlin des Heren Herzogs Wilhelm, dann der 
Zitulatur des obermähnten Herren Herzogs Liebden und feiner Nachlommen haben Wir be: 
ſchloſſen, den Titel „Königliche Hoheit” gleichfalls gedachten Unfers Herrn Schwagers Liebden 
zu verleihen, und laffen folches durch Unfer Regierungsblatt zur Nachachtung bey allen fo: 
wohl mündlichen als fchriftlihen Unreden und fonftigen Erläffen befannt maden. 


München den 10. December 1817. 
Reg. BI. v. 3. 1817. ©t. XLII. ©. 1021. 


Dierter Titel 
Familien-Gesetze. 
Einleitung. 


Di. Berfaffungs-Urkunde vom 26. Mai 1818 hat in ihrem Zit. 1. $. 8. das Familien-Geſetz vom Jahre 1816 
mit den Worten beftätigt: 
„Die Übrigen Verbältniffe der Mitglieder des Königlichen Haufes richten fih nad ben Beftim: 
„mungen des gegenwärtigen Kamilien:Gefedes.” - 
Die wefentliden Anordnungen desfelben giengen fämmtlid in das Bamiliengefeg vom Jahre 1819 ber, 
welches nach ausdrücklicher Beflimmung (im Eingang) an die Stelle der ältern Bamilien : Gefege und Verträge 
getreten ifl. Hiernach find insbefondere auch der bemerfenswerthe Bausvertrag d. d. Ansbach 12. Oktbr. 1796 4), 





8) ©. $. 5. oben. 
b) ©. 6. 9. unten. 
- 0) Mean vergl, vorftehenden $. 7. 
4) Maierifhe Generalien: Sammlang v. 3. 1800. Bb. 1. &; 141 — 150. 
ä 
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die neu errichtete Hausfideicommiß- und Schulden-Pragmatik vom 20. Dftober 1804 2) unb das Kamiliengeick 
vom 28. Zuli 1808 d) al& nicht mehr anmenbbar zu betrachten c). Anders verhält es fich jedoch mit dem X. 
Bamilienftatut vom Jahre 1816, welches bie allgemeine Grundlage des fpäteren bildet, und nicht als aufgehoben 
fondern nur als in basfelbe aufgenommen erfcheint, und eine ausbrüdtiche Beſtimmung der Berfaffungs-Urkunde 
bildet. Zudem enthält e8 mehrere Anordnungen, wie 3. B. in Betreff der Zirulaturen, welche die Aufnahme 
desfelben unbedingt rechtfertigen; eine Anſicht, die ihre Beftätigung Überdieß in dem $. 8.' des Finanzgeſetzes 
vom 28. Dechr. 1851 (Gef. BI. v. 3. 1831 S. 128) findet, worin fi auf jenes frühere Zamilienftatut fpe: 


ziell bezogen wird. — Die Bamilien : Verträge von den Jahren 1766, 1771 und 4774 find in der erften Abthei- 
lung eingereiht d). 


Der Vertrag Über die enbliche Berichtigung ber griechifchen Angelegenheiten, wodurch dem Königlichen 
Prinzen Otto von Bayern die Krone von Griechenland angeboten iſt, fo wie der fpätere Vertrag wegen der 
Erbfolge der nachgebornen K. Prinzen und Prinzeffinnen ftellt fi als von fo allgemeinem Intereffe für jeden 
bayerifchen Staatsbürger dar, daß felbft die einzelnen tranfitorifchen Beflimmungen des erftern als gefchichtliche 
Dokumente für ihn nicht ohne Werth feyn können. Man glaubte vorzügli aus diefem Grunde die Aufnahıne 
in einem Anhange nicht wohl umgehen zu dürfen. 


A. Samilien- Gesetz vom 18. Jänner 1816. 
$. 9. 


(Das Familiengeſed betr.) 
M. J. K. 

Wir haben mit Rückſicht auf die aͤltern Gefege und Verträge Unſers Hauſes, in fo 
weit diefe auf die veränderten politifhen Verhältniffe desfelben noch anwendbar find, nadıfol: 
gendes Familien: Gefeg errichtet. 

Wir befchließen demnad und verordnen: 


Erster Titel, 
Bon den Personen des Königlichen Hauses. 


Art 1 
Das Königlihe Haus begreift: 
a) alle Prinzen und Prinzeffinnen Unferes Haufes, welche von Uns oder von einem 


Descendenten des gemeinfchaftlihen Stammvaters Unferes Haufes durch aner⸗ 
kannte rechtmäßige Ehen abjtammen ; 


b) ihre Gemaplinnen und Wittwen, während ihres Wittwen = Standes. 


Yrt % 


Alle Glieder des Königlichen Haufes ſtehen unter der Hoheit und Gerichtsbarkeit des 
Monarhen, Er ift das Haupt der Familie, in welcher Eigenfhaft Er eine befondere Aufficht 
mit beſtimmten Rechten über diefelbe ausübt. 





a) Reg. BI. v. 3. 1805. St. V. ©, 151 a. &t. VI. &. 201. 

b) Reg. Bl. v. 3. 1810. ©. 777. 

c) Man vergleiche auch den $.3. Zit. III. der Verf. Urkunde, wo es heißt: „Sämmtliche Beſtandtheile des 
Staatsguses find, wie bereits in der Pragmatit vom 20. Dftober 1804 beſtimmt war, aus wel: 
her die nah den veränderten VBerhältniffen hierüber nod geltenden. Beim: 
mungen in gegenwärtige VerfaffungssUrkunde Übertragen find, auf ewig unveräuſſerlich.“ 

d) ©. Br. I. ©. 12, 17 und 25, Ä 
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Art. & 


Während der Minderjährigleit des Könige oder während der Dauer Eeiner Verbin: 
derung in Ausübung der Megierung, find diefe Rechte dem Reichs⸗Verweſer übertragen. 


Yrt 4. 
Der ältefle Eohn bes Könige heißt Kronprinz, und erhält in ber fchriftlichen Anrede: 
Durchlauchtigſter Kronprinz ! 
Gnäbdigfter Herr! 
Im Konterte und in mündlihen Anreden: Euere Königlihe Hoheit! 


Urt 5. 
Die nahgebornen Prinzen und Prinzeffinnen in der königlichen Hanptlinie heißen: 
Königliche Prinzen, Königliche Prinzeffinnen, — fie erhalten in der fchriftlichen Anrede: 
| Durcdhlauchtigſter Prinz 
Gnädigfter Herr! 
Durchlauchtigſte gnädigfte Prinzefiin! 
Im Konterte und in mündlichen Anreden: Euere Königliche Hoheit! 
Gleicher Zitel und Anrede gebührt den Gefchwifterten des Monarcen. 


Yrt 6 
Die Prinzen und Prinzejfinnen der Nebenlienien erhalten ben Xitel: 
Herzog, Herzoginnen in Bayern, in der fehriftlihen Anrede: 
Durchlauchtigſter Herzog! 
Durdlauchtigfte Herzogin! 
Im Konterte: Euere Hoheit! ®) - 


Yrt. 7 


Das Wappen bes Kronprinzen enthält einen Hauptfhild mit 42 filbernen und la- 
zurnen Rauten, und einem rothen Mittelfchilde, in welchem eine Königliche, gefchloflene, aus 
zwei Halbzirkeln beflehende Krone ſich befindet. Die Schildhalter find zwei Löwen aber ohne 
Paniere. Auf dem Haupifchilde iſt oben eine foldhe Krone wie in dem Mittelfchilde. Das 


ganze Wappen fteht unter einem Gezelte, und ift mit denjenigen Drden umgeben, mit welden 
der Kronprinz beforirt worden. “ 


Urt 8 
Das Wappen ber nahgebornen Prinzen in der Königlihen Hauptlinie befteht aus eis 
nem einzigen Hauptfchilde mit 42 Rauten (ohne Mittelfhild); auf dem Hauptfhilde iſt eine 
Königlihe Krone, wie die obige mit zwei Halbzirkeln gefchloffen, aber ohne Reichsapfel, ftatt 
beffen fteht ein doppeltes Laub — (Eichenlaub". 


a) Dan vergl. hiezu bie vorgehenden 99. 6— 8. 
6 5 ® 


so Abth. III. Abſchn. I. Tit. IV. 


Art. 9 
Das Wappen der Prinzen aus den Nebenlinien hat einen einzigen Haupifchild mit 
42 Rauten, wie bei den Königlichen Prinzen, mweldyer aber ftatt der Krone mit einem herzog⸗ 
lichen Hute beſetzt iſt; die Schildhalter find zwei Löwen ; das ganze Wappen ſteht unter einem 
berzoglihen Purpurmantel. 


Sweiter Sitel, 
Yon den Heirathen der Prinzen und Prinzessinnen des Königlichen Hauses. 
Yrt 140 
Kein bayeriſcher Prinz und keine bayeriſche Prinzeſſin darf eine eheliche Verbindung 
eingehen, ohne zuvor die Einwilligung des Königs darüber erhalten zu haben. 
Art. 14. 


Wenn dieſer feine Anftände findet, fo wird ein Bewilligungsbrief darüber mit des 
Königs eigenhändiger Unterfchrift und der Kontrafignatur des Miniſters des Königlichen Haus 
fes unter KRöniglihem Siegel ausgefertiget. 


Yrt 12. 

Unterbleibt. diefe fürmlihe Cinwilligung des Hauptes der Familie, fo hat bie ge: 
fchloffene Ehe eines Mitgliedes derfelben Feine rechilihe Wirkung, und fie ift ale nichtig an⸗ 
zufehen, ohne daß es eines befondern gerichtlichen Ausſpruches hiezu bedarf. 

2 Art 1 | 


Alle aus einer folhen Ehe erzeugten Kinder werden als uneheliche betrachtet, und 
weber fie noch ihre Mutter Fönnen auf eine Etaats= Erbfolge, Appanage, Ausftener oder 
Witthum oder die Vortheile einer Ehe zur linken Hand nad) dem bisherigen Herfommen und 
den ältern Familien = Verträgen Anſprüche machen, fondern dicfe befhränfen fih nur auf 
eine Alimentation aus dem eigenen Vermögen des Vaters. 


Yrt 14% 
N Alle von den Prinzen und Prinzeſſinnen des Königlihen Haufes gefchloffenen Ehever⸗ 
träge u nichtig, wenn ſie die Königliche Beſtaͤtigung nicht erhalten haben. 
Yrt 15 


| Reinem Mitgliede des Königlichen Haufes ift, außer dem im Zitel V. Artikel 35. 
bemerften Sale, eine Adoption geftattet. 


Dritter Sitel, 
In den Verhaublungen über die Geburt, die Permählungen und die Sterbfälle der Königlichen 
Familie, 


Yrt 46 | 
Diefe Verhandlungen, weldhe Uns, die Prinzen oder Prinzefiinnen Unferes Haufes 


betreffen, bat derjenige Minifter zu führen und aufzunehmen, welchen Wir für die Angele⸗ 
genheiten Unſeres Hauſes ernannt haben. 
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Yrt 147. 


Eie werben nad) den Vorſchriften Unferes Geſetzbuches verfaßt, und in ein Regiſter 
eingefchrieben, welches doppelt geführt werden muß, und von weldhem das eine Exemplar in 
dem Reichsarchive, das andere in dem Archive Unferes Hauſes hinterlegt wird. 


YUrt 48 


Der König ernennt aus den nächften Prinzen des Haufes, nach biefen aus den Mi: 
niftern, Kron= und erften Etantsbeamten die zu ſolchen Verhandlungen erforderlichen Zeugen. 


Yrt 419 
Wenn der König an dem Orte, wo die Verhandlung vor fich geht, nicht gegenwärtig 
feyn follte, und die Zeugen nicht felbft ernannt hat, fo gefchieht die Ernennung derfelben 
aus den oben bezeichneten Perfonen durch den Minifter des Königlihen Haufe aus beſonderm 
Auftrage des Könige, und im Falle auch der ebengenannte Miniſter nicht gegenwärtig ſeyn 
follte, fo werden folgende Zeugen beftimmt: 
a) ein volljähriger Prinz des Haufes, wenn ein folher anmwefend ift, 
b) die zwei erften im Orte befindlichen Etaatsbeamten nebft den Ravalieren, welche 
den Hofitaat des Prinzen bilden. 


Die Verhandlung felbft muß von den erften Königlihen Beamten aufgenommen, und 
fobann mit der Unterfhrift der Zeugen an den oben erwähnten Miniſter eingefendet werden, 
welcher diefelbe unterfucht, und wenn fie nach der Vorfchrift der Gefege verfaßt, und nichts 
dagegen zu erinnern gefunden worden ift, dem Könige vorlegt, und ſodann in die dafür 


beſtimmten Archive zur Aufbewahrung abgiebt. 
Urt 20. 

Der Miniſter darf jedoch keine Verhandlung über Geburt, Bermählung und Eterbfälle 
der Prinzen oder Prinzefiinnen des Königlichen Haufes aufnehmen, ohne von dem Könige durch ein 
befonderes Reſcript dazu ermächtiget worden zu ſeyn, welches ausdrücklich angeführt werden muß. 

Yrt 21 


Bei Sterbfällen der Prinzen und Prinzeffinnen des Königlichen Hauſes wird das 
Eiegel in ihren Palläften und Häufern durch den Minifter des Königlichen Haufes angelegt, 
oder durch desfelben Bevollmächtigten, zu welchem an dem Orte, wo erwähnter Minifter 
nicht gegenwärtig ift, der erſte allba wohnende Staatsbeamte aud beftändigem Auftrage ers 


nannt wird. 
| Vierter Titel | 
Pon der Antsicht des Königs über die Prinzen und Prinzessinnen des Königlichen Hauses. 
a rt. 22. | 


Da bie Erziehung. der Prinzen und Prinzeſſinnen des Koͤniglichen Hauſes den wichtigſten 
Einfluß auf das Wohl der Völker hat, fo Fommt dem Könige als Regenten und Haupt der Familie 


eo Ä Abth. III. Abſchn. I. Tit. IV. 


die Befugniß zu, Einſicht von der Erziehung aller Prinzen und Prinzeſſinnen Seines Hauſes 
zu nehmen. 


Art. 25. 


Kein Prinz und keine Prinzeſſin des Koͤniglichen Hauſes darf chne ausdrückliche 
Erlaubniß des Königs in einen fremden Staat ſich begeben. 


Art. 24. 


Ueberhaupt fteht es dem Monarchen zu, alle zur Erhaltung der Ruhe, Ehre, Ord⸗ 
nung und Wohlfahrt bes Königlihen Haufes dienlihen Maasregeln zu ergreifen. 


Süunfter Vitel, 
Pon der Shron- und Erbfolge. 


Yrt 25 


Die Krone ift erblih in dem Manneftamme des Königlichen Haufes nad dem Rechte 
der Erfigeburt und der agnatiſch Linialifchen Erbfolge. 


Yrt 26 


Zur Eucceffionsfähigkeit wird eine rechtmäßige Geburt aus einer ſolchen Ehe erfors 
dert, welche von dem Königlihen Haufe als fiandesmäßig anerkannt ift. 


Yrt 27. 


Eollte der nad Artikel 35 zur Erbfolge berufene Mannsftamm des Röniglihen Haus 
fes erlöfchen, fo bleiben bie weiblihen Nachkommen für ſich felbft von der Megierung auss 
gefhloffen, und das Mecht der Megierungsfolge geht nur auf die Eöhne diefer weiblichen 
Nachkommen über. 


YUrt 28 


Ihre Erbfolge-Orbnung wird in der Art feſtgeſetzt, daß nad dem Ableben des Tepten 
Monarchen der erfigeborne Eohn der älteften Prinzefin Qochter, oder wenn Feine Töchter 
bes legten Dionarchen vorhanden wären, der erfigeborne Sohn derjenigen Prinzeffin, melde 
dem legten Monarchen im Grade am nächften verwandt ift, fuccedire. Bei mehreren im 
gleihen Grade verwandten Prinzeffinnen, bat der erſtgeborne Sohn der älteſten Prinzeſſin in 
der Erbfſolge-Ordnung den Vorzug. 


Art. 29 


Wäre Feine maͤnnliche, erbfähige Nachkommenſchaft von der aͤlteſten Tochter vorhan⸗ 
den, fo fällt die Thronfolge auf den erſtgebornen Sohn der zweitgebornen Tochter, und das 
Naͤmliche findet ſtatt bei den zur Succeſſion berufenen männlichen Nachkommen der übrigen 
Prinzeffinnen. — Die Erbfolge bleibt übrigens in berfelben Linie, in welche fie eingetreten ifl 
fo Iange, als darin fucceffionsfähige männliche Eproffen vorhanden find, unter welchen das 
Recht der Erfigeburt auf die nämliche Art, wie bei dem agnatifchen Manmeflamme, den Vor⸗ 
zug giebt. 
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YUrt 30. 


- Benn eine Prinzeffin ſich ohne die Einwilligung des Monarchen verehelicht hat, fo 
bleibt ihre Nachlommenfchaft von der Erbfolge ausgefchloffen. 


Art 31, 

Da die Prinzeflinnen für ſich felbft von der Ihronfolge (Art. 27.) gänzlich ausge: 
fhloffen find, fo bedarf es deshalb bei ihren WVerehelihungen künftig Feiner befondern Ver: 
zichtleiſtung, fondern es ift hinreichend, daß in den Ehepakten ftatt eines befondern Beil 
ſich Tedigli auf den obigen Art. 37. des Familien: Gefepes bezogen werbe. 


Yrt 32 


Wenn die oben beftimmte Erbfolge = Ordnung in der weiblihen Nachkommenſchaft 
auf einen Prinzen fällt, welcher zur Erbfolge in einem auswärtigen zu Deutfhland nicht 
gehörigen Staat berufen ift, oder einen ſolchen ſchon wirklich befizt, und darauf zu verzichten 
nicht gemeigt ift, fo tritt der ihm zunächft folgende Sohn an feine Etelle, oder, wenn in die: 
fer Linie nur ein einziger Prinz vorhanden wäre, derjenige Prinz, welcher nad Art. 23. und 
39. zur Thronfolge berechtiget iſt. 


Art. 33. 
Der zur Megierungsfolge berufene Sohn einer Prinzeffin, wenn er minderjährig iſt, 
mug im Königreiche Bayern unter ber im gegenwärtigen Familien⸗-Geſetze beftimmten Aufſicht 
erzogen werden. 


Art. 34. 


Alle künftigen Regenten Bayerns, welche allenfalls noch andere deutſche Staaten 
befigen, müſſen ihre gewöhnliche Reſidenz in der dafür beſtimmten Haupiftadt des Königreiches 
auffchlagen. 


Art. 55. 


Eolite der unglüdlihe Fall fi ergeben, daß nach den bisherigen Befiimmungen, 
ſowohl in der männlichen, als weiblihen Nachkommenſchaft des Königlichen Haufes Fein fuc⸗ 
eeffionsfähiger Erbe weder wirklich vorhanden, noch mit Wahrſcheinlichkeit zu hoffen wäre, 
noch daß mit andern fürftlihen Häufern in Beziehung auf einen folhen Fall verbindliche 
Sröverträge beflünden, fo mwirb es bem letzten Monarchen zur Pflicht gemacht, durch Annahme 
eines Prinzen aus einem deutfchen fürftlihen Haufe, welcher noch feinen Staat befigt, oder 
zu deffen Megierung nicht unmittelbar berufen ift, an Kindesflatt fi einen Nachfolger zu 
beftimmen. 


Yrt 36. 


Die Unterhandlungen über die Ernennung eines Nachfolgers durch Adoption werden 
durch den adoptirenden Monarchen geführt. 


Der adoptirte Prinz tritt, wenn dieſes erfolgt iſt, in die Linie der direkten Nach⸗ 
kommenſchaft des Monarchen ein erhaͤlt ben Titel eines baperifchen Prinzen, und wird ale 
folder öffentlich ausgefchrieben. 
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Art 537 


Etirbt in der Folge ber Monarch ohne Hinterlaffung einer ehelichen, erbfolgefäbigen 
männlichen Nachkommenſchaft, fo folgt unmittelbar der Adoptirte. 


YUrt.38 
Eollte aber nah der Adoption bem legten Monarchen vor feinem Ableben nod ein 
erbfolgefähiger ehelicher Eohn geboren werden, fo bleibt das Erbfolgereht des Adoptirten bie 
zur Erlöſchung ber daraus entftehenden männlichen Nachkommenſchaft aufgefchoben. 


Der Adoptirte.und. feine Nachkommen erhalten indeffen ale Vorrechte und Vortheile 
bayerifcher Prinzen und Prinzeſſinnen. 


Art. 59%: 


Eollte in dem oben (Art. 35.) vorausgefehten alle der legte unbeerbte Monarch 
ohne vorgenommene Adoption eines Nachfolgers mit Tod abgehen, fo tritt fogleich die 
geſetzliche Meicheverwefung ein, melde die Vorforge zu treffen hat, damit das Neid aus eis 
nem bdeutfchen fouveränen fürftfihen Haufe, wobei auf die obigen Vorſchriften (Art. 55.) Rück⸗ 
ficht zu nehmen ift, längftens in den erften fehs Monaten nad) dem Tode bes legten Monare 
chen einen Regenten erhalte. 
| | Art 40 
Die Prinzeffinnen find nicht nur von der Megierungsfolge, ohne daß es deshalb einer 
befondern Verzichtleiftung bedürfe (Urt. 31.) fondern auch von ber Ssnteftat» Erbfolge alles 
beweglihen Vermögens des legtverftorbenen Monarchen ausgefchloffen, fo lange noh Mannes 
ftamm in dem Königlichen Haufe vorhanden ift. Bis zur Erlöfhung des Mannsftammes blei- 
ben fie auf bie ihnen ausgefegte Ausſteuer befchränkt. 

I | Art 4. 

Im Falle gänzliher Erlöfhung des Mannsftammes wird den Prinzeffinnen zwar ein 

Erbfolgeredht, aber nur auf jenes zurücgelaffene Vermögen eröffnet, welches nicht als Be⸗ 


ſtandtheil des ber Krone angehörigen Vermögens nad ben früheren Familien Geſehen und 
Verträgen Unſeres Hauſes und der Konſtitution unſeres Reiches erklaͤrt iſt. 


Dahin gehoͤren: 


4) alle Archive und Regiſtraturen; 

2) alle öffentlihe Unftalten und Gebäude mit ihrem Zugehoͤr; 

3) alles Geſchütz, Munition, alle Militärs Magazine und was zur Landeswehr 
möthig iſt; 

4) alle Einrichtungen der Hoflapellen und Hofämter mit allen Mobilien , weldye 
der Aufficht der Hofftäbe und Hofintendanzen anvertraut find, und zur Noth⸗ 
durft oder zum Glanze bes Hofes gehören; ; 

5) alles, was zur Nothdurft oder zur Zierde der Reſidenzen und Luſtſchloͤſſer 
gehört; 

6) · der Hausfchak, and was von dem Erblaſer mit demſelben bereits vereiniget 
worden iſt; | 
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7) alle Eammlungen für Künfte und Wilfenfchaften, als: Bibliotheken, phyſika⸗ 
Iifcher, Naturalien: und Münz:Kabinete, Antiquitäten, Etatuen, Sternwarten 
mit ihren Inſtrumenten, Gemäldes und Kupferſtich⸗ Cammlungen und fonftige 
Gegenftände, die zum öffentlihen Gebrauche, oder zur Fortpflanzung der Künſte 
und Wilfenfchaften beftimmt find; 

3) alle vorhandenen. Vorräthe von Itenten ober GSefällen an baarem Gelde und 
Kapitalien in ben Etaatslaffen, oder an Naturalien bei den Mecepturen; ferner 
bie Ausftände der Gefälle, weldhe zur Führung und Fortfegung der Staats⸗ 
regierung und Hofbaltung erforderlich find; 

9) alles, was aus Mitteln des Staats: Ramerals Vermögens erworben wurde. 


Sechster Titel, 
Yon Appenagen, Aussteuer und Witthum. 


Art 2%. 


Keine Appanage darf Fünftig auf liegende Güter conftituirt werden, fondern fie fol 
in einer Appanagial:Rente in Geld von höchſtens hundert taufend Gulden auf die Königliche 
Etaats = Kaffe angewiefen werden, welche in monatlihen Raten an die nachgebornen Prinzen 
ausbezahlt wird. 


Yrt 43. 


Der Unterhalt bed Kronprinzen wird von dem Könige befondere fefgefept, und auf 
die Staatskaſſe angemwiefen. 


Art 4. 


Die e Appanage der Nachgebornen wird von dem Könige durch eine befondere Urkunde 
feftgefegt und angewiefen, fobald für dem nachgebornen Prinzen bei feiner Vermaͤhlung ein 
eigenes Haus gebildet wird. 

Bis dahin werben die nachgebornen Prinzen zwar auf Koften der Königlichen Staats⸗ 
Kaffe unterhalten; biefer Unterhalt wirb aber jährlich von dem Könige befonders beflimmt. 


Yrt 45 
Wenn nachgeborne Prinzen, welche nicht Eöhne des Monarchen fi nd, bie Volljaͤh⸗ 
rigkeit zwar erreicht haben, aber noch nicht vermaͤhlt und vollkommen etablirt ſind, ſo ſoll 
ihnen inzwiſchen und bie zur gänzlichen Etablirung der dritte Theil der geſetzlichen Appanage 
su ihrem Unterhalte angewiefen werden. 
nn Art. 46. 

Wenn für einen nachgebornen Prinzen die Appanage feitgefeht und angewieſen iſt, 
fo muß derfelbe davon nicht nur den Unterhalt feines Haufes, fondern auch die Ausſteuer feiner 
Zöchter, die Etablirung feiner Eöhne, und die Wiütthuume feiner Linie beftreiten. 

Sollte deffen Familie fo zahlreich feyn, daß. die ausgefehte Appanage zu ihrem flans 
Desmäßigen Unterhalte nicht binreichte , ie. wird ber König für folche einzelne Fälle geeignete 
Vorſorge treffen. 2. 

| 4 
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Art. 87. 


Ein folder appanagirter Prinz muß allezeit die in feinem Haufe getroffenen Eins 
richtungen dem Könige zur Betätigung anzeigen. 


Yrt 48. 


Da die Prinzeffinnen zum Beften des Manneftammes von ber Erbfolge ausgefchloffen 
find, fo muß, fo lange fie ledig find, für ihren flandesmäßigen Unterhalt geforgt werden, 
welcher von dem Könige für Seine Prinzeffinnen Töchter in dem für das Königliche Haus ents 
worfenen Etat jährlich beftimmt wird. 


Yrt. 49 


Wenn der Monarch für den Fall feines Ablebens mit dem Negierungs: Nachfolger 
wegen des Unterhaltes Seiner zurüdgelaffenen Prinzeffinnen Feine befondere Verabredung ges 
troffen bat, und die verwittwete Königin gleichfalls nicht mehr am Leben ift, fo ift der Nach: 
folger verbunden, einer jeden volljährigen Prinzeffin, fobald ein eigenes Haus für fie gebil: 
det wird, bis zu ihrer DVermählung für ihren flandesmäßigen Unterhalt eine jährliche Mente 
von höchſtens dreißig taufend Gulden in monatlihen Raten anzuweifen. 


Yrt. 50 
Eo lange die verwittwete Königin am Leben ift, und ihren Wittwenftand nicht ändert, 
verbleiben die ledigen Prinzefiinnen Töchter in ihrem Haufe unter ihrer unmittelbaren Aufficht, 
und empfangen von dem Thronerben für ihren Unterhalt die Hälfte der obigen Summe. 
Yrt 51. 
Bei ihrer Vermählung ift für jede Prinzefiin aus der Königlichen Hauptlinie jur 
Ausfteuer und Zotal= Abfindung ein Belrag von einmalhundert taufend Gulden feftgefegt. 
Yrt. 52. 
Das Witthum der regierenden Königin ift, nebft einer anftändigen Reſidenz, auf zwei⸗ 
malhundert taufend Gulden jährliher Einkünfte als Maximum beftimmt. 
Ur 55 


Die darüber auszufertigende Urkunde wird von dem Könige unterzeichnet, und mit 
Seinem KRabinets- Siegel bedruct, dann in Gegenwart zweier von dem Könige befonders hiezu 
ernannten Zeugen dem Minifter des Königlichen Haufes zugeftellt, worüber ein befonderes Pro⸗ 
tofol aufgenommen wird. 


Yrt 54% 
Die ausgefertigte Urkunde wird alsdann in dem Haus= Archive bis zu dem Zeitpunfte 
des eintretenden Falles aufbewahret. 
Art. 55. 


Nah dem erfolgten Ableben des Monarchen wird fle Seinem Nachfolger von dem Dis 
nifter des Koͤniglichen Haufes vorgelegt, welcher gehalten ift, biefelbe pAnktlih vollziehen zu 
laffen und der Wittwe eine Abſchrift hievon zuzuftellen. 
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Art 56. 


Die nachgebornen Prinzen beftimmen auf eine ähnlihe Art das Wittbum ihrer Ges 
mahlinnen, jedoch muß die darüber ausgefertigte Urkunde dem Könige zur Beſtaͤtigung vorges 
legt werden. 


Siebenter ®itel, 
You dem Hofstaate des Aöniglichen Hauses. 


Art. 57 


Der König ernennt das Perfonal Seines Hofftaates, jenes der Königin, des Kron⸗ 
prinzen, der Königlichen Wittwen und der AUppanagirten in der Königlichen direkten Linie; die 
Wahl des Hoffiaates der Prinzen der Neben⸗Linien muß ihm wenigftens angezeigt, und kann 
nur mit Eeiner Genehmigung angeorbnet werden. 


Adter Litel. 
Vom Privat - Vermögen der Glieder des Aöniglihen Hauses und der Erbfolge in dasselbe. 


Yrt 583. 


Ueber Gegenftände, welche zu dem Etaats- und Haus: Fidei- Rommiß: Vermögen 
gehören (Art. 41.), fteht dem jedesmaligen Regenten Feine Privat: Dispofition zu; diefe kann 
fih nur auf dasjenige Vermögen erftrecken, weldhes der Monardy meder aus Etaats: Mitteln, 
noch durch Etaats = Verträge, fondern durch Erfparniß aus den zu einer Privat:Dispofition 
geftellten Einnahmen, ober aus fonftigen Privat Ziteln erworben, und bem Vermögen bes 
Etantes und der Krone noch nicht einverleibt hat. 


Yrt 59 
Der Monarch ift in Eeinen Dispofitionen an die Vorſchriften der bürgerlichen Gefege 
nit gebunden. 
" Art 60. 
In Ermanglung einer Dispofition findet in dad zuräcgelaffene Privat: Vermögen 
des Monarchen auch eine nteftat= Erbfolge ftatt. 
Art. 61. 
Diefe Ynteftat s Erbfolge richtet ſich nach den bürgerlichen Gefepen. 


Yrt. 62. 
Die übrigen Glieder Unjeres Hauſes find bei den Dispofltionen Aber ihr Privats 
Vermögen den bürgerlichen Gefegen unterworfen , bie fie beobachten müſſen. 
Nach denfelben Gefepen muß auch die Erbfolge in ihr Privat- Vermögen beftimmt 


werben: 
4* 
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Art. 62. 
Ueber bie ihnen angewiefene Appanage fteht ihnen ohne Genehmigung des Königs 
keine giltige Dispoſition, felbft in ihrer Linie, zu. 
Yrt 6% 
Nah Abgang ihrer männlihen Erben fällt fie an die Krone zurüd. 


Weuuter Sitel. 
Yon der Beichsverwesung und den Vormundschalten. 


Ä Yrt 6. 
Die Reichsverweſung tritt ein: 
a) während ber Minderjährigkeit des Monarden; 


b) wenn derfelbe an der Ausübung der Megierung auf längere Zeit verhindert iſt, 
und für die Verwaltung des Reichs nicht felbft Vorſorge genoffen hat, oder 
treffen kann; 


c) im Falle gaͤnzlichen Ausſterbens ber regierenden Familie, wo bei dem Ableben 
dee ‚Iepten Monarden Sen Nachfolger noch nicht ernannt wäre. 


Art 66. 


Die Volljährigkeit & der Prinzen und Prinzefiinnen des Königlichen Haufes tritt | mit Ä 
dem zurückgelegten 13, Jahre ein. 


Yrt. 67. 


Einem jeden Monarchen flieht es frei, unter ben volljährigen Prinzen des Haufes 
den Meichsverwefer während der Minderjährigkeit Seines Nachfolgers zu wählen. In Er- 
manglung einer folchen Beftimmung gebührt diefelbe demjenigen volljährigen Agnaten, welcher 
nach der Lineal: Erbfolges Ordnung und nad dem Rechte der Erfigeburt der Nächte an ber 
Erbfolge ift. 

Wäre derjenige Prinz, welhem die Neiheverwefung nad obiger Beflimmung 
gebührt, felbft noch minderjährig, oder durd ein fonftiges Hinderniß abgehalten, die Regent⸗ 


Ihaft zu übernehmen, fo fällt fie auf denjenigen Agnaten, welcher in der oben feftgefegten 
Drdnung nah ihm der Nächfte ift. 


Diefer ſetzt diefelbe fo lange fort, bis der durch das Gefep vor ihm berufene Agnat 


die Volljährigkeit erreicht, oder das Hinderniß, welches ihn von der Uebernahme der Regent: 
ſchaft abhielt, aufgehört hat. 


Urt 6% 


Eollte ber Monarch durch irgend eine Urſache, die in ihrer unglücklichen Wirkung 
langer, als ein Jahr dauert, an der Ausübung der Regierung gehindert werden, und für 
diefen Kal nicht Selbſt Vorfehung getroffen haben, oder treffen Fönnen, fo findet die für den 
Fall der Minderjährigfeit beftimmte gefegliche Megentfchaft ftatt. 
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| rt. 6% 

Wenn der König nah Art. 67. den Heicheverwefer für den Fall der Mminderjahrigkeit 
ernennt, ſo wird die darüber ausgefertigte Urkunde durch denjenigen Miniſter, welchem die 
Verrichtungen eines Miniſters des Königlihen Hauſes übertragen find, im Haus-Archive bie 
zum Ableben des Monarden aufbewahrt, und dann dur biefen im Königreihe bekannt 
gemadht. Dem Reichsverweſer wird die über feine Ernennung ausgeferfigte Urkunde zugleich 
mitgetheilt, worauf derfelbe nad abgelegtem Eide (Urt. 74.) die Neicheverwefung übernimmt. 


Yrt 70. 
Sn dem oben Art. 65. c. vorausgeſetzten Falle fteht die’ Dreichsverwefung | dem erften 
Kron Beamten zu, welcher aud in ganzliher Ermanglung eines volljährigen Agnaten das 
Reich verwaltet, bis der durd das Gefep zur Reichsverweſung berufene Agnat die Volljaͤh⸗ 
rigkeit erlangt hat. 


Art. 7. 


Einer verwittweten Königin gebührt zwar unter der Aufſicht des Reichsverweſers die 
Erziehung ihrer Kinder; derſelben kann aber die Verwaltung des Reiches nie übertragen 
werden. | 


Yrt 72. | 
In den im Artifel 65. a. und b. bezeichneten Faͤllen wird bie Regierung im Namen 
des minderjährigen oder in der Ausübung der Regierung gehinderten Monarchen geführt. — 
| Art. 3.0 

| Eo wie in diefen Bällen alle Ausfertigungen im Namen des minderjährigen oder 
in der Ausübung der Regierung gehinderten Königs gefhehn, fo werden aud alle Münzen 
mit Seinem Bruftbilde, Wappen und Titel geprägt, und die Eiegel nebft den Koͤniglichen 
Wappen, wo es erforderlich iſt, mit Seinem Namen bezeichnet. 

Yrt 7% 


Der Prinz des Königlihen Haufes oder derjenige Kron- Beamte, welchem bie Reiche: 
verwefung übertragen wird, muß bei dem Antritte der Negenfchaft nachſtehenden Eid ablegen: 
„Ich ſchwoöre: die Geſchaͤfte des Staates in Gemaͤßheit der Geſetze des 
„Reihe zu verwalten, die Integrität des Königreichs, die Rechte des Staats 

„und der Königliben Würde zu erhalten, und dem Könige die Gewalt, deren 
‚Ausübung mir anvertraut iſt, getreu zu übergeben.” 


worüber ein besonderes Protofol aufgenommen wird. 


Yrt. 75. 
Der Megent übt während feiner Reichsverweſung alle Rechte aus, welde in der 
Konftitution und in dem gegenwärtigen Familiengeſetze nicht beſonders ausgenommen ſind. 
Art. 76. 


ide Aemter, mit Ausnahme ber Juſiz Siellen, koͤnnen nähen der Reicheverweſung 
nur proviſoriſch befegt werden. | ni 
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Der Reichsverweſer kann weder Krongüter veraͤußern oder beimgefallene Lehen 
verleihen, noch neue Aemter einführen. 


Art. 77. 


Der Reichsverweſer iſt verbunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachten 
des Geſammt⸗Miniſteriums zu erholen, welches als der Regenſchaftsrath anzuſehen iſt. 


Art. 78. 


Dem gewöhnlichen Titel, welchen der Regent geführt, wird beigeſeht: 
„Des Königreichs Bayern Verweſer.“ 


Yrt 79. 

Der Meichöverwefer hat während der Dauer der Regentſchaft ſeine Wohnung in der 
Koͤniglichen Reſidenz, und wird auf Koſten der Staatskaſſe unterhalten, auf welche er nebſtdem 
zu ſeiner eigenen Verfügung jährlich zweimalhundert taufend Gulden in monatlichen Raten 
anweifen darf. 

Art. 80. 

Die Regentſchaft dauert in dem im Art. 67. bemerkten Zalle bis zur Großjährigkeit 
des Königs, im alle des Art. 63. bie das eingetretene Hinderniß aufhört, und in dem im 
Art 70. angeführten alle bis zur Ernennung des neuen Monarchen. 


Yrt 381 


Nachdem die Megentfchaft auf die eine oder andre Art beendiget ift, und der in die 
Megierung eintretende neue König den feierlichen Eid, wie folgt: 

„Ich ſchwöre, nad ben Gefehen des Königreich ju regieren, und ſtets 

„unpartheiifche Rechtspflege bandzubaben, —“ 
abgelegt hat, werden alle Verhandlungen der Megentfchaft geſchloſſen, und der Regierungs⸗ 
Antritt des Königs wird in der Reſidenz und in dem ganzen Königreiche feierlich kund gemacht. 

Ueber die Eides⸗Ablegung des Königs und den Regierungs-Antritt desſelben, wird 
ein Protokoll verfaßt, und in dem Meich6: Archive hinterlegt. 

Yrt 82. 

Die Vormundfchaft über die Königlichen Prinzen und Prinzeffinnen, in fo weit fie 
auf die Reichsverweſung fich nicht bezieht, Tann durch eine väterlihe Dispofition beſonders 
angeorönet werden. In Ermanglung einer folhen Dispofition gebührt der verwittweten 
Königin die Erziehung ihrer Kinder, und die Vormundſchaft über ihr Privat: Vermögen 
während ihrer Minberjährigkeit, jedoch unter der Mitwirkung und Auffiht bes Monarchen 
oder des gefehlichen Meichöverwefers, welche Aufficht auch bei der durch den verftorbenen 
Monarchen angeordneten Vormundſchaft flatt hat. 


Urt 35 


Eollte die vermittwete Königin vor beendigter Vormundſchaft mit Tod abgehen, oder 
wegen eines gefeplichen Hinberniffes die Vormundſchaft nicht fortführen Eönnen, fo kommt bie 
Unordnung bderfelben dem nachgefolgten Monarchen oder dem jedesmaligen Hteicheverwefer zu. 
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A r t. 34. 
Die Prinzeſſinnen verbleiben unter der Kuratel des Monarchen und reſpektive des 
Reichsverweſers bie zu ihrer Vermaͤhlung, es mag für fie ein beſonderes Haus gebildet wor⸗ 
den fepn, ober daß fie bei der verwittweten Königin fich befinden. 


Yrt 8 
Die Prinzen des Königlihen Haufes können für die Verwaltung des Vermögens 
und die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder Vormünder ernennen, diefe müffen aber von 
dem Könige betätigt werden. 
| Art 86. 
Menn der Dater entweder felbft Feine Vormünder ernannt hat, oder die ernannten 
baben die Königliche Genehmigung nicht erhalten, fo kömmt ihre Beftellung dem Könige zu. 


Yrt 37 
Die Vormünder müffen bei der Erziehung der Prinzen und Prinzeffinnen bagjenige 
beobadhten, was Tit. IV. Art. 22. deshalb verordnet if. 
Art. 88. u 


In Anfehung der Verwaltung des Vermögens haben fie die Vorfchriften der Geſetze 
des Königreichs zu beobachten, jedoch wird bei ihren Handlungen die Beftätigung des Könige 
erfordert, wo bei Privaten die Beftätigung der Gerichte vorgefchrieben ift. 


Behunter Site. 
Yon der Gerichtsbarkeit über das Königliche Haus und von dem Familien - Bathe. 


Yrt. 89. 
Neal: und vermifchte Klagen gegen ein Glied des Königlihen Haufes werden bei 
den einfchlägigen Königlichen Uppellationsgerichten angebracht. 
| YUrt 90. 
Für alle andern perfönlichen gerichtlichen Angelegenheiten der Prinzen und Prinzeffinnen 
des Königlichen Haufes wird der König einen Familien-Rath anordnen. 
Yrt 91. 
Diefer befteht aus dem Könige, dem Kronprinzen, denjenigen Prinzen des Königlichen 
Haufes, welche das achizehnte Fahr erreicht haben, den Miniftern und übrigen Kron-Beamten. 
| Urt 9. 


Der Familien - Rath wird von dem Könige oder in bdeffen WUbwefenheit von dem 
Kronprinzen präfidirt; find beide nicht gegenwärtig, fo wird das Prafidium nah Gutfinden 
des Monarchen einem andern übertragen. 

Diefe Uebertragung gefchieht durch ein befonderes Dekret. 


Yrt 93 
Der Familienrath verfammelt fih nur auf ausdrücklichen Befehl des Könige, und 
zu dem von ihm beflimmten Zwede. 
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| Art 9% 
Zu deffen Gefhäftss Sphäre gehören: 
a) alle Befchwerden gegen die Prinzen und Prinzeffinnen des Rönigigen Haufes; 
b) alle blos perfünlichen Klagen gegen diefelben; 
‚ €) bie Jnterdictionen der Prinzen und Prinzeffinnen; ; 
d) die Eheſcheidungen, in Beziehung auf ihre bürgerlichen Wirkungen; 
e) die Vormundſchafts⸗Sachen. 
Yrt 65 
Bei perfonlichen Klagen wird zuerſt eine gütlihe Vereinbarung der Betheiligten 
verſucht. Kommt ein Vergleich zu Etande und der König hat ihn genehmigt, fo unterbleibt 
die Zufammenberufung des Familien-Rathes. 
= Art 96 
Hat die Zufammenberufung ftatt, fo wird biefe durch ein Dekret an ſmmtiche Mit⸗ 
glieder bekannt gemacht. 


1 rt 97. 
Der SufigeMinifter bat bei dem Familien Mathe den Bortrag. 
| Yrt. 98 


Sollte eine gerichtliche Angelegenheit von großer Wichtigkeit und großem Umfange 
eintreten, fo nimmt der Familien-Rath die Eigenfchaft eines Königlihen oberften Gerichte- 
bofes an, und aledann werben die Präfidenten der oberfien Yufliz- Etele und des Appella⸗ 
ſloncherichn! der Reſidenz-Stadt demſelben für dieſen Fall beigefept. 


Art. 99 
Die beiden Juſtiz-Praͤſidenten beſorgen die geſetliche Inſtruktion des Verfahrens, 
und führen den Vortrag. 
| | Urt. 400. | | ’ 


Der Bamiliens Math erkennt in der ihm beigelegten Eigenfhaft nach den rechtlichen 
Verhältniffen des Falles. Das Erkenntniß muß von dem Könige beftätiget werden. 


Da Wir in bdiefes Familien = Etatut alle jene Dispofitionen aufgenommen haben, 
welche in den älteren Familien:Gefegen und Verträgen Unferes Haufes enthalten und auf die 
gegenwärtigen Verhältniffe desfelben noch anwendbar find, fo erflären Wir alle in dem gegen⸗ 
wärtigen Gefepe nicht ausdrücklich beftätigten älteren Familien = Gefepe und Verträge ale 
aufgehoben, und denfelben fo künftig Feine rechtliche Wirkung mehr beigelegt werben. 
| Alle Glieder Unferes Königlihen Hauſes und alle Landesftellen werben hierauf ale 
auf ein pragmatifches Staategeſet verpflichtet, und zur genauen Befolgung besfelben hiedurch 
angewieſen. 

So gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenz-Stadt München, den achtzehnten des 
Monats Janner im Jahre Eintauſend achthundert und ſechzehn, Unſeres Reiches im eilften. 
Reg. Bl. v. 3. 1816. St XI. ©, 747. 
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B. Aonisliches Jamilien- Statut vom 5. August 1819. 
J 5 | u u | ... u. = $ 10. | | | . 


Urkunden und bekennen hiermit: Du die Berfaffungs» urtende Unferes Reichs vom 26. Mai 
1818 Abaͤnderungen des unterm 18. Jänner 1816 bekannt gemachten Familien⸗-Geſetzes *) in 
einigen wefentlihen Stüden erfordert, fo haben Wir nah vorgängiger Berathung in einer 
Verſammlung Unferes Sefammt-Minifteriums, unter Zuftimmung der. Agnaten Unſers Hauſes, 
nachfolgendes, Fünftig allein gültiges Haus: Grund zGefeg erlaffen, in welchem alle Anord⸗ 
nungen ber. ältern Samiliens Gefege und Verträge, fo weit fie mit. den in. obenerwähnten 
Verfaſſungs⸗Urkunde enthaltenen Beſtimmungen vereinbarlich und auf die ubeigen Derpältnifle 
Unfres Haufes noch anwendbar find, aufgenommen worden. | 


Wir beſchließen hiernach und verordnen: 


€ r ster Ti te 
Yon den Personen des Königlichen Gausen. 
0 Er 4. 
Das Königliche Haus begreift: 
a) alle Prinzen und Prinzeffignen, welche von bem Könige oder von einem 


Defcendenten bes gemeinfchaftlichen Stamm⸗Vaters des Königlichen Haufes, 
durch anerkannte, ebenbürtige, rehtmäßige Ehen, in männlicher Linie abftämmen: ; 


b) die Gemahlinnen der Königlichen Prinzen und ihre Wittwen, während ihres 
Wittwen-Standes. 
. Ale Glieder bes Königlichen Ganfen: Pr der Hoheit und Serihtebarteit des Mo⸗ 


aanden untergeben, und Er übt. ale Haupt des Haufes eine befondere Aufficht, mit beſimmten 
Rechten, über ſie aus. 


Dieſe Rechte find während ber Minberjäprigfeit des Königs, oder während der Dauer 
einer Verhinderung in Ausübung der Regierung, dem Neichsverweſer uͤberlragen. | 


 Bmeiter Gitel, 
Von nen Heirathen der Prinzen uns Yrinzessimen des Königlichen Hauses. . 
— 9. 4. 


u Kein Saperifcher ring, und, keine. bayerifche Prinzeſſin darf. eine 1 chelühe Verbindung 
eingehen, ohne dazu vonder. die. Einwilligung bee Konige erhalten. au. haben. E 





fi 


n) an vergl. verfehabin $. u — ur m 
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Tr Tasse 641 
Wenn der . König die Bewilligung ertheilt, ſo wird die Urkunde darüber unter 


Koͤniglicher eigenhändiger Unterſchrift und Koniglichem Siegel, und unter der Contraſignatur 
des Staats⸗Miniſters des Königlichen Hauſes ausgefertiget. 


Unterbleibt adieſe foͤrmliche Einwiliceng— P hat die geſchloſſene Ehe eines Mitgliedes 
des Königlichen Haufes, in Beziehung auf den Etand, Titel und Wappen besfelben keine 
rechtlihe Wirkung. Eben fo wenig können baraus auf Etaate = Erbfolge, Appanage, Aus: 
fteuer, Witthum, felbft auf die nach ältern Herfommen und Familien:Verträgen zugeftandenen 
Vortheile einer Ehe zur linken Hand Anſprüche gemacht werden. Die aus folder Ehe erzeugten 
Kinder, ober die zurücgebliebene Wittwe, haben nur eine Alimentation aus dem eigehen 
Bermögen des Vaters oder Ehegemals zu fordern. 


ae 
Alle von den Prinzen und Prinzeffinnen | des Königlihen Haufes gefchloffenen Che: 
Vertraͤge find nichtig, wenn fe die Königliche Dehätigung nicht erhalten haben. 


$. 5. 
Keinem Mitgliede des Königlichen Haufes iſt eine Adoption geftattet. . 


Dritter Titel 


Don den Verhandlungen über die Geburt, die Vermählungen Pre Die Sterhfäle in dem 
Königlichen Hause. | > 


G. 1. 
Diefe Verhandlungen werben unter der Leitung des Minifters des Königlichen Haufes 
aufgenommen, Der König ernennt aus den nächſten Prinzen des Haufes, nach diefen aus 
ben Miniftern, Kron⸗ und erſten Staats⸗ : Beamten, die zu ſolchen Verhandlungen erforbers 
lichen Zeugen. 


9. 2 
Wenn ber König an dem Orte, wo die Verhandlung vor ſich ‚geht, nicht gegenwärtig 
ſeyn follte, und die Zeugen nicht felbft ernannt hat, fo geſchieht die Ernennung derſelben 
aus den oben bezeichneten Perſonen durch den Miniſter des Königlichen Haufes aus befonderm 
Auftrage des Könige, und im Falle auc der obengenannte Minifter nicht gegenwärtig fepn 
follte, jo werden folgende Zeugen dafür beftimmt : 


a) ein voljaͤhriger Prinzg des Haufes, wenn ein ſolcher anwefend ift; 


b) die zwei erften im Orte befindlichen Staats⸗Diener, nebft den Hofbeamten des 
Vrinzen, welchen die Verhandlung betrifft. Die Verhandlung ſelbſt muß von 
dem erſten Koͤniglichen Beamten aufgenommen, bon den Zeugen: init’ unter⸗ 

fhrieben, und fodann an den obenerwähnten Minifter eingefendet werben, 

durch welchen fie, foferne fie nach den DVorfchriften des Geſetzes verfaßt, und 


& 
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ca 
„* 
er 


von ihm nichta‘ degegen u erinnern ‚gefunden worden u dem m Könige vorge: 
gt wid, .. Be Er 
u. 8. 
>... Bei Eterbfällen der Prinzen und Prinzeffinnen. des Königlichen. Hauſes wird das 
Siegel in ihren Pallaͤſten und Hänfern durch den Minifter des Königlichen. Hauſes angelegt. 
Un bem Orte, wo berfelbe nicht gegenwärtig iſt, beforgt die Eiegelanlegung der erfte allde 
wohnende Königliche Etaats s Beamte, als der aus beftändigem Auftrage hierzu ernannte 
Devollmäctigte | des 9. erwähnten Miniftere. | | 


nn — | . 4.“ 
Te Sn: allen. yorpin eswähnten: Kiten wird das Original. der verfaßten urkunde in 
dem Archive des Königlihen Hauſes, und eine beglaubigte Abſchrift in dem. Reichsarchive 
hinterlegt. 


m. . "Vierter Sitel. 
"un der Ali des Abriss über die Prinzen and Vrinzessinnen des Auniglichen geuren 


23782 


ya iu, hi ee $ 4, 
"Sem. Könige. ale Rebenten und Haupte des Hauſes Kommt die e Befugnif y zu, Euntte 
von ber Erziehung aller Prinzon und Prinzeſſinnen Seines Hauſes zu nehmen. 


* >. 2. nn ie 
* — x 


Kein Prinz und „feine, Prinseffin, des, Königlichen Hauſes darf ohne ausdrüͤckliche 
Erlaubniß des Könige in einen fremden Staat fi ich begeben. 


| $ A 
oo | " Yeberhaupt Heht es dem Monarchen u alle jur Erhaltung. der Buße, Ehre, Ord⸗ 
nung und Wohlfahri des Koöniglichen Hauſes dienliche Maaßregeln zu ergreifen. 


Fänfter Titel. 
Von der Ehron- uud Erblolge. 


5 el der Zhronfoige treten biejenigen Beftimmungen ein, "welche in der Verfaffungs- 
Urkunde Tit. I. 66. 2., 3, 4, 5. und. 6. desfalls enthalten find ). 
Sn den Källen, ba ein Vicekonig aufgeftellt wird, fol der zur Thronfolge beftimmte 
ein; ‚ode in Ermangelung eines dazu geeigneten Prinzen, ein Eingeborner dazu ernannt 
Für die Dauer des Mannsftammes, und im alle, wenn ein durch Erbverbrüderung 
zur Thronfolge berechtigter Prinz vorhanden, ift, find die Prinzeffinnen von der Nachfolge zur 
Keone durch die Verfaſſungs⸗ Urkunde ausgefälffn. . | 





8 A. ii. $.1. oben (m. 1. e. 300). J 
5 ® 
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>. Der Verzicht auf dieſe Nachfolge foll in kunftigen Eheverträgen unter Beziehung 
auf die einſchlaͤgige Stelle der Verfaſſungs⸗Urkunde beſonders autgedruck werden. 


g. 3. 


Die Prinzeſſinnen ſind nicht nur von der Degierungsfolge, ſendern auch von der 
Inteſtat⸗ Erbſdlge alles beweglichen Vetmögens des Mannsſtammes, ſowoͤhl in der Haupt 


Linie, als in den Neben⸗ ‚Linien ausgefloffen‘, fo Tange noch maͤnnliche Epyroſſen im ‚König: 
lichen Hanfe vorhanden find. 


Bis zur Grlöfhung des Manns⸗ : Stammes Bleiben fe ie "auf. bie huen, ’ausgefepte 
Ausſteuer beſchraͤnkt. Sollte der oben vorgeſchriebene Verzicht durch irgend einen Zufall nicht 
geleiftet: worden ſeyn, fo werden fie nach den Oefegen b dee  Rönigligen bauſes u Gunſten 
des Manns-Stammes für. verzichtet geachtet. a”, ana NS, 


| Er Pe Pa SEE bs wi 
Im Falle gänzliher Erloͤſchung * Manns Etammes wird ben Prinzeſſinnen die 
Erbfolge in das Privat = Vermögen bes legten Monarchen nad dem Klassen VIII. Titel 


Da Sur er 


Haufes und der Verfaffungs-Urkunde des Reichs Zu. m. 69. 4. und 2: erklärt. ift*), richtet 
fih die Erbfolge nach den: Befimmungen über bie. Throafolge.. ya. sein anal 


Se 4 s r er bi t el. 

don Apanagen 9, Aussteuer ı and Witthum 3. 
J x reis Zu ni SL 
\ 9. 1. Er N 253 


Pa WE BE RN red: 1”. 


Keine Appanage darf. künftig. auf liegende Güter, fondern " fort. in einer Gelb: 
Dtente von bbchſtens hundert tauſend Gutden, ‚welche in monatlichen Beträgen an die 


. . 3 4 — UI ERS X 


F — art nd LE KLAR re gen“ . 
H S. BWe. i. G. z32. 
b) Bemerkenswerth find hier folgende allerhöchſte Verorbnungen 4 dom 42. April 41802, über das bayerifche 
Großpriorat des Johanniter : Orden : 
„Da durch den nun hergeftellten allgemeinen Fiteden auch die Verhãltniſſe des Johanniter-Ordens im 
„Allgemeinen für die Zukunft beſtimmt worden ſind, ſo empfängt Unſere General⸗ Landes> Direktion in 
„den Anlagen eine Anzahl Abdrücke, des zwiſchen uns und Weiland Seiner Majeftät bem Kaiſer aller 
„Reußen im Jahre 1799 über bie Verhättniſſe ber daheriſchen Zunge viert Örteng Abgeſchloſſenen Ver⸗ 
or „trags und desfelben Beilagen, mit dem Befehle, in vöclommenden Bällen ſich nach’ ben’ Werfifgtinhtr 
2. beöfelben zu achten, bie untergeordneten Stellen ingleihen darnach anzuweiſen, ſofort peſſen Publikation 
„Buch das Regierungsblatt zu veranlaffen und ‚erwähnten Orden im Genuffe aller, feiner hierunten 
| „beftätigten Rechte und Befigungen um fo eräftiger zu handhaben und zu ſchützen, als nadı dem 
„Inhalte dieſes Vertrages das Großpriorat nebft allen dazu gefhhlagenen Gütern 
„einen konſtitutiven Theil Unſeres Hausfidbeilommiffes ausmahht.” - 7 
„Da übrigens vermög des 20. Artikels bes ‚vorliegenden Vertrags. das dermalige 
„vbayerifche Großpriorat ſammt der noch hinzukommenden Verg rößerung als.eine 
„perpetuirliche Appanage für die nachgebornen Prinzen uhferm Gpurhaufe bei: 
„gelegt worden, und Wir während der Minberjährigkeit unſers geliebten Sohnes, Carl Theoßtt, 
„als dermaligen Großpriors, in alle Rechte desſelben eingeſett fi ſia nd; ; r heten Ste unſerũ ehetmen 


£. 
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nachgebornen Prinzen auezubezahlen if, auf‘ bie Königliche Staats⸗ Kaſſe angewieſen werden. 
Für die nachgebornen Söhne des Könige wird bie Appanage niemals unter achtzig tauſend 
Hulden, wenn ‚se, etgblirt und, Yerbeirathet, find, und nicht unter ſechzig tauſend Gulden, 
wenn ‚Ne, vor ihrer. Vermahlung ſich etabliren, betragen. Wenn von dem ‚Könige nur. zwei 
Bringen binteptaffen,ı worden ſind, ſo tritt der Nachgeborne in die volle Apyanage von hundert 
faufend, Gulden ein, ohne daß in der Folge eine Verminderung ſtatt finden darf, jedoch wird 
bei den nachgebornen Eoͤhnen der künftigen Koͤnige die wirkliche Vermaͤhlung vorausgefept, 
auferbem mit der Etab irung lediglich eine Appanage von achtzig tauſend Gulden verbunden 
ſeyn ſoll. Neben⸗ Einkünfte , welche von Militär: oder andern Chargen ober aus befondern 
Aueln begogen werden, · lonnen in die Appanage nicht eingereänet w werben. | 
el PL ll en Le ra 9 2... ..— 

ver ;Unbepalt.b des Kronen wird vrdeml bilbnden fra, m auf bie 
Erst Sc engewiefen-. 
. Sie Yppanage der Nachgebornen werden nah dem. $ 4. angeführten Maaftabe von 
dem Könige durch eine befondere Urkunde feitgefept und angewiefen,, fobald für ben nachge⸗ 
bornen Prinzen ein eigenes Haus gebildet wird. Bis dahin werden die nachgebornen Prinzen 
zwar auß Koſten ber Königlichen Staats-Kaſſe unterhalten, dieſer r Unterha wird aber jaͤhrlich 
von dem Könige beſonders beſtimmt. 


—— Ben | 
run Disim: bereiro Beenden Umanagi ;Wenage im ainien Sauf beieben, bat 
26. hiebel fein BVerbleiben.: : .- 


5 
Die Prinzen des Königlihen Hauſes find nach dem Tode ihres Vaters berechtigt, 
nach erreichtem 24i1en Jahre ſich beſondere zu eiabliren, und Deu die Bun raebirande Appa⸗ 
mge.in: Auſpruch zu nehmen. un 
a EEE Pa Ser Pa BE Pe BE en a Ban BEE a a En Se BE EZ 
... . . —* und Konferenzmintfter Grafen von Morawitth, —X umd Rommentgur, zu u Biburg, ‚ die 
En Statthalterfäjaft des Broßprisrs, ſowohl in Kapitels: als auch in Pilorats:Kommenben:Gegenftänden 
' „Übertragen, and Unfren wirklichen geheimen Rath, Defiderius von Schneid, als Adminiſtrator Aufgeftelit, 

in welcher Eigenſchaft demſelben auch künftig auf feine dahin Bezug habenbe Borftellyungen u. dgl. die 
J 1; : „Refolutionen au. extheilen und zuzufertigen ſi ind. (RB. Bl. v. J. 1802. St. xvii. ©. 297.) 

Bei der Aufhebung des Johanniter⸗Ordens wurde über die Entfchädigung ver. bier angeführten Rechte 
Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen Carls von Bayern in der Allerhöchſten Verordnung vom 8. Sept. 
4808 Art. 18. beflimmt, was folgt: 

05 „ärt., 18. ‚Die Entſchädigung Unferes. zweitgebornen Prinzen‘ Carl Sheoder, ale Großpriors bes 
a u mäufgepobenen Prdens behatten Wir uns dor, mit 'angertteffener Ktichficht auf die dabet in Erwägung 
en au zlechenden veſondern Aetzaitniſt und daugeſete nähe vu Atinmen. : 8: Bl. v. 3 1808 
TE: LIV. S. 2161.) une F 


* 5 ig? vebät: hlerzu den Art VII. des Geſetet vom 1. Juli un, u 0.07 eine —2** 
LEibllliſte betr.: (ſ. den folgenden Sit; V. le Auchetuch. EL a ET TER 


> 
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Wenn für einen nachgebornen Prinzen bie Appanage feftgefeyt und ähgetsiefen if, tb uf 
berfelbe davon nicht nur den Unterhalt feines Haufes, fondern auch die Anfteher‘ ſeiner Lögten 
die Etablirung und Verſorgung ſeiner Söhne, und die Witthume in ſeiner fine: Seftreiien‘ 
Sollte deffen Familie ſo zahlreich ſeyn, daß die ausgeſetzte Appanage zu ihrem fandeshäßigen 


eo 


Unterhalte nicht mehr hinreichte, oder daß für dag Haus eines Prinzen Aus“ den Mebeitlinien nichi I 


wenigſtens der dritte Theil des Minimums der Appanage eines Koͤniglichen Prinzen ausjumitk 
teln wäre, fo wird der König für folde einzelne Bälle das Abgaͤngige ergängen. “ \ 4 


Auf den Fall des Abganges einzelner Zweige, von: ber, ‚Linie eines. nadgehornen 
Prinzen waͤchſt der eröffnete Antheil der Uppanage mit den damit verbundenen Laſten des 
Witthums, fo wie des Unterhalts und der Ausfteuer der Prinzeffinnen ben übrigen Zweigen 
jener. Linie 'gleichheitlih zu: Dem Könige bleibt jedoch vorbehalten. aus dieſer eröffneten 
Appanage den Unterhalt und die Ausſteuer der genannten Prinzeffinnen zu: beſtimmen, went 
nicht fchon früher der letzte Eproffe der abgegangenen Nebenlinie mit KRöniglicher Bewilligung 
bierüber Vorſehung getroffen haben ſollte. 


g. 7. W nt or 7— 3 2253 

Ein appanagirier Prinz muß allzeit die in ‚feinem. Haufe © geioflenen Ginihtungen 

Yeit ‚ Rönige jur Beflätigung anzeigen. : .  .. . 'r. tn al Ha. ln Tu 
$. 8. .. : Dry ont ie 

So lange die Prinzeſſinnen ledig find, muß für ihren ſtandesmaͤßigen Unterhalt geforgt 

twerden, welcher von bem Könige für. Seine Pringefiinnen Töchter in. dem. für das Ronigliche 
Haus entworfenen Etat jährlich beftimmt wird. taiue ia, Tatory 


§. 9. 

ir Denn der Monarch für den Fall Seines Ablebens mit dem Regierungs⸗Nachfolger 
wegen des Unterhalts Seiner zuruͤckgelaſſenen Prinzeſſinnen keine befondere Verabredung ger 
troffen hat, und die verwitiwete Königin gleichfalls nit mehr am. Leben iſt, fo iſt der Nache 
folger verbunden, einer jeden volljährigen Prinzeflin, fobald ein eigenes Haus für fie gebils 
det wird, bis zu ihrer Dermählung für ihren flandesmäßigen Unterhalt eine jährliche Mente 
don wenigſtens vierundzwanzig tauſend Gulden und bochſtens dei talıfend Gufben in mo⸗ 
natlichen Maten anzumeifen. 


Ohne befondere Gründe Fann aber, (ati die I Yeingefin t dad asfte dehr pr 
hat, derfelben bie Zeftellung € eines eigenen Hauſes nicht verweigert werden. — 


nn 6. 40. ln Fun or > 
So lange die verwittwete Königin am Leben. il und ihren Witwenſtand⸗ nicht aͤndert, 
verbleiben. die Tedigen Prinzeffinnen Töchter in iprem Haufe unter ihrer unmittelbaren Aufſicht, 
und: empfangen von dem Thronerben für ihren Unterhalt die Hälfte der obigen Eumine. Wenn 
eine Prinzeffin nach zurücgelegtem osften Jahr mit Genehmigung. des Könige. aus dem mütters 
lichen... Haufe tritt, ſo erhäft fie bie volle Appanage, ‚vorbehaltlich der dem Monarchen, vers 
möge bes IV. Titels, zuftehenden Rechte ber Aufſichtt. 8 


2... Ppdmiltengefepe:- 39. 
I 44. 
2 Fe jede Prinzeſſin ans der Königlichen Hauptlinie ift bei ihrer Vermählung zur 
Ausftener und Zotals 1Ubfindung ein Betrag von hundert ufend | Oulden jengeiept. 
. nt nt . 12. 


Das Witthum ber regierenden Königin beftimmt ſch, nebſt einer anftändigen einge⸗ 
richteten Reſidenz, jedesmal nach dem abgeſchloſſenen Ehevertrage, darf aber künftig nie mehr 
als einmalhundert zwanzig ‚taufend Gulden jährlich, nebſt benöthigter Fourage und Holz, 
betragen. | 


"Sn Anfehung des Witthums der gegenwärtig regierenden Königin verbleibt es bei 
den hierüber getroffenen Anordnungen °). 
‚ Na Ba ch ey 7 .. 6. 13. 2 
Die darüber zu errichtenbe Urfunde wird von dem Könige unterzeichnet, and mit 
Eeinem Rabinets: Eiegel gefertiget, dann im Gegenwart zweier, von dem Könige befonders 
biegu- ernannten Zeugen dem Minifter des: Königlichen Haufee zugeftellt, worüber ein beſon⸗ 
deres Vrotolon aufgenommen wird. | | 
Die ausgefertigte Urkunde wird alsdann in dem HaussArdive bis zu dem geitpunkte 
des eintretenden Falles aufbewahrt. | 
Nach dem erfolgten Ableben des onaen wird ſie Seinem Nachfolger von dem 
Minifler des Königlichen Haufes ‚vorgelegt, welcher gehalten ft, biefelbe pünktlich vollziehen 
iu laſſen, und der Wittwe eine Abſchrift hievon mitzutheilen. | | 
ge: 46 
9." Die nachäehornen Prinzen. beftimmen auf eine ähnliche Art das. Witthum ihrer Ges 
mahlinnen,, jedoch muß bie darüber auegefertigte Urkunde bem Könige zur Betätigung vor⸗ 
gelegt werden. 


 Biebenten Citel 
Im ‚dem. Hofstante. des Bingen Hauses, | 
. ar a Ey | | | | 
Der König ernennt Seinen Hofitaat, jenen der Königin, bee 3 Rronpringen ‚der Kö⸗ 
niglihen Wittwen und der AUppanägirten in der Königlichen direkten Linie. Die Wahl des 


Hofftaates der Prinzen der NebensLinien muß Ihm angezeigt, und Tann nur mit Eeiner 
Genehmigung angeordnet werden. 





Br“ 


.) Ametmmafpundert eauſend Gulden jatritche Cinkünfte, medſt einge 2 enföndigen Beldeng, Aid als Marimum 
für das Witthum der regierenden Königin beftimmt, Genftitutioen vom 4, Mai 1808. air. ll. * 6. 
(ſ. Bo. I. ©. 373.) en 


10: Abth. nu. Abſcha. I. it. IV. 


Achter Bitel, 
‚Yon Dem Yeint- — der Blieder des Asnisliche- Heuss, and der Enlabe in "Dasselbe... 


Ueber alle , Segenfände, welche zu.dem Staats⸗ und Haus⸗-Fidei⸗ ERommiß Vernogen 
gehören (Tit. V. 96. 5. und 4.) ſteht dem jedesmaligen Regenten keine Privat: Dispoſition zu; 
dieſe kann ſich nur auf dasjenige Vermoͤgen erſtrecken, weiches der Monarch meber ‚aus Staats⸗ 
Mitteln, noch durch Staats⸗ Vertraͤge, noch in ſideilommiſſariſcher Eigenſchaft zur Dererbung 
im vorhandenen Diannsftamme, fondern durch Erfparniß aus den zu Seiner PrivatsDispofition 
geftellten Einnahmen, oder aus fonftigen Privattiteln erworben, und „dem ‚Dermögen bee 
Staates und der Krone noch nicht einverleibt hat. 


G. 2. 
Der Monarch iſte in Seinen m Diopofttioenen a an bie Vorſchriften der r bürgerligen sin 
| it gebunden. non | a ad | 
ur u . , ge Br. Free J 


In Ermangiaug einer Siepoſlion findet in das zutügelaffene Prdat Bi mohen bes 
Monarchen auch eine Synteftat: Erbfolge, jedoch nur mit der Tit. V. 6. 5. enthaltenen Bes 
fhränfung und vorbehaltlich der in ber Verfaſſungs⸗ ⸗Urkunde Tit, II. 9. 4. enthaltenen Be⸗ 
Bimmungen a) ſtatt. :. | on 


‚ . 
BL} B 4% ‘ 
ur 2 


6. 4. | 
Die eintretenbe Inteſtat⸗ Erbfolge richtet, ſich nach den bürgericpen Selhen 
5 


1 


Die übrigen Glieder bes Königlichen Haufes fi nd bei din Dispöflionen‘ über ihr 
Hrivat⸗ Vermögen an die Beobachtung der bürgerlichen Geſehe gehaften, nach welchen auch 
die Erbfolge in basjelbe beftimmt wird. . 

6 

. Meber die. ihnen. angewieſene Appanage ſteht ihnen. ine Gerhnbing bes s Aomige 
feine ; Dispofition, fefbft .in ihrer Linie, 2. FE 
9. 7. 

Nah dem Abgange der männlichen Nachkommenſchaft eines nachgebornen springen 
fällt die ihm und feiner direkten Linie arigewiefene Uppanage, mit: den darauf ruhenden Laften 
des Witthums, fo wie des Unterhalts und der Ausſteuer der Prinzeffinnen, wenn nicht der 
Fit. VI. q. 6. angeführte Fall des Zuwachſes an die übrigen Zweige einer und ber : nämligen 
Nebenlinie eintritt, an bie Krone zurück. | 


v; J PER J 3 a e un t ® * . i t e L: ur u 0: a F ae. 
Von der Rrihs- Verwesung und den Vormunbicheften. GEBE IEn BEIDE 
§. 4. . ee 


Die Volljährigkeit ber Prinzen. und » Feingeffinnen bes  Komglihen beuſes t tritt mit 
dem zurüͤckgelegten I8ten. 1 Sabre ei ein. 





rn 


‘) w. I. 6. 352, 
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9. 2. 
In Anfehung der Reichsverweſung kommen jene Beſtimmungen in Anwendung, welche 
in der Verfaſſungs-Urkunde Tit. II. 66. 9 bis 44. und 66. 15 bis 22. enthalten find. 


$. 3 

Die Vormundſchaft über bie Königlichen Prinzen und Prinzefjinnen, in fo weit fie 
muf die Neicheverwefung ſich nicht bezieht, kann durch eine väterliche Diepofition befonders 
angeordnet werden. In Crmanglung einer folhen Dispofition gebührt der verwittweten Kö⸗ 
nigin, welde in jedem Falle die Erziehung ihrer Kinder hat, die Vormundſchaft über das 
Privat Vermögen berfelben während ihrer Minderjährigfeit, jedoch allzeit unter der Aufſicht 
des Monarchen, oder bes gefeglihen Reichsverweſers, welcher das Gutachten des Megent- 
fhafts- Mathe hiebei zu erholen hat. Die nämlihe Aufficht hat auch bei der durch den vers 
fiorbenen Monarchen angeordneten Vormundſchaft ftatt. 


9. 4. 

Sollte die verwittwete Königin vor beendigter Vormundſchaft mit Tod abgehen, oder 
wegen eines gefeglichen Hinderniſſes die Vormundſchaft nicht fortführen Fönnen, fo Fommt 
die Anordnung derfelben dem nacgefolgten Monarchen, oder dem jedesmaligen Reichsverweſer 
mit Vernehmung des Regentſchafts-Raths zu. 


I. 5. | 

Die Prinzeſſinnen verbleiben unter der Kuratel des Monarchen oder des Reichsverwe⸗ 

ſers bis zu ihrer Vermaͤhlung, ohne Unterſchied, ob ſie bei der verwittweten Königin ſich 
befinden, oder ein befonderes Haus für fie gebildet worden ift. 


$. 6. 
Die Prinzen des Königlichen Haufes können für die Verwaltung des Vermoͤgens und 
die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder Vormünder ernennen, dieſe müſſen aber von dem 
Könige beftätigt werben. Ä 


9. 7. 
Wenn der Vater eniweder felbft Feine Vormünder ernannt hat, vder ‚die ernannten 
haben die Königlihe Genehmigung nicht erhalten, fo kömmt ihre Beſtellung dem Könige zu. 


g. 8. 
Die Vormuͤnder müſſen bei der Erziehung der Prinzen und Prinzeſſinnen basienige 
beobadhten, was Zit. IV. $. 4. deshalb verordnet iſt. 


| §. 9 
| In Anſehung der Verwaltung des Vermögens haben fie die Vorfchriften der Geſetze 
des Königreichs zu beobachten, jedoch wird bei ihren Handlungen, wo bei Privaten die Beſtaͤ⸗ 
tigung der Gerichte vorgefchrieben ift, die Beftätigung des Könige erfordert. 


Bl | . | 6 


422 Abih. IH. Abſchn. I. Tit. IV. 


Scehnter Ditel. 


2 Von der Gerichtsbarkeit fiber das Rönigliche Haus in ötreitigen Füllen und von dem 
Ä Samilien - Rathe. 


4 
Real: und vermiſchte Alagen gegen ein Glied bes Königlichen Haufes werden ‚bei 
den einfchlägigen Königlichen Appelations = Gerichten angebracht. 


9. 2. 


Ueber alle andere perſonliche gerichtliche Angelegenheiten der Bringen und Bringt 
finnen des Daufes verfügt und entfcheidet ber König. 


Den vorläufigen Verfuch der gütlihen Vereinbarung hat der Königliche he Ehastöntnifer 
der Zuftiz auf Königlihen Auftrag anzuftellen. Bleibt derfelbe ohne Erfolg, fo wird der 
Prozeß durd die Präfidenten des Ober- ⸗Appellations⸗ Gerichts und des Appellations-Gerichts 
der Reſidenz-Stadt nad) der beftehenden Gerichtsordnung im Königlichen Namen, und nad) 
vorläufigem befondern Aufträge des Königs inftruirt. Die auf obige Weiſe inſtruirten Akten 
werden an das Königliche Staats⸗ ⸗Miniſterium der Juſtiz eingeſendet. Die Entſcheidung der 
Sache erfolgt durch den König nach vorher eingeholtem gemeinſchaftlichen Gutachten der beiden 
Staate-Minifterien des Königlichen Haufes und der Zuftiz in erfter und zugleich fegter Inſtanz. 


9. 3 


Die Depofition bei Zeugſchaften iſt von den Königlichen Bamilien-Gliedern bei für 
Iihem Trauen und Glauben durch einen Präfidenten des Ober: Appellationg : Gerichts zu 
erholen, und dem einfchlägigen Gerichte mitzutheilen. 


I 4. 


Dem Könige, bleibt es vorbehalten, zu Entfheidung wichtiger Bälle in perfönlichen 
Angelegenheiten der Glieder des Königlichen Haufes einen Familien: Rath zu berufen. Ders 
felbe befteht aus dem Könige, dem Kronprinzen, denjenigen Prinzen bes Königlichen Hauſes, 
welche das a1. Jahr erreicht haben, den Kronbeamten und Miniſtern. 


$. 6. 
Die Aufammenberufung wird den ſãmmilichen Mitgliedern durch ein beſonderes Koͤ⸗ 
higliches Dekret bekannt gemacht. 

9. 6. | 
. Der Familien-Rath als Königlicher oberfter Gerichtshof wird von dem Könige, oder 
in deſſen Abweſenheit von dem Kronprinzen präfidirt; find beide nicht gegenwärtig, fo wird 
das Prafidium nad) Gutbefinden des Monarchen einem Andern durch ein beſonderes Dekret 
übertragen. 

6. 7. 

Der Etaatöminifter der Juſtiz hat bei dem Königlihen Familien⸗Rathe den Vortrag. 


Familiengeſetze. Anhang. 


$. 


43 
8. 


Der Familien⸗Rath erkennt in der ihm beigelegten Eigenſchaft nach den rechtlichen 


Verhaͤltniſſen des Falles. 


Die Beſtaͤtigung bleibt dem Könige vorbehalten. 


Mir erklären dieſes Familienſtatut als ein pragmatiſches Hausgeſetz, welches nicht 
nur ſämmiliche Mitglieder Unſeres Hauſes verbindet, ſondern auf deſſen Beobachtung auch 
fämmtliche Staats-Miniſterien und übrige Landesſtellen angewieſen werden. 

So geſchehen in Unferer Haupt= und Nefidenz: Etadt Münden, den fünften Sag 
tm Monat Auguſt, im Sabre nah Chriſti Unferes Seligmachers Geburt, Eintauſend acht⸗ 
hundert und neunjehn, Unſeres Reiches im Vierzehnten. 

Res: BL. 1821. St. 1. ©. 3. u. fols. 





Anhang. 


Berufung des Königlichen Prinzen Otto von Bayern auf den griechischen Shron. 


A. Königliche Allerhöchste Ratifikation des am 7. Mai 1832 ;u 
London abgeschlossenen Dertrags über die endliche Berichtigung 
| der griechischen Angelegenheiten. 


$. 
Nous Louis, 
par la Gräce de Dieu Roi de 
Baviere etc. etc. 

savoir faisons & qui il appartiendra: 
Qu’ayant ete conclu le sept de ce mois 
entre Nous, d’une part, et Leurs Ma- 
jestesleRoidesFrancais, le Roi 
duRoyaume-UnidelaGrande-Bre- 
tagne et d’Irlande, et l’Empereur 
de toutes les Russies, d’autre part, 
pour l’arrangement definitif des affaires 


de la Grece et pour l’election d’un Sou- 


verain du nouvel Etat, en vertu du pou- 
voir, qui a ete defere aux hautes Puissan- 
ces contractantes du traite preliminaire 
signe a Londres le 6. Juillet 4327, par 
la Nation grecque, une Convention, dont 
la teneur suit ici mot-ä&-mot: 


Di 
u, 


11. ' 
von Gottes Gnaden König von 
Bayern 2. ıc 


urkunden und fügen anmit zu wiffen: 


Nachdem am 7. laufenden Donate zii: 
fhen Ung und Ihren Majeftäten dem 
Könige der Franzofen, dem Könige 
ber vereinigten Reiche von Großbri— 
tanien und Irland, und dem Kaiſer 
aller Neußen, Fraft der den hohen contrahi⸗ 
senden Mächten des Londoner Präliminar: Des 
trage vom 6. Juli 1827 durch die griechifdhe 
Nation übertragenen Gewalt, zu endlicher Be⸗ 
rihtigung der griechifchen Ungelegenheiten, ver: 
mittelft der Wahl eines Oberhauptes bed weuen 
Staates, eine Uebereinkunft abgefhloffen wors 
den, deren Inhalt hier wörtlich folgt: 


6 * 


4% 


Les Cours de France, de laGran- 
d.ee-Bretagne et de Russie, exergant 
le pouvoir, qui leur a ete defere par la 
Nation Grecque, de choisir un Souverain 
pour la Grece, erigee en Etät indepen- 
-Uhant,. et voulant donner à ce pays une 
nouvelle preuve deleurs dispositions bien- 
veillantes, par l’election d’un Prince issu 
d’une Maison Royale, dont l’Alliance ne 
peut qu'etre essentiellement utile à la 
Grece, et qui dejäa s’est acquis des titres 
à son affection et a sa gratitude, ont ré- 
solu d’offrir la Couronne du nouvel Etät 
Greece au Prince Frederic Othon de 
Baviere, fils puine de Sa Majeste le 
Roi de Bavicre. 


De son cöte, SaMajesteleRoide 
Baviere, agissant en qualite de Tuteur 
du dit Prince Othon pendant sa mino- 
rite, entrant dans les vues des trois Cours, 
et appreciant les motifs qui les ont en- 
gagees à faire tomber leur .choix sur un 
Prince de Sa Maison, s’est decide ä ac- 
cepter la Couronne Gr&cque pour son fils 
puiné, le Prince Frederic Othon de 
Baviere. 


En consequence et à Teffet de con- 
-venir des arrangemens que cette accepta- 
tion rend necessaires, Sa Majeste le 
Roi de Baviere, d’une part, et Leurs 
Majestes le Roi des Francais, le 
RoiduRoyaume-Unidela Gran- 
de-Bretagne et d’Irlande et ’Em- 
pereur de toutes les Russies, de 
Yautre, ont nomme pour Leurs Plenipo- 
:tentiaires, savoir: 

Sa Majeste le Roi de Baviere, 
“le. Sieur Auguste Baron de Cetto, Son 
Envoyé extraordinaire pres Sa Majeste 
Britanique. 


Abth. III. Abſchn. I. Tit. IV. 


Die Höfe von Frankreich, Großbri— 
tanien und Nußland, in Ausübung der 
von ber griechifchen Nation Ihnen übertras 
genen Gewalt, einen Herrfcher für das zu ei⸗ 
nem unabhängigen Etaate erhobene Griechen⸗ 
land zu erwählen, und in der Abſicht, diefem 
Lande einen erneuerten Beweis Ihrer wohl: 
wollenden Gefinnungen zu geben, durch die 
Wahl eines Fürften aus einem Königlichen 
Haufe, beffen Allianz für Griehenland von 
wefentlihem Nupen ſeyn muß, und welches 
ſich ſchon Anfprühe auf feine Neigung und 
Dankbarkeit erworben, haben befchloffen, die 
Krone.des neuen griechiſchen Etaates bem Prin⸗ 
zen Friedrich Otto von Bayern, nachge: 
bornem Eohne Eeiner Majeftät dee Kö: 


nigs von Bayern anzutragen. 


Seine Majeſtät der König von Bay—⸗ 
ern, anderer Seits, in der Eigenſchaft als 
Vormund beſagten Prinzen Ott o's während 
Deffen Minderjaͤhrigkeit handelnd, in die 
Abfihten der drei Höfe einftimmend,, und im 
Anerkennung der Beweggründe, weldhe Ihre 
Wahl auf einen Prinzen Seines Haufes ge: 
lenft haben, finden Eid) bemogen die grie: 
hifhe Krone für Allexhöchſtihren zweit: 
gebornen Eohn, den Prinzen Friedrich Otto 
von Bayern anzunehmen. 

In deffen Gemäßpeit und um über bie 
Beftimmung übereinzufommen, welche diefe 
Annahme nöthig macht, haben Eeine Ma: 
jeftät der König von Bayern einerfeite 
und Ihre Majeftäten der König der 
Sranzofen, der König des vereinig- 
ten Reiches von Großbritanien und 
Irland, und der Raifer aller Reußen 
andererfeite, zu ihren Bevollmächtigten ernannt, 


namlich: 


Seine Majeftät der König von 
Bayern, Herrn Auguſt Freiheren von Cetto, 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Gefand- 
ten und bevollmädtigten Minifter am koniglichen 
großbritaniſchen Hofe. 
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»8Sa Moajeste le Roi des Fran- 
€<aıs, le Sieur Charles Maurice de Tal- 
leyrand-Perigord, Prince Duc de 
Talleyrand, Pair de France, Ambassadeur 
extraordinaire et dinistre-plenipotentiaire 
de Sa.dite Majeste pres Sa Majeste 
Britanique, Grand-Croix de la Le- 
gion d’honneur, Chevalier de l!’Ordre de 
ia Toison d’Or; Grand-Croix de l'Ordre 
de St. Etienne de Hongrie, de l’Ordre de 
St. Andre, de l!’Ordre de V’Aigle - Noire 
etc. etc. 


Sa NMajeste leRoı du Royaume- 


Uni de la Grande -Bretagne et 
@Irlande,le Tres-honorable Heury Jean 
Vicomte Palmerston, Baron Temple, 
Pair d’Irlande, Conseiller de Sa Maje- 
ste Britanique en Son Conseil Prive, 
Membre du Parlement et Son Principal- 
Secretaire d’Etät ayant le Departement 
des affaires etrangeres. 


Sa Majestel’Empereur de tou- 
tes les Russies, le Sieur Christophe, 
Prince de Lieven, General d’Infanterie 
de Ses armees, Son Aıide-de-camp Géné- 
ral, Ambassadeur extraordinaire et Ple- 
nipotentiaire pres Sa Majeste Britanique, 
Chevalier des Ordres de Russie, Grand- 
Croix de lAigle-Noire et de l’Aigle-Rouge 
de Prusse, de l’Ordre Royal des Gucl- 
phes, Commandeur Grand-Croix de l’Or- 
dre de V’Epee de Suede et Commandeur 
de l’Ordre de St. Jean de Jerusalem; et 
le Sieur Adam Comte Matuszewic, 
Conseiller prive deSa dite Majeste, Che- 
valier de !’Ordre de Sainte-Anne de la 
premiere Classe, Grand-Croix de l’Ordre 
de St, Vladimir de la seconde, Grand- 
Croix de l’Ordre de Y’Aigle - Rouge de 
Prusse de la premiere, Comandeur de 
VOrdre de Leopold d’Autriche et de plu- 
sieurs autres Ordres etrangers. 


45: 


Ceine Majeftät der König der 
Sranzofen, den Herrn Karl Moriz von 
TalleyrandsPerigord, Fürften nnd Here 
zog von Talleyrand, Pair von Frankreich, 
Sr. gedachten Majeftät aufßerordentlichen 
Bothfchafter und bevollmaͤchtigten Minifter an 
dem Föniglichen großbritanifhen Hofe, Groß- 
freuz der Ehrenlegion, Ritter vom goldenen 
Dlieffe, Großfreuz des Föniglichen ungarifchen 
Et. Stephans⸗, des Et. Andreas- und bes’ 
fhwarzen Adler= Ordens, u. f. w. 


Seine Majeftätder König des ver: 
einigten Reiches Großbritanien und 
Irland, den fehr ehrenwerthen Heinrich Jo⸗ 
hann Viscount Palmerfton, Baron Temple, 
Hair von Irland, Seiner Brittifhen Mas 
jeftät wirklih geheimen Rath, Parlaments⸗ 
glied und erften Staats-Secretär im Mini: 
fterium der auswärtigen Angelegenheiten. 


Eeine Majeftät der Raifer aller 
Reußen, HerrnChriftoph Fürften von Lieven, 
Allerhöchſtihren General der Infanterie, 
Seneral-Adjutanten und außerorbentlichenBoths 
fhafter an dem Eöniglihen großbritanifchen 
Hofe, Ritter der rufifhen Orden, Großkreuz 
des königlich preuſſiſchen ſchwarzen und rothen 
Adler Ordens, des Buelphen-Drdend, Groß: 
Commenthur des Föniglich ſchwediſchen Schwerts 
Ordens, und Maltefer= Ordens Commenthur; 
und Herrn Adam Grafen Matuszemwic, 
Allerböhftihren geheimen Math, dee 
Et. Annen: Ordens I. Klaffe Ritter, Groß: 
Freuz II. Klaffe des St. Wladimir = Ordens, 
Großfreuz des preuffifchen rothen Adler⸗Ordens, 
Sommenthur des öfterreihifchen Et. Leopolds⸗ 
Ordens, fo wie mehrer fremden Orden. 


Kb 


Lesquels, apres avoir Echange leurs 
pleins-pouvoirs trouves en bonne et due 
forme, ont arrete et signe les articles 
qui suivent: 


Art I: 


Les cours de France, de la Grande- 
Bretagne et de Russie, duement autori- 
secs à cet acte par la Nation Grecque of- 
frent la Souverainete hereditaire de la 
Grece au Prince Frederic Othon de 
Baviere, fils puine de Sa Majeste 
le Roi de Baviere. 


Art U. 


Sa Majeste le Roi de Baviere, 
agissant au nom de son dit fils, encore 
mineur, accepte pour lui la Souverainete 
hereditaire de la Grece, aux conditions 
determindes ci-dessous; 


Art IM 


Le Prince Othon de Baviere 
portera le titre de Roi de la Grece., 


Art W. 


La _ Grece, sous la Souverainete du 
Prince Othon de Baviere et la garan- 
tie des trois Cours, formera un Etät mo- 
narchique independant, ainsi que le porte 
le Protocöle, signe entre les dites Cours 
le 3. Fevrier 14820 et accepte, tant par 
la Grece que par la Porte Ottomanne. 


Art V. 


Les limites definilives du territoire 
Grec seront telles qu’elles resulteront des 
negociations que les Cours de France, de 


Ash. III. Abſchn. J. Tit. IV. 


Welche nach Auswechslung ihrer in guter 
und gehöriger Form befundenen Vollmachten 
nachſtehende Punkte feftgefegt und unterzeichnet 
haben. 


Yrt 1. 


Die Höfe von Frankreich, Großbrittanten 
und Rußland, zu folhem Ende von der gries 
hifchen Nation gehörig ermächtigt, bieten bie 
erbliche Herrfchaft über Griechenland dem Prins 
zen Friedrich Dito von Bayern, zweils 
gebornen Eohne Seiner Majeftät des Kös 
nigs von Bayern, an. 

Art 2. 

Seine Majeftätder König vanBaye 
ern, im Namen Allerhöchſtihres nod 
minderjährigen Eohnes handelnd, nehmen für 
Denfelben bie erblihe Herrfhaft über Gries 
land unter nachftehenden Bedingungen an; 


Yrt' 2 
Der Prinz Otto von Bayern wird 
den Titel: König von Griedhenland 
führen ®). 


Art. 4 


Griechenland fol unter der Herrfchaft des 
Prinzen Otto von Bayern und unter der 
Oarantie der drei Höfe, einen unabhängigen 
monarchiſchen Etaat bilden, wie foldes das 
am 3. Februar 1850 unter gedachten Höfen 
abgefchloffene, und ſowohl von Griechenland 
als von der osmannifchen Pforte angenommene 


Protokoll befagt. 


Yrt 5 
Die Graͤnzen des griechiſchen Gebiets ſollen 
ſo feſtgeſtellt werden, wie ſich aus den gemaͤß 
dem Protokolle vom 26. September 1834, neu⸗ 


a) Unter dem 5. Oktober 1832 wurde allerhöchſt angeordnet: „daß von diefem Tage an, dem Durchlauch⸗ 
„tigſten Zürften und Herrn Friedrich, Ludwig, Otto, Königlichen Prinzen von Bayern, aud in 
„Bayern bie mit der Würde und dem Titel Königliche Majeftät verbundenen Ehren und Aus⸗ 
„aihnungen Überall erwiefen werben ſollen.“ (Ng. BI. v. 3. 1839. S. 641.) 
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fa Grande-Bretagne et de Russie viennent 
d’ouvrir avec la Porte Ottomanne, en exe- 
eution du Protocöle du 26. Septembre 4331. 


Art VW. 


Les trois Cours s’etant reserve de 
eonvertir en Traite definitif le Protocöle 
du 3. Fevrier 4850; (des que les negocia- 
tions relatives aux limites de la Grece 
seront terminees et de porter ce Traite 
à la connaissance de tous les Etäts avec 
lesquels elles se trouvent en relations, 
il est convenu quelles rempliront cet 
engagement et que Sa Majeste le Roi 
de la Grece deviendra Partie contrac- 
tante au Traite dont il s’agit. 


Art VI. 


Les trois Cours s’emploieront, des 
a present, à faire reconnaitre le Prince 
Othon d’e Baviere en qualite de Roi 
de la Grece, par tous les Souverains 
et Etäts avec lesquels elles se trouvent 
en relations, 


Art VI 


La Couronne et la dignite Royales 
devant être hereditaires en Grece passe- 
ront aux descendans et heritiers directs et 
legitimes du Prince Othon de Baviere 
par ordre de primogeniture, Sıle Prince 
Othon de Baviere venait à deceder 
sans posterite directe et legitime, la Cou- 
ronne Grecque passera a son frere puine 
et à ses descendans et heritiers directs 
et legitimes, par ordre de primogeniture. 
$j ce dernier venait a deceder egalement 
sans posterite directe et legitime, la Cou- 
ronne Grecque passera au frere puine de 
eelui-ci, et à ses descendans et heritiers 
directs et légitimes, par.ordre de primo- 
geniture. | 


AT 


erlih eingeleiteten Unterhandlungen der Höfe: 
von Sranfreih, Großbritanien und Rußland 
mit der osmannnifchen Pforte ergeben wird. 


Yrt 6 


Nachdem die drei Höfe ſich vorbehalten, 
das Protofoll vom 5. Februar 1830 in einen 
Definitiv = Zraktat umzuwandeln, fobald bie 
Unterhandlung über Griechenlands Grängen 
beendigt ſeyn werben, und diefen Vertrag allen 
Staaten, mit weldhen Sie in Verbindung 
fiehen, mitzutheilen, fo wird andurch feftges 
ſetzt, daß diefe Verbindlichfeit erfüllt, und des 
Königs von Griechenland Majeftät 
compaciscirender Theil in befagtem Dertrage 
werden fol. 


Yrt 7. 


Die drei Höfe werden von nun an fid 
dahin verwenden, daß der Prinz Otto von 
Bayern ald König von Öriehenland 
von allen Eouveränen und Staaten, mit wels 
chen fie in Verbindung ftehen, anerkannt werbe. 


Urt 8% 


Da die Krone und Königlihe Würde in 
Griechenland erblich ſeyn follen, fo werden 
folhe auf des Prinzen Otto von Bayern 
direfte und legitime Erben und Nachkommen, 
nach dem Rechte der Erfigeburt, übergehen. 
Würde Prinz Otto von Bayern ohne Hins 
terlaffung direkter und legitimer Nachkommen⸗ 
(haft mit Tod abgehen, fo fol die griechifche 
Krone Eeinem nahgebornen Bruder und 
Deffen direkten und Iegitimen Erben und 


Nachkommen, nah dem Rechte der Erfige- 


burt, zufallen. Wenn auch Lehterer ohne Dis 
rekte und legitime Nachlommenfchaft abginge, 
fol die griehifhe Krone Seinem jüngern 


Bruder und Deffen direkten und legitimen 


Leibes= Erben nad Erfigeburtsrecht zu Theile 


- werden. 
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“Dans aucun cas, la Couronne Grèc- 
que et Ja Couronne de Baviere ne pour- 
ront se trouver reunies sur la meme tete. 


Art: K 


La majorite du Prince Othon de 
Baviere, en sa qualite de Roi de la 
Grece est fixee a vingt ans revolus, c'est- 
a-dire au 4. Juin 4855. 


Art X. 


Pendant la minorite duPrinceOthon 
de Baviere, Roi de la Grece, ses 
droits de souvcrainete seront exerces en 
Grece, dans toute leur plenitude par 
une Regence, composee de trois Conseil- 
lers, qui lui seront adjoints par Sa Ma- 


jestele Roı de Baviere 


ArtXl. 


Le: Prince Othon de Bavicre 
conservera la pleine jouissance de ses 
appanages en Baviere. ‚Sa Majeste le 
Roi de Bavicere s’engage, en outre, 
a faciliter, autant qu’il sera en son pou- 
voir, la position au Prince Othon en 
Grece, jusqu’a ce que la dotation de la 
Couronne y soit forınee. 


Art XII. 


En execcution des stipulations du Pro- 


toc'le du 26. Fevrier 4350, Sa Majeste 


VEmpereur de toutes les Russies 
s’cngäge & garantır, et Leurs Majestes 
le Roi des Francais etle Roi du 
Royaume-Uni de la Grande-Bre- 
tagne etdIrlande s’engagent à recom- 
mander, Yun ä son Parlement, Vautre à 
ses Chambres, de les mettre a même de 
se charger de garantir, aux conditions 
suivantes, un einprunt qui pourra £tre 


Abth. III. Abſchn. I. Tit. IV. 


In keinem Falle können die griechiſche und 
die Bayeriſche Krone auf demſelben Haupte 
vereinigt werden. 


Art. 9 
Die Großjaͤhrigkeit des Prinzen Otto, ale 
Königs von Griechenland, ift auf dem 
Zeitpunkt des vollendeten zwanzigſten Lebens: 
jahres, das heißt auf den 4. juni 1855 Vene 


geſett. 
Art 10. 


Waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit des Prin⸗ 
zen Otto von Bayern, Königs von 
Griechenland, ſollen Seine Eouveränitätde 
Rechte in Griechenland in ihrem ganzen Um⸗ 
fange durch eine aus den drei Mäthen beftes 
hende Megentfchaft ausgeübt werden, welde 
Ihm von Seiner Majeftät dem Könige 
von Bayern beigegeben werden. 


Yrt 11. 


Der Prinz Otto von Bayern fol im 
dem ungefchmälerten Genuße Seiner Bapes 
rifhen Appanagen verbleiben. Seine Majes 
ftät der König von Bayern verpflichten 
Eich noch überbieß, fo viel an Ihnen ge 
legen, des Prinzen Otto Stellung in Gries 
chenland zu erleichtern, bis zu dem Zeitpunkte, 
wo das Einfommen der Krone dort ausgemits 
telt feyn wird. 


Yrtı 4%. 


Gemäß den Beftimmungen des Protokolls 
vom 26. Februar 1850, verpflidtien Sich 
Seine Majeftät der Raifer aller Reu⸗ 
fen, ein von dem Prinzen Otto von Bade 
ern. als König von Griechenland zu 
eontrahirended Anlehen zu verbürgen, unb 
Ihre Majeftäten der König der Frans 
z0fen,dann der Königdesvereinigien 
Reiches von Großbritanien und Sr: 
land verpflihten Eich, Erfterer Seinen 
Kammern, Lepterer Seinem Parlamente zu 
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contracte par le Prince Othon de Ba- 
viere, en sa qualite de Roi de la 
Grece. 


4) Le principal de l’emprunt A con- 
tracter sous la garantie des trois Cours 
pourra s’clever jusqu' à la concurrence de 
soixante millions de francs. 


2) Le dit emprunt sera realise par 
series de vingt millions defrancs chacune. 


5) Pourle present, la premiere serie 
sera seule realisee et les trois Cours re- 
pondront, chacune pour un tiers, de l’ac- 
quittement des interets et du fonds d'a- 
mortissement annuels de la dite série. 


4) La seconde et la troisieme series 
du dit emprunt pourront &tre realisees 
selon les besoins de l’Etät Grec, a la suite 
d’un concert prealable entre les trois 
Cours et Sa Majeste le Roi de la 
Grece. 


5) Dans le cas ou, à la suite d’un tel 
concert, la seconde et la troisieme series 
de l’emprunt mentionne ci-dessus seraient 
realisees, les trois Cours repondront, 
chacune pour un tiers, de l’acquittement 
des interets et du fonds d’amortissement 
annuels de ces deux series, ainsi que de 
la premiere. 

6) Le Souverain de la Grece ct 
TEtät Grec seronttenus d’affecter au paye- 
ment des interäts et du fonds d’amortisse- 
ment annuels de celles des series de Pem- 
prunt quiauraientetdrealisdessouslagaran- 
tie des trois Cours les premiersrevenus de 
TEtät, de telle sorte que les recettes ef- 
fectives du Tresor grec seront consacrdes, 
avant tout, au payement des dits in- 
terets et du dit fonds d’amortissement, 
sans pouvoir eirc employees a aucun autre 
usage, tant que le service des series re- 
alisdes de l’emprunt sous la garantie des 

Bd. II. | 


empfehlen, Sie zur Uebernahme gleicher Bürg- 
fhaft in den Stand zu feben, und zwar unter 
nachfolgenden Bedingungen: 


41) Das Kapital des unter Verbürgung 
der drei Höfe zu contrahirenden Anlehens fol. 
einen Total-Betrag von ſechzig Millionen Frans 
fen nicht überfteigen. 


2) Befagtes Anlehen wird in Abtheilun⸗ 
gungen je zu zwanzig Millionen Franken rea⸗ 
lifirt werden. 

5) Für den Augenblick fol nur die erfte 
Abtheilung realifirt werden, und verbürgen, 
die drei Höfe, jeder zu einem Drititheile, die 
Entrihtung der jährlichen Zinfen und den Til: 
gungs⸗Fond befagter Abtheilung. 

4) Die zweite und dritte Abtheilung be: 
fagten Anlehens können, je nach dem Bebürf: 
niffe des griehifhen Etaated, nad) vorgaͤngi⸗ 
gem Kinverftändniffe unter den drei Höfen 
und Seiner Majeftät dem Könige von 
Griechenland, realifirt werden. 


5) Sm Falle, wo nad folder Ueberein- 
kunft, die zweite und dritte Abtheilung oben- 
erwähnten Anlehens realifirt werden follte, 
werden die drei Höfe die der Zahlung jähr: 
Iihen Zinfen und des Tilgungs-Fondes dieſer 
zwei Abtheilungen, gleichwie der erften, je zu 
einem Dritttheile, verbürgen. 


6) Der Eouverän Griechenlands und der 
griehifhe Staat follen verpflichtet ſeyn, zur 
Berichtigung der jährlichen Zinfen und Rück⸗ 
zahlungs= Friften, der unter der Bürgfchaft 
der drei Höfe realifirten Abtheilungen des Anz 
lehens die erften Staats-Einkünfte dergeftalt 
anzumeifen, daß die wirklichen Einnahmen des 
griehifhen Staats-Schatzes vor Allem der 
Zahlung befagter Zinfen und befagter Tilgungs⸗ 
Friſten gewidmet fepn, und zu Feinem andern 
Zwecke verwendet werben follen, fo lange die 
Zahlungen der unter Bürgfchaft der drei Höfe 
realifirten Abtheilungen bes Anlehens nicht für 
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trois Cours n’aura pas ete complettement 
assüre pour l'année courante. 


Les Representans diplomatique des 
trois Cours en Grece, seront speciale- 
ment charges de veiller à l’accomplisse- 
ment de cette derniere stipulation, 


Art XI. 


PDrans le cas ou les negotiations que 
les trois Cours ont deja entämees à Con- 
stantinople pour le reglement definitif 
des limites de la Grece, donneraient lieu 
à une compensation pecuniaire en faveur 
delaPorte Ottomanne, ilestentendu 
que le montant de cette compensation 
sera preleve sur les produits de l’emprunt, 
dont il à été question dans l’article pre- 
‚cedent, 


Art XW, 


Sa Majeste le Roi de Baviere 
- facilitera au Prince Othon les moyens 
d’enröler en Baviere, pour le prendre à 
son service, en qualite de Roi de la 
Grece, un corps de troupes qui pourra 
se monter à trois mille cing cents hom- 
mes, qui sera armd, cquipe et solde 
par l’Etät Grec, et qui y sera envoye le 
plutöt possible, afın de relever les trou- 
pes de l’Alliance laissees en Grece jusqu'à 
present. Ces dernieres y resteront cen- 
tierement à la disposition du gouverne- 
ment de Sa Majeste le Roi de la 
Grece, jusqu'à l’arrivde du Corps men- 
tionne ci-dessus. Des que ce corps se 
trourera en Grece, lestroupes del’Alliance, 
dont il vient d’ötre parle, se retireront 
etevacueront'totalement le territoire Grèe. 


Art. XV. 


Sa Majeste le Roi de Barviere 
facilitera egalement au Prince Othon les 
moyens d’obtenir l'assistance d’un certain 
nombre d’Ofhciers Bavaroıs, les-quels or- 


das laufende Jahr vollftändig verfichert ſeyn 
werden. 

Die dipfomatifhen Repraͤſentanten der drei 
Höfe in Griehenlandb, werden befonders an: 
gewiefen werden, auf Einhaltung diefer letzten 
Etipulation zu wachen. 


Art 45. 


Im Falle, daß die Namens der drei Höfe 
zu Konftantinopel bereits eingelegten Unter: 
bandlungen, für die endlidye Grängberichtigung 
von Griehenland, eine Geldentfhädigung zu 
Sunften der osmanniſchen Pforte veranlaffen 
würden, fol ber Betrag diefer Entfchädigung 
aus den Mitteln des in vorftehendem Artikel 
erwähnten Anlehens beftrittien werben. 


\ Yrt 44 

EeineMajeftätderKönigvonBap:- 
ern werden dem Prinzen Otto die Mittel 
erleichtern, um für feinen Dienft, als König 
von Griechenland, ein auf drei taufend 
fünfhundert Mann zu bringendes Truppencorps 
in Bayern anzumerben, welches für den grie: 
hifchen Staat bewaffnet, ausgerüftet und be: 
zahlt, baldmöglichft dahin gefendet werden ſoll, 
um die bis jet in Griechenland verbliebenen 
Iruppen der Allianz abzulöfen. Legtere wer: 
den bis zum Cintreffen des erwähnten Corps, 
gänzlih zur Verfügung der Regierung Eei: 
ner Majeftät des Königs von Grie— 
henland verbleiben; nad der Ankunft jenes 
Corps in Oriehenland, werden bie erftermähn: 
ten Truppen der Allianz fich zurückziehen, und 
das griehifhe Gebiet vollftändig räumen. 


Yrt 45 | 
GeineMajeftätderKönigvonBap: 
ern werden dem Prinzen Otto gleicher Ge: 
ftalt die Mittel erleichtern, um die Mitwir⸗ 
fung einer fihern Anzahl bayeriſcher Officiere 
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ganiseront en Grece une Sorce militairc 
nationale. » 
Art XVI. 

Aussitöt que faire sc pourra apres 
la signature de la presente convention, 
les trois conscillers, qui doivent etre ad- 
joints aSonAÄltesseRoyalelePrin- 
ce Othon, par Sa Majeste le Roi 
de Baviere, pour composer la Regence 
de la Grece, y entreront dans l'exercice 
du pouvoir de la dite Regence et y pre- 
pareront toutes les mesures dont sera 
accompangee la reception du souverain, 
lequel, de son cöte, se rendra en Grüce 
dans le plus bref delai possible. 


Art. XVII 

Les trois Cours annonceront A la 
Nation Grecque par une declaration conı- 
mune, le choix quwelles ont fait de Son 
Altesse Royale le Prince Othon 
de Baviere, pour Roi de la Grece, 
et preteront à la Regence tout l’appui 
qui pourra dependre d'elles. 


Art XVM. 

La presente convention sera ratifiee, 
et les ratifications en seront echangees 
a Londres dans six semaines, ou plutöt 
si faire se peut, | | 

En foi de quoi les Plenipotentiaires 
respectifs l’ont signde et y ont appose le 
cachet de leurs armes, 

Fait a Londres, le sept Mai, l’an de 
Gräce Mit - huit - cent- trente - deux, 


(Signe:) 
(L. S.) 
A. Cetto. (T,. S.) Talleyrand 
sub spe rati. (L. S.) Palmerston 


(L. S.) Lieven 
(L. S.) Mätuszewic, 


zu erlangen, weldye in Griechenland eine na⸗ 
tionale Heeresmacht organifiren werben. 
Yrt 46. 

Sobald als möglih, nad) Unterzeihnung 
gegenwärtiger Uebereinfunft, werden die drei 
Räthe, welhe Eeiner Königlichen Ho: 
beitdem Prinzen Otto von Eeiner Ma: 
jeftät dem Rönige von Bayern beigege- 
ben werden follen, um die griechifche Megent: 
(haft zu bilden, fih nach Griechenland ver- 
fügen, die Ausübung der Maht-Befugniffe be 
fagter Regentſchaft dort antreten, und alle 
zum Empfange des Herrfchers erforderlihe Maas⸗ 
regeln vorbereiten, Höhftwelher ei: 
nerfeits in möglih Furzer Friſt Sich nad 
Griechenland begeben wird, 

Art. 147 

Die drei Höfe werden, vermitteljt einer 
gemeinfamen Erklaͤrung, der griedhifchen Na⸗ 
tion die von Ihnen getroffene Wahl ECeis 
ner Königlihen Hoheit des Prinzen 
Dtto von Bayern zum Könige von 
Griechenland Fund mahen, und der Re: 
gentfchaft alle und jede in ihrer Macht Tiegende 
Hilfe angedeihen laſſen. 

Urt 48. 

Segenwärtige Uebereinkunft ſoll alfeitig 
ratificirt werden, und die Auswechslung der 
Ratificationen binnen fehe Wochen oder mo 
möglich früher zu London ftatt finden. 

Deffen zur Urkunde haben die beiderfeiti- 
gen Bevollmächtigten diefelbe unterzeichnet und 
mit Beidrückung ihrer Wappen befiegelt. 

So gefhehen zu London am 7. Mai des 
Gnadenjahres Eintaufend adhthundert zwei und 
dreißig. | 
| (Unterzeichnet :) 
(L. S.) 

A. v. Cetto. 
aub spe rati. 


(L. S.) Talleyrand 

(L. S.) Palmerſton 

(L. S.) Lieven 

(L. S.) Matusjewir. 


7. 


. 
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Nous avons pour agreable, ratifions 


et confirmons, tant pour Nous qu'en 
qualite de Tuteur, de Notre tres cher 
et bien aime fils le Prince Frederic 
Louis Othon de Bavıere, encore 
mineur d’äge, la Convention ci-dessus, 
avec toutes les clauses etstipulations qu’elle 
contient; Promettons en ce qui Nous 
concerne et aunom de Notre dit fils, 
le Prince FredericLouis Othon, de 
l’observer en tout point, sans y donner 
la moindre atteinte, 


En foi de quoi Nous avons signe 
le present Acte de ratification et y avons 
fait apposer Notre sceau royal. 


. Donne a Naples le vingt-sept du mois 
de Mai, de l’an de Gräce Mil-huit-cent- 
trente-deux, et de Notre regne le sep- 
tieme. 


Ev genehmigen, ratificiren und: beftätigen 
Wir fowohl in eigenem Namen, als in Vor: 
mundfhaft Unferes, annody minderjährigen, 
freundlich vielgeliebten Eohnes' des‘ Prinzen 
Friedrich Ludwig Otto von Bayern, 
vorftehende Uebereinkunft nach allen darin ent: 
baltenen Klaufeln und Beftimmungen, geloben 
fowohl für Uns, ale im Namen Unferes 
befagten Sohnes, des Prinzen Friedrich 
Ludwig Dtto, folhe in allen ihren Punk: 
ten zu erfüllen und nichts bagegen ju unter: 
nehmen. 


Deffen zur Urkund haben Wir gegenwär: 
tige Natificationd-Afte unterzeichnet, und der: 
ſelben Unfer Königlihes Siegel beizudrucen 
befohlen. 

So gegeben zu Neapel am 27. des Mai: 
Monats, im Gnadenjahre, Eintauſend acht⸗ 


hundert zwei und dreißig, Unſeres Reihe im 
fiebenten. 


Meg. Bl. v. 3. 1832. St. — S. 631. 


B. Königliche Allerhöchste Ratikikation des die Auslegung des 
Artikels VIIL des Londoner-Dertrages vom 7. Mai 1832 a) 
betreffenden Artikels. 


g. 


Nous Louis, 
parla Gräce de Dieu Roi de 
Baviere etc. etc. 


savoir faisons à qui il appartiendra: 


Qu’ayant vü et examine article ex- 
plicatif etcomplementaire de l’Article VIII. 
de la Convention signee a Londtres le 7. 
Mai 4832 pour l’arrangement definitif des 
affaires de la Grece, dont la teneur suit: 





8) Man vergl, vorſtehenden §. 41. 


12. 


Wir Ludwig, 
von Gottes Gnaden König von 
Bayern ꝛc. ıc 


urkunden und fügen anmit zu wiffen: 


Nachdem Wir den erläuternden und er: 
gänzenden Zufah zu dem Artikel VIII. bes zu 
London am 7. Mai 41852 über die endliche 
Berichtigung ber griechiſchen Angelegenheiten 
abgefchloffenen Vertrages eingefehen und ge- 
prüft haben, welcher alfo lautet: 


©, 47. fig. oben. 
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Les Cours de Baviere, de France, de 
la Grande- Bretagne et de Russie recon- 
naissant l’utilite de mieux preciser le sens 
et de completer les dispositions de lar- 
ticle VIII. de la Convention signee entre 
les dites Cours, a Londres le 7. Mai 1852, 
sont convenues de ce qui suit, 


Article unique 


La succession a la Couronne ef ä la 
Dignite Royales en Grece dans la branche 
du Prince Othon de Baviere, Roi de la 
Grece, comme dans les branches de ses 
freres puines, les Princes Luitpold et 
Adalbert de Baviere, lesquelles ont ete 
eventuellement substituees à la branche du 
dit ‚Prince Othon de Baviere, par l’ar- 
ticle VIII. de la Convention de Londres 
du 7. Mai 4852, aura lieu de mäle en 
mälc, par ordre de primogeniture, 


Les femmes ne seront habiles a suc- 
ceder à la Couronne Grecque, que dans 
le cas de l'extinction totale des heritiers 
legitimes mäles dans toutes les trois bran- 
ches de la Maison de Baviere, ci-dessus 
designees; et il est entendu que, dans ce 
cas, la Couronne et la Dignite Royales 
en Grece passeront a la Princesse ou aux 
descendans lefitimes de la Princesse, qui 
dans l’ordre de la succession, se trouvera 
etre la plus rapprochee du dernier Roi 
de la Grece. 


Si la Couronne Grecque vient à pas- 
ser sur la téête d'une femme, les descen- 
dans legitimes ınäles de celle-ci obtiend- 
ront à leur tour la preference sur les fem- 
mes, et monteront sur le Tröne de la 
Grece par ordre de primogeniture, | 


Dans aucun cas la Couronne Grecque 
ne pourra Etre reunie sur la m&me tete 
avec la Gouronne d’un pays &tranger. 
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Die Höfe von Bayern, Frankreich, Groß⸗ 
britanien und Rußland, die Zmechmäßigkeit 
einer genauern Beflimmung und DVervollftän: 
digung des Artikels VIII. bes zwifchen befags 
ten Höfen am 7. Mai 1852 zu London abges 
ſchloſſenen Vertrages erfennend, haben fich 
über Nachftehendes vereinbaret. 


Einziger Artikel. 


Die Nachfolge in die Königliche Krone 
und Würde von Griechenland wird in der 
Linie des Prinzen Otto von Bayern, Könige 
von ©riechenland, fo. wie in. den Linien Sei⸗ 
ner nachgebornen Brüder, der Prinzen Luit 
pold und Adalbert von Bayern, melde durch 
den Artikel VIII. des Londoner⸗Vertrags vom 
7. Mai 1832 eventuell der Linie des genannten 
Prinzen Dtto von Bayern ſubſtituirt ſind, im 
Mannsſtamme, nach dem Rechte der Erge⸗ 
burt, ſtatt finden. 


Weibliche Nachkommen ſollen nur auf den 
Fall gänzlicher Erlöfhung des rechtmäßigen 
Mannsftammes aller drei vorerwähnten Linien 
des bayerifhen Haufes zur Erbfolge der grie= 
hifhen Krone gelangen Fünnen; und es bleibt 
feftgefeut, daß in diefem alle die Königliche 
Krone und Würde von Griechenland an dies 
jenige Prinzeffin oder deren rechimäßige Nach⸗ 
kommen überzugehen haben, welche in der Erb⸗ 
folge Ordnung dem legten Könige von Grie⸗ 
henland am naͤchſten ftehen wird. 


Würde die Krone Griechenlands an eine 
Prinzefiin übergeben, fo fol deren rechtmäßiger 
Mannsſtamm hinwiederum den Vorzug vor den 
weiblihen Nachkommen erhalten, und in dem⸗ 
felben die Thronfolge nah dem Rechte der 
Erfigeburt ftatt finden. 


In Feinem Falle fol die Krone Griechens 
lands mit. der eines fremden Reiches auf dem⸗ 
felben Haupte vereiniget werben. konnen. . 
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Le present article explicatif et comple- 
mentairo aura la m&me force et valeur, 
que s'il se trouvait insere, mot pour mot 
dans la convention du 7. Mai 4852. 11 
sera ratifie, et les ratifieations en seront 
echangees le plutöt que faire se pourra, 

En foi de quoi les Plenipotentiaires 
respectifs l'ont signe ct y ont appose le 
eachet de leurs armes, 

Fait a Londres le trente Arvrıl, Yan 
de Gräce mil-huit cent-trente-trois, 


6‘ 


Nous avons pour agreable, ratifions 
et confirmons, tant pour Nous, qu'en 
qualite de Chef souverain de Notre Mai- 
son Toyale et de tuteur de Nos tres-chers 
et bien-aimes Fils, les Princes Othon, Luit- 
pold et Adalbert de Baviere, encore mi- 
neurs d’äge, la Convention ci-dessus, pro- 
mettant de l'observer et de la faire obser- 
ver, en tout point, par qui'il appartien- 
dra, sans y donner ni permettre qu'il y 
soit donne la moindre atteinte. 

En foi de quoi Nous avons signe le 
present Acte de ratification et y avons 
fait apposer Notre sceau Royal. 

Donne à Munich le dix huitieme jour 
du mois de Mai, de l'an de Gräce mil- 
huit cent trente trois, et de Notre Regne 
le huitieme. 


Segenwärliger erläuternder und ergänzen 
ber Artikel ſoll diefelbe Kraft und Wirkung 
haben, als wäre ſolcher wörtlich in den Vers 
trag vom 7. Mai 4352 eingefchaltet; derſelbe 
wird ratificirt, und die Auswechslung der Ra: 
tification baldmöglihft vorgenommen werden. 


Deffen zur Urkund haben die beiderfeitigen 
Bevollmächtigten benfelben unterzeichnet, und 
mit Beidruckung ihrer Wappen befiegelt. 


Eo gefchehen zu London am 50. April, 
des Gnadenjahrs, Eintauſend achthundert drei 
und dreißig. 


Eo genehmigen, ratificiren und beftätigen 
Mir, fowohl in eigenem Namen, wie als 
fouveränes Oberhaupt Unfers Königlichen Hau⸗ 
fes, und ale Vormund Unferer annoch min: 
derjährigen, freundlich vielgeliebten Eöhne, 
der Prinzen Otto, Luitpold und Adalbert von 
Bayern, vorftehende Uebereinkunft, und gelo: 
ben, folhe durchgaͤngig zu beobachten, und 
von Allen die es angeht, beobachten zu Taffen, 
nichts dagegen zu unternehmen, noch etwas 
dagegen unternehmen zu laffen. 


Deifen zur Urkund haben wir gegenwärtige 
Ratifications⸗Akte unterzeichnet, und derſelben 
Unfer Königlihes Eiegel beizudrucken befohlen. 

So gegeben zu Münden am achtzehnten 
Tage des Mai-Monate, im Onadenjahre, Ein: 
taufend achthundert drei und breißig, Unſeres 
Reichs im adten. 


Neg. Bl. v. 3. 1853. St. XXXVIII. ©. 967. u. folg. 


Fünfter Titel 
Dotation der Arone. 


$. 


13. 


(Geſetz, die Feſtſetung einer permanenten Sioittifte bitreffend.) 
L. K. 


Wir haben in Beireff der Koͤniglichen Civilliſte nach Vernehmung Unſeres Staau—⸗ 
ralhs, unter bem Beirathe und ber Zuſtimmung Unſerer Lieben und Getreuen, der Staͤnd⸗ 
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des Meihe, dann unter Beobachtung der im Tit. X. 6. 7. ber Verfaſſungs⸗Urkunde vorges 
fhriebdenen Formen befchloffen und verordnen, wie folgt: 
Art. I 
Die Civilliſte des Könige, fo wie fie durch das Finanz-Geſetz vom 23. Dezember 1834 
feftgefegt wurde ), fol für alle Zukunft als unveränderliche Eivilifte eines jeden Könige von 
Bayern feſtgeſetzt bleiben. 
| Art II. 
Sie iſt auf die Summe von 
zwei Millionen dreimalhundert fuͤnfzigtauſend fünfhundert und achtzig Gulden. — 
beſtimmt, wird hiemit ausdrücklich auf die gefammten Staatsdomänen radicirt, und in monat⸗ 
hen Raten aus der Central: Etants: Kaffe entrichtet. . 
| Art. IE 
Tiefe Eumme Fann zu Feiner Zeit ohne die. Zuftimmung der Stände erhöhet, noch 
ohne Bewilligung des Königs gemindert werden. 
Art. W. 


Aus der Eivillifte werden die, in dem Eingangs erwähnten Finanzgeſege $$. 6. und 
7.») beftimmten Ausgaben beftritten, fowohl was die fämmtlihen Bebürfniffe der Hofz und 





a) Gef. BL. v. 3. 1851. ©. 126. 
b) Die allegirten Paragraphen des Finanzgeſetzes für bie INN. Finanzperiode 1851/57 Tauten wie folgt: 

6. 6. Die Eivilifte des Königs begreift nicht blos die Dotation des Kabinetölaffe, fondern auch 
jene zum Behufe der Beftreitung bes ganzen Hofftaates und Haushaltes bes Königs, zus Dedung des 
Bedarfs der regierenden Königin und des Unterhalted der minderjährigen, fo wie der Dispofitionsgelder 
und Reiſekoſten der volljährigen nicht etablirten Kinder bes Königs. 

6. 7. Außer jenen Kategorien von Ausgaben, welche bieher von der Kabinetskaffe, ben Hofſtäben 
und Intendanzen, einſchließlich der Haus-Ritterorden, für Rechnung des Hof: Etats beſtritten wurben, 
übernimmt die Givillifte in Zufunft auch: 

a) Das Hof=Glemofinariat; 

b) alle nad) dem 50. Eeptember 1331 anfallenten Penſionen und Quiescenzgehalte der Hof: 
bienerfhaft, fo wie die nach diefem Zermine fi ergebenden Penfionen der Wittwen und 
Waifen derfelben, und diejenigen Bofpenfionen, vor dem 50. September 1851, welche ben 
Marimalbetrag von achtzigtaufend Gulden überfteigen; 

c) endlich fämmtliche Hofbauten, fie mögen Neubauten oder blos Reparaturen an den zum 
Gebrauche des Hofes beftimmten Gebäuden feyn. 

Wenn der König vorübergehend irgend ein Hofgebäubde zu einem andern Staatszwecke Übertäßt, fo 
ftept es Ihm frei, auf die Dauer dieſer Benüsung auch die Unterhaltungskoften eines folchen Gebäudes 
in gleihem Maaße auf die Staatslaffa zu Überwelfen. 

Der Etat der ſämmtlichen auf die Civilliſte Übergehenden Gebäude, iſt dem gegenwärtigen Finanz⸗ 
gefege unter Lit. C. beigefügt. (M. f. die nachſtehende Beilage zu gegenwärtigem Gefete S. 57.) 

Uebrigens foll von dem aus dem Hofhaushalte entfpringenden Ausgaben zu feiner Zeit etwas auf bie 
Staatskaſſa Überwigfen werben können. Dagegen follen bie Mehr: und Minderungen am Staatögute, 
welches den Hofftäben anvertraut ift, alljährlich Rechnungsförmlich nachgewiefen, und diefe Raqweiſe 
den Ständen des Reichs bei jeder Verſammlung vorgelegt werden. . 


8 Abth. AI. Abſchn. I. Zit. V. 


Zu Nymphenburg. 
Haupiſchloß⸗ un) Nebengebäude. 
. Amalienburg. 

Badenburg. 

Pagodenburg. 

Klaufe. 

Hofftallgebäude. 

Menagerie= und Biberbau. 
innere Kanäle und Brücfen. 


3u Edleifbeim. 
Neues Schloßgebaͤude. 
Altes Schloß. 
Luftheim. 


Zu Fürftenried. 
Schloß. 
Hofſtall. 


Zu Berg und Starnberg. 
Schloß- und Oekonomiegebaͤude zu Berg. 


Brücke, Durchlaͤſſe und Beſchlaͤcht zu Percha. 


Hofſtall zu Starnberg. 


Schiffhütte daſelbſt und Schiffmeiſtergebaͤude. 


Hofgartengebaͤude. 
Reſidenz⸗, großer Hof- und Palaisgarten. 
Pageriegarten. 

Hofküchengarten. 

Engliſcher Garten. 

Hofgarten zu Nymphenburg. 

Hofgarten zu Schleißheim mit Plantage. 
Hofgarten zu Fürſtenried mit Küchengarten. 
Hofgarten zu Berg. 

Hofgarten zu Dachau. 


Hofjagdgebäude 
Swirhgemölbe und Zwirchmeiſterswohnung. 
Sagdzeugfiadel. 

Heidenjägerhaus am Eendlingerthor. 
ZJaͤgerhaus zu Nymphenburg im Zirkel. 
Hirſchgarten. | 
Jagerhaus zu Neuhaufen. 

Tafanerie zu Hartmannshofen. 


Fafanerie zu Moſach. 

Faſanerie zu Schleißheim. 
Jaͤgerhaus zu Schleißheim. 
Jaͤgerhaus zu Gern. 

Ssägerhaus zu Germering. 
Jägerhaus zu Forftenried. 
Jägerhaus im Park dafelbft. 
Ehweinfhütt im Park bafelbft. 
Jägerhaus zu Pframering. 
Jaͤgerhaus zu Biberg. 

Sägerhaus zu Kultureheim. 
Sägerhaus im Grümwalder : Park. 
Schweinſchütt im Grünwalder⸗Park. 
Sägerhaus zu Oberwarngau. 


Kanäle. 


Don Nymphenburg bis Biederftein. 
Don Echleißheim bis Dachau. 
Schanz-⸗ und Werkzeuge: 
Hofbrunnenmwefen:. 
a) Hofbrunnwerke, Mafchinen und Waſſer⸗ 
leitungen : 
Refidenzbrunnenwerfe. 
Herzogmarbrunnenmwerfe. 
Karlsthorbrunnenwerle. 
Hofgartenbrunnenwerfe. 
Sungfernthurmbrunnenmwerfe. 
Brunnthal. 
Freifluß (am Abrechen). 
Hofbrunnenbauftadel dahier. 
Hofbrunnenwerke und Mafchinen zu Nymphen⸗ 
burg. 
Hofbrunnenbauftadel dafelbft. 
Hofbrunnenwerl zu Schleißheim. 
Hofbrunnenwerf, altes, zu Heſſellohe. 
Hofbrunnenwerk, neues, im Park dafelbfi. 
Feuerlöfchrequifiten. 

b) Hofbrunnenhäufer: 
Mefidenzbrunnenhaus. 
Hofgartenbrunnenhaus. 
Sungferntburmbrunnenhaug. 
Liltenbergbrunnenhaus. 
Brunnthalbrunnenhaus. 
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Freiflußbrunnenhaus. 

Neue Brüce über ben Deichengraben in Heſ⸗ 
ſellohe. 

Hofbrunnenbauſtadel in München. 

Brunnengebaͤude zu Nymphenburg. 
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Brunnengebaͤude zu Schleißheim. 
Brunnengebäude zu Heſſellohe (altes u. neues). 
Baſſin und Brunnen zu Berg und Starnberg. 
Feuerlöſchrequiſitengebaͤude. 


B. Besersirte Shlösser in Den Arcisen. 


Im Sfarkreije: 


Königlihes Jagdſchloß Berchtesgaden. 

Eogenannter Priefterftein. 

Wohnſtock dafelbft. 

Eogenanntes Domeftifenftöcklein dafelbft. 

Eogenanntes Barbier: und Rehbachſtoͤcklein da⸗ 
felbft. 

Etallgebäude und Wagenremife bafelbft. 

Königlihes Jagdſchloß Et. Bartholomaͤ. 

Jaͤgerhaus Et. Bartholoma. 

Schiffhütte und Jagdzeugbehaͤltniß Et. Bar: 
tholomaͤ. 

Mayerhof (Oekonomiegebaͤude, Schloßwerk). 

Futterſtadel in Oberrain. 

Anſtalten auf der Inſel Chriſtlingen und am 
Keſſel zu Königsfee. 

Ediffshütte am Eingange nad) dem Eee. 

Fiſcherhütte (Schiffbauhütte) Pferdeftallung. 

Jagdſchloß zu Windbachthal. 

Pferdeſtallung dortſelbſt. 

Futterſtallung ſammt Heuſtadel dortfelbft. 

Futterſtadel ſammt Heubehaͤltniß zu Schoppach. 

Koöͤnigliches Reſidenzſchloß zu Landeohut. 

Hofftalungsgebäude daſelbſt. 

Königliches Mefidenzgebäude in Freyſing. 

Galleriegebaͤude in Freyſing. 

Ehemalige Rath Braun'ſche Wohnung. 

Königliche Schloßpflegerswohnung. 

Königliche Leibkutſcherswohnung. 

Königliches Wagenhaus. 

Königliche Hofſchmiede. 


ImUnterdonaukreiſe. 


mm m | — epmib 


Im Regenkreiſe. 


Fürſtengruft zu Sulzbach. 

Domprobſteigebaͤude zu Regensburg. 

Ca nonllalheth lit. E. Nr. 58 zu Regensb. 
t.E. „59 „ Pr 

Schloßgebaͤude zu Barbing. | 

Gaͤrtnerswohnung bafelbft. 


Im Oberdonaufreife: 


Reſidenzhauptgebäude zu Augsburg. 
Reſidenzgehöfte. 
Schloßdienerswohnung zu Augeburg. 
Gardiſtenbau dortſelbſt. 
Wagenremiſenbau. 

Pferdeſtallung. 

Hofgarten. 

Waſſerleitungen. 

Schloßgebaͤude zu Dillingen. 
Brunnenthburm und Wafferleitung. 
Wohnung des Brunnenmeiftere. 
Blauhaͤuschen. 

Hofpfiſterei. 

Hennenfütterei. 

Hoffchreinerei. 
Simmerwartöwohnung. 

Hofgarten und Zugehör. 
enerlöfchgeräthfchaften. 
Schloßgebaͤude zu Kempten. 
Königlihe Reſidenz zu Neuburg. 
Hofgärtnerswohnung zu Neuburg. 
Stoß: Baley zu Neuburg. 
Marſtall zu Neuburg. 
Mietwohnung. 

Jagdſchloß Grünau. 
Wafferleitung. 

ge 
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Im Rezatfreife 
Edloß in Anstad). 
Komddienhaus dafelbft. 
Hofwafhgebäude dafelbft. 
Orangeriegebäude daſelbſt. 
Treibhaus dafelbft. 
Langhaus dafelbft. 
Kleines Treibhaus. 
Graue Hütte. 
Hofgärtneremohnung. 
Hofgarten dafelbft. 
Hofgarteninſpektorswohnung dafelbft. 
Schloßwafferleitung. 
Ehloßgebäude zu Iriesdorf. 
Falkenhaus. 
Eisgrube. 
Blipableiter. 


Gm Obermainfreife. 


Das neue Schloß zu Bayreuth. 
Küchengebaude dafelbft. 
Wagen- und Holzremifenbau. 
Stallgebäube. 
Hofgartengebaude. 
Eäufentempel im Hofgarten. 
Waſchhaus. 


Schloßgartengebaͤude auf der Eremitage. 


Sonnentempel mit dem Flügelgebäude. 
Stall: und Nebengebäude. 

Gußhaus. 

Die beiden Pavillons. 

Das japaniſche Haus. 

Die beiden Waſſerthürme. 
Gaͤrtnerswohnung und Waldhaͤuschen. 
Sogenanntes Spanhaͤuschen. 
Waſchhaus und Portierswohnung. 
Schupfengebaͤude. 

Waſſerleitung und Kunſtwaſſer. 


Luſtſchloß mit Zubehör zu Seehof: 


Schloßgehäude. 
Schloßverwalteremohnung. 
Waſchhaus. 


Glashaus und Orangeriegebaͤude. 
Frankenſtein-Gartenhaus. 

Stallgebaͤude. 

Waſſerleitung. 

Die zwei Gartenſaletten. 

Eiskeller. 

Reſidenzgebäude zu Bamberg. 

Alte Hofſtallung daſelbſt. 

Sechs Gebäude. Luſtſchloß. Sanopareil. 


Im Untermainkreiſe. 


Reſidenzſchloß Würzburg. 

Hofgarten daſelbſt. 

Geſandtenbau. 

Wohnuug des Hofgärtners und Büttners. 

Hofitallungsgebäude, Hofreitſchule. 

Chaifen: und Remiſengebaͤude. 

Ehloßgebäulichkeiten zu Veitshöheim. 

Hofgarten daſelbſt. 

Schloß Werne. 

Hofgarten mit Fafanerie. 

Fürftenbau zu Brüdenan. 

Alter Stallbau dafelbft. 

Gebaͤude, der Schwann genannt. 

Remiſe im Hofe des alten Etallbauee. 

Der Lömwenbau. 

Refidenzfhloß Aſchaffenburg. 

Umgebung des Schloſſes, inel. Waſſerleitung 
in Aſchaffenburg. 

Wagenremiſe. 

Umgebung des Marſtalls. 

Umgebung der Waſchküche u. Remiſe im Bauhof. 

Umgebung der Halle auf dem Schloßplaye. 

Stiegenbau nächft dem Dallbergiſchen Hofe. 

Geſchloſſene Halle für die Kohlenniederlage. 

Gebäude und Gärten zu Echönthal. 

Gebäude zu Schoͤnbuſch. 

Fifhhaus am Main. 


Sm Rheinkreife. 


Schloß zu Zweibräden (Königlihes Abſteige⸗ 
quartier). 


Gef. BI. v. 3. 1836. St. II. ©, 25. 
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Sechster Titel 


Örossbeamte der Krone. 


In bem $. 15. Abfchn. 11. Zit. IT. der Verfaffungs - Urkunde find die Großbeamten der Krone zur Reiche: 
Verweſung, und in dem $. 2. Zit. VI. der Verfaffungs - Urkunde als Mitglieber der Kammer ber Reichsräthe 
berufen. — Dieſe flaatsrechtliche Stellung der Kronbeamten rechtfertigt die Aufnahme der Über bie Errichtung 
der Kronämter beftehenden Allerhöcften Verordnung vom 23. Juli 1808 in gegenwärtige Sammlung. 


G. 44 
(Die Kronämter des Reichs betreffend.) 


| Mm. GR. 

Nachdem in der Conftitution Unjeres Neiche II. Tit. $. 10. ®) feftgefegt ift, daß vier 
Kronämter, nämlidh : ein Kron= DOberft- Hofmeifteramt, ein Kron = Oberft : Rämmereramt, ein 
Kron: Oberft- Marfhallamt und ein Kron= Oberft: Poftmeifteramt errichtet werben follen; fo 
haben Wir beſchloſſen, in Ruͤckſicht derſelben noch folgende naͤhere Beſtimmungen zu treffen: 

9. 4. Dieſe Reichswürden find Mannlehen der r Krone, und werden von Uns auf dem 

TIhrone verliehen b). 

$. 2. Eie fünnen auf bie Lebenszeit bes Würdenträgers, oder auf deffen männliche Erben 
verliehen werben. | 

$. 3: Im Iepten Falle tritt die Erbfolge nach dem Rechte der Erſtgeburt und der agnas 
tiſch⸗ linealiſchen Erbfolge ein. 

6. 4. In Rückſicht der Belehnung, Lehenserneuerung , Lehengebühren, fo wie der Lehen⸗ 
Verhältniſſe überhaupt, find die Vorſchriften des Lehen-Edikts vom 7. Juli l. J. 
zu beobachten. 

$. 5. Bis der Kronbeamte das 24. Jahr erreicht, muß er in feinen Obliegenheiten durch 
einen Lehenträger aus der männlichen Klaffe vertreten werden. 

$. 6. Die Kronbeamten haben den Rang unmittelbar nach Unfern dirigirenden Staats⸗ 
und Konferenz-Miniſtern. 

F. 7. Unter ſich haben ſie den Rang nach der Ordnung, in welcher ſie oben genannt ſind. 

$. 8. Die Kronbeamten find Mitglieder Unſers Familien⸗Raths, nad) den nähern Beftim- 
mungen Unfers Familien: Gefepes. 

6. 9. Die Krondeamten Fönnen, während ihrer Anweſenheit in linferer eeſidenz, den 
Sitzungen des geheimen Raths beiwohnen °). 





a) Man vergl. ben $. 4. der Abth. II. (Bb. I. ©. 374.) 
b) Diefe Beftimmung tft wiederholt beftätigt in dem $. 1. Zit. V. der Verfaffungs : Urkunde und in ben 
65. 2. und 4. Gap. I. Zit. I. des Edikts Über die Lchenverhältniffe vom 7. Juli 1808. (Abth. V. 


unten.) 
c) Man vergl. den $. 2. der Formation bed K. Staatsraths vom 18. Nov. 1825. Rg. BI. v. J. 1825. 


S. 866. (Abth. AV. Abſchn. I. diefee Sammlung.) 
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. 10. 


.11. 


Ü 


Abth. II. Abſchn. I. Tit. VI. 


Die Kronbeamten erfcheinen bei allen größern Opffeierlichkeiten, und bei der Thron⸗ 


belehnung, wenn fie fih an Unferm Hoflager befinden, oder an dasfelbe einberufen 
werden. 


Cie erfcheinen bei ber feierlihen Eröffnung der Reichsverſammlung, ‚ohne eine 
Einberufung zu erwarten. 


Bei. diefen feierlihen Gelegenheiten ftehen Unfere Kronbeamten auf der oberſten 
Stufe an Unſerm Throne, neben den Staats- und Konferenz-Miniſtern. 


Unſere oberſten Hofbeamten ſtehen eine Stufe tiefer an dem Throne. 
In Abweſenheit der Kronbeamten nehmen Unſere oberſten Hofbeamten ihre Stellen ein. 
Die Inſignien Unſers Reichs werden den Kronbeamten dergeſtalt anvertraut, daß 


"dem Kron⸗Oberſt-Hofmeiſter die Krone, dem Kron⸗Oberſt-Kämmerer der Scepter, dem 


Kron⸗Oberſt-Marſchalle Bag Echwert, dem Kron=Öberft:Poftmeifter der Meiche: Apfel 
übergeben wird. | 


Der Kron:Oberft:Hofmeifter hat bei allen großen Feierlichkeiten die oberfte Polizei in 
jenen Gebäuden zu beforgen, in welchen Wir Une befinden. 

Der Kron: Dberft: Kämmerer führt die feierlihen Deputationen bei Uns ein, und 
bringt Unfere diesfallfigen Befehle an ben Dberft- Zeremonienmeifter. | 

Durch den Kron= Oberfi-Marfhall werden Wir Unfere Befehle über die öffentlichen 
Feierlichkeiten außer dem Bezirke Unferer Nefidenzen und Schlößer ertheilen. 


Unferm Kron= Oberft = Poftmeifter übertragen Wir die Oberaufficht bei feierlichen 
Zügen und Yuffahrten. 


Unfere Kronbeamten werden in der Ausübung diejer Attribute von Unfern oberften 
Hofbeamten unterflügt, und in ihrer Abweſenheit von ihnen fupplixt. 

Den Kronbeamten werden eben diefelben Civil: und Militärs Chrenbezeugungen er: 
wiefen, wie den dirigirenden Staats-und Konferenz » Miniftern. 

Das feierliche Koftüme der Kronbeamten *) befteht in folgender Kleidung: 


Ein Kleid von dunkelsfornblauem Sammt oder Eeidenzeug, auf allen Nähten 
mit einer reihen Goldſtickerei befegt, mit weißem Unterfutter und goldenen Rnöpfen. 





a) Diefe Beſtimmung ift abgeändert wie folgt: 


Seine Majeftät der König haben Sich auf erflatteten Antrag vermöge Allerhöchſter Entſchließung vom 


44. Mai d. 3. bewogen gefunden, die in dem Reglement über die Kronämter vom 28. Juli 1808 


(MI. BI. 1808. S. 2109— 2112.) angeordnete Kleidung ber Kronbeamten in folgendes feierliche Koſtüme 
abzuändern: 


Ein Kleid nad franzöfifgem Schnitte (habit habille) von Tornblauem Sammt nad) der ganzen Ränge 


und auf allen Nähten reich mit Silber brillantirt geſtickt, mit Unterfutter von weißem Seibenzeuge 
und Knöpfen von demfelben Sammt mit Silber geftickt, ferner eine Weſte von drap d’argent, gleichfalls 
reich mit Silber geftidt. Endlich ein Mantel von bemfelben Eornblauen Sammt und gleicher Stiderei 
von Silber; der Umfchlag nad) der ganzen Länge bes Mantels und das Kragenfutter von drap d’argent_ 
mit Silberftiderei, das übrige Unterfutter von weißem Seidenzeuge. 


Ueberdies befindet ſich Hiebei noch eine lange Schärpe von weißem Seidenzeuge, an beiden Enben mie 
reihen filbernen Quaſten. (Rg. BI, v. J. 1839, Gt, XXI. ©, 446. und, 547.) 
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Weiße Beinkleider und Wefte mit Gold geftichtz weiße Etrümpfe und Schuhe, gol⸗ 
dener Degen. 
Eiin Mantel von ponceaurotbem Sammt ober Seide, mit der nämlihen Gold: 
ftiferei wie das Kleid, und in gleicher Länge mit Hermelin gefüttert. 
Eine Halekraufe von Spihen; der Hut vorne aufgefchlagen, mit brei weißen 
und zwei blauen Schwungfedern, oben an der Hutſchlinge mit der National: 
Kofarde. 


Münden ben 23. Yuli 4908. 
' Rg. Bl. v. I. 1808. Bd. II. St. LI. ©. 2109. 





Sicebenter Titel. 


Orden. 
Einleitung. 


Ns der Allerhöcften Berorbnung vom 9. Dez. 1825 a) über die Kormation ber Minifterien ($. 93.) gehören 
die DOrbensfachen -ausfchließend zum Reſſort des Staatsminifteriums des Königlihen Hauſes. Nur bin 
ſichtlich des Civil-Verdienſt-Ordens und des Ludwigs-Ordens ift auh dem Königlichen Staats: 
minifterium bes Innern geftattet, zur Belohnung und Auszeichnung der bei dem innern Dienfte angeftellten 
Beamten und anderer Unterthanen an Seine Majeftät den König Anträge zu Allerhöchſter Begnadigung mit 
jenen Drden zu ftellen. (f. $. 78. ber angeführten Verordnung.) Diefe beiden Orden fallen daher dem Wir: 
kungskreiſe ber inneren Verwaltung zu, und es mußten die verorbnungsmäßigen Beſtimmungen berfelben in die⸗ 
fer Sammlung ihre Aufnahme finden. — Der (Übrigens für fi in Bayern nicht mehr beftehenbe) Sohanniter= 
und fämmtliche Damenftifts:Drden (mit Ausnahme des Thereſien-Ordens) berühren den Reffort bes Innern wegen 
Verwaltung des Vermögens ber hiemit verbundenen Stiftungen. Wegen biefes vorherrfchenden Intereffes glaubte 
man die hierüber fprechenden und noch verbindlichen Normen in die Abtheilung XI. Abſchn Il. „Stiftungsweſen“ 
einreihen zu müflen. Das Statutarifche der übrigen Orden Hingegen hätte, nach dem in der Vorrede ausgeſprochenen 
Grundfage der Beſchränkung des Materials auf die Normen der inneren Verwaltung ausgefchloffen werben follen. 
Da jebod die Kenntniß desfelb.n nicht ohne großes Intereſſe einerfeits, und anderfeits diefelbe zum Theil nur 
ſchwer zu erhalten ift, fo glaubte man auch die öffentlich befannt gemachten Statuten des Hausritter: 
Ordens vom heiligen Georg, dann einen im Regierungs:Blatte v. 3. 1807 abgedrucdten Auszug 
aus den Statuten des Militär: Mar:Jofephs:Drdens, endlich die ebenfalls öffentlih Fund geger 
benen Gtatuten des von Ihrer Majrftät dem Könige am 12. Dktober 1827 geftifteten Therefien: Ordens 
im Anhange aufnehmen zu follen. Aus eben biefen Gründen dürften auch Hier die nachfolgenden gefchichtlichen 
und befchreibenden Notizen Über die Ritterorden des heiligen Hubertus und bes heiligen Georg, Über den Milis 
ir: Mar:Fofeph: Orden, dann ben Hausritter » Orden vom heiligen Michael (Orden der Nebenlinie) weder 
amerwartet, noch unerwünſcht erfcheinen. Das Statutarifhe des Civil: Verdienft - Ordens und des Lubwige- 
WDrdens ift in den 65.15—29. nachſtehend enthalten, Aufgehoben ift der pfälzifche Löwen-Orben, durch 





a) ©. Re. BI. v. 3. 1825. ©, 992, und Abth. IV. Abfchn. II. unten. 
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Art, XI. der Statuten des Civil⸗-Verdienſt-Ordens ber Bayeriſchen Krone ($. 15. ©. 69.), der Johanniter: 
Orden, in fo weit er Bayern berührte, durch die Verordnung vom 8. September 1808 (Rg. Bl. v. J. 1808. 
St. LIV. S. 215.); ebenfo wurde durch eine Verordnung vom 6. Juli 1807 (Rg. Bl. v. 3. 1807. St. XXXI. 
S. 1172.) der an bie vormalige ritterfchaftliche Burg Friedberg annectirt gewefene St. Joſephs-Or den, 
als mit der deutfchen Kaiferwürbe erlofhen, zu tragen verboten. 

l. Der Ritterorden vom heiligen Hubertus. 

Die Veranlaſſung zu feiner Stiftung war folgende: Als Reinald IV., Herzog von Jülich und 
Geldern, im Jahre 1425 unbeerbt ftarb, folgte ihm feiner Schwefter Enkel, Arnold von Egmont, in Geldern, 
und feines Waters Bruders Enkel, Adolph II. Herzog von Berg, in Zülih. Arnold, mit feinem Antheife nit 
zufrieden, fuchte auch Zülich mit gewaffneter Hand zu nehmen, fehloß jedoch bald nach angefangenem Streite 
mit Adolph einen zehnjährigen Waffenftillftand und Vergleih ab. Als aber Adolph 1437 ohne Erben ſtarb, 
und ihm fein Vetter Gerhard V., in Jülich gefolgt war, trat Arnold von neuem mit feinen vermeintlichen 
Anſprüchen hervor, ſuchte fie durch die Waffen geltend zu machen, und rüdte mit feinem Deere 1444 wirklich 
in das Jülichiſche ein. Gerhard ging ihm, mit dem Gefühle für eine gerechte Sache zu ſtreiten, entgegen, 
und ſchlug ihn bald gänzlich bei Ravensberg in Weſtphalen, am Tage des heiligen Hubertus. Zum Andenken 
an dieſen merkwürdigen Sieg, der die Anſprüche, wie die Heere Arnolds vernichtet hatte, ſtiftete Gerhard im 
nämlichen Jahre einen Ritterorden dem Heiligen Hubertus zu Ehren, der ſowohl Hubertus-Orden als auch 
Orden vom Horn, weil die Ritter eine goldene Kette von Jagdhörnern trugen, genannt wurde. Er blühte 
fort unter den Herzogen von Jülich, Berg und Cleve bis 1609, wo dies Geſchlecht in männlicher Linie, mit 
Herzog Iohann Wilhelm erlofh, und nun der Succeſſionskrieg zwifchen Brandenburg, Pfalzneuburg, Pfalzzwei⸗ 
brücken und den fähfifhen Häufern über ben Befig diefer Länder begann. Während biefer Zeit, und während bes 
darauf folgenden bdreißigjährigen Krieges, gedachte niemand des Ordens, und als er auch noch ein halbes Jahr: 
hundert nach dem weftphälifchen Frieden vergeffen blieb, fo ſchien er erlofchen zu feyn. Allein ala Churfürft 
Johann Wilhelm von der Pfalz, aus dem Haufe Neuburg, nach der Bayerifchen Achtserklärung 1709 das Erz⸗ 
truchfeßamt mit ber. Oberpfalz erhielt, fo rief er, als Befiger eines Theile des Landes, dem der Drden ehedem 
angehörte, ihn in das Leben zurüd, gab ihm Statuten, und erklärte ſich felbft zum Großmeifter. Churfürſt 
Gart Theodor von Bayern erweiterte die Statuten, welche endlich durch des hödhftfeligen Könige Maximilians 
Joſeph Meajeftät unter dem 50. März 1800 erneuert und in einer Allerhöchften Verordnung vom 19. März 1808 
($. 17. &. 70. unten) beftätigt wurden. Sie beflimmen, daß der Hubertus = Orden nur aus einer Klaffe 
beftehen, und nie mehr als 12 Mitglieder, welche Inländer und altabeligen Gefchlechts feyn müffen, zählen ſoll. 

Diefe haben allein Stimme in dem Ordens Gapitel, müffen die Aufzunehmenden prüfen, und dem 
Könige, als Großmeifter des Ordens, darüber Vorfchläge thun. Ihre Ergänzung wird aus den Commandeuren 
des Drdens der Bayerifchen Krone genommen, wenn fie fi) dazu eignen, und diefe Stelle ſechs Jahre bekleidet 
haben. Nur in ihrer Ermanglung werden Züngere gewählt, und ſolche Promotionen finden nur jährlich einmal 
flatt. Außer diefen 12 Mitgliedern Tann ber Orden aber an fo viele Fremde oder auswärtige Mitglieber ge: 
geben werden, als es bem Großmeifter beliebt. 

Das Ordenszeichen ift ein goldenes achtfpigiges weißemailliertes Kreuz. Das runde Mittelfchitb im 
Ordenskreuze ftellt die Belehrungsfeene des heiligen Hubertus vor. Auf der Umfeite deöfelben ift der Reiche: 
Apfel mit dem Kreuze in der Form einer Weltkugel. Die Umfchrift „In memoriam recnperatae Dignitatis 
avitae. 1709. bezieht ſich auf bie Erneuerung und Wiederherftelung bes Ordens. Gewöhnlich wird das Ordens⸗ 
kreuz an einem handbreiten ponceaurothen Bande mit grüner Einfaffung von der linken zur Rechten getragen, 
bei feierlichen Gelegenheiten aber, wo die Ritter in einer eigenen Feſtordenskleidung in altfpanifchem Gefchmede, 
von ſchwarz und ponceaurother Farbe erfheinen, an ciner goldenen Kette. Diefe befleht aus 42 Gliebern, 
wovon eins um dad andere ben verfhlungenen Namen Carl Theodor und die Bekehrungsſtene bes Hubertus 
darftellt. Der Namenszug ift abwechfelnd roth und grün. Die Ritter Haben außerdem noch auf der Linken 
Bruft einen fpisigen mit Strahlen matt geſtickten Stern, worauf ein mit Silber geftidttes und mit Gold durch⸗ 
wirktes Kreuz mit einer goldenen Einfaſſung liegt. In der Mitte des Sterns iſt eine ponceaufarbene fammtene 
Zirkelfläche, auf welcher der Wahlfprudy des Orbens: in trau vast In gothiſcher Schrift zu Iefen ift. 

1. Der Ritterorden des heiligen Georg. 

Nah der Verfiherung Bayerifcher Geſchichtſchreiber Toll ber Urfprung biefes Ordens in bie Zeiten 

der Kreuzzüge des 12. Jahrhunderts fallen, Otto III. und Eckhard, Herzoge aus Bayern, hätten perfönlichen 
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Weiße Beinkleider und Weſte mit Gold geſtickt; weiße Etrumpfe und Schuhe, gols 
dener Degen. 
Ein Mantel von ponceaurotbem Sammt oder Eeide, mit der nämlihen Gold⸗ 
ftiferei wie das Kleid, und in gleiher Länge mit Hermelin gefüttert. 
Eine Halekraufe von Epipen; der Hut vorne aufgefchlagen, mit drei weißen 
und zwei blauen Schwungfedern, oben an der Hutfchlinge mit der National: 
Kofarde. 


Münden den 28. Juli 4808. 
Rg. Bl. v. I. 1808. Bd. II. St. LI. ©, 2109. 





Siebenter Titel. 


Orden. 
Einleitung. 


Na der Allerhöchften Berorbnung vom 9. Dez. 1825 «) Über die Kormation ber Minifterien ($. 93.) gehören 
die Ordensſachen -ausfchließend zum Reſſort des Gtaatsminifteriums des Königlichen Haufe. Nur hin: 
ſichtlich des Civil-Verdienſt-Ordens und des Ludwigs-Ordens ift au dem Königliden Staats: 
minifteriam bes Innern geftattet, zur Belohnung und Auszeichnung der bei dem innern Dienfte angeftellten 
Beamten und anderer Untertbanen an Seine Majeftät den König Anträge zu Allerhödfter Begnadigung mit 
jenen Drden zu ftellen. (f. $. 78. der angeführten Verordnung.) Diefe beiden Orden fallen daher dem Wir: 
tungslreife der inneren Verwaltung zu, und ed mußten die verorbnungsmäßigen Beflimmungen berfelben in dies 
fer Sammlung ihre Aufnahme finden. — Der (übrigens für fi in Bayern nicht mehr beftehende) Johanniter= 
und fämmtliche Damenftifts:Drden (mit Ausnahme des Therefien-Ordens) berühren den Reffort des Innern wegen 
Berwaltung des Vermögens der hiemit verbundenen Stiftungen. Wegen diefes vorherrfchenden Intereſſes glaubte 
man die hierüber fprechenden und noch verbindlichen Normen in die Abtheilung XI. Abſchn II. „Stiftungswefen‘‘ 
einreihen zu müffen. Das Statutarifche der übrigen Orden hingegen hätte, nach dem in der Vorrede ausgefprocdhenen 
Grundfage der Beſchränkung des Materials auf die Normen der inneren Verwaltung ausgefchloffen werden follen. 
Da jebod die Kenntniß desfelben nicht ohne großes Interefle einerfeits, und anderfeits diefelbe zum Theil nur 
ſchwer zu erhalten ift, fo glaubte man auch bie öffentlich befannt gemachten Statuten bes Hausritter: 
Drdens vom heiligen Georg, dann einen im Regierungs:Blatte v. 3. 1807 abgedrudten Auszug 
aus den Statuten des Militär-Max-Joſephs-Ordens, endlich die ebenfalls öffentlich kund gege 
benen Gtatuten bes von Ihrer Majrftät dem Könige am 12. Oktober 1827 geftifteten Therefien: Ordens 
im Unbange aufnehmen zu follen. Aus eben biefen Gründen dürften auch hier die nachfolgenden geſchichtlichen 
und befchreibenden Rotigen über bie Ritterorden bes heiligen Hubertus und des heiligen Georg, Über den Milis 
tãr⸗ Mar:Zofeph: Orden, dann den Hausritter » Orden vom heiligen Michael (Drben der Nebenlinie) weder 
umerwartet, noch unermwünfcht erfcheinen. Das Statutarifche des Givil- Verdienft - Ordens und des Lubwige- 
Drdens ift in den 65.1529. nachftehend enthalten. Aufgehoben ift ter pfäl ziſche Löwen-Orden, durch 





a) ©. tg. BI. v. 3. 1825. ©. 992. und Abth. IV. Abfchn. H. unten. 
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Toren a), der Orden wirb aber fortgetragen. Beibes geht verloren, wenn ein Mitglieb ohne Erlaubniß bes 
Großmeiſters, — der immer der König tft, — in fremde Dienfte tritt. Die Beerdigung eines Mitgliedes 
geſchieht um einen Grad höher, als feine zulegt beleibete Stelle war, und das Seelenamt für bie Berfiorbenen 
wird immer den 2; Januar im Sahre gehalten. 


Das vormalige MilitärzChrenzeichen ift unabgeänbert das jesige Ordenszeichen geblieben. Es ift 
ein einfaches, golbenes, achtfpisiges Kreuz, von einer goldenen Krone gedeckt. Auf dem himmelblauen runden 
Mittelſchilde fteht auf der Vorberfeite der Namenszug bes Könige: M. J. K. (Marimilian Joſeph König) und 
auf der Umfeite in einem Halbzirkel mit goldenen Buchftaben die Worte: Virtnti pro patria. Für alfe Klaffen 
iſt e8 dasfelbe, nur an Größe abnehmend. Dasfelbe wird an einem ſchwarzen, im Verhältniße der verfchiedenen 
Grade breiten Bande, welches auf beiden Seiten durch einen weißen und einen blauen ſchmalen Streifen be: 
gränzt ift, von den Rittern auf der Linken Bruft, von den Commandeur's um den Hals getragen. — Die Graf: 
kreuze tragen das Ordenszeichen von ber rechten Schulter zur linken Hüfte, und dabei auf ber linken Bruft die 
geſtickte Umſeite des Kreuzes mit filbernen Strahlen umgeben. Zugleich tragen fie auch das verkleinerte Ordens⸗ 
jeichen ihres Grades um ben Hals. | 


IV. Der Hausritter:Orben vom heiligen Michael. 


Diefer Orden wurde im Jahre 1695 am 29. September von bem Churfürſten von Cöln, Joſeph 
‚Siemens ale Herzog von Bayern, bei feiner Anweſenheit in München geſtiftet, und bei der Reformation 
der Königlihen Orden, ‚unterm 41. September 1808, von Seiner Majeftät dem Könige Marimitian Joſeph 
beftätigt. 


Sein urfprünglicher Zweck iſt die Aufrechthaltuug der Religion, und die Verfechtung der göttlichen 
Ehre, zu welchem neuerlich jener der Unterftügung ber Vertheidiger des Waterlandes, bei der am 6. Huyufl 
1810 erfolgten neuen Beftätigung, refpective Mobifitation der Ordens - = Statuten, hinzugekommen ift. 


Der Drben beſteht urſorünglich aus drei Klaſſen, den Großkreuz⸗ Herren, welche zugleich Gapitularen 
find, den Amts: Herren und den Nittern, zu welcher dritten Klaffe fpäter eine Nebenklaffe der Ehren » Ritter 
gekommen iſt. Zur Erlangung der erften drei Klaffen werden firenge Abhnenproben erfordert. Zur Nebenklaffe 
der Dritten wählt der Durchlauchtigſte Großmeifter aus eigenem Antriebe, und ohne Bittgefudhe anzunehmen, 
Männer von befonderem Verdienſte, ohne Rüdfiht auf Grburt, Stand und Religion. Die fämmtlihen Mit: 
glieder werden nur nach der vorherigen Bewilligung Seiner Majeſtöt des Königs in den Orden aufgenemmen. 
Achtzehn Großkreuz: Herren, acht Amts-Herren, ſechs und dreißig Ritter, zwölf Ehren-Ritter, theils geifttihen, 
theile weltlichen Standes, maden bie ftarutenmäßige Zahl der Ordensglieder aus. 


Das Ordenskreuz beſteht in einem goldenen, laſurblau geſchmelzten, und mit goldener Einfaſſung 
verſehenen, viereckigten Kreutze, in deſſen Mitte der heilige Michael in erhabener Arbeit in Gold, von Strahlen 
umgeben ſich befindet; fein Schild führt die Auffrift: Quis ut Deus? Auf der Revers: Seite findet man die 
Worte: Dominus potens in praelio. Auf den vier Zheilen des Kreuzes befinden fi die Buchſtaben P. F. 
abgewechjfelt, und zwar bie P. oben und unten, die F. zu beiden Seiten, welche die Worte: Pietas, Fidelita«, 
Perseverantia, Fortitudn bezeihnend, den Ordensgliedern diejenigen Eigenfchaften andeuten, wodurch fie ſich 
auszeichnen follen. on der obigen Befchreibung weicht das Kreuz der Ehren : Ritter nur in fo ferne ab, daß 
dasfelbe , ftatt des Bildniffes des heiligen Michaels, auf einem Email von Lafurblau die goldenen Worte: 
Quis ut Deus? enthält. . 


Die weltlichen Großfreuze tragen das Ordenskreuz bei der gewöhnlichen Drbensfleidung an einem 
himmelölauen, handbreiten Bande mit kornblauer ins Violette endender Einfaſſung, von der rechten Schulter 
abwärts unter dem linken Arme, ‚en echarpe oberhalb des Degens; die Geiftlichen aber am Halſe. Kür die 





a) Allerhoͤchſtes Reſtript vom 16. Auguſt 1810. (Schmelzing Baoyeriſchet Staaterecht Ih. I. ©. 37.) 
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bochſten Feierlichkeiten ift die Orbenakette beftimmt, welche auf ihren Sinnbilbern die vorgemeldeten abwech⸗ 
ſelnden Buchſtaben enthält, Die Amts:Herren, Ritter und Ehrensftitter tragen das Kreuz an dem vier Finger 
breiten Bande um den Hals. Hiezu kömmt für die erften drei Klaffen nody ein Stern von Strahlen, worauf 
das Ordenskreuz mit der Aufſchrift: Quis ut Deun? wiederholt wird, und für die weltlichen Mitglieder eine 
eigene geftidte Uniform, wovon bie Farbe dunkelblau, und die Stiderei Gold iſt; die geiftlihen Ritter haben 
die Erlaubniß, bei feierlichen Gelegenheiten die Kleidung der päpftlichen Haus: Prälaten zu tragen. 


A. Eivil-Verdienst-Orden der Bayerischen Arone. 


1. Dessen Stiftung und Statuten. 


$. 15. 


(Geſetze des Königlichen Givil: Verdienft : Ordens der Bayerifhen Krone.) 


M. J. K. 


So wie Wir für ausgezeichnete Verdienſte des Wehrſtandes Unſerer Monarchie durch 
den militaͤriſchen Verdienſt-Orden ein Ehrendenkmal zu ſtiften bedacht waren, eben ſo wollen 
Wir auch den vorzüglichen Civil-Staatsdienſten und den hervorftehenden Tugenden und 
DVerdienften der Etaatsbürger aller Klaffen eine ehrenvolle Auszeichnung gewähren, Wir haben 
daher bejchloffen und befchließen wie folgt: 


. Es fol ein eigener Verdienſt-Orden unter dem Namen der Baperif hen 
Krone gebildet, und zum Tage feiner Gründung foll der 27. Mai beſtimmt werben. 


II. Diefem fol feiner Zeit ein Fond angewiefen werden, aus weldhem für eine 
beftimmte Zahl von Mitgliedern aller Klaffen, angemeffene jährliche Einfünfte gebildet werden 
können ®). 


IT. Jeder Eingeborne, welcher dem Etaate vorzügliche Dienfte geleiftet, fih durch 
höhere bürgerlibe Iugenden ausgezeichnet, oder um den Nutzen und Ruhm des Vaterlandes 
fi befonders verdient gemacht hat, kann in den Verdienftz Orden aufgenommen und zu allen 
Klaffen desfelben befördert werden. 


IV. Auch wird bie Verleihung besfelben an Yuswärtige, deren Würdigkeit aners 
kannt ift, vorbehalten. 


V. Der Berdienfl:Orden befteht aus vier Klaffen, deren die erfte zwoͤlf Großkreuze, 
die zweite vier und zwanzig Commandeurs, die dritte hundert Ritter und die vierte jene 
begreift, welchen die Civil-Verdienſt-Medaille zugetheilt iſt, oder noch verliehen wird. 





a) ©. bie nachfolgenden $$. 20. und 21. 
9 % 
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Die Auszeichnung, welche die mit gedachter Medaille Begnadeten durch ‚gegenwärtige 
Ginreihung in den Verdienſt-Orden erhalten, wird für diefe ein neuer Antrieb ſeyn, ſteis 


den Grundſaͤtzen eines reinen Patriotiemus und eines in jeder Hinſicht ehrenvollen Wandels 
treu zu verbleiben. 


VI. Aus den Großkreuzen ſollen zwei Groß⸗ Offiziere des Ordens namlich ein Srope 
Kanzler und der Groß= Drdend- Schagmeifter gewählt werden. 


VI. Diefe find ftändige Mitglieder des Ordens-Conſeils, fo wie zu bemfelben vier 
Großkreuze, dann vier Commandeurs gezogen werden follen. 


VII. Das Ordens: Eonfeil verfammelt fih alle Sahre einmal, und zwar am 27. 
Mat um die der Verleihung des Derdienfti=- Ordens aller Grade Würdigen dem Monarchen 
vorzufihlagen, ohne jedoch einen oder den andern in beflimmten Antrag zu bringen. An 
diefes Conſeil follen aud ale Verichte wegen Ertheilung der Verdienft = Medaille gegeben 
werden, weil aud von daher der Vorfchlag zur Verleihung derfelben erwartet wird. 


Der Monarch wählt fodann einige-oder mehrere unter den Vorgefhlagenen, und es 
ift für die Nichtaufgenommenen fchon eine ehrenvole Auszeichnung, in dem Vorſchlage begriffen 
zu ſeyn. 

IX. Das Ehrenzeichen des Ordens beſteht: 


a) Für die Großkreuze aus einem achteckigten weißemaillirten und mit einem Eichen⸗ 
Eranze umgebenen Ordenskreuze, welches mit der Königskrone bedeckt ift, und 
in der Mitte die blauen und weißen Rauten nebft der goldenen Krone und 
der Umfchrift: Virtus et honos, auf der gleihgeftaltsten untern Seite aber 
das Bruftbild des Stifters in Gold mit der Umfihrift: Max. Jos. Nex Bo- 
joariae zeigen fol. Diefes Ordenskreuz wird an einem vier Finger breiten 
gewäfferten blaufeidenen- Bande, deſſen Rand einen viertel Zoll breit weiß ein: 
gefaßt ift, von der linken Schulter zur rechten Eeite hinab getragen. ° _ 

Zugleich fol der auf der linken Eeite des Oberkleides an der Bruſt zu 
tragende Stern gleichfalls ein achteckigtes ſilbernes Kreuz mit Strahlen in 

Glanz bilden, in deſſen Mitte die Königs-Krone auf den blau und weißen 
Rauten fich befindet, dann die Umfchrift Virtus et honos auf ponceauroibem 
Grunde zu lefen, und mit einem Eichenkranze umgeben ift. 


b) Für die Commandeurs aus dem nämlihen Ordenskreuze, nur etwas kleiner 
gebildet, und mit dem Unterfchiede, daß fie basfelbe an einem blauen eiwas 
ſchmäleren Bande, deffen Hand weiß eingefaßt ift, an bem Dalte auf der 
Bruft hangend-zu tragen haben. 


Für bie Ritter, aus einem gegen die vorige Klaffe noch kleineren arenge der 
naͤmlichen Gattung, welches an einem gleichen ſchmaͤleren Bande im Knopfloche 
befeſtigt wird. 

Für die vierte Klaſſe aus der theils goldenen theils ſilbernen, ſchon beſtehenden 


Verdienſt-Medaille, welche auf die unterm 13. April 1307 *) vorgeſchriebene 
Art getragen werden ſoll. 


c 


— 


d 


ut 
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höochſten Feierlichkeiten iſt bie DOrbenakette beſtimmt, welche auf ihren Sinnbildern die vorgemeldeten abwech⸗ 
ſelnden Buchſtaben enthält. Die Amts-Herren, Ritter und Ehren⸗Ritter tragen das Kreuz an dem vier Finger 
breiten Bande um den Hals. Hiezu kömmt für die erſten drei Klaſſen noch ein Stern von Strahlen, worauf 
das Ordenskreuz mit der Aufſchrift: Quis ut Deus? wiederholt wird, und für die weltlichen Mitglieder eine 
eigene geflidte Uniform, wovon die Farbe dunkelblau, und die Stiderei Gold ift; die geiftlichen Ritter haben 
die Erlaubniß, bei feierlichen Gelegenheiten die Kleidung der päpftlihen Haus: Prälaten zu tragen, 


A. Eivil-Derdienst-Orden der Baperischen firone. 


1. Dessen Stiftung und Statuten. 


$. Ab. 


(Geſetze bes Königlichen Givil: Verdienft - Ordens der Bayerifchen Krone.) 


M. J. K. 


So wie Wir für ausgezeichnete Verdienſte des Wehrſtandes Unſerer Monarchie durch 
den militärifhen Verdienſt-Orden ein Ehrendenkmal zu ftiften bedacht waren, eben fo wollen 
Mir auch den vorzüglichen Givil- Etaatödienften und den hervorftiehenden Tugenden und 
Verdienften der Etaatsbürger aller Klaffen eine ehrenvolle Auszeichnung gewähren, Wir haben 
daher beichloffen und befchließen wie folgt: | 


I. Es fol ein eigener DVerdienft-Orden unter dem Namen der Bayeriſchen 
Krome gebildet, und zum Xage feiner Gründung foll der 27. Mai beſtimmt werden. 


IH. Diefem fol feiner Zeit ein Fond angewiefen werden, aus weldhem für eine 
beftimmte Zahl von Mitgliedern aller Klaffen, angemeffene jährliche Einkünfte gebildet werden 
können ). 

III. Jeder Eingeborne, welcher dem Staate vorzügliche Dienſte geleiſtet, ſich durch 
höhere bürgerliche Tugenden ausgezeichnet, oder um den Nutzen und Ruhm des Vaterlandes 
fi befonders verdient gemacht hat, Fann in den Derdienft= Orden aufgenommen und zu allen 
Klaſſen desfelben befördert werden. | 


IV. Auch wird die Verleihung besfelben an Auswärtige, deren Würbigkeit aner⸗ 
kannt iſt, vorbehalten. 
V. Der VBerdienft:Orben beſteht aus vier Klaſſen, deren die erſte zwoͤlf Großkreuze, 


die zweite vier und zwanzig Commandeurs, die dritte hundert Ritter und die vierte jene 
begreift, welchen die Civil-Verdienſt-Medaille zugetheilt iſt, oder noch verliehen wird. 


a) ©. bie nachfolgenden SS. 20. und 21. 
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für die Königlichen Unterthanen, durch nüßliche Entdeckungen und ihre Mittheilung, durch 
vorzügliche Talente und Gelehrſamkeit die Aufmerkſamkeit Unſerer Miniſterien und Landes⸗ 
ſtellen auf ſich gezogen, und ihre Würdigung erhalten haben, auch ohne Vortrag in dem 
Ordensrathe, vorbehalten. Ein unmittelbar eingereichtes Anſinnen um ſolche Verleihung ſoll 
nie anders, als nach Anhörung der einſchlägigen Miniſterien berückſichtigt werden. . | 

III. Die erfte Klaffe des DVerdienft= Ordens fol, ftatt zwölf, Fünftighin vier und 
zwanzig, und zwar jene nicht eingerechnet, welche Capitufaren Unferes Hausordens vom hei: 
ligen Hubertus find, die zweite, ftatt vier und zwanzig Commandeurd, vierzig, die dritte 
ftatt hundert Nittern, deren einhundert und fechzig begreifen. 

Die bier ausgefprochene Zahl der zu verleihenden Ordens- Auszeichnungen an Inlan⸗ 
der wird nicht überſchritten werden. 

1V. Der Ordensrath wird gebildet aus dem Ordens-Großkanzler und dem Ordens⸗ 
Groß⸗Schazmmeiſter, welche ſtaͤndige Mitglieder des Ordens find, wozu Wir noch ſechs Groß⸗ 
kreuze und ſechs Commandeurs berufen werden. 

V. Eine Verleihung der drei erſten Grade des Verdienſt-Ordens wird übrigens 
niemals anders, als nach Anhörung des Ordensrathes vorgenommen werden, wogegen Wir 
den vierten Grad, die Civil-Verdienſt-Medaille, auf den unmittelbaren Vortrag Unſerer 
Etants = Minifterien verleihen werden. | | 

Nach gegenwärtigen Befchlüffen wollen Wir bie Derdienft- Ordens ; Etatuten befis 
nitiv beſtimmt haben. 

München den 3. Oktober 1817. 
Rs. BI. v. I. 1817. St. XXXVII. ©. 875. 


2. Bestimmungen hinsichtlich der Verbindung dieses Ordens mit dem St. Hubertus - ®rden. 


$. 17. 
(Den St. Hubertus :Orben betr.) 


M. J. K. 
Bei Gelegenheit des am heutigen Tage creirten Civil-Verdienſt-Ordens der Bayeri⸗ 

fhen Krone wollen Wir in Rüdfiht des Et. Hubertus= Ordens Folgendes beflimmen : 

1 Der Et. Hubertus» Orden bleibt mit feinen von Uns beftätigten Gefegen und 
Vorrechten ber erfte Orden Unfers Reihe; er foll dergeftalt mit dem Civil Verdienft = Orden 
in Derbäftnig gefegt werden, daß die bisherigen Gapitularen des Hubertus = Drdend, wenn fie 
auch mit dem Groffreuze des Civil Verdienft= Ordend begnadet worden find, am Range ben 
andern Großkreuzen des lehgenannten Ordens den Derdienft: Orden felbjt aber blos durch dag 
Heine Kreuz oder Band im Knopfloche marquiren. 

| | II. Die Zahl der wirklichen Capitularen des Et. Hubertus⸗Ordens beit auf. zwölf 
beftimmt. Cie werden von nun an aus den Commandeurs des Civil:  Verdienft = Ordens, 
welche ſich dazu eignen, und diefe Etelle feche Jahre bekleiden, von Und gewählt, und nur 
in ihrer Ermanglung Fann auf Jüngere Rüdficht genommen werden. 
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‚N. Das. Capitel. des Et. Hubertue-Ordens verfammelt ſichganz nach dem $: VII. 
der Gefete bes Civil: Verdienft Ordens, alle Jahre am 12. Dftober ), und unterſucht die 
Eigenfchaften derjenigen, welche ſich als Adſpiranten gemeldet haben, und ſchlaͤgt die Würs 
digſten vor. 

IV. Bei Realifirung der im $. II. der Gefehe des DVerdienft- Ordens ®) audgefpro: 
henen Dotation desfelben wollen Wir audy auf den St. Hubertus: Orden Nücfiht nehmen. 

V. Nebft der geſeglich beftimmten Zahl der Capitularen können audy Fremde in den 
Et. Hubertus: Orden, jedodh nur unter folgenden Beſtimmungen aufgenommen werben : 

a) Können ihn nur regierende Fürften des rheinifchen Bundes, ihre Agnaten und 
Verwandte männlicher Eeits, wenn fie in feinen fremden Dienft- Verhaͤltniſſen 
oder fremder Subjektion ſtehen, erhalten; ferner | 

b) nur diejenigen Ausländer, welche bei Auswechslung fremder Orden mit dem 
Unſrigen ihn von ihren Souverains erhalten, oder andere, welche von Uns 
ganz vorzüglich würdig dazu erkannt werden. 

ec) Die Nitter diefer Klaffe find auf Feine beftimmte Zeit befchränft,, jedoch haben 
fie weder auf eine Etimme in dem Gapitel, noch auf die künftig zu beſtimmende 
Einkünfte der Ordensritter einen Anſpruch. 

VI. Auſſer der oben $. III. zu bes Derfammlung bes Gapitele feſtzeſehten zeit hat 
feine Promotion ftatt. 


München den 19. Mai 1308. 


Reg. BI. v. 3. 1808. Bd. I. St. XXIV. ©, 1046. 


3. Gesuche um Verleihung dieses Ordens und um Ordens - Werleihungen überhaupt. 


9. 48. 
(Die Gefuge um Ordens⸗ Verleihungen bett.) 


e. K. 


Obgleich in der Verordnung vom 8. Oktober 4817 °) die Einreichung von Geſuchen 
um Verleihung des Civil-Verdienſt-Ordens ſchon unterſagt wurde, fo iſt dieſer ausdrücklichen 
Beſtimmung doch nicht ſchuldige Folge geleiſtet worden. Da Wir aber von Selbſt den geeig⸗ 
neten Bedacht nehmen werden, den Würdigſten die verdiente Auszeichnung zukommen zu laſſen, 
und Unſerer Aufmerkſamkeit keine jener höhern Tugenden, welche dieſelbe in Anſpruch nehmen 
fönnten, und nichts, was zum wahren Ruhme und zur Wohlfahrt Unſeres Reiches dient, ents 
geben wird, fo erneuern Wir hiemit nicht nur alles Ernftes die oben erwähnte Verordnung, 
fondern Wir verfügen zugleih, daß mit Ausnahme jener Orden, die vermög der Etatuten 

- nachgeſucht werden- müffen, von nun an bei Feinem Orden Unferes Königlichen Haufes, deſſen 


Pur 2 ze 





a) und b) ©. den $. 15. ©. 67. und 68. oben: 
c) S. den $. 16. ©. 69. oben. 
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Sroßmeifter Wir felbft find, weder von einem Unferer Unterthanen, nch von Huswärtigen 
Geſuche um deren Verleihung bei Uns eingereicht werden follen. Wir befehlen daher Unferm 
Staats: Minifterium des Hauſes und des Aeußern, diefe Unfere Entſchließung durch das Re⸗ 
gierungsblatt mit dem Beifage zur öffentlihen Kenntniß zu bringen, deß die dem ungeaqhr: 
eingehenden Bitten und Wuͤnſche unberückſichtigt bleiben würden. 


Miüncen den 7. Dezember 1825. 
No. Bl. v J. 1825. St. Lin. S. 1042. 


G. 19. 
Xr. Pr. 3642. 
(Geſuche um irgend eine Auszeichnung des Civil = Verdienft - Ordens betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 


Durd die Allerhöchſte Verordnung vom 8. Oktober 1817 °) ift 6. A. die üblich ges 
wordene Einreichung ven Geſuchen um irgend eine Auszeichnung des Civil-Verdienſt-Ordens 
unterſagt, und den einſchlaͤgigen Stellen zur pflicht gemacht, von Amtswegen diesfalls die 
geeigneten Antraͤge zu erſtatten. 

Nachdem jedoch dieſe Beſtimmungen nicht allenhalben beobachtet werden, ſo wird die 
Königlihe Regierung auf dieſelben mit dem Bemerken aufmerkſam gemacht, hiernach auch bie 
Unterbehörden gehörig anzuweiſen. 


Münden den 9. März 1329. 
Etaatsminifterium dee Innern. 


2 An 
fämmtliche Königliche Kreisregierungen alfo ergangen. 


4. Gründung von Unterstützungen für die Kinder der Mitglieder dieses Ordens. 


6. 20. 


(Gründung einer jährlichen Unterſtützung für 20 Kinder, aus dem Fond bes GSivil: Verbienft : Ordens der 
Bayerifchen Krone betr.) 


Mm J. K. 


Um der wohlihaͤtigen Abſicht, welche Wir nach den Statuten des Verdienſt⸗ Ordens 
der Bayeriſchen Krone für die Mitglieder desſelben im Jahr 1808 ausgeſprochen >), eine das 
Wohl ihrer Ungehörigen bezwedende Folge zu geben, haben Wir befchloffen, aus dem für 
‚biefen Fond bereits erworbenen Vermögen einen Theil desfelben verwenden zu laffen, wie folgt: 





a) Man f. S. 16. ©. 69. 
b) Art. II. der Ordens: Statuten (f. $. 15. ©, 67. w 
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I. Zur Unterftägung von 20 Kindern diefer Mitglieder werden aus den Renten eines 
Theiles dieſes Vermögens Beiträge für jedes, dermal zu zweihundert und fünfzig Gul— 
den jährlich, gebilder, wobei im Voraus ald Grundfag ausgefprochen wird, daß, ſobald als 
thunlich , jedes die Eumme von dreihundert Gulden jährlich erreichen fol. 

II. Wird feftgefent, daß der Vermögenstheil, auf beffen Intereſſe diefe 20 Beiträge 
gegründet werden, zu feiner Zeit eingezogen, oder in der Eubftanz für einen andern ale den 
ausgeſprochenen Zweck verwendet werben, auch mit den Vorrechten einer wohlthätigen Etiftung 
verfehen, nur unter dem Namen der gegenwärtigen Fundationen verwaltet, und jederzeit ale 
unverlehfich erhalten werde. 


11. Zum Genuß eines Beitrages können ſowohl Söhne als Töchter der Ordens⸗ 
Mitglieder der drei erſten Klaſſen gelangen: Söhne, ſie mögen ſich den Studien widmen, oder 
zu einem andern Erwerbszweige ausbilden, bleiben im Bezug nur bis nach zurückgelegtem 
fünf und zwanzigſten Lebensjahre; jedoch find ſolche Soöhne von dieſer Beſtimmung ausgenom⸗ 
men, welche wegen erwieſener phyſtſchen Gebrechen durchaus nicht im Stande ſind, ſich ihren 
Lebensunterhalt zu erwerben; Töchter hingegen, bis zu ihrer Verehelichung, oder einer an⸗ 
dern lebenslaͤnglichen Verſorgung. 

Kinder eines ſolchen Ordens-Mitgliedes, welches nicht mehr am Leben iſt, ſollen 
nicht minder wegen Erlangung eines Beitrages in Vorſchlag gebracht werden, und es wird 
für dieſen Fall ausdrücklich bemerkt, daß dasjenige, was der Staat dem Kinde an Penſion 
gibt, auf den Beitrag keinen Bezug, vielweniger eine Anrechnung zur Folge haben darf. 

IV. Unſere ſämmtliche Staats-Miniſter werden beauftragt, dem Großkanzler⸗Amte 
des Ordens diejenigen Mitglieder des Ordens zu bezeichnen, deren Angehörige ſie nach den 
unter (Ziffer V.) folgenden Beſtimmungen zu Erlangung einer ſolchen Wohlthat als die Würs 
digften erfennen. 


Das Großkanzler Amt hat dieſe Vezeichneten dem Monarchen zur Würdigung und 
Auswahl vorzulegen. 
V. Um von einem Staats⸗-Miniſterium zu einer folchen Unterftügung vorgefchlagen 
werden zu Fönnen, müffen folgende Bedingniffe beobachtet werben: 
a) Diefe Unterftügung ift ausfchließlich für die Kinder derjenigen Staatsdiener be: 
ftiimmt , welche in den brei erften Klaffen der Mitglieder des Civil = Verbienft- 
Ordens find, und für die Kinder derjenigen, welde in dieſer Eigenſchaft ver: 
ftarben. Bei den Vorfchlägen ift ftetd das Haupt= Augenmerk auf Mangel 
des Vermögens, auf die größere Kinderzahl und auf dad weniger zureichende 
Staatsgehalt des Ordens⸗Mitgliedes zn richten; daher haben den erften Anfpruch 
bierauf die doppelten Waifen, dann bie einfachen, welche fi) nach den folgenden 
Beftimmungen hiezu eignen; 
b) Der Staatsdiener muß notorifch fein eigenes Vermoͤgen befipen, oder gehabt haben; 
c).Er muß Vater von mehr als einem unverforgten Kinde ſeyn; 


d) Keinem feiner wiewohl unverforgten Kinder, welches ein. befonderes durch Schen⸗ 
kung oder Erbſchaft angefallenes Dermögen befigt, Tann eine ſolche Gnade zu 
Theil werden. | .. 
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e) Auch darf Feines feiner Kinder mit einer Damenftiftö-Präbende vegnadigt ſeyn; 


Der Staatsgehalt des Vaters darf in der Regel nicht über viertanfend Gulden 
- betragen, 


g) Von mehreren Kindern eines Vaters darf in der Regel nur eines zu ner 
folhen Unterftügung in Vorſchlag kommen; wo mehr als fünf Kinder vorhanden 
ſind, kann eine Ausnahme begutachtet werden; 


Sobald einem mit ſolcher Unterſtützung begnadigten Kinde eine Erbſchaft, oder 
ſonſt ein Privat-Vermögen zufällt, deſſen Rente den Betrag der Unterſtüpung 
erreicht, hört für dasſelbe die Unterſtützung auf. Cine unterlaffene Anzeige 
deßhalb wird mie eine Verlegung gegen Das Ordend-Dermögen beurtheilt, und 
fih der Regreß gegen denjenigen, der fi) eine ſolche Handlung zu Schul⸗ 
den kommen läßt, wegen Entrichtung bes Röckerſahes nebſt Zinſen ausdrücklich 
vorbehalten; 


» Etirbt das begnadigte Kind während ‚der Genußfäpigkeit, fo fällt Die Unter: 


ftugung heim, und kann nur auf befondern Vorſchlag an ein anderes Kind 
diefer Familie übergehen. 


h 


— 


Die Staats-Miniſterien und betreffenden Behörden haben dieſe Normen zur ftelen, 
Richiſchnur zu nehmen, und auf ihre pünktliche Beobachtung ſtrenge zu wachen, 

Wir vertrauen, daß Unfere Etaatsdiener In diefer wohlthätigen Anordnung , 'welce 
Wir mittelft gegenwärtiger Urkunde getroffen haben, jene gerechte und billige Würdigung 
ihrer Verdienfte erkennen, und zugleih ans der landesväterlihen Fürſorge für ihre Deſcen⸗ 
benten jene Beruhigung fhöpfen werden, welche wir in Hebereinflimmung mit Unferm innigften 
Regentenwunfche jedem Unferer redlihen und eifrigen Diener gerne bereiten möchten. _ 


Zu deſſen Beftätigung haben Wir gegenwärtige Urkunde eigenhändig unterzeichnet, 
und mit Unferem Königlichen Inſiegel verfehen laffen. 


Gegeben, München den 16. Februar 1324. 
tg. BI. v. 3. 1824. St. VII. ©. 89. 


6. 21. 
(Die Vermehrung ber Unterftüsungsbeiträge aus dem Vermögen des Civil: Verbienft - Ordens ketr.) 
L. K. | | ‘ 


Nachdem Unferes nun in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeftät das zu landesherr⸗ 
licher Verfügung heimgefallene Grund» und CapitalsVermögen des aufgelösten vormals fürfts 
lich falzburgifhen Et. Rupertus-Ordens dem zur Belohnung ausgezeichneter Verdienſte um 
König und Vaterland von Ihm geftifteten Orden ber Baperifhen Krone großmüthig zuge: 
wendet, und um die Gedächtnißfeier einer fünf und hwanzigjährigen ſegensreichen Regierung 
durch eine neue Wohlthat zu bezeichnen — aus den damals disponiblen Einkünften dieſes, ge⸗ 
maͤß früherer Anordnung admaſſirten Fonds zwanzig Unterſtützungsbeiträge von je zweihundert 
und fünfzig Gulden für Söhne und Töchter minder bemittelter Mitglieder des erwähnten Civil: 
DVerdienfts Ordens gebildet hat, welche feither nach MVorfchrift des Königlihen Stiftungsbrie⸗ 
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fes vom 16. Februar 1824 (Mg. Bl. von 1824. St. VII.) °) verlieben, und won den damit 
Begnadigten genofjen worden find; fo gefchteht es in voller Uebereinftimmung mit der dort 
(Art. 1.) fhon eventuell ertbeilten Zufage, wenn Wir die, im Verlaufe eines Jahrzehends 
nachhaltig vermehrten Erträgniffe diefes Ordensvermoögens zunaͤchſt und vor allem dem gleichen 
Zwecke beſtimmen, und zur Erhöhung jener Beiträge auf die jährlihe Cumme von dreihun: 
dert Gulden verwenden laffen. 


Wir verordnen demnah, daß, vom 1. Dftober des gegenwärtigen Jahrs 1954 ans 
gefangen, die, theild von Unferm höchftfeeligen Herrn Vater, theild von Uns felbft, an Eöhne 
und Töchter lebender oder bereits verfiorbener Drdensglieder aus gedachtem Fond verliehenen . 
Unterftügungen im jährlichen Betrage von drei hindert Gulden für jedes der zwanzig bethei⸗ 
ligten Individuen, gegen Erfüllung der flatutenmäßigen Vorfchriften und Bedingungen, von der 
damit belafteten Kaffe abgeführt und ale Ausgabe in Rechnung geftellt werden follen. Indem 
Wir fo Unferes verewigten Herrn Vaters frommes Dermächtniß ehrend, eine von Eeiner Kö- 
niglichen Mifde zeigende Stiftung beftätigen und erweitern, dürfen Wir mit Zuverſicht erwarten, 
dag nicht nur diejenigen, welche an dieſer Wohlthat für jetzt Theil nehmen, ſolche mit gebüh⸗ 
rendem Danfe erkennen, fondern daß Affe, die als üffentlihe Beamte Uns in ber raftfofen 
Sorge für des Vaterlandes Wohl mit reblihem Eifer unterſtützen, im gegemmwärtiger Verfü⸗ 
gung eine gerechte Würdigung. ihrer Verdienfte und eine neue Unfforberung zu beharrlicher 
treuer Pflichterfüllung wahrnehmen werben. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterſchrift und unter Beidruckung Unferes größern 


geheimen Kanzlei= Zufiegeld, gegeben zu Nom am zwölften des Monats Oktober im Jahre 
des Herren, Eintaufend achthundert dreißig und vier, Unſeres Meiches im neunten. 


RI. BL. v. 3. 1859. St. LVI. ©. 1075. 


5. Pesondere Kechte, Ehreuusrzüge und Obliegenheiten der mit der Werdienst - Medaille 
Ä begnadigten Personen, 


28. 
(Die Verdienſt⸗ Medaille für bie Civil: Perfonen betr.) 


Im Namen Seiner Churfürſtlichen Durchlaucht. I | 

Ceine Churfürftlihe Durchlaucht haben für Diejenigen Eivil : Perſonen, welche ſich 

während dieſes Krieges auszeichnen, eine eigene Verdienſt-Medaille zu prägen verordnet, und 
dabei durch ein Reſkript vom 2. November gnaͤdigſt erklaͤrt: 


Daß alle mit dieſem, dem ſtaatsbürgerlichen Verdienſte ausſchließlich gewidmeten, 
Ehrenzeichen belohnte Individuen in ihren Gemeinden den erſten Rang nach den öffentlichen 
Beamten und Vorſtehern haben und bei jedem ſie ſelbſt ſowohl als ihre Gattinnen und Kin⸗ 
der betreffenden Gefuche unter übrigens gleichen Eigenfchaften und Motiven der Mitwerber 
immer vorzüglich berücfichtigt werden follen. 





| a) Man vergl. vorftehenben $. 20. ©. 72. 2, 
40* 
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Diefe höchſte landesherrliche Willensmeinung wird zu Jedermanns Wiſſenſchaft, und 
den Churfürſtlichen Stellen zur geeigneten Darnachachtung bekannt gemacht. 
| München den 7. November 1805. 


Churfürſtliches General-Landes⸗Kommifſſariat von Bapern. 


Rg. Bl. v. 3. 1805. St. XLIX. ©. 1189. 


9. 23. 
(Das Band an ber Verdienft: Mebaille betr.) 
M. J. K. 
Damit bei der durch Verleihung der Civil-Verdienſt-Medaille bewilligten Auszeich⸗ 
nung eine angemeſſene Gleichförmigkeit beobachtet werde, verordnen Wir, daß dieſelbe an 


einem, einen Zoll breiten, aus zwei weißen und drei hellblauen, ſchmalen Streifen zuſammen⸗ 
geſetzten ſeidenen Bande an der linken Bruſt im Knopfloche getragen werden ſolle. 


Die mit der Verdienſt-Medaille begnadeten Individuen haben ſich hiernach zu achten. 
Münden den 13. April 1807. 
NE. Bl. v. J. 1807. et. XvVII. 8. 666. 


9. 24 
(Das Eigentum der Verdienft: Mebaille betr.) 
Im Ramen Seiner Majeftät bes Könige. 

Nachdem Eeine Königlihe Majeftät unterm 30. vorigen Monats bei Gelegenheit eines 
vorgelegten Falles zu beflimmen geruht haben »), daß die zur Auszeichnung ftaatsbürgerlichen 
Verdienſtes verliehenen Ehren Medaillen nad der Inhaber Tod den Erben zum ermunternden 
Andenken der dadurd an dem Verſtorbenen geehrten Gefinnungen und Handlungen verbleiben 


follen, fo wird Diefes den fämmtlihen Königlichen Polizeibehörden des Oberdonaufreifes hiemit 
zur Wiffenfchaft und Nachachtung bekannt gemadıt. 


Augsburg den 6. April 1817. 


. Königlides GeneralsKommiffariat des Oberdonaufreifee. 
| An u 
fämmtliche Königliche Polizeibehörben des Oberdonaukreiſes alfo ergangen. 


Amtsbl. für den Oberbonaufreig v. 3, 1817. St. I. ©. 1. 





a) Die Ausſchreibung dieſer Allerhoͤchſten Anorbnung erfolgte vor das Staatsminifterium des Königlichen 
Daufes und bes Aeußern. 


Drden. 177 


6. 25. 
Xro. Pr. 7368. 


(Die Civilverdienſt- Mebaille des N. N. betr.) 


Auf Defehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Röniglihen Megierung des Untermainkreifes wird das mit Bericht vom 9. april 
v. J. eingeſendete Civilverdienſt-Ehrenzeichen zu dem Ende zurückgeſchloſſen, um ſolches den 
Erben des Lehrers N. zu N. verabfolgen zu laſſen, da die Stelle der Verordnung vom 19. 
Mai 4808 Urt. XII.») nur auf die Ordens⸗Kreuze ſich bezieht, und es daher mit den Ci⸗ 
vilverdienft s Medaillen, deren Zurücdgabe nad) dem Tode des Empfängers bei der Einführung 
im jahre 4305 nicht ausgefprochen worden , wie bei den Medaillen der Militärperfonen ges 
halten wird. 


Münden, den 2. Juli 1850. 


Staatsminifterium des Innern. 


.. An 
die Koͤnigliche Regierung des Untermainkreiſes K. d. I. alfo ergangen. 


B. Kudnigs- Orden. 
$. 26. 
(Beftimmungen über die Errichtung de; Ludwigs: Ordens betr.) 


L. K. 


Nachdem Wir Uns eniſchloſſen haben, zur Belohnung derjenigen Diener, die nach 
Unſerem in dieſem Jahre eintretenden Allerhöchſten Geburts⸗ und Namenstage das fünfzigſte 
Dienſtjahr vollenden, einen Orden unter der Benennung: „Ludwigs-Orden“ zu ſtiften, 
ſo wollen Wir die hier nachſtehenden nähern Beſtimmungen erlaſſen: 

I. Dom 25. Yuguft (ale Unferem Allerhöchften Geburts und Namenstage) 1827 an, 
befteht ein Baperifher „Ludwigs=sDrden.“ 

II. Seder Diener, welder 50 Jahre in Unferem Hof⸗, Staats⸗, Kriegs- und kirch⸗ 
lichen Dienſte geſtanden hat d), ‚Tann in biefen Orden aufgenommen werden. 

II. Der Bewerber muß feine ganze Dienfkzeit mit Fleiß und Rechtſchaffenheit und 
zu Allerhöchſter Zufriedenheit zurücigelegt haben. Es verfteht ſich übrigene j daß die Verlei⸗ 
hung ſelbſt von der Gnade des Königs abhängt. 

IV. Zur Vollzaͤhligmachung der Dienftjahre dürfen auch jene, weiche früher m den 
nachher dem Königreiche einverleibten Ländern geleiftet worden find, mit in Anrechnung 
fommen, und zwar eben fo, als wenn folhe im Bayeriſchen Staate ftatt gefunden hätten. 





a) S. $. 15. ©. 69. oben. Fa oo >. 
b) Man vergl, den $. 29. S. 79. unten. 222 . 
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V. Jedes Jahr eines mitgemahten Feldzuges darf doppelt angerechnet werden ). 
Dagegen wird. 
VI. Die in Quiescenz = oder Penfionsftande zugebrachte Zeit nicht gezäͤhit. 


VII. Wir wollen indeſſen auch denjenigen Dienern, deren goldenes Jubeljahr bereits 
vor dem Stiftungstage eintrat, und die weder den Civilverdienſt-Orden der Bayeriſchen Krone, 
noch das Ehrenzeichen Ater Klaſſe aus. dieſer Rückſicht erhalten, haben, ans beſonderer Gnade 
noch Anſprüche auf dieſen Orden exlauben, wenn ſte die. ($. III. erihauenen) Bedingungen 
erfüllt haben. nn 
| VIE. Das Ehrenzeichen dieſes Ordens beſiehrre oe an Ä 
| + für bie Offiziere öber die im Offi iziers⸗ Range beim Heere ſtehen ®), deeglethen für jene 

Hof und Etaatediener, ſo wie für die’ Geiftlihen, welche Raths:Rang haben, aus ei- 
nem goldenen mit der Königskrone bedecktem Kreuze, auf welhem fi) das Bruftbild 
des Etifters in Gold, auf weiß emaillirtem Grunde befindet, und auf deſſen vier Ecken 
die Umfchrift „Ludwig König von Bayern‘ angebracht iſt, die Ruͤckſeite aber einen 
grünen emaillirten Eichenkranz zeiget, welcher in Goldfchrift auf weißem Grunde die 
Worte „Für ehrenvolle fünfzig Dienstjahre“ umſchließt. Die vier Ecken dieſer 
Rückſeite zeigen mit den Worten: „am 25. August 1827: den Stiftungstag an. 

2) Für die Mitglieder niederen Ranges aus einer goldenen Chrenmünze, welche übrigens 
auf beiden Geiten denfelben Inhalt wie das Kreuz vorftellt. 

3) Sowohl das Kreuz ald auch die Münze werden an einem carmoifinrothen und himmel: 
blau eingefaßten Bande getragen, welches nur bei ienem breiter, als bei diefer ſeyn 
wird, und im Knopfloche zu befeftigen iſt. — 

IX. Die Ordenszeichen werden nach dem Tode eines Mitgliedes von den Erben an 
den Großkanzler Unſeres Civilverdienſt-Ordens der Bayeriſchen Krone, oder in Ermanglung 
deſſen an den Beſorger dieſes Amtes eingeſchickt. | | 

XX. Meber bie Ordens⸗Mitglieder ſoll ein Verzeichnig gehalten werden, in 1 welchem 

der Name und Etand eines jeden nebft dem Tage der Verleihung, vorgetragen iR, und wel⸗ 
ches nebſt allen auf den „Ludwigs⸗ Orde n⸗ Bezug habenden Urkunden und Papieren im 
Archive des Civilverdienft - Ordens zu verwahren if. 

Uebrigens bleibt Uns die allenfallfige Erweiterung, Abänderung und Eritärung dies 
fer Unferer Beſtimmungen hierdurch vorbehalten. J 

Unſer Staats⸗ - Minifterium des Haufes und des Aeußern iſt mit dem Vollzuge und 
der Aufrechthaltung biefer ben Ludmi gs⸗Orden betreffenden Anordnungen beauftragt. 

urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfcheift, ‚und. beigedrucien geheimen. Kanzlei⸗ 


Siegels. | . 
Gegeben Bad Brüdenan, ben ab Yuguft 1837. u E 
RI. BL, v. I 1627. &t. RX. go. 


q 


a) Man vergl. hiezu den nachftehenden 6. 27. S. 79. unten. 
b) Man vergl. $. 28. &. 79. unten. 


ET ge 7 


or 6. 27. oe. . 
Nro. Pr. 18858. 


(Die Anrechnung des Militäcbienfteb in Feſtungen als wirklichen Kriegebienf bei Verlehuns des 
Ludwigs-Ordens betr.) 


nn L. K. 

Wir haben als allgemeine Beſtimmung feftgefept, daß der Militärdienft in Feſtun⸗ 
gen, wenn er ein wirklicher Kriegsdienft geweſen, das heißt: wenn die Feſtungen im Be⸗ 
reiche der Kriegsoperationen gelegen, berennt, blokirt, belagert worden ſind, dem beweglichen 
Feldzuge gleich, daher die Feldzugsjahre doppelt gezählt werden ſollen; welches Unſerem Staats⸗ 
Miniſterium des Innern hiemit eröffnet wird, um ſich bei Beurtheilung der Geſuche um Ver⸗ 
leihung des Ludwigs-Ordens von ſolchen Individuen, welche früher Militärs geweſen, zu 
achten. 

München, den 9. Dezember 1827. 
An 
in. Nas Mönigliche: Stasts⸗ Minifterjum bes Snuesn-alfo ergangen. . 


$: '. 28% 

; (ei Beurtheilung des Ranges⸗der Militärbeamten bei- -Ertheilung des. Königlichen 
Zuenere, eudwiss Ordens betr. ). 
pe L. K. 

u Veſeingung aller anſtände, welche Pre :feither über die Frage, welchen Militärs 
beamten, im Falle Wir denſelben den: Ludwigs⸗ ⸗Orden verleihen, die Dekoration des Krenzes 
oder der Ehrenmünze gebühre; finden” Wir Uns veranlaßt, Allergnädigft zu beſchließen: 
Eben’ die Ausſcheibung⸗ welche hinſichtlich der Civil⸗Staatsdiener beſteht, ſoll Auch bei den 
Militaͤrbeamten eintreten ; und’ Wir werben inur jenen, welche Raths⸗Charakter haben, das 
Ordenefrein den Übrigen aber- bie Ehrenmänge verleiben.- - -Unfer "Staats « Minifterium des’ 
Haufes und des Aeußern ift, mit Vollziehung und öffentliher Bekanntmachung: beauftragt. 


Münden, den 5. Juni 18328. on 


in, 


Ir, ‚An u 
u täs Stat. „Riniferium bee goniglichen dauſen und dee Kerpen alte esgangen. 
. RI. Bl. v. 3. 1828. St. xxn. ©. we | 


g. 29, 
Nro. Pr. 3128. 
en | "sen Woter St. zu R. Bet) “ 
nn uß Vehehi Seiner Majeſtät des— Königs, on 
Auf ben’ ‚Beriht 008 25. Januar I. 5. den Boten N. in. R. beir., wird erwiebert, 
daß in den: vorgelegten Verhandlungen Fein: Grund gefunden worden ſey, auf bie. Verleihung 


der Eivilverdienſt⸗Medaille, oder die Ehrenmimze bes Ludwigs⸗-Ordens ‚für dem Boten Ri 
anzutragen / indem außerordentliäe Auszeichnungen im -Dienfte nicht wachgewiefen ſind, und 
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aushilfsmweis geleiftete Dienfte zur Ergänzung des fünfzigiährigen Dien= 
ftesalters nicht gezahlt werden Dürfen. 
Die Königliche Regierung hat hiernach das weiters Geeignete zu verfügen. 


Münden, den 1. März 18329. 
 Etaatsminifterium des Innern. 


| an oo 
bie Königliche Regierung des Ifarkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


Anhang 


A. Statuten des Haus-KRitter-ÖOrdens vom heiligen Georg. 


L. K. 


Wir haben Uns allergnaͤdigſt bewogen gefunden, die Statuten Unſers Haus⸗Ritter⸗Ordens 
vom heiligen Georg in nachſtehender Art feftzufegen. Wir verordnen und befehlen demnach, daß 
felbe von fämmtlichen Ordensgliedern genau befolgt werben follen, zu welchem Ende aud) diefe von 
Uns für dermal feſtgeſetzte Etatuten ‘durch den Druck öffentlich befannt gemacht werden follen, 
damit fi) gefammte Nitterfchaft fowohl, als ber in der Folge um diefen Orden ſich bewer: 
bende Ebenbürtige in= und ausländifche Adel im Voraus über jene Erforderniffe, Obliegen⸗ 
heiten und Pflichten belehren könne, welche mit Verleihung diefes Unfers Haus⸗Ritter⸗Ordens 
vom heiligen Georg verbunden find. Gegeben in Unferer Haupt: und Mefidenzftadt München, 
den fünf und zmwanzigften Tag des Monats Februar im Eintauſend achthundert und ſieben 
und zwanzigſten Jahre. 


4. 4. 


Da dieſem Ritter-Orden die Verehrung der unbefleckten Empfängniß Maria und 
des heiligen Georgs gleich bei feiner Wiedererhebung zur befonderen Pfliht gemacht wurde, 
fo trägt er auch den Namen diefes Heiligen. | | 

2 

Das Ordenszeihen befteht aus einem weißgefhmolzenen goldenen Kreuze. Die vier 
Eden deffelben bilden weiß und blaue Wecken; es hängt an einem löwenkopfförmig gebildeten 
Ringe. Sn Mitte des weißen Kreuzes zeigt fich- rechts ein -Eleines blaues .mit einem weiß 
eingefaßten goldenen Zirkel, der das Bild der Empfängnig Mariä darftellt. Die um das 
Kreuz gefihte Buchſtaben V. I. B. I. bezeichnen die Worte: Virgini Immaculatae Bavaria 


Immaculata. Die Kehrfeite enthält ein rothgeſchmolzenes Kreuz, in deſſen Mitte auf einem 
zunden, von grünend,n Lorbeeren umgebenen- Blättchen, der heilige Georg zu Pferde mit 
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dem Lindwurme angebracht if. Die auf diefer Eeite des Kreuzes vorkommende Buchſtaben: 
1. U. P. F. enthalten den Ordens-Denkſpruch: Justus Ut Palma Florebit, 


I. 3 

Die goldene Ordenskette befteht aus drei verfchiebenen, Immer abwecfelnden, Glies 
dern. Das erfte Glied ift ein längliches Viereck, an den langen Eeiten mit goldenen Flam⸗ 
men, an den Furzen mit Königsfronen geziert. Auf dem Viereck felbft ftehen, durch die ganze 
Kette hindurch vertheilt, die Worte: In Fide Justitia Et Fortitudine. Das zweite Glied be- 
ſteht aus zwei aneinanderfioßenden baperifchen Weden, blau und weiß emaillirt. Das dritte 
aus zwei gegen einander auf goldenem Boden fiehenden Löwen, die in der einen Klaue eine 
brennende Fackel, in der andern ein bloßes Schwert halten, und eine mit dem Meichsapfel 
belegte weiß emaillirte Eäule umgeben. 


$. 4 
Außer den Fefttagen des Ordens wird dad Ordenskreuz an einem breitfeidenen Bande 
von himmelblauer Farbe getragen. Die Cinfaffung deffelben ift weiß und dunkelblau in der 
Art, daß die weiße Einfaffung in das Dunkel: und dieſes in das Himmelblaue allmählig 
übergeht. 
(6. 5. 
Der Etern, der auch auf der gewöhnlichen Kleidung links getragen wird, iſt acht⸗ 
fpigig, himmelblau geſtickt mit ſilberner Einfaſſung und bayeriſchen Wecken in den Winkeln. 
In der Mitte iſt ein ſilberner Schild mit einem kleinen rothen Kreuze. 


9. 6. 


Die Ordenskleidung des Allerdurchlauchtigſten Großmeiſters beſteht aus einem langen 
Talar von hellblauem Sammet, ohne Armbekleidung, mit Silber und blau geſtickten Rauten. 
Der Umſchlag an den vordern Theilen iſt von weißem Atlas, worauf, wie auch um den gan⸗ 
zen Talar eine reiche Silberſtickerei läuft, inner der ſich Königskronen und Bayeriſche Wecken 
befinden. Der Talar iſt ringsum mit Hermelin ausgeſchlagen, und die Fütterung von weißem 
Atlas. Das Pallium, oder der Kragen, befteht aus Hermelin, und das Kollet, oder Unters 
Heid aus weißem Atlas. Der untere Theil des Kollets, fo mit dem Talar gleiche Eticherei 
bat, iſt mit Heinen Bullion: Eilberfranzen befebt. Der Ordensſtern wird auf dem Kofler 
auf der linken Eeite getragen. Die weißatlasne Echärpe, die über dem Kellet um den Leib 
gebt, ift auf der linken Eeite mit einer Mafche befeftigt,, in welcher das Mitterfchwert hängt. 
Die Enden der Mafche haben Franzen von Bullion:Eilber. Die Beinkleider find kurz, von 
weißem Atlas, und mit Nofeiten von Eilberfticherei geziert. Die Etrümpfe von gemöhnlid 
weißer Seide, die Schuhe aber von weißem Atlas mit Eilber: Rofetten. 

Der nah altburgundifcher Eitte an der Etirne aufgebogene, mit einer Ugraffe und 
ſechs ganzen Blattfedern befegte runde Hut ift von fhwarzem Sammet, und die auf der Bruft 
über das Pallium abhangende Halskraufe von weißen Epigen. 

Die Handſchuhe von weißem Leber mit Eilber geſtickt. Das Eurze Mitterfchwert hat 
eine weiße Eceide; fein mit Perlemutter ausgelegtes Gefäß ift von Eilber mit einer Krieges 
trophaͤe. Unter derfelben zeigt fich das gefchmolzene Ordenskreuz mit dem heiligen Georg; 
den Knopf des Echwertes bildes eine Königliche Krone. 

Bd. II. 41 


⸗ 
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Das große Ordenskreuz wird auf der Veuſt an der Ordeneleine, die von dem Vai 

abhangt, getragen. 
$. 7. 

Die Ordenskleidung der Großprioren befteht aus. einem. minder langen Talar als 
jener bes Allerdurchlauchtigſten Großmeiſters. Er ifl gleichfalls von hellbiauem Eammet, 
und ohne Armbekleidung. Der Umſchlag an den Vordertheilen ift von weißem Atlas, more 
auf, wie aud um den ganzen Talar, die Gticferei gegen jene des Allerdurchlauchtigſten 
Großmeiſters minder reich iſt; auch befinden ſich inner derſelben blos Baperifhe Werden. Die 
Fütterung iſt von weißem Atlas, und das Pallium, oder der Kragen, von Hermelin. 

Das weißatlasene Kollet, oder Unterkleid, hat auf der Bruſt bie zur Hälfte eine 
Deffnung zum Fnüpfen, und eine dem Talar gleihe Eticferei, welche au auf den Armen 
angebracht if. Der Untertheil des Kollets ift mit Heinen Bulion: Eilberfranzen befet. 


Der Ordensftern wird über dem Kollet auf der linken Bruft getragen. 


Schärpe, Beinfleider, Etrümpfe, Schuhe, Hut, Halskrauſe und Handſchuhe gleichen, 
jenen des Allerdurchlauchtigften Großmeifters, und fo auch das Mitterfchwert, nur mit der 
Ausnahme , daß die Königlichen Prinzen ftatt der Königskrone auf demfelben, die ihnen be⸗ 
willigte Königliche Krone führen. 


0 | 5 3 

Die Ordenskleidung der Großkreuzherren beſteht in einem Talar von hellblauem 
Sammet mit Schleppe, ohne Armbekleidung, reich mit Silber geſtickt und mit weißem Atlas 
gefütiert. 

Der Groß-Kommandeurs-Stern wird links auf dem Zalar getragen. Das Pallium 
Mt von Eammet, und hat mit dem Talar gleihe Etiderei. Das Kollet, bis zur Hälfte zum 
Inüpfen geöffnet, ift von weißen Atlas, und gleich den Aermen und Auffchlägen mit Eilbers 
ftiferei verfehen. Die weißatlasene Echärpe wird mit einer Mafche auf der linfen Eeite um 
den Leib getragen; von welchem das Ritterfchwert an einem Karabiner abhängt. 
Zu Die Beinkleider Furz, von weißem Atlas und dergleichen Mofetten, die mit [malen 
Eitberfrangen beſegt find. 
| Die Strümpfe mweißfeiden, und die Echuhe von weißem Corduban mit Roſetten gleich 
Sen Beinkleidern. 

Der runde Hut, von ſchwarzem Filz mit hohem Kopf, iſt an der Stirne aufgebogen; 
er hat eine aus ſechs Schnürren Heiner Silber-Bullions gebildete Schleife mit ſieben auf: 
ftehenden gekrausten Federn. Die aus weißen Epiten beftebende Halskraufe wird vorne ges 
knüpft, und hat zwei auf die Bruft abhangende Enden. Die Handſchuhe find von weißem 
Leder. Das kurze Ritterfhwert in weißer Echeide, hat ein überfilbertes mit Perlemutter anss 
gelegtes Gefäß, auf welchem eine Kriegstrophäe, das emaillirte Ordenskreuz und der heilige 
Georg abgebildet find. Der Knopf des Echwertes befteht aus einem Ritterpelm. Das Kren 
wird auf der Bruft, über bad Pallium abhangend, getragen. 


, 6. 9. 
ken Die Ordenekleidung der Kommandeurs beſteht in einem Zalar von beublauem— Sım- 
met, ohne Armbekleidung, mit Fürzerer .Schleppe als. jene der Groß: Gommenthuren , und mit 
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minber reicher Stickerei. Die Fütterung ift von weißem Atlas. Das fammine Pallium hat 
mit dem Talar gleiche Etiderei, und eben fo das auf der Bruft bie zur Hälfte zum knuͤpfen 
geöffnete Kollet nebft den Auffchlägen an den Armen. 

Schaͤrpe, DBeinkleider, Etrümpfe, Schuhe, Hut, Halskraufe und Riiterſchwert 
gleihen jenen der Großkreuzherrn mit der einzigen Ausnahme, daß bei dem minder hoben 
Hut die Edjleife nur aus fünf Echnüren von Heinem Eilber-Bullion befteht, und. die Moe 
fetten an Beinkleidern und Schuhen blos von weißem Atlas find. | u 


Das Ordenskreuz wird an einem Kommandeursband um ben Hals getragen. 


6. 10. 


Die Ordenslleidung der Ritter befteht aus einem Talar von hellblauem Eammet 
ohne Armbekleidung und ohne Schleppe. Vorne herab auf beiden Eeiten hat der Talar eine 
‚Schmale Silberfliderei; das Futter beffelben befteht aus weißem gros de Naples. 


| Der Ritterſtern wird links auf dem Zalar getragen. Das Pallium ift ebenfalls von 
blauem Sammet, und die Eticferei darauf jener des Talars gleich. 


Das weißatlasene Kollet ift auf der Bruft bis zur Hälfte zum knüpfen geöffnet, und 
bat, fo wie die Armaufichläge, eine fchmale Stickerei. 

Schärpe, Beinkleid, Strümpfe, Schuhe, Hut, Halsfraufe, Handſchuhe und Mitter- 
ſchwert find ganz jene eines Sommandeurs, mit der einzigen Ausnahme, daß der Ritter nur 
ſechs Federn auf dem Hut hat, und die Echleife deffelben nur aus vier Echnüren von Fleinem 
Eilber: Bullion befteht. | 


9. 41. 


‚Der Ordensſchild, auf weldhem die Kandidaten, wenn fie ihr Ehrenwort geben, die 
Drbens s Etatuten zu halten, die rechte Hand zu Iegen haben, ift jener des Herzogs Ehri- 
ftopbe, welcher nad defien zu Rhodus erfolgtem Tod nady Bayern gebracht worden war. Cr 
ift von blau angelaufenem Etahl, und auf der herzfürmig ausgeründeten äußern Eeite mit 
alivergolbeter Arbeit geziert; die innere enthält das geftichte Ordenskreuz. 


$. 12. 


Der Ehild, den jeder Kandidat am Tag feiner Aufnahme führt, zeigt auf übers 
goldetem Felde in gefchmolznen Farben das Ordenskreuz mit dem Wahlfpruhe: In Fide 
Justitia Et Fortitudine. Der obere Theil deffelben ftellt das Familien: Wappen, und ber 
untere des Kandidatens Tauf⸗ und Geſchlechts-Namen, dann Jahr und Tag der Aufnahme dar. 


$. 13. 
Großmeifter des Ordens find zu allen Zeiten Eeine Majeftät der König. 


6. 14 
Erfter Großprior follen jederzeit Eeine Königliche Hoheit der Kronprinz, dann 
wweiter Großprior der jedbesmalige nachgeborne Königliche Prinz. fepn. Vor zurückgelegtem 
achtzehnten Jahre kann der Kronprinz, und vor bem einundzwanzigften Jahre Fein anderes 
Mitglied des Königlichen Haufes zur Würde eines Großpriord gelangen. . 
41* 
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Es haͤngt jedoch von der willführlichen Gnade des Allerdurchlauchtigſten Gropmeipent 
ab, ausnahmeweiſe von dieſem Erforderniſſe Umgang zu nehmen. 


6. 15. - 

Die Zahl der Großkreuzherren, deren die eine Hälfte von der willkührlichen Gnade 

des Allerdurdlauchtigften Großmeiftere abhangt, die andere aber nad dem Orbensalter eins 
rückt, befchränft fih auf fehs. Zu dem Großfreuze de grage, oder ad honores, follen vers 
bienftvolle Ordensglieder erhoben werden, wogegen die Großfreusherren- Würde de justige, 
ober dem Alter nach, nur jene erlangen können, melde bei einem Erlebigungsfalle unter den 
zwölf Commenthuren die Uelteften find. Es follen daher, wenn derlei Erledigungen eintreten, 
die Vorrückungen in der Art gefchehen, daß einmal ein Großkreuz de justige, oder dem Alter 


nad, dad anderemal aber ein Groß-Commenthur de grage, ober aus willführliher Gnade 
gemacht wird. 


Die ſechs Capitular-Großkreuzherren tragen an feierlichen Ordenstagen mit der Feſt⸗ 
Heidüng des Ordens, die bereits befchriebene goldene Kette, außerdem aber, von der rechten 
zur finfen Geite abhangend, an einem breiten Bande das große Ordenskreuz. Auf gleiche 
Weiſe wird aud auf der gewöhnlichen Kleidung ber filbergeftichte Ordens⸗ Etern getragen. 
Den Großkreuzherren ift geftattet, ihr Geſchlechts-Wappen mit der Ordenskette zu 
umgeben, | 

u §. 16. 

Außer diefen ſechs Groß Sommenthuren zählt der Orden noch zwölf Sommanbeurs, 
oder Ritter vom mittlern Kreuze. Die eine Hälfte deffelben hängt von der willführlicen 
Gnade des Allerdurclauchtigften Großmeifters ab, die andere aber rüct aus der Ritterſchaft 
nach dem Ordensalter vor. Das gegen die Großkreuzherren beinahe um die Hälfte Fleinere 
Commenthurfreuz wird an einem minder breiten Bande auf der Bruft getragen. | * 


Den Commandeurs iſt vergönnt, dad Kreuz unter ihren Wappen an einem daſſelbe 
amfhlingenden Bande zu führen. 


Der Eltern der Commandeurs, den fie auch auf der gewöhnlichen Kleidung tragen, 
gleicht jenem der Groß: Commenthuren, doc barf er nicht fo groß als felber fepn. 


BEE $. 17. 
“ Keine Ordensklaſſe darf den Etern größer, noch auf dem Ordenskleide aus einem 
andern Stoffe tragen, als er für fie vorgefchrieben if; auf andern als den Ordenskleidern 


darf der Etern jedoch Heiner, auch aus einem andern, als dem bis jept vorgefchriebenen 
Stoffe, z. B. aus Metall feyn. 


Es dürfen mehr als vierundzwanzig Ritter in den Orden aufgenommen werden. 


Diefe tragen das Heine Drdensfreuz an einem fchmalen Bande, auch tft ihnen erlaubt, dass 
felbe mit einer Mafche ihrem Gefchlehte: Wappen beizufügen. 


9. 418% 


Die Ordenskette, das große, mittlere und Heine Kreuz erhalten die Orden oglieder 
Ton dem Allerdurchlauchtigſten Großmeiſter. Nach dem Ableben, oder nach dem Austritte 
aus dem Orden find dieſe Krenze wieder rückfaͤllig, und müſſen in Zeit von zwei Mo⸗ 


Orden. Unhang. :'* | 35 


naten gegen Empfangfchein an das Drdend = Großfanzler: Amt eingefendet werben. Syn Fallen, 
wenn ein Mitter zum. Sommanbeur, oder ein Commenthur zu einem Großfreuzheren erhoben 
wird, tritt Die gleiche Verbindlichkeit der Zurüdgabe des vorhin geiragenen Heinen oder ‚mitte 
leren Kreuzes ein. | | 
| 9. 49. u 

Jeder Ordenskandidat ift verbunden, vor feiner Aufnahme durch fchriftliche Urkunden 
die eigene ſowohl, als all’ übriger feinem Etammbaume bis in den fünften Grad eingehender 
Ahnen, deutfche Abkunft und Zurniermäßigen Abel barzuthun. Der fünfte Grad befaßt aber 
bie, über die zu erproben Fommenden fechszehn Ahnen, bei dem Water und ber Mutter noch 
weiters aufgeftechte, fogenannte Gabel: zugleich ift auch erforderlich, daß in dem aus vier 
und dreißig Ahnen beftehenden Etammbaume Fein Diplomaticus oder neu gemachter Edelmann 
einlaufe; fo mie endlich noch in der gerade auffteigenden väterlich und mütteelichen Linie ein 
dreipundertjähriger Adelsbeſitzſtand nachgewieſen werden muß. 


Diefe Proberforderniffe gleichen ganz jenen des ehemaligen deutfchen Nitter= Ordens, 
und der aufgelösten deutfchen Erz⸗ und Domſtifter. 


Um die Aufnahme in den Orden hat jeder Kandidat bei dem Allerdurchlauchtiglen 
Sroßmeiſter fein Geſuch ſchriftlich einzureichen; die Art und Weiſe aber wie die Ordensprobe 
in allen ihren Theilen geordnet und hergeſtellt werden fol, darüber gibt die zu dieſem Be⸗ 
bufe in Druck gelegte Anweiſung die nöthigen Auffchlüffe. 


$. 20. , 

Der Orden zerfällt In zwei Klaffen, oder Zungen, nämlih in die deutfche und 
fremde. Zur erften eignen fich blos jene Adelihe, in deren Stammbäumen nur wahre deutfche 
Gefchlechter vorfommen, in die andere aber die, welche entweder ganz auslaͤndiſche Familien 
aufführen, oder zum Theil doch einige nicht deutſche Geſchlechter unter ihren Ahnen zählen. 


Die deutfche Zunge fol aus zwei Dritttheilen des Adels beſtehen, die fremde oder 
auslandiſche aber nur den dritten Theil der Ordensglieder ausmachen. Uebrigens ſind beide 
Zungen zu gleich ſtrenger Ahnenprobe verbunden. | 


(. 21. 
Es bleibt auch feftgefett, daß Fein Kandidat der dentfch= oder ausländifchen Zunge 
‚in den Orden aufgenommen werden fol, welcher fchon einen fremden Orden und deſſen Zeichen 
trägt; und eben fo wenig vermag jener, welcher bereits den Königlih Bayeriſchen Orden vom 
heiligen Georg hat, ohne deffen Ablegung, einen andern Orden anzunehmen, außer mit 
ber Bewilligung bes Allerdurchlauchtigſten Großmeiſters. 


. 22. 

Der Ritterſchlag bedingt bei einem Ordenskandidaten das zurückgelegte Alter von * 
und zwanzig Jahren. Die Koͤniglichen Prinzen und die Herzoge in Bayern fo wie die Fuͤrſten 

ſouverainer Haͤuſer bleiben jedoch hievon ausgenommen, da ihnen der Allerdurchlauchtignie 
Großmeiſter nach eigenem Gefallen, am Tage der Aufnahme mit dem Mitterfchlage zugleich 
bas große Kreuz zu ertheilen, die. Befugniß hat. Mebrigens iſt erforderlih, daß die um den 
Orden einlommenden Kandidaten außer Deuiſcland ger feyen, oder einem Feldzuge beige: 
ohnt haben. \ ; ee .... 2Mmiið 
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G. 23. . 

Wenn Prinzen aus bem Königlihen Haufe, oder auswärtige Fürften den Orben 
nachſuchen follten,, fo bleibt es dem Allerdurchlauchtigſten Großmeifter überlaffen, diefen, nad) 
vorausgegangenem Mitterfchlag , zugleich mit dem Eleinen Kreuze auch das mittlere oder große 
gu verleihen; doch nur zur Ehre oder ad 'honores, ohne daß felbe zu Ei und Etimme im 
Ordens Kapitel gelangen Tonnen. Wie denn überhanpt zu Beibehaltung” freundfchaftlicher 
Verhältniffe, Gang und Rang bei der Mitterfchaft nad dem Ordensalter genau beobachtet 
werden fol. 

$. 24. 

Kein Mitter hat das ihm vom Orden ertheilte Kreuz, bei ſchwerer Strafe, die ſich 
der Allerdurchlauchtigſte Großmeiſter vorbehaͤlt, weder zu vertauſchen noch auf andere Weiſe 
zu veraͤußern. 


I. 25 

Die Großprioren, Großfreuze und Commandeurs haben jedesmal nach verfloffenen 
drei Jahren zu der Wahl eines neuen Großfanzlers zu fchreiten, bei welcher dem Allerdurch⸗ 
lanchtigſten Großmeifter außer zwei Etimmen noch die Beftätigung der Wahl vorbehalten. bleibt, 
Wird der abtretende Ordens-Großkanzler durd Mehrheit der Etimmen in feinem bekleideten 
Amte erneuert gewählt, und bat diefe Wahl der Ullerdurdlaudtigfte Großmeifter beftätigt, 
fo tritt derfelbe ohne weiters in feine vorige Funktionen wieder ein. Auf gleiche Weife haben 
bie Großfreuzherren und Commandeurs, aus den zwölf Commandeurs einen Schatz⸗ und Ce 
remonienmeifter nach Ausfluß von drei Jahren zu erwählen. Durch Mehrheit der Etimmen, 
und mit großmeifterifcher Genehmigung können auch dieſe in den von ihnen bisher verſehenen 
Ordensamter beftätiget werden, 

§. 26. 

Der Orden feiert nur ein Hauptfeſt im Jahre, wenn keine außerordentliche Umſtaͤnde 
eine andere Anordnung herbeiführen, dagegen aber haben bei dem Mariä-Empfängnißfeſte, 
falls das Hauptfeft nicht an diefem Tage gehalten wird, Die ohnehin am Orte, wo der Aller: 
durchlauchtigſte Großmeiſter ſich befindet, anweſenden Ritter dem Hochamte in der Ordens⸗ 
Uniform beizuwohnen. 

Das bei den Ordensfeſten in der Kirche von der giuerſchafr zu entrichten kommende 
Opfer, bleibt der Willkuͤhr eines Jeden anheimgeftelt. 


Bei der Aufnahme hat der Ordens-Kandidat ein einfaches Gelübde abzulegen. Wenn 
er aus dem Königreiche Bayern, hat er wenigſtens alle zwei Jahre dem in der Ordenstracht 
begangen werdenden Hauptfeſte beizuwohnen; wenn er ein Ausländer, wenigſtens alle vier 
Jahre. Wer dagegen fehlt, dem kann der Orben im näcften Rapitel genommen werben durch 
Gtimmenmehrheit, wenn es der Allerdurchlauchtigſte Großmeifter beftätiget: 


G. 27. 


Nur dei dem Feſte in Ordenstracht wird ein Ordenskapüel gehalten, wobei die Groß⸗ 
prioren, ſechs Kapitular⸗Großkrenzherren, dann die zwölf Kapitular⸗Commandeurs dem Ordens⸗ 
ter nad), ohne Unterſchied von Fürſten und andern hoben Perſonen, ihren Siß und Rang 
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einzunehmen. haben. Vor und nach dem Kapitel, und bei dem Gottesdienfte haben alle an⸗ 
weſende Ritter perfönlich zu erfcheinen. Eollte ein Orbdensmitglied durch Krankpeit, oder durch 
andere wichtige Urſachen an perfönlicher Erfcheinung gehindert ſeyn, fo hat dasſelbe feine 
Michterfcheinung und diefelbe veranlaffende Urſachen, einige Tage vor dem Orbengfefte, dem 
Großkanzleramt fchriftlich anzuzeigen, damit Diefed hierüber im Kapitel dem Allerdurchlauchtigſten 
Großmeiſter das Geeignete vortragen Fönne. . 

Im Falle Ordens» Kandidaten vorhanden fepn follten, .fo find derfelben eingereichte 
Proben in einer dem Mariä:Empfängnißfefte vorgehenden Konferenz von dem Drdend-Kapitel 
in flatutenmäßige Unterfuhung zu nehmen, und bei entfprechend ausfallenden Reſultaten der 
Allerdurchlauchtigſte Großmeifter hierüber mit dem Anſuchen von dem Orbens = Großfanzler 
in Kenntniß zu fegen, die Aufhängung des oder der Etammbäume am Mariä - : Empfängnißs 
tage Allergnädigft zu geftatten. Bei dem Hauptfefte felbft aber ſollen dem Allerdurchlauchtig⸗ 
ſten Großmeiſter, Durchlauchtigſten Großprioren und ſaͤmmtlichen Kapitularherren, von dem 
Ordensſekretaͤr die Stammbaͤume ber Kandidaten zur Einſicht vorgelegt werden. 


9. 28. 


Cs können in einem Kapitel nur drei Ordensritter aufgenommen werben; es bezieht 
ſich diefed doc nur auf jene Kandidaten, welche den Wunfch hegen, einft zu wirklichen Com: 
mandeurd und Groß:Kreuzherren vorzurücden; jene aber, welche den Orden blos ad honoren 
zu überfommen wünfdhen, reihen ſich in die Klaffe, der Ueberzähligen, deren der lerburde 
lauchtigſte Großmeiſter ſo viele aufnehmen kann, als Allerhöchſt Demſelben gefällig iſt. 

Dieſe Ritter ad honores erſcheinen zwar, wie alle andere, in der Kirche, bei der 
Tafel und ſonſtigem Ordensgepraͤnge in der Ordenstracht nach ihrem Alter und Rang, nie 
aber im Kapitel und bei den Ordenskonferenzen. 

9. 29. 

Jeder Kandidat, derſelbe ſey geiſtlich- oder weltlichen Standes, hat ſich zum Ems 
pfange bes Kreuzes oder Mitterfchlags. perfönlich einzufinden. Keines von beiden kann durch 
Anwälte gefchehen; Zürften und Prinzen aus altfürftlihen Häufern ausgenommen, welchen 
der Allerdurchlauchtigſte Großmeifter, wenn wichtige Gründe ihre perfönlide Erfheinung vere. 
hindern follten, dur einen Mandater den Orden ertheilen kann: Allein es ift hiezu wefentlich 
erforderlich, daß durch eine eigenhändig unterzeichnete Vollmacht ein Ritter benannt werde, 
den Mitterfchlag und das Ordenskreuz für felben zu empfangen. Diefe Procura muß ‚einige 
Zeit vor dem Drdengfeite an das Großfanzler > Amt eingefendet werden. 


$. 50. 

Der die Aufnahme in den heben Orden erwartende Kandidat hat am Feſtiage ſelbſt 
die. heilige Beicht zu entrichten, und über die richtig gafchehene Befolgung dieſes Erforderniſſes 
dem Ordens⸗-Großkanzler ein ſchriftliches Zeugniß einzuhändigen. 

g. 1. J 
Den Nitterfchlag betreffend, fo fol diefer auf nachfolgende Weife Ratt finden: . - 


ı 2) Haben ber, oder’ die denfelben. erivartenden Kandidaten, nachdem ihnen Tags vorher in 
‚dem Ordens⸗Archiv ‚die Statuten in. Beifeyn ihrer, aus der Mitterfchaft erbetenen zwei 


x 


83 Abth. III. Abſchn. I. Tit. VII 


Zengen, von dem Ordens: Eefretär vorgelefen worden find, am Ordenstage felbft, bei 


dem öffentlichen Gange zum Kapitel und zur Kische, in einem weißfilbernen gollerartig 


geformten Etreitkleide, und einem ſchwarzen mit weißen Federn beſegten Hut unter 


dem Arm, dann mit Stiefeln, Eporn und Degen zu erfiheinen. Nach ftehend anges 


hörter Predigt werden beide lehtere Stücke in der Sakriſtei abgelegt, und bafür ber 
eiferne Harnifch mit dem mit weißen Federn befegten Turniershelm genommen. 


2) Hat ſich der Kandidat, ehe das Hochamt beginnt, rechte vor die Bank ber Großprioren | 


durch den Ordens = Geremonienmeifter führen zu laflen. 


3) Wird dem Kandidaten der Ordensfhild zu Ende des Gloria von zmei Kapitular⸗Groß⸗ 


kreuzherren vorgehalten, auf welchen dann, die rechte Hand auf den Ordensſchild 
gelegt, ein einfaches Gelübde geleiftet wird. Diefes Gelübde beſteht ſeinem Inhalte 
nach darin: 

„daß jeder Ritter ſich verbindlich made, bei allen Gelegenheiten öffentlich zu befennen, 
‚daß die Allerfeligfte Jungfrau Maria auserwählt, unbefledt und ohne Erbſünde 
„empfangen fep; und daß felber zu des heiligen Ritters und Märtirers Georgi Ehre 
„sen Ordens: Etatuten auf das Genauefte nachkommen wolle.‘ 

Nah der Epiftel hat jener Kapitular= Commandeur, fo das Ordensfchwert unter 
dem Throne des Allerdurchlauchtigſten Großmeifters auf der rechten Seite ftehend hält, dieſes 
zu bem erften Großprior, oder, wenn Fein Großprior gegenwärtig ſeyn follte, zu bem 
äfteften Kapitular= Großkreugheren zu tragen, der ein= oder andere derfelben aber hat unter 
Nachtretung bes bie zum Throne von zwei Kapitular-Großkreuzherren geführt werdenden Kane 
bidateng, diefes dem Allerdurchlauchtigſten Großmeifter zu überreichen, der den auf der oberften 
Etufe des Throns knienden Kandidaten um fein Begehren frägt, und diefen fodann auf deffen 
wiederholt allerunthänigft geſtellte Aufnahmsbitte, mit dem Ritterſchlage begnadigt. 


Nach dem Ritterfchlage wird der neuaufgenommene Ritter von dem erften Großprior 
mit dem entblößten Echwerte, von dem zweiten mit dem SRitterfchilde, und von dem 
dritten mit den Eporen, fo ber jüngfte Rapitular: Commandeur dem neuen Mitter anzulegen 
hat, unter eigens bazu beftimmten Denkſprüchen ausgerüftet. In AUbwefenheit der Großprioren 
liegt die Ausrüftungs-Geremonie den Kapitular-Großeommenthuren ob. 

Nach dem Evangelio, während weldhem die Mitterfchaft fich bedeckt und das Eeiten« 


gewehr entblößt, fielt der neue Ritter Ehwert und Echild jenem Großprior oder Kapitular⸗ 
Großkreuzherrn, von dem er folches erhalten, wieder zurüd. Der Ordens: Geremonienmeifter 


führt hierauf den neuen Ritter in die Eafriftei, wo derfelbe den Harnifh und Turniershelm 


ablegt, und fodann mit aufgelöften Haaren, die vorher mit einem rothen Bande zufammen« 
gebunden waren, wieder an feinen vorigen Plag in der Kirche geführt wird. 


Dort angelangt, erhält der neue Ordensritter von dem dritien Großprior Degen und 


Kuppel, von dem zweiten den Mitterhut und von dem erften den Ordensmantel unter Aus⸗ 


fprechung der hiezu verordneten Denkſprüche. Diefe ebengenannten drei Stücke haben drei Rits 
ter an eben fo viele Kapitular-Kommandeurs, und dieſe wieder an drei Kapitular:Groß-Koms 
menthurn zu überreichen. 

Der in diefer Art eingekleidete neue Orbengritter wird fodann zu dem Throne bes 


Allerdurchlauchtigſten Großmeiftere geleitet, von welchem er unter. eigens bazu gewählten 
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Worten das Heine Drdenskreuz empfängt, fo auf einem blaufamminen Kiffen bem Prdens⸗ 
Schatzmeiſter zugeiragen, und von diefem dem Allerdurchlauchtigſten Ordens-⸗Großmeiſter 
überreicht wird. 

Die neuen Mitter folen nun von bem Ordens: Orsflanzler öffentlich bekannt ge⸗ 
macht werden, worauf fie als neue Drdensglieber ihre Ordensbrüder von Bank zu Bank Le: 
grüßen, und den ihnen von dem Ordens = Geremonienmeifter angewiefenen Plab einnehmen. 


Die Erhebung eines Ritters zur Commandeurg s Würde findet nah dem Credo, 
jene eines Commandeurs aber zum Großkreuzherrn nach dem Orate fratres flat. Vorrük—⸗ 
kungen diefer Art können entweder perfönlih, oder durch genehmigte Anwälte gefchehen; wel⸗ 
che jedoch im erften Erhebungsfalle Commandeurs, im zweiten aber Großherren fepn müffen. 


Am Schluſſe diefer Promotionen gebt die gefammte Mitterfchaft der Ordnung nad) 
zum Opfer. Bor dem Sanctus aber empfängt der in einem Armſeſſel vor dem Altare ſitzende 
Drbensbifchof aus den Händen des neuen Ritters bad Opfer des Schildes, des Schwertes 
und der brennenden Kerze, welche Iehtere nach geopferten Echild und Echwert der neue Rit⸗ 
ter von dem ihn begleitenden Capitulars Commandeur, dem ed von einem Mitter überreicht 
worden war, empfängt. 

4) Legt der neue Ritter das Opfer des Geldes, nämlich eine halbe Karolin, aufden Altar. 

Der Schild wird auf der Kpiftelfeite unter der rediger s Xribune aufgehangen, 
Schwert und Kreuz aber auf einen Seitentifh gelegt. Vor dem Sanctus enden alfo die Ce⸗ 
remonien des Mitterfchlages fowohl, ale die fonft vorfommenden Erhebungen zum mittlern oder 
großen Kreuze: dagegen hat fih nun der neugefchlagene Ritter zum Empfange der heiligen 
Communion vorzubereiten, welche derfelbe unter Begleitung des Geremonienmeifterd nach der 
Nießung aus den Händen des Ordensbiſchofs erhält. Am Schluſſe des Gottesdienftes wird 
da6 Te Deum abgefungen und der Allerdurchlauchtigſte Großmeifter unter Vortretung ber 
Großprioren und gefammter Ritterſchaft in die Königlihen Gemäcer zurück, und von da in 
" gleiher Ordnung wieder zur Mittertafel begleitet. 

Wenn bei einem Drbdengfefte die zum Geremoniel erforderliche Anzahl von Capitular: 
Großkreuzherren und Gapitular«Commenthuren nicht anwefend ſeyn follte, fo wird geftattet, 
dag die Bunftionen der fehlenden Gapitularen durch Ehren = Großfreuge und Ehren : Commans 
deurs übernommen werden Dürfen. | 

(. 52. 

Wenn der AMlerdurchlaudtigfte Großmeiiter fih in. das Kapitel und in die Kirche 
erheben, wird AUllerhöchft = Demfelben von dem älteren Kapitular-Commandeur das entblößte 
Ordenoſchwert vorgetragen. 

$. 55. 

In das Kapitel treten nur die wirklichen Großprioren, Großkreuzherren und Com⸗ 
mandeurs. Jeder derſelben hat eine Stimme, der Allerdurchlauchtigſte Großmeiſter aber zwei, 
neben dem utfcheidungsfchluffe, welcher ihm -über ermeldete zwei Etimmen bevorbleibt. 


$ 34. 

Ein Ritter verliert das Ordenskreuz ohne einige Rückſicht, wenn felber aus Grün: 

den einer Irrlehre angeklagt, und berfelben, nach vorausgegangener Vernehmung durch rechts⸗ 
Bd. 11. 12 
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giltige Zeugen, überführt werden würde. Sollte fi ein Ritter einem unanftändigen Leben: 
öffentlich und über vorausgegangene Ordens⸗-Warnung ohne Beflerung überlaffen, fo hat der 
Drdens: Großfanzler hierüber im nädften Kapitel Vortrag zu erftatten, und der Allerdurch⸗ 
lauchtigſte Großmeifter nah Vernehmung der, der Ehre und der Iteinheit des Drdend anges 
meffenen Etimmen, den rechtlihen Schluß zu faſſen, den Beklagten mit Euspenjion, oder: 
auch mit dem Verlufte des Kreuzes zu beftrafen. 

Gegen Feine des Ordens und des Kapiteld Verhandlungen und Urtheile, welche den⸗ 
ſelben angehen, hat eine weitere Berufung oder Appellation ſtait. 


$. 55. | 

Bei dem Todesfalle eines Ordens » Mitgliedes fol der Ordens-Großkanzler, nad: 

dem ihm felber von den Erben des Verſtorbenen unter Zurücdfendung des Ordenskreuzes 

fhriftlich angezeigt worden ift, die Ritterfchaft hievon in Kenntniß fegen, welcher fodann die 

Verbindlichkeit obliegt, für die felige Ruhe des Verftorbenen zwei heilige Meffen leſen zu 

"Taffen. 

Die Zurücfendung des Ritterkreuzes bei einem Nitter, dann jene des mittleren oder 

großen Kreuzes bei einem Commandeur und Groß= Kreuzheren, muß in dem Zeitraume von 
zwei Monaten geſchehen. 


Das gewöhnliche Seelenamt wird einmal für jedes verſtorbene Ordensglied in der 
Königlichen Hofkapelle abgehalten, wobei die geſammte Ritterſchaft in Trauerkleidung zu er⸗ 
ſcheinen, und zum Opfer zu gehen hat. 


Sollte fih der Fall ereignen, daß ein Ritter in einem regulirten Orden, oder in 
den weltlichen Priefterftand übertreten würde, fo bat derfelbe diefe Etandesveränderung dem: 
Allerdurchlauchtigſten Großmeifter in geziemender Ehrfurcht anzuzeigen, und das bisher ge= 
tragene Ordenskreuz mit allerunterthäntgftem Danke wieder zurüchzufenden. | 


6. 5 6. 


Jeder Ritter, von welchem Stand oder Ordensgrade derſelbe auch ſeyn möge, iſt für 
den Fall des Ordens verluſtig, wenn derſelbe gegen den Allerdurchlauchtigſten Großmeiſter, 
und deſſen Allerhöchſtes Königliches Haus die Waffen ergreifen würde. 


B. Röniglicher Militär-Max-NJZoſeph-Orden. 


(Auszug aus den Statuten des Militär-Max-Joſeph-Ordens.) 


Art. 2 


Diefer Orden wird nach dem Namen des Allerdurchlauchtigſten Suifters — Militäris. 
ſcher Max⸗Joſeph-Orden — benannt, und in drei Klaſſen, nämlich Großkreuze, Comman⸗ 
deurd und Mitter getheilt. 


Yrh 85 
Geine Majeftät der König find in Ullerhöchft eigener Perſon Großweiſter deeſelben. | 
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Art. % 


Ä Jeder Offizier von welhem Grade und von weldher Militär Branche er auch feyn 
mag, ohne Rückſicht auf Religion, Geburt, Rang, ober andere Umftände, kann in denfels 
ben aufgenommen werden: doch Fünnen nur Generäle das Großfreuz erhalten. 


Yrt 5 


Sechs ber Großkreuze erhalten ein jährlihes Einfommen von 1500 fe — adt der 
Commandeurs jährlich 500 fl., und 50 Hitter jährlih 500 fl.— Doch verfteht fi) von felbft, 
daß diefe feftgefebte Anzahl der Penfionen Feineswegs auf die Verleihung des Ordens ſich er: 
free, indem fo viele Großfreuze, Commandeurs und Ritter aufgenommen werden, als fid 
biezu qualifisiren, wo fodann die jüngern, wenn fchon alle Penſionen verliehen find, bei den 
fih ergebenden Erledigungen, nach der genau zu beobachtenden Ordnung ihrer Aufnahme, in 
folhe einzurücen, bis dahin aber ſich dennoch des Ehrenzeicheng ihrer geleifteten Dienfte zu 


erfreuen haben. 
Urt. 6 


Die Inſignien beftehen für die Nitter in dem bisherigen Ehrenzeichen und Bande, 
welches forthin auf der linken Bruft getragen wird. 

Die Commandeurs tragen dagjelbe um eimas größer — dad Band um etwas. breis 
ter — um den Hale. 

Die Großkrenze noch einmal fo groß, an einem breiten Bande von der nämlidhen 
Farbe von der rechten Schulter zur linken Hüfte; nebft dem haben diefelben das Ordenskreuz 
mit der Aufſchrift — Virtuti pro patria — auf der linken Bruſt geſtickt. 

Yrt 7 

Da es ohnehin eines jeden Dffiziers Pflicht ift, fi) vor dem Feinde nach aͤußerſten 
Keäften und mit Aufopferung feines Leibe und Lebens tapfer gebrauchen zu laſſen, und das⸗ 
jenige, was desfalls die Kriegsartifel und befondere Befehle vorfchreiben, fo lieb ihm feine 
Ehre und fein Leben ift, ftandhaft und getreu zu erfüllen: fo folgt von felbft, daß nicht jede 
tapfere und muthvolle Handlung zur Aufnahme in den Orden würdig made. 


Yrt 8. 


Auch wird zur unverbrüchlich zu: beobachtenden Grundregel feſtgeſetzt: daß Niemand, 
wer er aud immer ſey, wegen feiner hoben Geburt, langen Dienfte, vor dem Feinde erhal: 
tenen Wunden — noch viel weniger aber aus Gnaden und auf das Wort Anderer den Or: 


Den erhalte, fondern 
Yrt 9 


Es werden hierzu tapfere Ihaten erfordert, und zwar folche, die ein Offizier entwe⸗ 
Der ohne Verantwortung hätte unterlaffen können, und die zum Nugen der Armee gereihen, 
oder welche mit außerordentliher Klugheit, oder Muth und Entfchloffenheit zur befondern 
Ebre u und zum Vortheite der Armee oder Truppen ausgeführt worden ſind. 
Art. 22. 
Auf dem Wayyen. kann das Kreuz eines Ritters an dem untern Theile des Schil⸗ 
Des an einer Echluppe hängen, — bei den Commandeurs darf fi das Band um den Schild 


Tottmgen; >= San ber ben: Großkreuzen liegt ber Schild auf. dem Kreuze. 
423° 
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Art. 25. 
| Nach dem Tode gines Generals oder Offiziere muß der Orben von den Erben nad 
dem Begräbniß, da folher auf den Earg bes Derftorbenen gelegt werden darf, an den Groß: 
meifter eingefendet werden. J 

Art. 24. 

Der quittirte Offizier behält den Orden, wie er ihn vor feiner Quittirung empfangen 
hat, auc darf er denfelben, wenn er eine Civilbedienung erhält, auf dem Givilrode tragen; 
iedoch verliert jeder quittirende Offizier die ihm verliehene DOrdenspenfion, — fo wie den Dr: 
den felbft, wenn er ohne Allerhöchfte Erlaubniß in fremde Dienfte tritt. Uebrigens muj wie 
oben Artikel 25 befohlen, der Orden nach dem Tode des quitiirten Offiziers an den Groß: 
‚meifter eingefchicft werden. 

Yrt. 25. 
Jeder Ritter, Commandeur oder Großkreuz wird bei feinem erfolgten Tode um ei- 
nen rad höher, als jener feiner befleideten Charge ift, beerdigt. 
Urt. 26. 
Das Drdengfeft fol am erften Tage eines jeden Jahres gefeiert, — und das See⸗ 
| lenamt für die verſtorbenen Ritter am darauffolgenden Tage gehalten werden. 


Yrt 27 


Sollte fi der Fall ergeben, daß ein mit dem Orden belohnter Offizier wegen eines 
militärifchen oder gemeinen Verbrechens feiner Charge entfegt würde, fo ergibt ſich von felbft, 
daß ihm auch der Orden nicht länger belaffen, fondern ihm folder fogleic abgenommen und 
“an den Großmeijter eingefhict werben müffe, welder ihn dann nicht mehr verwenden, fon: 
bern gleic zernichten laſſen wird. 


N. Bl. v. I. 1807. St. VI. ©. 241. 


C. Therelien-Orden. 


(Die Errichtung des Therefien : Drbens betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 

Die von Seiner Majeftit dem Könige beftätigten Beflimmungen über bie Errichtung 
des von Ihrer Majeftät der Königin unterm heutigen geftifteten XIherefiens Ordens werden 
biermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

- Münden, den 12. December 1827. 


Königliches Staats : Minifteriam des Haufes und des Xeußern. 


Bir Iherefe von Gottes Gnaden Königin von Bayern, 


geborne Herzogin zu Sachſen, Gülih, Cleve und Berg, auch Engern und Weftphalen , 
Sandgräfin in Ihüringen, Markgraͤfin zu Meiffen, gefürftete Gräfin zu Henneberg, Gräfin 
zu. Mark und Ravensberg, Herrin zu Ravenſtein ıc. ıc. 

Belennen hiermit ur Uns, Unfere Erben und Nachkommen, da bie Berhälmifie der 
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Zeit dem Adel überhaupt mehrfache Nachtheile gebracht haben, insbeſondere aber einer geeige 
neten DVerforgung feiner Töchter entgegenftehen, und Wir den aufrichtigen Wunſch begen, 
dem deßfalls obwaltenden Bedürfniffe in etwas zu begegnen, fo wie Unfere wohlwollende Ges 
finnungen für das Beſte der Töchter des Bayeriſchen Adels Fund zu geben, fo haben Wir 
mit Vorwiſſen und Genehmigung Unferes geliebteften Herrn Gemahls des Könige Majeftat, 
Uns entfchloffen, aus Unferen eigenen Mitteln eine Etiftung zu gründen, welder die Bes 
fimmung gegeben ſeyn fol, einer feftgefegten Zahl unverheiratheter adelihen Töchter, neben 
einer ihnen zugedachten Chrenaugzeichnung , zugleich eine, ihre Vermögens-Umſtaͤnde verbefs 
fernde, Jahresrente zu gewähren. Wir beftimmen daher, wie folgt: 


4. Genannte Stiftung tritt am 1. Januar 1923 in Wirkfamfeit, und fihert zwölf 
unverheiratheten abelihen Baperifhen Damen eine jährlihe — Dreihundert Gulden 
beitragende — Prübende, welche in Quartal-Raten zu beziehen ift. 


2. Wir verbinden mit diefer Etiftung eine Ehren - Auszeichnung unter der Be⸗ 
nennung: Thereſien-Orden. 


3. Die Ernennung ber in diefen Orden aufzunehmenden Damen fteht auf Lebenszeit 
Uns als Eifterin und Großmeifterin und in der. Folge auf gleihe Dauer der jebesmaligen 
regierenden Königin, oder mit Bewilligung bes Könige und der Königin einer im Königreis 
che lebenden Prinzefiin des Haufes zu, wenn aber etwa bei Minderjährigfeit des Thronfolgers 
feine verwitiwete Königin vorhanden, noch eine erwachfene Prinzeffin des Haufes im Lande 
anmwefend fenn follte, fo wird bas Recht ber Ernennung auf folhe Zeit durch die. Vormund⸗ 
fhaft des minderjährigen Könige ausgeübt. | 


4. Wir erklären und machen Uns hiermit verbindlich, ein folches der gegenwärtigen 
Eiiftung gewidmetes Gründungs- Kapital aus Unferen Mitteln herzuftellen, aus deffen Zins 
fen die für erwähnte zwölf Prabenden erfoderlihe Summe gefhöpft wird. Diefer Fond darf 
ju keiner Zeit eingezogen, und zu feinem andern, ale dem von Uns hierdurch beflimmten Zwecke 
verwendet werden; follte dieſem entgegengehandelt werden, fo verfügen Wir, daß vorermähns 
tes Kapital an die teftamentarifchen oder Ssnteftaterben Unferes Privatvermögens, aus welchem 
es hervorgegangen ift, zurücfallen fol. 


5. Wir finden Und veranlaßt, vor der Hand nur die erften feche der von Und er: 
nannten Drdend = Damen den vollen Präbendenbetrag von 500 fl., die folgenden ſechs aber 
bis auf weitere Beſtimmung den dritten Theil deffelben beziehen zu Taffen. 


6. Zu präbendirten Ordens-Damen follen nur eingeborne, aus gefepliher Ehe ent: 
iproffene, unverheirathete Zöchter des Baperifchen Adels ernannt werden, deren Vaͤter an 
dem heutigen Eitiftungstage dieſes Unſeres Ordens von ftiftungsmäßigem, oder folchem del 
find, daß fie die Würde eines Königlichen Kämmerers bekleiden , ober ihre Anfprüche 
auf diefelbe auszumweifen vermögen. Die urkundenmäßige Nahmweifung einer ſolchen väs 
terlihen Abkunft wird daher als unumgänglich nothwendig feftgefept, und ift auf immer 
Bedingnip. | 

Die im Auslande gebornen Töchter eines Bayeriſchen Adelichen, infoferne diefer in 
Königlichen Dienftgefchäften oder mit Königlicher Bewilligung alldort fih aufhält, werden, 
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was die Anſprüche auf die Ordens-Praͤbenden betrifft, den im Konigreiche gebornen gleich 
geachtet. 

Bei Verleihung der Präbenden ſoll in Beziehung auf bie chriſtlichen Glaubenebe— 
kenntniſſe kein Unterfchied ſtatt finden. 


Gefuhe um eine Ordend= Präbende, wenn bie Bewerberin nicht das zehnte Lebens: 
jahr erreicht hat, follen in der Regel nicht berücfichtigt werden; es bleibt Uns jedoch frei, 
aus beſonderen Motiven und aus eigener Bewegung die Verleihung einer Praͤbende auf) un 
ter diefem Lebensalter zu verfügen. Das Ehrenzeichen des Ordens ſoll aber vor dem erreich⸗ 
ten ſechszehnten Jahre nicht getragen werden. 


7. Um auf eine Praͤbende Anſpruch machen zu können, muß ferner von der Bewer: 
berin durch giftige, jedesmal ſtreng zu prüfende Zeugniffe die Nachweifung beigebracht wer⸗ 
den, daß fie weder aus eigenem Vermögen, noch in Folge der beftehenden Kamilien = Ver: 
pflichtungen, nod aus einer andern Präbende, noch aus andern Ziteln bereits ein, die 
Summe von jährlihen 250 fl. überfteigendes, Einfommen beziehe. 


. 8. Mit dem Tage der Verehelichung einer präbendirten Ordens: Dame hört ber Ge: 
nuß ber Präbende auf; es ſoll ihr jedoch der Bezug derſelben no ein Jahr lang als ein 
Beitrag zu ihrer Ausſteuer bewilligt und die Ernennung ‚einer andern Dame, vielmehr der 
‚Eintritt in die Ordens = ⸗Praͤbende ein Jahr lang ausgeſetzt belaſſen werden. | . 


9. Aus dem Genuß der Präbende treten gleichmaͤßig jene Ordens⸗ Damen, welchen 
‚eine Erbfhaft oder Schenkung von Verwandten oder Fremden, deren Erirägniß- die Rente 
von dreihundert Gulden erreicht, zugefallen iſt. Hierüber wird. jedesmal von ben Betheiligten 
ſowohl, als der von diefem Umftande Kenntniß erlangenden Behörde die, Anzeige erwartet. 


. 40. Sn den beiden vorermähnten Fällen des Austritte aus dem Praͤbendenbezug ſoll 
‚in der Regel die Forttragung des Ehrenkreuzes, jedoch immer nur vorbehalilich der auf die 
gemachte Anzeige erfolgten ausdrücklichen Genehmigung der jedesmaligen Großmeiſterin geſtat— 
set werben. 
2... Ale Das Ehrenzeichen des Ordens beſteht in einem goldenen hellblauen emaillirten und 
mit der Konigskrone bedeckten Kreuze, in deſſen Mitte auf der Vorderſeite Unſer Namens⸗ 
Chiffer (T) in Gold auf weißem Schmelz, umgeben von einem Rautenkranze, — auf der 
Rückſeite aber das Stiftungsjahr (4827) umgeben von den Worten „Unſer Erdenleben 
ſey Glaube an das Ewige‘ ebenfalls in goldenen Zeichen auf weiß emaillirtem Grunde 
fih befinden. Zwiſchen jeder der vier-Abtheilungen des Kreuzes ſtellen fich in den untern 
Lücken weiße und blaue liegende Werken bar. 

Diefes Kreuz wird an der Schleife eines weißen gewäfferten mit zwei himmelblauen 
Streifen eingefaßten Bandes an ber linken Bruft angeheftet, und wenn eine Ordens: Dame 
in Galla bei Hofe erfiheint, wird zugleid ein breiteres ſolches Band von der rechten jur lin: 
Een Seite hinab getragen. Die vorgefchriebene Kleidung ber Damen beſteht aus hellblauem 
Seidenſtoffe. 

i2. Wir behalten Uns vor, außer den präbenbirten auch Ehren: Damen des The⸗ 
reſien-Ordens zu ernennen, ohne Unterſchied, ob ſie eingeborne oder auslaͤndiſche Adeliche 
Sind; mit dem ihnen bufommenben Eyronzeichen iſ jedoch niemals ein n Anſpruch auf: einen Praͤ⸗ 
vendenbezug verbunden. | DaaeE Bu BE 12 Ba EEE ZSEET Er Ze 77230 
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Zur Ernennung der Ehren - Damen, weldhe Fünftig eine nad) Uns folgende Großmei⸗ 
fterin des Ordens vornehmen wird, ift die jedesmalige Genehmigung Seiner Majeftät des Kö⸗ 
nige erforderlich. 


Die Ehren: Damen haben bei dem Empfange des Ehrenzeichens, fo wie es auch bei 
anderen Orden eingeführt ift, eine zur Beftreitung der bei dem Orden vorfallenden Koften be: 
flimmte und zur Schonung des Stiftungsfonds beitragende Taxe, und zwar gleich den Ehren 
Damen des Et. Annen-Stifts, die Auswärtigen von Einhundert Zehn, die Eingebornen von 
fünfzig fünf Gulden zu entrichten. 

15. Die Thereſien⸗-⸗Ordens-Damen werden nad der Unordnung Geiner Majeftät des 
Könige, in Beziehung auf den Rang am Hofe, gleich den St. AUnnen: Stifisdamen, in die 
Klafle der Rammerherrn- Frauen gehören, welden fie, wie jene unmittelbar nachfolgen. 

44. Die Ehrenzeichen find nah dem Tode einer Ordens: Dame von den Erben zus 
rücfzuftellen. 

45. Wir ſetzen voraus, daß fümmtliche Therefien- Ordens: Damen jeberzeit eines fol- 
hen Wandels ſich befleißigen werden, welcher dem Einne der auf der Mückfeite des Chrens 
zeichens fich befindlichen Denkworte enifprechend ift, und erwarten nicht, daß jemals eine ders 
felben durch entgegengefehtes Betragen Veranlaffung geben werde, fie dieſes Ehrenzeichens 
und der damit verbundenen Vortheile verluftig erklären zu müffen. 

46. Sn Beziehung auf die Verwaltung ded Vermögens, die Kaſſe- und andere Ges 
fhäfte des Ordens werden bie erforberlihen Anordnungen nachträglich erfolgen. Ä 

417. Wir wollen Uns übrigens die allenfallfige Erweiterung und Abänderung ber ges 
genmwärtigen Beftimmungen, in fo ferne das Beſte der Etiftung folche erheifchen wird, hie- 
mit vorbehalten. 

Zu deſſen Beflätigung haben Mir diefe Urkunde eigenhändig unterzeichnet, und mit: 
Unferem Inſiegel verfehen laſſen. 


So gefhehen Münden den 42. December 1327. 


| L. K. ⸗ 

Wir bekraͤftigen und beſtaͤtigen für Uns und Unſere Nachkommen gegenwärtige Bes 
fimmungen über die von Unferer geliebteften Gemahlin der Königin Majeftät gegründete Etifs 
tung für unverheirathete adeliche Baperifche Damen unter ber Benennung 

Iherefien- Orden 


ihrem ganzen Inhalte nach zur fteten und unverbrüchlichen Feſthaltung, wornah Wir dem 
jedesmaligen Minifter des Haufes auftragen, für die genaue Beobachtung diefer Beſtimmun⸗ 
gen und Erhaltung des angewiefenen Fonds zu wachen. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterſchrift und beigebruckten Königlichen Inſiegels. 
Gegeben in Unferer Haupt⸗ und Mefidenzftadbt Münden den 12. December 4827. 
RI Bl.v. I. 1837. Gt. LVII. ©. 761. 





Zweiter Abschnitt, 


Resondere Bestimmungen. 





Die in dieſem Abſchnitte aufgenommenen Verordnungen und Entſchließungen enthalten faſt durchgehends un: 
mittelbare oder mittelbare Normen über Anerkennung und Sicherung der Würde der Majeſtät und der den 
Mitgliedern der Königlichen Familie ſchuldigen Ehrfurcht. — Inſoferne als die Beobachtung derſelben den 
Staatsungehörigen zukömmt, erſcheinen fie als polizeiliche Verfügungen, Anordnungen über das dienſtliche We: 
nehmen ber Verwaltungsſtellen und Behörden ober Anordnungen Über das Verhalten ber Privaten. Man .hat 
fie aber deßwegen hier aufgenommen, weit fie faft ſämmtlich Ehrenvorzüge Seiner Majeftät des. Königs und 
des Königlichen Haufes ausfprechen und in einer andern Abtheilung vereinigt werden Eonnten. Die rein 
polizeilichen Anordnungen jedoch über das Fahren durch die Höfe der Königlichen Reſidenz und die Auf: und 
Abfahrt der Equipagen bei Hoffeften in der Königlichen Reſidenz find in die Abtheilung XV. „augemelne Lan⸗ 


des: Poligei’‘ verwieſen worden. 


Erster Titel; 
Kirchengebete. 
A. Für Seine Alajestät den König. 


1. Bei feierlihen Gottesdiensten an Sonn- und Sesttagen. 


$. 30. 
(Das Öffentliche Kirchengebet für die Königliche Bamilie betr.) 


MER 


. Da e6 licht Seither Untertanen ift, ihre: Sefinnungen ı und Wünſche fur das Wohl 
ihres Landesherm durch öffentliche und religiöſe Handlungen zu beweiſen, fo verordnen Wir 
biemit, daß in allen Eatholifchen Pfarrkirchen Unſerer fämmtlichen Erbſtaaten bei dem feierlis 
den Sottesdienfte das Kirchengebet: Salvum fao Regem-nostrum Maxinilianum Jusephum etc. 
Fünftig entrichtet, und dem gewöhnlichen allgemeinen Gebete nah ber Pfarrs Predigt an 
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Eonntagen und gebotenen Feiertagen ein befonderes Gebet für Uns und Unſere Königiäe 
Familie nach dem vorgefchriebenen Formulare beigefügt werden ſoll. 


Münden den 37. Februar 1806. 
RI. BI. v. 3. 1806. St. XI. S. 109% 


$. 31. 
Nro. Pr. 1142. 
(Ricchengebet für ben König betr.) 
M. J. K. 

Ihr habt dem biſchöflichen Ordinariate zu Augsburg Unſere Zufriedenheit wegen der 
angeordneten Kirchen⸗Gebete zu bezeigen, und den übrigen geiſtlichen Behörden aufzutragen, 
das Domine Salvum ſac Regem ete. nach dem feierlichen Gottesdienſte ſowohl als das nach 
anliegendem Formular) nach der Predigt zu verrichtende Kirchengebet in iprem Sprengel and: 
zuſchreiben )- = . J 

Müuͤnchen den 27. Februar 1806. Tg 

KLAn a 
Die Landes: Direktion in Bayern alfo ergangen. 


($ormular.) 


Befonderd aber bitten wir Dich für Deinen Diener, unfern König Marimilian Yo: 
ſeph, den wir wegen Eeiner väterlichen Zürforge für das Beſte unfere Landes mit dankbarer 
Liebe unfern Vater nennen dürfen — fegne Ihn mit allen den Wohlthaten, die einem gerech⸗ 
tem, feine Völker liebenden Fürſten die füßeften und feligften Freuden nur immer ſeyn Tömten. 
Laß den Frieden, den Er Eeinem Volfe immerhin zu erhalten fucht, mit allen feinen’ wohlthä— 
tigen Folgen lange Eein Königreich beglücen, und Religion und gute Eitten Seine Glückſe⸗ 
ligkeit gründen und befeftigen. Beglücke unfere geliebtefte Königin, durch edle, fanfte Men⸗ 
ſchenfreuden jeder Urt, vorzüglich durch die ſüßen häuslichen Freuden. 


Laß Deine Güte mit jedem Tage ‚neu werden über unfern theuern Kronprinzen, über 
alle Prinzen und Prinzeffinnen des Königlichen Hauſes. 


$. 52 
Nro. Pr. 370. 


(Die Veränderung der Kirchengebete für den Regenten.) 
M. J. K. 


Da die von dem biſchoͤflichen Vicariat zu Conſtanz entworfenen, und mitteff Bericht 
»>om 44. v. DI. von euch vorgelegten Formulare der für den Hegenten zu verrichtenden 


— 
- 





N) Blgenmächtge Abänderungen Allerhoͤchſt genehmigter Gebetöformeln dürfen nidyt fast finden. Ale 
hochſte Entſchließung vom 10. September 1808.- (f. 6. 40. 8. 106. unten). 

b) Diefe Allerhöchfte Entfchließung ift mit der im 6. 30. dem Inhalte nach gleichlautend. Man hat 
fie aber befwegen aufgenommen, weil das vorgefchriebene Kormular mit ihr verbunden iſt 
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Kirchengebete, den Unſern Allerhöchſien Reſtripie vom 27. Febrnar gegenwärtigen Jahrs aus⸗ 

geſprochenen Grundfäpen ganz angemeſſen find, fo ertheilen Wir ohne Anſtand die nachgefücht⸗ 

Landesfüurſtliche Beftätigung; — wornach ihr ſohin Das weiter: re zu verfügen habt. 
München den 5. December 1806. 


An. 
die Königliche Landes : Direktion In Schwaben alfo ergangen. 


Ausgefhrieben 
von ber Königlichen Landes: Dlrettion in Sqwaben unterm 12. December 1806. 


Nro. Pr. 370. 


i.. 


Notum sit venerahili Clero Dipecesis Constantiensis in ierris. foederis Rhe- 
nani existenti, in ‚Misspli Romano deinceps sequentes faciendas esse mutstiones al» 
ditiones vel omissiones . | 


I. In Canone missae post verba: Antistite nostro N. addatur: et'Rege 
nostro N. E u 


IL Ter. VI. in Parasceve, Oratio, quae est inscripta: pro Imperatore 
sic mutetur: Oremus et pro Rege nostro N.ut Deus et Dominus noster 
det illi sedium suarum assistricem. sapientiam, qua populum sibi 
comımissum gubernet in omni justitia ad nostramperpetuam pacem. 


Oremus Flectamus genua R. levate. 


Omnipotens, sempiterne Deus, qui.regnis omnibus seterna 
potestate dominaris, respice ad nostram propitius terram, utret Rex 
juste imperando, et populus fideliter obediendo ad gloriam tui 
nominis et publicam tranquillitatem unanimi pietate co.nspirent, 
per Dominum nostrum Jesum Christum filium tuum. qui. tecum 
vivit et regnat in unitate Spiritus Sancti Deus, per omnia saccula 
Saeculorum. | 2 


» vr. oe 


III. Sabbatho sancto. In Hymno: Exultet, Stropha: Respice etiam ad 
devotissimum Imperatorem nostrum N. sic mutetur: Respice etiam ad 
Regem nostrumN. cujus tu Deus etc. 


IV. In orationibus ad Diversa loco Orationum pro Imperatore vel Rege 
sequentes adhibeantur: DE 


ÖRATIO, 


. . 
B . en 
is . 
4 .. . Pe PER Be Br 
2 


Deus, aquo omnis potestas ordinata est, da famulo tuo Regi 
nostro N. salutem mentis et corporis, ut ad peragendum Injunotum 
officium usque Auaaue proliciet; per Dominum etc. eier: ALBERT 

Fr una . En ... Pe vo .. irn IL TUE E PIE ee Bu * 


io “ .9.,°%. 
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Suscipe, sancte Pater omnipotens aeterne Deus, cum infalli- 
bili salutis nostrae vietima,: quas jubente te facimus pro Rege 
nostro N. obsecrationes, orationes pogtulationes. et gratiarum 
actiones; ut ipse in communem salutem omnia disponat; nos autem 
quietam et tranquillam vitam agamus in omni pietate et castitate; 


per Dominum etc. etc. 


POSTCOMMUNIDO. 


Deus, qui sapientia tua Principes inter homines constituisti, 
ut disponerent orbem terrarum in aequitate et jJustitia, mitte ean- 
dem sapientiam de coelis sanctis tuis, ut sit cum Rege nostro N, 
et cum ipso laböret, ut sciat, quid acceptum sit apud te, per Domi- 
num elc. etc. ' 

9. 35. 
(Das allgemeine Gebet für den Tandesfürften betr.) 
Mm J. K. 


Auf euern Bericht vom 7. l. M. in Betreff allgemeiner Gebete für Unfere ahlerhöchlie 
Perſon in der Charwoche, und an andern Feſten, erwiedern Wir, es habe in Hinſicht auf 
das allgemeine Gebet in der Eharwoche) bei der bereits hierüber beſtehenden Verordnung 
fein Verbleiben: in Betreff des allgemeinen Gebets an andern Feſten, ſeyen Wir nicht ent: 
gegen, wenn bie.vom Delanatsdeputat zu Wolfurth im Vorarlberg entworfene Formel allent- 
balben eingeführt wird, doc ift fih ehevor mit dem einfchlägigen bifchöflichen Orbinariate 
Dierüber zu benehmen. 

Münden den 241. März 1809. 


Nro. Pr. 1571. 


An 
das Königliche General: Kommiffariat in Kempten alfo ergangen. 


Sormular 
eines für ben Landesfürften zu haltenden Gebets zur Beachtung der —R bei 
oͤffentlichem Gottesdienſte. 


V. Laſſet uns beten für unſern König! 
R. Der Herr erhalte Ihn, mach Ihn lebendig und felig auf Erden, und übergebe 
Ihn nicht in die Hände feiner Feinde. 


Allmaͤchtiger, ewiger Gott! ber Du über alle Reiche mit ewiger Mad herrſcheſt, 
und von dem alle Gewalt angeordnet iſt, ſehe gnädig auf unſere Erde! gib unſerm König 
und Eeiner Familie die Wohlfahrt der Eeele und des Leibes, verleihe Ihm den Beiftand der 
Weisheit, durch welhe Er Sein Ihm anvertrautes Volk in aller Gerechtigkeit zu unferm ‚ewigen 
Frieden regiere, daß Er, indem Er durch Deine Anordnung Landesfürft geworden ift, auch 
durch Deinen Ehug allzeit mächtig fey, und in Ausübung des Ihm auferlegten Amtes allent- 
dalben fo fortihreite, daß ſowohl Er als König durch gereihte Regierung, ald Tas Volk durch 


a) ſ. ben nachfolgenden $. 34. ©. 100. 
15* 
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getrenen Gehorſam zur Glorie Deines Namens und zur öffentlichen Due mit einmüthiger 
remmigleit mitwirken möge, ‚Durch unſern Herrn Jeſum Eye: Mmen.  : 3-7 


ee “ Aubgefriben a | 
von dem Konielichen General: = Roramiferiafe in ı Kempten nterm a. April 1809. 


2. In der eharnsde. 


ı ö -i._ Er 
. o . 


di 2 


- 


Nro. Pr. 1651. . . I— 
(Das Kirchengebet für des Königs. Mojeftät in der Charwoche betr.) el re 
| 
Auf Befehl Seiner Majeftät des, Königs. J 
Seine Majeftät genehmigen den von der Baperifchen Landes = Direktion - mit ihrem 
Berichte vom 20. diefes eingefchicten Entwurf zur Abänderung der Kirchen: Gebete in der 
Charwoche, und haben, zur Gleihförmigkeit die übrigen Landes» Direktionen mit dem Beifape 
darnach anmweifen laffen, daß auch den proteftantifchen Predigern in Betreff des vierten Punk: 
tes die geeigneten Befehle ertheilt werden follen. 


J "Münden den 26. März 1806. 
nn Staats-Minifterium des Innern. 


An 
die Landes » Direktion hiefelbſt ei ergangen. 


Rbrruc des vorstehend alegieten Entwurfs zur Abänderung der Rirchengebete in der heran 
(Die Verordnung über das öffentfige Gebet für den König betr.) 


Gm Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Mehrere Eatholifche Pfarrer und Dechanten in Bayern haben den Zweifel geäußert, 
ob in der: Charwoche die öffentlihen Gebete für den König ebenfalls nad der Allerhöchſten 
Vorſchrift vom 27. Februar I. Is. verrichtet werben follen? 


Zur Erlaͤuterung diefer Zweifel und jur Beförderung einer allgemeinen Gleichformig— 
keit wird hiemit verordnet: 


4) Daß in dem am Charfreitage gewöhnlichen Kirchengebete die Worte: Oremus 
et ‘pro :Christianissimo Rege noströo Maximiliano Josepho, ut Deus etc. beigefügt wer⸗ 
den ſollen. 


2) In der folgenden Collecte iſt die Benennung des roͤmiſchen Reichs auf eigende 
Art abztändern : 
„‚respiee benignus ad Regnum Bavariae ut etc,“ 


5) Am Charſamſtage werden in dem feierlichen Kirchengeſange: Exultet etc.. die 
Gebete für den König auf folgende Art ausgedrüct: respice etiaın ad devotissimum n Regem 
nostrum Maximilianum ‚Josephum etc. .. 


[8 
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A. Das Andenken bes Kaiſerthums und des roͤmiſchen Reichs hingegen fol an- beis 
den. Kagen unterlaffen werden. Fe 
» 0... Münden den 20. März. 1806. 
Reg. BL. v. 3. 1806 St. XIV. ©, 4122. 





Andie Übrigen Landesdireltionen wurde biefer Allerhoͤchte Befehl in folgen: 
der’fafl Sleichlaufender Weife ausgefhrieben: 667 


ad Nr. 1651. W | 
(Die Kirchengebete in der Charwoche betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 

Auf die Anfrage mehrerer katholiſchen Pfarrer in Bayern wegen dem in der Char⸗ 
woche für des Könige Majeſtät zu verrichtenden Kirchengebete wurde der Landes⸗-Direktion 
hieſelbſt der Befehl ertheilt, folgende Allerhöchſte Entſchließung bekannt zu machen: 

AMAM Daß am Eharfreitage in den gewöhnlichen Kirchen: Gebeten die Worte Oremus 
pro Christianissimo Rege nostro Maximiliano Josepho ut Deus etc. beigefügt werben ſollen. 

2) In der folgenden Collecte die Benennung „römiſchen Reichs“ auf folgende 
Art abgeändert werbe, respice benignus ad Regnum Bavariae ut etc. 

5 Am Eharfamftage in dem feierlichen Kirchengefange Exultet etc. die Gebete für 
den König auf folgende Art ausgedrückt werden follen: respice etiam ad devotissimum 
Regem nostrunn Maximilianum Josephum etc. 

4) Endlih alles was auf das Kaiferthum und das römifche Reich Bezug Hat, in 

Folge der’ durh den Preßburger Frieden erlangten völligen Eouverainität aller baperifchen 
Staaten nad) bem Beifpiele von n Preußen, Spanien und aller andern Konigreiche ausgelaſſen 
werden ſollen. 

Zur Gleichförmigkeit bat die Bandes: Direktion ...... eine ahnliche Verordnung 

unungeſäumt zu erlaſſen, auch die proteſtantiſchen Pfarrer auf den Punkt anzuweiſen. 

Münden den 26. März 1306. | 
** Auvusgeſchrieben: 


a) von der sberpfätgifihen Landes - Direltion in Amberg unterm 31. Marz 1 1806. 
b) von ber Landes : Direktion in Schwaben unterm 31. März 1806. . 


B. für Ihre Alajestät die Rönigin, 

Durch die Allerhöchften Erlaffe vom 2. Juli 1826 und 24. März 1828 (f. d. $$. 55. — 38. unten) 
erfdyeinen alle früheren Ähnlichen Inhalts, namentlich das Generalmandat vom 16. April 1799 a), dann die un» 
gedrudten Entfhließungen vom 4. September 4799, 21. Auguft 1800, 15. Auguft 1801, 20. Oktober 1804, 
A6. Juli 1808 und 46. April 1810 antiguirt. Selbſt die hier aufgenommenen Verordnungen find in ſo ferne 
Cranfitorifcher Natur, als ber jeweils eintretende Vollzug nicht von felbft gegeben iſt, fondern immer. «inen 





yo, 


a) Mast, Gen: Gammlung v. 3. 180086. I. S. 355. DE STIL METIE Saal 


108 ED A NI. Abſchn. Eee 


ausbrüdtihen Befehl Selner Wajeflät bes Königs vorausſetzt, und ber- Monarch in Anordnung ber, öffentlichen 
Gebete, Bitt: und Danffefte Überhaupt, nad $. 55. der zweiten Beilage zur Verfaflungs : » Urkunde durchaus 
an keine Regel gebunden iſt. Die in jenen Allerhöchſten Entſchließungen enthaltenen Gebetsf ormeln dürf⸗ 
ten jedoch in ſo lange anwendbar ſeyn, als keine Gegenbefehle erfolgen. M. vgl. Verordaung vom 16. September 


1808. (f. $. 39. unten). 


1. Sürbitte um eine glählide Entbindung Ihrer Majestät der Königin. | 


a) Ansrdnung der Fürbitte. 


a) In den katholiſchen Kirhengemeinden. 
(Gebete um eine glüdlihe Entbindung Ihrer. Majeftät der Königin betr.) 
| ER Ä z 
. Da die Königin, Unferer. geliebteften Frau Gemahlin Majeftät, ſich dem Zeitpunkt 
Ihrer Entbindung nähert; fo haben Wir befchloffen, wegen diefes für Uns und Unfere ges 
ireuen Unterthanen wichtigen Creigniffes die Eirchliche Fürbitte um eine glückliche Entbindung 
in allen Kirchen Unſers Reiches anzuordnen. 

Unſer Erzbiſchof von Münden und Freyſing (von Bamberg), hat daher fchleuntgfl 
de geeigneten Verfügungen zu treffen, damit in allen demfelben untergeorbneten Diöcefen 
die in einem ſolchen Falle gewöhnlichen Gebete nach bem von dem Erzbiſchofe von München 
und Freyſing vorgelegten Abfchrift mitfolgenden Formulare, wovon zur Erzielung einer durchs 
gängigen Gleichförmigkeit allen Pfarrämtern ein gedrudtes Exemplar zuzufertigen ift, dems 
nächſt angefangen und bis zur erfolgten, wie Wir zu Gott hoffen, glücklichen Entbindung 
fortgeſezt werben. 

Saͤmmtliche Kreisregierungen ſinde von dieſer Anordnung unter dem Heutigen in 
Kenutniß geſeht worden. 

Münden ben 2. Juli 1826. 


| An 
den Herrn Erzbifchof von Münden und Breyfing Kreiheren von Gebfattel und an den Herrn Erzbifchof von 
Bamberg Freiheren von Frauenberg alfo ergangen. 


Mittheilung fämmtlihen Königlichen Kreisregierungen zur Kenntniß, mit dem Auftrage, 
die Königlichen Unterbehörden hierüber zu verfländigen. 


Sormular des Gebete. 


Allmaͤchtiger, ewiger Gott! Herr des Himmels und der Erde, ber Du Könige und 
Völler mit mancherlei Eegnungen erfreueft, wir bitten Di für Deine Dienerin Therefig 
unfere Landesmutter und Königin, Du wolleft Ihr eine glückliche Entbindung verleipen, und 
jede Gefahr gnädiglih von ihr abwenden, damit Bayerns Megentenhaus mit einem neuen 
Eproßen vermehrt, das ganze Vaterland burd eine Pir treue Nachkommenſchaft beglückt, und 
hiedurch ermuntert werden möge, Deine unendliche Vaterhuld dankbar zu Iohpreifen. 
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Darum bitten wir Di, o Vater im Himmel! buch Sefum Chuiftum Deinen Sohn 
Unfern Herrn und Erlöfer. Amen. 


Ausgefchrieben von ber Königlichen Regierung 
a) bes Unterbonautreifes untesm 7. Juli 1826. 
b) des Regenkreifes unterm 7. Juli 1826. 
c) des Oberbonaufreifes unterm 7. Juli 4826. 
d) des Rezatkreiſes unterm 12. Juli 1826. 
- -@) bed Dbermainkreifes unterm 40. Juli 1826. 
2) des. Unsermainkreifes unterm 10. Zuli 1826. 


6. 56. 
Nro. Pr. 1388. 
(ebene um eine glädlide Entbindung Ihres Majeſtät der Königin betr.) 


8 


Wir haben befhloffen für die glüdlihe Entbindung Umferer geliebteſten Gemahlin 
der Königin Majeftät, die gewöhnlichen allgemeinen Gebete in allen Kirchen Unfers Reiche 


anzuordnen. 

Unfer Erzbifhof von München und Freyſing ꝛe. (von Bamberg) hat daher ſchleunigſt 
die geeigneten Verfügungen zu treffen, damit in allen zu deffen Metropolitan Sprengel ges 
börigen Diöcefen die in einem folhen Falle gewöhnlichen Gebete nad dem im 
Jahre 4826 vorgelegten Formulare), wovon zur Erzielung einer burd-: 
gängigen Gleichförmigkeit allen Pfarrämtern ein gedrudties Eremplar 
zujufertigen ift, demnächſt angefangen, und bis zur erfolgten, wie Wir 
zu Sott hoffen, glüdlihen Entbindung fortgefegt werden. 
| Säammiliche Königliche Kreisregierungen find von diefer Unordnung unter dem Heu: 

‚tigen in Kenntnif gefegt worden. 

Münden den 24. März 1828. 

An 


da Sarn Ersbirdof von München und Freyſing Freiherrn von Gebſattel und Herrn Erzbiſchof von Bamberg 
Breiherrn von Franenberg alfo ergangen. 


| u Mittgeilung (ämmttichen Königlihen Kreisregierungen gur Kenntniß, mit dem Auftwage, 
die Königlichen Unterbebörden hievon zu verſtändigen. 


nn Ausgefchrieben von der Königlichen Regierung 
. PER ode Sfarkreifes unterm 28. März 1828. 

5) des Unterbonaufeeifeg unterm 30. März 1828. 

Te) des Megenkreifes unterm 38. März 1808. 

770079) des Dberbonaufreifes unterm 28. März 1828. 

e) des Regenkreifes unterm 51. März 1828. 

f) des Untermainkceifes unterm A. April 1828. 
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6) In. den proteflantifhen Kirchengemeinden. _ 


. 37. 
Nro. Pr. 8671. 


(Die kirchliche güchitte um , gläctige Gatsindung wie —2 der Rena betreſtent) 
ER. 

Da ber Königin, Unferer geliebteiten rau Gemahlin, Majeftät Sich dem Zeitpunkt 
Ihrer Entbindung nähert, fo haben Wir beſchloſſen, wegen dieſes für Uns and Unſere getreue 
Unterthanen wichtigen Ereigniſſes die lirchliche Fürbitte um eine glückliche Entbindung in 
allen Kirchen Unſers Reichs anzuordnen. 

Zum Vollzug dieſer Anordnung in ˖ den proteſtantiſchen Kirchen habt ihr ſchleunigſt 
die geeigneten Verfügungen zu treffen, den Pfarrämtern das vorgelegte Formular zuzufertigen, 
und diefelben anzumweifen, mit diefer, in jedem fonn= und fefttäglihen Gottesdienfte zu fpre: 
chenden Fürbitte fofort anzufangen, und damit bis zur erfolgten, wie Wir zu Gott hoffen, 
glüdlipen Entbindung der Königin Unferer Frau Gemahlin Majeftät fortzufahren. 

Hievon ſind die Kreisregierungen in Kenniniß gefeht. 

Münden den 2. Juli 1826. 


ko... oo Mm | 
das Königliche proteftantifche Ober: Konfiftoriam alfo ergangen. 


Mittheilung den (ämmttichen Königlichen Kreisregierungen. 


Jormular des Gebete für Ihre Majeftät die Königin 
(nah dem allgemeinen Kirchengebete in den peoteftantifhen Kirchen zu ſprechen.) 


Gott, der Du Deinem Volke Gnade um Gnade ermweifeft, und einen Segen nach bem 
andern fchenkeft, mit Freuden erfüllen wir die heilige Pflicht, Dich dafür zu preifen, und Gebet 
und Fürbitte zu Deinem Throne zu fenden. Du haft abermals die Wünfche des Vaterlands 
erhört, und unfere geliebte Königin mit fhönen Hoffnungen gefegnet. Mit froher Erwartung 
jeben wir dem Tage entgegen, der diefe Hoffnungen zur Reife bringen wird, bie unferm 
Könighaufe einen glüclihen Zuwachs, und den Königlichen Eltern neue Freuden verfprechen. 
O wache mit treuer Vater Sorgfalt über. die Tage der gefegneten Fürſtin und über die 
reifende Frucht ihres Leibes. Staͤrke Ihre Gefundheit und Kräfte, ſchütze Eie vor Gefahren, 
und entferne alles, was Ihrem Leben drohen könnte. Führe Eie glücklich dem feohen Zeitpunkte 
entgegen, wo Ihr das feligfte Gefühl des Mutterherzens die Mühe und Beſchwerden vieler 
Tage reichlich vergelten wird. Erfreue Eie zu feiner Zeit mit einer glüdfihen Entbindung, 
damit aufs Neue das Vaterland Dir danken, und ein geliebtes Zürftenpaar es ruhmen Fönne, 
Du habeft Großes an Jhnen und und gethan. Ja, Du thuft über unfer Bitten und Verſtehen, 
Allweiſer und Allgütiger, darım hoffen wir auf Did, Dein Name fey von uns gepriefen 
in Ewigfeit. Amen. 


58. 
Nro. Pr. 4372. s 
(Gebete um eine glüdtiche Entbindung Ihrer Majeftät ber Königin betr.) 


L. K. | 
Wir haben befchloffen für bie glüdlihe Entbindung Unferer geliebteften Gemahlin, 
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ber Königin Mojeftät, die gewöhnlichen allgemeinen Gebete in allen Kirchen Unſers Reiches 
anzuordnen. | 

Das Königliche proteftantifche Oberfonfiftorium hat daher ſchleunigſt bie geeigneten 
Verfügungen zu treffen, damit in allen proteftantifhen Pfarreien die in einem folden 
Falle gewöhnlichen Gebete in derfelben Art, wie im Sabre 41826 °) geſche⸗ 
ben: demnächſt angefangen, und bis zur erfolgten, wie Wir zu Gott hoffen, 
glüdlihen Entbindung fortgefegt, auch zur Erzielung einer burdgängi- 
gen Sleihfürmigleit allen Pfarrämtern gedrudte Sormulare wieder zuge: 
fertigt werben. 

Sämmtlidhe Rresrgirungen fnd von diefer Anordnung unter dem Heutigen in 
Kenniniß gefett worden. 

Münden den 24. Mär; 4328. 

An 
das proteſtantiſche Oberkonſiſtorium alſo ergangen. 


Mittbeilung fämmtlichen Königlichen Kreisregierungen K. d. I. zur Kenntniß unb zur Eroffnung an ‚bie 
\ nachgeordneten Behörden. 


Ausgeſchrieben von der Königlichen Regierung 
ä) des Harkreifes unterm 28. März 1828. 
b) des Regenkreifes unterm 28: März 1828. 
c) des DOberbonaufreifes unterm 28. März 1828. 
d) des Rezatkreifes unterm 31. März 1828. 
.e) des Oberdonaukreiſes unterm 51. März 1828. 


! b. Vorssrge gegen eigenmächtige Abänderung Allerhöchst genehmigter Gebetstormeln. 


$. 39. 
Nro. Pr. 15662. — 
(Das Kirchengebet wegen der Niederkunft Ihrer Mojeftät der Konigin betr.) 


M. J. K. 

Auf euern Bericht vom 29. v. M. erwiedern Wir, daß ihr Recht daran gethan habt, 
die Abänderung der Gebetsformel, welche zur Zeit der bevorſtehenden Niederkunft Unferer 
Srau Gemahlin Liebden allgemein vorgefchrieben iſt, in dem Bezirke des Bisthumd N., wos 
rin folche von diefem Ordinariate verfügt worden war, zu verbieten. 

Münden den 10. September 1808. 

An 
die Königliche Landes - Direktion in Schwaben alfo ergangen. 


Kusgefchrieben 
von der Landes s Direktion in Schwaben “unterm 19. September 41808. 





a) Dean vergl, 6. 37. &. 104. oben. 
Bd. U. 44 
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- & Pankgebete für die glühlide Entbiudang Ihrer Majessät der Aönigim. 
G. 40. 


(Dantgebet für die güdliche Antbindung Ihrer Mojeftät ber Königin betr.) | 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige, 


| Nachdem die beglüdende Nachricht eingetroffen, daß Ihre Majeftät. die‘ Königin. ‚am 
26. d. M. Abends: 54 Uhr zu Aſchaffenburg von. einer gefunden Prinzeſſin glücklich 
entbunden: worden, und daß Diefes für: das. Königlide Haus und die:ganze Nation gleich er: 
freulihe Ereigniß dortfelbft fogleich unter dem Geläute aller Glocken und dem. Donner bei 
Geſchuͤtzes bekannt gemacht worden, *) fo wird diefes der Königlichen Regierung bes N. Krei: 
fes hiemit eröffnet, und biefelbe zugleich beauftragt, diefe frohe Runde ‚auch im - dortigen 
Kreife zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, und zugleih im Benehmen mit den betreffenden 
geiftlihen Etellen Eorge zu tragen, daß in allen Pfarrkirchen ein feierliher Dank: Gottes: 
dienft gehalten werde, in welcher Abſicht auch bereits den Herren Erzbifhöfen ſowohl als dem 
proteſtantiſchen Oberkonſiſtorium das Erforderliche zugegangen iſt. 

Die Kimiglihe Regierung wird übrigens anf geeignete Weiſe zu veranlaffen wiſſen, 
daß an fämmtlihen Amtefigen dem zu haltenden feierlichen Gottesdienſte die dortige Beam⸗ 
tung in Galla beiwohne. 

Endlich ſind an Orten, wo die judiſchen Glaubensgenoffen eine Synagoge haben; 
die Vorfteher wegen DVeranftaltung einer angemefjenen göttesbienftiichen Geier ‚ehenfatls gehö: 
rig zu verftändigen. 

Münden, den 29. Auguſt 1826. EEE Fre 5 Men“ J 

Staatsminifterium be: Innern Be 
n u oo | An 
die fAmmtlichen Köntgtichen Kreisregterungen 8. d. 3. alſo ergangen. 
Ausgeſchrieben von ber Königlichen Regierung 
a) des Ifarkreifes unterm 30. Auguft 1826. 
b) des Unterbonaufreifes unterm 1. September 1826. lan 
c) bed Regenkreifes-unterm 31. Auguft 1826. - . - ur . 
d) des Oberdonaufreifes unterm 50. Auguft 1826. 
e) bes Rezatkreifes unterm 51. Auguft 4826. - 
f) des Obermainkreifes unterm 2, September 41826. 
..B) de untermainkreiſes unterm 1. September 1826, u EZ 


Nro. Pr. 11674. 


;@) Ban. vergleiche hiezu den 5 AM, der Dieunſworſchriften für bie Sigi Bapceifäen Seappsa, wie 
lautet wie folgt: 

Penn dem Königlicdien regierenden Baufe ein Kionprinz geboren wich, ſollen in der betreffenben 
Garniſon fünf und ſiebzig Kanonenſchüſſe, bei der Sedurt eines machgebornen: Prichen aber; oder einer 
Prinzeffin fünf und zwanzig Kanonenfhüffe gelöst werben. 

Wenn bei der Geburt eines Kronpringen Zwillinge zur Welt kommen, fo follen für den erften fünf 
und fiebzig, für den nachgebornen Pringen und Prinzeffin aber fünf und zwanzig Kanonenfchüffe gelöst, 
und zwifchen beiden Salven ein Zeitraum von 45 Minuten gelaflen werden. 

Kömmt die Gemahlin des Kronprinzen nieder, ſo ſoll ſich wie bei der Geburt von Prinzen oder 
Prinzeffinnen des Königlichen Haufes verhalten werben. 

Bei der Geburt von Kindern der nachgebornen Prinzen und Prinzeflinnen des sxengtgen Danfıs 
finden Ehrenfalven nicht ftatt. 


Pen kai — kun 2 ' . 
a Bu) l .. >. 27 5 — 26 


145 
“x ... 
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$. 4. 
Nro. Pr. 3655. 


(Die Abhaltung eines Dankfeftes für bic glückliche Entbindung Ihrer Majeftät der Königin betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Ceine Majeftät der König haben mittelft Allerhöchften Reſcriptes vom 20. d. M. 
zu befehlen geruht, daß das Dankfeft für die glücklihe Entbindung Ihrer Majeftät der 
Königin und den dem Allerhöchſten Regenten-Stamme von der Vorfehung gefchenkten neuen 
Eproßen in allen Kirchen des Königreiches angeordnet werde. 


Die Königlihen Kreisregierungen haben daher im Wenehmen mit den betreffenden 
geiftlihen Stellen Eorge zu tragen, daß in allen Pfarrkirchen ein feierliher Danfgottesdienft 
gehalten werde, in welcher Abſicht auc bereits den Herren Erzbifchöfen ſowohl ald dem pro- 
teftantifchen Oberkonfiftorium das Crforberlihe zugegangen ift. 

| Die Königlihen Negierungen werden übrigens auf geeignete Weife zu veranlaffen 
wiſſen, daß an fämmtlihen AUmtefigen dem zu haltenden feierlichen Gottesdienfte die dortigen 
Beamten in Galla beiwohnen. 


An Orten, wo die jüdifchen Glaubensgenoffen eine Synagoge haben, find die Vor⸗ 
fteher wegen Veranftaltung einer angemeffenen gottesdienftlihen Feier ebenfalls gehörig zu 
verfländigen °). | 

Was die Feier in der Haupts und Nefidensftadt betrifft, fo fol diefelbe in der 
Metropolitanfiche zu Unfer Lieben Frau um 40 Uhr ftatt finden, und Seine Majeftät der 
König gewärtigen, daß die gefammten Staatsdiener derfelben unfehlbar bei: 
wohnen, was den der Königlihen Negierung des Iſarkreiſes untergeorb- 
neten Behörden ausdrücklich zu eröffnen und zu befehlen ift. 


Münden den 21. Juli 1328. 


Staatsminifterium bes Innern. 


. An “ 
die fämmtlichen Königlichen Kreisregierungen K. d. 3. alfo ergangen. 


Ausgefchrieben von ber Königlichen Regierung 


a) des Ifarkreifes unterm 21. Juli 1828. 

b) des Unterdonaufreifes unterm 25. Zuli 1828. 
©) des Regenkreifes unterm 23. Juli 1828. 

d) des Oberdonaukreiſes unterm 25. Juli 1828. 
e) bes Rezatkreiſes unterm 24. Iuli 1828. 

f) des Obermainkreifes unterm 24. Zuli 1828. 
g) des Untermainkreifes unterm 24. Juli 1828, 





a) Man vergl. den vorftehenden $. AO. 
14° 
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C. Für Ihre Majestät die Königin Wittwe, 
9. 42. 
Nro. Pr. 172929. Er 
(Kirchliche Fürbitte für Ihre Majeftät die verwittwete Königin betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtaͤt des Könige. 


Dem "Königlich proteftantifchen Dber « Gonſiſtorium wird, in Gemäßpeit eines Aller: 
höchften Sabinetsbefehles vom 24. December v. J. auf feine — die kirchliche Fürbitte für 
Ihre Majeftät die verwittwete Königin betreffende Anfrage vom 6. des nämlihen Monats, 
hiemit ermwiedert, daß es bei ber am 27. Februar 1306 in Anfehung des öffentlihen Kir: 
chengebetes für die Königliche Familie erlaffenen Allerhöchſten Entſchließung a) um fo mehr 
fein Verbleiben haben folle, als in derfelben nicht einmal der regierenden ‚Königin Majeſtaͤt 
ausdrücliche Erwähnung geſchehen ſey, ſondern die dort gegebene Vorſchrift nur laute: 
„Für Uns und die Königliche Familie“ unter dieſer aber der verwittweten Königin 
Majeſtaͤt mitbegriffen wären. 


Hienach hat ſich das proteſtantiſche Ober⸗ ⸗Conſiſtorium zu ahien. 
Münden, den 10. Januar 1826. 


Stastsminifterium des Innern. 


| an 
en das Rorieliche proteſtantiſche Ober⸗Conſiſtorium alſo ergangen, 





Zweiter Titel, 
Feier der Mamens - und Geburtstage Ihrer Königlichen fRlnjestäten. 


A, Allgemeine Anordnungen, 

. 48. 
Nro. Pr. 3448. | — — | 
(Die Namens » und Geburtöfefte Ihrer Mojeäten des abrise und der adeloin betr.) 


Auf Befehl Eeiner Majeftät des Könige. 


Damit in der eier der Geburts» und Namensfefte Ihrer Majeſtaͤten des Königs 
und der Königin, in den fämmtlichen Kreifen des Reichs eine dem Gegenftände angemeffene 
Gleichförmigkeit beachtet werben Fünne, wird verordnet, wie folgt; 


a) ©, $. 30 S. 96. oben, 
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I. 


Sn allen Städten und Märkten ohne Ausnahme, follen die Geburts: und Namens: 
Tage ber beiden Königlihen Majeftsten an den Tagen gefeiert werden, worauf fie fallen. 


Il. 


Auf dem Lande hingegen fol nur ber Namenstag Ceiner Majeflät des Könige und 
der Geburtstag Ihrer Majeftät der Königin, an jenen Jagen, worauf fie fallen, der Ge: 
burtstag einer Majeftät des Könige und der Namenstag Ihrer Majeftät der Königin aber 
immer an den darauf folgenden Sonntagen feierlich begangen werden. 


III. 


Bei den Katholiken hat dieſes mit der bisher üblichen Kirchenfeier )) und bei den 
Proteſtanten in Etädten und Märkten mit einer Predigt und zweckmaͤßigen kirchlichen Feier— 
lichkeit auf dem Lande durch Anordnung einer Betftunde zu gefchehen, welche jedoch in eine 
grühftunde zu verlegen ift, damit die Landleute in ihren Feldarbeiten nicht gehindert werden. ı 


IV. 


: Wenn für proteftantifhe Städte und Märkte die Ausfchreibung eines eigenen Pre: 
diste Tertes für nöthig erachtet werden follte, fo hat dieſes nur durch die einfchlägigen Gene: 
ral⸗Commiſſariate ale proteftantifche General: Defanate zu gefchehen. 


Nach diefen allgemeinen Anordnungen find die einfchlägigen geiftlihen und weltlichen 
Unterbehörden zur genauen und pflichtmäßigen Darnachachtung gehörig anzuweiſen *). 


München den 14. December 1811. 


Etaatsminifterium des Innern. 


An 
fümmtliche General: Kreis :Commiffariate und die Gommiffariate der Städte Augsburg und Nürnberg 
alfo ergangen. 


Ausgefchrieben von den Commiſſariaten: 


a) des Iſarkreiſes unterm 19. December 1811. 
b) des Unterdonaukreifes unterm 22. December 4811. 
ö 0) des Regenkreifes unterm 22. December 1811. 


— — — 


a) Das Rg. Bl. v. J. 1806 Et. XLI. ©. 363 enthält hierüber folgenden Erlaß der Königlichen Landes: 
Direction zu Münden vom 2. Oktober 1806: 


„Am 12. Ditober ald am Namensfeſte Seiner Majeftät bes Königs wird ein allgemeines Dankfeſt 
gefeiert. 
„Ss foll.daher an diefem Tage in allen Batholifchen Pfarrkirchen ein Sohamt und TeDeum, 
{in den proteflantifchen aber eine dieſer Nationalfeiertidkeit angemeffene Pre: 
. bigt gehalten werden.‘ 


b) Ueber die militärifche Beier der Allerhöchſten Ramenss und Geburtöfefte beftimmen die Dienftvorfchrif: 
ten für die Königlich; : Bayerifhen Truppen im $. 442, was folgt: 


" Die Alerhöchften Namenss und Geburtsfeſte Seiner Majeſtat des Könige und Shre Moajeftät der 
Königin follen auf folgende Art gefelert werden; 
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d) bes DOberbonaufreifes unterm 25. December 1811. 
e) des Rezatkreiſes im Intelligengblatte vom Jahre 1811. St. LI. ©, 2578 mit ber Abanderung, 
daß anſtatt des Artikels IV. eingeſchaltet wurde: 

„Die geiſtlichen und weltlichen Unterbehörden bes Rezatkreiſes werben hiermit zur ‚genauen 
und pflichtmäßigen Beobachtung biefer allgemeinen Anordnungen mit der Bemerkung angewies 
fen, daß die Wahl der Texte zu den bei diefen Keierlichkeiten zu haltenden Predigten den pro= 
teftantifchen Beiftlichen überlaſſen bleibe, um fie durch die eigene Wahl derfelben in ber ſchick⸗ 
lihen Wahl des Stoffe ihrer Predigten weniger zu befchränten.” 

f) des vormaligen Main s jest Obermainkreifes unterm 22, December 1811. 


9. 44 
Nro. Pr. 17504. 2 
(Die Feier der Geburts : und Ramensfefte Ihrer. Majeftäten des Könige und ber Königin betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. | 
Nachdem Seine Majeftät der König vermöge. Allerhöchfter Eröffnung vom 29. Des 
cember vorigen Jahrs zu beftimmen geruht haben, daß, da Allerhöchſt Ihr Geburtstag auch 
der Tag Allerhöchſt Ihres Namens iſt, deſſen gemeinſchaftliche Begehung ohnehin auf den 
25. Auguſt feſtgeſetzt bleibe, und, was die Geburis⸗ und Namenstagsfeier Ihrer Maijeſtaͤt 
der Königin betrifft, es wie bisher gehalten werden ſolle; ſo wird dies dem Königlichen prote⸗ 
ſtantiſchen Ober-Conſiſtorium auf die in ſolcher Beziehung am 42. December vorigen Jahres 
geftellte Anfrage zur Darnachachtung eröffnet; wobei fi übrigens verfieht, daß von ber regie⸗ 
renden Königin die Rede ift, da an Geburtss und Namensfeſten einer verwittweien Königin 
ohnehin Feine Feierlichkeiten Etait haben. 


Münden, den 14. Januar 1326. 
Staateminifterium des Innern. 
das Königliche proteftantifche Ober = Eonfiftorium alfo ergangen. 





In der Reſidenzſtadt, fo wie in allen. Feflungen und. Sarnifonen bes Königreich®, wo Artillerie an- 
wefend ift, werden ohne weitere Anfrage am Morgen bei dem Anbruche des feſtlichen Tages fünf und 
zwanzig Kanonenſchüſſe gelöst, Der Tag-Reveil wird von den Muſikern aller Regimenter md Batail: 
lone, fo wie der Landwehr, durch die Straßen der Feſtung oder Garnifon geſchlagen. Der Gouverneur 
oder Gommanbant gibt die Stunde zur Kirchenparade, zu welcher fämmtliche Garnifonstenppen und 
die Landwehr in größter Parade ausrüden, und zwar mit Gewehr, und da wo es der Raum erlaubt, 

die Kavallerie zu Pferde, j 

Die Muſiken fämmtlicher Regimenter und Bataillone rüden zum Gebrauch während des dochamtes 

in die Kirche. 

Nach dem Hochamte wird das Te Deum abgeſungen, und. während deſſelben werben ein und fünfzig 

» Kanonenfchüfle gelöst. 

Nach beendigtem Bottesdienfte wird von ber ganzen Sarnifon und ber Landwehr, and. zwar in der 
Nefitenz vor Seiner Majeftät dem Könige, wenn: Allerhöchftdiefelben anweſend find, und die Truppen 
anzufehen geruhen wollen, in den Übrigen Garnifonen aber vor der Generalität in Parade befilirt. 

Bei Sonnensüntergang werben. fünf und zwanzig Kanonenfchüffe gelöst, Die Retraite geht mit Muſik. 

Die fortdauernde Giltigkeit dieſes F. 442 der Dienftvorfchriften wird durch eine unterm 10. Kebruar 
4825. Nro. 12106. an das Armee-Kommando ergangene Allerhöchfte Entfchließung bie Kirjenparaden an 
Sonn:, Feſt⸗ und verbotenen Feiertagen betr., anerkannt. M. f Abth. vui. 
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' Mittheilung an ſaͤnmtliche Kreisregierungen 8 db. 3. 
und an beide Herren Erzbiſchöfe. 


Ausgefchrieben von den Königlichen Regierungen 
a) des Ifarkreifes unterm 25. Januar 1826. 
'b) des Unterbonaufreifes unterm 26. Juni 1826. 
e) des Oberdonaukreiſes unterm 4. Juli 1826. 
d) des Rezatkreiſes unterm 17. Januar 1826. 
6) des D:bermainkreifes unterm 16. Januar 1826. Int, BI. 1826. St. XII. ©. 73 


$. 45. ®) W 
Nro. Pr. 5333. 
(Die. Beier der. Allerhöchften Namens: und Gebuctötage betr.) 


Auf Befehl Seiner Majentät bes Königs. 


Die Königliche Negierung des NRheinkreiſes erhaͤlt in der Anlage auf den Bericht vom 
80. v. M. Abſchrift von ber unterm 44. December. 4841 in Betreff der Feier der Aller⸗ 
höchſten Namens⸗ und Geburtstage erlaſſenen Verordnung ). 


Auf die weitere Aufrage, ob gedachte Tage unter biejenigen Feſte gehören, deren An⸗ 
ordnung in Hinſicht auf Ort und Zeit, nach $. 76. bes Ebikts vom 26. Mai 1848 der weltlichen 
Behörde zuftehe, wird der Königlichen Regierung erwiebert, Daß bie Namens- und Geburts: 
tage Ihrer Königlichen Majeftäten ftändige,; ein’ für allemal angeordnete 
politifh=firhlihe Sefte find, bei welhen die Beftimmung von Ort und 
Zeit fihb nad dem Herfommen bei jeder KRonfeffion richtet, dieinnere Fird: 
lide Anordnung aber der geiftlihen Behörde überlaffen bleibt. Uebrigens 
follte' voraudgefet werden Fonnen, daß fich die geiftfichen und welt lichen Autoritäten 
hierüber miteinander verftehben, und da, wo Kirchen verfchiedener Ronfeffionen find, 
in Anſehung der gemeinfchaftlihen eier dieſer Tage das Zweckgemaͤße verabreden werben. 
Die Königliche Regierung hat die Fandfommiffariate hienach, fo wie auch rückſichtlich ihres 
Bmepment mit, der Seiftfichkeit in Kan dauen anzuweiſen. 


"Mündyen, den 27. April 1834. 
nl yen nv. Stastsminifierium bee Innern. J 


* 3 Ber , LEE > .. . 
I a ER ze We Kortgliche Regierung des peinkreifen 8. be J. aiſo ergangen. 


In 


- J a „Rugeiäe dem Röntgen. Brtsantgen Die: Cornſterium. 





ir ‚0 Die en Entf&tießung wurde, obgleich fie nur an die Negierung des Kheinkreiſes ausgeſchrle⸗ 
ven ‚seinuch” aufgenommih, "ft bie” if‘ benſelben ausgefprodenen Sruntſade aAugemeines Intereſſe 
haben dürften. u eilt. 


b) S. $. 43. S. 108. oben. lm 


119 Abih- III. Abſchn. I. Ti. II.. 
B. Besondere Anordnungen far die Residenzstadt München. 


G. 46. 
Nro. Pr. 11978. : 
(Die Anordnung einer Kirchenfeterlichkeit am Geburtstage Ihrer Majeſtät der Königin betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 

Am Geburtsfefte Ihrer Majeftät der Königin, fol um 10 Uhr das feierlihe Hochs 
amt mit dem „Herr Gott dich loben wir‘ in ‚ber Pfarrkirche zu Unfer lieben Frau allhier ab: 
gehalten werden. 

Die Königlihe Regierung wird daher angewiefen, ungefäumt: an das Pfarramt zu 
Unfer Lieben Frau die geeigneten Aufträge hierwegen zu erlaffen, bei dieſer Feierlichkeit ſelbſt 
in Gala zu erfcheinen, zu gleichem Ende die untergeordneten Etellen und Behörden hievon 
in Kenntniß zu fegen, und die erforderliche allgemeine Bekanntmachung zu veranftalten,, auch 
wegen Bereithaltung einer hinlänglihen Anzahl von Kirchenftühlen zur Aufnahme der er- 
fcheinenden SteNen und Behörden die früher bei ähnlihen Veranlaffungen getroffenen Verfu⸗ 
gungen zu erneuern, und die nämlide Fürſorge zu tragen ). j 


München, den 9. Juli 41818. 


Staatsminifterium bes Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Ifarkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


(. 47. 
Nro. Pr. 10784. 


(Die Kicchenfeierlichleiten an Geburtötagen und Namensfeften Ihro Majeftäten des Könige und ber 
Königin betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bee Könige, 

Die Kirchenfeierlichkeiten an den Geburtstagen und Namensfeften Seiner Majeftät 
ded Könige und Ihrer Majeftät der Königin find feit geraumer Zeit angeordnet ®), und in 
der Art im Gange, daß es wohl bei jedem Einzelnen diefer hoben Fefttage einer fpeziellen 
MWeifung nicht mehr bedarf. 

Daher wird der Königlichen Regierung des Sfarkreifes hiemit ein für allemal aufges 
geben, wegen Abhaltung diefer Kirchenfeierlichkeiten an den befagten Tagen — beſtehend aus 
einem Hochamte und Te Deum in der Pfarrfiche zu u. L. F. allhier zur Morgenftunde 
10 Uhr die frühere erhaltenen detaillisten Weifungen jedesmal von felbft in Vollzug zu fegen, 
indem fpezielle Aufträge nur dann erfolgen werden, wenn Abänderungen in der Etunbe bes 





a) Gleichlautende Entfchliegungen wurden erlaffen unterm 9. October 1818, 235. Januar 1849, 34. Mai 
1819 und 12. Juli 1819. Man vergl. auch $. Al. a. E. S. 107. oben. 


b) &, vorftehenden $. 46. 
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Gottesdienftes , oder in den Zubereitungen für die erfcheinenden MWehörden ꝛc. nothwendig 
würden. 


München ben 15. Juli 1819. 
Staatsöminifterium bed Innern. 


7 


. An 
bie Königliche Regierung des Ifarkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


$. 43. 
Nro. Pr. 10269. 
(Den Geburtszunb Namenstag Seiner Majeftät des Königs betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Königs. 


Eeine Majeftät der König wollen, dag an Allerhöchſt Ihrem Geburts: und Namens⸗ 
feſte von der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Feine Deputation an das Königliche Hoflager abgeordnet 
werde, wovon der hiefige Magiftrat geeignet in Kenntniß zu fehen ifl. 


Münden den 9. Juli 4827. 
Staatsminifterium des Innnern. 
. An 
den Königlichen General : Sommiffär und Yräfidenten ver Regierung bes Iſarkreiſes 


alſo ergangen. 


Ausgeſchrieben von des Königlichen Regierung des Iſarkreiſes unterm 14. Juli 1827. 





Dritter Titel. 
Sandestrauer für den verstorbenen Monarchen und allgemeine Trauerordnung. 


Di. älteren Trauerordnungen vom 17. März 17162) und 2. Januar 1775 b), dann bie Allerhöchſte Entſchließ⸗ 
ung von 16. Februar 1799 die Landestrauer bei dem Tode des Monarchen betreffend ©) erfcheinen burdy die 
von Seiner. Majeftät dem Könige Ludwig unter dem 1. Auguft 1827 Allerhöchſt genehmigte Verordnung 
antiquirt. 


— —⸗ 


a) Mair. Sen. : Sammlung v. J. 1788. Bd. IV, ©. 581. . 
b) Mair. Ben. : Sammlung I. c. ©. 634. 
a Mündner Intel; BI. v. I. 1799. ©t. IX. ©. 24. und Mair. Gen, : Sammlung v. 3. 1800. Bb. 1. 
"&, 231. 


Bd. I. a 186 


414 ME Abſchn. II. Tit. BI. 
$. 49. 


(Trauerordnung betr. ). 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Rönıgs. 


Die von Eeiner Majeflät dem König unterm 20. v. M. genehmigte bierbeilie- 
gende Zrauerordnuug iſt dem Allerhöchſten Befehle zu Folge durch das Meglerungeblatt be: 
Fannt zu machen. 


Münden den 1. Yuguft 1827. 


EStaatsminifterium des Königlihen Haufes und des Veußern. 


Sranerorduung. 


L. K. 


Wir haben Uns bewogen gefunden, mit Rückſicht auf die möglichſten Einſchraͤnkun⸗ 
gen ſowohl für die Fälle einer allgemeinen Landes⸗) als auch einer Hoftrauer, fo wie für 
Perfonen, welche in Privat- Trauer » Fällen an Unferem Hofe oder bei Mitgliedern Unferes 
Königlihen Haufes erſcheinen, folgende Beflimmungen zu ertheilen. 


6: 1. 
Dei dem Ableben des Könige, ber Königin und der vermittweten ? Banbeöregentins 
nen von Bayern trauern: 


4) der Hof und die Königlihen Stellen und Behörden drei Monate lang in drei, jede 
einen Monat dauernden Ubwecfelungen, in welden die jegige Vorſchrift gilt, nämlich: 


a) für die Mannsperfonen: 


Unfere Kronbeamten , Staateminifier, Etab8- Chefs tragen im erften Monate zu 
der gewöhnlichen Uniform ſchwarze Welten und Beinkleider von aufgeriebenem Tuche, ſchwarz⸗ 
wollene Strümpfe, forduanene Schuhe, fhmwarzangelaufene Schnallen, einer Zlor um den 
Arm, den Degen ſchwarz mit Tuch, und Dad porte epee mit Flor überzogen, dann Kreppflor 
auf dem Hute. 


Die Ordenskreuze tragen nur während des erften Tranermonate das Band unter 
dem Kleide. 


Im zweiten Monate werden ſchwarze Weſten und Beinkleider von gewöhnlich 
fhwarzem Tuche, ſchwarz feidene Strümpfe, blau angelaufene Schnallen, der Flor am Arme, 
der gewöhnliche Uniforme = Degen, jedoch das porte épée mit Flor überzogen, und der Flor 
auf dem Hute getragen. 


a) „Eine eigentliche Landestrauer kann nur für ben Souverain ausgeſchrieben werden.” M. ſ. Allechöchfte 
Verordnung vom 19. Mäxz 1807, die Beſtimmung der künftigen Verhältniſſe der, der Koͤniglichen 
Souverainetät unterworfenen Fürſten „Grafen und Herren zu den verfchiedenen Zweigen bes Staatsge⸗ 
walt betr, lit. A. $. 6. Rg. BI, 1807. ©. 468. St. VIE. 
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Im dritten Monate werden die Glauangelaufenen Schnallen, der Flor vom porte 
eree und vom Hute abgelegt; die ſchwarzen Etrümpfe, Beinkleider und Welten, dann der 
Flor am Urme beibehalten, 

Unfere zweiten Hofchargen, die Staats⸗ und Reichsraͤthe, die Präfidenten der ober- 
ften Etellen, die geheimen Häthe, die Präfldenten der Regierungen und der Appellationege: 
richte, dann die Kämmerer tragen im erften Monate zu der gewöhnlichen Uniform ſchwarze 
Weiten und Beinkleider, fhwarzfeidene Strümpfe und blau angelaufene Echnallen, den Flor 
am Arme und auf dem Hute, das pourte Epee mit Flor überzogen ; 

im zweiten Monate zu fhwarzen Beinkleidern und Strümpfen die weiße Wefte, 
gewöhnlihe Ehuhfhnallen, dann den Flor um den Arm; | 

im dritten Monate zur gewöhnlichen Uniform nur den Flor am Arm allein. 

Die Vicepräfidenten, die Minifterialräthe, die Megierungs= und Appellationggeridhts- 
Directoren, und die mit ihnen in gleihem ange ftehenden, dann die Kollegialräthe und 
KRammerjunfer tragen in ben erften ſechs Wochen der Hofz und Landestrauer zur ge: . 
wöhnlichen Uniform und der weißen Weite ſchwarze Beinkleider und Strümpfe, dann den 
Flor um den Arm; 

in ben letzten ſechs Boden zur gewöhnlichen Uniform nur den Flor am Arme. 

Das Heer trägt die Trauer nah der ihm befonders ertheilt werdenden Weiſung. 


b) Kür die FGrauensperfonen. 

Die zu Unferem Hofe gehörigen, fo wie fämmtliche offähigen Damen tragen im er: 
fien Monate dad Kleid von Wollenzeug, den Kopfpug von ſchwarzem Krepp mit gleicher 
Sarnirung, und mit einem zurüdabhängend geftidten Kreppfchleier, ſchwarze Handfchuhe, 
Fächer und Schuhe; im zweiten Monate tragen Diefelben ein ſchwarzes Kleid von Gros de 
Tours, oder Krepp, behalten die fhwarz Freppene Haube mit gleicher Garnirung; legen den 
Kreppfchleier ab, und. tragen fchwarze Handfhuhe, Fächer und Schuhe. 

Sm dritten Monate nehmen die Damen zum ſchwarzen Kleide von Gros de Tours 
einen ganz weißen Kopfpug und weiße Handſchuhe. 

Zu den Exequien wird ber für den erften Monat vorgefchriebene zurückabhaͤngend ge: 
ſteckte Krepp als ein über das Geficht tief herabfallender Echleier getragen. 

Die Kammerdienerinnen Ihrer Majeftät der regierenden Königin, die Kammerdiene- 
rinnen der verwittweten Landesregentin, jene der Königlihen Prinzeffinnen, und die der üb: 
rigen zu Unferem Königlichen Haufe gehörigen fürftlichen Perfonen tragen: 

im erften Monate ein ſchwarzes Kleid von Wollenzeug, fhwarz Freppene Haube 
mit gleicher Garnirung, ſchwarze Handfhuhe und Schuhe; 

im zweiten Monate das Kleid von ſchwarzem Gros de Tours, ſchwarz kreppene 
Haube, mit gleicher Garnirung, ſchwarze Handfhuhe und Schuhe; 

im dritten Monate zum ſchwarz feidenen Kleide weiße Bänder auf der Haube, 

Die Zrauen der höhern Etaatsdiener und Collegialräthe tragen: 

im erfien Monate ein ſchwarzes Kleid von Wollenzeug, ſchwarz Ereppene Hauben 

wit gleicher Garnirung, ſchwarze Handſchuhe und Schuhe; 
| 75 
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im zweiten Monate ein fchwarzes Kleid von Gros de Foors , ſchwarz kreppene 
Haube mit gleicher Garnirung, ſchwarze Handſchuhe und Schuhe; 
im dritten Monate zum ſchwarz ſeidenen Kleide gefaͤrbte Bänder auf ber "Haube: 


| 2. Mufif und Schauſpiele werden bis nach vollendeten Erequien im Konigreiche ein⸗ 
geſtellt; die Hoftheater aber bleiben 44 Tage geſchloſſen. 

3. Alles Drapiren der Wägen und Zimmer iſt verboten. Die Hausoffizianten tragen 
nur den Flor am Arm nebft ſchwarzen Beinkleidern und Etrümpfen ohne ſchwarze Kleidung. 
Die Königliche Livree trägt Feine Trauerzeichen. 

4. Kanzeln, Betftühle und Oratorien für die Königlihe Familie werben ſchwarz bes’ 
bangen, auch hat es bei den herfümmlihen Trauergerüften in den Fatholifhen Kirchen fein 
Verbleiben. 

. Das Trauergeläute dauert bei den erwaͤhnten Sterbefaͤllen ſechs Boden hin: 
durch von gr Uhr Mittags bie 4 Uhr. a) 

6. In den Kanzleien wird drei Monate hindurch ſchwarz gefiegelt. 

Während zweier Drittheile diefer Trauerzeit gefchehen die Ausfertigungen bei den: 
felben auf ſchwarzgerändertem Papiere. Nachmals gefhehen dieſe Ausfertigungen "wie ge 
wöhnlich und ohne Anwendung eines Papiers mit ſchwarzem Sqrin. 

9. 2. | 

Wenn ein Kronprinz oder eine Kronprinzefiin von Bayern mit Tode abgeht, legen 
blos die Hoffähigen auf ſechs Wochen die Trauer mit den bisherigen Abtheilungen an. Das 
Irauergeläute dauert vier Wochen. 

$. 3. 

Alle übrigen Prinzen und Prinzeſſinnen des Röniglihen Hauſes werben, wenn fie 
das volle fehzehnte Jahr zurüdgelegt haben, vier Wochen, zmwifchen vollen zurücigelegten 
44 Jahren und obigem Zeitpunkte zwei Wochen betrauert. 

Wenn der Kronprinz in diefem legtern Alter ſtirbt, wird für denſelben drei Mo: 
chen getranert. Die Trauer gefchieht nur von Hoffähigen. 

Diefe Trauer wird im erften Falle gleichheitlih von vierzehn zu vierzehn Ta— 
gen, im zweiten Falle von acht zu acht Jagen abgetheilt. Für einen Kronprinzen hat die: 
fen Falls die erfte Ubtheilung zu acht, die zweite zu vierzehn. Jagen ftatt. 

Bei zweien Abtheilungen der Hoftrauer ift die zweite und dritte Abwechslung ber 
Hof= und Landestrauer als erſte und zweite Abtheilung der Hoftrauer anzuwenden. 

$. 4. 
In Anſehung der Hoftrauer um fremde Souverains und fürftliche Perfonen wird 
feſtgeſetzt, daß diefelbe 
4) für Kaifer und. Katferinnen, fremde Könige und Königinnen drei Wochen; 
2) für Churfürften nnd Churfürftinnen, fo wie für Großherzoge und Großherzoginnen 
vierzehn Tage; 


a) Die Beſtimmungen Nro. 2. und 5 der Trauerordnung waren auch bel dem Ableben Seiner Majeftät 
des Könige Marimilians des Erften durch Minifterlat:Entfhliefung vom 14. Oktober 1823 Nro. 44756 
angeordnet worden. Zugleich wurde durch diefelbe ber Auftrag ertheilt, daß einftweilen bis zum Bes 
gräbnißtage in fämmtlichen Batholifchen Pfarrkirchen das Lefen ftiller Seelenmeſſen und. die ſonſt äbli⸗ 
hen Trauer :Andachten angeordnet werben. 


Trauerordnung. u 447 


8) für ainder von Kaiſern und fremben Königen vi erzehn Tage; 


4) für andere Prinzen und Prinzeſſinnen aus kaiſerlichen und Eöniglichen Haͤuſern acht 
Tage; 

5) für Churfürſtliche und Großherzogliche Kinder acht Tage; 

6) für die mit dem Königlich Bayeriſchen Haufe verwandten Bundesfürſten und Fürſtin⸗ 
‚nen, welche Verwandtſchaft ſich jedoch nicht weiter, als auf Unfere, Unferer Gemah⸗ 
lin Majeſtät, und Unferer Kinder Liebden, Oheime, Tanten, Schwaͤger und Schwaͤ⸗ 
gerinnen erſtrecken darf, acht Tage; 


.7) für bie mit Unſerem Königlichen Haufe entweder gar nicht, oder doc in entfernteren 
Graden verwandten Bundesfürften und Fürftiinnen drei Tage; 


8) für Prinzeffinnen aus Unferem Königlihen Haufe, aud wenn fie auswärts vermaͤhlt 
worden, eben ſo, als für die übrigen Prinzen und Prinzeſſinnen Unſeres Hauſes vier 
Wochen; | 

9) für die aus fremden Faiferlihen und Königlichen Hänfern gebornen Prinzeſſinnen, die 
aber mit nicht gefrönten Haͤuptern vermaͤhlt find, acht Tage lang 

nad der von Uns jedesmal beftimmt, und von Unferem Oberft : Geremonienmeifter = 
Etabe bekannt gemacht werdenden Vorſchrift getragen werden fol. 

410) Dagegen wird an Unferem Hofe für fürftliche Perfonen unter dem Alter von vollendes 
ten fünfzehn Jahren ohne alle Ausnahme, fo wie fir Fürften und Fürftinnen, wenn 
fie nicht Bundesfürften nub, nicht getrauert. 


$. 8. 
., Perfonen Unferes Landesadeld oder Unferer übrigen Unterthanen Fünnen nur unter 
folgenden Beftimmungen in ihrer Familientrauer an Unferem Hofe oder bei Mitgliedern Unfe: 
ses Königlihen Hanfes erfcheinen: 

4) Die Trauer um die Eltern, desgleichen jene ber Witiwer und Wittwen, ſo wie 
die um Schwiegereltern hat drei Monate, hingegen um Großeltern zwei Monate ſtatt. 

Die Trauerkleider derjenigen, welche Civil-Uniformen tragen, und ihrer Frauen rich⸗ 
tet ſich in obigen Faͤllen nach den Abſtufungen der Landestrauer. Diejenigen, welche zu Tra⸗ 
gung der Uniformen: nicht berechtigt find, Heiden ſich in aufgeriebenes oder gewoͤhnliches ſchwar⸗ 
zes Tuch mit dem Flor am Arme und Hute. Die bei ihren beiden Eltern, oder bei dem 
Water oder bei der Mutter befindlichen Kinder haben ſich jedoch nach denfelben zu richten. 

2) Univerfalerben oder Legatarien ift.geftattet, erſtern ſechs Wochen, legtern acht 
Tage Trauerkleidung anzulegen. 

5) Kinder, Etiefeltern und Gefchwifter werden einen Monat lang mit ſchwarzem 
Kleide; die Oheime, die Tanten, Echmäger und Schwaͤgerinnen und Gefchwifter Kinder eben 
fo lang von den namlihen Familiengliedern nur -mit dem ſchwarzem Flor auf bem Hute und 
um den Arm, von den Zrauensperfonen aber blos mit ſchwarzen Bändern auf ben Hauben 
betrauert. 

DD um Perſonen von entfernterer Verwandiſchaft, und um Rinder, bie vor tem zu⸗ 
züdgelegten döten Jahre fterben, wird Feine Trauer angelegt. | 
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5) Das Drapiren der Waͤgen, bie ſchwarze Kleidung ber Hausoffizianten, der Livree 
und übrigen Dienerſchaft hat zu unterbleiben. 


§. 6. 
Die Zeit der Trauer wird in allen Faͤllen vom Sterbetag argertchnan 
. 7. 


Von Unſern ſämmtlichen Behörden iſt für die Beobachtung gegenwärtiger Bandes» 
und Hoftrauer⸗Vorſchriften genau zu wachen, und es find bie Uebertretungen nachdrücklich 
abzuftellen. 


Auch wird es zu Unferem Allerhoͤchſten Wohlgefallen gereichen, wenn Unſer Lan⸗ 
desadel und Unſere übrigen Unterthanen mit Vermeidung des überflüßigen Trauer-Luxus die 
§. 5. gegebenen Vorſchriften an Unſerem Hofe und in ihren eigenen Gamilienverhältniffen zur 
Richtſchnur nehmen werden. 


Bad Brückenan den 20. Juli 1327. 
N. BI. v. J. 1827. St. XXIX. ©. 505. 


Dierter Titel 
Empfangsfeierlicyheiten bei Meisen Ihrer Königlichen Majestäten. 


Die hier aufgenommenen Entſchließungen Über ben feierlichen Empfang, dann das dienſtliche Benehmen der 
Verwaltungsbeamten bei den Reifen Ihrer. Königlichen Majefläten dürften auch tünftig in allen Fällen als ob⸗ 
Kigatorifch zu betrachten feyn, wenn nicht durch befondere Allerhöchſte Befehle anders verfügt wird. um Wie⸗ 
berholungen. gu vermeiden, wurden jedoch von den vielen Überbie verfchiedenen Reifen Seiner Majeftät des 
Königs erlaffenen Entfchließungen nur einige ausgewählt, welche die Grundfäge Über das Benehmen bei foldyen 
Anläffen am beftimmteften ausfprechen. 


A. Reisen Seiner Alajestät des Rönigs. 


1. As König. 
0) Allgemeine Anordnungen. 
9 50 
Nro. Pr. 8393, 
oo (Die Reiſe Seiner Maseftät des Königs nach Wrüdenau betr.) 
Auf Befehl Seiner Mafeftät des Könige 


Nach einem Allerhöchſten Kabinets-Reſkripte vom 24. d. M. werden Seine Maje⸗ 
ſtät der König Sich am 4. des naͤchſten Monats von hier nach dem Bade Bruͤckenau begeben, 


Reiſen. 419 
und durch einen Theil des Rezat, und Untermainfreifes reifen. Ber Königliche General: Roms 
miffär des Rezat- und Untermainkreifes - wird hievon mit dem Bemerken in Kenntniß gefebt, 
daß die noch zu erwartende Reiſeroute felbft fogleich nah. dem Empfange nachträglich mitges 
theilt werden wird, und hat fofort ungefäumt das Geeignete an die treffenden Unterbehörden 
zu erlafien, und diefelben wegen des allenthalben zu beobachtenden feierlichen Empf ange 
Eeiner Majeftät gehörig anzumeifen. 

Die Anordnungen find in ber Art zu treffen, daß der Staatskaffa 
hiedurch durchaus Feine Koften erwachſen, auch wollen Allerhöchſtgedachte Seine 
Majeſtaͤt nicht, daß die Kömigliheh General⸗Kommifſaͤre Allerhoͤchſtdemſelben an der Gränze 
des Kreifes entgegen Eommen und Eie bis zur andern Gränze begleiten. 

München den 25. juni 1826. | 


Staatsminiferium I Des 6 Zunern 


An 
ben Königlichen General: Kommiffär und Präfibenten ber Königlichen Regierung des Iſar⸗, Reiat⸗ und des Un: 
termainfreifes affo ergangen. 


Ausgeſchrieben von dem Präftbium: 
a) des Iſarkreiſes unterm 25. Juni 1826. | 
b) des Rezatkreiſes unterm 26. Juni 1826. 
c) des Untermainkreifes unterm 28. Juni 1826. 


$. 51. 
Nro. Pr. 8448. 
Die Beife Ihrer Majeſtäten des Königs und der Königin nach Speyer betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 

Seine Majeftät der König haben beſchloſſen, in Begleitung Shrer Majeftät der Kös 
nigin eine Reife in den Rheinkreis zu machen. 

Allerhoͤchſtdieſelben werden am 3. Juni I, J. von München abreifen, und Eich über 
Schwabhauſen, Aichach, Holzheim, Donaumörth, Harburg nach Nördlingen, und von da dem 
4. Juni über Fremdingen, Dinkelabuhl⸗ Feuchtwangen, Rothenburg, Uffenheim nach Würz⸗ 
burg begeben. 

Zu Nördlingen geruhen Ihre Majeſtãten das Nachilager zu nehmen, und genehmigen, 
daß Allerhoͤchſtdieſelben an den genannten Orten bis inclusive Rothenburg und die Dörfer 
bis Uffenheim mit allen Feierlichkeiten, als König, wobei Ausrücken ber Lands 
wehr an allen Orten), Aufftellung der Schuljugendac.:c. ftattfinden folten, 
und Unreden ftattfinden Dürfen, empfangen werben; Beleuhtungen aber und 
andere Koften verurfahende Feierlichkeiten follen nad Allerpöhfter Wil 
lensmeinung unterbleiben. Würden die betreffenden Gemeinden ſolche Feierlichkeiten 
veranſtaliet haben, um dadurch die Gefanengen ihrer Unpänglichkeit und Freude an ben Tag 





e) © $. 59. ©, 130, 
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zu legen, fo wird es Seiner Majeftät . zum. befondern Allerhöchſten Wohlgefallen gereichen, 
wenn ſie die darauf erlaufenen Koſten der Kreishilfs Kaſſa zuwenden. 


Dieſes wird dem Praͤſidium der Rorigiichen dicgiera⸗g zur Kenn und —* 
Verfügung des Geeigneten eröffnet. | 


München den 26. Mai 4829. | 
Staatsminifterium bes Innern. 


An 
die Pröfidien der Königlichen Keglerungen u unb bie Kommanbo’8 ber. Lanbwehr bes Iſar⸗, Oberdonar⸗ Rent: und 
untermainkreiſes alfo ergangen, 


Kusgefährieben von ben Königlichen Regierungen 
a) des Sfarfreifes unterm 26. Mai 1820. | 
b) bes Oberbonautreifes unterm 28. Mat 1829, 
c) des Nezatkreifes unterm 28. Mat 1829. 


4) Befondere Anordnungen für die Landwehr. 
6. 62. 
Nro. Pr. 17135 | u . 
(Die zu beobadjtenden Feierlichkeiten bei Reifen Ihrer Majeftäten ober ber Königlichen Gamilie betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Der Königlihen Megierung des Mezatkreifes wird auf ihren Bericht vom 20. Ok⸗ 
tober d. J. die zu beobachtenden Feierlichkeiten bei Meifen Ihrer Königlihen Majefläten 
und der Königlichen Familie betreffend, unter Nüdfchluß der Beilage erwiedert, daß es 
nah Allerhöchſten Eignat vom 26. November d. 5. in diefer Hinficht bei den Beſtim⸗ 
mungen der Dienftvorfchriften *) und namentlich auch jener weldhe in der neuen Landwehr⸗ 


a) Diefelben lauten wie folgt: 


Wenn Seine Majeftät ber König oder Ihre Majeftät die Königin aus bet Refidenzſtadt verreiſen, 
dort oder in einer andern Stadt oder in einem feſten Plage ankommen, ‘fo ſollen Allerhöchſtdenſelben 
folgende Ehrenbegeugungen auf ben Fall erwiefen werden, als nicht beſtimmte Befehle anders ‚verfügen. 


Die Gornifon und die Landwehr foll nach der vom Gouverneur oder Commandanten ˖ zu ertheilenden 
Dispofition ausrüden und Spalier machen. Liegt Eavallerie an dem Plape , fo fol eine complette Es⸗ 
cadron Ihren Majefläten bis auf eine Stunde entgegen reiten, um den Wagen Allerhoͤchſtderſelben in 
der Art zu begleiten, daß die eine Hälfte vor, die andere nach demſelben reitet. Bei ber Abreife findet 
eine gleiche Begleitung eine Stunde weit ftatt. 


Es follen einhundert und ein Kanonenfchüffe gelöst werden. 


Der Gouverneur und Commandant nebſt dem Plagmajor und Pagadjutanten ſollen ihre Majefläten 
an der Barriere empfangen und hereinbegleiten, wobei der Gouverneur rechts, der Commandant links. 
der Platzmajor und Platzadjutant aber vor dem Wagen zu reiten haben. 

Geſchieht der Empfang in einem feſten Platze, ſo ſoll der Gouverneur oder Commandant Ihren Ma⸗ 
ſtäten an der Barriere die Schlüſſel der Stadt überreichen. 

B.i der Abreiſe ſoll gleiche Begleitung an die Barriere ſtattfinden. 


MReiſen Ihrer Koͤniglichen Mujsftäten. | 4134 
Ordnung *) gegeben find, fein Wewenden babe, wonach auch das Kreis⸗Gommando ange⸗ 
wieſen wird. 
Minen ben 49. December 1806. 


Staatsminifterium des Innern 


An 
die Königliche Regierung des Nezatlreifes K. d. 3. alfo ergangen, 


2. Bei gewöhnlichen eisen. 
u: u 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Eeine Majeftät der König werden Allerhöchſt Sich demnaͤchſt über Würzburg in das 
Bad Brückenau begeben. 

Da Allerhöchſtdieſelben nicht ale König reifen, fo ſoll es gehalten werden, wie bei 
Allerhöchſt Shren gewöhnlichen Reifen im Inlande und jede Feierlichkeit 
unterbleiben. 

Un den Landgerichts-Sitzen und Drien, wo Rentänmter beſtehen, fol: 
len fi die Landrihter und Mentbeamten in Galla⸗Uniform, alfo mit kur: 
zen Beinkleidern, Schuhen und weißen Halsbinden vorſtellen. 


München den 25. Juni 4354. 
Staatsminifterium bes Innern, 


F An 
das Praͤſibium der Königlichen Regierungen des Ifarz, Regen⸗, Rezats und Untermainkreifes alſo ergangen. 


B. Reisen Ihrer Majestät der Königin, 


G. 54. 


Nro. Pr. 16655. 
(Die Reife Ihrer Majeftät ber Königin in das Bad Kiffingen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Da Ihre Mafeftät die Königin Allerhöchſt Sich demnächſt auf der Straße über 
Donauwörth, Mothenburg , Uffenheim und Würzburg in das Bad Kiffingen begeben werden, 





Ihre Königlichen Hoheiten, der Kronprinz und die Kronprinzeffin, follen von der ausgerädten Gar: 
nifon und mit fünf und fiebenzig Kanonenfhüffen empfangen werben. 

Der Gouverneur, Sommandant, Platzmajor und Platzadjutant ſollen Höchftdiefelben am Abſteigquar⸗ 
tier empfangen. 

Bel der Ankunft oder Abreife anderer Prinzen oder Prinzeffinnen des Königlichen Haufes foll bie 
Garnifen nicht ausrüden. (S. Dienftesvorfchriften für die Königlich Bayeriſchen Truppen $. 439.) 

a) Man vergl. den $. 10. ber Landwehr s Ordnung. 

Bd. 11. 46 
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aber nicht ale Koönigin reifen, fo iſt ber: Allerhoͤchſte Wille Seiner Majefkit: des Koͤnigs, daß 
es dabei wie bei Allerhöchſtihren gewöhnlichen Reiſen im Inlande gehal— 
ten werde, und daher die Empfangs- nnd andere Feierlichleiten unters 
bleiben, in denjenigen Orten aber, wo Landgerichte oder Nentämter find, 
die Landrichter und Mentbeamten in Uniform mit kurzen Beinkleidern in 
Schuhen und mit weißer Halsbinde, gleichfalls auch an ben Regierungsſiz— 
zen die General:&ommiffäre in Uniform mit furgen Beinkleidern, in Eu: 
ben und weißer Halsbinde, fi vorftiellen follen. 

Die Königlihe Regierung wird hievon mit dem Auftrage in Kenntniß gefehi, das 
weitere Geeignete ungefäumt zu verfügen, bamit dem Allerhöchſten Befehle allenthalben ge: 
naueft nachgelebt werde, 


München den 4 Juni 1854. — 
Staatsminiſterium des Innern. 


An 
die Königlichen General: ⸗Commiſſäre und Yräftdenten ber Megierungen des Iſar⸗, Oberdonau 2, Rezat⸗ und 
Untermainkreiſes alſo ergangen. 


Ausgeſchrieben von den Koͤniglichen Regierungen 
a) des Iſarkreiſes unterm 6. Juni 1834. 
b) des Oberhonaufreifes unterm 6. Juni 1854. ..: 
c) des Rezatkreifes unterm 7. Juni 1834. 
d) des Untermainkreifes unterm 7. Zuni 1834. 


C. Reisen Ihrer Alajestät der Königin Wittwe, 


s 65. 
Nr. Pr. 18976. 
Die geietickeiten bei Ankunft Ihrer Maid der Königin 5 Wittwe in 1 Bürgburg betr.) 


Auf Befehl Seiner Maijeftät des Königs. 


Seine Majeftät der König haben auf die Anfrage bes Präfldiume der Königlichen 
Regierung bed Untermainkreifes im Präfidialberichte vom 25. pr- 27. d. M., die feierlich: 
keiten bei der Ankunft Ihrer Majeſtaͤt der Königin Wittwe in n Wurzburs betreffend, unterm 
29. d. M. Allerhöchſt zu befehlen geruht: 


Daß es bei dieſer Gelegenheit auf dieſelbe Weiſe gehalten werden ſon, wie Aller 
höchftdiefelben es bei Dero bevorfiehender Reife in das Bad Brückenau zu halten verorbnet 
baben „ und dem Königlichen Regierungs : Präfidium mittelft Entſchließung vom 25. d. M.) 
eröffnet worden iſt. 


a) Man vergl. ben vorſtehenden F. 53. ©. 121. 


Deputationen au bad Königliche Hpflager. 196 


Hiernach iſt das weiters. Geeignete zu: verfügen. und . sm darnach zu achten. 
Munchen, den 30. Juni 1854. 


Staatsminifterium bes uni u 


An 
das Praſidium ber Regierung bes Untermainkreiſes alſo ergangen. 


Ausg aſchrieben von ber Königlichen Regierung des Untermainkreiſes unterm 4. Juli 1834. 


Sünfter Titel 
Deputstionen an das Königliche Hoflager. 


| A. Don Gemeinden, 


(Aborbnung von Deputationen betr.) 


& Th. Ch. 

L. ©. Wir haben mehrmalen mißfaͤlligſt vernommen, wie ſchon öfters im verſchie⸗ 
denen oft ungegründeten Beſchwerdsſachen die klagenden Unterthanen ſich in nicht gewöhnlicher 
Zahl hieher eigenmächtig begeben; da nun in einem andern Fall dergleihen Unfug abermal 
vorzufehen wäre, Wir aber, fo wie Wir einerfeits Unfern befchwerten Unterthanen niemal gnä- 
digſtes Gehör, gerechte Unterſuchung, und Landesvaͤterlichen Schutz zu verſagen gemeint find, 
andererſeits doch dergleichen zahlreiche Abordnung, zumal dem Vorwiſſen und Erlaubniß der 
unmittelbar vorgeſetzten Aemter zuwider als unzulaͤßig, Trog ähnlich, wider den ſchuldigſten Re⸗ 
ſpekt und ſelbſt dem haͤuslichen Wohl der Unterthanen ſchaͤdlich erachten; fo laſſen Wir euch 
dieſe Unſere ernſtliche Willensmeinung inhaltlich zweyer an Unſere nachgeſetzte Ober: Landes: 
Meglerung unterm 23. December a. p. und 41. dies ausgefertigten höchſten Reſcripts mit dem 
Beiſatz ohnverhalten, daß 


gmo In Zukunft von einer querellirenden Gemeinde nie mehr als höchſtens vier Abge⸗ 
geordnete *) und diefe noch dazu von ihren Litis Consortibus mit einem ordentlichen und les 
galen Gewalt, welder, wenn die Klage wider einen Beamten felbft gienge, durch dei Mes 
benbeamten oder einen nächftgelegenen hergeftellt werden kann, verfehener bieher reifen und 
ipre Klage vorbringen bürfen. 

gi Daß fämmtilihe Drtsobrigkeiten einer in größerer Zahl geſchehen wollenden Abord⸗ 
nung Anfangs gütlich und mit Bekanntmachung dieſes gnädigften Befehls zuvorkommen, im 
Falle der Widerfefligleit aber auf bie fhicklichfte Urt verhindern und allen auf den Weg hie: 
ber Tiegenden Obrigkeiten, fo wie Unferer Höchſten Stelle, ſchleunigſt davon Nachricht geben 
follen. Gleich wie auch 





a) Beſtätigt durch F. 85. bes Gemeinde: Edikts. Man vergl. F. 60. Note a) G. 137. unten. 
46° 


19% tb. III. Ubſchn. IT. Tit. V. 


zUo jene Obrigkeiten, durch welcher Gebieth folch ein gefegwibriger Haufe zöge, folde 
aufzuhalten, anfangs mit Güte, dann aber mit Craft und allenfallſiger jedoch befcheidener 
Beiziehung der Cordons⸗Mannſchaft rück⸗ und heimzuweiſen haben. 


München den 45. Sjanuar 4790. 


An 
ſämmtliche Gerichter und gefreite Städte Rentamts Wündyen, wie auch die Unter: Regierungen alfo ergangen. 


9. 57. 
(Die Abfendung Deputirter an das Ghurfürftliche Hoflager betr.) 


Mm Cb. 

Den jüngftyin an Unferem Hoflager dahier erfchienenen angeblichen Deputirten der 
Heidelberger = Zunftmeifter haben Wir Unfer höchſtes Mipfallen, daß fie dieſen Echritt ohne 
Vorwiſſen ihres vorgefehten Magiftrats und ohne Bewilligung Unferer Churpfälzifhen Regie⸗ 
sung gewagt haben, dadurch zu erkennen gegeben, daß wir biefelben nicht vor Uns Fommen, 
fondern ohne weiters zurüchweifen ließen. Eo allgemein Unfere landesväterlihe Eorge ift, 
Unferer treuen Unterthanen gemeinfchaftlihes und jedes Einzelnen Wohl zu befördern, ihre 
Rechte zu fhügen, und Kränkungen von ihnen abzuwenden; eben fo beflimmt ift Unfer Wille, 
diefe wohlgemeinte AUbficht vor jedem Mißbrauche auf Schleichwegen zu fihern. Nur ın ber 
Drdnung, worauf die Gefchäfte Unferer Churpfälzifhen Landen angemwiefen find, und nad 
Umftänden zu Unferer höchften Einficht gelangen, - find Unfere gnadigften Entſchließungen zu 
erwarten, und da Wir in dem Zutrauen auf die Renntniffe und pflihtmäßige Treue Unfirer 
Landes s Collegien dieſen die Leitung und Beurtheilung gemeiner, wie privativer Angelegenheis 
ten, oder derfelben Vorbereitung zu Unferm höchſten Ermeffen anvertraut haben, fo erwarten 
Wir aud von Unferen treuen Unterthanen, daß fie foldher den Landes »Collegien beigelegten 
Gewalt ſich fhuldigft unterwerfen werden. Wir wollen ſolchemnach dergleichen Deputationen 
felbft in Fallen, mo ihre Gefuche unmittelbar zu Unferer höchſten Verbefcheidung geeignet 
find, anderft nicht fiatt geben, als wenn Unfere Churpfälzifche Regierung nad) dem ihr anges 
wiefenen Wirkungskreife in Staats- und Polizeivorwürfen, auf die ihr geziemend angezeigten 
Beweggründe und Abfichten die Bewilligung dazu ertheilt haben werden. Wir zählen hierbei 
auf das reinfte Unferm und dem allgemeinen Zutrauen ganz entfprechende Verfahren befagter 
Regierung, wodurd aud der Fall abgewendet feyn wird, daß gegen diefelbe in Concrew 
oder über verfagtes Gehör eine gegründete Beſchwerde an Uns auch ohne derfelben Bewilli⸗ 
gung gebracht werden Eönnte. Diefe wefentlihen Gränzen des einfachen Gefchäftsganges haben 
ſolchemnach fämmtlihe GemeindesZünfte oder fonftige Corporationen Unferer Ehurpfalz 
bei ihren Angelegenheiten genau zu beobachten, diefe vorderfamft bei den vorgefegten Landes⸗ 
fielen zur Beurtheilung, Verbeſcheidung oder Einbeförderung zu Unferer höchſten Entſchließ⸗ 
ung anzubringen; bei befonders eintretenden Beweggründen, durch Abgeordnete Unfere hoͤchſt⸗ 
eigene Beſtimmung zu erbitten, eine ſolche Abſendung an Unſer Hoflager außer obigen Vor⸗ 
ausſetzungen ſich nicht beigehen zu laſſen, und durch entgegengeſetztes Benehmen ſich Unſerer 
höchſten Ungnade um ſo weniger auszuſetzen, als Wir jede in der beſtimmten Ordnung an 
Uns gebrachte Bitte gern anhören, und, damit jedem Unſerer treuen Unterthanen Recht, Schut 
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und Unjere landesdaterliche Fuͤrſorge in gleichermaße zu ſtatien komme, in genaueſte Erwã⸗ 
gung ziehen. 

Damit nun dieſe Unſere gnaͤdigſte Erklaͤrung zur ſchuldigen Beobachtung allgemein 
bekannt werde, hat Unſere Churpfaͤlziſche Regierung das Geeignete zu verfügen. 


München den 12. Juli 1799. 


An 
die Churpfätzifche Regierung in Mannheim. 


Nachricht der General s Landes: Direction zu gleichförmiger Anweiſung der einfdlagenden Regierungen. 


$. 58. 


(Die Abfendung Deputirter an das Ghurfürftliche Hoflager betr.) 


Im Namen Eeiner Churfürſtlichen Durdlaudt. 


Eeine Churfürftlihe. Durchlaucht haben ben jüngfthin bei dem Hoflager dahier ers 
ſchienenen einig vorgeblichen Deputirten Zunftmeiftern Ihr höchfles Mißfallen, daß ſie diefen 
Schritt ohne Vorwiſſen ihres vorgefegten Magiſtrats und ohne Bewilligung der Churpfälzis 
ſchen Regierung gewagt haben, dadurch zu erkennen gegeben, daß Höchſtſelbe fie Deputirte 
nicht vor ſich kommen, fondern ohne weitere zurückweifen ließen. 


Eo allgemein die höchft Landesväterlihe Eorge ift, der getreuen Unterthanen ges 
meinfchaftliches und jedes Einzelnen Wohl zu befördern, ihre Rechte zu fhüten, und Kraͤn⸗ 
kungen von ihnen abzuwenden, fo beftimmt ift der höchfte Wille, diefe wohlgemeinte Abſicht 
vor jedem Mißbrauche auf Schleichwegen zu ſichern. 


Höchſtſelbe wollen ſolchemnach dergleichen Deputationen von ſämmtlichen Gemeinden, 
Zünften oder ſonſtigen Corporationen auch in Bayern und heroberen Churlanden ſelbſt in 
Faͤllen, wo ihre Geſuche unmittelbar zur höchſten Verbeſcheidung geeignet ſind, anders nicht, 
als mit folgenden Bedingniſſen zugeben: 

120 Sollen in Zukunft von einer querelirenden Gemeinde, Zunft oder Corporation 
nie mehr, ald höchſtens 4 Abgeordnete und diefe noch dazu von ihren Litis Consortibus mit 
einem ordentlihen und legalen Gewalt, welder, wenn die Klage wider den Beamten felbft 
ginge, durd den Mebenbeamten, oder ein anderes naͤchſt gelegenes Amt hergeſtellet werden 
kann, verfehener hieher reijen, und ibre Klage vorbringen dürfen. 

24° Haben fämmtlihe DrtesObrigkeiten eine allenfalld in größerer Zahl.gefchehen wol- 
(ende Abordnung anfangs gütlih und mit Bekanntmachung diefer gnädigften Verordnung zu 
verhindern, im Zul der Widerfäfligkeit aber auf ſchickliche Art zurüczumweifen, und allen auf 
den Weg hieher liegenden Obrigkeiten, fo wie der hiefigen Churfürftlihen General = Landes: 
Direction felbft fehleunigft davon Nachricht zu.geben, gleiches unterm 16. Jänner 1790 ®) bes 
zeit6 generaliter anbefohlen worden. Ä 





a) Man f. 5. 36. G. 138. oben 


126 .:. bih. III. Abſch. U. Ait. V. 


zuo Werden alle Advokaten und Proksratoren. mittels dieß nochmal, wie es ſchon im 
Mandat vom 13. Februari 1795 *) gefchehen ift, ernftli gewarnt, daß fie bei. 49 Mei 
thaler Etraf, und nah Befund noch fehärferen Einfehens Fein Unlangen im Namen einer 
Gemeinde zu Churfürftliher Höchfter Stelle oder andern Ehurfürftlihen Collegia und Gerichtes 
Etellen verfaffen und übergeben follen, außer auf erhaltene obrigkeitliche Atteftate, daß über 
den Gegenftand anvor ordentlihe Gemeinde gehalten und der vorgebliche Gemeindſchluß wirk⸗ 
lich abgefaßt worden fey, welches ſich aber auf jenen Fall nicht beziehet, wenn die Gemein: 
den gegen ihre Obrigkeiten felbft gegründete Beſchwerden zu führen haben. 

Diefe gnädigfle Verordnung iſt jedermann zu ſchuldig unterthaͤnigſten Befolgung be⸗ 
kannt zu machen. 


München den 27. Juli 1799. 
Churfürſtliche General-Sandes-⸗Direction. 


Ss. 50. 
Nro. Pr. 554. 


(Die Aborbnungen ber Magiftrate betr.) 
Mm 5 €. | 
Mehrere Magiftrate und Vorſteher der Uns durch den jüngften Heiche : Deputatione- 
Schluß als Entfhädigung zugefallenen Etädte und Gemeinheiten haben ſich mit der unter 


thänigften Bitte an Uns gewendet, daß Wir es ihnen gnädigft geftatten möchten, eigene Ab⸗ 
ordnungen an Unfer Hoflager abzufenden. 


Nachdem Wir aber in der Ueberzeugung der Treue und Anhaͤnglichkeit Unferer neu 
erworbenen Unterthanen aus wahrer landesväterlicher Abſicht fie allen mit einigen Beſchwer⸗ 
den verbundenen Huldigungs= Bezeugungen gnädigft Ioszählen wollen, und es zugleich die 
Drganifation der neuen Gefchäfts-Ordnung mehr ale jemals jedem, der ein öffentliches Amt 
beffeidet, zur Pflicht macet, von dem ihm angewiefenen Wirkungsfreife fih nicht zu entfer⸗ 
nen, fo geben Wir Unferm General: Eommiffariate in Schwaben, Franken und Eichfhädt auf, 
diefe Unfere böchfte Willensmeinung allgemein bekannt zu machen, und zw verordnen, daß 
fein Magiftrat oder eine Etadt, oder was immer für andere Gemeinde, eine Abordnung an 
Unfer Hoflager maden dürfe, wenn fie nicht hiezu von Unfern beftellten General: Sommiffe- 
riaten vorerft ermächtiget worden wären. 


* Münden am 20. Sänner 1803. 
Un 
das Shurfürftliche General: Sommiffarlat in Schwaben, Sranten und Eichtadt. 


Ausgeſchricben: 
a) von dem Churfürſtlichen General-Commiſſariat in Franken am 29. Januar 1803. 
b) In ber ehemaligen Markgrafichaft Ansbach durch Entfchließung der Sofcommiffion zu Ansbach 
vom 8. Juli 1806 (Ansbacher Int. Bl. v. 3. 1806. St. 29. &. 502.) und. „burd) Gntfätiehung 
vom 22. Sanuar 1807. (Int. Bl. v. 3. 1807. St. 4. ©, 59.) 


a) Mayrifche Generalien s Sammlung v. I, 1797. Bd. V. S. 36. vergl Abth XI. Abſchu. I. 
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9.60 . 
Nro. Pr. 18448. Enz 
(Die Gemeinde s Deputationen an das Königliche Hoflager betr.) 


M. J. K. 


Wir erwidern euch, auf euern Anfrage-Bericht vom 22. v. M., daß bie ſeither be⸗ 
ſtandenen Verordnungen über Gemeinde-Deputationen an Unſer Hoflager und die dazu erfo⸗ 
derlihe Bewilligung , durch die eingetretene neue Gemeinde s DBerfaffung *) keineswegs aufges 
hoben, aud auf die Magiftrate anwendbar, und daher aufrecht zu halten ſeyen. 

München den 16. December 1849. 

| An 
die Königliche Regierung des Regenkreiſes K. d. 3. 


Nachricht den Übrigen Kreisregierungen mit Ausnahme des Rheinkreiſes. 
Ausgefhrieben von, den. Königlichen Regierungen: 

a) des Ifarkreifes unterm 241. December 1819. 
b) des Unterbonaukreifes unterm 23. December 1819. 
c) des Regenkreifes unterm 50. December 1849. 
d) des Dberbonaufreifes unterm 24. December 1819. Kr. Int. BI. 1819. St. XXXVI. ©. 41246. 
©) des Rezatkreiſes unterm 25. December 1819. Kr. Int. Bl. 1820. St. II. ©. 12. 
f) des Obermainkreiſes unterm 24. December 1819. Kr. Int. Bl. 1819. St. CLV. S. 1065. 
g) des Untermainkreifes unterm 24. December 1819. Kr. Int. BI. 1830. &. 1. ©, 5. 


9. 61. 
Nro. Pr. 6803. | 
(Die in Münden angefommene Deputation der Stadtgemeinde N. betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Die Königliche PolizeisDirection in München erhält den Auftrag, der in Münden 
angelommenen Deputation des Magiftrats und der Gemeinde- Bevollmächtigten von N. ıc., 
in Gemäßheit eines Allerhöhften Befehls vom 7. dieß Monats zu eröffnen: 

dag Seine Majeftät der König diefe Deputation, nahdem die Bewilligung 
ju einer folhen Sendung — der Verorbnung vom 20. Januar 1803) Ju: 
wider. — nit eingeholt wurde, anzunehmen nicht geruhen, was aber Feineswegs ale 
eine Ungewogenheit gegen die Stadt N. gedeutet werden foll. 

Münden den 8. Mai 4328. 


Staatsminifterium des Innern. 
An 


° ' die Königliche Polizei s Direction in München. 
Nachricht der Königlichen Regierung bes Obermainkreiſes. 





a) Der. $. 4. des Gemeinde-Edikts verordnet: „Die Gemeinden dürfen keine Deputationen von „mehr 
als zwei, höchſtens vier Gemeindeglieder abordnen.“ — Bergl. Abth. XI. Abſchn. Is 


b). S. 5. 60. G. 1206. 


428 . Abth. III. Abſchn. II. Tit. V. 


B. von besondern Ständen. 


I 9. 62. 
Nro. Pr. 411& 
(Die Aborbnung einiger Mitglieber des Gewerbs⸗ und Hanbelsftandes betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Das General s Commiffaridt des Illerkreiſes erhält auf feinen Beriht vom 4. März 
d. J. den Auftrag, dem Polizei: Commiffariat zu N. bie ohne Allerhöchfte Authorifation ber 
willigte Ubordnung einiger Mitglieder des Gewerbe und Handeleftandes an das 
Allerhoͤchſte Hoflager, für diefesmal mit dem Beifügen zu verweifen, daß Die beftehenden Ders 
ordnungen auf die gegenwärtige Deputation, melde im Namen eines [ehr bedeuten 
den Theile der Gemeinde und wegen einer öffentlihen Megierungsfade 
geſchieht, allerdings Anwenbung finden. 


Münden den 418. März 1815. 


Staatsminifterium des Innern. 


| An 
das General :Sommiffariat bes Illerkreiſes in Kempten alfo ergangen. 


C. Bon der Landwehr. 


G. 63. 
Nro. Pr. 418039. . 
(Die Aborbnung von Landwehr » Deputationen an bas Allerhoͤchſte Hoflager betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Yon der an das Dbercommando der Mefervearmee unterm 19. v. DM. ergangenen 
Eniſchließung, die Abordnung von Landwehr Deputationen an dad Allerhöchſte Hoflager bes 
treffend, wird der Königlichen Regierung bes Megenkreifes K. d. J. anliegend eine Abſchrift 
jur Wiffenfchaft mitgetheilt. 


Münden den 4. Januar 1826. 
Staatsminifterium bes Ihnern. j ' 


An 
die Königliche Regierung bes Negenkreifes K. d. I. 


Abdruck der allegirten in Abſchrift mitgetheilten Entichliefung.“ 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Seine Königlihe Majeftät haben mit Allerhoͤchſtem Wohlgefallen den Wunſch des 
Landwehr Regiments der Etadt Megeneburg vernommen, durch eine an das Allerhöchſte Dofs 
lager abzuordnende Deputation, die Ausdrücke ihrer allerehrfurchtsvollſſien Hultigung an dem 
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Stufen des Thrones niederlegen zu dürfen. Nachdem indeſſen bie Abordnung einer ſolchen 
Deputation ohne erheblihe Auslagen nicht geſchehen könnte, eine Königlihe Majeftät aber 
in den Aeußerungen der Ehrfurcht und Anhaͤnglichkeit, welche bie ftädtifchen Deputationen im 
Namen der ganzen Gemeinde ausgefproden haben, auch Ihre getreue Landwehr mit eingefchlof: 
fen eradhten, fo ift es der Allerhöchſte Wille , daß die AUbordnung von Deputationen aus den 
verfhiedenen Abtheilungen der Landwehr unterbleiben folle, und mithin auch die Landwehr 
Regensburg hienach zur befcheiden fepe, weldhes dem Dberfommando der Mefervearmee anf bie 
allerunterthänigfte Vorlage vom 26. v. IM jur Weiſens und dNaqhecurs andurch erwie⸗ 
dert wird. 


Münden den 19. December 1825. 


Staatsminiftlerium ber Armee. 
| PR 
das Oberkommando ber KReſervearmee alfo ergangen. 


Sechster Titel | 
Unmittelbare Eingaben an Seine Majestät den Ring 
A In Form von Addressen. 
u 64. 
Nro. Pr. 3128. 
(Städswunfd = Adreflen der Landwehr der Stadt N. an Seine Majeflät den König betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Seine Majeftät der König haben die nom Landwehr- Bataillon der Stadt N. ein: 
gereichten Glückwunſch⸗-Addreſſen wegen ber glorreihen Erhebung eines Prinzen aud dem 
Königlihen Haufe auf den Ihron von Griechenland mit der Allergnädigften Entſchließung 
zurückzugeben gerubt, wie Ullexhöchftdiefelben den guten Willen der genannten Landwehr kei⸗ 
neswegs verfennen, wie es aber Grundſatz ſey, daß bewaffnete Corps Uddref- 
fen nidt ‚einbringen follen. 

Dieg mirb der Königlihen Kreisregierung unter Rückgabe der mit Bericht vom 13. 
d. M. vorgelegten Addreſſen eröffnet, um benehmlich mit dem heute auf gleiche Weiſe verſtaͤn⸗ 
digten Kreis» Commando die Landwehr von ber Allerhö bften Willenserklärung ın 
Kenntniß zu, jepen, W 

Munchen den 28. Rovamber 1352. 

u SIT Dre j " r 


ums: Nie abalslic. ——— — — — — aſe aning. 
Bd. a | 47 


“0 dolbih. M. hf. I. Zit. VI. 
Mittheilung an ſammtliche Krels-Regierungen und Landwehr sGommando‘s Mesfeits des Rheins. 


Ausgefchrieben von ben Königlichen Regierungen 
a) bes Regenkreiſes unterm 5. December 1832. 
b) des Oberdonaufreifes unterm 30. November 1852. 


. x " 6. 65. 
Nro. Pr. 17529. 


(Eine von der Volköfchule zu NR. eingereichte Glückwunſch-Addreſſe betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät dee Könige. 

Seiner Königlihen Majeftät wurde eine von ſechs Echülern der dritten Klaſſe der 
Dolkefhule zu N. unterzeichnete Glückwunſch-Adreſſe zur Ihronbefteigung des Königs Otto 
von Griechenland Majeftät unter dem 15. v. M. eingereicht. 

So wenig Seine Majeftät die hiebei zu Grunde liegende gute Abficht mißfennen, fo 
wenig Eönnen Allerhöchſtſie es gleichwohl geeignet finden, daß ſogar Echulen fi zu dem Ende 
mit Adreſſen befaffen. 

Die Königlihe Megierung wird hievon in Kenntniß gefegt, um den betreffenden 
Schulbehoͤrden und insbefondere dem Squllehrer zu N. die angemeſſene Eröffnung und Bes 
lehrung zugeben zu laffen. 

München, dent 20. April 4355. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes alfo ergangen. 


Nachricht den Übrigen Kreis Regierungen biesfeits des Rheins. 


Ausgeſchrieben von den Königlichen Regierungen 
a) des Srarkreifes unterm 27. April 1855. 
b) des Regenkreiſes unterm 5. Juli 1833. 
c) des Rezatkreifes unterm 4. Mai 1855. 
d) des Obermainkreiſes unterm 26. April, 1855. 


B. Bei dem Königlichen Cabinete. 


$. 66. 
(Die unmittelbare Gingabe von Bienheitun an das Königliche Cabinet betr.) 
L. K. 


So wenig Wir Unſern lieben und getreuen Unterthanen den Reeurs an Unſere Per⸗ 
fon, in gerechten Klagen, oder zu Unſerer Königlichen Gnade, erſchweren ober verſagen wollen, 
fo häufen fich dennoch die Bittfchriften, Vorſtellungen und Beſchwerden bei Unferm Königlie 
hen Cabinete — welche entweder nah dem Gefchäfts « Organismus fi nicht dahin eignen, 
zu einer Entfcheidung nicht vorbereitet, oder fonft mangelhaft, unverfländlih oder gar uns 
leferlic verfaßt find — auf eine Weife, daß Wir, da hiedurch nur nachtheilige und unnöthige 
Verzögerungen für die Bittftelenden felbft entftehen, fo wie Unfer Cabinet mit einem zum 
Theil überflüffigen Ginlaufe belaftet wird, auch Unſere höhere Regentenſorge bei folhem An⸗ 
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drange von Bittfchriften in der ben wichtigern Gegenfländen der Gtanieverwaltung zu wid: 
menden Aufmerkſamkeit, in der Folge feleft zum Nachtpeile des Gemeinwohles, unterbrochen 
werben Fönnte, — zu befehlen Uns veranlaßt fehen, daß die in den frühern Verordnungen 
vom 26. Mai 4501 (Hg. Bl. v. % 41801. Et. XXIII. ©, 552. u. f. w.) namentlich von 
Ziffer 1. bis 7. einfchließlich ; dann vom 22. Dftober 1803 (Rg. Bl. v. J. 1803. Et. LXIV. 
S. 2581.) und endlih in jener vom 25. April 4811 (Rg. Bl. v. J. 1811. Er. XXVIII. 
€. 557.) und zwar diefe ihrem ganzen Inhalte nad) enthaltenen Beftimmungen in Erinnerung 
gebracht *) und Unfere Unterthanen zur genauen Beobachtung berfelben neuerdings aufgefordert 
werden. 


Wir befehlen daher: 


4) Eollen die geeigneten Mitteljtelen niemals übergangen, und alle Gefuche und 
Vorſtellungen, weldhe zum Gutachten und zur Entſcheidung derjelben geeignet find, dafelbft 
eingereicht werden, indem fonft die Echreibereien unnütz vervielfältigt, und der ordentliche 
Geſchaͤftsgang geftört wird. 

2) Nur dann, menn ber Bittende in den vorgefchriebenen Inſtanzen feinen Zweck 
nicht errreichen Eonnte, oder mit Grund glaubt, verlegt zu ſeyn; oder wenn der Gegenftand 
feiner Bitte, nach defien Natur, Unferer befondern Entſcheidung unterliegt, fol die Dor- 
ftelung an Unfere Perfon gerichtet, im Gabinete unmittelbar abgegeben werden dürfen, und 
Berudfihtigung finden ; jedodh müffen, wenn von der Unter = oder Mittelftele in der vorzu: 
bringenden Sache bereits Entſchließungen vorlägen, diefelben, oder die Vorftellung, durch 
welche eine Entfchließung vergebens nachgeſucht worden ift, ald Belege angeführt werden. 

3) Bittfchriften um Dienfteoftellen, weldhe ohnehin nie ohne das erholte Gutachten 
der geeigneten Behörde vergeben werden, find unmittelbar bei diefer einzureichen , und fie ift 
verbunden , ale Gompetenten bei Erflattung des Antrages über die Beſetzung der Etelle dem 
Minifterium bekannt zu machen, weldes dann, im alle diefelbe nothwendig wird, an Uns 
den geeigneten Antrag zu ftellen hat. 

4) Unbeftimmte Geſuche, unleferlihe oder unverftändlihe Eingaben nnd Befchwerden 
werden unbeachtet bei Eeite gelegt, und in das Cabinets-Journal nicht eingetragen. 

5) Eingaben wegen Gegenftänden, worüber bereits nach vorgängiger Würdigung 
eine entfcheidende Verfügung von Uns erlaffen worden ift, fo wie Necurfe in Sachen, welde 
in den gefetlihen Inſtanzen bereits rechtefräftig abgenrtheilt worden, eignen fi eben fo 
wenig zu Unferm Gabinete. | | 

6) In bloßen Gnadenſachen jedoch darf ferner, wie bisher üblich war, das Geſuch 
unmittelbar an linfere Perfon gerichtet werden. | 

7) Ganz zwedwidrig ift es auch , wenn Bittende mit Koſtenaufwand, und mit Der: 
fäumniß ihrer Gefchäfte oder Gewerbe ihre Eingaben perfünlich überreihen, und auf Unfern 
Cabinets⸗Beſchluß warten wollen; indem Wir auf eine jede Vorftellung ungefänmt die ge: 
eignete Entſchließung ertheilen. 

| 2) Die bier allegirten Verordnungen finb wegen ihres Bufammenhanges mit ben Beflimmungen über die 
Diienſt⸗ und Gerichts⸗Ordnung in der Abth. XXI. unten aufgenommen, 
47* 
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3) Wir verfehen Uns dabei zu den öffentlihen Sachwaltern, daß fie es für einen 
würdigen Theil ihres achtungswerthen Berufes halten werben, ben Armen und Bedrängten 
mit Sachkenntniß zu leiten und zu unterftügen, und ihm die nötbigen Vorträge mit rückſichts⸗ 
Iofer Bereitwilligkeit zu verfaffen; fo wir denn auch insbefondere zu Unfern Königlichen Etellen 
und Behörden das Vertrauen hegen, daß fie ihrer Seits ebenfalls die an fie gebradhten Eins 
gaben mit pflihtmäßiger Beförderung erledigen werden. Sollte indeffen gegen Unfere Erwar⸗ 
tung, von denfelben den Bittftellenden die nöthige Unterftügung erfchwert oder verfagt werben, 
fo bleibt diefen in folhen Fällen die unmittelbare Berufung an Unfere Perfon ftets vorbehalten. 


Diefe Unfere Verfügung fol zur Jedermanns Wiffenfchaft und Nachachtung durd 
das Megierungs = Blatt und dur die Kreis = ntelligenz = Blätter bekannt gemacht werben *). 


Münden, den 25. November 1825. 
RI. BI. v. 3. 1825. St. XUVIII. ©, 905. 


. 67. 
(Die unmittelbare Eingabe von Bittfchriften an das Königliche Cabinet betr.) 
L. K. 


Die von Uns unterm 25. November v. J. in Betreff der unmittelbaren Eingabe 
von Bittſchriften bei Unſerm Cabinete erlaſſene Allerhoͤchſte Verordnung *) wird fortwährend 





a) Bemerkenswerth find auch folgende frühere Anordnungen Über die unmittelbare Ueberreichung von Bitt: 
fhriften an Seine Majeftät den König: 

1) Eine Allerhöchſte Entfchliefung vom 21. September 1808, die Eingaben bei den Minifterien unb 
bei dem Gabinets: Protokolle betreffend, welche verfügt, was folgt: 

Nachdem Wir bereits mehrmal angeordnet haben, daß alle Vorftellungen, Schreiben und Berichte 
gleich unmittelbar an die betreffenden Minifterien, mit Bemerkung des befondern Gefchäftszmweiges, abs 
gegeben werden follen, fo wiederholen Wir diefe Verordnung zur allgemeinen Nachachtung, mit dem 
Anhange, daß mit dem Ende dieſes Monats das bisher befonders geführte Cabinets-Protokoll gänzlich 
gefchloffen, und in dem Gabinete nichts mehr angenommen werden fol, al8 was unmittelbar auf 
Gegenftände Unferer Privat-Dispoſitions-Kaſſa Bezug hat. (Rg. Bl. v. 3. 1808. Bb. II. St. LVII. 
©. 2279.) " 

3) Ein Allerhöchſter Erlaß vom 2. Zanuar 1800, die Abftellung bes Sollicitirens während dem 
Dienfte betreffend, welches lautet: 

Es gebührt fi audy nit, während der Dienfteswoche die gnädigften Herrfchaften mit einigem Ge: 
ſuch und Anlangen zu beſchweren; daher Seine Churfürftliche Durchlaucht de. fernershin ben im Wo: 
hendienfte ftehenden Kämmerern die Annahme und Webergabe fremder Memorialien, glei auch bie 
Fürſprache für andere, außer gnädigſten Spezialbefehle, ernftlich verboten haben wollen. Da im Ued⸗ 
rigen dennoch unverwehrt bleibt, Höchdiefelben mühfelig brbrängter Perfonen oder fonftiger dringender 
Umflände wegen zu erinnern. (Mair. Grner.: Sammlung v. 3. 1802. II. Bd. Nr.. VI. ©, 554.) 

3) Die Allerhöchfte Verordnung, die Königlichen Luftgärten zu Nymphenburg betreffend vom 18. 
September 1806; wo e8 unter Nro. 2. beißt: | 

Bittfchriften oder fonft fehriftliche Auffäge an Seine Majeftät, follen Tünftighin in den Borzimmern 
des Schloffes zu Nymphenburg oder in ber Refibenz zu Münden, und nicht mehr auf öffentlichen 
Spaziergängen der Königlichen Gärten überreicht werden. (Kg. BI. v. I. 1806. St. XLI. S. 362.) 

b) Man vergl, vorfichenden $. 66. - | | . 


Unmittelbare Eingaben an Seine Majeftät ben König. 135 


fo vielfältig umgangen , und zum Theile irrig aufgefaßt, daß ſich der Andrang von ungeeigs 
neten Bittfchriften und Vorftellungen in rein prozeffualifhen und adminiftrativen Gegenfläns 
den, worüber ausfchließend die Gefepe zu entfcheiden haben, und in welchen die Bittenden 
vergebens eine einfeitige Verfügung auf dem Gnadenwege zu erhalten fih beftreben — nas 
mentlih in Sant: und Gewerbefahen — auffallend, und den Gang der Geſchaͤfte unanges 
nebm flörend vermehrt. 


indem Wir daher den Inhalt gedachter Unferer Verordnung hiemit ausdrüdlich be: 
flätigen und auf ihre genaue Befolgung hinweifen,, finden Wir Uns zur Befchränfung bes 
bisherigen Mißbrauches bei Uebergehung der eingefehten Mittelftellen, zu der weitern Bekannt: 
mahung gedrungen, daß auͤßer den darin näher bezeichneten, vorfchriftsmäßig geftatteten Eins 
gaben bei Unferm Cabinete, welde künftig in Duplo eingereicht und mit Ausnahme der Ar- 
menfachen mit dem Etempel verfehen feyn müfjen, dann in reinen Gnadenſachen, die aber 
keine Einfchreitung gegen fanctionirte Geſetze und eingeführte Geſchäftsinſtanzen, fondern nur 
Gegenftände von Unterflügungen und ſolche betreffen fünnen, deren Gewährung mit den Mechten 
und Anfprüchen Anderer in Feine Berührung fommt, und von Unferm freien Willen oder Un: 
ferer Königlihen Milde abhängen, von nun an alle ungeeignete Vorftelungen und Geſuche 
bei Unferm Gabinete unberüdfichtigt gelaffen und vernichtet werden follen. 


Wir haben insbefondere mit Iheilnahme wahrgenommen, wie Gupplilanten ohne 
alle Begriffe einer Gefhäftsverhandlung und ohne den Beirath irgend eines Sachkundigen 
aus den entferteften Gegenden des Königreichs nach der Hauptftadt reifen, um Gefuche einzu: 
reihen, weldhe zu deren Inſtruirung wieder an ihre Etelle und Behörde zurückgefchloffen 
werden müffen, während die Bittſtellenden felbft in der rauheſten Jahreszeit eine weite be: 
ſchwerliche Reiſe unternommen, ihre Geſchäfte vernachläßigen, und fich bei dem oftmaligen 
Mangel aller Geldmittel in die äußerſte Verlegenheit ſtürzen, ohne daß nad der Natur ihres 
Geſuches denfelben eine befriedigende Entfcheidung fogleich ertheilt werden Fann. 


Wir machen hierauf befonders Unfere Behörden und Beamten auf dem Lande auf: 
merkſam, und meifen diefelben biemit an, für die Befanntmahung Unferer Verordnung vom 
25. November v. J. durch die Gemeinde-Vorfteher und auf fonft geeignete Weife ernftlich zu 
forgen, und den in ſolchen Angelegenheiten minder erfahrnen Landmann mit belehrendem Rathe 
und Anleitung menfchenfreundlih zu unterftüben, damit ihm folhe unnüte und koſtſpielige 
Meifen um fo mehr erfpart werden, als es ſich Unfere fämmtlihen Etaatsminifterien fort: 
dauernd zur Pflicht machen werden, in den Gefhäftsgang aller Zweige der Adminiftration 
jene Befhleunigung zu bringen, die Unferem Willen und dem Wohle Unferer getreuen Un⸗ 
tertbpanen am entfprechendften iſt. 


Diefe Unfere nachtraͤgliche Verfügung fol gleichfalls durch das Megierungsblatt und 
durch Die „Kreis: Intelligenz = Blätter zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden. 


Münden, den 2. Februar 1326. 
Rg. Bl. v. 3. 1826. St. Vi. ©, 202. 
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§. 68. 
(Anonyme Eingaben betr ) 


L. K. 


Seit einiger Zeit kommen Uns wiederholt anonyme Eingaben und Anzeigen zu, die 
Unſer Mißfallen um fo mehr erregen mußten, da deren Verfaſſer nach dem Inhalte und bes 
ren eigener Ungabe. bei der Mechtöpflege angeftellt feyn follen. Eo gerne Wir jeder mit Of: 
fenheit gemachten und mit Gründen belegten Anzeige jederzeit Gehör geben werden, fo wenig 
Fonnen Wir folhen namenlofen Anfchuldigungen irgend einen Werth beilegen und werden da⸗ 
ber Ddiefelben ungelefen vernichten. Am meiften aber verfehen Wir Uns zu Unſern Juſtiz⸗ 
beamten, daß Diefelben, wenn fie Uns eine Anzeige zu machen haben, folches mit Offenheit, 
nicht in der Hülle der Namenlofigfeit, thun, und hiedurch beweifen werben, daß Eie des 
Vertrauens, welhes Wir in fie fegen, würdig find, und fi nur von Rechtoliebe, nicht von 
Selbſtſucht, beftimmen laſſen. 

Berchtesgaden, den 24. Auguſt 1830. 


Geſ. Bl. v. J. 1830. St. XXXI. ©. 1055. 


Siebenter Titel 


Sueignung von Schriften an Seine Majestät den König und die Mitglieder des Röniglihen Hauses. 
$. 69. 
(Die Dedicationen betr.) 


Sm Namen Seiner Churfürftllihen Durchlaucht. 

Da Eeine Churfürftlihe Durchlaucht den Echriftfiellern nicht fo ganz frei laffen kön⸗ 
nen, Höchfidenfelben ihre oft fehr mittelmäßige, oder ganz finnlofe Werke nad ihrem Gut: 
befinden zuzmeignen; fo wird vermög höchfter Entfchliefung vom 21. Juli ai. curr. biemit 
befannt gemacht, daß Niemanden geftattet ſeyn folle, Seiner Churfürftliden Durchlaucht Na⸗ 
men, oder jenen Höchftdero geliebteften Frau Churfürftin Durchlaucht, oder eines Prinzen 
oder einer Prinzeffin Höchftdero Familie, ohne nachgefuchte und wirklich erhaltene höchſte Er- 
laubniß feinem Werke vorzufegen. 


München den 5. Yuguft 1303. 
Churpf. Bayr. Re. BI. v. 3. 1803. St. XXXIII. ©. 560. 


. $. 70, 
(Die eigenmächtigen Dedicationen betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 
Die bereits unterm 5. Auguft 1305 (Mg. Bl. ©. 560) wegen des Verbote eigen: 
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mächtiger Dedication erlaffene Verordnung *) wird hiemit zur allgemeinen Beobachtung in Erin 
nerung gebracht. 


Münden, den 47. December 4844. 
Etaatsminifterium des Innern. 


Re. Bl. v. J. 1811. St. LXXX. ©, 1868. 


Achter Titel, 


Eintragen Seiner Majestät des Königs oder der Mitglieder des Königlichen Hauses in dir 
Saufbüder. 


G. 71. 
(Die Eintragung Ihrer Majeftäten zc- 2c. als Zaufpathen in die Taufbücher betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 

Da Bälle vorgelommen find, daß Untertbanen fi erlaubt haben, Ihre neugebornen 
Kinder vor erhaltener Erlaubniß auf den Namen Shrer Majeftäten taufen zu laſſen, dieſer 
Ungeziemtbeit aber nicht länger nachgefehen werden Kann; fo wird auf Königlichen Ullerhödy 
ften Befehl hiemit verordnet, daß keinem Pfarrer geftattet fepn folle, Ihre Königlihe Maje⸗ 
ftäten, oder einen Prinzen, ober eine Prinzeifin des Königlichen Haufes ohne nachgeſuchte, 
und wirklich erhaltene Erlaubniß als Pathe eines zu taufenden Kindes anzunehmen, und in 
das Kirchenbuch einzufchreiben. Hienach find fämmtlihe Pfarrer, und betreffende Eeelforges 
Geiſtliche dur die Landgerichte oder Polizeibehörden anmeifen zu laffen. 


München den 43. Januar 1313. 


Stanteminifterium des Innern. 


G. 72% 


(Die Eintragung Ihrer Majeftäten ale Taufpathen In die Taufbücher). 


Auf Befehl Eeiner Majeftät des Königs. 

Es ift erft neuerlih der Fall vorgefommen, daß von einem Pfarramte, und zwar 
auf eine unbefcheinigte Angabe hin, der Name eines Durchlauchtigſten Mitgliedes der Königs 
lichen Familie neben jenem des Taufpathen eben ſo unſchicklich, als unbefugt in das pfarrliche 
Taufbuch eingetragen wurde. 





a) Wan vergl, den vorſtehenden $. 60. 
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Damit fi ahnlihe Miißgriffe nicht wiederholen, wird das Röniglihe Megierungss 
Praͤſidium ſich veranlaßt finden, die Pfarrämter von diefem befremdenden DBorfalle mit dem 
Auftrage in Kenntniß zu fegen, Seine Majeftät den König oder ein Mitglied der Durchlauch⸗ 
tigften Königlihen Familie ale Pathen in die amtlihe Zaufmatrifel nur nad) erfolgter vor: 
gängiger Allerhöchſter Erlaubniß einzutragen. 

München am 20. Januar 1854. 

Staatsminifterium dee Innern. 
| An 
die Königlichen NRegierungs : Präfidien, und Erzbifhöfe und an das Oberconfiftorium alfo ergangen. 


4 


Neunter Titel 
Führen des Yosthorns. 


9. 73. 
(Von dem Gebrauche des Pofthorns.) 


Don dem Generalreichserbpoftamt ift die Anzeige gefchehen, wasgeflalten der Gebrauch 
des Pofthorns in hiefigen Churlanden dergeftalt gemein zu werden anfange, daß fich deſſen 
faft jedermann nad eigener Wilführ zu bedienen Fein Bedenken mehr traget, und die von 
Seiten der Poftämtern befchehene Abmahnungen von der mindeften Verfänglichkeit feyn wollen; 
Nun gebenten zwar Seine Churfürftlihe Durchlaucht Dero Miniftern und geheimen Näthen, 
dann Kämmerern, Kanzlern, Mentz und Oberfthofmeiftern, Hofober= und respective Lands 
richten in Regierungsftädten, auch von dem Militari, denen Ctaabsoffizieren nicht zu vers 
wehren, wann fie fi des Pofthorn bei ihren felbit eigenen Poftzugen noch ferners bedienen 
wollen. UM übrigen aber, welche unter obigen Klaffen nicht begriffen find, fol nicht nur der 
Schild, fondern auch das Pofthorn ſowohl bei eigenen, ale Lehenpferden in hiefigen Landen 
durchaus verboten feyn. Der Churfürftliche Hofrath weiß fi) hienach nicht nur felbft zu achten, 
fondern auch fämmtlihen Regierungen hievon abfchriftlihe Nachricht zu ertheilen, damit bins 
füro auf die von den Poftämtern befhehene Anzeig allzeit gleich die gebührend: und nachdruck⸗ 
famfte Abftellung gemacht werde. | 

Sign. in Int. den 10. December 1766. 


Mair. Gen. : Sammlung 178% II. Bd. St. LVII. S. 1549. 


$. 74. 
(Wer bes Poſthorns berechtiget feye-) 


Haben Wir Churfürft den in Unfern bayerifhen Erblanden eingefhlihenen Mißbraud 
des Pofthorns mißfällig vernommen, und werden daher denfelben von nun an verfänglicy abs 
ſtellen, alfo zwar, daß außer jenen, welde mit Unfern eigenen Hofpoftgäger 
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und der Hoflivree und jenen der Prinzen und Prinzeffinnen Unfere Chur: 
baufes bedient werden, ferner nur mehr Unfere Staate- und Conferenz-Ministri, die Chefs 
der Hofchargen, Präfidenten und Vice- Präfidenten, DVice- Doms und Kommandirende Genes 
ral en Chef, dann die Etatihalter und Gouverneurs in den Refidenzen und Hanptftädten 
der Führung des Poſthorns, wenn fie mit ihren eigenen Pferden fahren, befugt feyn follen. 
(E. die Eammlung v. %. 1734. E. 1394. Et. LVI)»). Damit aber diefe Unfere Wils 
Iensmeinung in genauen Vollzug gebracht werde, fo werden Wir Unfern Beamten den ge: 
meffenen Auftrag ertheilen, daß fie auf Anrufung der Poftämter den Uebertreitenden die 
Poſthoͤrner fofort abnehmen laſſen follen. 


Münden den 25. Aerntemonat 1734. 


Mair, Gen. : Sammlung v. 3. 1799. Bb. VI. Thl. 8. Nr. XVII. ©. 183. 


(Die Kührung des Pofthorns betr.) 


M. J. K. 

Wir vernehmen, daß ben beſtehenden Verordnungen entgegen (Mair. Gen.:Camm: 
lung Bd. VI. S. 135. $. 18.) *) fich mehrere Privat= Perfonen den Gebrauch des Pofthorne 
bei ihren eigenen Equipagen anmaffen. 

Um diefen Mißbrauch zu entfernen, verorbnen Wir, daß in Zukunft außer Unferen 
Doften, dann Unfern eigenen Hofpoftzügen Jund Hoflivreen, fo wie denen der Prinzen 
und Prinzeffinnen des Haufes, Niemanden geftattet fepn folle, das Pofthorn zu füh⸗ 
ren, als: 

Unferen geheimen Staats- und Konferenz : Miniftern, den Chefs Unferer Hofitäbe, 
den General= Sommiffiren der Provinzen, dann dem Chef Unferd geheimen Kriege: Bureaug, 
zugleich General » Quatiermeifter , und denjenigen Diviftons = Generälen, welche das General: 
Commando in den Provinzen führen. 

Auch diefe follen fich des Pofthorns nur bei ihren eigenen Pferden bedienen. 

Denjenigen, welche diefer Verordnung entgegen handeln, foll nicht nur auf Bee 
treten das Poſthorn durch die Polizeibeamten oder Orts-Obrigkeiten obne 
weiters abgenommen, fondern zugleich eine zu dem Armenfond zu vermen: 
dende Seldftrafe von 50 Reichsthalern auferlegt werden. 

Gegenmwärtige Verordnung laffen Wir dur das Megierungsblatt bekannt machen. 


Münden, den 8. Juli 1807. 


Reg. BI. v. 3. 1807. St. XXXI. ©, 1169. 





a) Man vergl. den vorftehenden $. 73. 
b) Man vergl. den vorftehenden $. 78. 


Bd. II. 18 
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\. 76. 
(Poſthorns Berechtigung betr.) 


M. J. K. 


Wir vernehmen, daß den beſtehenden Verordnungen entgegen (Rg. Bl. v. J. 1807. 
Et. XXXI.) ) ſich einige Privat-Perſonen den Gebrauch des Poſthorns bei ihren eigenen 
Equipagen noch forthin anmaffen. 

Wir verordnen, daß in Zukunft, außer Unfern Poften, dann Unfern eigenen 
Hof:Poftzügen und Hofekivreen, fo wie mit Ausnahme der Prinzen und 
Prinzeffinnen des Haufes, Niemanden geftattet feyn foll, das Poſthorn 
zu führen, als: Unfern geheimen Staats⸗ und Conferenz.Miniftern, dem Minifter Staats⸗ 
Cerretär in Kriegsfahen, den Kronbeamten, den Chefs Unferer Hofftläbe, den General⸗-Kreis⸗ 
Commiſſären, den Divifiong = Generalen, weldhe ein General: Commando führen, und dem 
General: Poft- Director. Auch diefe follen fich des Pofthorns nur bei ihren eigenen Pferden, 
und an einer andern, ale hellblau und ſchwarzen Schnur bedienen. 


In Unferer frühern Derordnung vom 8. Juli 1807 find bereite ſchondie Etra 
fen für diejenigen, welche fih Deshalb Unfüge erlauben, beftimmt. 
München den 15. Juli 1809. 


Rg. Bl. v. 3. 1809. St. L. ©. 1150. 


Zehnter Titel 
Vorschriften über das Ausweichen beim Begegnen der Königlichen Eguipagen. 


. 77. 
Nro. Pr. 2761. 


(Das Ausweihen der Wägen und Reiter bei den Reifen Ihrer Königlichen Majeftäten betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät dee Könige. 

Schon feit einiger Zeit fcheinen die Ihren Königlihen Majeftäten begeguenden Waͤ⸗ 
gen und Meiter dasjenige zu vergeffen, was die Natur der Sache, und was die fchuldige 
Ehrfurcht gegen den erhabenen Monarchen und die Megenten = Familie gebieten würde, wenn 
felbit Feine yofitiven Anordnungen beftünden. Wägen aller Art, fogar Fiakers, unterlaffen 
das Ausweichen fürmlich, oder weichen doch nur langſam und unvollftändig mittelft Räumung 
des Halbgeleifes aus; andere verlaffen zwar die Fahrbahn, aber halten nicht an, bie die 
Königlihen Equipagen vorüber find. Andere erlauben fih fogar, Ihren Majeftäten vorzu- 
fahren. 


a) ©. den $. 75. 
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Diefer Mißftand darf im Feiner Weife geduldet werben, und es ift Faum zu begrei- 
fen, wie derfelbe nicht von Eeite der betreffenden Behörden alsbald mahrgenommen und bes 
feitigt wurde. 


Das Königlihe Megierungs = Präfidium wird alsbald nad) Empfang gegenmärtiger 
MWeifung an die Etadt-Commiffariate und die Vorflände der Diftrictd = Polizei s Behörden die 
gemeffenften Befehle erlafien, und fie zur ernſtlichen Eorge dafür verpflichten, daß 


I. Fein Wagen , weſſen derfelbe auch ſeyn möge, beögleihen Fein Meiter, den Equi⸗ 
pagen , worin ſich Ihre Königlihen Majeftäten befinden , oder Eeiner Majeftät dem Könige, 
wenn Allerhöchftdiefelben zu Pferde ſich befinden, vorfahre oder vorreite, daß 


IL die Ihren Königlichen Majeftäten begegnenden Wagen oder Meiter raſch auf die 
Seite fahren oder reiten, und daß felbe nach vollzogenem Ausweichen, felbft aber auch wenn 
dieſes nicht möthig ſeyn follte, fo lange anhalten, bis Ihre Königlihe Majefläten vorüber find *). 
Die betreffenden Vorftände,, fo wie die Königlihe Gensdarmerie find für den pünftlichften 
Vollzug diefer Weifung fpeciell verantwortlich zu machen. 


München, den 20. October 4835. 
Staatsminiftertum bed Innern. 


An 
fammtliche Regierungs : Präfidien alfo ergangen. 


Ausgefchrieben von den Präſidien der Königlichen Regierungen : 
a) bes Iſarkreiſes unterm 26. October 1853. 
b) des Unterbonaufreifes unterm 18. November 1855. Kreis⸗Int. Bl. 1835. St. XLVIII. ©. 639. 
c) des Regenkreifes unterm 25. October 41833 , mit folgendem Beifage: 


Das unterzeichnete Präfibium verficht fi) zu den Worftänden der Königlihen Stadt: Sommiffariate 
und der Diftrictspolizeibehörben des Nezatkreifes, daß fie für ben pünktlihften Vollzug der gegenwär: 
tigen Weifung, wofür biefelben fpeciell verantwortlich gemacht werden, in vorkommenden Fällen die, 
gewiffenhaftefte Sorge tragen werben. 


Damit wird zugleich der Auftrag verbunden, bei Empfang diefes 
4) die Amts: Angehörigen von diefer Verfügung in Kenntniß zu fegen, und 


3) fämmtliche Lohnkutfcher ihres Bezirks vorrufen zu laſſen, denfelben nicht nur gegenwärtige 
Entfchließung gleichfalls geeignet zu eröffnen, fondeen fie auch anzumeifen, bei ihren Reifen, 
insbefondere, in, oder in der Nähe der Reſidenzſtadt, oder an Orte, wo der Allerhöchfte Hof 





a) In ben am 12. April 1834 durch bie Königliche Polizeidirection in München belannt gemachten Vor: 
Schriften über fchnelles Fahren und Reiten beftimmt ber $. 8. was folgt: 


„Den Equipagen, worin fi die Allerhöchſten Herrſchaften befinden, darf Niemand vorfahren oder 
„vorreiten, eben fo wenig darf Seiner Majeftät dem Könige, wenn Allerhöchftdiefelben fidy zu Pferde 
„befinden, vorgefahren oder vorgeritten werden. Die Ihren Königlidien Majefläten begegnenden Wägen 
„oder Reiter haben raſch auf.die linke Seite zu fahren ober zu seiten, und fo lange anzuhalten, bis Ihre 
„Majeſtäten vorüber find. 
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ſeinen temporären Aufenthalt genommen hat, ſich bei Vermeidung der ſchärfeſten polizeilichen 
Einſchreitung, nach der gegenwärtigen Vorſchrift auf das pünktlichſte zu achten, und hierbei 
zugleich auch auf die, über das den Poften auf den Straßen bei dem Zeichen mit dem Pofthorne 
gebührende Ausweichen, beftehenden Verordnungen vom 49. Zuli 1802 ®), 6. Februar 1804 b), 
30. April 1811 ©) und 12. October 1816 4) wiederholt aufmerkfam zu machen. 


Da Überdies die Lohnkutfcher für die Handlungen ihrer Untergebenen verantivortiich find, fo werben 
diefelben von felbft bedacht ſeyn, in ihrem eigenen Intereffe, auf jene belehrend einzumwirken. 


d) des Oberbonaufreifes unterm 50. Dctober 1853. 

e) des Rezatkreifes unterm 29. Detober 1855. . 

f) des Obermainkreifes untern 28. October 1833. Beilage zum 150. St. d. Kr. Int. Bl. v. 3. 1855 
g) des Untermainkreifes am 29. October 18355. mit folgendem Beifage: 


„Unter dem Bemerken, daß die fämmtlidyen Amtövorflände und Local: Poligeibihörben, fo wie bie 
Königliche Gendarmerie, für den püntlichften Vollzug diefer Weifung fpeciel verantwortlich gemacht 
werden, wird bemfelben bei Wermeibung fcharfer Ahndung in jedem nicht Beobadhtungsfalle mit dem 

- Beifügen entgegen gefehen, daß den Diftricts Polizei: Behörden vorzüglich die geeignete Juſtruction 
der Unterbehörden und die Aufſicht auf derſelben genaueſte Befolgung obliege.“ 





Eilfter Titel 
Gebrauch der für die Königliche Hofdienerschaft bestimmten Ciorte. 


(. 78. 
(Die Livree für die Dienerfchaft des Königlichen Hauſes betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Die Königlihe Regierung hat fümmtlihe untergebene Polizeibehörden zum Vollzuge 
der im XIII. Stück des Regierungs-Blatts 13826 befindlihe Anordnung, in Betreff der Liz 
vree für die Dienerfchaft des Koöniglichen Haufes zur Uufmerkjamfeit, Warnung und Anzeige 
anzumeifen. > 

Münden, den 29. März 1326. 

Etaatsminifterium des Innern. 


An 
ſämmtliche Königliche Kreis: Regierungen, K. db. 3, alfo ergangen. 


Nro. Pr. 5529. 


Abdrud der vorflehenden allegirten Allerhödhften Anordnung. 


L. K. 


Da Wir es angemeſſen finden, daß — außer den Mitgliedern der Königlichen Fa: 
milie — Niemand fi erlaube, feiner Dienerfhaft eine gleiche Livree wie jene Unferes König: 





a) Ne. Bl. St. XXX. S. 537. 

b) Rg. Bl. St. VII. S. 144. | J 
c) Rg. BL. St. XXVI. ©. 495. Ä 

d) NE. Bl. St. XXXV. S. 671. 
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then Haufes *) zu geben, fo beauftragen Wir hiemit Unfer Etaatsminifterium des Haufes 
und des Aeußern, deshalb das Geeignete zu veranlaffen, und für die genaue Beobachtung 
zu wachen. 
München, den 40. März 1326. 
An 
das Königliche Staatsminifterium bes Haufe und bes Arußern alfo ergangen. 
Ausgefchrieben von ben Königlichen Regierungen: 
a) des Iſarkreiſes unterm A. April 1826. 
b) des Unterdonaufreifes unterm 22. April 1826. 
c) des Regenkreiſes unterm A. April 1826. Kr. Int. BI. 1826. St. XV. S. 169. 
d) des Oberdonaukreiſes unterm 28. April 1826. Kr. Int. Bl. 1826. St. XIII. ©. 600. 
€) des NRezatkreifes unterm 3. April 1826. Kr. Jat. BI. 1826. St. XV. ©. 881. | 
f) des Dbermainkreifes unterm A. April 1826. 
g) bes Untermaintreifes unterm 5. April 1826. Sr. Int. BI. 1826. St. XLIII. ©. 851. 


| (. 79. 
(Die Eivree für die Dienerfchaft des Königlichen Hauſes betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Die Königlihe Regierung erhält in der Anlage unter Bezug auf die Ausfchreibung 
vom 29. März d. J. ®) in Betreff der Livree für die Dienerfchaft des Königlichen Haufes, 
einen Auszug aus em vom Königlihen Oberſt-Stallmeiſter-Stabe in diefer Sache unterm 
20. April d. 5. erftatteten Bericht zur Wiſſenſchaft und Nachachtung. 

München, den 2. Mai 4826. 

Staatsminiſterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Kreis: Regierungen, K. d. J. alfo ergangen. 


Nro. Pr. 5880. 


Abdrud des vorftehend allegirten Auszugs aus einem Berichte des 
Koͤniglichen Oberfl-Stallmeifter-Stab8 d.d. 20. April 4826. die Livree 
für die Dienerfhaft des Königlihen Haufes betreffend. 


Das Allerhöchſte Refeript Euer Königlihen Majeftät d. d. 16. und praes. 49.5. M. 
E. N. 4893. im rubr. Betr., trägt dem Oberfi:Ctallmeifter-Stabe auf, Anzeige zu erftatten, 
Welche unmittelbare Anordnungen Seine Majeftät der König an den diesfeitigen Etab in den 
neuern Zeiten in Bezug auf die Livree für die Dienerfchaft des Koniglichen Hauſes zu treffen 
geruht haben. 


Man erinnert hierauf a. g., daß nach dem mündlichen Ausſpruch Seiner Majeſtät 


a) Wan vergl. auch den $. 7. des Hof: uniforms-Regulativs vom 5. Auguſt 1805. (Rg. Bl. ©. 873.), 
welcher verordnet was folgt: 

„Bei dieſer Gelegenheit wird Jedermann unterſagt ſeiner Dienerſchaft ähnliche Kleidungen oder Aus⸗ 
„zeichnungen zu geben, welche der Hof- und Staatsdienerſchaft vom Civil- oder Militärſtande vorge⸗ 
„ſchrieben find, damit alle unſchicklichen Mißverſtändniſſe hierüber vermieden werden. — Die Stabt: 
„commandantfchaften und Polizeibirectionen haben darüber zu wachen.’ 

b) Man f. den $. 78. 
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des Königs die Livree der Dienerſchaft des K. Hauſes für die Zukunft, und wie nachfolgt zu 
beſtehen habe: 
„In einem hellkornblau tuchenen Rock mit Aufſchlägen und ſtehendem Kragen von glei⸗ 


„chem Tuche, und ſilbernen Borten, hellkornblau tuchenen kurzen Beinkleidern, und 
„einer rothtuchenen Weſte mit Silberborden beſetzt.“ 


Ausgeſchrieben von den Königlichen Regierungen: 
a) des Iſarkreiſes unterm 7. Mai 1826. 


b) des Unterdonaukreiſes unterm 2. Mai 1826. Kr. Int. BI. 1826. St. XX. ©. 221. 
c) des Regenkreifes unterm 6. Mai 1826. 
d) des Oberdonaukreiſes unterm A. Mai 1826. 


e) des Nezatkreifes unterm 8. Mai 1826. Kr. Int. Bl. 1826. St. XX. ©. 1255. 
f) des Obermainkreifes unterm 6. Mai 1826. 


3wölfter Titel. 
Yolizeiaufsiht bei den Königlichen Jagden. 


. 80. 
(Das Zudrängen der Zuſchauer zu den Königlichen Jagden betr). 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 

Ceine Majeftät der König haben Eich überzeugt, mie bei Allerhöchſtdero Jagden 
die Zufchauer mit einem Ungeftüm in den Jagdbogen eindringen, daß nicht nur die Jagd da⸗ 
durch geftört, fondern auch die Gefahr, Unglücsfälle zu veranlaffen, herbeigeführt, für das 
Jagdperſonal aber die Nothwendigkeit erzeugt wird, dergleihen Zudringlihe mit Ernft und 


allenfalls Gewalt zurückzuweiſen, wodurch aber dasſelbe Klagen und ſogar Strafen ausgeſetzt 
wird. 


Nro. Pr. 11380. 


Allerhöchſtdieſelben haben durch Allerhöchſte Entſchließung vom 7. d. M. anzuordnen 
geruht, daß die betreffenden Polizeibehörden, in deren Bezirken Königliche Jagden ſtatt fin⸗ 
den, angemwiefen werben follen, nicht allein ihre Untergebenen vor jeder Etörung der von dem 
SJagdperfonal getroffenen Anordnungen zu warnen, fondern auch foldhe Veranftaltungen zu 
treffen, daß das Jagdperſonal eine Affiftenz in feinen Verrichtungen finde, und die Jagden 
ohne Etörung und Gefahr vor fi gehen Fönnen. 


Die Königliche Regierung K. d. 5. hat hiernach unverzüglich dag Geeignete zu verfügen. 
Münden, den 45. Juli 1830. 
| Staatsminiftlerium bed Innern. 
An 
die Königliche Regierung bes Ifar: und Untermainkreifes K. d. J. alfo ergangen. 


Ausgefchrieben von den Königlichen Regierungen: 
a) des Iſarkreiſes unterm 20. Zuli 1830. 


b) des Unterdonaukreifes unterm 20, Juli 1830. 
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§. 84. 
Nro. Pr. 24981. 


(Die polizeiliche Aufficht bei den Königlichen Jagden betr.) 
Auf Befehl Eeiner Majeftät des Könige. 

Es ift bemerkt worden, daß bei den Sjagden, welhen Eeine Majeftät der König 
beiwohnen, nicht felten ein übergroßer Zulauf von Zufhauern ftatt findet, daß fich diefe in 
den Jagdbogen flörend ausbreiten und fogar — mie noch Neueftens bei N. der Fall war 
— den Jagdzeug befhädigen und öffnen. eine Majeftät der König verfennen zwar 
biebei den Ausdruck der Volksliebe nicht, Fönnen jedoch auch in Allergnäbdigfter Berücfichtis 
gung der Gefahr für das Leben und die Gefundheit der Zufchauer nicht gefchehen laffen, daß 
diefelben fich dem Abfchießen des Gewildes zu fehr nahen, und daß durch diefen Andrang die 
Drdnung der Jagd geftört, oder das Jagdperſonal Unannehmlichfeiten ausgefeht werde, 


Die Königliche Kreis-Regierung wird demnach hiemit angewiefen, fofort alle betreffende 
Königlihen Landgerichte unverzüglich zu beauftragen , daß diefelben im Benehmen mit dem 
Königlihen Jagdperſonale und der KRöniglihen Gendarmerie, bei jeder Königlichen Jagd ſolche 
Vorkehrungen treffen, daß fich Fein Zufchauer in den Jagdbogen mit den Treibern oder ein: 
zen für fich einfchleiche oder eindränge, daß wo möglich den Zufchauern von den Jagdbe⸗ 
börden gefonderte, und geeignet gelegene Plaͤhe angewiefen werden, und daß endlich vorzüglich, 
die Jagdgarne durch Polizeiwachen vor unbefcheidenen Angriffen gefchügt werden. 

Der Königliche Landrichter hat jeweils perſönlich auf das thätigfte mitzuwirken und 
den eifrigften Gerithtsdiener zur befondern Einfchreitung zu beordern, auch die benachbarten 
Gendarmerie s Stationen zur Afliftenz zu requiriren. 


Ueber die Tage und Orte, an welchen Jagden gehalten werden, hat die Königliche 
Regierung fi von der Königlihen Hofjagd-Intendanz die nöthige Mittheilung zu erwirken; 
auch iſt an diefelbe das Erfuchen um geeignete Alnweifung des untergebenen Jagdperſonals zu 
fielen, damit die. Polizeibehörden von demfelben über die zmwechmäßigfte Aufftelung der Zus 
(dauer benachrichtigt werden. 


München, den 14. November 1832. 
CStaatsminifterium dee Innern. 


An | 
bie Königliche Negierung des Ifarkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


Diefe Entfchließung wurde von der Königlichen Regierung bes Ifarkreifes unterm 11. November 
1832 ausgefchrichen. 


6. 82. 
Nro. Pr. 23606: 


(Die polizeiliche Auffiht bei den Königlichen Hofjagden betr.) 
Uuf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Seine Königlihe Majeftät haben zu verfügen geruht, daß bei den Hofjagden auf 
Hoch⸗ und Ehwarz: Wild ein Gendarmerie: Offizier jeweils zur Mitwirkung bei ber poltzei- 
Aufſicht zugezogen werden ſoll. 
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Hievon wird das Königliche Gendarmerie-Corps-Commando mit der Bemerkung in 
Kenntniß geſetzt, daß fich in diefen Faͤllen der kommandirte Offizier mit dem Bezirks-Polizei⸗ 
Beamten zu benehmen habe. 

München den 16. November 1832. 

Etaatsminifterium des Innern. 


An \ 
das Königliche Genbarmerie : Sorps : Commando alfo ergangen. 


Nachricht der Königlichen Regierung bes Ifarkreifes K. d. J. 


Diefe Entſchließung wurbe von der Königlihen Regierung bes Ifarkreifes unterm 20. November 
4832 ausgeſchrieben. 


| 9. 85 
Nro. Pr. 25606. | 
(Die polizeiliche Aufficht bei den Königlichen Hofjagben betreffend.) 


Yuf Befehl Eeiner Majeftät des Könige. 

Bezüglich auf die frühere Entfchliefung vom 15. Zuli 4850 *) auf die nenefte Wei: 
fung vom 44. d.®) die polizeilihe Wufficht bei den Königlichen Hofjagden betreffend, wird in 
Folge des von Eeiner Mojeftät bem Könige genehmigten Antrages der Königlihen Hof⸗Jagd⸗ 
Intendanz der Königlihen Negierung aufgetragen. 

4. Sn allen jenen Bezirken, wo Hofjagden gehalten werben, ift befannt machen zu 
Iaffen, daß jeder, der innerhalb des Jagdzeugs ſich begibt, eben dadurch die Verbindlichkeit 
übernimmt, fid) den Anordnungen des Königlichen Jagdperſonals zu fügen, daß überdieß das 
Jagdperſonal von der Polizei zur Aufrechthaltung der Ordnung förmlih requirirt ift, und 
daß daher die Anordnungen des Jagdperſonals von dem innerhalb befagten Zeuges ſich be: 
gebenden Publico ebenfo befolgt werden müffen, als wären folche von ber zur Aufrechthalung 
der Ordnung beſtellten Polizeibehörde unmittelbar ausgegangen. 


2. Die Zuwiderhandelnden ſind auf geſchehene Anzeige und Ueberführung in dem 
Maaße polizeilich zu behandeln, wie ſolches bei Uebertretung anderer Polizei: Anordnungen 
geſetzlich ſtattzufinden hat. 

3. Das Königliche Jagdperſonal iſt berechtigt, Uebertreter der Ordnung und der 
getroffenen Anſtalten anzuhalten, der Polizeibehörde zu überliefern, und hiebei genau nad) 
den Vorſchriften fich zu achten, welche der Polizei felbft in gleichen Fällen zuftehen. 

4. Eben fo ift befannt zu machen, daß Niemand den Treibern ſich anfchließen darf, 
der nicht ale Ireiber von der Jagdintendanz berufen, oder die Erlaubniß zum Unfchließen 
an die Treiber von dem an dem Eingange des Zeuges aufgeftellten Jagdindividuen erhoben 
bat, und daß das Anjchließen an die Treiber die Verbindlichkeit zur Erfüllung aller jener 
Auftraͤge involvirt, welche das Jagdperſonal bezüglich auf das Treiben zu ertheilen für ans 
gemefjen findet. 


a) ©. $. 80. ©, 142. 
db) & $. 81. ©. 183. 
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5. In Srmittlung und Beorderung des wöthigen Polizei: Perſonals und der noͤthi⸗ 
gen Gendarmerte: Mannfhaft, hat für jede einzelne Jagd immer ein Benehmen mit der 
Königlichen Hofjagdintendanz flattzufinden, weßhalb dieſe auch zu erſuchen if, das Königliche 
Megierungs : Präfidium zu Erlaſſung der geeigneten Weifung au das betreffende Königliche 
Landgericht und das betreffende Gendarmerie : Compagnie: Commando von jeder vprhabenden 
Jagd rechtzeitig in Kenntniß zu fegen. 


6. Mit gedachter Intendanz ift fih auch darüber zu benehmen, ob überhaupt oder 
nur bei gewiffen Jagden allenfalls die Treiber befondere Zeichen erhalten könnten, damit die 
Polizeis Uuffeher die bloßen Zufchauer um fo leichter von ihnen unterfcheiden und danach be- 
bandeln können; auch ift zu bewirken, daß fie bei jeder einzelnen Szagd anzeige, ob den Zu: 
ſchauern fchicflihe Pläge zum Aufenthalt während der Jagd und während der einzelnen Triebe 
angewiefen werden können, oder ob Zufchauer gänzlich ferne zu halten find, und es ift hie: 
nach alsbald das Landgericht und die Gendarmerie fpeziell zu inftruiren. 


München den 19. November 1352. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Negierung des Ifarkreifes, K. d. I. alfo ergangen. 


Ausgefhrieben von der Königlichen Regierung des Ifar: Kreifes dur lithographirte Entſchließung vom 
20. Rovember 1832. 


3u Folge der Nro. 6. vorftehender Miniſterial-Entſchließung wurde von det Königlichen Regierung 
des Ifarkreifes nachträglich folgende Verfügung an ſämmtliche Diftricts : Poligeibehörben erlaffen: 


Nro. Pr. 27545. 
(Die polizeiliche Aufficht bei den Königlichen Hofjagden betreffend.) 


Sm Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Um binfichtlih des Charakters der, in bezeichnetem Betreffe zu verfügenden Maß: 
regeln jeden Zweifel zu befeitigen, hat fid) das Präfidium der Königlihen Regierung wieder⸗ 
holt mit der Röniglihen Hofjagd = Intendan, ind Benehmen gefegt. Aus dem hierauf erfolg: 
ten Schreiben diefer, vom 9. December d. geht beftimmt hervor, daß es ſich Feineswegs darum 
handle, die Zufeher von den Königlihen Hofiagden gänzlich ferne zu halten, fondern ledig⸗ 
lich darum, dafür zu forgen, daß: 


3) diefelden durch unvorfichtiges und Jagdordnungswidriges Benehmen Keinen Schaden 
leiden, noch: 
2) die Jagd ſelbſt durch fie geftört werde, 


Diefem wird, nach weiterm Inhalte der Eingangs erwähnten Mittheilung am beßten 


dadurch vorgebeugt, wenn die Zufeher ſich entweder in die Reihe ber Klopfer, oder an die 
Bd. II. 49 
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Reihen der an der Ruͤckwand des Jagdbogens aufgeftellten Treiber eintheilen, unb ba fi 
bleiben. Auf keinen Fall aber wäre zu geſtatten, daß biefelben ſich wie bisher, nad 
Richtungen im Jagdbogen ausbreiten, indem gerabe dadurch das Wild am unrubigften ı 
wenn es fih in allen Michtungen von Menfchen verfolgt fieht. 


München den 12. December 1332. 


Vierte Abtheilung. 


Organisation 
der 


Vermwaltungs- Stellen und Behörden. 


u. 


Mebersicht. 


Erster Abschnitt. 
Bildung und Wirkungskreis des Königlichen Staatsraths. 


Einleitung. 


I, Organifation des vormaligen Geheimen Raths, und Ergänzung ber Kompetenz 
Beltimmungen deöfelben. 


II. Organifation ded Königlichen Staaterathe. 
Anhang J. 
Administrativ- sontentiöse Gegenstände, 
Erster Titel. 


Nontinijtrativ scontentiöfe Gegenftände nach ihrem gefetlichem Begriffe, 


Zweiter Titel 
Richterliches Verfahren in abminiftrativ » contentiofen Gegenjtärden. 


A. Allgemeine Beftimmungen. , 
1. Beſtimmungen über die Anwendbarkeit der beſtehenden Civil⸗Proceß⸗Geſetze in 
denſelben. 


I. Beſtimmungen über das richterliche Verfahren. 
III. Rechtsmittel. 


20* 


Ueberſicht der IV. Abtheilung. 
B. Befondere Beltimmungen über dad Verfahren ber Verwaltungsgerichte. 
I. Bei Abtretung von Privateigenthum zu öffentlichen Zwecken. 


II. Bei Defraudationen. 
II. Bei flreitigen Brandverficherungsfällen. 


Anhang IE 
Bestimmungen über Competenz- Conflicte, und das Verfahren bei deren 
Entstehung. 


Einleitung. 
Erster Titel, 


Verordnungen zur Verhütung der Gompetenzftreite zwifchen Abminiftrativs und Juſtiz⸗ 
Stellen. 


Zweiter Titel. 
‚Derorbnungen über das Verfahren in angeregten Gompetenzs Gonflicten, 
Dritter Titel. 
Entjcheidungen einzelner Competenz⸗Conflicte. 


Zweiter Abschnitt. 


Formation und Wirkungskreis der Königlichen Staatsministerien. 


Einleitung. | 
4. Allerhöchfted Refeript über die Organifation der oberften Stellen bed Staates vom 


2. Februar 1817. 
2. Formation der Königlichen Staatöminijterien vom 15. April 4817. 
3. Formation der Königlichen Staatsminifterien vom 9. December 1825. 


Veberficht der IV. Abtheilung. 


Dritter Abschnitt. 


Bildung und Wirkungskreis der Röniglichen Kreisregierungen. 


Einleitung. 
1. Snftruction für die Generals freißss Sommiffarlate v. 17. Suli 1800. 

II. Allerhöchfte Verordnung vom 230. October 18441, bie Erweiterung des Wirkunges 
freifed bei den General» Kreis Commiffariaten betreffend. 

IT. Allerhöchite Verordnung vom 6. Auguft 1815, die Competenz der GeneralsKreiss 
Commiffariate betreffend. 

IV. Allerhöchfte Verordnung vom 27. März 4817, die Formation, den Wirkungskreis 
und den Gefchäftögang der oberiten Berwaltungsbehörden in den Kreifen betr. 


V. Allerhöchfte Verordnung v. 17. December 1825, die Formation, den Wirkungskreis 
und den Gefchäftögang der oberften Verwaltungsftellen in den acht Kreifen betreffend. 


Dierter Abschnitt. 
Bildung und Wirkungskreis der Königlichen Landgerichte, 


Einleitung. 

I. Allerhöchfte Verordnung vom 24. März 41802, die Einrichtung der Landgerichte 
betreffend. 

II. Generalverordnung der Churpfalzbayeriichen Landesdirection in Schwaben, vom 
4. März 1804, die Errichtung der Landgerichte und Nentämter betreffend. 

111. Verordnung der Ghurfürftlichen Landesdfrection in Würzburg, vom 8. November 
1804, die Organifation der Sandäamter im Fürftenthume Würzburg betreffend. 

IV. Verordnung der Churfürftlichen Landesdirection in Bamberg, vom 16. November 
1804, die Organtfation der Landämter im Fürftenthume Bamberg betreffend. 

V. Verordnung des Churpfalzbayerifchen Generals Landes: Sommiffariat vom 28. Des 
cember 1804, das neue Camerals Rechnungswefen betreffend. 


VI. Allerhöchfte Verordnung vom 30. Auguft 4810, die RandgerichtösBerfaffung im 
Inn- und Eiſackkreiſe betreffend. 





Einleitung 


Gaon die Meberfchrift dieſer Abtheilung gibt zu erkennen, daß hier nur von Gonftituirung und Sims 
richtung der Berwaltungs:Stellen und Behörden im Allgemeinen die Rede fey. Obgleich die Geſchaͤftsbe⸗ 
handlung in den nadfolgenden Sormationen der Minifterien und Kretsregierungen zugleich an den Wirs 
kungskreis fih anfhliegend, enthalten ift, fo Fonnten hier doch nicht alle jene unmefentlicheren Verfügungen 
aufgenommen werden, welde eigentlih ihrer Beſtimmung und ihrem dispofitiven Character nad in die 
Dienfts oder Gerichtsordnung gehören, wie die Vorfchriften wegen ungeeignetee Eingaben und Befchwerden, 
Geſchaͤfts- und Gorrefpondenzformen, Ganzlet: Ausfertigungen, Bureaujtunden x. dgl. Man fürchtete 
auf diefe Weife das einfahe Material der Drganifationen zu verwirren, und eine Abtheilung, welche blos 
die Vorausſetzungen enthalten fol, durch die der Vollzug von Geſetzen und Verordnungen bedingt ft, durch 
Anhäufung unwictigerer Beflimmungen unnöthig zu erweitern. Die Grenzlinie, die vielleicht eine Schei⸗ 
dung der eigentlihen Geſchaͤfts⸗ und Hausordnung darbieten koͤnnte, ift zu unbefimmt, ale daß es zweck⸗ 
mäßig erfchtene, beide zu trennen. Man fehe deshalb die Abth. XVII. Abfchnitt 3. Cine fheinbare Aus: 
nahme wurde fih nur beim Etaatsrathe erlaubt, indem Hier alle gefeglichen Anordnungen über die geſetz⸗ 
lichen Begriffsbefiimmungen und das richterlihe Verfahren bei adminiftrativ: contentiöfen Gegenftänden 
sufammengehalten und dem Abfchnitte I. in einem Anhange beigefügt wurden. Dies findet feine Rechtfers 
tigung darin, daß den adminiftrativscontentiüfen Gegenftänden im Spftem nicht wohl eine geeignetere Stelle 
angewiefen werden Tonnte, (ausgenommen man wollte ihnen eine eigene Abtheilung anmeifen) und fodann 
darin, daß der Staatsrath felbft zwar eine oberfte berathende und entfcheidende Stelle, aber keineswegs 
iu jenen adminiftrativen Stellen zu rechnen ift, von weldhen hinfichtlih der Gefchäftsortinung in der oben 
erwähnten Abtheilung XVII. Abfchnitt 3. die Nede ſeyn wird, und daß endlich es gewiß Dem angenom⸗ 
menen Principe entfprehe, materiell unter fih Verbundenes nicht zu trennen. Die adminiftrativen 
Rehtsfahen aber reihen fih unbedingt an den Künigliden Staatsrath an, dem die Entfheidnng darüber 
in letzter Inſtanz zukoͤmmt. Dasfelbe Berhältniß berührt auch die Lehre von den Competenz⸗Conflicten, 
die in einem zweiten Anhang an den Staatsrath angefchloffen iſt. Die einzelnen pofitiven oder negativen 
Sompetenz: Beflimmungen find in die betreffenden Abtheilungen verwiefen. Es würde ins Unendliche führen, 
wollte man alle nachtraͤglichen Entſchließungen über Zuftändigkeit oder Richtzuſtaͤndigkeit der Miniiterien, 
Kreisregierungen oder Unterbehörden, wie 5. B. in Verleihung der SZahrmärkte, foeciellee Gewerbe, in 
Poligeiftraffachen „ in Miethverhältnifien u. f. w. heraufjiehen. Man müßte eine unberschenbare Mafle von 
Verordnungen anticipiren, fo daß fchwerfällige Wiederholungen unvermeidbar wären Gine tabellarifche 


Einleitung. 


Ueberficht der Gompetenzen fol am Schluffe de® ganzen Werkes gegeben werden. Wbenfo wurde Die 
Allerhöchite Berordnung vom 17. December 1825, (Regbl. 1825, St. LIII. S. 1035) wodurch bei dem 
Königlihen Staatöminifterium des Innern eine eigene Stelle für die Angelegenheiten der Kirche, als auch des 
Unterriht® und der für die beiden Zwecke beſtimmten Stiftungen unter der Benennung: Oberſter Klrchen⸗ 
und Schulrath eingeführt wurde, dann die Verordnung vom 26. Deeember 1825, (Reg. Bl. v. 3.1826. 
St. H. ©. 25.) wodurch eine Minifterial Section für die Leitung des Bauweſens, dann vom 19. 
Decbr. 1830, (Reg. BI. 1830 St. VII. ©. 177.) wodurd die oberfte Baubehörde als ergängender Theil des 
Staatsminifteriums des Innern angeordnet ward, in die einfhlägigen Abtheilungen (IX. und XVII.) Uns 
err ichts- und Bauweſen übertragen. Ferner ift hier ausgefchloflen, was den Wirkungskreis fpeziellee Uns 
terbehörden, wie der gutöherrlichen Gerichte, der Koͤniglichen Polizeidirection Münden, der Magiftrate und 
Landgemeinde : Bermaltungen betrifft. Diele Verfahren ift gewiß durch den Begriff einer Berordnungse 
fammlung gerechtfertigt. Die nähere Anwendung dieſer Grundfäge fehe man übrigens bei den einzelnen 
Abſchnitten: Staatsrath, Staatsminifterien, Kreisregierungen, Landgerichte, 


Erster Abschnitt j 


Bildung und Wirkungskreis des Königlichen Stantsrathes. 


Cinleitung. 


Der Verlauf der Bildung des Königlichen Staatsraths, vormals Geheimen Raths, iſt in ben nachſtehenden 
Allerhöchften Verordnungen über deffen Kormation und Wirkungsfreis enthalten. Die vor bemfelben beftandene 
Geheime Gonferenz war dem Wefen und der Form nach zu verfchieden von demfelben, als daß fie mit ihm in 
irgend eine Verbindung gebracht werden könnte. Chbenfo jene Gentral:Berfammlung ber Miniſter in einem 
fogenannten Staatsrathe feit 1799, als dem Jahre der Errichtung ber erften Minifterial: Departements in Payern. 
— Daß von den fünf Formationen einfchließlich der Competenz-Regulirung bes Geheimen Raths (nämlich von denen 
der Jahre 1808 und 1810, 1817, 1821 und 1835 , ungeachtet viele Paragraphen, namentlich au der Verord⸗ 
nungen von 1817 und 1825 unter ſich felbft bis zum wörtlichen Ausdruck Übereinflimmen, nur bie vom 9. Januar 
1821 (Ne. BI. 1821. St. III. ©. 49) in diefer Sammlung ausgelaffen wurde, hat feinen Grund in Folgen 
dem: Die Formations-Verordnung vom Jahre 1821 ift, abgefehen von der formellen Veränderung hinfichtlidy 
ber nicht mehr beftehenden Staatsraths-Commiſſion, beinahe wörtlich in ber jüngften Inftruction bes Kö: 
niglichen Staatsraths vom 18. November 1825 enthalten ; alle Übrigen haben zur Zeit noch den pofitiven Werth 
der Anwendbarkeit; die DOrganifation von 1817 conftituirte den Königlichen Staatsrath auf feinen dermaligen 
Grundlagen, und in bdiefer, wie in den beiden ihr nachgefolgten Inftructionen wird fi auf die Allerhöchfte 
Berorbnung Über die Gompetenz :Regulirung vom 8. Auguft 1810 wegen der gemifchten Rechtsfachen bezogen ; 
biefe felbft ift auf das Allerhöchfte Refeript von 1808 Über die Bildung bes Geheimen Hathes bafirt, eigentlich 
die Ergänzung jenes Reſcripts. Es verfteht fi) übrigens von felbft, daß die darin enthaltenen Beſtimmungen 
über die Kormation und den Gefchäftsgang, infoweit fie nicht durch die fpäteren Organifations -Referipte be⸗ 
ftätigt, dann über Befoldung zc. aufgehoben find. — Die wenigen abweichenden aufgehobenen Vorfhriften 
der Inſtruction von 1821 wurben der von 1825 in den Anmerkungen beigefügt. — Nicht aufgenommen wurden 
ferner in dieſer Abtheilung: 4. Eine Allerhöchſte Entſchließung an den Königlichen Staatsrath vom 6. Zunt 
1817 (Ne. Bl. 1817. St. XXIV. ©, 571) in Betreff der von demfelben zunädft zu bearbeitenden und bie 
Berfaffung des Königreichs betreffenden Gegenftände, welche durch die inzwifchen wirklich erſchienene Verfaffung 
des Königreichs als vorübergegangen erfcheint. Man vergleiche hiezu auch die Verorbnung vom. 2. Februar 
1817 (Abſchnitt IT. diefer Abtheilung unten). 2. Die in der Abtheilung XVIII. Abfchnitt II. eingetragenen 
Verordnungen Über perfönliche Dienft: und Befoldungs : Verhältniffe der Königlichen Staatsräthe, wie die Ver⸗ 
ordnung vom 30. Juni 1819 (Rg. Bl. 1819. ©. 623) Über deren Hoffähigkeit, die Verorbnung vom 25. October 
1825 (Ng. SI. 1825. ©. 771) den Befoldungs = Vorbehalt derfelben betreffend zc. 
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1. Organisation des vormaligen Geheimen Rathes und Ergänzung 
der Competenz-Bestimmungen desselben. 


(Die Kormations - Bescripte vom 4. Juni 1808 und 8. August 1810.) 


§. 1. 
(Die Bildung des Geheimen Raths betr.) 
M. J. K. 


Wir haben zur Vollziehung der im III. Titel 9. 2— 39 der Conſtitution über die 
Errihtung des Geheimen Raths enthaltenen allgemeinen Beftimmungen folgende organifche 
Anordnung zu treffen befchloffen, und befchließen hiemit, wie folgt: 


Erster Titel 


Eonstituirung des Personals. 


Yrt 1 


Mir und Unfer Kronprinz wohnen den Eiyungen dee Geheimen Rathes bei. 
Diefer ſoll beftehen ®) ; 
a) aus Unjern Miniftern, 
b) aus zwölf, höchſtens fechzehn geheimen Raͤthen, die Wir ernennen werden, 
c) auch Unfere Kronbeamte können während ihrer Anweſenheit in Unferer Relis 
denz den Sitzungen des Geheimen Mathe beimohnen, und nehmen alddann ipren 
Play nad) Unferen Miniftern, 


d) die Etelle des General: Secretaird bei dem Geheimen Mathe wird Unferm ges 
heimen Conferenz = Gecretair übertragen. 


Urt 2 


Die geheimen Räthe werben anfänglid von Uns nur auf Ein Jahr ernannt, und 
find nicht eher, als nach fechsjähriger ununterbrochener Dienftesleiftung in diefer Eigenſchaft 
als permanent anzufeben. 


Alle Jahre mit dem erften October wird eine von Uns angeorönete Lifte der geheis 
men Raͤthe erfcheinen. Diejenigen, welche nicht auf diefer Kifte ſtehen, hören’ von felbft auf, 
geheime Raͤthe zu ſeyn. 

Urt 3 


Der Gehalt eines geheimen Mathe wird auf viertaufend fünfpundert Gulden feſtgeſern 
mit Einrechnung desjenigen, den ein Mitglied wirklich ſchon bezieht. 


— 





a) Gonftitutions-Urkunde vom 4. Mai 1808. Rg. WI. 1808. S. 995. Man vergl. Abtheilung II. Abſchnitt 
1. (Bd. I. ©. 375.) gegenwärtiger Sammlung, 
b) Dan f. die voranftehende Einleitung. 
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Art 4 
Der Gehalt des General: Eecretaire ift viertaufend Gulden, was derſelbe dermal 
bezieht, wird gleichfalls eingerechnet. 
Yrt 5 
Die auf Lebenszeit ernannten geheimen Näthe und der General: Eecretair erhalten 
alle Vortheile der Pragmatik für den Etaatedienft, wenn fie ihnen nicht ſchon nad) ihren bie: 
herigen Dienftverhältniffen zuftehen ; fowie fie auch allen aus derfelben bervorgehenden Ver: 
bindlichleiten unterworfen find. 


Bmeiter Vitel. 
©eschäftshreis des Geheimen Baths. 


Yrt 1 


Unfer Geheimer Math ift in Gemäßheit des Titels III. 9. 2 der Eonftitution =) bie 
höchſte berathfchlagende Stelle in den wichtigſten inneren Angelegenheiten Unſers Reichs. 


Yrt 2 
Er kann ſich nur auf Unfern Befehl verfammeln. 


Yrt 3 

Er hat in einem Gefhäfte die Snitiative, und kann nur über diejenigen Gegen: 
fände berathſchlagen, welche auf Unfern Befehl von Unfern Miniftern an ihn gebradht werben. 

Meber die Gegenftände, die fich zur Berathung in dem Geheimen Mathe eignen, wer- 
den die Eigungen, fo oft Wir es auf den Vortrag Unferer Minifter nöthig erachten, von 
Uns beftimmt., | 

Es wird nie eine Vorftelung unmittelbar an den Geheimen Math gerichtet; fondern 
allzeit an Uns, mit der Bemerkung des Gegenftandes. 


Yrt & 

In Folge des $. 2. Tit. III. discutirt und entwirft er die Geſetze und Daupt: Ver: 
waltungs= Verordnungen nach den Grundzügen, die ihm von Uns durch die einfchlagigen 
Minifterien werden mitgetheilt werden. 

Yrt 5 

Ueber die an Uns gerichteten, und von Uns an ihn durch die einfchlägigen Minifterien 
gewiefenen ragen, den Einn der Gefege betreffend, hat der Geheime Rath Uns fein Gut: 
achten vorzulegen. | 

Yrt 6. 

Er vereinigt mit dem Charakter der berathfchlagenden Etelle den richterlichen in allen 
eontentiöfen adminiftrativen Gegenftänden, die auf Unfern Befehl burd die einfchlägigen Mi⸗ 
nifterien an ihn gebracht werden, und für welche er die letzte Inſtanz nach den näheren 





a)l.c. 
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Beſtimmungen bildet, die hierüber ſowohl in Beziehung auf die Gegenſtände, als auf die 
babei zu beobachtenden Förmlichkeiten nachfolgen werden ). 


Art. 7 
Er beurtheilt: 


a) Die Competenz-⸗-Streitigkeiten zwiſchen den Gerichte: und Verwaltungs⸗Stellen, 

b) Die Frage: ob öffentliche Beamte wegen begangenen Verbrechen vor Gericht 

geftellt werden Fönnen und follen. | 
YUrt 8 


Wegen diefer Judicial-Geſchäfte verfammelt fid) der Geheime Rath wöchentlich eins 
mal an einem noch zu beftimmenden Tage. Bei diefen VBerfammlungen müſſen jedesmal zwei 
Dritttheile der Mitglieder gegenwärtig fepn. 


Dritter Vitel. 
Oeschäftsgang. 


Art. % 
Aus der General-Verfammlung des Geheimen Mathe werden nad den ihm zugewie⸗ 
fenen Segenftänden drei Eectionen gebildet ®) : 
a) der bürgerlichen und peinlihen Gefehgebung, 
b) der Finanzen, und 
e) der innern Verwaltung. 


Yrt 2 
Jede Section befteht wenigftens aus 3 Mitgliedern; wenn Fein bejonderer Präfident 
als Vorfland der Section von Uns ernennt wird, fo kommen dem älteften Mitgliede derjelben 
bie Functionen bes Dirigenten zu. 
Urt 3 


Sn den einzelnen Sectionen werden die dahin gewieſenen Gegenſtaͤnde zum Vortrage 
in der allgemeinen Verſammlung vorbereitet. 


Art. 4. 


Die einzelnen Sectionen verſammeln ſich ſo oft, als es die Bearbeitung der ihnen 
zugewieſenen Gegenſtände erfordert. Ein geheimer Secretair desjenigen Miniſterial-Depar⸗ 
tements, zu deſſen Geſchaͤftskreiſe der zu bearbeitende Gegenſtand gehört, führt dabei das 
Protocoll. | . | | 

Art. 5 

In der General: Berfammlung wird allzeit auf den Vortrag derjenigen Section bes 

ralhſchlagt, welche den Gegenftand hiezu vorbereitet hat. 





a) Dan vergl. die nachfolgende Allerhöchfte Verordnung. ©. 160. 
b) Dan vergl, bie Ginleitung zu diefem Abfchnitt. 
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Yrt 6 


Wenn Wir, oder Unfer Kronprinz der Eipung nicht in Perfon beimohnen, fo präs 
fidirt der ältefte der anmwefenden Etaats » Minifter. 


Art. 7 


Der General- Eecretair führt in der General: Derfammlung das Protocol. In dens 
jenigen Derfammlungen, melde durch wichtige innere Angelegenheiten des Meiche, oder durch 
die zu Discutirenden Geſetz-Entwürfe veranlußt werden, if er verbunden, über jeden diefer 
Segenftände ein eigenes Protocol zu führen, welches Uns durch den einfchlägigen Minifter 
zur Genehmigung vorgelegt wird. Derfelbe führt auch das KFinlaufs= Protocol über die an 
den Geheimen Rath gewiefenen Gegenftände, verwahrt die SProtocolle, und forgt für die ers 
tigung der nöthigen Ertracte, die von ihm unterzeichnet werden. | 


Urt 8. 


Die Erfenntniffe des Geheimen Raths in contentiofen abminiftrativen Eachen, ſowie 
die Entfcheidungen der Anfragen, welche entweder Competenz = Etreitigfeiten der Gerichts⸗ 
und Verwaltungs -Etellen, oder die Eiellung eines öffentlihen Beamten vor das Gericht 
betzeffen, werden in Unferm Namen, mit Bemerkung der hierüber vorausgegangenen Verneh⸗ 
mung bes Geheimen Raths, durch die einfchlägigen Minifterien ausgefertigt. 

Yrt 9 


Sobald die Entfchließungen des Geheimen Raths in organifhen Verwaltungs: Ges 
genfländen, die durch den einfchlägigen Minifter Und vorgelegt werden, Unſere Genehmigung 
erhalten haben, bilden fie Decrete, und werden von demfelben Minifterium, in deflen Ges 
(haftsfreis fie einfchlagen, in Unferm Namen ausgefertigt. 

Yrt 10 

Ergibt fih der Fall, daß ein in dem Geheimen Rathe auf Unfern Befehl in Bes 
rathung genommener Gefey- Entwurf, nach Unferer durd den einfchlägigen Minifter zuvor 
bierisber erhaltener Genehmigung, den Meichsftänden mitzutheilen ift, fo wird derfelbe jededs 
mal durch die von Uns dazu befonders zu ernennenden Mitglieder ded Geheimen Mathe mit 
den in dem organifchen Edicte über die NationalsNepräfentation vorgefchriebenen Förmlich: 
keiten an die Verfammlung der Reicheftände gebracht. 


Yrt 414. 


St über einen folhen Gefeg : Entwurf mit der Nationals Repräfentation das Erfor⸗ 
derliche berichtigt, fo kommt derſelbe an das einſchlaͤgige Miniſterium zurück, und wird, nach⸗ 
dem er Und durch dieſes zur endlichen Beſtaͤtigung wieder vorgelegt worden, auf gehörige 


Urt ausgefertigt. | 
Yrt 12. 


Ein jeder Unferer Etaatss und GonferenzeMinifter wird hiemit beauftragt, zur 
rusführung diefes organifchen Edicts die in feinen Wirkungskreis einfchlägigen weitern Ein⸗ 
Leitungen fo zu treffen, daß dasſelbe mit Anfange bes künftigen Etats-Jahres in Vollzug 
Befegt werben kann. 


Münden den 4. Juni 1808. 
Reg. Bl. v. 3. 1808. Bb. I. St. XXVIII. ©, 1320. u. folg. 
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(Die Vervollftändigung der Competenz:Regulirung des Königlichen Geheimen Rathes in abminiftratio, poligeilich 
und finanziellen Gegenſtänden betr.) 
M. J. K. 

Wir haben bereits in dem organiſchen Edicte vom 4. Juni 1808 die Bildung des 
Geheimen Nathes betreffend, Zit. I. Art. 6. Ag. BI. von 1908 Eeite 1552) *) erflärt, daß 
fowohl in Beziehung auf die Gegenftände, für weldhe Unfer Geheimer Rath die legte Inſtanz 
bilden fol, als auf die dabei zu beobachtenden Förmlichkeiten Unfere näheren Beftimmungen 
nachfolgen werden. 

Diefer Unferer Erflärung zufolge finden Wir Und bewogen, fowohl 

A. über die Competenz Unfers Geheimen Rathes, ale 

B. über die in Fällen der Necurfe zu beobachtenden Fatalien von ber erften zur zwei⸗ 
ten, und von der zweiten zur dritten Inſtanz, dann 

C. in Bezug auf die weiteren dabei zu beobachtenden Förmlichkeiten folgende Be⸗ 
fiimmungen zu erlaffen, und zu verordnen, wie folgt: j 


Erster Ditel. 
Yon der Competenz des Geheimen Naths. 


Yrt 1 
Zur Berufung an Unfern Geheimen Hath find, wenn auch zwei gleichlautende Er⸗ 
kenntniſſe der untern Inſtanzen vorliegen, geeignet: 
4) Die Cultursſtreitigkeiten; 
2) Gewerbeftreite über Berechtigung zum Gewerbe oder zwifchen mehreren Berechtigten; ®) 
3) Beſchwerden über verweigerte rechtliche Entfchädigungen wegen Weg- Straßen⸗- und 
Brücfenbauten; 

4) über Polizei= Confidcationg - Etrafen; 
5) Poftreclamationen; 


6) Befchwerden über Erkenntniſſe, die Dienftesvergehungen ber Poftbeamten betreffend, 
nad dem Megierungs- Blatt vom Jahre 4808 Eeite 22655 °) 





a) M. f. den vorhergehenden $. 1. ©. 157. 

b) Sowohl wegen biefer als wegen ber abminiftrativ:contentiöfen Gegenftände überhaupt, bie hier vorgetragen 
erfcheinen, muß auf Anhang I. zu gegenmwärtigem Abfchnitt, Zitel 2 verwiefen werden. 

c) Die hier angezogene Stelle lautet wie folgt: 
„Sn Dienftes: Gebrechen Hat die General: Poftdirection die Unterfuhung und Erkenntniß in erfter In: 
flang mit der Befugniß, die Unterfuchung Local: Beamten aufzutragen. Wenn Guspenfion von Amt 
und Gehalt auf längere Zeit, als einen Monat, oder Dienftes: Entlaffung eintreten fol, muß vorher 
bie Genehmigung Unſers geheimen auswärtigen Minifterial: Departements eingeholt werden: bie Ap: 
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7) über die Poftbeeinträhtigungen;  . 

3) über Erfenntniffe in Kriege» Concursenz= Eaden ; 
9) in Nachſteuer-Sachen; 

10) Streitigkeiten der Etiftungen unter fi; 


14) über Erkenntniſſe in Aufſchlags-Defraudationen; | 
12) in Maut: Defraudationen;; m 


15) in Ealz= Defraudationen; 

414) in Etempel: Defraudationen; 

15) in Lotto Defraudationen; 

16) über Erkenntniffe in Forſtpolizei-Sachen; 

17) Befchwerden, die aus einer durch das Verfahren der Unterbehörden entftandenen Kraͤn⸗ 


fung des Eigenthums entfpringen, worüber der Recurs an die ordentlichen Gerichte: 
böfe nad) den beftehenden Verordnungen nicht geftattet ift. 


Urt % 
Um aber in den obengenannten Gegenftänden den Recurs an Unfern Geheimen Rath 


introduciren zu Fönnen, muß die gravirlihe Summe den Betrag von vier hundert Gulden 
erreichen. *) 


⸗ 


pellation geht inner ber obigen Friſt an dieſes lezgtere, um von da in Unſern Geheimen Rath gebracht 
gu werden.‘ 


Drganifhes Edict, die Anordnung der Generals PoflsDirection als Section 
bes auswärtigen Miniſteriums betr. vom 17. Sept. 1808 $. 9. Rg. Bl. 1808. 
Bd. 11. ©. 2265. \ 


Durch die nadjgefolgte Drganifation von 1847 Hat fich jedoch das Verhältniß dahin geändert: „Bei 
Dienſt-Gebrechen und Verſchuldungen fteht die Unterfuhung und bie Entfcheidung, wenn foldhe nur 
Dienft = Polizei oder Disciplinar » Gegenftände betreffen, den einfchlägigen Poft :Oberbehörben (jetzt 
Diber : Poftämter) oder nad Maßgabe des Gegenflandes und der Perfonen ber General: Abminiftration 
der Poften zu. Betreffen foldhe aber Verſchuldungen, für welche in Unferm allgemeinen Straf-Geſetzbuche 
die Strafen beftimmt find, fo kommt der General - Adminiftration der Poften, nur die General - Unters 
fuhung zu, wie ſolche im zweiten Theil fiebenten Zitel des allgemeinen Straf-Geſetzbuches vorges 
fhrieben ift. Ä 


Verordnung vom 51. Juli 1817 die Organifation der GeneralsAbminifration 
der. Poften betr. $. 7. Nro. 1. Rg. Bl. 1817. ©. 733. 


Bälle der peinlichen Gerichtsbarkeit waren auch fhon durch die frühern Verordnungen, ausdrücklich 
durd) die vom 2. Februar 1806 $. 14. Rg. Bl. 1806 ©. 66. der Eognition ber Poftbehörde entzogen. 
Die Entfheidung Über Disciplinar : Strafen und Vorgerichtftellung der Poftbeamten richtet fich übrigens 
fest nach ber in Beilage IX. zur VBerfaffungs: Urkunde Hegebenen allgemeinen diesfallfigen Bes 
flimmungen für Staatsdiener und nach ber in ber unten folgenden Inftruction für den Königlichen 
Staatörath von 1825 im $. 16. enthaltenen Vorſchrift. — Man vergl. Abth. XVIII. Abſchn. 2. 


Durch ein Allerhöchftes Reſcript vom 23. November 1827 wurden die im Art. 2. und 5. enthaltenen 
Beflimmungen, als feit einiger Zeit außer Acht gelaffen, ins Gedächtniß zurück gerufen. M. vergl. 
biezu Anhang I. Zitel I. zu gegenwärtigem Abfchnitt, 
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Yrt 2% 
In diefe vier hundert Gulden werden bei den Auffchlage, Salz⸗ und Mautdefraus 
dationen nicht nur der Betrag der Haupt: fondern auch jener der Nebenftrafe eingerechnet. 
Yrt 4. 
Einer Summa appellabilis bedarf es aber nicht: 
a) Bei Befchwerden über rfenntniffe, welche Dienftesvergehungen der Poſt⸗ 
beamten betreffen, *) 
b) in Fällen, wo es fih um ein jus perpetuum handelt. 


weiter Titel, 
Yon den Appellations - Fatalien. 


Art. 1% 

Das Berufungsfatale erweitern Wir hiemit durchgängig, fowohl für Berufung von 
der erſten zur zweiten Inſtanz, das ift von den Erfenntniffen der Landgerihte, Mentämter, 
Poftämter, PolizeisDirectionen u. f. w. an die General: Kreis: Commitfariate, Finanz: Direr: 
tionen, Generals Directionen u. f. w. ale auch von der zweiten zur dritten Inſtanz auf 
dreißig Zage. 

Art. % 

Bei Berufungen über gravirlihe Erfenntniffe in Auffchlage:, Salz⸗, und Maut: 
Defraudationen fol für Ausländer, welche die Berufung ergreifen, dad Fatale wie bisher 
fih auf fehzig Tage erftrecen. 

| Art 2 

Den Termin zur Abgabe der Xppellationd - Exception, oder Berufungs-Beantwertung, 
welche nur für die Berufungen von der erften zur zweiten Inſtanz Play greift, wollen wir 
hiemit durchgängig, jedoch als peremtorifch auf dreißig Tage verlängern. 


Dritter Gitel. 
Yon den übrigen bei diesen Berufungen erforderlichen Förmlichkeiten. 


Yrt 4. 
Alle jene Förmlichkeiten, welche Unfere noch geltende Bayerifche Gerichtds Ordnung 
Capitel XV. G. 6. sub poena desertionis für die zu introducirenden Berufungen an die 
ordentlichen Gerichtshöfe vorfchreibt, ſollen auch in Fällen der Berufungen über die, in dem 
oben Zitel I. Art. 4. ®) benannten Gegenftände unter gleichen Rechtsnachtheilen beobachtet werben. 
Münden, den 8. Auguſt 1810. 
Mg. BL. v. 3. 1810. St. XXXVIII. ©. ont. 





a) Man vergl. die Anmerk. lit. c. a, E. zu Zitel I. Art. I. Nro. 6. ©, 161. 
b) ©, 16). 
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U. Organisation des Königlichen Staatsraths, 
A. Instructionvom 3 Mai 1817. 


$ 8. 
(Die Kormation und Dienftes = Inftruction des Königlichen Staatsraths.) 
M. J. K. 
Wir haben, zur Vollziehung des Art. X. Unſerer Verordnung vom 2. Februar 
1847 2), in welcher Wir die Dienſtes-Inſtruction für den im Art. 2. daſelbſt eingeſetzten 
Staatsrath unter die Gefchäfte des erften Ranges aufgenommen haben, den Und zu diefem 


Ende vorgelegten Entwurf einer reifen Berathung untergeben, und ertheilen nunmehr diefer 
oberften berathenden Stelle Unfers Reichs ihre Formation und Inſtruction wie folgt: 


Erster Titel, 
Bildung des Staatsraths. 


$. 4. 

Der Staatsrath ift die oberfte berathende Stelle, in und mit welcher der König bie 
wichtigften, Zit. II. näher bezeichneten Angelegenheiten der Krone und Seines Volles in un: 
mittelbare Berathung nimmt. Derfelbe ift zugleich in den Nro 45., 16 und 17. des Tit. II.) 
bemerkten Fällen die oberfte entfcheidende Stelle. An der Verwaltung felbft kommt ihm Fein 
Antheil zu. 

9. 2. 

Er befteht unter der unmittelbaren oberften Leitung des Könige: 

4) aus dem Kronprinzen, fobald diefer die in dem Königlihen Familien-Geſetze beftimmte 
Volljährigkeit erreicht bat °); 

2) aus den in der Mefidenzftadt anmwefenden nachgebornen volljährigen Prinzen des Kö⸗ 
niglihen Haufes in der directen Linie, fo oft der König es für gut findet, Diefe im 
denfelben zu berufen; | 

3) aus den fünf Staats: Miniftern, naͤmlich: 

a) des Haufes und des Aeußern, 
b) der Juſtiz, 

c) des Innern, 

d) der Finanzen, 

e) der Armee; 


4) aus dem jedesmaligen Feldmarſchall, oder in deffen Ermanglung aus einem befonders 
hiezu ernannten activen General der Armee; 





a) Verorbnung Über die Bildung und Einrichtung der oberften Stellen des Staates. Rg. Bl v. 3. 1817. 
©. 50. M. f. den zweiten Abfchnitt biefer Abtheilung. 

b) S. 166. 

ec) Man vergl, Abth, III. Abſchn. I. Tit. 4. &, 28. und A0, 
Bd. II. 22 
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5) aus dem Praͤſidenten; 

6) aus den fünf General-Directoren der fünf beſondern Staats-Miniſterien; 

7) aus einer verhältnißmäßigen Anzahl von Etaatsräthen mit Rüdfiht auf die nach der 
Abtheilung des Geſammt-Staats-Miniſteriums gebildeten Eectionen des Staatsraths; 

3) aus einem General: Eecretair ; 


9) aus dem für die Expedition, das Eecretariat, die Megiftratur und die Kanzlei erfor: 
derlihen Perſonal, mit der höthigen Dienerfhaft *). 


G. 3 

In Beziehung auf den Hang wird feftgefept : 

Die Staateräthe im wirklihen Dienfte haben den Mang vor ben geheimen Raͤthen 
und General: Commiffären, welchen nicht ein gleiher Rang ertheilt, oder im außerorbdent: 
lichen Dienfte vorbehalten ift. 

Der General: Eecretair hat den Mang des jüngften Staatsraths. 

Das übrige Perfonal gehet dem der Minifterien von gleicher Claffe vor. 


In Beziehung auf die Amtskleidung hat es bei den bisherigen Beftimmungen fein 
Verbleiben. 


9. 4. 

Der König behält ſich vor, nah Umſtaͤnden einige der erſten Staatsbeamten, insbe: 
fondere einen oder mehrere General: Commiffäre , oder Präfidenten der Juſtizhöfe, zu außer: 
ordentlichen Berathungen über wichtige Gegenftände, welche einen einzelnen Kreis, oder meh: 
vere Kreife gemeinfchaftlich betreffen, in den Etaatsrath zu berufen. 


G. 5. 
Die Mitglieder des Staats-Raths, den General: Eecretair eingefchloflen, treten mit 
ihrem Kintritte in denfelben zugleich in das durch die Pragmatik für den Staatsdienft vom 4. 
Januar 1805 d) ausgeſprochene Verhältniß ein; das übrige Perfonal wird nad) der Verordnung 
vom 23. November 1812 °), und nad den übrigen fchon beftehenden oder noch erfolgenden 
allgemeinen Normen behandelt. 


. 6 
Der König wird in Erledigungsfällen die Etelle der Etaatsräthe aus den ausge: 
zeichnetften Staatsbeamten und andern vorzüglich würdigen Individuen ergangen, und behält 
fih vor, den Etaatsrath darüber zu vernehmen. | 


9. 7 


Der Staatsrath verfammelt fich in Unferer Reſidenz in ben für feine Eigungen ihm 
alda angewiefenen befondern Zimmern. 


8) Man vergl. $$. 4. und 5., ©, 172. wornach inebeſondere bie Ziffer 4., 5. und 6. biefes Paragra⸗ 
phen mobificirt erfcheinen. | 
b) und c) Man f. Abth. XVILI. Abſchn. IL = x 
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Bweiter Titel, 
©rschäftshreis des Staatsrathes. 


Sn den Gefchäftsfreis des Staatsrathes gehören : 


A. Bur Berathung. 
4) Die Revifion der Verfaffung des Meiches und der darauf fich beziehenden Edicte; 
2) die Organifation der Staats-Collegien, der Etaatsbehörden, und Etaate-Anftalten ; 


5) alle Segenftände einer neuen Gefeggebung wie auch authentifche Erklärungen der be- 
ftehenden Geſetze; 


4) allgemeine Veordnungen, welche das Eigenthum, die perfönliche Freiheit, und die wohl: 
erworbenen Rechte der Etaatsbürger betreffen; 


5) allgemeine Verwaltungs Maßregeln, dur welche beftehende organifche Einrichtungen 
aufgehoben oder abgeändert werden follen; 


6) der General: Jinanz: Etat des Reiches im Voranfchlage für das eintretende Derwals 
tungsjahr, mit dem Entwurfe der Gefebe und Verordnungen für die Eteuern und 
Auflagen zur Deckung des erforderlihen Etaatseinfommens ; 


7) die dem verfammelten Landrathe zu feinem Gutachten vorzulegenden Gegenftände der 
Sefepgebung und Belegung, die von demfelben aus Unlaß diefes Gutachtens erhobenen 
Anftände und geäußerten Wünfche ; 

3) die Competenz = Conflicte, fowohl zwiſchen den verfchiedenen Staats: Minifterien ale 
zwifchen den Gerichts- und Verwaltungs = Etellen; 


9) die den Gefihäftskreifen verfihiedener Minifterien gemeinſchaftlichen Gegenftände, wenn 
die einfihlägigen Minifterien ſich hierüber nicht vereinigen Fönnen; 

410) Befchwerden, die aus einer durch das Verfahren der vollziehenden Stellen entflandenen 
Kränkung des Eigenthums und der perfönlichen Freiheit entfpringen, worüber der Re⸗ 
eurs an die ordentlichen Gerichtöhöfe nach den beftehenden Verordnungen nicht geftattet 
it, auch zur Erfenntniß der für die gemifchten Rechtsſachen aufgeftellten dritten In⸗ 
ftanz (Zit. III. $. 10.) *) ſich nicht eignet, und worüber in dem ordentlichen admini⸗ 
ftirativen Wege bei den Minifterien Feine Abhilfe erfolgt ift d); 


a) M. f. unten ©. 167. 

b) Diefe Attribution im Wirkungskreife des Staatsraths erhielt durch die nachſtehende Allerhöchſte Ent: 
fhließung vom 11. Januar 1819 eine Mobification, die in gleihem Maaße auch auf den an die Stelle 
der Staatöraths - Commiffion getretenen Staatsrathe s Ausfhuß Anwendung findet: 

(Die Competenz des Staatsraths betreffend.) 
Mm. 38. 

Wir haben Uns Über die von Unferer Staatsraths: Sommifjion aus Veranlaffung zweier Recursfälle, 
sub dato 2. et praes. 19. Juli v. 3. allerunterthänigft an Uns gebrachte Gompetenzfrage in Unferem 
Staatsrathe fchriftlichen Vortrag erftatten laffen, und erklären hierauf Allergnädigft: 

daß von den in ber Verorbnung vom 8. Auguft 1810. Zit. 3. Art. 1. Rro. 17. angebeuteten Be: 
ſchwerden gegen Unterbehörben über Kränklungen des Eigenthums, alle diejenigen, welche 
, 22* 
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14) 
12) 


15) 


44) 


15) 


16) 


17) 
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das Gutachten über Ertheilung des Indigenats; 


die Snftruction des vom Könige auf den Antrag der Staats-Minifterien zur allgemei: 
nen Controlirung der Verwaltung in den Kreifen aus der Mitte des Etaaterathe er: 
nannten Vifitationd= Commiffäre , und der Empfang des von demfelben zu erftattenden 
Difitations = Berichtes; 


die Sjahresberichte der Minifter in einer gedrängten Darſtellung ſowohl des allgemeinen 
Zuftandes des ihnen anvertrauten Gefchäftskreifes, ale der befondern einzelnen mwefent: 
lichen Gompetenztheile, mit der Anzeige ihrer Zortfchritte und Hinderniffe, die fidy in 
denfelben ergeben haben. | 
endlich alle jene Gegenftände, worüber der König die Vernehmung des Staatsraths 
befonders befchließt. 


B. Dur Entscheidung als erkennende Stelle, 


Mecurfe gegen die von den adminiftrativen Juftizftellen ergangenen Erfenntniffe, die 
Abtretung eines Privateigenthums für öffentlihe Zwecke betreffend, unter Beobach⸗ 
tung der in der Verordnung vom 14. Auguſt 1315 (Rg. DL. v. 5.1315. Et. XXXIV. 
©. 724— 727) 9) darüber enthaltenen‘ Vorfchriften; 


Recurſe in gemifchten Rechtsſachen, namlich adminiftrativs, polizeilih- und finanziellen 
Gegenftänden, welche jedoch durch eine befondere Commiffion, unter dem Vorſitze eines 
Staatsraths, nach den im Tit. 111. 9. 10. P) gegebenen Beftimmungen, behandelt werden; 


ob ein Staatsbeamter vor Gericht zu ftellen fey, oder nicht? 


aus gerichtlichen Verfahren abminiftrativer Stellen, in gemifhten Rechtsſachen oder bei 
Gelegenheit und in Verbindung dberfelben (ex cnnnexione causae) entfpringen, und 
worüber der Recurs an die ordentlichen Gericktshöfe nach den beftehenden Verordnungen nicht geftattet 
ift, zur Competenz Unferer Staatsratbs:&ommiffion, alle Übrigen Beſchwerden dicfer 
Art hingegen, welde aus felbfiffändigen offiziellen Handlungen abminiftrativer und 
reſpectiv vollziehender Stellen und nicht aus einem gerichtlihen Verfahren in gemifchten Rechts: 
fahen oder bei Gelegenheit eines ſolchen entftehen, zur Gompetenz Unferes Staatsrarhe 
fi eignen. 

Hiernad) wird fi Unfere Staatsraths-Commiſſion ſowohl in den fpeziellen zwei Necursfällen, als 


in allen ähnlichen Tünftigen eintommenden von felbft zu befcheiden und zu achten willen. 


8) 
b) 


Münden, am 11. Januar 1819, 
An 


die Königliche Staatsraths : Sommiffion alfo ergangen. 

Diefe Verordnung tft in der Abth. V. Abſchn. IV. aufgenommen, 
l. c. Dan vergl. Hiezu au Zit. 11. Nro. 22. der Verordnung vom 18. November 1825 ©. 175. unten. 

Die Staatsraths : Commiffion felbft wurde durch Allerhöchſten Befehl vom 18. November 1825 auf: 
gelöst. Derfelbe lautet, wie folgt: 

Seine Majeftät der König haben nach Allerhoöchſtem Gabinets : Befehle vom 18. d. M. allergnäbigft 
befchloßen, in Folge der unter ebenbemfelben Tage erlaffenen Staatsraths:Inftructionen, die beftehende 
Staatsraths-Commiſſion für die gemifchten Rechtsgegenflände unter Bezeugung Allerhöchſtdero Zufriedenheit 
mit den von dem Vorftande, den Mitgliedern, und dem Secretair der Commiſſion bisher geleifteten 
Dienften mit Ende des Monats December diefes Zahrts in ber Art aufzuldfen, daß biefelbe bis zu diefem 
Zeitpunkte diejenigen Gegenſtände erlebige, welche ihre noch zugetheilt find, — und fodann am Schluße 
des laufenden Jahres fämmtliche Acten an die Negiftratur des Staatsraths abgebe. (Ng. Wi. 1825. 
St. XLVI. ©. 888.) 
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Dritter Sitel, 
Geschäftsgang. 


$. 8. 

Die nah Tit. II. in den Etaatsrath gehörigen Vorträge der Staatsminiſterien, fo 
wie die fowohl dahin, als an die befondere Etaatsrathe-Commiffion geeigneten Recurſe, werben 
unmittelbar an den König unter der Auffchrift 

„Un Eeine Majeftät den König“ 
„zum Staatsrath‘ 
eingefendet, und nad der Eröffnung an den General: Eecretair zur Aufnahme in das Ein: 
laufe = Protocol abgegeben. 


Sn dasfelbe werden aud alle übrigen von dem Könige an den Etaatsrath gewieſe⸗ 
nen Gegenftände eingetragen. 
$. 9. 
Bei allen Gegenftänden, welche nicht durd die Etaatsminifterien an den Etaaterath 
gebracht werden, beftimmt der König die Referenten. 


\. 10. 


Die Mecurfe in gemifhten Rechtsſachen, welche durch die Verordnungen vom 4. 
uni 1808 (Mg. Bl. v. J. 18038 Et. XXVIII. ©. 1329 — 4355) *) und vom 8. Auguft 
1810 (Rg. Bl. 1840. Et. XXXVIII. € 642 — 646?) dem ehemaligen Geheimen Rathe 
zur Entfcheidung in lepter Inſtanz übertragen waren, follen Fünftig unter dem Vorſitze eines 
Staatsrathe, durch eine aus drei Minifterial- und drei Gentralräthen des Fiscalats zuſammen⸗ 
gefegte Commiſſion in legter Inſtanz entfchieden werden ©). 

Der König ernennt alle drei Monate den bderfelben vorfigenden Ctaaterath. 


Die Etaatsminifter der Juſtiz, des Innern und der Finanzen, und der DVorftand 
des General: Fiscalats zeigen zum Protocol des Staatsraths diejenigen Räthe an, welde fie 
für das eintretende DVerwaltungsjahr zu jener Commiffion ausgewählt haben. 


Alle bei dem General: Eecretariate des Staatsraths eingelommenen Recurfe diefer 
Art werden, mit genauer Bemerkung der Zeit ihres Einlaufes, an den Vorftand der Com: 
wmiffion abgegeben, weldyer für ihre Eintragung in das mit dem Gefchäfts = Protocolle verbun- 
dene Einlaufs-Journal forgt, und die Mecurs: Schriften mit den vollftändigen Acten, deren 
Ablieferung, wenn fie nicht beiliegen, bei dem einfchlägigen Minifterium zu bewirken ift, an 
die Meferenten vertheilt, welche er dafür beftimmt. . 

Der Vortrag ift möglichft zu befchleunigen. Die Berathung darüber gefchieht in colle: 
gialer Form. Bei einer fih ergebenden Etimmengleihheit ift die Etimme des Vorftandes 
entfcheidend. Ä 

Zur Abfaffung eines giltigen Erkenniniffes müffen nebft dem Vorftande fünf Coms 
miffiond = Mitglieder der Sitzung beimohnen. 





a) und b) S. oben $. 4. und 2. &. 156. und 160. oben, 
0) Man f, die Anmerkung lit. b) auf vorfichender Seite. 
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Die Commiffion hat in der Behandlung diefer Mecurfe alle jene Vorfchriften zu beob- 
achten, welche in der oben erwähnten Verordnung vom 3. Auguft 1810, und in jener vom 
3. December 1812 (Rg. Bl. v.5. 1813. Et. III. S. 941.) *) über die Competenz, die Fatalien, 
und übrigen Förmlichleiten erhalten find. 


Die Erkenntniffe werden mit den Acten an das Etaaterathe- Protocol abgegeben, 
und fobann auf die unten $. 49. lit. b. ®) näher beflimmte Art, im Namen des Könige aus⸗ 
.. gefertigt. 

Zur Führung des Sitzungs-Protocolls wird von den oben genannten Minifterien 
ein geheimer Gecretär der Commiſſion zugewiefen. 


9. 414. 


Gegenftände von befonderer Wichtigkeit, insbefondere aus der Geſetzgebung follen, 
ehe fie zur allgemeinen Verſammlung des Staatsraths Fommen, in einem Ausſchuße aus den 
einfchlägigen Sectionen bdesfelben zuvor gründlich erörtert, und für das Plenum vorbereitet 
werden. 


Gehört ein zu erörtender Gegenftand vor mehrere Eectionen 5. DB. des Innern und 
der Finanzen ꝛc. 2c., fo wird der König die Berathung eines zufammengefegten Ausfchußes 
anordnen. 


§. 42. 
In den Eectionen fteht, in Abweſenheit des einfchlägigen Miniftere, dem im Dienfte 
älteften Mitgliede die Zunction des Dirigenten zu. 
Die Mehrheit der Etimmen entfheidet; der Vorfigende hat gleih den übrigen Mit: 
gliedern der Eection nur eine Stimme. 


Das Protocol wird durch einen geheimen Cecretair des Minifteriums geführt. 


6. 45. 

Zu ben Berathungen der Sectionen fünnen auch zum Staatsrathe nicht gehörige Per: 
fonen, insbefondere Räthe aus den Minifterien, zur Ertheilung der erforderlihen Auffchlüße 
über technifche, wiffenfchaftliche oder fonftige Gegenftände beftimmter Verwaltungszweige, bei: 
gezogen werden; fie haben aber Feine Stimme, fondern werden nur mit ihrem Gutachten ver: 
nommen. 


a) Der bier einfchlägige Art. 30. biefer Verorbnung, das Stempelmwefen betreffend, lautet wie folgt: 

Zur Ergreifung des Necurfes in Stempeldefraudations-Fällen an die zweite Inſtanz gegen bie rich⸗ 
terliche Entfcheidung in erfter Inftang, wird den betheiligten Parteien ein Termin von 50 Tagen offen 
gelaffen. Erreicht jedoch der Strafbetrag die Summe von vierhundert Gulden, fo findet auch noch von 
der zweiten Inſtanz ein weiterer Recurs innerhalb 30 Tagen zu Unferm Geheimen Rathe ftatt. Beide 
Termine find präclufiv, und treten vom Tage ber Beſcheids-Publication angerechnet, ſowohl in erſter 
als zweiter Inftanz in Wirkung. Man vergl. biezu Zit. II, des erſten Anhangs zu dieſer Abtheilung. 
Wegen der Verordnung felbft f. Abth. XVIII. Abſchn. III. (Dienſt⸗ und Geräte: Ordnung, Rubrik: 
Zars und Stempelwefen.) 


b) ©. 170. 
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9. 44. 

Der Staatsrath kann fih nur auf Befehl des Königs verfammeln; dieſer beftimmt 
Tag und Etunde, wie auch die Meihenfolge, in welder die bei demfelben eingebradten Vor- 
träge erftatiet werden follen. 

Dem Oeneralfecretair liegt ob, bie Lithographirung der in dem Staatsrath gehörigen 
Vorträge zu beforgen, und die Abdrücke hievon an die Mitglieder des Etaatsrathes durch ein 
Gircular- Echreiben, in weldhem die von dem Könige beftimmte Eiyungszeit befannt gemacht 
wird, zu vertheilen; wobei Eorge zu tragen ift, daß die DVertheilung, mit Ausnahme ber be⸗ 
fonders dringenden Fälle, acht Tage vor der Eikung gefchehe. 

Wenn ein Mitglied des Staatsratho bei dem Gegenftande eines Vortrages yerfönlich 
beteiligt ift, fo wird dasfelbe von der Berathungs-Sitzung darüber ausgefchloßen. Wenn 
außerdem ein Mitglied des Staatsrathes gehindert ift, der angefagten Sitzung beisumohnen, 
fo ift es gehalten, davon Anzeige zu machen. 


8§. 45. 

Den DVorfig im Etaaterathe wird der König, wo er es für nöthig erachtet, felbft 
führen. In der Ubwefenheit des Königs hält der Kronprinz, und in deffen gleichzeitiger Ab⸗ 
wefenheit oder Derhinderungsfalle der Präfident des Staatsraths *) die Umfrage, und fpricht 
nad) der Etimmenmehrheit den Beſchluß des Etaatsrathed aus. 


9. 46. 


Nah dem Vortrage des Meferenten ſtimmt zuerſt der Diinifter und der Generalbi- 
rector, zu deſſen Gefchäftskreife der Gegenftand gehört, wenn fie nicht felbft den Vortrag ha⸗ 
ben; nad biefen flimmt unmittelbar die entſprechende Eection; hierauf die übrigen Minifter, 
der Feldmarſchall, oder wenn der König oder der Kronprinz den Vorfig führen, der Präfl: 
dent des Staatsraths, dann die Etaatsräthe der übrigen Eertionen, nad dem Alter des Dien: 
ftes. In wichtigeren Fällen, oder auf befondere Unordnung, wird fchriftlich geftimmt, und 
die gefchriebenen Abftimmungen werden, nad) ihrer Vorlefung,, zum Protocol abgegeben. 


Nah erfolgter Abſtimmung ſämmilicher Staatsräthe wird der König, ober deffen 
Etellvertreter auch die Meinung der anweſenden Königlihen Prinzen vernehmen. 


9. 417 


Wenn der König nicht felbft anmwefend im Staatsrathe entfcheibet, fo wird demfelben 
das nach der Mehrheit abgefaßte Gutachten, mit den davdn abweichenden befonderen Abftim: 
mungen, und dem barüber abgehaltenen Protocolle, durch den Präfidenten vorgelegt; ber 
König beftimmt bieranf, ob er den Beichluß des Staatsraths genehmige oder nicht, oder fols 
hen mit Bemerkungen dem Staatsrathe zur weitern Berathung zurückgebe. Die Gutachten 
des Staatsraths und die von demfelben entworfenen Gefehe und Verordnungen find ohne Aus⸗ 


a) Man vergl. die Anmerkung a) zu $. 2. ©. 164. oben und den nachftehenden $. 5. &. 180. Wegen 
ber mobificisten Verhältniſſe der Sectionen ift die in der Inftruction von 1835 beſtimmta Gefchäftsbes 


handlung nachzuſehen; (S. 175. unten.) 


170 Abih. IV. Abſchn. I. $. 3. 


nahme ber Beftätigung des Königs unterworfen, und erhalten für Die vollziehenden Staats⸗ 
Behörden nur dann Kraft, wenn die Königlihe Sanction erfolgt ift. 


9. 18. 


Der General: Eecretair nimmt alle Vorträge, die darauf erfolgten Abftimmungen 
und gefaßten Beichlüße, fo wie die Entfcheidung des Könige im Etaaterathe, in ein aus⸗ 
führliches Protocol auf, welches, von dem General⸗Secretair beglaubigt, von dem Kronprinzen, 
den anwefenden Königlihen Prinzen, den Miniftern, dem Feldmarfchalle und dem Präfidenten 
des Staatsraths unterzeichnet, und dem Könige zur Genehmigung vorgelegt wird. Die Pro⸗ 
tocolle mit ihren Beilagen werden bei dem General: Eecretariate bewahrt, und Tonnen ba: 
felbft von den Mitgliedern des Staatsraths eingefehen werden. 


' 9. 419. 
Für die Form der Ausfertigungen wird feitgefegt: 


a) die auf die Vernehmung des Staatsraths gegebenen Geſetze aus der bürgerfi 
hen, organifhen und adminiftrativen Gefehgebung , fo wie über Verfaſſungs⸗ 
Gegenftände , erfheinen unter dem Königlihen Zitel in dem größern Ganzleis 
Style, unter des Könige eigenhändiger Unterfehrift, und werden von fämmtlis 
hen Etaatd : Miniftern und dem Präfidenten des Staatsraths beglaubigt, und 
durch das Geſegblatit bekannt gemacht; 


b) die Beſchlüſſe des Staatsraths als erkennender Stelle (Mro. 15., 16., 17. im 
Tit. II. 2) werden unter gleihmäßiger Unterfhrift des Könige, der Contrafig: 
natur des einfchlägigen Minifters und des Präfidenten des Staatsraths, und 
der Beglaubigung des General: Eecretaird des Staatsraths ausgefertigt; 


c) alle übrigen, auf die Gutadhten und Anträge des Staatsraths, an biefen 
und an die Ctaatd = Minifterien erlaffenen Entſcheidungen und befondern 
Aufträge an diefelbe, follen als Cabinetöbefehle unter des Könige allei: 
niger Unterfchrift und ber Contrafignatur des General = GSecretaird des Etaate: 
raths ausgefertigt werden. Der in diefer Art den Etaats- Minifterien befannt 
gemachte Wille des Könige wird, wenn der Gegenftand es erfordert, durch 
biefe mitteld des Geſetzblattes, oder nach Umftänden an die betreffenden Etellen, 
ausgefchrieben. 


Mir vertrauen in Unfern Staatsrath, daß er, von der hoben Beitimmung bes ihm 
gegebenen Wirkungskreifes erfüllt, einen Träftigen Verein von Einfiht und redliher Vaters 
landsliebe um Uns bilden, und in dem Wohle Unſers Volkes das Ziel und ben Lohn Unferer 
Megentenforge erfennen und befördern werde, 


Münden, den 3. Mai 1817. 


Reg. BI. v. 3. 1817. St. XIX. ©, 425. 





a) &, 166. oben. 
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B. Instruction vom AB Wovember 1828. 
6. 4& | 


L. K. 
Bir haben Uns bewogen gefunden, über die Formation Unfers Siaalsraths und die 
demſelben zu ertheilende Inſtruction — nach darüber angeſtellter Berathung — folgende Be⸗ 
ſtimmungen feſtzuſeyen. 


Erster Titel, 
Bildung Des Stantsraths. 


| 9. 4 
Der Staatsrath ift die oberſte berathende Stelle, in und mit welcher der König die 
wichtigſten — Tit. II. näher bezeichneten — Angelegenheiten der Krone und Seines Volkes 
in unmittelbare Berathung nimmt; derfelbe ift zugleich in den Nro. 45. bie 25. (inclusive) 
des Hl. Titels“) bemerkten &ällen: die oberfte enifcheidende Stelle. — An der Dermwaltung 
feloft köͤmmt ihm Fein AUntheil: zu. ° . 


G 2. 
Er deſteht unter der unmittelbaren oberſten Leitung des Könige: 
41) aus dem Kreonprinzen, ſobald biefer bie Volljährigkeit erreicht; 


2) aus den in der Mefidenzftadt anwefenden nachgebornen volljährigen Prinzen dee 
Königligen Haufes in der directen Linie, fo oft der König es für gut findet, 
diefe in denfelben zu berufen; 

3) aus den activen Miniftern — denen Portefeuilles zugetheilt find? — und dem 
Feldmarſchalle; ®) 


4) and ſechs von dem Könige ernannten Etaatsraͤthen. — Unter dieſer Zahl können 
auch Miniſter ohne Portefeuille begriffen ſeyn. Dieſelben nehmen in der Sitzung 
ihren Plat nach, den Miniſtern, welchen Portefeuilles zugetheilt ſind; 

5) aus einem General⸗Secretaͤr; 

6) aus dem für die Expedition, das Secretariat, die Regiſtratur und die Canzlei er⸗ 

forderlichen Perſonale mit der noͤthigen Dienerſchaft. 





| .) ©. ira und 173 unten. 
| ‚b). Die Jnſtructien von 1824 (m, ſ. die Einleitung zu dieſem Abſchnitt) hatte außerdem noch, ſo wie 
„die von 1817 (m. f. oben Titel I. $. 2. Nro. 4. 5. u. 6. der Verordnung vom 3. Mai) einen eigene 
kannten Staatsrathoprafidenten unter die Zahl der activen Mitglieder aufgeführt. Die unten ange: 
hängte allgemeine Entſchließung vom 26. Dctaber 1925 $. 5. ©. 180 hat diefes Verhältniß geändert. 
Ebenfo waren hierunter auch noch gezählt: 
a’, In Ermanglung eines Feldmarſchalls ein beſonders hiezu ernannter activer General der Armee. 
P. Die Generaldireetogen. der Staatsminiſterien. — | | 
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17° | Albth. IV. Abſchn. L 6. & 
| 6. 3. 
In Beziehung auf den Rang wird feftgefept: 
Die Etaatsräthe im wirflihen Dienfte haben den Rang vor den geheimen Mäthen 
und General: Commiffären, welchen nicht ein gleicher Hang ertheilt, oder im außerordentlihen 
Dienfte vorbehalten ift. " | 
Der General: Eecretair hat den Rang des jüngften Staatsraths. 
Das übrige Perſonale geht dem der Miniſterien von gleicher Claſſe vor. 
In Beziehung auf die Amtskleidung hat es bei den bisherigen Beſtimmungen ſein 
Verbleiben. 
9. 4. 
Der König behält ſich vor, nach Umſtänden Staatsraͤthe im außerordentlichen Dienſte 
und andere Staatsbeamte zu den Berathungen in den Staatsrath zu berufen. 
$. 5. | 


Der König wird in Erledigungsfällen die Etelen der Staatsräthe aus den ausge: 
zeichnetften Etaatsbeamten und andern vorzüglid würdigen Individuen ergänzen, 


G 6. 
Der Staatsrath verfammelt fich in der Königlichen Reſidenz in den für feine Sitzun⸗ 
gen demfelben allda angewiefenen befondern Zimmern. 


dmeiter Titel. 
Geschäftskreis Des Staatoraths. 


(. 7. 
In den Geſchäftskreis des Staatsraths gehören: 


A. Bur Berathunsg. 


4) Alle Gegenftände der Gefepgebung, fie betreffen die Anträge zur Einführung all: 
gemeiner neuer Geſetze, Aufhebung oder Abänderung der beftehenden, oder zu 
einer authentifhen Erklärung derfelben; 

2) wichtigere Anftände bei der Anwendung ber Gefege, worüber bie oberflen vollzie⸗ 
henden Stellen in ihren Anfichten fich nicht vereinigen Fünnen; 

5) die von der Stände- Verfammlung an den König gebraten Wünfhe und Ans 
träge, fo wie deren Befchlüffe über dig an fie gebrachten Geſetz⸗ Entwürfe, die Er: 
läuterung derfelben in den beiden Kammern burch die von dem Könige piezu be 
fimmt ‚werdenden Eraatsräthe, dann die von dem Könige zu fanclionirenden Ge 
fege (Verf. Url. $. 50. Zit. VII.»); 





a) M. f. Abth. II. Abſchn. 1. F. 1. Bd, I. ©, 365 gegenwärtiger Sammlung. 
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4) bie Befchwerden der Etänbe wegen Verlegung ber Verfaſſung, wenn Zweifel dar⸗ 
über obwalten, und dieſelben nach der Natur des Gegenſtandes an die oberſte 
Juſtizſtelle zur Unterſuchung und Entſcheidung ſich nicht eignen; 

5) ber General⸗Finanz⸗Etat des Reichs, fo wie derſelbe mit den Enwürfen der 
Sefege und Verordnungen für die Etenern und Auflagen zur Deckung der noth⸗ 
wendigen Staats⸗Ausgaben, den Etänden verfaffungsmäßig vorgelegt werden foll; 

6) die dem Landrathe in ſeinem Wirkungs-Kreiſe vorzulegenden Gegenſtaͤnde, ſo wie 
das Reſultat der mit ihm gepflogenen Berhandlungen, und die darauf zu veran⸗ 
laſſenden Entſchießungen a,; 

7) die Organiſation der Staats⸗ ⸗Collegien, der Staats-Behörden und Staats- 
Anſtalten; 

8) allgemeine Verwaltungs⸗-Normen und Maaßregeln, durch welche beſtehende orga⸗ 
niſche Einrichtungen aufgehoben, oder weſentlich abgeändert werden ſollen; 

9) die Competenz-Conflicte zwiſchen den Miniſterien und die den Geſchaͤfts-Kreiſen 
verfchiedener Minifterien gemeinjchaftlihen Gegenftände, wenn die einſchlägigen 
Miniſter darüber ſich nicht vereinbaren können; | 

40) die Sompeten; : Streitigkeiten zwiſchen den Gerichten und Verwaltungsftellen; ®) 


441) Beſchwerde-Vorſtellungen an den König über amtlihe Handlungen der Minifterien, 
wodurch Kranfungen des Eigenthums, oder der perfönlichen Freiheit angeblich ent: 
ftanden find, ‚und worüber der Recurs an bie ordentlihen Gerichtshöfe nad) den 
beftehenden Verordnungen nicht geflattet ift, auch zur Erfenntnif der für die ge- 
mifhten Rechtsſachen aufgeftellten dritten Inſtanz (Fit. III. $. 10.) °) fih nicht 
eignet, wenn der König nach vorläufiger Vernehmung bes betreffenden Minifteriums, 
zu deſſen Wirkungskreis der Gegenftand gehört, und nach erholter Meinung bes 
von dem Könige aus drei Etanteräthen zu bildenden Comités ($. 9. biefer Inſtruc⸗ 
tion) 2 das Gutachten des Staatsraths darüber erhölt; 





a) Man vergi. die Abtheltung VII. „Landrath.“ 
b) Der $. 10. ber Inſtruction von 1821 lautete vollſtändig alfo: _ 

‚Die zwiſchen ben Gerichts: und Berwaltungs : Stellen entflanbenen Gonflicte über ihre Gompelenz, 
wobei jedoch in keinem Falle — der Sompetenz = Sonflict ergebe fich zwiſchen ben Miniſterien öber den 
Gerichts: und Verwaltungs⸗Stellen — dur; die Entſcheibang deffelben In die den Gerichtsſtellen in- 
nerhalb der Sränzen ihrer amtlichen Befugniffe zuftehende verfaffimgemäßlge Unabhängigkeit in anhängis 

‚gen Privat⸗ Rothtefachen, in werden fie fich ats competent ertlärt haben, eingegriffen werben darf. 
2. VDa der Staatcraith in ſolchen Ien. nicht als eine erkeanende, fonbern mus old eine begutachtende 
Stelle erſcheint, fo fol fein Gutachten fich Lediglich darauf befchränten: 
3) Ob ein wahrer Conflict zwifchen ben Gerichts = und Verwaltungs: Stellen im dem vorgelegten 
alle vorhanden, und 
b) weiche Entſchließung zur Hebung beffelden, nach genauer Prüfung der Berhätniffe der Sache 
und mit Rüdficht auf die in Nro. 41, vorgefchrichene Rem, den Könlge angurathien fen. 


Man ſehe Übrigens den Anhang II. zu dieſem Abſchrit. 


e) und d) Mm. f ©. 176 unten. 8 on nt, 
,5 ® 
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3) ob die angebrachte Beſchwerde nad) der Verfaſſung und den beſtehenden Geſetzen 
und Verordnungen gegründet, und 
b) in welcher Art derſelben abzuhelfen ſey. 


42) Die Jahresberichte der Miniſter in einer gedrängten Darſtellung ſ ſowohl des allge⸗ 
meinen Zuſtandes des ihnen anvertrauten Geſchaͤfis⸗Kreiſes, als der beſondern 

weſentlichen Competenz⸗Theile, mit der Anzeige ihrer Fortſchritie und Hinderniſſe, 
die fich in denfelben ergeben haben, — fo ferne der König darüber im. Ganzen, 

ober über einzelne Theile derfelben den Staatsrath mit feinem Gutachten verneh⸗ 
men will; 


45) Begutachtung der Indigenats-Geſuche (Beil. I. zur Verf. Urk. $ 3. lit..c.) ®) 


44) Endlich jene wichtigeren Gegenftände, worüber, auch außer den in ben vorfiehen- 
den Nummern begeichnelen, der König die Vernehmung des Staatsraths befonders 
befchließt. | 


B. Sur Entsheidung als erkennuende Stelle 
| I. Unmittelbar. | 


45) Mecurfe gegen die von den abminiftrativen Juſtizſtellen ergangenen Erkenntniſſe, 
die Abtretung eines Privateigentpums für öffentliche Zwede betreffend, unter Be- 
obadhtung der in der Verordnung vom 44. Auguft 1815. (Reg. BI. 1845 S. XXXIV. 
S. 724 — 727) darüber enthaltenen Vorfchriften; ®) 

416) Die Entfcheidung der Frage in Unterfuchufhgen wegen Dienftverbrechein oder Der: 
geben Zegen wirkliche Collegial-Vorſtaͤnde und alle diefen gleich oder höher ſtehende 
Stantd: Beamte: ob der Angefhuldigte vor Gericht geftellt werden folle ? (Beil. IX. 
zur Derf. Urk. $. 46.) °) 

47) Recurſe der Etats: Beamten gegen von den Minifterien ausgegangene Dieciplinar: 

Strafe Verfügungen, nad den nähern Beflimmungen des $. 45. im Cdicte über 
die Verhältniffe der Etaatsdiener. (Beil. IX. zur Verfaſſungs⸗ -Urfunde.) ©) 


418) Mecurfe gegen die Verfügungen bes betreffenden Miniſteriums in Gegenftänben: 
die Freiheit der Prefle und des Buchhandels betreffend. Geil. i III. zit IV. $ 41. 
der Verf. Urk. $. 9); °) j 

19) die Beſchwerden wegen Verweigerung bee Wahliehte in in einer Gemeinde, worauf 
‚der Beichwerdeführer gefeglihen Anſpruch zu haben glaubt. ‚(Gemeinde : Wahl: 

. ordnung vom 5. Yuguft 4318 Art. 37. Nro. 2. Gef. BI, 1818. Et. XXI. S. 508. f) 

| 20) die Entfcheidung der über den Simultan⸗Gebrauch der Kirchen zwiſchen zwei Ges 
meinden verſchiedener Religions-Partheien entſtehenden Streiuigkeiten, wenn folde 


0. ® 
: „!, ’ A 





4) M. ſ. Abth. V. Abſchn. I. Tit. 1. 


b) M. vergl. oben S. 166 Anmerkung lit. a. J 

e) et d) S. Abtheilung XVIII. Abſchnitt II. * 

e) S. Abtheilung V. Abſchnitt J. Titel IId. . ne ET ACER 

f) M. ſ. Abtheilung XI. Abſchnitt I. Er Sr ar Ban 
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nach den Beſtimmungen des Edicts über die äußern Rechts⸗Verhältniſſe der Ein- 
=, wohner des Königreichd Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Geſell⸗ 
fhaften. (IV. Abſchn. 2tes Kapitel $. 92. Beil. II. der Verf. Urk.) *) dur das 
betreffende Minifterium in den Staatsrath gebracht werden. 
24) Recurſe gegen erkannte Disciplinar= Etrafen ber Advokaten in Sachen des ad⸗ 
miniſtrativen Reſſorts, weldye in Gemäßpeit der. Verordnung vom 24: Mär, 1316 
: (Meg. BL. 1816 St. X. E. 155) 2) an den vormaligen: Geheimen Rath gemwiefen 
‚waren, amd. in Yolge des 6. 64. der Dienftes- nftruction des betreffenden Mini- 
‚freriums ferner zu befielben. Gompetenz gehören — wenn diefelben gegen Erkennt⸗ 
niſſe ergriffen werden, welche von dem betreffenden Minifterium nad den Beftim- 
mungen der angeführten: Verordnung II. — 3. unmittelbar ausgegangen. find. 


on 1: Mittelbar - " 
durd einen aus bem Etaatsrathe") gebildeten aueſdeſ. 


a) Im Allgemeinen. 

22) Beſchwerden, welche aus einem gerichtlichen Verfahren adminiſtrativer Stellen in 
gemiſchten Rechtsſachen, oder bei Gelegenheit und in Verbindung derſelben (ex 
tonnexione ecausas) entſpringen, und worüber ber Recurs an die ordentlichen 
Gerichishöfe, nach den beflebenden Verordnungen, nicht geftattet iſt ). 


b) Jusbeſondere. 


“357. Recurſe bei ſolchen Gegenfländen, welche theils durch Die Verordnung vom 8. 
Anuguſt 1810 (Meg. Bl. deifelben Jahrs St. XXXVIII. S. 640 .seq.) 9) in fo 
weit durch inzwiſchen eingeixetene organische Verfügungen oder Geſetze Feine Ab⸗ 
änderungen getroffen worden, theils durch fpätere befondere Verordnungen, dem 
ehemaligen Geheimen Rathe als gemiſchte Rechtsſachen hugewieſen waren. | 


ee Briten Sitel 

3 ET EN r | Genchäftsgeng. 

tl were ,- ec . i g. 8. | j 
Die nah Tit. II. in den Staatsrath gehörigen Vorträge. der . Dinifterien, ſon wie bie 

ſowohl an den Eraatsrath, als an den für die gemiſchten Rechisfachen angeordneten Ausſchuß 

geeigneien Recurſe werden unmittelbar an den König unter der Auffhrift: | 


„An Seine Majeftät den König“ 
| Aum Staatsrat” J 


a 





a) M. ſ. Abtheilung VII. Abſchnitt 1. 

d) M. f. Abthellung XVIII. Abfchnitt III. 

c) M. vergl. hiezu die Anmerkung lit, b) zu Tit. II. Nro, 40 ber Allerpöchken Berordaung vom 3 Mat 
41817 ($. 5» 8. 165 oben). 

d) &. oben ©, 166, und Über die Lehre von gemifchten nehtsfahen —— den dt Ans 
Hang L Fitel l. rin a \ 
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eingefendet, und nah ber Gröffnung an ben Gmerals@erretair zus Aufnahme in das 
Einlanfss Protocol abgegeben. In daffelbe werben aud alle übrigen von dem r Könige an 
den Staatsrath gewiefenen Gegenftände eingetragen. 


$. 9 
Die Über die eingekommenen befchwerenden Vorflellungen Nro. 44. 9 7. it 11. ) 
son dem Könige ‚erholt werdenden Vernehmungen des betreffenden Miniſteriums werden an 
das Generals Eecretariat. des Staatsraths gefendet, und nad erfolgter Eintragung in das 
Brotocoll, dann von dem Könige eriheilten Ermächtigung einem ans drei Staateräthen Nro. 11. 
$. 7. Tit. 11.2) angeordneten Gomite zugefertigt, um Uber die werfrage | des Competenj⸗ 
Punktes Berathung anzuſtellen und Gutachten zu erſtatten. 


Dieſes Gutachten ſoll, fo wie es in dem Proiocolle eingetragen, durch das General⸗ 
Secretariat des Staatsraths dem Könige in das Cabinet geſendet, und Seine weitern Be⸗ 
fehle hierauf erwartet werden. 


Findet der Ausſchuß bei der Beurtheilung eines eingekommenen, Recurſes, und der 
ihm mitgetheilten Acten, daß die angebrachte Beſchwerde frivol iſt, ſo wird derſelbe ermaͤchtigt 
in der naͤchſten Plenarſitzung dem Staatsrathe Anzeige hievon zu machen, und auf Be⸗ 
ſtrafung des Schriften⸗Verfaſſers zum Beſten der Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe der Advokaten 
anzutragen. | | 

4. 410% 

Alle bei. dem Protecolle bed Staatsräths eingekommenen Recurſe, weiche in. Tit. Il. 
Nro. 22. und 26. *) bezeichnet ſind, und künftig durch einen aus der Mitte des Staatsraths 
von dem Köntg gebildeten Ausſchuß entſchieden werden, find von dem General: Secretariate 
des. Staatsraths mit genauer Bemerkung bed Cinlanfes an den Borftand dieſes Ausſchuſſes abs 
zugeben, welche für ihre Eintragung in das mit Dem Gefchäftss Protocolle verbundene Eins 
laufs-Journal forgt, und die Recursſchriften mit den vollftändigen Acten, deren Ablieferung, 
wenn fie nicht beiliegen, durd das General: Eecreinriat des Staatsraths bei dem einfchlägi- 
gen Minifterium zu bewirken ift, an die Meferenten vertheilt, welche ex dafür beftimm. 

Die Beichleunigung ded Vortrages wird dem Vorftande zur Pflicht gemadt. Die 
Berathung hierüber geſchieht in collegialer Form. 


Bei einer {id ergeberiöen Stimmengleichpeit iſt die Stimme des Vorſtandes entſcheidend. 

Zur Abfaſſung eines giltigen Erkenntniſſes müſſen mit Einſchluß des Vorſtandes 
fünf Mitglieder der Situng beiwohnen. 

Der Ausſchuß hat in der Behandlung dieſer Recurſe alle jene Vorſchriften, welche 
in ben Verordnungen vom 8. Auguſt 1810 (Rg. BI. 1840. St. XXXVIII. S. 642 zeq. 
und vom 48. December 1812 (Rg. BL. 1813. Et. III. ©. 91. 9) über Die Bee, tie vo 
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talien und uͤhrigen Foörmlichkeiten enthalten find, fo wie die aw denfelben ergangenen weitern 
inſtructiven Weiſungen zu beobachten. 

Die Erkenntniſſe werden mit ben Acten an das Staatsraths e Protocoll abgegeben. 
und ſodann auf die unten $. 20. lit. b. =) näher beſtimmte Urt, im Namen des Königs aus⸗ 
gefertigt. 0 

Bei diefem Ausfchuße führt der ältefte Staatsrath den Vorſitz. 

Zur Führung des Sitzung-Protocolls in dem Ausfchuße wird der erpedirenbe geheime 


Serretair des Staalsraths beflimmt. s 
. @ 411. 


Bei allen Gegenftänden, welche an den Staatsrath zum Gutachten ausgeftellt werben, 
ernennt der König den Meferenten ; bei benjenigen, welche nad) dem Befehle bes Königs durch 
die Minijter an den Staatsrath gebracht werden, ernennt berfelbe einen Correferenten aus der 
Zahl ber von den Miniftern unabhängigen Staatsräthe, in fo ferne ber König es für noth⸗ 
wendig erachtet. | 

$. 12. 

Gegenftände von befonderer Wichtigkeit — vorzüglich diejenigen, welche die Entwer: 
fung neuer Gefege und organischer Finrichtungen, ober Abaͤnderungen fhon beftehender zum 
Zwecke haben, follen, ehe fie zur allgemeinen Verfammlung des Staatsraths kommen, in eis 
nem Ausfchuße,, der von dem Könige aus einigen Staatsräthen, dann ans Minifterialräthen 
der einfchlägigen Minifterien, oder andern Gefchäftsmänner gebildet wird, unter dem Morfike 
desjenigen Miniftere, zu deffen Reſſort der Gegenſtand ſich eiguet, zunor gründlich erörtert, 
und für das Plenum vorbereitet werben. 

Berührt ein Gegenftand mehrere Minifterien, fo wird der König die Berathung des⸗ 
felben durch einen größern zufammengefepten Ausſchuß anordnen ?). 

9. 13. 

Zu ben Berathungen in den Ausfchüßen können auch zu dem Staatsraihe nicht 
gehörige Perfonen zur Ertheilung der erforderlichen Aufſchlüße über technifche, wiſſenſchaftliche 
oder fonftige Gegenftände beflimmter Verwaltungszweige beigezogen werben, fie haben aber 
feine Etimme, fondern werden nur mit ihrem Gutachten vernommen. 


$. 44. 

‚Die Mehrheit der Stimmen entfcheidet; der Morfigende hat gleich den übrigen Mit- 
gliedern des Ausfhußes nur eine Stimme, das Protocol wird durch einen geheimen Secre⸗ 
tair des einfchlägigen Minifteriums geführt. 

\. 15 

Der Staatsrath kann fih nur auf den Befehl des. Königs verfammeln; diefer be⸗ 
Himmt Tag und Etunde, wie auch die Meihenfolge, in welcher die bei demfelben eingebrachten 
Vorträge erftattet werden follen. 





a) ©. 179. 
b) Was Hier die Verordnung von 1824 Über Sectionen und die Befugniß der General⸗Directoren zur 


Zunction des Dirigenten enthält, iſt auch durch bie Jüngſte Formation der Mintfterien aufgehoben. 
Man fehe Abfchnitt II. unten, 
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Dem General:Eecretair Tiegt e6 ob, die Lithographirung der Vorträge zu veranlaffen, 
und die Abdrücde an die Mitglieder bed Staatsraths durch ein Circular⸗Schreiben, in welchem 
die von dem Könige beftimmte Sitzungszeit befannt gemacht wirb, zu vertheilen, wohei Eorge 
zu tragen ift, daß die Vertheilung mit Ausnahme der befonders dringenden Falle, acht Tage 
vor der Situng gefchehe. 

Wenn ein Mitglied des Gtaatsrathe bei dem Gegenftande eines Vortrages perſonlich 
betheiligt iſt, ſo darf dasſelbe der Berathung darüber nicht beiwohnen. 

Wenn außerdem ein Mitglied des Staatsraths gehindert iſt, in ber angeſagten Siz⸗ 
zung zu erſcheinen, ſo iſt es gehalten, davon Anzeige zu machen. 

4 16. | Ä 

Den Vorſi ig im Staatsrathe führt der König; in deſſen Abreſehei oder Verhinde⸗ 

rung ber ältefte Miniſter, oder. derjenige, den der König hiezu beſtimmt. — Derſelbe verfügt 


nach vollendetem Vortrage die Umfrage, und fpricht nach der Stimmenmehrheit den Beſchluß 
des Staatsraths aus *). 


6. 47. 

Nach dem Vortrage des Referenten und des allenfalls beftellten Eorreferenten, ſtimmt 
zuerft der Minifter — in deſſen Gefhäftsfreis der Gegenftand gehört — wenn er nicht felbft 
. Referent iſt; nach biefem unmittelbar die übrigen Minifter und der Feldmarſchall- dann die 
Staatsräthe nach dem Alter des Dienſtes. 


In wichtigen Sallen, oder auf beſondere Anordnung wird ſchriftlich geſtimmt, und 
die geſchriebenen Abſtimmungen werden nach ihrer Vorleſung zum Protocolle abgegeben. 

Vor und nach der Abſtimmung der Miniſter und der Staatsraͤthe wird der König 
auch die Meinung der anmwefenden Königlichen Prinzen vernehmen. 


(. 48. 


Wenn der König im Staatsraihe nicht anweſend iſt, oder die Euiſcheidung zu geben 
ſich vorbehaͤlt, ſo wird demſelben das nach der Mehrheit abgefaßte Gutachten mit den davon 
abweichenden beſondern Beſtimmungen in dem darüber abgehaltenen Protocolle in das Cabinei 
geſendet: der König beſtimmt hierauf, ob Er den Beſchluß des Staatsraths genehmige oder 
nicht, oder ſolchen mit Bemerkungen zur weitern Berathung zurückgebe. 


Die Gutachten des Staatsraths und die von demſelben beantragten Entſchließungen 
und Verordnungen ſind ohne Ausnahme der Beſtaͤtigung des Könige unterworfen; und erhalten 
für die vollziehenden Etaatsbehörden nur dann Kraft, wenn die Königlihe Sanction 'erfolgt ift. 


§. 19 
Der General-Secretair nimmt alle Vorträge, die darauf erfolgten Abftimmungen und 
gefaßten Beſchlüße, fo wie die Entfcheidung: des Könige im Staatsrathe in ein auefüpeltihes 


a) Man vergl. die in nachſtehendem $.5. beigefügte Königliche Entſchließung. S. 180. Die Germatin von. 
41821 hatte bier folgenden, „nunmehr antiquirten Zuſatz: 
„Bei Abwefenheit des Königs oder Kronprinzen nimmt ber Präfibent bie erfte Stelle ein: im’ Ge: 
„genwart des Königs ober bes Kronprinzen tritt berfelbe in: den darch ſeinen Rang als Steataminiſter 
„für ihn beſtimmten Platz.“ .? 
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Protocol auf, welches von dem Generals Eecretair beglaubigt, von bem Kronprinzen, den 
anwefenden Königlichen Prinzen, den Diiniftern und dem Feldmarſchalle unterzeichnet dem Kö⸗ 
nige zur Genehmigung vorgelegt wird. 


Die Protocolle mit ihren Beilagen werden bei dem General: Secretariate bewahrt, 
und können daſelbſt von den Mitgliedern des Staatéraths eingefehen werben. 


9. 20. 
Für die Form der Ausfertigungen wird feftgefegt : 

a) die auf die Vernehmung des Staatsraths nach den Beflimmungen der Ver: 
faflung gegebenen Gefege, die über organifche Einrichtungen erlaffenen Verord⸗ 
nungen, fo wie allgemeine Verwaltungs - Vorfchriften, erfcheinen unter dem 
Königlichen Zitel in dem größern Canzlei⸗Style unter bes Könige eigenhändiger 
Unterfhrift, und werden von den Miniftern, welche mit Portefenilles bekleidet, 
‚und von dem Feldmarſchalle contrafignirt, von dem General » Eecretair bee 
Staatsraths beglaubigt, und dur dad Megierungsblatt bekannt gemacht. 


b) Die Befhlüffe des Staatsraths als erfennender Stelle werben unter gleihmäs 
ßiger Unterfchrift des Könige, der Contrafignatur des aͤlteſten Miniftere, oder 
desjenigen, den der König zu dem Vorſitze beflimmt, dann des einfchlägigen 
Minifters unter Beglaubigung des General: Secretaͤrs des Staatsraths aus: 
gefertigt, 

e) Ale Entfchließungen, welche der König auf die , Gutachten und Anträge des 
Staatsraths ertheilt, werden unter eigenhändiger Allerhöchfter Unterfchrift, der 
Contrafignatur des älieften Minifterd, oder desjenigen, den der König zum 
Vorſitze befiimmt, und unter Beglaubigung des General: Secretaird dem Pro: 
tocolle beigefegt, welches über die Berathungs = Gegenftände abgehalten wird. 


Diefe Allerhöchſten Entfchließungen werben dem Etaatsrathe dur Vorleſung in ber 
naͤchſten Sitzung, oder durch Mithographifche Mittheilung, — den betreffenden Minifterien aber 
durch beglaubigte Protocols- Auszüge zu ihrer Wiffenfhaft und Vollziehung bekannt gemacht. 
Erfordern folhe Allerhöchſte Entfchliegungen Ausſchreiben an die, den Minifterien unterge- 
ordneten Etellen, fo müſſen diefe unter des Königs eigenhändiger. Unterfehrift "und der Con: 
trafignatur des einfchlägigen Miniſters, mit Erwähnung der Vernehmung des Königlichen 
Staatsraths erlaffen werden. 


In Unſern Etaatsrath fegen Wir das volle Vertrauen, er werde unter genauer Beob⸗ 
achtung der Berfaffung des Reichs feinen hochwichtigen Beruf mit Achter Vaterlandeliebe 
erfüllen, und durd feine Matbfchläge Unfer unermüdbares Etreben nad Beförderung den 
Wohlfahrt Unferes treuen Volkes Fräftig unterftügen. — Diefes wirb in den Beftimmungen: 
gegenwärfiger Verordnung Unfere fefte und unerſchütterliche Abſicht erblicken, den Staats⸗ 
Organismus den Bedürfniſſen und Verhältniſſen Unſeres Reiches anzupaſſen, denſelben unter 
Beibehaltung alles beſtehenden Guten auf möglichſte Einfachheit binzufübeen, und zugleich 
jede mit dem Hauptzwecke vereinbarliche Erſparung zu erzielen. | | 

Münden, den 48. November 18253s. —7 J 
N. BL. v. J. 1825. St. XLVI. ©. 800 — sss. 
3. 1. 24 
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C. Bessudere Erlänterung des $. 2. Der ssrstehenden 
Instructisn für den Königlihen Staatsrath. 


(Bestimmungen über den Vorsit; im Königlichen Staatsrathe.) 


| 8. 5 
(Die Verfedung des Staatsraths:Präfidenten Brafen von Törring in ben Ruhbeftand betr.) 
L. K. 


Da Wir Uns Allergnädigſt bewogen gefunden haben, Unſeren Staatsminiſter 
Grafen von Törring feiner Stelle als Praͤſident des Staatsraths nach deſſen Uns geäußerten 
Wunſche zu entheben; demfelben aber als einem erprobten, würdigen Geſchaͤftsmann, der feit 
bem Jahre 1317 dieſe Stelle fowohl, als alle feine frühern, höhern Staatsämter zu Unferem 
und Unferer Megierungs: Vorfahren und des Vaterlandes vollftiem Danke bekleidet hat, den 
Titel und ang eines Staatsminiſters, unter Fortbezug feiner Befoldung ale Ruhegehalt zu 
belafien: als eröffnen Wir diefes Unferem Staatsrathe mit dem Anhange: daß fo oft 
Wir gehindert ſeyn follten, perfönlid den Eigungen des Staatsraths bei- 
zuwohnen, der ältefte Unſerer Staatsminifter, wenn Wir feinen andern 
beftimmen, den Vofig in demfelben zu übernehmen hat. 


Münden, den 26. October 48325. . 
RI. BI. v. J. 1825. St. XLI. ©. 775. 


Anhang | 
Administrativ - rontentiöse &egenstände. 


Erster Titel, 
Administratin - sontentiäse Wegenstände nad ihrem gesetzlichen Begriffe. 
$. 6. 


Di Natur der Sache erforderte ed, den gegenwärtigen Anhang in zwei Titel abzutheilen, wovon der erfte 
die geſetzlichen Begriffsbeftimmungen (materialia causae), der andere das richterliche Verfahren ber adminiſtrativ⸗ 
eontentiöfen @egenftände (formalia) enthalten fol. Obgleich diefes Werk Lediglich als eine Sammlung von 
Verordnungen erfcheint, fo halten wir es doch für nothwendig, in.biefem erften Titel Einiges über den wiffen: 
fhaftlichen Begriff vorauszuſchicken, weil es kaum möglich ift, alle denkbaren Fälle abminifirativ : contentidfer 
Natur aufzuzählen. Sm Allgemeinen läßt fi fagen: Wenn bei einer Privat-Rechtsſache das Gemein: 
wohl in der Art betheiligt if, daßeine bloße ausfhließlihe Behandlung der privatrecht⸗ 
lihen Forderung nad dem Privats oder Civilrechte jenes Höhere Intereffe des Gemein 
wohles verkürzen oder underückfichtigt Laffen Eönnte, fo ift jene gemifhte Gerichtsbar⸗ 
Leit begründet, welde abminifirativ-contentids genannt wird. Die Gompetenzregulirung bes 
Königlichen Geheimen Raths vom 8. Auguft 1810 hatte folgenbe als abminiftzativ = contentidfe Gegenftände bes 


139 Abth. IV: Abſchn. 1. Anhang I. Tit. LS. 6. 


Gegenparthet (legitimus contradiotor) blos von Amtswegen veranlaßt worden waren, zur abmintftrativ:poli- 
zeilichen Verhandlung verwiefen. Das Geſet vom 11. September 1825 , die Grundbeflimmungen für das Ge⸗ 
werbswefen betr. (Gſtzbl. 1825. ©. 138 und 139.) =) hat Gcwerbftreitigkeiten, welche auf einem privatrecdhtlichen 
Zitel beruhen, der Entfcheidung bes ordentlihen Richters, die Übrigen der Competenz der Polizeibehörden 
anheim geftellt. Die Rummern 2. und 3. des zehnten Artikels in erwähntem Geſetze drüden fi hierüber fot: 
gendermafen aus: = Ä N 


2. Ueber die Befugniß zum Gewerbe in Folge einer Commiſſion oder eines Privilegiums, Über den Umfang 
und die Erlöfhung derfelben,, fo wie Über jede andere unter Gewerbs s ober Privilegien : Inhabern. ent: 
ftehende nach adminiftrativen ober gewerböpolizeilicyen Beflimmungen zu .entfcheidende Irrung, beſchließen 
und verfügen in bem ihnen vorgezeichneten Wirkungskreife die Polizeibehörden. Diefe Behörden find den 
berechtigten Gewerbe: ober Polizei: Inhabern den erforberlihen Schug gegen Anmaßung, Pfuſchereien 
oder Eingriffe in ihre zuftändige Gewerbsthätigkeit, oder ‚bevorzugte Befugniffe auf Anrufen und von 
Amtswegen fehleunigft zu gewähren verpflichtet — Die Verhandlungen in allen biefen Fällen find höchſt 
fammarifh. — Gegen bie Befchlüffe der Unterbehörde ift nur noch eine einzige Berufung an die nächſt 
vorgefeste höhere Stelle zuläffig. 


Streitigfeiten zwifchen zweien ober mehreren Betheiligten Über Erwerbung, Veräußerung, Verpachtung, 
Erlöſchung oder Verödung von realen oder rabicirten Bewerben , fo wie Über den aus einem Privat: 
rechtstitel hergeleiteten Befis eines Gewerbe : Privilegiums und Streitigkeiten Überhaupt, bei welchen 
der Klagegrund auf einem privatrechtlichen Titel beruht, eignen fi von nun an zur Entfcheibung des 
ordentlichen Civil: Richters. 


Bis zum Jahre 1810 hatte die Entſcheidung der Gewerbsftreitigkeiten „ben General: Kreis:Gommif: 
fariaten und Landgerichten, als Unterkreis = Sommiffariaten‘‘ zugeftanden. Drganifches Ebict Über die gutsherr⸗ 
lichen Rechte Tit. III. E. 6. 24. Rg. WI. 1808. ©. 1833. In den größern Städten trat damals an bie Stelle 
der Landgerichte - die Königliche Polizeidirection. Inftruction der - Polizeidirection in ben Grädten II. Abſchn. 
6. 88. (Rg. BI. 1808. Bd. II. ©. 2527.) Ä — 


3 


“ 





wurben, bat die Königliche Regierung, K. d. J. aus mitlommenber Abſchrift, zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung, dann zur gehörigen Eröffnung an die Unterbehörden zu erſehen. 


Münden, den 3. May 1819. 
. Königlihes Staatsminifterium bes Innern. 


on Xn | 
fämmtliche Königliche Regierungen, K. d. 3. mit Ausnahme ber Regierung bes Rheinkreifes 


nn alſo ergangen. 
Abfchrift ad.65A6. on 
M I 8. 


Wir haben Uns Über die von Unferer Staatsrathöcommifion aus Veranlaffung ber Recurſe des N. R. 
gu Regensburg, dann des N. N. zu Burglengenfeld, wegen beftrittener Erlöfchung einer Bde liegenden 
Bräu: und resp. Bäckersgerechtigkeit zub praes. 31. Iänter h. I. vorgelegte Competenz-Frage ums 
ſtaͤndlich ſchriflichen Vortrag machen laſſen, und erklären hierauf: „daß im Allgemeinen die Recurfe 
gegen Entichließungen oder Erkenntniffe der Königlichen ‚Negierungen Über Transferirung — Veräuße⸗ 
rung — Erneuerung — oder Erlöfhung öde liegender Gewerbe :Gerechtigkeiten, in jenen Fällen, welche 
von den untergeordneten Poligei- Behörden, ohne Dazwifhentunft einer Gegenparthei, 
blos von Amtswegen als ein rein abminiftrativ = polizeilicher Gegenftand verhandelt wurden, und einer 
blos vollgiehenden Anwendung ber beftehenden Verordnungen in Gewerbefachen unterliegen,. zur Com⸗ 
petenz des Königlichen Staatsminifteriums des Innern, in jenen Fällen hingegen, wo bereits ein contra- 
dietor legitimus aufgetreten, fohin die Sache ſchon wirklich contentiös geworden tft, zur Gompetenz 
Unferer Staatsrathscommiffion geeignet feyen.” — Wornach dieſe nicht nur die vorliegenden fpeziellen 
zwei Recurſe, von felbft gehörig zu erledigen, fondern auch in allen künftig ähnlichen Faällen ſich zu 
achten wiffen wird. | 


Münden, am 8. Juni 4818. . on u u 


U 
bie Königliche Staatsrathscommiffton alfo ergangen. 
=) Man f. Abth. XIV: Abide, BIT . 


Adminiſtrativ⸗contentioſe Gegenflände 183 
II, Posireclamatimen - - - 


find durch die Allerhöchſte Verordnung vom 31. Juli 1817 (Rg. BI. 1817. St. XXXI. ©. 730.) 
dem abminiftxativen Reſſort gänzlich entzogen, und die hier einfchlägigen Verordnungen baher in diefem Werke 
wicht aufgenommen worden. Die erfte Unterfuch ung gefhieht im Dienftwege durd die Oberpoftämter unter 
Leitung der Generalabminiftration ber Königlichen Poften, von deren (der Generaladminiftration) Gröenntniffen 
der Rechtsweg gegen ben Königlichen Fiscus bei dem Appellationsgerihte für den Iſarkreis 
vorbehalten iſt. Es koͤmmt jedoch hiebei zu bemerken, daß der Präclufiv Termin für den Inländer 90 Tage, 
für den Ausländer aber 6 Monate zähle. Die in diefen Beziehungen durch die Werorbnung vom 25. Februar 
1807 (Rg..8l. 1807. St. X. ©. 369) gegebenen Borfchriften find durch die ebenerwähnte von 1817 aufgehoben. 


Wegen ber (durchaus einjährigen) Verjährungszeit ber Poftreclamationen gilt die Berorbnung vom 
22. September 1814 (Rg. Bl. 1814. St. LIX. ©. 1524.) Ä Ä 


Ill. Nachstenerwesen. 


; Nach $. 65. der Allerhöchften Verordnung „die Kormation der Mininifterien betreffend‘ vom 9. Der. 
1825 a) (NRg. Bl. 1825. ©. 999.) gehört das Nacıfleuerwefen zum Wirkunggkreife des Königlichen Staatsminis 
fteriums des Innern , benehmlich mit dem Königlichen Minifterium der Finanzen. Die Verhandlung im abmi: 
niftratio:contentiöfen Wege hat ſonach aufgehört. or 1810 entſchied Über die Verhandlung der Nachſteuerſachen 
das Churfürſtliche Mandat vom 6. November 1775, demzufolge diefelben zur Hoflammer veffortirten, und dem 
Hofrath und den Regierungen hierin alle Progeßführung unterfagt worden war. (Mair. Gen. Sammlung 1784. 
Br. I. &. 90.) Unterm 3. Auguft 1785 (Mair. Gen. Sammlung v. 3. 1788. Bd. III. ©. 933.) wurbe biefe 
Entſchließung erneuert, und das Rachfteuerwefen als eine Finanzſache behandelt, bis burch Allerhöcdhfte Verord⸗ 
nung von 10. Januar 1807, welche die eben erwähnten Mandate aufhob, eine wefentliche Veränderung b) eintrat. 
(NR. BI. 1807. ©. 146 und 447.) Ron einer juflizielen Verhandlung der Rachſteuerſachen wie fie in Nr. 3. 
der untenflehenden Verordnung enthalten, wird jedoch jett keine Rede mehr feyn können, nachdem Erhebung 
der inländifhen Nachſteuer Thon durch die Verordnung vom 23. April 1807 (Rg. BI. 1807. St. XX. ©. 779.) 
aufgehört Hat. Weberhaupt beftehen ohnedieß mit den meiften auswärtigen Staaten Breizügigkeits - Verträge, 
fo daß Verhandlungen Über ben Nachfteuerbezug äußerſt felten ſeyn dürften. (Man f. unten Abth. V. Abſchn. I. 
zit I.) | 


a) Dan f. unten Abth. IV. Abfchn. II. 
b) Die Verordnung vom 10. Januar 1807. lautet wie folgt: 
(Die Gerichtsbarkeit in Rachſteuerſachen betr.) 


Mm. I 8 


Wir haben bei Anftänden über Gerichtsbarkeit In Nachfleuerfachen bemerkt, welcher Anlaß dazu in 
jenen ältern Verorbnungen liege, wornad den Berufungen gegen die Berfügungen der adminiftrativen 
Stellen der Weg zur oberften Zuftizftelle offen fland, und Wir find dadurch bewogen, zu befchließen: 


4) Die m Verorbnungen in diefem Betreffe, befonders jene vom 6. Rovember 1775 feyen hiemit 
aufgehoben. 


3) In foferne bie Streitigkeiten in Nachfteuerfachen nach abminiftrativen Grundſätzen, in ben allgemeinen 
Abfichten der Staatsverwaltung , beurtheilt und entſchieden werben müſſen, gehören foldhe blos vor 
die adminiftrativen Etellen, und gegen die Erkenntniſſe diefer kann nur zu Unferer Allerhöchſten Stelle 
ein Recurs ftatt finden. 


3) Die Gerichtsbarkeit der oberften Juftizftellen hingegen ift für bie Berufungen bei ſolchen Gegenſtänden 
Unferer Landeshoheits = Gerechtfame nur in jenen Fällen gegründet, wo durch hinzugefommene Pris 
vatcontracte, oder durch Läftig erworbene Befreiungen und dergleichen, wirkliche Privatrechte entftanden, 
und biefe fohin als Zuftizgegenftände von den untern Juſtizſtellen abgeurtheilt worben find. 


Münden, den 10. Januar 1807. 
RE. BL v. J. 4807. &t, IV. ©. 4h6, 
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IV. Streitigkeiten der Stiftungen unter sid. 


Bei der Gentralifirung und Gonfolidation bes Stiftungs: Bermögens im Königreiche wurben bie 
Rechtsangelegenheiten der Stiftungen ben Kronfiscalen zur Beforgung übertragen. Allerhöchſte Verordnung vom 
6. December 1808 „das Stiftungsfiscalat betr.’ (Reg. BI. 1808. Bd. II. S. 2812 ff.) Im Falle einer Reclamation 
ging der Recurs in lester Inftanz an den Geheimen Rath. Auf den Grundlagen eben diefer Berorbnung wurde 
im Art. 20. des organifchen Edicts vom 46. October 1810, die General:Abminiftration des Stiftungs:Bermögens 
betr. (Reg. BI. 1810 S. 1153) die Sompetenz der General: KreissCommiffariate als Krelsabminiftrafionen 
feftgefegt. In Bolge der Verorbnung Über das Stiftungswefen vom 6. März 1817 2) wurben jedoch die Ges 
meinden in bie eigene Verwaltung des Stiftungs-Vermögens wieder eingefegt, und Gtreitigkeiten auf ben 
Rechtsweg verwieſen. 


Die adminiſtrativ-contentiöſe Natur derſelben hört dadurch von ſelbſt auf. Der Art. IX. jener 
Verordnung beftimmt ausdrücklich, daß die Nedyts : Angelegenheiten der Stiftungen nicht mehr durch die Kron⸗ 
fiscale, fondern durch öffentliche Nechtsanwälte fortan beforgt werben follen. Eine Allerhöchſte Entfchließung 
vom 8. März 1826 (Rg. BI. 1826 St. XI. ©. 323.) ») fpricht wieberholt die Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte in den Givilrechtsftreitigkeiten der Stiftungen aus. | 


V. Erkenntnisse in Aufschlagsdefraudatisnen. 


Hierunter waren früber auch, und gang vorzüglich die Defraubdationen ber Ta—⸗ 
baks-Aufſchlags-Geffälle begriffen. Das Tabaks-Commertium war feit langer Zeit als ein Regale 
betrachtet worden, wurbe jedoch durdy Verordnung vom 18. December 1745 gegen Einführung eines Auffchlages, 
eigentlich Eingangs-Zolles, freigegeben. Im Jahre 1811 dur Allerhöchfte Verordnung vom 20. Auguft (Reg. 
BI. 1811. ©. 1019 ff.) trat an die Stelle des freien Tabakshandels eine Tabaksregie für das Königreih, und 
bei den Berfäufen von Pflanzen an Verleger oder Fabrikanten wurden gewifle Auffchläge feftgefest. Die Straf: 
beftimmungen für Defraudanten, und die Normen für die Behandlung der Straffälle find in der nachträglichen 
theilweife abänbernden Verordnung vom 14. October 1811. (Neg. BI. 1811 S. 1603), wegen Berufungen In zweiter 
Inſtanz in der Verordnung vom 50. October 1812 ©) (Reg. Bl. 1812 &. 1882) enthalten. Hierin ift zugleich ausge: 
fprochen, daß der Recurs in letzter Inftanz an den Königlichen Geheimen Rath geſtattet ſey. Durch das Geſet 


a) und b) M. f. Abtheilung XI. Abfehnitt 2. 
c) Verordnung vom 30. October 1812: 


(Die Straferkenntniffe in Tabaks-Gegenſtänden betr.) 
Mm. J. 8 


Unfere Generals 3ols und Maut: Direction bat uns in ihren Berichten vom 31. Auguft unb 24. 
September I. 3. die Fragen: ob von den polizeilichen Straferkenntniffen in Zabalsregie : Gegenfländen 
die Berufung in zmeiter Inftanz an lnfere General: Kreis:Commiffariate oder an die Steuer: und 
Domainen:Zection Unfere Geheimen Finanz : Minifteriums gerichtet werben müffe? wegen einiger dar: 
über entflandener Zweifel zur Allerhöchſten Entfcheibung vorgelegt. 


Da Wir nun durch Unfere Berorbnung Über die Tabaks-Regie vom 14. Detober v. 3. (Rg. BI. 
4811. ©. 1612) verordnet haben, daß diejenigen Strafbeflimmungen, welche in der jüngften Zoll: 
und Mautordnung wegen der verlebten Mautgefege enthalten find, fo weit fie auf die Straffälle in 
Zabaßeregie:Gegenftänden analogifch angewendet werden Eönnen, auch bei diefen in Wirkung kom: 
men follen, und Unfere Steuer: und Domainen : Section bereits bie zweite Inftanz in Zoll: und Mauts 
Strafgegenftänden bildet, mithin eine gründlidhere analogifche Anwendung der Maut : Straf : Gefehe 
auf die Zabaköregie:Gegenftände von derfelben, als von den mit der Anwendung ber erften minder ver 
trauten General: Kreis :Gommiffariaten erwartet werden kann; fo befchließen Wir hiemit, daß befagte 
Steuer: und Domainenfection audy bei Berufungen gegen polizeiliche Straferkenntniffe in Tabaksregie⸗ 
Gegenftänden , wenn der Strafbetrag die Summe von 30 fl. überſteigt, die zweite Inſtanz bilden, und 
jebesmal die Berufung an diefelbe in folchen Jällen an die durch die jüngfle Mautordnung vorgefchrie: 
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vom 23. Zuly 1819. Tit. I. $. 1. a) Befegblatt 4810 &. 100). „die Verordnung Über das Zollweſen und die 
Übrigen verwandten Abgaben im Königreiche mit Ausfchluß des Mheinkreifes betr.’ ceffiren bie Auffchläge der 
Tabaksregie und biefe felbft, wonach die oben angeführten Werorbnungen als aufgehoben erfcheinen, 


VI.  Bolldefraudationen. 


Die Judicatur in Zollbefraubationen iſt frit 1819 den Gerichtsbehörden und Gerichtshöfen ausfchließ: 
lich zugetheilt. Die 66. 72. — 84. des Gefeges vom 22. July 1819 Über das Zollwefen hatten früherhin bie 
Borfchriften von der Unterfuhung und GEntfcheidung ber Streitigkeiten und Defraubationsfälle in Zoll⸗ und 
Wengeldfachen enthalten; nunmehr aber find die hierüber geltenden Normen in dem bderogirenden fpätern Gefege 
vom 15. Auguft 1828 niedergelegt. Die SS. 110. — 117. beffelben lauten hierüber alfo: 


G. 110. Die Judicatur Über Verlegung der Zoll :DOrbnung fleht in erfler Inflanz den unmittel: 
baren Königlichen Berichten zu, in deren Gerichtöfprengel die Verlegung entdeckt wird. 


In ten ftandesherrlichen Gebieten fol es jedoch in Hinficht der Iudicatur, wie bisher gehalten werben. 


Die Eintheilung der nicht flandesherrlichen Herrſchafts- und PYatrimoial: Gerichtöbezirke in die dies: 
fallfigen Sprengel ber Königlichen Gerichte wird durch eine befondere Allerhöcjfte Verordnung feftgefegt werben. 


$. 111. Das gerichtliche Verfahren bei Unterfuhung der Straffätle {ft fummarifh, und wird von 
Amtöwegen im Unterfuhungswege geführt, nach den für Behandlung der Polizei: Straffälle biftehenden Be- 
. fimmungen. 
In Verbrechens: und Bergehensfällen richtet fi das Verfahren nach ben Beſtimmungen des Strafs 
geſeg buches. 
§. 112. Bon ben Gerichten ſind die Acten vor Erlaſſung des Spruches zur Erinnerung und nach 
gefälltem Spruche zur Bemeſſung des allenfalls einzuführenden Rechtsmittels den einſchlägigen Fiscalen oder 
den an ihre Stelle tretenden Beamten zur Einſicht vorzulegen. 


$. 115. In allen Fällen, in welchen nach den im $. 114. angeführten geſetlichen Beſtimmungen 
eine Berufung zuläffig ift, kann dieſes Rechtsmittel bei dem Königlichen Appellationsgerichte des einfchlägigen 
Kreifes in Anwendung gebracht werden. Die Berufung an das Königliche Appellationsgericht kann in Zällen, 
wo die Straf - Summe h00 fl. und darüber beträgt, oder der Verluft der Gewerbsconceffion ausgeſprochen ift, 
euch dann flatt finden, wenn die Erfenntniffe der erſten und zweiten Inflanz gleichlautend ausgefallen find. 


$. 114. Ron allen Geldftrafen, und dem Werthe des efngegogenen Gutes fällt bie Hälfte dem 
Aufbringer und die andere Hälfte bem Unterflügungsfonde der Zollverwaltung zu. 


- Die Beftimmung, ob und in wie weit die Zolbeamten und Diener, dann bie bei ber Zollwache aufs 
geftellten Individuen, wenn fie Anzeiger find, einen Antheil an dem Strafbetrage erhalten können, bleibt ben 
abminiftrativen Anordnungen vorbehalten. 


oo 6. 115. Der Strafantheil, welcher dem Aufbringer nad) rechtskräftigem Erkenntniffe zukommt, foll 
ihm ungefchmälert verbleiben, in fo ferne ex nicht zu Gunften des Schuldigen oder des Unterflügungsfonds 
freiwillig barauf verzichtet. | | 





benen Termine gebunden feyn foll. — Auch ber Recurs an Unferen Geheimen Rath richtet fi in traf: 
fällen der Tabaksregie nach den Vorſchriften ber jüngften Maut: Verorbnung über die Mautflraffälle. 


München den 20. October 1812. | 
Rg. BI. v. 3%. 18123 St. 62. ©. 1882. 
s) Lit. 1. F. 4. „Vom 4. October I. 3. angefangen treten die biöherigen Werorbnungen über das Zoll: 
und Mautwefen, dann Über die Tabaks-Regie außer Wirkung und an die Stelle der hiedurch aufs 


gehobenen Zölle, Mauten, Auffchläge und Übrigen Adgaben treten die Zölle und Abgaben, wie fie in 
den nachfolgenden SS. beftimmt werben.‘ 
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Zollbebienftete , welche ſich beftechen Laffen, gu Defraubationen mitwirken, hie Saollpflichtigen zu Ge⸗ 
fährden zu verleiten fuchen, oder die abzulegenden Polleten ohne Vorweiſung der Waaren annehmen, follen nad 
den allgemeinen Strafgefegen beftraft werden. 


Zollbeamte und Diener werden in Bezug auf ihre Amtehandlungen auf ben $. 8. Tit. IV. ber 
Berfaffungs Urkunde hingewieſen, und jedem Staatsbürger bleibt die Werfolgung feiner Rechte gegen fie, im 
Falle der Ueberfchreitung ihrer Amtspflicht, vorbehalten. 


$. 117. Das gegenwärtige Geſetz, welches durch das Geſetßblatt bekannt gemacht werden ſoll, 
triit nach vorhergehender allgemeiner Verkündigung mit dem 1. October d. J. in Wirkung, gleichzeitig werden 
die Gefege vom 22. July 1819 und 11. September 1825 außer Kraft gefegt. 


Jedoch follen die vor dem Tage der Verkündung biefer neuen Zollorbnung begangenen Defraubationen. 
noch nach den bisherigen geſetlichen Beſtimmungen unterſucht und abgeurtheilt werden. 


Gegeben im Bad Brückenau am 15. Auguft im Sabre 1828. 
Gef. BI. v. J. 1828. St. X. S. 229. 


Es berührt fohin nur noch die Gefhichte diefes Gapitels die innere Verwaltung, dba bis zum Jahre 
4819 basfelbe einen Gompetenztheil des abminiftrativ = contentiöfen Reſſorts enthielt, und ‚man Hat. deshalb den 
nachfolgenden kurzen Abriß derſelben hier aufgenommen. 


Selbſt die wenigen über das Prozeßverfahren beſtehenden Entſchließungen mußten aus dem ange⸗ 
geben Grunde hier umgangen werden. Durch die proviſoriſche Zoll: und Mautordnung für Bayern, Neuburg, 
Oberpfalz, Sulzbach und Keuchtenberg vom 7. December 1799 (RI. Bl. 1799. St. LI.) war beftimmg 
worden: 


„Erſtens, ſollen mit dem Schluße des gegenwärtigen Jahres die bisher beftandenen Maut: 
und Accis-Geſetze, Tariffen, General: und Specialverorbnungen, Inftructionen und Patente und was 
immer barauf Bezug Haben mag, die geſetzliche Kraft verlieren, und ohne fernere Wirkung 
ſeyn. “ . 

Sonach änderte diefe Verordnung alle früher feftgeftellten Beftimmungen auch über Strafen und Ver⸗ 
handlung der Defraudationen. 


Vom Jahre 1799 — 1808 waren fodann i in erſter Inſtanz alle Defraudationsporfälle an das einfätä: 
gige Maut: ober Beimautamt, oder an die Hallverwaltung , wenn diefe den Fehler zuerft entbedte, gewiefen. 
Das Verfahren war summarissime ; ; in zweiter Inſtanz war bie General: Landes: - Direction die zuftändige. 
Stelle. Bei diefer mußte audy die Ratification der Defraubationsverhandlung von der erften Inftanz nachge⸗ 
ſucht werden. (Rg. BI. 1799. St. 1,1.) Cine höchſt iandesherrliche Verordnung vom 25. Mai 1804 (Rg. BL. 
1804. St. XXIV.) fprad) aus, daß wenn in Maut- und Gonfiscationsgegenftänden- innerhalb des gefeglichen 
Termins die Appellation nicht ergriffen, die erftinftanzlidhe Sentenz ohne weiters in Vollzug gefest werben folle. 


Bom Jahre 1808 an, durch Allerhöchſte Verordnung vorm 1. December 1807 (Ng. BI.’ 1808 1. ©. 5. 
— 82) trat eine neue umfaffendere Zoll: und Maut: Drbnung für die Gefammt-Staaten des Königreiches‘ 
ins Leben, wodurch die Verhandlung der Defraudationen in erfter Inftanz zwar bei den Maut: und Hallämtern 
verblieb, (und diefes bis 4819); die Appellation aber an die General:30ll: und Maut: Direction gelangte, 
oder, wenn der Strafbetrag nicht 5 fl. Überfchritt, an die einfhlägigen Maut : Snfpectionen. — Die Erfennt: 
niffe in zweiter Inftang ‚wurden durch das organifche Edict vom 7. October 4810 Nro. TI. Rg. Bl. 1810 
©. 1017, den Gefhäftsgang bei dem Minifterium der Finanzen betr. von der General-Zoll- und Mautbirection 
an die unterm 25. Auguft 1808 inftituirte Steuer: und Domainen : »Gettion übertragen. (Beftätigt in der Be: 
tanntmahung vom 5. Februar 1811.09. BI. 1811. ©. 291). | 


Allein ſchon im Jahre 1811 erlitt das Zoll⸗ und Mautweſen eine .neue Veränderung, . Imierften 
Abſchnitt der neuen Zoll⸗ und Maut:Orbnung vom 23. Scptember 1811. (Rg. BL. 1811 ©. 1345 — 1892) war 
ausdrücklich die Aufhebung des bisher beftandenen Bell: und Maut : Gefeges.und die Aleingältigkeit Ash gegen⸗ 
wärtigen befohlen. Die Gompetenz: Berhältniffe aber haben ſich hierin nicht geändert. Vergl. bie Abfchnitte 


Adminiſtrativ⸗contentioſe Gegenſtaͤnde. 487 


XXII. XXI. und. XXIV. der oben allegirten Verordnung. Wegen: des Artikels 128 derſelben, resp. wegen 
des Subjects der Beſtrafung, ob die Strafe einfady blos den Empfänger oder Abſender, oder auch den Führer 
bes Gutes treffen folle, erfchlen am 15. Februar 1813 (Re. Bi. 1813. ©. 1258.) eine Leuteration dahin, daß 
biefer nur dann haftbar erfcheine, wenn jene bei ber Entdeckung der Gefährde oder ber Verhandlung darüber 
nicht anwefendb wären. Die Formation der oberfien Werwaltungsftellen in den Kreifen vom 27. März 1817. 
‚zit. X. 5. 89. (f. u. Kreisregierung) überwies die Aburtheilung der‘ Defraudationen überhaupt in zweiter 
Inſtanz au die Kreiöregierungen. Endlich erfchien das erfte mit den Ständen berathene Zollgefet vom 22. Jull 
1849, deffen Beftimmungen ale der Grund des fpätern diefem derogirenden Gefeges von 1828 zu betrachten find, 
Das inzwifchen erfolgte Beleg vom 11. September 1825, das Zollwefen betr. hatte nur einzelne Beränderungen 
im Betrage der Zölle hervorgebradht, und zugleich war im Landtags: Atfchied deſſelben Jahres von Geiner 
‚Königlichen Majeftät ausgefprochen worden, „baß Allerhöchſt Diefelben die geeigneten gefeglichen Beſtimmungen 
über eine firengere unb fchnellere Behandlung und Beſtrafung der Zolldefraubationen der nädften Stände: 
Berfammlung zum Beirathe vorlegen, ſogleich aber bie Gerichts sWBehörden und Gerichtshöfe auf die ſtrenge 
Anwendung der beftehenden Geſetze über Zolldefraubationen durch das Staats - Minifterium der Juſtiz anweifen 
Loffen werben.” Die verfprochene Vorlage geſchah, wie oben bemerkt, wirklich an bie Stände : Verfammilung 
des Jahres 1828. Der Status quo, ben fie bewirkte, ift fchon im Eingange diefes 5. vorangeftellt. 


Im Jahre 1819 war die General: 3ollabminiftration organifirt worden. (Verordnung vom 16. Sep⸗ 
tember 4819. Rg. Bl. 1819. ©. 889). Sie trat an bie Stelle der 1807 eingefehten General-30l: und Maut: 
Direction und erhielt im Jahre 1837 (Verordnung vom 27. Januar Rg. Bl. 1827. ©. 81.) ihre definitive 
Geftaltung. Bon diefem Zeitpunkte an trat zugleich eine durchgreifende Veränderung in der Behandlung des Zoll: 
wefens ein, und das Syſtem ber Zollvergine wurde allgemein geltend. Die diesfallfigen Verträge haben an ber 
Behandlung der Defraudationen nichts geändert; die auf dem Grunde des Zollvereins - Vertrags mit Würtems 
berg vom 48. Sanuar 1828 exlaffene Zollorbnung vom 12. November 1828 wieberholte in den $$. 110. — 113. 2) 
ausdrüdlich die oben bezeichneten Grundfäße; eine Allerhöcfte Verordnung vom 27. November 1829 (Rg. DT, 
1829. Nry LII. &. 913.) wendete ben achten Titel des Geſetes vom 135. Auguft 1838 (von der richterlichen Vers 
bandiung) auch auf den Rheinkreis nad) ben bafelbft beftehenden @efegen an. Durch die Verorbnung vom 18. März 
1851 (RI. BI. 1851. S. 201.) die Inclavirung bes Großherzoglich Sachſen-Weimar⸗Eiſenachſchen Vordergerichts 
Dftheim in den Bayerifch = Würtembergifchen Zollverein betr. wurbe dasfelbe im Artikel 6. als zuftändiges 
Gericht für die Aburtheilung der Defraudationen anerkannt. Gleiche Beſtimmungen wurden wegen des inela⸗ 





a) $. 110. Die Judicatur Über Verlegung der Zollordnung ſteht im Königreiche Bayern in erſter Inſtanz 
ben unmittelbaren Königlichen Gerichten zu, in deren Gerichtöfprengel die Verlegung entdedt wird. 

In den flandesherrlichen Gebieten fol es jedoch in Hinficht der Judicatur, wie bisher gehalten werben, 

Die Gintheitung der nicht flandesherclichen Herrſchafts⸗ und Patrimonialgerichts Bezirke in die 
desfalfigen Sprengel der competenten Gerichte wirb durch befondere Allerhöchfte Verordnungen ber 
Königlich Bayeriſchen Staatö: Regierung feſtgeſetzt werben. 

F. 111. Das Verfahren bei Unterfuchung .ber Straffälle ift fummarifch, und wirb von Amtswegen 
im Unterfuhungswege geführt, und richtet ſich in Bayern inöbefondere nach den bafelbft für die Be: 
handlung der Polizei :Straffälle beftehenden Beftimmungen. | 

7 Inden $. 97. 'ermähnten Straffällen (Verbrechen und Vergeben) richtet ſich das Verfahren nad) den 
in.ben betreffenden Staaten geltenden Beſtimmungen dis allgemeinen Strafrechts. 
5. 112. Im Königreiche Bayern find von den zur Judicatur competenten Behörden und Stellen 
tie Acten vor Erlaffung bes Spruches zur Erinnerung und nad gefälltem Spruche zur Bemeſſung des 
allenfalls einguführenben Rechtsmittels dem einfchlägigen Fiscale oder den an ihre Stelle tretenden Be: 

' amten zur Einſicht vorzulegen. oo. u 

-$ 443. In allen Zällen , in weldyen nach den gefeglichen Beftimmungen eine Berufung zuläffig ifl, 
Tann in Bayern diefes Nechtsmittel bei dem Königlichen Appellationsgerichte des cinfchlägigen Kreifes 
in Anwendung gebracht werben. 
.. Die Berufung zar dritten Inftanz Tann dafeldft in Fällen, wo die Etraffumme 500 fl. und darüber 
beträgt oder der Verluſt des Gewerbe : Rechts ausgefpredyen ift, aud dann ftatt finden, wenn bie Gr: 
" Tenntnifle der erften und zweiten Inſtanz gleicklautend ausgefallen find. .. 
| Reg. BI. v. 3. 1828. Nro, ALV. ©, 622. 


- 


Bd. II. 26 
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virten Sachſen-⸗Coburgiſchen Amtes Königeberg unterm 9. October 1831. (MS. Bi. 1851. S. 680. Art. 6.) 
erlaffen, — Einige für die Gerichtösbehörden wichtige Verfügungen find in der Novellenfammlung zus 
Bayerifhen Gerichtsorbnung Bd. IV. ©. 186. und 187. enthalten. 


VII. Salsdetzaudatisnes 


fließen fi) im Allgemeinen den Bollbefraubationen an. Die Einfuhr ausländiſchen Salzes 
war von jeher in Bayırn verboten. Die Zoll⸗ und Maut: Ordnung vom 7. November 1805 Art. 2 
(RI. Bl. 1805. ©. 42.), die Verordumg des General: Landes: Gommiffariats vom 50. Juni 1806 
(RI. BI. 1806. ©. 240.), die Geſetze Über das Jollweſen vom 23. Juli 1819 6. 35. (Gſtz. Bi. 1819. ©. 402.) 
und vom 45. Auguft 1828 $. 8. (Gſtz. 1828. ©. 188.) haben biefes Verbot erneuert und beftätigt, Bet des 
Allgemeinheit desfelben ift ſonach der Begriff von Gatzdefraudationen in dem Sinne von Ginfhwärzung 
zu nehmen, und ber Zitel VIII. Nro. 5. und 6. bes Zollgefeges vom 15. Auguft 1828. (Gſtz. BI. 1828. ©. 
225.) über Verlegung ber Zollordnung und deren Beftrafung drückt fich desfalld dahin aus‘ | 


Nro. 5. Wer gegen das Verbot bes $. 8. ausländifches Salz oder Stoffe, woraus Salz gezogen 
werden Tann, einbringt, nieberlegt, auf irgend eine Weiſe an ſich bringt, verkauft oder ohne beſondere Er⸗ 
laubniß durchfuͤhrt, unterliegt einer Strafe von 5 fl. vom Zentner, {m ‚Wieberholungsfalle von 40 fl. vom 
Zentner. 

Nro. 6. Beſteht gemäß ben SS. 9. und 10.) ein Verdot, Salz, Salpeter und Schießpulver 
auszuführen; fo unterliegt derjenige, welcher dieſes Verbot übertritt, der bei Ziffer 5. feſtgeſetzten 
Strafe. | | | 

Die neueften Zollvereinigungs = Verträge haben an diefen Beſtimmungen nichts geändert. Der jüngfte 
beutfche Zollvereins ⸗Vertrag vom 22. mön 1855 , hat im Art. 10. (Ng. BI. 1853. ©. 1657.) Folgendes 
feftgefegt : j 


a) Die Einfuhr des Satzes u und aller Gegenflände , aus welchen Kochſalz audgefchieben, zu werden 
pflegt, aus fremden , nicht, zum Vereine. gehörigen Länbern in die Vereins s Staaten, iſt vers 
boten, in foweit diefelbe nicht für eigene Rechnung einer ber vereinigten Negierungen und 
zum unmittelbaren Verkaufe in ihren Salzämtern, Factoreien oder Niederlagen geſchieht; 


b) die Durchfuhr des Salzes und ber vorgezeichneten Gegenſtände aus den zum Vereine nidgt ges 
börigen Ländern in andere foldhe Länder, fol nur mit Genehmigung ber Vereins : Staaten 
deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt wird, und unter den Vorfichtsmaßregeln ftatt finden, 
welche von demfelben für nöthig erachtet werden ; 


c) die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten iſt feei; ' 


d) was den Salzhandel innerhalb der Vereins - Staaten betrifft ‚fo iſt die Einfuhr des Salzes 
von einem in den andern nur in dem Falle erlaudt, wenn zwiſchen den Landesregierungen 
beſondere Verträge deshalb beſtehen. 


‚VII. Stempeldefrondstionen. 
ı 2... Das Stempelwefen ift in ber Abtb. Xxvui. Abſchn. m. vorgetragen. Bier if nur von Def raus 
dation der Stempelgefälle die Rebe. Die Competenz beftimmt der ArtitelIX. des Gefeges Über das Etempel; 
wefen yom 11. September 1825 (Gſtz. BL. 1825. &. 189.) wornad) die Aburtheilung der Defrauda: 
tionen ben ordentlihen.Gerihten Übertragen if. Die. nachſtehenden Verordnungen enthalten nur 
theils die Beſtätigung diefes Rechtsgrundfages, theils eine nähere Erklärung desfelben, und man glaubte deßhalb 
ihre Aufnahme nicht umgehen au tönnen. Das feüpere , hiemit aufge hedene, Verſohren war folgendes: 





a) $. 9. Sie (die Regierung) Tann auf den Grund beſonderer Staatevertrage die Wefuhr des 
Salzes nach jenen Staaten verbieten, mit welchen ſolche Verträge geſchloſſen find. 
$. 10. Auch bleibt es der Regierung vorbehalten, die Ausfuhr des Salpeters und bed, Pulvers gu ver: 
bieten, wenn fie diefes nöthig erachtet. (In dieſem Sinne können auch SalpetersDeframdatios 
nen begangen werben.) . 


.% 


v 
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Das organiſche Edict, bie Anorbnung der .Kreisfinangbireetionen betreffend, hatte bie Defraubationen 
der Siegelgefälle in erfler Inftanz abzuurtheilen bem Kreiöfiegelamte überwiefen, von welchem bie Berufung an 
die Kreisfinangdirection flattfand. „Weberfteigt der confisgirte Betrag die Summe von 400 fl. 
fo ftept dem Berurtheilten der Recurs zu Unferem Geheimen Rathe in einem präclufi: 
ven Termin von 30 Tagen, offen.’ (Rerorbnung vom 8. Auguft 1808. Zit. IT. &. 19. lit. 1. und 6. 
21. lit. e. Rg. BI. 1808. ©. 1879. und 1880. Man vergl, auch bie Anmerkung lit. a auf Seite 168. oben 
$. 10. Zit. IT. der Inſtruetion des Königlichen Staatsraths vom 3. Mai 1817.) 

Die Welfung der erftinftanglichen Ahurtheilung ber Stempelbefraubationen durch die Siegelämter 
wurde durch ein ungedrucktes Reſcript des Königlichen Binanzminifteriums vom 19. September 1818, durch eine 
Minifterial= Gntfchliefung vom 9. März 1821 und durch ein Allerhöchftes Reſcript vom 26. Ropember 1822 
ausbrüdtich erneuert. M. vgl. Novellen zur Bayr. Gerihtsorbnung Bd. IV. &. 91 u. 92. 

Nach den untenftehenden Minifterialentfchließungen vom 18. März 1827 und 14, April 1828, wurde 
jedoch in Hinfiht des Verfahrens in Gtempelübertretungsfällen nichts geändert a). 

Die in der alten Stempelorbnung vom 11. Zebruar 1712 (M. ©. ©. 1784. Bd. I. &. 315.) der 
damaligen DOberfiegelämter und der Hoflammer überwiefenen Dienftesobliegenheiten waren ſchon „durch bie 
dorſtehenden frühern Normen abolirt. 


1. Nähere Bestimmungen über die Competenz zur Verhandlung der 
Stempeldefraudationen. 


A. 
Niro. Pr. 4422.. " 


(Competenzconflict zwiſchen dem Rönigtichen Kppellationsgerichte unb ter Königlichen Regierung. des Regen⸗ 
kreiſes, die Stempeldefraudation des N. N. betreffend.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Könige. 


Die Königliche Regierung des Megenkreifes K. d. J. erhält auf ihren Bericht vom 
26. April I. J., die Etempelbefraubation des N. N. hetreffend, bieneben eine Abfchrift von 
der unterm 29. Mai d. J. an dag Königliche Appellations: Gericht des Regenkreiſes deshalb 
ergangenen Allerhöchſten Entſchließung zur Wiſſenſchaft. u | 

Münden den 6. ‘uni 1826. oe. J min \ n 

Königlidee Stäatsntinitterium des Innern. ' 

| | Pl Kan . 

die ie Königlich Regierung bes Regenfeifet, n & i. 3, if ergangen. | ’ 
Er | . 

Wir haben Uns aus ben von der Megierung bes Regenkreiſes umnter-dem 26: April 
praes. 48. dieſes Monats vorgelegten Ucten, den Competenz = Conflict jwifchen dem Appel⸗ 
lations⸗ Gericht und der Regierung des egenkreifes bie Stempeldeftaudation des‘ N. N. 
betreffend, Vortrag erftatten laffen, und hierauf befchloffen, daß das Appellations: Gericht 
bes Regenkreiſes als zuſtaͤndiges Gericht der zweiten Inſtanz die gegen das Erkenntniß des 


Siegelamtes des Regenkreiſes ergriffene Berufung zu behandeln, und darüber zu entſcheiden 
habe; weil den Adminiſtrativ⸗Stellen nach Harer Vorſchift der Verordnung vom 11. Septbr. 





a) M. vgl. hiezu S. 193. und 194. lit. D und E unten. | 
, en . 5% 


v 
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1825 Art. XI.) die Judicatur bei Uebertretungen bed Siempelgeſehes entzogen, und ſolche 
den ordentlichen Gerichten übertragen wurde. 

Bei dieſen im geſetzlichen Wege geänderten GompetonzsVerhältniffen. hat ſich die 
Kreis⸗Regierung mit der vorliegenden Sache nicht zu befaſſen, ſolche muß deher in ihrer der: 
maligen Lage an das nun zuftändige Gericht gelangen. Be 

Zu diefem Behufe werden dem Uppellations-Gerichte die enfätägigen Acten der Er⸗ 
ledigung wegen hierneben mizgetheilt. 


München den 29. Mai 4826. 


An 
das Königliche Appellationsgericht des Regenkreiſes alſo ergangen. 


B. 
Nro. Pr. 13,185. 


(Das Tax⸗ und Stempelweſen betreffend. 2). . --- 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Es find darüber Zweifel erhoben worden, im wie weit den Obergerihten eine Mits 
aufſicht hinfichtli der Zar: und Etempelgefälle zuſtehe, uud das Appellationg ericht erhaͤlt 
daher hierüber nachſtehende Weiſung: 

Den Obergerichten liegt zwar ob, bei den ihnen vorkommenden Acten auch ihr Au⸗ 
genmerk auf die Tax⸗ und Stempelgefaͤlle zu richten, und ebenſo jede Verkürzung ber Staats⸗ 
kaſſa, als jede Belaͤſtigung der Parteien ins Auge zu faſſen: allein ein eigentliches Verbe⸗ 
ſcheiden kommt den Obergerichten in ſolchen Fällen nicht zu. | 

Die Verwaltung des ganzen Etempelwefend, ‚die Eorge für ben richtigen Vollug 
der Stempel⸗Geſetze, die Eniſcheidung über die Anwendung diefer Gefepe ift nach der Mer, 
ordnung vom 47. December 4825, die Organifation der Regierungen beir. s 95. den 
Finanzkammern ausfchließend übertragen. 

Kömmt den Obergerihten in den Acten nun vor, daß bie gesigneten Etempel nicht 
abhibirt, Eingaben ungeftempelt angenommen ıc. murden, fo gelten hier lediglich die Beſtim⸗ 
mungen des Ctempelgefepes vom 4141. Sepibr. 4325, und die Obergerichte haben in folchen 
Fällen die Acten an die einfchlägigen Regierungen zur weitern Einleitung, oder fogleich an 





| a) „Die Qubicatur bei Uebertcetungen des Gtempeigefeges ſteht in erſter Zaſtam ben Kinigigen unmittel: 
baren Untergerichten, wo ber Beklagte feinen Wohnſit hat, zu. 
E⸗ findet hiebei nur das ſummariſche Verfahren ſtatt. 
Die Berufungen, wo fie ſtattfinden, gehen am bie nächft vorgeſetzte Stell⸗ der ertendenden Behoͤrde. 
. (Art. XI. des Geſetzes, bie Stempelordnung betreffend. Geſesbl. 1825. St. XVII. ©. 189.) 
d) dur wegen der in dieſer Verordnung enthaltenen Beſtimmungen über Stempeldefraudationen iſt dieſelbe 
hier eingeſchaltet worden. Man ſehe übrigens auch Abtheilung xvii. Abſqhnitt it. 
c) Man ſehe Abſchnitt III. diefer Abtheiluns. 
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die für die vorfommenden . Stempel Defranbationen competenten Gerichte und Behörden abs 
zugeben. 

Eo wenig in Bezug auf Stempetgefäle den obergerichten eine Entfcheidung zuſteht, 
ebenfowenig ift dieß der Fall bei den Zargefällen. 
| Auch die Verwaltung des Taxweſens, die Beftimmung über das Quantum und Qual⸗ 
der Taxen, ſteht den Finanzſtellen in Bezug auf die unmittelbaren Gerichte zu. 

Wenn ben Obergerichten vorlümmt, daß entweder gar Feine oder unrichtige Taxen 
angefept find, fo findet ebenfalls in ſolchen Fällen die Abgabe der Acten an die Negierungss 
BinanzsKammern ftatt. 

Kommen wirklihe Exceffe vor, fo find nah den $$. 82. und 89. die einfchlägigen 
Regierungs:Rammern zur DVerbefheidung allein competent, und haben auch in ſolchen Faͤllen 
die Obergerichte die Acten an ſie abzugeben. | 

Was das Tarweſen bei den mittelbaren Gerichten betrifft, fo find hierin die Finanz⸗ 
Etellen weder competent noch intereffirt, die Aufficht hierüber fteht Tediglich den Regierungs⸗ 
Kammern des Innern zu, und diefe haben daher auch bei vorkommenden Anftänden und 
Sreeffen allein zu entfcheiden, und an fie find daher aud die Ucten durch bie Dbergerichte 
abzugeben. | 
Ä Hienach ift fih in allen Fällen zu achten. 

Munchen, den 2. October 1829. | 
Königliches Staatsminifterium der Juſtiz. 
An die Koͤniglichen Appellationsgerichte alſo ergangen. 


Dieſe an die Juſtizhöfe erlaſſene Weiſung wurde den Kreisregierungen, K. d. J. dorch nachſtehende 
miniſterial Entſchließung mitgetheilt: 


Nro. Pr. 16386. 
I (Das Zars und Stempelweſen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Die Königliche Regierung des Ssfarkreifes K. d. J. erhält hierneben von der an die 
Appellationsgerichte ergangenen und den Königlichen Regierungskammern der Finanzen bereite 
mitgetheilten Entſchließung, das Tax⸗ und Stempelweſen betreffend eine Abfchrift. zur 
Wiſſenſchaft, und Nachachtung mit Rückſichtsnahme auf den $. 82. der Allerhöchſten Verord⸗ 
nung vom 47. December 1825 *), den Wirkungskreie der oberften Rreisverwaltungsftellen betreffend 
und auf die unterm 44. Januar 4824 ®) über die Eompetenz= Verhältniffe ber beiden Regie⸗ 
sungslammern binfichtlich des Tax⸗ und Sporielweſens ergangene Allerhöchſte Froigliehung. 


München, den 7. November 1829. 


Koͤnigliches Staatsminiſterium des Innern. 


An 
die Sigi Kreisregierungen, K. d. J. mit Ausnahme jener des Rheinkreifes alfo ergangen. 





a) l. c, 
b) Dan ſ. Abth. XVIII. Abſchn. II. 
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IL . Competen; Bestimmungen bei Stempel- Heberteetungen. der 
befreiten Personen 
C. 


Nro. Pr. 5975. 
(Die Sompetenz in Stempel :Contraventionen, insbeſondere gegen quießcirte Sandeichter” betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Nach den vom Königlihen Statsminifterium der Juſtiz, welchem die Beſtimmungen 
der Competenz der Königlihen Gerichte unter fi) in zweifelhaften Fällen zufteht, aufgeſtellten 
Grundſaͤtzen iſt die vom Königlichen Appellationsgerichte bes Oberdonaukreiſes in dem hiebei 
zurücfolgenden Schreiben vom 21. Januar d. 5. ausgeſprochenen Anſicht in Betreff der 
Competenz in Stempel⸗Contraventionen, insbeſondere gegen quiescirte Landrichter, aus nach⸗ 
ſtehenden Gründen als richtig anerkannt. 

Das Stempelgeſet beſtimmt Art. XI.») „Die Judicatur ſteht in erſter Inſtanz den 
Koͤniglichen unmittelbaren Untergerichten, wo der Beklagte feinen Wohnſttz hat, zu.’ 

Unter biefer Vorſchrift kann nur der Richter, dem der Beklagte in allen Perfonals 
fachen angehört, verftanden werden. 

Der ordentliche Gerichtsſtand iſt aber in Anſehung der Erimirten oder Privilegirten 
nicht das Landgericht, in deffen Bezirk fich diefelben aufhalten, fondern das einfchlägige Kreis⸗ 
und Stadtgericht resp. Appellationsgericht, deren Jurisdiction ſich auf alle in dem befreiten 
Gerichtsbezirke befindlichen, bevorzugten Perſonen erſtreckt. 

Die Anſicht der Regierung, daß die befreiten Perſonen dem Landgerichte, als Local⸗ 
Richter unterworfen ſeyn ſollen, collidirt nicht nur mit. der verfaſſungsmaͤßigen Beſtimmung, 
daß Niemand ſeinem ordentlichen Richter entzogen werden ſolle, ſondern iſt auch in vielen 
Faͤllen durchaus nicht anwendbar. 

Wenn der Landrichter ſelbſt einer Stempeldefraudation angeſchuldigt iſt, ſo kann 
nicht der ihm ſubordinirte Aſſeſſor das Strafurtheil füllen; überdieß iſt bei den Landgerichten 
dritter Klaffe weder ein Affeffor noch ein Landgerichtsactnar vorhanden. 

Bei den Adelichen und übrigen befreiten Perſonen ift nicht das Landgericht, ſondern 
der ihnen angewieſene perſönliche Gerichtsſtand, nämlich das betreffende Kreis: und Stadtge⸗ 
richt als forum dumicilii anzufehen,, deffen Competenz ſich auf alle privilegirte Perfonen in 
beflen befreiten Gerichtsbezirk ausdehni. 

Die Anſicht des Appellationsgerichts, daß die Judicatur bei Stempelübertretungen 
der befreiten Perfonen dem privilegirten foro zuftehe, wird daher für gegründet zu achten ſeyn. 

Darüber, ob bie quiescirien Landrichter den in ihrer Dienftadivität genießenden Ges 
richtöftand auch im Falle ihrer Quiescirung behalten, haben ſich fhon früher Unftände ergeben, 
und die desfalfige Anfrage des Appellationsgerichts bes Oberdonaukreiſes wurde durch Re⸗ 
ſcript vom 24. April 4321») dahin beſchieden, daß, nachdem Fein Gefep. die Dauer des den 


a) Man f. die Anmerkung lit. a) &. 190. oben. 
b) Man f. Abth. XVIII. Abſchn. DIE, FRE 
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Landrihtern angewieſenen Gerichtsſtandes auf bie Zeit ihrer Dienſtactivitaͤt befchränkf, die Hegel, 
daß die Derfegung in den Ruheſtand eine Veränderung: des Gerichtentandes nicht zur Folge 
habe, fortbeſtehen müſſe. 

Dieſe Anordnung iſt auch der Vorſchrift der Gerichteordnung Cap. 1. $. 12. Nr. 6. 
entfprechend, nad) welcher die Beamten den bevorzugten Gerichtöftand nur durch die Entlaffung 
verlieren, was aber auf quiescirte Etaatsdiener, welche den dienerſchaftlichen Stand und die 
damit verbundene Würde behalten, nicht angewendet werden darf. 


Die Anficht des Appellationsgerichtes für den Oberdonaukreis erſcheint daher in An⸗ 
ſehung des quiescirten Landrichters RM N. zureichend gegründet, 
Die Königliche Regierung des Regenkreiſes hat hienach das Geeignete zu verfügen. 
Münden, den 17. Juni 1326. | | 
Staatsminifterium bes Innern. 
An 
bie Königliche Regierung des Regenkreifes X. d. J. alfo ergangen. 


I. Bestimmungen über das Verfahren bei Stempel- 
Defraudationen. 


DD. 


(Das Berfaßren bes Königlichen Kreide und. Stodtgerichtes Bayreuth bet einer uchertretun des 
Stempelseſedes betr.) 


Aus Veranlaſſung eines von der Königlichen Regierung bes Rezatkreiſes K. d. gi 
an das Königlihe Etaatsminifterium des Innern ımterm 4. October v. J. erftatteten Berichtea 
iſt anher zur Anzeige gelommen, daß das Königliche Kreiss und Stadigericht Bapreuth, bes 
züglich einer gegen den Röniglihen Landrichter N., angezeigten Uebertretung des Etempelgefepe® 
durch Anberaumung einer Tagsfahrt, zur Abgabe einer Mes und Duplik ein förmliches Civil⸗ 
Prozeß⸗ Verfahren nad zu Grunde gelegten Vorfchriften der Gerichtsordnung eingeleitet, das 
Königlihe Appellationsgeriht aber dieſes Verfahren in einem Schreiben vom ’25. Septemben 
v. J. an’ die genannte Kreisregierung ausdrücklich gebilligt hat. | 


Da diefes Verfahren durch die Beſtimmung in Art. XI. des Stempelgefeges vom u. 
September 1325 *). keineswegs gerechtfertigt wird, auch desfalls eine analoge Anwendung der 
auf ganz anderer Vorausfegung beruhenden fingülären Beftimmung in 6; 76. des Zollgefeyes 
vom 22: Juli 4819 durchaus nicht Play greifen kann, fo wird dem Königlichen Appellations⸗ 
Gerichte des Rezatkreiſes eine aus aͤhnlicher Veranlaſſung an das Königliche Appellations⸗ 
Gericht des Rezatkreiſes am 43. März v. J. P) erlaſſene Entſchließging, das Verfahren bei 
Mebertretungen bee Eiempelgefeges beir. in Antiegender Abſchrift zur Wiſſenſchaft und Nach⸗ 
achtung, fo wie zu gteichfaliiger Kröffnung an dad Kreiss und Suodtzerih Bayreuth mit 


he: ...:: . . 
b) M. f. die untet fit. E. nachſtehende Entſchließung. 
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der Bemerkung mitgetheilt, daB das Verfahren biefes Berichtes um fo auffallender erſcheine, 
da daffelbe in. gebührender Art ſchon auf die bloße Unzeige von der betreffenden Uebertreiung 
des Etempels Gefebes, ohne fürmlihe Klagftelung zu verlangen die Verantwortung des 
Königlihen Landrichters N. N. eingeholt hat, dann aber nah eingelommener Verantwor⸗ 
tung durch Anberaumung einer Zagsfahrt ad re- et duplicandum einen fürmlihen Civil: 
Proceß erſt nachträglich formiren wollte. 

Wenn übrigens das genannte Kreids und Stadtgeriht aus Deranlaffung der vom 
Königlichen Landrichter N. N. abgegebenen Verantwortung über den einen oder andern 
Umftand derfelben irgend eine Aufklärung als Vorbedingung der Entfheidung nothwendig zu 
haben glaubte, ſo konnte und mußte es ſich dieſe Aufklaͤrung auf amtlichem Wege erholen, 
ohne daß deshalb die Einleitung eines Civilprozeſſes nothwendig oder ſtatthaft erſcheint. 


München, den 14. April 1828. 
Königliches Etaadminifterium der Juſtiz. 


An 
das Königliche Aͤppellatlonsgericht des Obermainkreiſes alſo ergangen. 


F. I 
(Das Verfahren bei Uebertretungen bes Stempelgeſetzes betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 

Dem Königlichen Uppellationsgerichte wird der Bericht der Königlichen Megierung des 
Mezatkreifes, K.d.5. vom 42. Februar d. J. nebft feinen Beilagen mitgetheilt, burch welchen 
diefe Behörde den eſhluß anzeigt, welchen das Königliche Kreis⸗ und Stadtgericht Ansbach 
am 10. Januar d. J. gefaßt hat: von nun an ohne fürmliche civilrechtliche Klage des betheiligten 
Königlichen Fiscus auf Beftrafung des Eontravenienten in Etempelsliebertretungsfällen nicht mehr 
‚einzufchreiten, und erhält in Folge deffen den Auftrag, dem genannten Gerichte zu bedeuten; 
daß, nachdem: durdy das Gefek vom 14. September41325 Urt. XI. «) die Judicatur in Eiempels 
Defraudations s Eirafen den Civilgerichten zugewiefen worden iſt, ohne daß in Beziehung auf 
das vorhin bei. den Eiegelämtern ftattgefundene Verfahren eine Abänderung ausgefprochen 
wurde, es denfelben nicht zugeftanden fey, nad) einer von ihm angenommenen Yuslegung des 
Geſehes einen das bisher in. Anwendung gelommene Verfahren ändernden Befchluß als Richt⸗ 
ſchnur für Fünftige Fälle zu fallen, und dadurch fich felbft eine gefehliche Beftimmung zu bilden, 
daß dasſelbe demnach für die Zukunft eben fo wie bisher auf erfolgte Unzeige einer Etempels 
Mebertretung gegen ben Beſchuldigten mit deſſen Vernehmung und ber Wburtheilung bes. ihm 
zus Kenntniß gelommenen Falles zu verfahren habe. 

WUeber den Vollzug gegenwärtiger Weiſung ift unter Ruͤckgabe des mitgetheilten Be⸗ 
richtes der Königlichen Regierung und deſſen Beilagen Anzeige zu exflatten. 


Münden den 18. März 1827. 
Königliches Staatsminifterium der Juſtiz 


. An 
bas Königliche Appellationsgericht des Rezatkreiſes alfo ergangen: 
Die vorftehenden Reſcripte wurden der koriglichen Regierung des Redettreiſes mitgetbeit wie mie: 


a) l. c. 
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die für bie vorkommenden StempelzDefranbationen competenten Gerichte und Behörden abs 
zugeben. 

Eo wenig in Bezug auf Stempelgefaͤlle den obergerichten eine Entfcheidung zuſteht, 
ebenfowenig ift dieß ber Kal bei den Zargefällen. | 
| Auch die Verwaltung des Tarwefens, bie Beftimmung über dag Quantum und Quale 
der Taxen, fteht den Finanzſtellen in Bezug auf die unmittelbaren Gerichte zu. 

Wenn den Obergerichten vorlömmt, daß entweder gar Feine oder unrichtige Taxen 
angefegt find, fo findet ebenfalls in folhen Ballen die Abgabe der Acten an die Regierunge⸗ 
Finanz⸗Kammern ſtatt. 

Kommen wirkliche Exceſſe vor, fo find nah ben SS. 82. und 89. die einſchlägigen 
Regierungs-Kammern zur Verbefheidung allein competent, und haben auch in foldyen Faͤllen 
die Obergerichte die Acten an ſie abzugeben. | 

. Was das Tarweſen bei ben mittelbaren Gerichten betrifft, fo find hierin die Finanzs 
Etellen weder competent noch intereffirt, die Aufficht hierüber fteht lediglich den Regierungs⸗ 
Kammern bes Innern zu, und diefe haben daher auch bei vorkommenden Anftänden und 
Exrceſſen allein zu entfcheiden, und an fie find daher auch die Acten durch die Dbergerichte 
abzugeben. 

Hienach ift ſich in allen Fällen zu achten. 

Münden, den 2. October 41829. | 

Königlides Staatsminifterium ber Juftiz. 
An die Königlichen Appellationsgerichte alfo ergangen. 


Dieſe an bie Juſtizhöfe erlaffene Welfung wurbe den Kreisregierungen, K. d. 3. durch nachſtehende 
Minifterial : Entfchliefung mitgetheilt: 


Nro. Pr. 16386. 
(Das Zars und Stempelmefen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Die Königliche Megierung des Sfarkreifes K. d. 3. erhält hierneben von der an’ die 
Appellationsgerichte ergangenen und den Königlihen Megierungslammern ber Finanzen bereits 
mitgetheilten Entfchliefung,, das Zar und Gtempelmefen beiveffend eine Abſchrift zur 
Wiſſenſchaft, und Nachachtung mit Rückſichtsnahme auf den G. 82. der Allerhöchſten Verord⸗ 
nung vom 17. December 1325 *), den Wirkungskreis der oberften Rreisverwaltungsfiellen betreffend 
und auf die unterm 44. Januar 4824 ®) über die Gompetenz= Verhältuiffe der beiden Regie: 
rungskammern binfichtli des Tax⸗ und Sportelweſens ergangene Allerhöchſte ontſchliezong. 


München, den 7. November 1829. 
Köonigliches Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königlichen Kreisregierungen, 8. d. J. mit Ausnahme jende bes Rheinkrelſes alfo ergangen. 


a) l. c, 
b) Man ſ. Abth. XVIII. Abſchn. III. 
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lit. A. Nro. IV.) ıc. richten fi) nach denfelben. 2) Abvocaten Fönnen nach ben Allerhöchften Berorbnungen vom 16. 
Februar 1815 und 24. März 1816 (Regbi. 1815 ©. 158 und 1816 ©. 156.) in Bälen des abminiftrativ:cons 
tentiöfen Bereichs zugezogen werben. Diefe Verorbnung wurde jedoch wegen ihres Zufammenhanges. mit. AR: 
derem der Abtheilung XVIII. Abfchnitt III. einverleibt. Auf die Normen des gefeglichen Verfahrens in zein: 
adminiftrativen und polizeilichen Angelegenheiten Bonnte hier gleichfalls nicht eingegangen werben, fondern es tft 
deshalb der Abfchnitt IT. der achtzehnten Abtheilung „Dienfts und Gerichtſsordnung“ nachzuſehen. Als 
aufgehoben erfcheint die Allerhöcfle Verordnung vom 13. Juli 1811 Rgbl. 1811 St. XLVI. &. 890 „bie Ent: 
ſcheidung der abminiftrativcontentiöfen Gegenftände bei den Stadt: Sommiffariaten betr.“, nachdem die Local: 
Gommiffariate ſelbſt nach ihrem damaligen Wirkungskreiſe aufgelöst, und ihre Diftricte den Kreifen einverleibt 
wurden. Wan vergleiche die Allechöcdfte Verordnung vom 2. Yebruar 1817 Art. Vi. Rgbl. 1817. &. 19. (Abe 
ſchnitt IT. diefer Abtheilung unten.) Auch die Verhandlung der abminiftrativ:contentiöfen Strafſachen, wie 
Gonfiscationgfälle und Malz: oder Branntwein-Auffchlags: Defraubationen ift nad den angegebenen gefeglichen 
Beflimmungen zu bemeffen. Gin an den Königlichen Geheimen Rath ergangenes Allerhöchſtes Mefeript vom 11. 
Dctober 1815 ermächtigte zur Erledigung der im Fürſtenthume Aſchaffenburg anhängigen NRecurfe den Geheimen 
Rath, jedoch mit Beobachtung der dort beftehenden Gefetze; desgleichen ein Reſcript vom 7. September 1813 
zur Erledigung der Recurſe im ehemaligen Großherzogthum Würzburg. 


A. 
Allgemeine Bestimmungen. 


I. Bestimmungen über die Anwendbarkeit der bestehenden Eivil-Prosess-Gesetze 
in admimstrativ - contentiösen Gegenständen. 


" Nro. Pr. 235. 


7. | | 

(Die Anwendbarkeit des Gefeges vom 22. Juli 1819 b) in abminiftrativscontentiöfen Rechtsſachen betr.) 
| Mm J. K. a 
Wir haben Uns über bie Anfrage Berichte der herzoglich Leuchtenbergifchen Regie, 


ren Gulturfachen kein. Prozeß. geftattet werde. In diefer Beziehung bat vor allem die Verordnung r 
5. März 1789 (M. ©. ©. 1797. ©. 172.) — auf welche die vom 45. December 1804 Regsbl. 4 
S. 152 zurückgeht. Die Frage, ob Iemand Anſpruch auf einen Gemeindetheil habe, ift civilrecht 
ebenfo alle außerhalb des Gu'tur:Yrogeffes vorkommenden oder die Vorfrage bildenden Anfpräde 
Eigenthum oder Servituten, insbefondere auf Forftredhte. Die Frage Über die Qualität: der, M 
meinfhaft, wenn fie mit einem Gultur:Progefle coincidirt‘, ift auch von der Gulturftelle zu verhar 
V. v. 22. Febr. 1808. Regsbl. 1808. ©. 854: Bei Gemeinheitötheitungen üderhaupt entſcheiden 
die Frage: Ob getheilt werden fol, einfach die Adminiftrurioftellen, dagegen iſt die Frage: Wi 
theilt werden foll, abminiftrativscontentiöfer Natur. Man vergleiche die Verordnungen vom 5, @ 
resp. 15. Juli 1812. Robl. 1812. S. 1564 und vom IT. Mat 1814 Rabl. 1814. ©. 1105. In 
Inſtanz find zur Verhandlung und Entfcheidung die Poligeibehörden competent, in zweiter bie 
regierungen, früher die Landesdirectionen, ber Recurs findet bei vorhandener Gumme an ben 
lichen Staatsrath flatt. 


Dies als vorläufige Norm. Das Nähere fehe man unter der oben allegixten Abtheilung XI 
8) M. vergl. auch oben S. 162. ‚Titel 11. Art. 1, En E 


b) ©fe. 1819. ©, 59 — 82, 


we. 
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ungs⸗ und Juſtizcanzlei zu Eichſtädt vom 24. bie 28. December vorigen, dann 7. bie 410. 
April und 49. bis 34. Mai d. J. Vortrag erſtatten laffen und. ertheilen. berfelben auf die 
Frage: | 
„Db das Geſetz vom 22. Yuli 1819, einige Derbefferungen der Gerichtsordnung 
betreffend, auch in abminiftrativscontentibfen Mechisfachen anwendbar ſey?“ 


folgende Entfchließung : 


4) Die Verordnungen über das gerichtliche Verfahren überhaupt, alfo der Gerichte: 
Eoder mit allen zu demfelben erlaffenen Novellen bilden an ſich ſchon die 
Normen, nad denen adminiſtrativ⸗contentiöſe Sachen zu behandeln find. Da nun 


2) das Gefeh vom 22. Juli 1819 gleichfalls nrichts anders, als eine Novelle zur Gerichts⸗ 
ordnung iſt, und da 


3) das genannte Geſeß alle in den Gerichten zu verhandelnde Rechtsſachen, folglich auch 
die abminiftrativscontentiöfen Rechtsſachen angeht, 


ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß das Geſetz vom 22. Juli 1819 in allen 
abminiftrativscontentiöfen Sachen, fowohl was das Verfahren in erfter als auch in zmeiter 
und dritter Snftanz betrifft, vollfommen Anwendung finden müffe; vorbehaltlich derjenigen 
befondern Vorfchriften, welche in Anſehung der adminiftrativcontentiöfen Gegenftände z. B. 
über die Appellations-Eumme und über das Uppeflaion -Fatale befonders erlaffen worden 
find, und ungeändert fortbeftehen. 


Die herzogliche Regierungs⸗ und Jaſlix Cangle wird fi) hiernach zu benehmen wiffen. 
Münden den 2. Auguft 18320. 


bie herzoglich Leuchtenbergifche Regierungs: und Juſtiz⸗Canzlei zu Eichſtädt alfo ergangen. 


Ueber die Anwendbarkeit der Prozeß» Novelle vom 22. Juli 1819 waren jebocd von einzelnen Kreis⸗ 
Aegierungen bereits früher beſondere, zum Theil jedoch nur indirecte Ausſchreiben erlaſſen worden, 
und zwar 


1. Yon der Königlichen Wegierung des Isarkreises. 


I. 8. 
Geſchwerden gegen abminiſtratide Entſcheidungen, inſonderheit von Magiſtraten dritter Claſſe erlaſſen, betr.) 


Im Namen Seiner Majeftät des Könige, 


Zufolge dem $. 25. des Geſetes vom 22. Juli 1. J., einige Verbefferungen ber 
Gerichts : Ordnung betr., find Beſchwerde-Schriften gegen adminiftrative Entfcheidungen bei 
der Behörde erfter Inſtanz einzureichen. Die Befchwerde: Echriften gegen Entfcheidungen 
von Magiftraten dritter Elaffe find bei diefen felbft einzureichen, welche foldye mit den darauf 
bezüuglihen Acten an das vorgefepte Landgericht, unvermweilt abzugeben haben, damit dieſes 
die Einbeförderungen der Ungelegenheit hieher compeienzmaͤßig beſorge. 

ge 


198 ir tr I. Unhang KL HT 
Hiernach: haben (ah die: äbminifkrativen Behörden, inſonderheit bieibenaitiiten Ma⸗ 
aiftente. und bie Echriften - Werfertiger ; zur Vetmeidung von Ordnungeſtrafen, zu asien. 
| Münden am 15. October, 1319. 


Koͤnigliche Regierung des Flarkreife⸗ * p. 3. En 
Int. BI. f. d. Iſarkreis v. 3. 1819, St. XLIII. ©. a2: ©! 
an en Zn gg Bei Ts a Se Br En EZ u Ze 
i Ä Ba wefinnen; gegen nn ohmintfeattoe Entfiheibungen beten... 
. Im Ramen: Seiner Majefät dies Könige:. 


Ungeachtet der biesfeitigen Belanntmachung vom 15. v. M. *)* wird bie: imterfertigte 
Stelle noch immer mit Beſchwerdes Schriften gegen abminijtrative Entſcheidungen der Unter: 


Behörden directe behelligt, da doch. nach den neuen gefeglichen Beftimmungen, ſolche Be: 
ſchwerde⸗ Schriften bei der Behoͤrde erſter Inſtanz einzureichen ſind. 


Es wird daher die firenge Einhaltung ber gefeplichen Borfhrift wieberhoft, und mit 
‘dem Anhange eingeſchaͤrft, bap ; gegen die Fehligen ohne, weiters eine Drdnungsftrafe von drei 
Reichsthalern verhängt werden ‚wird, on 


‚München den 16. November, 1819. ” | EEE 
Koniglihe Regierung des Srarkreifes K. d. J. 
—* Int. Bet d⸗ Iſarkteis v. J. 4819. St. XLVII. &. 043. 
2, Yon? der 7 Königlichen Megierang | des Moterbonanhreisen. 


8. 10. 
(Dat künftige Verfahren in adminiſtrativ⸗ eontentidfen Gegenftänben betr.) 


Im Namen. Seiner Majefät des Könige. 


Da feit dem 4. October h. J. die Uferhöchfte Verordnung vom 22. Juli d. J. v einige 
DVerbeflerungen der Gerichts: Drdnung betreffend, in Wirkung getyeten tft, fo werden ſaͤmmt⸗ 


liche Polizei-Behörden beauftragt, ſich auch in n Behandlung der adminiftrativ = contentidfen 
Fälle genau hiernach zu achten. 


Insbeſondere will man die: betreffenden Behörden, und die‘ Parteien ober deren 
Anwälte aufmerkfam machen: 
4) daß jede Ueberſchreitung der bereite beſtehenden Verordnungen, gemäß welchen die 
Gewerbſtreitigkeiten ſ. a. sümmarissimie zu inftruiren kommen, nad der Beſtimmung. 
der Eingangs erwähnten AUlerhöchften Verordnung g. 4. mit einer Strafe von 5 —10fl. 





» Man L "das vorhergehende Kusfchpeiben, | en 
b) &, &ft. Bl. 1819. ©. 9-8 BEE 2 Fa RE a BR 
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und dem Erſate aller dadurch verurſachten Koſten und Schaden belegt werden 
würde ®); 


2) daß einer Appellation lediglich in ben $. 19. diefer Allerhöchften Verorbnung 'aufger 
führten Fällen ſtatt gegeben werben kann, diefelbe übrigens gemäß 6. 23. und 27. ohne 
Unterfchied, ob fie zur zweiten oder dritten Inſtanz gerichtet ift, jedesmal bei der Bez 
. hörde erfter Inſtanz übergeben inerden muß, welche ſodann nach den 66. 24. bie 28. 
incl. enthaltenen Beflimmungen weiters zu verfahren bat; endlich — 

8) gemäß 6. 23. Abfap DI: {fi die Beilage der Untheils⸗ Abſchriften zu den Beſchwerde— 
Vibellen nicht mehr erforderlich⸗ | a 


Pıffau am 18. November 41819. 
Königlide Regierung Des Unterdonaufreifes & Kammer bes. Innern. 
Jut. Bl. des aꝑ unterdonautrelſes v. 3 1819. et. XLVIN. ©. 307. 


ee Te .. a 
, 8 * m: 
: (Die Anwendung ber Rovelle vom 23. Juli 1819 zur Seriäts: Ordnung det.) 253? 


Sm Namen Eeiner Majeftät Des Königs. 


Man hat bisher mehrmal wahrgenommen, daß einige Polizeis Behörden aud bei 
der Inſtruirung rein abminiftrativer oder polizeilicher Gegenftände die Allerhöchſte Verordnung 
vom 32. Juli 1819, Derbefferung ber Gerichtsordnung betr., in Unmwendung brachten, 
und daher Commiſſion zur Inrotulation der Acten anfegten, und bie Abgabe einer Neben⸗ 
Yerantwortung gejtaiteten ꝛc. : 


Da aber diefe Allerhoͤchſte Verordnung, fo wie früber die Gerichte: 
. Ordnung nur bei adminiftrativ: eontentiofen ©egenftänden ihre AUnwens 
dung f inden Tann, und rein abminiftrative oder polizeiliche nach den beftehenden 
fpeciellen. Normen inſtruirt werden ſollen, ſo werden die Behörden hierauf mit dem Anhange 
aufmerkfam gemacht, dad im Coutraventionsfalle ſaͤmmiliche hierauf erlaufene Koſten den Par: 
teien zurügferfept werden müßten. | 

Hiebei wird noch ferner bemerkt, daß es in folden rein adminiſtrativen Segenflän- 
ben keineswegs eines: förmlichen Erkenntniſſes, fondern | bios einer einfachen, jedoch motivirten 
Entſchließung bedürfe. | 

Paßau den 24. Mai 1820. 

Koͤnigliche Regierung bes Unterdonaufreifes Kammer des Innern. 


An 
fimmer söniglige —8R des æreiſes, dann die Stadtmagiſtrate Yafan und Straubing alfo 
. ergangen. 


Int, BL. f. d. Unterbonaufreis v. 3. 1820. ei. xxm. S. 210. 





a) M. f. oben ©, 181. 
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auszüge, die Beſchwerden mit zweckmaͤßiger Rüge aufzuſtellen und auszuführen, ſich 

angelegen ſeyn laſſen werden. De der höhere: Richter die vollſtaͤndigen Acten zur Er: 
‚wägung vor fih hat, fo bedarf ed, in den meiften Fällen, jener: Weitkäufigfeiten 
durchaus ‚nicht, und es wird daher Bei.ber. Würdigung ber Deferviten. auch hierauf 
befondere Nückjiht genommen werden. 

4) Der feit einiger Zeit hie und da bemerkte Mißſtand, bie gerichtlichen Eingaben auffals 
lend weitläufig reinfchreiben zu laffen, um zu Erhöhung der Deferviten und Copialien 
einen Vorwand mehr zu haben, wird andurch, als. ein. den Rechtsvertheidiger nicht 
ebrender und die Parteien bedrücdender Unfug gerügt, gegen welche fämmtliche Behoͤr⸗ 
den Fünftig eine genaue Controlle eintreten zu laſſen haben. 

Hiernady haben fih nun fämmtlihe Ubminiftrativbepörden und Anwälte, zur Vers 
meidung von DOrdnungsftrafen genaueft zu achten *). 
Ansbach den 26. April 1320. | 
Königlihe Regierung des Rezatkreifes K. d. J. 
An 
ſämmiliche Polizeibehörden des Rezatkreiſes alſo ergangen. 
Int. BI. für den Rezatkreis v. J. 1820. Bd. I. &.. XIX. ©. 767. 


6. Yon der Aigen eier des Obermainkhreises. 


$. 15. 


(Die Anwendung bes Geſetzes vom 22. Zuli 1819 wegen Verbefieruug ber Gerichteordnum auf 
abminiftrativ : eontentiöfe Bälle betr.) 


Gm Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Es wird biemit fämmtlichen Polizeibehörden des Obermainkreifes zur‘ genaueften Dar. 
nachachtung bekannt gemacht, daß das Geſetz vom 22. Juli 1819, die Verbeſſerung der Gerichts⸗ 
ordnung betreffend, auch in adminiſtrativ-contentioſen Sachen, insbeſondere bei dem Beru⸗ 
fungsverfahren volle Anwendung findet, | | 


Wornach fi zu achten ift. 
Baireuth den 48. November 1813. 


Königliche Megierung des Obermainkreiſes K. d. 3. 
Int. Bi. für den Obermainkreis v. J. 1819. St. CXLV. S. 1009. 


7. Yon der Königlichen Regierung des Autermaiukreises. 
$. 16 
(Den Gefhäftsgang in abminiftratios contentidfen Sachen betr.) 
Sm Namen Seiner Majeftät des Könige. 
Da die Königliche Regierung burd den $. 3. der Allerhöchſten Inſtruction vom 27. 





a) Eine gang ähnliche Entſchließung hat das Königliche Appellationsgericht des Iſarkreiſes unterm 48. 
Bebruar 1820 erlaffen. (Int, BI. für den Iſarkreis 1820. St, VIII. ©. 166.) 
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März 181472) über den Geſchäftsgang bet den oberſten Derwaltungsftellen in allen admini⸗ 
ftrativ = contentiöfen Sachen auf Beobachtung ber Hofrathsordnung und fomit auf Beobachtung 
der Gerichtsordnung angewieſen ift, welche lehtere durch ben $. 25. des Geſetzes vom 22. Juli 
4819 die Abänderung erhalten hat, daß die Appellationsſchriften an den höheren Nichter bei 
Etrafe der Defertion innerhalb des beftimmten Termins bei dem Gerichte erfter Inſtanz über- 
geben werben müffen,, welches bamit nach den Beftimmungen ber 69. 24. bie 28. verfahren 
fol, fo werden fämmtliche einfchlägige Behörden und Anwälte an pünftlihe Befolgung diefer 
Vorſchriften bei Verhandlung der abminiftrativ s contentiöfen Gegenfläinde hiemit erinnert, und 
vor Nachtheil gewarnt. 
Würzburg, den 47. November 1849. 
Königlihe Regierung des Untermainkreifes, K. d. J. 
Int. BI. für den Unterdonaukreis v. J. 1829. Br. II. &t. CXXV. ©. 501. 


1. Bestimmungen über das richterliche Verfahren. 
a) Iu erster Instanz. 
1. Bestimmungen in Bezug auf die Gerichtspersonen. 


$. 17. 
(Die Behandlung des abminiftratio-contentiöfen Gegenftände betr. b). 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Dem Königlichen Generalcommiffariate des Iſarkreiſes wird auf die berichtlihe An⸗ 
frage vom 8. und praes. 26. April d. J. über die collegiale Berathung ber abminiftrativen 
Gegenftände bei erfedigten Landgerichten Folgendes zur Mefolution erwiedert: 

1. Bei erledigten Landgerichten, welche mit zwei Affefforen und einem Actuar befegt 
find, ift der Actuar in den beliberativen Gegenftänden ‚ebenfalls beizuziehen, und ihm eme 
entfcheidende Etimme einzuräumen. 

1. Bei den erledigten , nicht in vorftehender Art befepten Landgerichten kann dem 
blos zur Aushilfe beigegebenen Dineniften Fein Votum beigelegt werden ,. fondern es ift bier 
lediglich die Verordnung vom 51. Auguft 1840. $. 40. (Mg. Bl. E. 947.) °) in Anwendung 
zu bringen. 

München, den 25. Juni 4814. 

Staatsminiſterium des ‚ Innern. 
An 
das Körigliche General-Commiſſariat des Ifarkreifes alfo ergangen. 
Ausgefchrieben von dem Königlichen General: Sommilfariate: 
a) des Ifarkreifes am 19. Auguft 1814. Int. Bl. für den Iſerkreis St. XIII. ©. 200. 
b) des Unterbonaufreifes unterm 22. Juli 1814. 
©) bes Regentreifes unterm 18. Juli 1814. 
d) bes Oberdonaukreiſes unterm 20. Juli 1814. Eichflädter Ertrabl. zum Kreis:Intbi. St. xxvn:. S. 157. 


a) Man ſ. Abſchn. III. unten. 

b) Man vergi. die im nachftehenden $. 19. enthaltene und übereinftimmende Allerhöchfte Verordnung vom 
34. October 1814. 

©) Die allegirte Verordnung betrifft die Sandgerichtöperfaffung im Inu: und Gifadtreife, und des $. 10. 
derfeiben Tautet wie folgt: 
Bd. 11. 27 
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@ir Behandlung ber abminiftrativ - contentiöfen Gegeaftände bei berrſchaſtzgerichten bett.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Konigs. 


. eine Majejtät der König haben in Hinficht auf Behandlung. der ebminiftrativscons 
tentiöfen Gegenftände bei cn chaftsgerichten zu befchliegen geruht, dag die Allerhöchſte 
Verordnung vom 35. Juni l. J. Nro. 1. *) auf die neuformirten Herrſchaftsgerichte in ande 
loger Art Anwendung finde. 

Diejes wird dem Königlihen General-Commiſſariate des Iſarkreiſes zur Wiſſenſchaft 
und Darnachachtung hiemit eröffnet. 

München, den 50. Juli 1814. 

Etaatsminifterium des Innern. 

An 
das General: Sommiffariat des Sfarkreifes alfo ergangen. 
Audgefhrieben ven dem Generals Gommijlariate des Ifarkreifes am 22. Auguft 181%. 
Int. Bl. für den Iſarkreis v. 3. 1814. ©. 235. - 


$. 19 
(Die deliberative Berathung ber Lendgerichte bei abminiftrativ - contentiöfen Gegenftänden betr.) 

Mm J. K. 

Nachdem Wir bereits durch Unſere Verordnung vom 2. October 41844 über die Er⸗ 
weiterung des Wirkungsfreifes der Generals und Stadtcommiſſariate $), die Ertheilung der 
GewerbssEoncejlionen bei den Polizeiunterbehörden zur Berathung in beliberativen Eigungen 
verwiefen haben; fo beflimmen Wir nachträglich zu der Snftruction vom 28. Juni 4310 °) 
über das Formelle der Gefchäftsführung bei den Landgerichten: daß aud über alle abmini- 
ftrativ s contentiöfe Gegenftände, in welchen nach der Inſtruction für die General: Kreiscom« 
miffariate vom 47. Juli 1808 $. 45. 4) in zweiter Inſtanz die Entfheidung in collegialer 
Form vorgefchrieben ift, bei den mit zwei Aſſeſſoren verfehenen Landgerichten, in erfter In⸗ 
ftanz das Erfenntniß unter beliberativer Berathung gefchöpft, und den Affefforen hiebei eine 
entfcheidende Etimme eingeräumt werden folle. Bei den nicht auf diefe Urt befegten Landge⸗ 
richten ift nach der Verordnung vom 51. Auguft 4810 $. 10. *) (Rg. Bl. ©. 917.) zu verfahren. 





„Da bei diefer Befegung die in Unſerm organifchen Edicte vom 24. Juli 1808 für die Schöpfung von 
„Endurtheilen vorgefchriebene collegiale Berathung ſich von felbft aufhebt, fo find bie Adjuncten, wic die 
„Actuare, auch in den Juſtiz- fo wie in den Polizeigefchäften, als Mitarbeiter und fubordinirte Gehilfen 
„des Landrichters zu betrachten, und es mobificiven fich hernach bie von Uns am 28. Juni v. 3. und 
28. Juni I. 3. über die Verhältniffe des ‚Sandgerihtsperfonals erlaffenen Berorbnungen, welche im üb⸗ 
„eigen auch rüdfichtlich der Landgerichte des Inns und Eiſackreiſes in Mirkung bleiben. “ Man- vergl, 
unten Abfchn. IV. ı | 

a) Man vergl. beit vorftehenden $. 17: RE 2 
b) und d) Wan f. Abſchn. II. dieſer Abtheiluns. 

c) Man ſ. Abſchn. IV. : 

e) M. f. die Anmerkung lit. a) auf vorftehender Seite, 
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Diefe Unfere gegenwärtige Beſtimmung findet in. analoger Art auch bet den bejendern 
Polizeidirectionen und Polizeicommiffariaten der Etädte Anwendung. Polizeivorftände, welchen 
noch eigene Polizei = Commiffäre oder mehrere Actuare beigegeben find, haben zu den delibe- 
rativen Eipungen jedesmal aus der Zahl der Commiffaire oder der Actuare zwei Mitglieder 
beizuziehen, und denfelben ein decifives Votum einzuräumen. Bei den Polizeibehörden der 
Etidte, welche außer dem Polizeivorftande nicht mehrere Gchilfen, fondern nur einen 
Actuar beſitzen, ceffirt dagegen die collegiale Berathung. 


München, den 24. October 1814. 
Rg. BI. v. 3. 181%. St. LXVI ©, 1675. 


$. 20. 
(Die Vorfchriften über die Gerhäftsführung ber Magiſtrate betr.) 
Auszug»). 

6. 25. Die Berathung und Abftimmung erfolgt in collegialer Form, wobei die 
Etimmen der rechtsfundigen Räthe durchaus entfcheidend find. Die bürgerlihen Magiftrate- 
Räthe führen in adminiftrativen und ökonomiſchen Gegenftänden eine entfcheidende Stimme; 
in adminiftrativscontentiöfen Gegenftänden aber und bei Vorträgen über Nechte- 
flreitigfeiten der Gemeinden oder Stiftungen find die Etimmen der. bürgerlihen Magiftratsräthe 
nur. berathend.. ‘ 


Münden ,. den 24. Eeptember 1818. 
Rg. Bl. v. 3. 1818. St. XLVI. ©. 1060. 


$. 21. 
Nro. Pr. 1251. 
(Ale. Verwendung des Rechtöpracticanten zur Behandlung der adminiftrativ scontentiöfen Gegenftände betr): 
. M. J. K. R 


Mir haben aus ben Acten über die Mecursfache bes N. N. gegen N. M., wegen 
Kriegslaften: Peräquation, mit Befremden erfehen, Daß die Haupthandlungen zu Protocol 
vom 10., 14., und 24. Juni 1316 außer bem Gerichtsorte gar nicht in Gegemwart einer 
Gerichtsperſon, fondern nur in Gegenwart eines Rechtspracticanten als Inſtruenten und Com: 
miffärs gepflogen worden feyen. 

Diefen Mißſtand wollen Wir fire die Zukunft befeitigt, und daher fämmtliche Land: 
gerichte angewiefen haben, daB Verhandlungen in adminiftrativ = contentiöfen Gegenſtänden 
durch Gerichtsbeamte vorgenommen und nicht ferner bloßen Practicanten allein überlaffen werben. 

Munchen, den 15. Februar 1820. 

An 
die Königliche Regierung, des. Dberbonaufteifes 4 K. d. 3. alſo ergangen. 
— | :Ausgefchrieben von der Königlichen Regierung 
a) des Ifaykreifes unterm 20. Februar 1820. 
b) des Unterdonaufreifes unterm 22. Februar 1820. 


. e) des Oberdonaukreiſes unterm 22. Februar 1320. 
q) des Rezatkreiſes unterm 21. Februar 1820. Int; Bi. für den Rezatkreis 1820. St. IX. ©. 535. 





a) Den vollfländigen Text biefer Anerhöchften Verorbnung fehe man unter Bemeinderoefen Abtheilung XI. 


Abſchnitt 1. 
37° 
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2. Bestimmungen is Pezug anf das Gerichtsverfahren. 


Ä % 22. 
Nro. Pr. 33. 


(Das in abmsiniftrotie s contentiöfen Gegenfländen in erfter Inftang zu beobachtende Verfahren betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Dur die in der Gewerböftreitfahe des N. N. gegen N. N. unterm 4 December 
4513 *) erlafiene Allerhoͤchſte Eutjchliefung in Bezug auf die Verhandlung der adminiftrattv- 
eontentiöfen Mechtsfachen in erfter Inſtanz in processu summarissimmo wollte weder, noch ift 
hiedurch etwas Neues verordnet worden. 


Denn fo wie ſchon im Judiciarcoder Cap. II. 65. Nro. 4. in Sachen, das Polizei⸗ 
und gemeine Wefen betreffend, der proressus Summarissinus, fomit die Protocollar⸗-Inſtruction 
ausdrücklich worgefchrieben ift, fo wird auch in allen ältern und neuern Verordnungen für 
alle adminiftrativecontentiöfe Nechtsfachen immer der processus summarissimus vorgefchrieben, 
z. B. in Baufachen durch das Generalmandat vom 44. Januar 1692, in Eultursfadhen durch 
das Generalmandat vom 24. October 1739 und bie bekannte Culturs⸗Verordnung vom 25. 
Februar 1305 u. ſ. w. >). Hierin hat die im Berichte amgezogene Derordnung vom 16. 
Februar 1815 *) durchaus Feine Aenderuug gemacht, indem diefelbe nur in reinen Poli— 
zeiſachen felbft die Zuziehung von Advocaten verbietet; in adminiftrativ <contentiöfen aber 
zwar die fernere Beiziehung derfelben geftattet, die Proceßform in derlei Rechtsſachen aber 
weder abändern wollte noch wirklid abgeändert bat. 


Es ift daher offenbar unrecht und gerichtsorduungsmwidrig gefihehen, dag das Land: 
gericht NM. diefen Gewerboſtreit im ordentlihen Echriftenwechfel verhandeln ließ, anftıtt dens 
felben summarissime zu Protocol zu infirairen, weßhalb demfelben allerdings anbefohlene: 
Maſſen das Allerhöchſte Mipfallen darüber zu erkennen zu geben, und dasfelbe für bie Folg 
an. die genaue Beobachtung der vorgefchriebenen Proceßform anzumweifen if. 


München, den 25. Februar 4819. 
| Etaatsminiflerium des Innern. 


' An 
die Königliche Regierung des Unterdonaukreiſes, K. d. J. alſo ergangen. 


Ausgeſchrieben von der Koͤniglichen Regierung des Unterdonaukreiſes unterm 26. März 1819. 





a) Die allegirte Koönigliche Entſchließung nimmt von der Nichtbeachtung ber geſetzlichen judic 
Vorſchriften in dieſem concreten Falle Anlaß zur allgemeinen Erinnerung. Die Entſchließu 
wurde aus dem Grunde hier weggelaſſen, weil fie keine weitere Rorm enthält, die in dem vor 
Reſcripte nicht gleichfalls ausgefprochen wäre. - 


b) ©, die betreffenden Abtheilungen XIV. und XVIT. 


c) Die Zugiehung der Advocaten in reinen poltzeiſachen betreffend, (Rg. BI. 1815. Et. vin 
S. unten Abth. XVII. Abſchn. III.. 
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(Die Grlumatniffe in gemifchten Rechts ſachen betr) 
§. 23. 
Im Namen Seiner Majeftät bes Könige»). 

Saͤmmiliche Land» und Herrfchaftsgerichte werden hiemit angewiefen, in allen Ers 
Eenntniffen über einen adminiftrativscontentiöfen Gegenftand ausdrücklich anzuführen, daß fie 
bierüber als Adminiſtrativbehörden erkennen. 

Ansbach, am 9. Juni 4825. 


Königlide Regierung des Rezatkreifes, K. d. J. 


An 
—— Land: und —— des — ma ergangen. 
: un PER SE 
(Die Kusfäeihung der gufiz und Kominifratio-Werpandlu ngen betr. 
& 24. 
Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Es fümmt öfter der Fall vor, daß die Lands und Herrfihaftsgerichte Verfügungen, 
Beicheide, oder. Erfenntniffe erlaffen,; aus denen weder dem Inhalte, noch der Form nach zu 
erjeben ift, ob die Behörde in der Eigenſchaft als Juſtiz-Behörde, oder ald Admini⸗ 

‚ftrativs 5nftanz und Polizei-Behörde gehandelt und entfchieden habe. | 

Ta hiedurch vielfache Anftände und Koften für die Theile erwachfen; fo werden die 
unten benannten Behörden hiemit angemwiefen, nicht nur vor dem Beginnen der Verhandlun⸗ 
gen wohl zu erwägen, ob das Gefchäft bloß als ein Verwaltungs⸗Gegenſtand, oder als Po: 
lizei⸗Straf⸗Fall, oder adminiftrativ=contemtiös, oder endfid als reine Juſtiz⸗Sache behan⸗ 
delt werben müffe? fofort den Entfcheidungen oder Verfügungen auch ausdrücklich beizufegen, 
ob von Civil⸗Richter⸗Amtswegen, oder in der Eigenſchaft als niedere Guratel, ‘oder endlich 
yolizeifich ober im adminiftrativ = contentiöfen Wege verfügt oder erkannt wurde ? 

Yugsburg, den 23. Eeptember 4327. 

Koͤnigliqhe Regierung des Oberdonaukreiſes, K. d. J. 


An 
ſämmtliche Land: und Herrſchaftsgerichte des Oberdonaukreiſes alfo ergangen. 


(Die Eröffaung ber Beſchlüſſe an die Betheiligten betr.) 
& 25 | 
Im Namen Eeiner Majeftät des Könige) 
Zur Vereinfachung des Geſchaͤftsganges findet ſich die unterfertigte Koͤnigliche Eiell⸗ 
bewogen, ſaͤmmtlichen Polizei:Behörden dee Oberdonaukreiſes in Beziehung auf die Eröffnung 
Der: Befchlüffe höherer Inſtanzen folgende Vorfchriften zu ertheilen : 


&) Benn aud) gleich bie in dieſem und den nächſtfolgenden SS. 24. und 25. enthaltenen Weifungen von 
der höheren Stelle unabhängige Regierungs:Ausfchreibungen find, fo glaubte man fie doch ſchon hier um 
degwillen aufnehmen zu follen, weil fie in den Nachträgen, wovon in der Vorrede zu biefem Werke die 

Rede ift, au vereinzelt fiehen würden. Man nergleiche hiezu auch bie Über das Werfahren bei bem 
Kreisregierungen fprechenden Verordnungen vom 10. Mai 1812, 10. Juni 1815, 24. Januar 1820, 
6. März 1820, 9. Rovember 1820 und 15; Mai 1835 unter Nro. 11: lit, b) unten, 
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2. Bestimmungen ia Besug auf das Serichtöoverkahren. 


Ä $. 22% 
Nro. Pr. 53. 


(Das in abntiniftratio : contentiöfen Gegenftänden in erfter Inflang zu beebachte nde Verfahren betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Durch die in der Gewerböftreitfache des N. N. gegen N. N. unterm 4. December 
4313 ®) erlaffene Allerhoͤchſte Eutſchließung in Bezug auf die Verhandlung der adminiftrativ- 
eontentiöfen Mechtsfahen in erfter Inſtanz in processu summarissimo wollte weder, noch ift 
hiedurc etwas Meues verordnet worden. | 


Denn fo wie fhon im Judiciarcoder Cap. III. 53. Nro. 4. in Eachen, das Polizeis 
und gemeine Wefen betreffend, der processus Summarissinus, fomit die Pretocollar-nftruction 
ausdrücklich vorgefchrieben ift, fo wird auch in allen altern und neuern Verordnungen für 
alle adminiftrativscontentiöfe Nechtsfahen immer Der processus summarissimus vorgefchrieben, 
z. B. in Baufachen durd das Generalmandat vom 14. Sjanuar 4692, in Eultursfachen durch 
das Generalmandat vom 24. October 1789 und die bekannte Culturs⸗Verordnung vom 25. 
Februar 1905 u. ſ. w.>). Hierin hat die im Berichte angezogene Verordnung vom 16. 
Februar 1815 *) durchaus feine Aenderuug gemacht, indem diefelbe nur in reinen Poli: 
zeiſachen felbft die Zuziehung von Wdvocaten verbietet; in abminiftrativ =contentiöfen aber 
jwar die fernere Beiziehung bderfelben geftattet, die Proceßform in derlei Rechtsſachen aber 
weder abändern wollte noch wirklid abgeändert bat. 


Es ift daher offenbar unrecht und gerichtsorbnungsmwidrig gefihehen, daß das Land⸗ 
gericht N. diefen Gewerboftreit im ordentlihen Echriftenwechfel verhandeln ließ, anftıkt den⸗ 
felben summarissime zu Protocol zu infirmiren, weßhalb demfelben allerdings anbefohlener 
Maffen das Allerhöchſte Mißfallen darüber zu erkennen zu geben, und dasfelbe für die Folge 
an. die genaue Beobachtung der vorgefchriebenen Proceßform anzumweifen if. 


Münden, den 25. Februar 1819. 
Etaatsminifterium bes Innern. 


Un 
die Königliche Regierung des Unterdonaukreifes, K. d. 3. alfo ergangen. 


Ausgefchrieben von ber Königlichen Regierung des Unterdonaufreifed unterm 26. März 1819. 





Li 


a) Die allegirte Königlige Entſchließung nimmt von der Nichtbeachtung der Hefehlichen judiciariſchen 
Vorſchriften in diefem concreten Kalle Anlaß zur allgemeinen Erinnerung. Die Entfchließung ſelbſt 
wurbe aus dem Grunde hier. weggelaffen,, weil fie keine weitere Norm enthält, die in dem bostiegenben 
Referipte nicht gleichfalls ausgefprochen wäre. - 


b) ©, bie betreffenden Abtheilungen XIV. und XVIT. 


.c) Die Zugiehung der Advocaten in reinen volleltechen betre fend (RI. BI. 1815. ei. vn, ®. 158.) 
&, unten Abth. XVII, Abſchn. III. 
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(Die arkenatniſſe in gemiſchten Rechtsſachen betr) 
& 23. 
Im Namen Seiner Majeftät bes Königs). 

Cämmtlihe Land» und Herrfchaftsgerichte werden biemit angewiefen, in allen Ers 
Eenntniffen über einen abminiftrativ=contentiöfen Gegenftand ausdrücklich anzuführen, daß fie 
bierüber ale Adminiſtrativbehörden erkennen. 

Ansbach, am 9. Juni 4325. 


Königlide Regierung des Mepatkreifes, 8.25% 


An 
ſämmtliche Land: und Herrſchaftsgerichte des Rezatkreiſes alſo ergangen. 
Int. Bl. für ben Reiattreis v. 3. 1825. 8. 1. St. XXIV. ©. 1377. 
Pad En Tun 


(Div Xusfäeibung ber Juſti; und KdminiftrativsWerpandlungen betr. 
$. 24. 
Im Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Es fümmt öfter der Fall vor, daß die Land: und Herrſchaftsgerichte Verfügungen, 
Beſcheide, oder Erkenntniffe erlaffen,; aus denen weder dem Inhalte, noch der Form nad) zu 
erfehen ift, ob die Behörde in der Eigenſchaft als Zuftiz: Behörde, oder ald Admini- 
‚frative 5nftanz und Polizei-Behörde gehandelt und entfchieden habe. 

Ta hiedurch vielfahe Anftände und Koften für die Theile erwachfen; fo werden die 
unten benannten Behörden hiemit angemwiefen, nicht nur vor dem Beginnen der Verhandlun⸗ 
gen wohl zu erwägen, ob das Geſchaͤft bloß als ein Verwaltungs⸗Gegenſtand, oder als Po: 
lizei: Etrafs Gall’, oder adminiſtrativ-contentios, oder endlich als reine Juſtiz⸗ Sache behan⸗ 
deit werben müſſe? fofort den Entfcheidungen oder Verfügungen auch ausdrücklich beizufegen, 
ob: von EivilsNichter-Amtswegen, oder in der Cigenfchaft ale niedere Guratel, oder endlich 
polizeilich oder im adminiftrativ = contentiöfen Wege verfügt ober erfannt wurbe ? 

Augsburg, den 23. September 41327. 

Königlide Regierung des Oberdonaufreifee, KR. d. J. 
| An 
ſämmtliche Land: und Herrfihaftsgerichte des Dberbonaukreifes alfo ergangen. 


(Die Eröffnung der Befchläffe an die Vetheiligten betr.) 
& 25 . 
Im Namen Eeiner Majeftät bes Könige.) 
Zur Vereinfachung des Geſchaͤftsgangetz findet ſich die unterfertigte Koͤnigliche Eiell⸗ 
bewogen, ſaͤmmtlichen Polizei-Behoͤrden dee Oberdonaukreiſes in Beziehung auf die Eröffnung 
der: Befchlüffe höherer Inſtanzen folgende Vorfchriften zu ertheilen : 


&) Wenn auch gleich die in diefem und den nächſtfolgenden SS. 24. und 25. enthaltenen Weifungen von 
der höheren Stelle unabhängige RegierungssAusfchreibungen find, fo glaubte man fie doch ſchon hier um 
deßwillen aufnehmen zu follen, weil fie in den. Nachträgen, wovon in der Vorrede zu biefem Werke die 

Rede if, au vereinzelt fichen würden. Man nergleiche hiezu auch bie über das Werfahren bei den 
Rreisregierungen ſprechenden Verordnungen vom 10. Mat 1812, 10. Juni 1815, 24. Januar 1820, 
6. März 1820, 9. Rovember 1820 und 15, Mail 1835 unter Nro. 1; lit. b) unten, 


4) Die Eröffnung der vpn ber Kreisregierung felbft, oder von den vorgefepten Allerhöch- 
ftien Stellen gefaßten Befchlüffe an die Detheiligten liegt in den Pflichten der Unter: 
bebörden, fo oft ein folcher Befchluß 

a) ein Erfenntniß in einer abminiftrativ: eontentiöfen Rechtsſache, 
oder 
b) ein polizeiliches Strafurtheil, oder 
c) die Entfiheidung eines adminiftrativen Recurſes, oder endlich 
d) die Erledigung eines Bittgefuches, oder einer einfächen Veſchwerde-Vorſtellung 
enthaͤlt. | 
Die in allen diefen Fallen beigefügten inftructiven Weifungen, Belehrungen und 
Rügen find, — infoferne fie nur der Behörde gelten, — der Natur der Sache nach, zur 
Mittheilung an die Parteien nicht geeignet. 

2) Da die Eröffnung aller oben bezeichneten Beſchlüſſe ohnehin als eine amtlihe Pflicht 
der Unterbehörden betrachtet werben muß; fo wird Fünftig ein befonderer Auftrag zur 
Vornahme derfelben nicht mehr beigeflgt werden, fondern es ift diefe Eröffnung jedes- 
mal von Amtswegen ohne allen Auffchub zu bewerkftelligen. 

5) Die Eröffnung gefchieht in der Regel mündlid unter Abhaltung eines Protocolls. — 
Binnen 3 Tagen von dem Empfange des höheren Befchluffes an muß an die unter 
fertigte Stelle eine Abfchrift des Verkündungs⸗Protocolls eingeſendet werden, ſo oft 
von einem der oben unter Ziffer 4. Buchſtabe a. b. und c..bezeichneten Fälle die 
Sprache ift. 

4) Die Cinfendung diefer Abſchrift erfolgt unter Umſchlag, ohne Beifügung eines beſon⸗ 
dern Remiß-Berichts, wenn nicht beſondere Verhaͤltniſſe oder Anftände die Erſtattung 
eines folchen nothwendig machen ; es genügt, daß auf dem Rande der einzuſchickenden 
Abſchrift beigefügt werde: 

| „Nebenſtehendes Publications⸗Protocoll wird in Abſchrift hiemit der Königlichen 

„Regierung gehorfamft vorgelegt.” (Datum — Ort — Behörde und Unterjchrift.) 
5) Die Einfendung diefer Protocolls-Abſchrift iſt als Dienftfahe zu behandeln, und ges 
fhieht daher portofrei; fo wie auch) die Befreiung von Etempel und Taxe ftatt findet. 
Cämmtlihe Polizei: Behörden des Dberbonaufreifee haben ſich Finfrig nach dieſen 
Vorſchriften genau zu achten ®)., 
Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes.“ 
An 
ſämmtliche Polizei-Behörden des Oherdonaukreiſes alſo ergangen. 


5. Bestimmungen über Substitnirung der Stellen und Unterbehörden bei edmi- 
nistrativen Beihtsstreiten zwishen Gemeinden und Stiftungen auf der einen 
und dem Königligen Fiseus oder Privaten auf der andern Seite, 


| J 26. 
(Dos Berfohren in Aminiftzativ« Juſtiz⸗ Gegenfänden betr.) | oo 
en . M. 3. K. 
RE Zur. Vermeidung. der. Colliſionen, welche bei odminftrativen Beätsfrien eigen 


DR vgl. au 2 Abſchnitt m, der Xbtheilung XVII. „Dienft: und Gerichtsordnung. 


. 
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Gemeinden oder Stiftungen auf der einen, und dem Fiscus oder Privaten auf der andern 
Seite ‚eintreten Fönnen , verordnen Wir nad Vernehmung Unferes Staatsrathes 

| Ä J. 

Wo der ſtaͤdtiſche Magiſtrat die erſte Inſtanz im ſolchen Rechtsſtreiten bildet, find 
fie nicht bei ihm, als der den Prozeß zugleich leitenden Behörde, ſondern bei dem naͤchſtgele⸗ 
genen, dazu ein für allemal zu committirenden Landgerichte zu verhandeln. | 

Wenn zur Führung eines folhen Mechtöftreites der Gemeinden oder Etiftungen die 
Bewilligung eines Lands oder Herrfchafte-Gerichtes eingeholt worden, fol der Prozeß nicht bei 


diefem, fondern bei einem nächftgelegenen, durch Unfere Kreisregierung in gleicher Art zu 
beftiimmenden Landgerichte verhandelt und entfchieden werden. 


| IN. 

Wenn zur Einführung eines folhen Mechteftreited ber Gemeinden ober Stiftungen 
die Autorifation Unferer Kreisregierung KR. d. J. erforderlih, und ertheilt worden ift, fo 
bat nicht diefelbe Megierung, fondern die eined andern Kreifes in zweiter Inſtanz zu erkennen. 

IV. 
Sn foldhen Fällen beftimmen Wir die Inſtanz: 

für den Sfarfreis, die Megierung des Unterbonaukreifes; 

für den Unterdonaufreig, die Megierung bed Megenkreifes ; 

für den Megenkreis, die Negierung des Obermainkreifes; 

für den Obermainkreis, bie Regierung des Untermainfreifeg; 

für den Untermainfreis, die Megierung des Rezatkreiſes; 

für den Mezatkreis, die Negierung des Oberdonaukreifes ; 

für den Oberdonaufreis, die Megierung des Ssfarkreifee. 

Hiernach haben Unfere Kreisregierungen dad Weitere zu verfügen. 

Münden den 17. Kebruar 1821. | 

N. BL. v. 3. 1821. St. VIII. ©. 137. 


Zufolge diefer Allerhöchſten Anorbnung wurden von den Königlichen Kreisregierungen nachfolgende 
Subftitutionen der Unterbebörben verfügt: 


a) Yon der Begierung. des Isachzeises. 


g 97. 


(Das erfahren in Abminiftrativ = Juftizgegenftänden.) 
Im Namen Seiner Maieftät des Königs. 

Zur Dermeidung der Colliſionen, welche bei abminiftrativen Rechtoſtreitigkeiten zwi⸗ 
ſchen Gemeinden oder Stiftungen auf der einen und dem Fiscus oder Privaten auf der an⸗ 
dern Seite eintreten können, werden in Folge der Allerhöchſten Verordnung vom 17. Februar 
1321 (Rg. Bl. Seite 4137. ff.) nachftepende Beſtimmungen getroffen: 


210 Abth. IV. Abſchn. I. Anhang I Zu. 1.6.9 
J. 


Dergleichen Rechtsſtreitigkeiten ber hieſigen Gemeinde oben ber hieſigen Stiftungen 
find bei dem Königlichen Landgerichte München, jener ber Landshuter Gemeinde oder Stiftungen 
bei dem Königlihen Landgerichte Landshut zu verhandeln. 


I. 


Die Verhandlung und Eniſcheidung der adminiſtrativen Rechtsſtreite, zu deren Füh⸗ 
rung die Gemeinden oder Stiftungen land⸗ oder herrſchaftsgerichtlicher Bewilligung bedürfen, 
wird übertragen, hinſichtlich der Gemeinden und Stiftungen 
. des Landgerichts Berchtesgaden dem Landgerichte Meichenhall, 

des Landgerichts Dachau dem Landgerichte Freyſing, 
des Landgerichts Ebersberg dem Landgerichte Wafferburg,, 
bes Landgerichts Erding dem Landgerichte Eheröberg , 
des Landgerichts Freyſing dem Landgerichte Erding, 
des Landgerichts Landsberg dem Landgerichte Etarnberg,, 
des Landgerichts Landshut dem Landgerichte Moosburg, 
des Landgerichts Kaufen dem Landgerichte Tittmoning , 
des Landgerichts Miesbach dem Landgerichte Tölz, 
des Landgerichts Moosburg dem Landgerichte Erding, 
des Landgerichts Mühldorf dem Landgerichte Vilsbiburg, 
des Landgerichts Münden dem Landgerichte Dadau, 
des Landgerichts Pfaffenhofen dem Landgerichte Freyſing, 
des Landgerichts Reichenhall dem Landgerichte Traunſtein, 
des Landgerichts Roſenheim dem Landgerichte Miesbach, 
des Landgerichts Schongau dem Landgerichte Landsberg, 
des Landgerichts Starnberg dem Landgerichte München, 
des Landgerichts Tegernſee dem Landgerichte Miesbach, 
des Landgerichts Tittmoning dem Landgerichte Troßberg, 
des Landgerichts Toͤlz dem Landgerichte Wolfrathehaufen, ‘ 
des Landgerichts Traunftein dem Landgerichte Laufen , 
bed Landgerichts Troftberg dem Landgerichte Mühldorf, 
bes Landgerichts Vilsbiburg dem Landgerichte Landshut, 
des Landgerichts Waſſerburg dem Landgerichte Müptdorf , 
des Landgerichts Weilheim dem Landgerichte Starnberg, 
‚bes Landgerichts Werbenfels bem Landgerihte Weilheim , 
des Landgerichts Wolfrathehaufen dem Landgerichte Münden, 
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Der gräflih Prepfingifhen Hersfchafts : Ge: Ä oo. 
rihte Brannenburg und Hohenaſchau in Neu: , dem Landgerichte Roſe nheim. 
beuern und Hohenafchau in Prine. 


Hiernach haben fi bie benannten Behörden und die betreffenden Gemeinde: und 
Etifiungsverwaltungen zu achten. 


Münden, den 47. Eeptember 1822. 
Königlih Megierung bes Sfarkreifes, K. d. J 
An | 


die Magiſtrate ber Städte München und Landshut und an fämmtliche Lands uud Heref@oftägeriähte 
alfo ergangen. 


Int. BI. für den Iſarkreis v. 3. 1822. St. XXXIX. ©. 705. 


b) Don der Königlichen Wegierung des Unterdonaukreises. 
| $. 28. 

(Das Verfahren in adminiſtrativ-Juſtiz Gegenfländen ‚und In Eollifionsfällen, wo die Ausübung der nicdern 
Suratel und des Richteramtes in einem und demfelben Lands und gutsherriichen Berichte zufammentreffen betr.) 
| Gm Namen Seiner Majeftät bes Könige. | 
Wird unter ausdrücklicher Beziehung auf die Königliche Allerhöchfte Verordnung vom 
47. Februar d. J. (allgem. Rg. und ntbl. Et vi. E. 4182. — 140.) beflimmt, daß in 
Fällen, mo bei adminiftrativen Rechtsſtreiten zwifchen Gemeinden oder Etiftungen auf ber 
einen, und dem Fiscus oder Privaten auf der andern Geite der ftädtifche Magiſtrat die erfte 
Inſtanz bildet, oder wo die Ausübung der niederen uratel und des Richteramtes bei einem 
und demfelben Land» oder gutöherrlihen Gerichte zufammen treffen , folgende Inſtanzen 

beobachtet werden ſollen. 


für den Magiftrat der Stadt Paffau das Landgericht Paſſau, 
für den Magiftrat der Stadt Straubing das Landgericht Straubing, 
. für das Landgericht Paffau das Landgericht Wegfcheid, 

für das Landgericht Wegſcheid das Landgericht Wolfftein, 
für das Landgericht Wolfftein das Landgericht Grafenau, 
für das Landgericht Grafenau das Landgericht Megen, 

für das Landgeriht Regen das Landgericht Viechtach , 

für das Landgeriht Viechtach das Landgericht Köpting, 

für das Landgeriht Köpting dad Landgericht Kamm, 

für das Landgericht Kamm das Landgeriht Mitterfels, 

für das Landgeriht Mitterfels das Landgeriht Etraubing, 
für das Landgeriht Etraubing das Landgericht Landau, 

für das Landgeriht Landau das Lantgeriht Eggenfelden, 


für das Landgericht Eggenfelden das Landgericht Altötting, 
Bd. 11. 23 


td 
10 
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für das Landgericht Altötting das Landgericht Bnrghaufen , 

für das Landgericht Burghaufen das Landgeriht Simbach , 

für das Landgericht Simbach das Landgericht Pfarrkirchen, 

für das Landgericht Pfarrkirchen das Landgericht Deggendorf, 

für das Landgericht Deggendorf das Landgericht Vilshofen, 

für das Landgerichte Vilshofen das Landgericht Grießbach, 

für das Landgericht Griesbach das Landgericht Paſſau. 

Uebrigens verſteht fi) von ſelbſt, daß in Fällen, wo ein Herrſchafts⸗ oder Patrimo⸗ 


nialgericht erfter Claſſe zugleich Curators⸗, oder Nichtersftelle vertreten müßte, die Inſtanz bei 
dem einfchlägigen Königlichen Landgerichte begründet ſey, daß aber bei Patrimonialgerichten 


zweiter Claſſe obige Collifionsfälle ohnehin nicht eintreten Fönnen, indem diefelben lediglich die 


Guratelsbefugniffe, nie aber richterlihe Functionen auszuüben haben, fohin in Eitreitigfeiten 
der Gemeinden und Etiftungen zwifchen demjelben und dem Fiscus, dann der Privaten ent: 
weder das einfchlägige Landgericht oder das Königlihe Appellationsgericht in jenen Juſtizge— 
gegenftänden competent ift — oder in adminiftrativscontentiöfen Oegenftänden nach vorallegirter 
Allerböchfter Verordnung durch die Königliche Kreisregierung verfahren wird. 


Paſſau, den 21. März 1321. 
Königlihe Regierung bes Unterdbonaufreifes, K. d. 5. 


An fämmtliche Lands und Gutsherrliche Gerichte, dann Magiftrate und Ruralgemeinde » Berwältungen, 


Int. Bl. für den Unterdonaukreis v. J. 1821. St. XIV. ©. 111. 


c) Von der Möniglichen Regierung des Hegenkreises. 
§. 29. 
(Das Verfahren in abminiftrativ : Zuftiz Gegenftänden betr.) 


Sm Namen Seiner Majeftät des Könige. 
In Gemäßheit der Königlichen Verordnung vom 44. Februar 4924, und für ſolche 


adminiftrative Mechtöftreite, wo die Magiftrate als die den Prozeß felbft leitende Behörde , fo 
wie die Lands und Herrfchaftsgerichte wo ihnen die Ertheilung der Etreitconfenfe zur Führung 
ſolcher Nechtöftreite eingeräumt ift, beflimmt Die unterfertigte Gtele die Inſtanz: 


a) Landgerichte: 
für das Landgericht Abensberg dad Landgericht Ingolſtadt, 
für das Landgeriht Amberg das Landgeriht Nabburg, 
für das Landgericht Beilngried das Landgeriht Riedenburg, 
für das Landgericht Burglengenfeld das Landgeriht Megenftauf, 
für das Landgericht Hemau das Landgericht Parsberg, 
für das Landgericht Ingolſtadt das Landgericht Riedenburg, 
für das Landgericht Kelheim das Landgericht Hemau, 
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Gemeinden oder Etiftungen auf der einen, und dem Fiscus oder Privaten auf der andern 
‚Seite ‚eintreten Eönnen „ verordnen Wir nad) Vernehmung Unferes ‚Ctaatsrathes: - 

Wo der ſtaͤdtiſche Magiftrat die erfte Inſtanz in ſolchen Rechtsſtreiten bildet, find 
fie nicht bei ihm, als der den Prozeß zugleich leitenden Behörde, fondern bei dem nächfigele- 
genen, dazu ein für allemal zu committirenden Landgerichte zu verhandeln. 

Wenn zur Führung eines folden Rechteftreites der Gemeinden oder Etiftungen die 
Bewilligung eines Lands oder Herrſchafts-Gerichtes eingeholt worden, foll der Prozeß nicht bei 
diefem, fondern bei einem naͤchſtgelegenen, durch Unfere Kreisregierung im gleicher Art zu 
beftimmenden Landgerichte verhandelt und entfchieden werden. 

III. 

Wenn zur Einführung eines ſolchen Rechtsſtreites der Gemeinden oder Stiftungen 
die Autoriſation Unferer Kreisregierung K. d. 5. erforderlih, und ertheilt worden ift, fo 
bat nicht diefelbe Megierung, fondern die eines andern Kreifes in zweiter Inſtanz zu erfennen. 

IV. 
In folhen Fällen beftimmen Wir die Inſtanz: 

für den Iſarkreis, die Regierung des Unterbonaufreifes; 

für den Unterbonaufreis, die Megierung des Megenkreifes ; 

für den Regenkreis, die Regierung bes Obermainkreifes; 

für den Obermainkreis, die Megierung des Untermainkreifes; 

für den Untermainkreis, die Megierung bes Rezatkreifes; 

für den Rezatfreis, die Regierung des Oberdbonaufreifes ; 

für den Oberdonaukreis, die Megierung des Sfarkreifee. 

Hiernach haben Unfere Kreisregierungen das Weitere zu verfügen. 

München den 417. Februar 1821. | 

RI. Bl. v. I. 1821. St. VII. ©. 137. 


Zufolge diefer Allerhöchften Anorbnung wurden von den Königlichen Kreisreglerungen nachfolgende 
Subftitutionen der Unterbehörben verfügt: 


a) Won der Wegierung des Isarhreises. 


$. 27. 


(Das Verlahren in Adminiſtrativ⸗Juſtizgegenſtänden.) 
Im Namen Seiner Maieftät bes Könige. 

Zur Vermeidung ber Colliſionen, welche bei adminiftrativen Mechtsftreitigleiten zwi⸗ 
ſchen Gemeinden oder Etiftungen auf ber einen und dem Fiscus oder Privaten auf der ans 
dern Seite eintreten fönnen, werden in Folge der Allerhöchſten Verordnung vom 47. Februar 
1821 (Ng. Bl. Seite 137. ff.) nachftepende Beſtimmungen getroffen: 


214 . Abth. IV. Abſchn. I. Anhang J. Zit. I. 6 30. 


oder Privaten auf der andern Seite eintreten können, wo ber ſtaädtiſche Magiſtrat die erſte 
Inſtanz in ſolchen Rechtoſtreiten bildet, diefelben nicht bei ihm, als ber den Prozeß zugleich 
leitenden Behörde, fondern bei dem naͤchſtgelegenen ein für allemal zu committirenden Land⸗ 
gerichte verhandelt werden ſollen, ſo werden die Verhandlungen dieſer Art 


bei der Stadt Augsburg dem Landgerichte Goͤggingen, 

bei der Stadt Neuburg dem Landgerichte Neuburg, 

bei der Etadt Kempten dem Landgerichte Kempten, 

bei der Stadt Memmingen bem Landgerichte Ottobeuern, 

bei der Stadt Lindau dem Landgerichte Lindau 

zugewieſen. 
In den G. 2. der rigen Allerhöchſten Verordnung bezeichneten Faͤllen, wenn 

naͤmlich zu Führung eines ſolchen Rechtsſtreites die Bewilligung eines Land- oder Herrſchafts⸗ 


Gerichte eingeholt worden iſt, werden die Königligen Landeerichte wechſelſeiug committirt 
und zwar: | Ä tn 


für das Landgericht Lindau das Landgericht Immenſtadt, 
für das Landgericht Immenſtadt das Landgericht Eonthofen, J 
für das Landgericht Sonthofen das Landgericht Füffen, 
für das Landgericht Züffen das Landgericht Oberndorf, | 
für das Landgericht Oberndorf das Landgericht Raufbeuern, 
für das Landgericht Kaufbeuern' das- Landgericht Buchloe , 
für das Landgericht Buchloe das Landgericht Türkheim, . 
für das Landgericht Türkheim das Landgericht. Mindelheim F 
für das Landgericht Mindelheim das Landgericht Schwabmunchen 
für das Landgericht Schwabmünchen das Landgericht Göggingen, . ., ir...” 
für das Landgericht Göggingen das Landgericht Friedberg ,.: . .. : :. ”; 
für das Landgericht Friedberg das Landgericht Aichacch. 
für das Landgericht Aichach das Landgericht Schrobenhauſen, | 
für das Landgeriht Echrobenhaufen das. Landgericht Neuburg, 
für das Landgericht Neuburg das Landgericht Raiin, 
für das Landgericht Rain das Landgericht Donauwörth, 
für dag Landgericht Donauwörth das Landgericht Höchftädt, 
für das Landgericht Hödftädt dad Landgericht Dillingen, | 
für das Landgericht Dillingen das Landgericht Lauingen J 
für das Laudgericht Lauingen das Landgericht Weruingen, 
u für das Landgericht Wertingen das Landsericht Günzbutg, * 
J für. das ‚KEindgericht Gunzburg das Landgericht Vurgau, | 
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Der gräflih Prepfingifhen Hersihafts- Ger Ä 
richte Brannenburg und Hohenafhau in Neus dem Landgerichte Roſe nheim. 
beuern und Hobenafchau in Prine. 


Hiernach haben ſich die benannten Behörden und die betreffenden Gemeinde: und 
Etiftungsverwaltungen zu achten. 


Münden, den 17. Eeptember 1822. | 
Königlih Negierung bes Iſarkreiſes, R.d. 5 
An | 


die Maogifrate der Städte Mündyen und Landshut und an fämmtliche Lands uud Herrſchaftsgerichte 
alſo ergangen. 


Int. Bl. für den Iſarkreis v. I. 1822. St. XXXIX. ©. 705. 


b) Won der Königlichen Negierung des Wuterdonaukreises. 
$. 28. | 
(Dad Verfahren in abminiftrativ = Iuftiz Gegenfländen und in Eollifionsfällen, wo die Ausübung ber niedern 
Suratel und des Richteramtes in einem und demfelben Land: und gutsherzlichen Berichte zufammentreffen betr.) 
| Im Namen Seiner Majeftät bes Könige. 


Wird unter ausdrücklicher Beziehung auf die Königliche Allerhöchſte Verordnung vom 
47. Februar d. J. (allgem. Rg. und Intbl. Er VIII. €. 132. — 140.) beftimmt, daß in 
Fällen, wo bei adminiftrativen Mechtöftreiten zwifchen Gemeinden oder Stiftungen auf der 
einen, und bem Fiscus oder Privaten auf der andern Seite ber ftädtifhe Magiftrat die erfte 
Inſtanz bildet, oder wo die Ausübung der niebern Euratel und des Michteramtes bei einem 
und bdemfelben Land= oder guisherrlihen Gerichte zufammen treffen , folgenbe Inſtanzen 
beobachtet werden follen. 


für den Magiftrat der Stadt Paſſau bas Landgericht Paſſau, 
für den Magiftrat der Etadt Etraubing das Landgeriht Straubing, 
. für das Landgericht Paſſau das Landgericht Wegſcheid, 

für das Landgericht Wegſcheid das Landgericht Wolfftein, 
für das Landgeriht Wolfftein das Landgericht Grafenau, 
für das Landgeriht Grafenau das Landgericht Megen, 

für das Landgeriht Regen das Landgeriht Viechtach, 

für das Landgeriht Viechtach das Landgericht Köpting, 

für das Landgeriht Köpting das Landgeriht Kamm, 

für das Landgericht Kamm das Landgericht Mitterfels, 

für das Landgeriht Mitterfels das Landgericht Etraubing, 
für das Landgeriht Etraubing das Landgericht Landau, 

für das Landgeriht Landau das Landgericht Eggenfelden, 


für das Landgericht Eggenfelden das Landgericht Altötting, 
Bd. II. 23 
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für das Lantgeriht Mallerstorf das Landgericht Abensberg, 

für das Landgeriht Nabburg das Landgericht Vohenſtrauß, 

für das Landgericht Neumarkt das Landgericht Kafll , 

für das Landgericht Neunburg VW das Landgericht Waldmuͤnchen, 
für das Landgeriht Parsberg das Landgericht Neumarkt, 

für das Landgericht Kaftl das Landgeriht Sulzbach, 

für das Landgeriht Regenſtauf das Landgeriht Etadtamhof, 

für das Landgericht Miedenburg das Landgericht Kelheim, 

für das Landgeriht Roding, das Landgericht Burglengenfeld, 
für das Landgericht Sulzbach das Landgericht Amberg, 

für das Landgeriht Stabtamhof das Landgericht Wallersdorf , 
für das Landgericht Vohenftrauß das Landgeriht Neunburg v/W. 
für das Landgericht Waldmünchen das Landgeriht Moding. 


b) Herrfhaftsgeridhte: 
für das Herrſchaftsgericht Winklarn das Landgeriht Neunburg v/ W., 
für das Herrfchaftsgeriht Wörth das Landgeriht Stadtamhof, 
für das Herrſchaftgericht Zuizkofen Das Landgeriht Mallersdorf, 


c) Magiftrate: 
für den Magiftrat der Stadt Umberg das Landgeriht Amberg, 
für den Magiftrat der Etadt Ingolſtadt das Landgericht Ingolſtadt, 
für ben Magiftrat ber Etadt Megensburg das Landgeriht Stadtamhof. 
Hiernach haben fi die Behörden zu achten. 
Regensburg, den 9. Februar 1824. 
Königlihe Regierung bed Regenkreiſes, K.d. J. 


in 
fämmtlihe Polizeibehörden des Regenkreiſes alfo ergangen. 


Int. BL. für den Regenkreis v. 3. 1824. St. IX. ©. 188. 


d) Won der Königlihen Regierung des Oberdsnaukreises. 
$. 30. | 
(Das Verfahren in abminiftrativ : Zuftiz Gegenftänden betr.) 
Sm Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Nachdem in Folge der Allerhöchſten Verordnung vom 47. v. M. (Rg. und nt. 

Bl. für das Königreih Bayern Et. VIII.) zu Vermeidung von Collifionen, welche bei admi⸗ 

niftrativen Rechtsſtreiten zwiſchen Gemeinden oder Etiftungen auf der einen, und dem Fiscus 
28 ® 


318 Abth. IV. Abſchn. I. Anhang. I. Zit. II. $. 35. 54. und 55. 


ſtrativ-Juſtiz-Gegenſtänden betreffend (Mg. Bl. S. 137) erforderlihe Vertretung eines Herr: 
fchafsgeriht ohne Anftand auch durch ein anderes Herrihaftögericht verfügt werden Fönne. 
Wonach die Königliche Regierung auf die hieneben zurücfolgende Darftellung des Advokaten 
N. N. im Namen des fürftlihen Haufes Dettingen Wallerftein das weitere Geeignete zu ver: 
fügen bat. | 
München den 14. May 1825. | 
Staatsminifterium des Junern. 
| An Br oo 
die Königliche Regierung des Rezatlreifes K. d. 3. 
Ausgefchrieben von der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes am 21. Mai 1825. Int. Bl. 1825. S. 1487. 


b. Der beiden höhern Instanzen. 
1. Erstattung shriftlidher Vorträge. 


.$ 34. 
Nro. Pr. 1345. 
(Die Erftattung fchriftlicher Vorträge in ben zur collegialen Berathung geeigneten Gegenflände a) betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Gefchäftsorbnung fordert, daß diejenigen Gegenftände, melde inftructionsmaͤßig 
zur collegialen Berathung geeignet und des Grundſatzes oder der Conſequenz wegen wichtig, 
oder von folder Beſchaffenheit find, daß fie einen weitern Recurs veranlaſſen konnen ſchrift⸗ 
lihe — zwar kurzgefaßte aber die Hauptſache erjchöpfende Vorträge zu den Acten gebracht 
werden. 

Die Regierungen fämmtlicher Kreife werben bierauf zur Nachachtung aufmerkfam ges 
macht, und die Präfidien haben desfalls das Geeignete anzuorönen. 

Münden den 24. Januar 4820. 


Etaatsminifterium des Innern. 
An 
ſämmliche Königliche Kreisregierungen K. d. J. alfo ergangen. 


Dieſer, auf die Unterbehörden gleichfalls anwendbaren miniſteriellen Weiſung folgten nachſtehende 
Ausſchreibungen der Königlichen Kreisregierungen des Obermainkreiſes und ſpäter des Unterdonaukreiſes nach. 


8. 35. 


(Das Verfahren i in abminifirattoscontentidfen Sadıen in specie bie Ginfenbung ber Acten und Relationen bei 
Appellationen betr.) 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Schon oft haben ſich Faͤlle ergeben, daß die Polizei Behörden. des. reifen in 
adminiftrativ = contentiöfen Sachen, bei welden ein gleihmäßiges Verfahren wie in Givils 





a) Es verficht fich Übrigens von felbft, daß bie obenftehende Minifterial-Entfchließung auf die abminiftrativ: 
contentiöfen Gegenftände nicht ausſchließlich bezogen werben könne. M. vergl. ben nachfolgenden $. 
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für das Landgericht. Burgau das Landgericht Insmarshaufen;, 

für das Landgeriht Zusmarshaufen das Landgericht Ursberg,, 

für das Landgericht Ursberg das Landgericht Hoggenburg, 

für das Landgericht Noggenburg das Landgericht Illertiſſen, 

für das Landgericht Illertiſſen das Landgericht Roggenburg, 

für das Landgericht Ottobeuern das Landgeriht Groͤnenbach, 

für die Landgerihte Grönenbach und Obergünzburg das Landgericht Kempen, 
für das Landgericht Kempten das Landgericht Weiler, 

für das Landgericht Weiler das Landgericht Lindau. 


Dann für die Herrfchaftsgerichte Neuburg 4 an der Kammel, Thannhauſen | und Edel⸗ 
ſtaͤtten das Landgericht Ursberg, 


für das Herrſchaftsgericht Glött das Landgericht Dillingen, 

für das Herrſchaftsgericht Oberndorf das Landgericht Rain, 

für das Herrſchaftsgericht Norbendorf da6 Landgeriht Wertingen, 

für das Herrfchaftsgericht Mikhauſen das Landgeriht Schwabmünchen, 
für das Herrfchaftsgericht Kirchheim das Landgericht Türkpeim, 

für das Herrfchaftgeridht Weiffenhorn bag Landgericht Roggenburg, 
für bie Herrſchaftsgerichte Babenhauſen und Illereichen das Landgericht Illertiſſen, 
J für das Herrſchafts gericht Burbeim dag’ Landgericht Ottobeuern. 

Hiernach haben ſich die einfchlägigen Behörden in vorfommenden Fällen zu achten, 
und menn ber Sal’ eintreten follte, daß an einem ſolchen Rechtsſtreite die Gemeinden oder, 
Stiftungen aus zwei Landgerichten, welche wewſeiſeiug © committirt t find, Antheil nehmen, Be⸗ 
richt zu erſtatten. 

Augsburg‘ ven 3. April 1824: 
Königlide Regieräng des Dberbonäufreifes, K. d. 

Int. Br. für den n Dberboinutrei v. J. 1821. ei: x. ©. 517. 

u Yon der z Aid Begierung Des Resstkueisen. W 
Eee 8 E% — 


nn . (Bas "Zefopren in in Aominifrati Zufig Begenfländen betr.) 
%m Namen Seiner Majeftät bes Könige. 
I In Gemaͤßheit ber: im: ‚diesjährigen egierungsblatte Nro. VIII. abgedrudien Aller: 
—* Verordnung über das Verfahren in Adminiſtrativ⸗Juſtiz⸗Gegenſtänden vom 17. Februar 
Ss. follen die Abminiftrativ > Dehörden des Rezatkreiſes einander alſo vertreten: 
für das Landgericht Hersbrud das Landgericht Lauf, 


FÜR. das, Landgericht. Lauf das Landgericht Erlangen, 


2x0 | Abch. IV. Abſchn. J. Anhang J. Tit. II. S. 87. 88, 


der StaaterathesCommiffton. geeigneten Gegenftände bezeichnen ‚wollen, während über rein abmis 
niftrative und erecutive Angelegenheiten fchriftliche Vorträge nur dann gefordert werden, wenn 
diefelben des Grundfaged oder der Conſequenz wegen befenberd wichtig erfcheinen. Hiernach 

wird das Präfibium der Königlichen Regierung des Oberbonaufreifed die mittelft Bericht vom 
24. Februar d. I. angezeigten bei der Kammer des Innern erhobenen Anftände berichtigen und 
die Neferenten zu beſcheiden wiſſen. 


München, den 6. März 1820. 
Staatsminifterium Des Innern. 


- An 
das Präfidium der Königlihen Negiermg des Oberdonaukreiſes alfo ergangen. 


Nachricht den Präfidien der übrigen Kreis-Regierungen. 


2. Beisetzung der Entscheivdungs-Gründe in den Beschlüssen. 
$. 37. 
(Die Beilekung der Entiheidungs:Gründe in den Beſchlüſſen der General⸗Kreis⸗Commiſſariate betr.) 
M. 3. 8. 


Mir haben auf bie an Und geftellte Anfrage: 
eb die Generalsfreis-Commiffariate verbunden feyen, Sen Refolntionen und Befchlüffen 
auch zugleich die Entſcheidungs⸗Gründe beizufügen? 

befchloffen, und verorbnen: 

Daß den definitiven Entfcheidungen ber Generalsstreids Commiffariate über foldye Ger 
genftände, welche nad) dem $. 45. ihrer Snftruction, und nach der Allerhöchften Verordnung 
vom 2. October vorigen Jahres, die Erweiterung ihrer Gompetenz betreffend, =) einer collegialen 
Behandlung unterliegen, die Hanpts Entfcheidungss Gründe zur Kenntniß und Maßnahme der 
Parteien allerdings beigefügt werden follen. | 


München, ben 10. Mai 1812. 
Rg. BI. u. 3. 1812. Gt. XXX. ©. 881. 


3 Derkündung der oberstrichterlichen Erkenntnisse. 
| $. 3 
(Publication der oberftrichterlihen Sentenzen in Recurs:Eaden betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Seine Königliche Majeftät finden fich durch vorgelommene Fälle bewogen, fämmtlichen 
General⸗Commiſſariaten den Allerhöchften Befehl zugehen zu Iaffen, daß biefelben bei Publication 


Nro. Pr. 2404. 





a) M. vergl. Abfchn. III. Tit. 2. diefer Abtheilung. Wegen ihrer drum it übrigens die Ans 
merfung a) zu $. 34. ©. 218. oben nachzuſehen. 
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für das Landgericht Ansbach das Landgeriht Gunzenhaufen, 
für dad Landgericht Gunzenhaufen bad Landgericht Herrieden, 
für dad Landgericht Herrieden das Landgericht Heilsbronn. 


Ansbach den 24. December 1324. 
Königlihe Regierung des Rezatkreiſes, R. d. N} 
Int, Bl. für den Rezatkreis v. I. 1822. Bd. 1. St. 1. ©. 53. >) 


$. 32. 
Nro. Pr. 3452. " 


(Die Entfheibungen der Magiftrate erfter Inſtanz in Beimats : Gegenftänden betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 

Auf den Periht vom 26. v. M. die Entfcheidungen der Magiftrate in erfter Inſtanz 
in Heimats= Gegenftänden betreffend, wird der Königlichen Regierung des Obermainkreifes, 
unter Rückſendung der vorgelegten Acten, erwiedert, daß in dergleichen Fällen eine analoge 
Anwendung der Verordnung vom 17. Februar 4824,*) das Verfahren in Adminiſtrativ⸗ 
Juſtiz-Gegenſtänden betreffend nicht ſtatt finde, und der betheiligten Gemeinde durd das 
zuftebende Recht des Mecurfes hinlängliher Schuß gegen gefegiwidrige Zuweiſung von Indi⸗ 
viduen bei mangelnder Begründung des Heimatrechts gegeben fey. 

Münden den 241. Februar 4329. 


Etaatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainkreifes 8. d. 3. alfo ergangen. 


$. 33. 
Nro. Pr. 5609. 


(Die Vertretung ber fürftlich Wallerſteinſchen Gerichte in Adminiſtrativ-Verfahren betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 
Auf den Bericht der Königlichen Regierung des Rezatkreiſes d. d. 415. v. M. die 
Vertretung der fürſtlich Wallerſteinſchen Gerichte in Adminiſtrativ⸗Verfahren betreffend, wird 
erwiedert, daß nach Anſicht der Beſtimmung des G. 19. Titel Il. des IV. conſtituirten Edicts ©) 


über den Wirkungskreis ber Herrſchaftsgerichte in ſtandesherrlichen Gebieten, die zum Voll⸗ 
"zuge der Vorſchrift $. 2. der Verordnung vom 17. Februar 18241 das Verfahren in Admini- 





a) Bon den Königlichen Regierungen des Ober: und Untermaintreifes iſt eine befondere Weiſung 
an bie Unterbehörden in Folge der Allerhöchften Verordnung vom 17. Bebruar 1821 nicht bekannt geworden. 
db) M. f. unten $. 
20) Abth. V. $. 36. 


worv 
—— 
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$. 42. 
(Revifionsbefchwerde des N. N. wegen Waldfrevel betr.) 
x 8 


Nr. Pr. 20, 


..... Uebrigens erwiedern Wir Unſerer Kreis⸗Regierung auf ihre geſtellte Anfrage, daß 
die Beſtimmung der Verordnung vom 8. Auguſt 1810 2) Tit. I. S. 4. vermöge welcher der Recurs 
an den Gcheimen Rath auch bei zwei gleichlautenden Erkenntnißen ftatt haben fol, durch Unſere 
neuefte Staatsraths⸗Inſtruction vom 18. November 1825 keineswegs aufgehoben, fondern Unfer 
Staatörathö + Ausfhuß hierin Tit. TIL $. 40. 5) über die Competenz, die Fatalien und übrige 

Formlichkeiten genau an die Vorfchriften der früheren Berorbnung angewiefen wurde, und daß 
* $. 64. der Verordnung vom 17. December 1825 °) den Kreisregierungen in Aburtheilung 
der Forftfrevel feine größere Befugniß einräume, als ihnen früher und befonders in der Verord⸗ 
nung vom 49. Januar 4814 U mitteld der zweyten Inſtanz salvo recursu ertheilt ift, nachdem 
der $. 64. jener Berorbnung mit dem $. 33. Xit. VII. der Verordnung vom 27. März 1817 ») 
beinahe wörtlich übereinftimmt, fohin an dem bisherigen Verfahren nichts ändert. 


München, den 48. März 1829. 


An 
die Königliche Regierung des Obermainkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


$. 43. 
Nr, Pr. 17066. 
(Die Recurfe mehrerer Bierbräuer in N. wegen Beftrafung geringhaltiger Biererzeugung betr.). 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Königlichen Regierung ded Oberdonaukeifed K. d. 5. wird auf den in obenbe- 
zeichneter Sache unterm 6. Auguft erftatteten Bericht nachitchende Entjchließung ertheilt: 


Da nach dem Inhalte der Novelle vom 22. Zuli 14819 einige Berbefferungen der Ge- 
richtsorbnung betr. S. 24. gegen Prozefftrafen nur einfache Befchwerben bei dem höhern Rich—⸗ 
ter zuläßig find, fo verfteht es ſich von felbft, daß gegen jene Strafverfügungen, welche von 
Dem Köoniglichen Staatsrathe als höchſter Inſtanz in Adminiftrativ » Gegenfländen ausge⸗ 
Tprochen worden find, feine weitern Befchwerbeführungen, am wenigften aber mit Suſpenſiveffect 
möglich und zuläßig feyen. | 








a) Die Vernollftindigung der Competenz Negulirung des Geheimen Raths betr. M. 1 oben ©. 160. 
b) M. f. oben ©. 176. 

c) M. f. Abſchnitt III. unten. 

d) ©. unter Forftfrevel. Abtheilung XIV, Abfchn. 2. 

e) Abſchnitt III. unten. 


P) } 
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Es ift daher wegen Erhebung der gegen ben Abvocaten N. in N. verhängten Orb, 
nungsſtrafe dad Geeignete zu verfügen. 

München, den 29. Auguft 1832. 


Staatsminifterium bes Innern 


An 
die Königliche Megierung bes Oberdonaukreiſes K. d. 3. alfo ergangen. 


b Einrichtung und Eingabe der Recursschriften 


$. 44. 


(Die Strafe wegen vernachläßigter Angabe des Publications» Tags, und unterlaffener Beilegung der bes 
fhwerenden Urtheile, bey Appellationen in adminiftrativ scontentiöfen Gegenftänden betr.) 


M. J. K. 


Wir wollen, daß in ben Appellations⸗ und Recursſchriften, welche bei Unſern admi⸗ 
niftrativen Stellen in abminiftrativ scontentiöfen Gegenftänden eingereicht werben, ber Tag der 
Publication bes befchmwerenden Urtheild angegeben, dasfelbe in Urfchrift beigelegt, oder die allen 
falld verweigerte Mittheilung angezeigt, und diejenigen Sachwalter, welche diefe Formalien vers 
nadjläßigen, gemäß der Verorbnung vom 13. September 1755, 5) zu ſechs Reichsthaler Strafe 
verurtheilt, übrigens aber die Parteien in folchen Negligenz- Fällen, mit Umgehung der ſtren⸗ 
geren Beſtimmung des Cod. jud. Kap. XV. $. 5. n. 2. et $. 6. n. A. ex oflicio in integsum 
reftituirt werben follen. 





a) Liebe Getreue! Demnad Wir beyr höchften Stelle auf den, von Unſerem Revisorie unterm 22. 
Auguft nup. alldahin erftatteten Bericht hiemit gnädigft refolviert, in Zufunft zwar gefchehen zu 
laſſen, dag die revidirends oder appellirende Partheyen, welche um ten Diem publicationis 
Sententiae in ihrer Beichwerdtsfchrift anzuführen, oder die Bfcheid voriger Inftanzen, dem Co- 
diei judiciario gemäß, mit beyzulegen unterlaffen, ſowohl auf Begehren, als ex oflicio brevi 
manu contra desertionem causae in integrum reftituiret werden mögen: damit aber dadurd 
Unfre mit gutem Bedacht ergangene heilfame Verordnung nicht fruftriret, fondern in Gang und 
Uebung gebracht werde, fo if ermeldte Reftitution, in obgedacht zween Fällen, niemal anderft, 
als gegen 6 Reichsthaler Straf zu erkennen, welche aucd die Advocaten ſelbſt, fofeen es ans ihrer 
Regligenz, und Unachtſamkeit geichehen if, aus eigenem Säckel zu bezahlen, und ihren Principal» 
ſchaften derowegen nichts aufzuxechnen haben follen; Als wollen Wir nod von dieſer Unſerer 
gnädigften Entſchließung hiemit Nachricht ertheilen, damit ihr euch durchgehende hiernach zu achten, 
auch denen alldortigen Regierungs⸗Advocaten ein ſolches behörig zu publiciren wiſſet. Uebrigens 
bedeuten Wir euch anmit gnädigft, auch darob zu feyn, Daß Die in Unferem Revisorio benen 
Advocaten andirtirende Geldftrafen behörig eingebracht, und diefe niemalen denen fällig erfundes 
nen nachgefehen werden. Seynd ıc. Münden, der 18. September 4755. 


M. ©. ©. 1734 Bd. M. ©, 1810. 


Richterliches Verfahren in abminiftratio s contentiöfen Gegenftänben. 225 


Wir laſſen dieſe Unfere Allerhöchite Entſchließung hiemit zur allgemeinen Kenntuiß 
bringen. ®) 
Münden, den 20. Juli 4813. 


Reg. Bl. v. J. 181% ©t. XL. ©. 958. 


be 


Auf vem Grunde diefer Allerhböhften Berordnung hat das Generals Commiflariat 
des Sfarkreifes am 8. Zuli 1814 nahftehenden Auftrag an die Anwälte erlafien, 
wegen: 


$. 8. 
(Bernahläfigung wefentliher Formalitäten in atminiftrativ » contentiöfen Gegenftänden.) 
Im Namen Seiner Majeftät des Könige. 


Die unterzeichnete Stelle macht fortwährend bie unangenehme Bemerkung, baß viele 
Advocaten in adminiftrativ »contentiöfen Gegenftänden gegen die beitimmten Borfchriften der Ges 
richts⸗Ordnung Außerft mangelhafte oder unzuläßige Appellationsfchriften einreichen. 


Durch erftere werden die Rechte der Parteien gefährbet, durch letztere nicht nur dieſe 
um ihr Gelb gebracht, fondern auch die Regierungsftellen mit unnügen zeitraubenden Arbeiten bes 
helligt. | 

Diefem Uebel zu feuern will man die Anwälte für nachftehende Fälle warnen: 


1) Ein Anwalt, der in feiner Appellationgfchrift gegen ein beſchwerendes Urtheil einer Unter⸗ 
behörde dieſes Urtheil nicht in Abfchrift beilegt, oder die Verweigerung biefer Abjchrift 
durch Die Unterbehörde angiebt; foll nach der Verordnung vom 43. September 17559 
in ſechs Reichsthaler Strafe verfallen feyn. 

2) Deögleichen, wenn berfelbe in ber Appellationsfchrift unterläßt, ben Publicationds Tag 
bed befchwerenden Erfenntniffes anzuführen. 


3) Anwälte, welche nad, offenbar verftrichenen Fatalien eine Appellation einreichen, ohne 
fie. mit einem Reftitutionsgefuche gegen den Ablauf der Fatalien zu begleiten, follen jedes⸗ 
mal mit Zurüdgabe der widerrechtlich eingenommenen Gebühren an die Parteien, und 
nad) Umftänden mit einer Geloftrafe belegt werben. 


4) Den nämlichen Strafen unterliegen diejenigen, welche die Erfenntniße der erften Inſtanz 
in Rechtskraft übergehen ließen, nachmald wieder an die erfte Inftanz fich wenden, dort 
abs und an das rechtöfräftige Decret angewiefen werden, und nun gegen biefe Inhäſiv⸗ 
Refolution erft appelliren. 


| 5) Eben fo fraffällig find die Anwälte, welche, nachdem ihre Appellation als befert erfannt . 


wurbe, ihre Reſtitution nicht im Wege des Recurfes bei ber Allerhöchften Stelle, fondern 
bei der Appellations⸗Inſtanz fuchen. 





a) DM. vgl. unten $. 49. Durch die in bemfelben enthaltene Allerhöchne Verordnung vom 9. Februar 
4818 ift es in die Willkühr der Parteien geftellt, die Urtheile der vorigen Inſtanzen in Urs oder 
Abſchrift beizulegen. 

b) M. ſ. die Anmerkung lit. a) auf S. 224. 
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6) Richt minder flraffälig find auch diejenigen Anwälte, welche, ftatt ihr Reftitutiondgefuch 
feiner Zeit einzubringen, vorläufig um Prolongation der Fatalien (Verlängerung einer 
unerſtrecklichen Frift) bitten. 

Darnach wifjen ſich die Anwälte vor Nachtheil zu bewahren. 


München, den 8. Juli 1814. 


Königlihes Generals Sommiffariat des Iſarkreiſes. 
Int. Bl. 1814. St. VII. ©. 81, 


Sn gleihem Betreffe hatte das Beneral-Tommiffariat des Oberdonaukreiſes bereits 
früher nachſtehende Erlaffe verfügt. 


$. 46. 
(Die Beobachtung der gefeplihen Friſten bei Recurſen betr.) 
Im Namen Seiner Majefät des Könige. 


De unterzeichnete Stelle mußte bei den vielfältigen Necurfen gegen bie Erkenntniße ber 
erften Inſtanz in Gegenftänden der abminiftrativen Rechtöpflege wahrnehmen, daß weber die Pars 
teien und ihre Sachwalter in ihren Befchwerbefchriften, noch die Polizeibehörden in den darüber 
abgeforderten Berichten des wefentlichen Umftandes erwähnen, ob zur volllommenen Herſtellung 
der Formen die gefetlichen Friſten, binnen welchen der Recurs ſtatt haben kann, genau beobach⸗ 
tet worden ſeyen. 

Da nun die, bei ſolchen Mängeln nothwendig gewordenen Einleitungen zur Erholung 
dieſes weſentlichen Umſtandes die Sache ſelbſt nur verzögern, die unnoͤthigen Arbeiten vermehren, 
und den Parteien Koften verurfachen, fo wird hiemit allgemein verorbnet: 


I. 


Xecurrenten, fie mögen einzeln, ober gemeinfchaftlih in ihren DBerhältniffen Gründe 
Ruden, um gegen bie Erkenntniße der erſten Inftanz den Recurs zu ergreifen, haben in ihren 
Beſchwerdeſchriften genau ben Tag anzugeben, an welchem ihnen biefe Erkenntniße eröffnet wor⸗ 
den find. 


IE. 


- Um ben: Recurrenten die Beobachtung biefer Vorfchrift möglich zu machen, haben die 
PolizeisBehörben jedesmal über die Publication ihrer Erfenntniße ein Protocoll zu führen, und 
dieſes von den Betheiligten unterzeichnen, ober im Kalle der fehriftlichen Zuftellung fidy den Ems 
pfang beicheinigen zu laſſen; wobei die Betheiligten: zugleich zu verftänbigen find, in welcher 
Zeit die Gefege den Recurs an das Königliche General⸗Kreis⸗Commiſſariat offen belaffen. 


II. 


Wenn gegen biefe Erkenntniße der Recurs ergriffen wird, haben bie Polizei⸗Behoͤrden 
in den darüber zu erftattenden Berichten immerhin actenmäßig nachzuweiſen an welchem Tage 
den Parteien die Erkenntuiße eröffnet und zugeflellt worden feyen, um hiernach beurtheilen zu 
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koͤnnen, ob die geſetzlichen Friſten genau beobachtet wurden, und die Formen vollkommen herge⸗ 
ſtellt worden ſind. 


Eichſtaͤdt, den 28. November 1812. | 
Königlicd Bayerifches Generals&ommiffariat bed Dberbonanfreifes. 


An 
fimmtlihe VPolizei:Behörden des Oberdonaufreifes alfo ergangen. 


Eichſtädter Int Bl. v. J. 1812. ©. XXXXIX. ©. 968. 


$. 47. 
(Die Beobachtung der gefeglichen Friften bei Recurfen betr.) 
Im Namen Seiner Majeftät bes Königs. 


Dadurch, daß die Behörden die im rubrizirten Betreff unterm 28. November 1812 =) 
erlafjene dieöfeitige Verfügung (vid. KreissIntelligenzblatt v. J. 1812. Etüd 49. ©. 963.) ents 
weder gar nicht, oder nicht fo volljtändig, als es vorgefchrieben it, einhalten, entftchen unnö⸗ 
tbige Gefchäftövervielfältigungen, Verzögerungen und Köjten für die Parteien. 

Man ficht fi) daher veranlaßt, fämmtliche Behörden und Parteien auf die vorers 
wähnte Verfügung und zwar erftere auf deren Abfchnitte IT. u. III., und Ichtere auf den Abs 
fhnitt I. unter dem Bebeuten wiederholt hinzumeifen, daß das Fünftige ganzlidye Unterlaffen dies 
fer Verfügung, oder deren unrichtiged und unvollftändiges Beobachten, wozu unter anderm eine 
irrige Belehrung über die Appellationd s Fatalien „ und die Vormerkung der fchriftlich gefchehenen 
Beſcheids⸗Inſinuation durch den Gerichtsdiener gezählt werben, mit einer unnachfidfltichen Strafe 
von drei bayerifchen Kronenthalern belegt werden Wird. 


Eichttädt, den 31. Juli 1818. : : 20m 
Köoöͤnigliches General:-Commiffariat des Oberdonaufreifes 


oo An | 
fämmtliche Polizei» Behörden und Rechtsanwälte. des Oderdonaukreiſes alfo ergangen 


EihRädter Inte Bl. v. % 1813. St. XXXIL ©, 569. 


| | $. 8. 
(Die Beobachtung der gefehlihen Friſten bei Recurfen in abminiftrativscontentiöfen Gegenftänden betr.) 
Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Wenn man fchon im rubricirten Betreffe zur diesfeitigen Geichäftd-Bereinfahung, dann 
Zeits und Koſten⸗Erſparniß F die Parteien unterm 28. November 1812, *) im 49. Stück 
des Kreis⸗Intelligenzblattes v. J. 1812. ©. 963. zweckmäßige Normen vorſchrieb, und ſelbe 





a) M. ſ. die vorhergehende Verfügung. 
b) M. f. oben $. 46. 
Br. I. | 90 
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unter Straföbebrohung von drei bayerischen Kronenthalern in Unterlaffüngefälfen unterm 31. 
Juli 4813 im 32. Stücke ded Kreisintelligenzblattes v. I. 1813 S. 569 =) erneuert; fo mußte 
man doch feither neben verfchiedenen Beſchwerden der Parteien über ungebührliches Vorenthalten 
der gebotenen, den Beſchwerde⸗-Libellen vorfchriftsmäßig beizulegenden Befcheidsabfchriften ſchon 
öfters wieder mißliebig wahrnehmen; daß obige Normen von mehreren Anwälten und Behörden 
entweder ganz, ober theilmeife außer Acht gelaffen wurden. 

Um das Unangenehme zu vermeiden, die bedrohte Ordnungsſtrafe wirffich eintreten 
Taffen zu müffen, werden fämmtliche Anwälte und Behörden nochmals, aber zum Iettenmale 
biemit erinnert, die in den vor allegirten bicsfeitigen Verfügungen umftändlic bezeichneten fors 
mellen VBorfchriften, und den nun unter gleicher Straföbeftimmung hier erweiterten Auftrag wegen 
alsbaldiger Mittheilung der von den Parteien verlangten BefcheidesAbfchriften, dann deren eiges 
nen Negiftrirung zu den Acten Fünftig um fo mehr auf das Pünktlichfte einzubalten, als bei wies 
der eintretenden Unterlaffungsfällen dieöfeitige Nachficht oder Milderung ber Thon auggefprochenen 
Ordnungsſtrafe vergeblich würbe angefprochen. werben. 


Eichftädt, den 16. Auguft 1815. 
Königlihes Generals&ommiffariat des Oberdonaukreiſes. 


An 
ſaͤmmtliche Königfihe PolizelsBehörden und Rechts⸗Anwaͤlte des Dbetdonaufreifes, 


Gihftädter Int. SI. v. I. 1815. St. XXXIV. ©. 679. 


$. 49. 


(Die Nothwendggkeit der Beilegung der Urteile voriger Inſtanzen bei den Recursſchriften in abrinifirafin. 
eontentiöfen Gegenftänden betr.) 


. MIR 


Da ſich verſchiedentlich Zweifel über die Frage ergeben hat, ob die Necursfchriften zur 
dritten Inftanz in adminiftrativ -contentiöfen Gegenftänden mit den Urtheilen der beiden vorigen 
Snftanzen belegt werben follen, oder ob die Beilegung bes Urtheild der zweiten Juſtanz allein 
genüge; fd haben Wir nad, Bernehmung Unſeres Staatsrat befchloffen, und verorbnen: — 
daß allen bei der nad) ber Verordnung vom 3. Mai.Taufenden Jahres Tit. TIL. $. 40 ®) anges 
ordneten dritten Inſtanz im abminiftrativecontentiöfen Nechtöfachen einzureichenden Recurs⸗Schrif⸗ 
ten, jedesmal die Urtheile beider voriger Inſtanzen in Urs oder Abfchrift beigelegt, und im Uns 
terlaffungsfalle die Parteien zwar mit Umgehung ber ftrengeren Beftimmung des Cod. Jud. C. XV. 
$. 5. der Defertionftrafe nicht. unterliegen, bagegen aber die nachläßigen Sachwalter in Bes 
mäßbeit der Verordnung vom 13. September 4755 «) in eine unabläfige Geldftrafe von Sechs 
Reichsthalern verurtheilt werden follen. 
| Hiernady wollen Wir Unfere Verordnungen vom 8. Auguft 1840 (tegierungeblatt 1810 
©. 642%), und vom 20. Juli 1813 ©. 953 4) foweit foldye diefen Gegenftand betreffen, erläu⸗ 


ml, 


a) M. f. ©. 277. S. 47. 

b) Sollte heißen 3. Mai vorigen Fahre, die Formation des Staatsraths betr. S. oden S. 167. 
ce) M. ſ. d. Verordnung vom 20. Juli 1813. & 44. S. 221. 

d) ©. oben die 89. 2 u. 44. ©. 162. u. 221. 
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tert haben, und laſſen biefe Unſere Allerhoͤchſte Entfchließung durch das Geſetzblatt zu Jeder 
manns Wiſſenſchaft und Nachachtung hiemit bekaunt machen. 


Mänchen, den 9. Februar 1818. 
Sefegbl, 1816, St. U. ©, 25 


$. 50. 
Nro, Pr. 20813. 
(Die Mittgeitung der beim Aypellations Verfahren in adminiftratiyecontentiöfen Gegenfländen eintommenden 
Proceßſchriften betr.) 


M. J. K. 


Wir erwiedern euch auf eueren — hinſichtlich der Mittheilung der beim Appellations⸗ 
Verfahren in adminiſtrativ⸗contentiöbſen Gegenftänden einkommenden Proceßſchriften an die Par⸗ 
teien — unterm 3. d. M. erftatteten Anfrags⸗Bericht, daß ihr dießfalls mit Rückblick auf die 
hierüber in dem Judiciar⸗Coder ſelbſt enthaltenen Beſtimmung nach der bisherigen Uebung noch 
ferner zu verfahren habt. | | 


München, den 19. December A818. 


. An - 
die Koͤnlgliche Regierung des Untetdonaukreifes K. d. J. alfo ergangen, 


| % 51. 

Nre. Pr, 16468. 

(Die Beſchwerde einiger Zapfenwirthe zu N. wegen inhibirtem Verkauf der Würfte anf offenem Maerkte, 
und durh Dauffeen betr.) u 


Auf Befehl Seiner Majeflät bed. Königs. 


Der herzoglich Lendytenbergifchen Regierungs⸗ .und JuſtipCanzlei zu Eichfläbt wird, in 
Solge des Berichts vom 28. September 1822, Nachftehendes zur Entſchließung erwiebert: 


Die Zapfenmwirthe zu RN. find mit ihrer gegen die erlaffenen polizeilichen Entſchließun⸗ 
gen vorgebradhten Befchwerde in bezeichneter Sache, vorbehaltlich jedoch ihrer allenfallſigen beſon⸗ 
Dern, auf Dem geeigneten Wege zu verfolgenden Rechte, abzumeifen; wobei übrigens ber hers 
Zoglich Leuchtenbergifchen Regierung s und Juſtiz⸗Canzlei bemerkt werben muß, baß vorliegender 
Gegenſtand, als zur Zeit rein polizeilicher Natur um fo weniger zur Staatsraths⸗Commiſſion =) 
Ayırmittelbar hätte eingefehickt werden follen, als felbft in contentiöfen Sachen die unmittelbare 
Vorlage zur Königlicyen Staatsraths⸗Commiſſion durch die Behörde nicht ftattfindet, fordern. bie 


— — 





a) Obgleich die Staatsraths⸗Commiſſion nicht mehr Befteht, wurde dieſe Miniſterial-Entſchließung 
dennoch, und zwar um defmwillen aufgenommen, weil das Princip, daß Recurfe an den Königlichen 
Staatsraths⸗Ausſchuß anf dem Wege des Dienftverhättniffes durch die betreffenden Minifterien das 
pin gu gelangen Haben, noch unverändert feßfteht. 

. 30 * 
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felbe an die Staatöminifterien zu gefchehen hat, und fowohl für vorliegenden, ald auch für am 
dere ähnliche Fälle, ed an der Beziehung auf die ertractive fchon vorliegenden Acten nicht genügen 
fonne, fonbern vielmehr jederzeit fämmtliche Acten beider Iuftanzen vollftändig vorgelegt werben 
müſſen. 

Es iſt ſich hiernach zu achten und das Weitere zu verfügen. 


München, den 30. December 1822. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Herzoglich Leuchtenbergifhe Regierungs « und Juſtiz-Canzlei zu Eichſtaͤdt alfo ergangen. 


4. Bestimmungen über den Lauf der Fatalim, 


$. 92. 
(Die Appellations: Libellen betr.) 
Sm Kamen Seiner Churfürftliden Durdlaudt. 


Die zur biesfeitigen Stelle geeigneten, Appellationd »Libellen können in Hinſicht der Fa⸗ 
talien, wie natürlich, nur nad) dem Präfentatum, das ed von dem officiellen Protocolle Exhi- 
bitorum erhält, berechnet werden, fo wie der Spruch nur hierauf erfolgen kann. 

Man erinnert es hiemit wiederholt öffentlich, damit jeder der richtigen Einlieferung wes 
gen immer den Termin durch Unterfchreiblafjung des Licferzetteld, welches von dem das Diegfeis 
tige Protocollum Exhibitorum führenden Individuen jederzeit auf der Stelle geſchehen wird, 
ſich verſichern Fünne. 


München, den 14. November 1803. 
Churfürftliche Landesdirection. 
SGhburpf. Reg. Bl. v. I. 1803. St. XLVI. &, 520. 
$. 53. 


Nr, Pr. 3523. 
(Den. Sauf der Appellations : Fatalien gegen einen 14taͤgigen Beweistermin betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Negierung des Oberbonaufreifes wird auf: den Bericht vom 15. Januar 

d. 5. den Lauf der Appellationds Fatalien gegen -eine Adtägige Beweisfriſt betreffend, hiemit 

erwiedert, daß fie ſich an die deutliche Beſtimmung des Geſetzes (Annot. ad Cod. jud. Cap. 9: 
$. 11. Lit. c. Cap. 15. $. 6. Nr, 0. zu halten haben. 


München, den 16. März 1822. 
Staatsminifterium des Sunern. 


An 
die Königliche Regierung des Dberdonaukreifes Kammer des Iunern alſo ergangen. 
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2. Bestimmungen über Restitution gegen den Kauf der Fatalicn. 


$. 94. 
Nr. Pr. 18,837. 
(Die Gefuhe um Neftitution gegen Verſaͤumung der Appellationsfrift In adminiftrativ scontentiöfen Gegen: 
ftänden betr. 
M. J. 8 | 
Wir haben wahrgenommen, daß bei verfchiedenen abminiftrativ s contentiofen Verbands 
Inngen, die Parteien mit ihren Reftitutions Gefuchen gegen den: verſäumten Appellationds 


Termin fogleich unmittelbar an Unſeren Staatsrath als die oberfte Suftanz, verwieſen worben 
find, Ä . 


Nachdem dieſes aber dem eigentlichen Sinne der Gerichtöorbnung Cap. XVI. 6. 1. 
Nr. 11. nicht gemäß iſt, und auch mit dem Berfahren, welches diesfalls von Unferen Juſtiz⸗ 
Stellen beobachtet wird, nicht übereinftimmt; fo erflären Wir hiemit Unferen Kreis-Regierungen 
zur Nachachtung, daß die gedachten Gefuche um Reftitution gegen Berfäumung der Appellationds 
frift jedesmal bei der nächft höhern Inftanz, an welche Die Hauptfache durch bie Appellation 
gelangen follte, anzubringen und zu entfcheiden ſeyen. 


München, den 28. Oktober 41817. 


An 
ſaͤmmtliche Kreisregierungen mit Ausnahme des Rheinkreifes alfo ergangen. 


Ausgefärieben von der Königlichen Regierung des Dberdonaufreifes unterm 7. November 1817. Amtöblatt 
des Oberdonaukreiſes 1817. St. XXL S. 017% 


d) Summa appellabilis. 
1. Bei Berufungen an die Kön iglichen Kreis-Begierungen. 
“9% 
(Das Recht der Berufung an die KreissRegierungen In adminiftrativ:contentiofen Angelegenheiten betr.) 
| M. I K. 


Wir erwiedern euch auf euren Bericht vom 27. v. Mts., daß der Antrag, das Recht 
der Berufung an Unſere Kreis⸗Regierungen in abminiftrativ » contentiöfen Angelegenheiten, durch 
Beftimmung einer appellabeln Summe gefeglich zu beichränfen, vor der Hand zwar beruhen, 
gedachte Unſere Kreids Regierungen jedoch darauf bedacht ſeyn follen, frivole Berufungen durch 
unnachſichtliche Beſtrafung ſtreit⸗ und gewinnſüchtiger Anwaͤlte nachdrücklich zuruͤckzuweiſen. 


München, den 22. October 1819. 


An 
Die Königliche Regierung des Untermainkreifes alſo ergangen. 


Mittheilung' hievon den übrigen Kreis Regierungen 
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2. Bei Berufungen an den Königlichen Staatsrath, 


$. 56. 
Nr. Pr. 1189. 
(Den Ausfpruh über die Summa appellabilli bei Necurfen an den Geheimen Rath betr.) 


MIR 


Wir finden Und bewogen, nad) dem Antrage Uufers Geheimen Raths zu beftinmen, 
daß der Ausfpruch über den allenfald vorhandenen Mangel der appellabeln Summe in allen 
abminiftratioscontentiöfen Gegenftänden, welche im Wege bes Recurſes an die Allerhochſte 
Stelle gelangen, erwähnt Unferm Geheimen Rathe ausfchließend zuftehen ſolle, und haben hier⸗ 
nach die betreffenden Miniſterial⸗Departements unterm heutigen erweiſen laſſen. 


München, den 22, Auguſt 1816. 
| An 
den Geheimen Rath alfe ergangen. 


B. 
Besondere Bestimmungen. 


Unter diefen befonderen Beftimmungen über das richterlihe Verfahren bei ftreitigen adminis 
ftrativen Rechts: Sachen find alle Verordnungen aufgenommen, weldhe eine fpecielle Rubrik derfelben aus⸗ 
machen. Es muß jedoch hier vor Allem auf Titel J. diefes erften Anhangs zuruͤckverwieſen werden, wonach 
das Folgende felbft feine Rechtfertigung erhält. Namentlich wegen Nihtaufnahme der Normen über 
das fireitige Verfahren, oder Die Gefhäftszuftändigkeit inCultur- und Forfigegenftäns 
den, welche aus Gründen der Nothwendigkeit beim Eulturmefen (AbtHeilung XIV. Abfchnitt IT.) eingereiht wers 
den muͤſſen. Die Hier einfhlägigen Stellen find jeboch häufig Beftandtheile größerer Verordnungen, deren 
Yoltfiändige Aufnahme an diefem Plage die Princhpian Sammlung über die adminiftrativ : contentiöfen 
Begenſtaͤnde entweder auf eine ungeeignete und ſelbſt verwireende Weife erweitert hätte, oder deren Aufs 
nahme überhaupt eine Beimifhung fremdartiger Materien geweſen wire, Wegen Inſeration des voll« 
ftändigen Tertes der Verordnung vom 28. Juli Reg. Bl. 1807 St, XXXIV. ©. 1273. die allge 
meine Gfeichftellung und Erhebungdart der Bier⸗ und Branntweins oder Dalzs Auffchläge aber, muß anf 
Nro. III. Seite 241 unten verwiefen werden. Die benöthigten Auszüge aus den größern Verordnungen waren 
jedoch für Feinen Kal zu umgehen, da man hier ſaͤmmtliche Principien des adıniniftrativ-contentiöfen Gebiets vers 
einigen wollte; die Natur dee Sache zechtfertigt diefe Abweichung von einem in der Vorrede ausgefpros 


henen Grundfage, 
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Besondere Bestimmungen über das Verfahren der Dermwaltungs- 
Gerichte 


I Bei Abtretung von Privat-Eigenthum zu Öffentlichen Zwecken.) 


$. 57. 
Nro. Pr. 16088. 
(Die Zuftändigkeit in zweiter Inſtanz bei Streitigkeiten über die Abtretung von Privateigentkum zu öffent. 
lihen Zweden betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf den Beridht vom 28. September d. J., die Zuftändigfeit in zweiter Inftanz bei Streis 
tigleiten über die Abtretung von Privateigenthum zu öffentlichen Zwecken betreffend, wirb der Königs. 
lichen Regierung ded Oberbonaufreifes, Kammer ded Innern, aufgetragen, bei dem Cintritte des. 
angedeuteten Falles ») die verhandelten Acten vorzulegen, damit ſodann die Delegation einer ans 
dern Kreid-Regierung mit Rüdfichtönahme auf die in ber Verordnung vom 17. Februar 4824 ), 
dad Verfahren bei abminiftrativ sconfentiofen Gegenftänden betreffend enthaltenen Beitimmungen 
veranlaßt werden Fünnen. 


München, den 43. November 1827. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes & d. J. alfo ergangen. 


I. Bei Defraudationen 


4) Brundsätze über die Behandlung der Defraudationen im Allgemeinen bei Concurrenz mit Vergehen 
oder Verbrechen. 


$. 98. 


(Die Competenz der Criminal: und Civil « Strafgerichte bei eoncurrirenden Polijei Uebertretungen und 
Defraudationen betr.) d) 


M. J. K. 
Wir finden Uns bewogen, zur näheren: Erläuterung ber im Straf⸗Geſetzbuche Theil IE 


N 


a) Die Oauptverordnung hierüber vom 14: Anguft 1815 fehe man unter. Abtheil. V. Abſch. IV. Dies 
felbe konnte hier unter den blos das Verfahren betreffenden Normen keine Stelle finden. 

b) Es if hiemit jener Fall gemeint, wo die Streisregierung einen Bau anordnet, und in Diefer Anords 
nung zugleih als Oberbaubehörde des Kreiſes ausipricht, daß er auf abzutretendem Privatgrunde 

geführt werden müße, und wo fodann gegen die Verfügung diefer Abtretung von Geite des bes 

theiligten Privaten an die zweite Inſtanz Beſchwerde geführt wird. 

e) M. ſ. oben $. 26. S. 208. 

d) Es kommt hier. zu bemerken, daß der Artikol I—IV. lediglih die Cpncurrenz der Polizei⸗Uebertre⸗ 
tungen mit Vergehen oder Verbrechen betreffen, und eigentlich den allgemeinen Beſtimmungen über 
Staatd- Polizei angehören. Nur die Artikel V—VIII. find hier entſcheidend. 
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Artikel 44. enthaltenen Beftimmungen über die Competenz der Eriminals und Strafgerichte bei 
concurrirenden Polizei: Uebertretungen und Defranbationen zu verorbnen, wie folgt: 


L 
Treffen mit dem angefchuldigten Verbrechen oder Vergehen noch nicht beftrafte Polizeis 
Uebertretungen in einer und derjelben Perfon zuſammen, fo hat das Eriminals oder Civil: Strafs 
gericht auch über leistere zu entfcheiden, ohne Unterfchied, ob fie mit dem unterfuchten Berbrechen 
oder Vergehen im Zufammenhange ftehen oder nicht. Die Unterfuchungsgerichte haben nach Um⸗ 
ftänden, und fo ferne dadurch die Hauptfache nicht aufgehalten wird, rückſichtlich der factifchen 
Unftände der Polizeislebertretung mit ber treffenden Polizei-Behörde dad erforderliche Benehmen 
zu pflegen, auch die erfennenden Gerichte die Beſtimmungen der einfchlagenden Polizei⸗Geſetze zu 
berücfichtigen, und insbefondere in Aufehung der Kojten und ded Schadens Erfates ober der Ges 
nugthuung, wegen der mit zur beftrafenden Polizeislebertretungen, die allgemeinen Vorſchriften des 

Strafgeſetzbuches Theil II. Artikel 7. zu beobachten. 


Ä = Mm | | 

Ueber die Wirkungen der Concurrenz einer. Polizei-Uebertretung mit einem Verbrechen 
oder Vergehen entfcheiden die VBorfchriften des Straf⸗Geſetzbuches Theil I. Artifel 92, 95 und 109, 
welchen zur Folge außer den Fällen, wo die PolizeisWebertretung eine Geldftrafe nach ſich zieht, 
welche dem Artifel 109. $. 4. gemäß mit andern Strafen verbunden werden kann, die concurs 
rirende PolizeisUebertretung als erfchwerender Umftand auf Zumeffung der Strafe innerhalb der 
gefeglichen Gränzen oder auf DBeiführung einer äußern Schärfung Einfluß hat. 

Wenn aber mit einem ald Verbrechen oder Bergehen ftrafbaren Diebftahle, dem Unter⸗ 
fchlagung und Betrug wider dad Eigenthum gleich geſetzt find, ein polizeilich ftrafbarer Diebftahl 
concurrirt, fo ift dasjenige zu beobachten, was bie Anmerkungen zum Straf: ©efeßbuche Dand 1. 
Seite 112. und Band DI, Ceite 230 f, enthalten. 


II. | 
Nach dem, was Wir über Competenz der Strafgerichte bei concurrirenden Polizei⸗Ueber⸗ 


tretungen verordnet haben, iſt aud) dasjenige, was das Straf⸗Geſetzbuch Theil IT. Artikel 399. 
Nro. 2. vorfchreibt, auf biefelben anzuwenden. 


IV. 

Die Beflimmungen des Strafs Gefeßbuched Theil IT. Artikel 355 und 357, welchen 
zufolge im Falle eines Loöfprechenden oder die Unterfuchung einftellenden Erkenntnißes eine Vers 
weifung an die PolizeisBehörden ftatt findet, werben andurch nicht nur hieher ausdrücklich vorbes - 
halten, fondern auch dahin erftredt, daß Gehilfen und Begünftiger eines Verbrechens oder Bers 
gehend, welche blos eine polizeiliche Strafe trifft, an die Polizeis Behörde zur Aburtheilung vers 
wiefen werden müſſen. 

V. 


Contraventionen gegen bie Siegel⸗Taxe und Defraudationen der Aufichläge, Mauten 
und Zölle gehören nur alsdann zur Kompetenz der Strafs@erichte, wenn fie mit einem Verbrechen 
oder Vergehen ald eine und Diefelbe Handlung erſcheinen oder wenigſtens damit in unmittelbarer 
Verbindung und Beziehung ſtehen. Sn dieſem Falle hat ſich daher die adminiſtrative Behörde 
mit der Sache nicht zu befaffen, und, wenn fie ſchon eine Unterfuchung angefangen hat, folche 
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abzubrechen, und das Weitere der Juſtiz⸗Behörde zu überlaffen, welche jedoch, vor dem Erfennts 
niße, mit ber abminifkrativen Behörde über den Betrag des befraudirten Gefälles, fo wie über 
die nach den beftehenden Vorfchriften eintretende Geld: und EonftdcationdsStrafe zu communiciren, 
und in Anfehung biefer beiden Puncte die Borfchriften bes Straf⸗Geſetzbuches Th. IT. Art. 7. 
jebeömal genau einzuhalten hat. 

Desgleichen foll die Zuftiz Behörde in Fällen, wo die befondern Umftände ber Defraus 
dation oder die hierüber vorhandenen Normen auf dad Straf sUrtheil wefentlichen Einfluß haben 
können, das Gutachten der adminiftrativen Behörde, wo fie es nöthig findet, einholen. Im Falle 
ber Losfprechung oder Entlafung von ‚der Sufanz , finden die oben angeführten | Artikel 355 und 
357. hier gleiche Anwendung. Ä 


| VI. | 
Iſt hingegen die Defraubdation abgefondert und unabhängig von dem unterfuchten Ders 
brechen oder Bergehen begangen worden, fo wird die Defraudation von ber geeigneten abminiftras 
tiven Behörde ohne alle Einwirkung der StrafrGerichte unterfucht und behandelt; diefen fteht es 
jedoch frei, von der abminiftrativen Unterfuchung und Entfcheidung in fo ferne Einfiht zu nehe 
men, als fie ed hinfichtlich des Leumunds eines Augeſchuldigten oder in anderer Beziehung des 
Proceßganges nöthig erachten. 


Die adminiſtrative Unterſuchung und Behandlung wird durch die eintretende ſtrafgericht⸗ 
liche Unterſuchung, ſelbſt im Falle der Verhaftung des Angeſchuldigten, nicht unterbrochen, ſo 
ferne im letzten Falle der Defraudant zu jener einen Anwalt ernennen, oder dieſer für denſelben 
von Amtsweſen beſtellt werden kann. Erleidet jedoch die adminiſtrative Unterſuchung durch den 
Criminal Proceß eine unvermeidliche Unterbrechung, ſo lebt ſie nach dem Stenntniße des Straf⸗ 
gerichts ſogleich wieder auf. 

VIII. 

Das vom Strafgerichte gefaͤllte Urtheil hat im Falle des Nro. VI. auf die ebıteitung 
der Defraudation keinen Einfluß. Auch hindert keine Strafe, ſelbſt die Lebensſtrafe nicht ausge⸗ 
nommen, die adminiſtrative Behörde, ihre Rechte aus der Defraudation hinſichtlich des Schaden⸗ 
Erſatzes und der verwirkten Geld⸗ oder Confiscations⸗Strafe an dem Vermoͤgen bes Verurthelten 
geltend zu machen. 

Nach gegenwaͤrtiger Verordnung haben ſi ſich fammtliche ſowohl Juſtiz⸗ als cuinſnuuve 
Behörden genaueſt zu achten. | 

Münden, den 12. September 4815. 

Rg. BI. v. 3. 1815. St, XXXVII. ©. 771- | un 


2. Insbesondere =) der Post-Mefraudatiomen und Post-Beeinträchtigungen. - 


Die Verhandlung der Poftbeeinträdhtigungen und Deframdationen, deren abminiftrativs 
eontentibie Ratur durchaus erveſtritten iſt, gehört in erfter Inſtanz vor die Polizeibehörben, in. weiter vor 





=) Wegen der Zoll und Maut⸗Defraudationen muß oben ©. 185. nachgeſehen werde, 
Bd. I. 31 
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die Kreis-Regierungen, von welhen der Recurs an den Königlihen Staatsrath ſtatt finden kann. Die Be: 
ſtimmung in der unten im $. 62. angeführten Verordnung vom 28. April 1845, daß vor jedem Endurtheile 
eine Abichrift der Seneral:Poftdirection mitgetheilt werde, ift Durch die Verordnung vom 16. November 1822. 
dahin modificirt worden, daß Endurtheile erfter Inſtanz den betreffenden Oberpoſtämtern, zweifer Inſtanz 
der General Poftdirection mitzutheilen find. Die Cognition über Poftbeeinträhtigungen wurde aber erft durd) 
die im 6. 60. nachftehende Verordnung vom 2. November 1812. den Polizeibehörden zugemiefen, indem fie 
früher den Poftinipectionen, und reip. den dabei durch das organiſche Edict vom 17. September 1808. $. 9. 
lit, e. 2) Rg. DA. 1808. St. II. ©. 2264 und 2265. eingeführten Qufticiiren (den Landgerichtöftellen nur 
da, wo Feine Oberpoftimter) zuſtand. Die Entfcheidung in gweiter Inſtanz wurde von der Generals Pojt« 
direction auf die Kreisregierungen durch Die untenfolgende Berordnung von 9. April 1814. ($. 61) übergetragen; 
dieje Grundjäge über die Competenz wurden nicht nur in fpätern Verordnungen (m. ſ. 66. 63. 65.), fondern 
auch in den Allerhöchften Reicripten über die Formation der DOberften DVerwaltungsitellen in den Kreiſen 
a) von 1817. im $. 89, b) von 1825. im $. 67. anerfannt. — 


. Bestimmungen über das Verfahren im Allgemeinen. 
. 8. 59. 


(Die Aufhebung der Poſt⸗Juſticiar⸗Aemter betr) 


M. J. K. 

Wir haben aus dem Uns gemachten umſtaͤndlichen Vortrag erſehen, daß die verſchiedenen 
Zwecke, welche: zufolge Unſeres organiſchen Edictes vom 17. September 1808, ») die. zeitliche 
Anftellung eigener Poft-Sufticiaren damals veranlaßten, wirklich erreicht, und gedachte Poſt⸗Juſti⸗ 
eiarien bei Unferm PoftsInftitute für die Zukunft entbehrlich feyen. 

Wir wollen daher die bei Unferen Ober» Poftämtern bisher beftandenen Poft » Zufticiars 
ftellen von nun an aufheben, und verordnen in Anſehung der Gefchäfte, welche die Poſt-Juſticiare 
zu beforgen hatten, was folgt: 

4) In Poftl-Beeinträchtigungsfällen überhaupt, und befonders in Pofts-Defraudationsfachen der 
Boten-, Schiffe, Floß- und Fuhrleute, auch ihrer Gehilfen und Aufgeber, fo wie der zum 
Frachtgewerbe nicht berechtigten Perfonen, geht das Richteramt eriter Inftanz allenthalben 
an bie Polizei-Behörden über. 

2) Die Dienftvergehen der Poftbeamten läßt die Generals Poftdirection wie vorhin, alfo auch 
in Zufunft, durch Commiſſäre und Localbeamte unterfuchen. 

3) In Poft-Reclamationsfällen hingegen haben Unfere Ober-Poftämter die Berhandlung und 
Erfenntniß in erfter Juſtanz vorzunehmen. ©) 





a) In Poft Beeinträhtiaunge:-Fällen durd Boten, Lohnrößler, Zuhrleute ıc. wird an dem Gig Unferer 
vier Ober-Poft-Aemter- die Unterfuhung und Erfenntniß in eriter Inſtanz Unferen Poſt⸗Inſpectionen 
oder Juſticiären, an andern Orten aber den Landgerichtsſtellen übertragen. 

Der Appellationszug geht binnen eines präclufiven Termins von SO Tagen an Unfere General: 
Poftdirection, und wenn die Strafe oder Confiscation die Summe von 400 fl. erreicht, oder auf 
den Verluft des Gewerbes gefprochen wird, fo fteht dem Berurtheilten binnen der obigen perem« 
toriihen FZrift der Recurs an Unſer geheimes Minifterium der ausmärtigen Angelegenheiten zu, 
welches den Gegenitand an Unfern Geheimen Rath bringen wird. 


b) Reg. Bl. 1808. Bd. IL ©. 2264. 
e) M. f. oben $. 6. ©. 153. Ziffer I. 
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Dieſe Unſere Allerhoͤchſte Entſchließung wollen Wir durch Unſer Reyierungetlan zur allge⸗ 
meinen Kenntniß und Nachachtung bringen laſſen. 
‚Münden, den 2, Nov. 1842, 


a Ä a BL. 6 3 4813. Et. LRIV. ©, 1045. 


- . u u . . . Fr &0: 
(Den Appellationszug in Yoft » Defraubations » Segenftänden betr.) | 
M. J. K. 


Mir haben durch Unſere Entſchließung vom 2. November 4812. (Reg. BI. 1812. St. 
LXIV. Seite 1915—1916), ®) woburd Wir die bid dahin bei Unfern Oberpoftämtern beftanbes 
nen Poftjufticiar : Stellen aufgehoben haben, in Anfehung der denfelben obgelegenen Gefchäfte unter 
andern verorbnet, daß in Pofts Beeinträchtigungsfällen überhaupt, und befonderd in Pofts Defrans 
dationdsSachen der Botens, Schiffs, Floß: und FZuhrleute, aud) ihrer Gehilfen und Aufgeber, fo 
wie der zum Frachtgewerbe nicht berechtigten Perfonen, das Richteramt erfter Inſtanz allenthalben 
an bie Polizeis Behörden übergehen fol. 

In Uebereinftimmung mit dieſer Unferer Entfchließung verordnen Wir nunmehr, daß 
der Appellationdzug in zweiter Inſtanz von nun an nicht mehr an. Unfere Generals Poftdirection, 
fonbern an Unfere Generals Kreis Eommiffariate gehen ſoll. Dieſe Unſere Allerhöchfte Verordnung 
wird durch dad Regierungsblatt zur allgemeinen Kenntniß gebracht werben. 


München, den 9. April 1814. 
Ne. BI. v. 3. 1814, Et. XXX, ©. 817, 


$. 61. 


(Dad Botenwefen betr.) ») 
MER 
d. 16. 


Auszug.) In allen Poſt⸗ Beeintraͤchtigungs Fallen überhaupt, und befonderd in Poſt⸗De⸗ 
fraudations⸗Sachen derBotens, Schiffs, Floß⸗ und Fuhrleute, ihrer Aufgeber, auch der zum Boten 
und Frachtgewerbe nicht berechtigten Perfonen wird das StrafsVerfahren und die Judicatur in erfter 
Inſtanz den Polizeis Behörden allenthalben übertragen. Bon jedem Enburtheile, es enthalte Strafe 
oder Losſprechung, ift fogleich eine Abfchrift mit den Entſcheidungsgrunden an Unfere Generals 
Poftdirection einzufenden. Jeder Geftrafte muß vor der nächlten Strafftuffe ausdrücklich zum 
Protocol gewarnt werden. ' 


I 1 td . re, *D BY 
— 


a) M, f. die vorftepende Verordnung. 
b) M, vgl. Abtheilung XIV. Abſchnitt V. Wegen der bloßen Auszüge if. bie "Einfeitung Seite 252 
nachzuſehen. 
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die Kreis-Regierungen, von welchen der Recurs an den Koͤniglichen Staatsrath fait finden kann. Die Ber 
ftimmung in der unten im $. 62. angeführten Verordnung vom 28. April 1845, das vor jedem Endurtheile 
eine Abſchrift der General-Poftdirection mitgetheilt werde, ift durdy die Verordnung dom 46. November 1822. 
dahin modificirt worden, dag Endurtheile erfter Inftanz den betreffenden Oberpoſtämtern, zweifer Inſtanz 
der Generals Poftdirection mitzutheilen find. Die Cognition über Poftbeeinträchtigungen wurde aber erft durdy 
die im 6. 60. nacftehende Verordnung vom 2. November 1812. den Polizeibehörden zugemiefen, inden fie 
früher den Poftinfpectionen, und reip. den dabei durch das organiſche Edict vom 17. September 1808. $. 9. 
lit, e. =) Rg. WM. 1808. St. II. ©. 2264 und 2265. eingeführten Yufticiären (den Landgerichtsftellen nur 
da, wo feine Oberpoſtämter) zuſtand. Die Entfheidung in gweiter Inftanz wurde von der Generals Poft« 
direction auf die Kreisregierungen durch Die untenfolgenbe Berordnung yonz 9. April 1814. ($. 61) übergetragen; 
diefe Grundjüge über die Competenz wurden nicht nur in fpätern Verordnungen (m. ſ. $6. 68. 65.), fondern 
auch in den Allerhöchften Refcripten über die Zormation der Oberſten DVerwaltungsitellen in den Kreisen. 
a) von 1817. im $. 89, b) von 1825. im $. 67. anerfannt. — 


a. Bestimmungen über das Verfahren im Allgemeinen. 
8.59 


(Die Aufhebung der Poſt⸗Juſticiar⸗Aemter betr.) .. 


M. J. K. 

Wir haben aus dem Uns gemachten umſtaͤndlichen Vortrag erſehen, daß die verſchiedenen 
Zwecke, welche zufolge Unſeres organiſchen Edictes vom 47. September 1808, ») die. zeitliche 
Anſtellung eigener Poſt⸗Juſticiaren damals veranlaßten, wirklich erreicht, und gedachte Poſt⸗Juſti⸗ 
ciarien bei Unſerm Poſt⸗Inſtitute für die Zukunft entbehrlich ſeyen. 

Wir wollen daher bie bei Unſeren Ober⸗Poſtaͤmtern bisher beſtandenen Poſt⸗Juſticiar⸗ 
ſtellen von nun an aufheben, und verordnen in Anſehung der Geſchaͤfte, welche die Poſt-⸗Juſticiare 
zu beforgen hatten, was folgt: 

4) Sn PofbBeeinträchtigungsfällen überhaupt, und befonders in Poft-Defraudationsfachen der 
Boten, Schiffe, Floß⸗ und Fuhrleute, auch ihrer Gehilfen und Aufgeber, fo wie ber zum 
Frachtgewerbe nicht berechtigten Perfonen, geht das Richteramt eriter Inſtanz allenthalben 
an die PolizeisBehörden über. 

2) Die Dienftvergehen der Poftbeamten läßt die Generals Poftdirection wie vorhin, alſo aud 
in Zufunft, durd) Commiſſäre und Localbeamte unterfuchen. 

3) In Poft-Reclamationsfällen hingegen haben Unfere Ober-Poftämter die Verhandlung und 
Erfenntniß in erfter Suftanz vorzunehmen. «) 





a) In Poft Beeinträhtigunge-Fällen durch Boten, Lohnrößler, Fuhrleute ıc. wird an dem Gig Unferer 
vier Ober: Poft-Nemter- die Unterfuhung und Erkenntniß in eriter Inſtanz Unferen Poſt⸗Inſpectionen 
oder Juſticiären, an andern Orten aber den Landgerichtsſtellen übertragen. 

Der Appellstionszug geht binnen eines prächufiven Termins von SO Tagen an Unfere General: 
Poftdirection, und wenn die Strafe oder KConfiscation die Summe von 400 fl. erreicht, oder auf 
den Verluſt des Gewerbes geſprochen wird, fo fteht dem Berurtheilten binnen der obigen perem⸗ 
toriihen Frift der Recurs an Unſer geheimes Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten zw, 
welches den Gegenftand an Unfern Geheimen Rath bringen wird. 


b) Reg. Bl. 1808. Bd. IL ©. 2264. 
e) M. f. oben $. 6. ©. 153. Ziffer II. 


. 
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Dieſe Unſere Allerhoͤchſte Entſchließung wollen Wir durch Unſer Reyierungblatt zur allge⸗ 
meinen Kenntniß und Racachtung bringen laſſen. , 

ı Münden, deu 2, Mov. ASR. ee 
Tr | Ä Rs. Bl. v. 3 1819. Gt. LAIV. e. 1918. 


: a vr FE 
* 60. 
(Den Appellationszug in Hoft » Defraudations » Segenftänden betr.) " 
M. J. K. 


Mir haben durch Unſere Entſchließung vom 2. Rovember 1812. (Reg. DI. 1812. St. 
LXIV. Seite 1915—1916), *) wodurch Wir die bis dahin bei Unfern Oberpoftämtern beftandes 
nen Poſtjuſticiar⸗ Stellen aufgehoben haben, in Anfehung der denfelben obgelegenen Gefchäfte unter 
andern verordnet, daß in Pofts Beeinträchtigungsfällen überhaupt, und befonderd in Poft- Defrans 
dationdsSachen der Botens, Schiffs, Floß⸗ und Fuhrleute, auch ihrer Gehilfen und Aufgeber, fo 
wie der zum Frachtgewerbe nicht berechtigten Perfonen, das Richteramt eriter Inſtanz allenthalben 
an die Polizeis Behörden übergehen ſoll. 

In Uebereinftimmung mit biefer Unferer Entfchließung verorbnen Wir nunmehr, ba 
der Appellationdzug in zweiter Inſtanz von num an nicht mehr an. Unfere Generals Poftdirection, 
fondern an Unſere Generals Kreid» Eommiffariate gehen fol. Dieſe Unſere Allerhöchfte Verordnung 
wird durch dad Regierungsblatt zur allgemeinen Kenntniß gebracht werben. 


München, den 9. April 1814. 
N. Bl. v. I. 1814. St. XXX, ©. 817. 


$. 61. 
(Das Botenwefen betr.) ») 
M. J. K. 
S. 16. 


Auszug.) In allen Poſt⸗Beeintraͤchtigungs Fallen überhaupt, und beſonders in Poſt⸗De⸗ 
fraudations⸗Sachen der Botens, Schiffs, Floß⸗ und Fuhrleute, ihrer Aufgeber, auch der zum Botens 
und Frachtgewerbe nicht berechtigten Perfonen wird das StrafsBerfahren und bie Judicatur in erfter 
Inſtanz den Polizeis Behörden allenthalben übertragen. Bon jebem Endurtheile, es enthalte Strafe 
oder Losſprechung, ift ſogleich eine Abfchrift mit den Entſcheidungsgründen an Unſere Generals 
Poftdirection einzufenden. Jeder Geftrafte muß vor der nächlten Strafftuffe ausdrücklich zum 
Protscoll gewarnt werden. ' 


2 





a) M. f. die vorſtehende Verordnung. 
b) M. vgl. Abtheilung XIV. Abſchnitt V. Wegen der bloßen Auszüge if. bie Einl itung Seite 232 
nachzuſehen. 
31* 


238 .. . Wbthe IV. Abſchn. J. Anhang J. Tit. IL.$. 62 u. 68. 


$. 17. 

Der Appellationszug geht zufolge Unſerer Allerhöchſten Entſchließung vom 9. April vori⸗ 
gen Jahres (Regierungsblatt Jahrgang 1814. Stück XXX. Seite 817, 818.)2) binnen eines prä⸗ 
kluſiven Termins von 30 Tagen an Unſere einfchlägigen General⸗Kreis⸗Commiſſariate als zweite 
Inſtanz; und wenn der Gegenſtand ber Beſchwerde ſich auf 400 Gulden beläuft, oder auf den Ver⸗ 
luft des Gewerbes gefprochen wird, fo fteht dem Berurtheilten binnen ber nämlichen peremtos 
rifchen Frift der Recurs an Unfer Minifterinm der innern Angelegenheiten offen, welches bie 
Sache zu Unferm Geheimen Rathe als dritter Juſtanz bringen wir. 

§. 18. 

Bon den erfannten Strafen fol Unferm Poflärar die einfache Portogebühr vergütet, 
der Ueberſchuß aber zwiſchen bem Anzeiger und dem LocalsArmenfonde zu gleichen Theilen ges 
theilt werben. So wie die Mauts und Zollämter zum Vollzuge diefer Verordnung, fo viel fie 
‚betrifft, bereitö beſonders angewiefen find, fo follen auch die Polizeibehörden diefelbe durch öftere 
Bifitation und gefeßliche Beſtrafung ber Lebertreter ernftlich handhaben, und am Ende jeden Jahre 
ein. tabellarifches Verzeichniß berjenigen, welche vifltirt, auch was bei benfelben gefunden, und 
was barauf erfannt worden, Unſerer Generals Bolt sDirection einfenden, 

Diefe Normal-Berordnung laffen Wir durch das allgemeine Regierungeblatt zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß bringen. 


Ruͤnchen, den 28. April 1815. 
nn i | Res. Bl. v. 8. 1815. St. XIX. ©. 3 


$. 62. 
(Die Organifation der General sAdminiftration der Poſten betr.) 


6.7 
(Auszug.) Nro. III Die Poftbeeinträchtigungsfälle gehören in erfter Suftanz vor Unſere 
Moltzetbehörden, in zweiter vor die Kreidregierungsfammer, von welcher der Recurs an Unfern 
Staatsrath unter den bereits beftimmten Vorausſetzungen ftatt hat, 


München, den 34. Juli 41817. 
Reg. Bl, v. J. 1817. St. XXXI. S. 730. 


$. 63. 
(Die Lands und Wafler » Boten Ordnung betr.) ») 
M. J. K. 
§. 6. | 
Auszug) Ruͤckſichtlich abminiftratio s contentiöfer Gegenftände bed Botenweſens finden 


a) M. ſ. 8 00 . 
b) M. ſ. Abth. XIV, Abſchn. XV. 
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bie für abminifkrativ scontentiöfe Gegenftände im Allgemeinen fchon beftchenden ober wo gu er⸗ 
laſſenden geſeblichen Beſtimmungen ihre Anwendung. 
7. 

Poftbeeinträchtigimgds und Defraudations⸗Faͤlle find abminiftratioscontentids zu behan⸗ 
bein, und von ben Erkenntnißen in erfter Inftanz iſt jeberzeit dem betreffenden Königlichen Obers 
poſtamte, von den Erfenntnißen in zweiter Inſtanz aber der Koͤniglichen General⸗Poſt⸗Admini⸗ 
ſtration ſogleich Nachricht zu geben. 

- München, den 16. November 1822. 
| Reg. Bl, v. J. 182%. St. XLII. ©, 1133. 


| $. 64.. , 
| Bir Poft⸗Porto⸗ Freihelt in Amtsſachen betr.) «) 
| Be Ir 


(Auszug) Mißbräuche oder Gontrav entionen find zu unterfuchen, und nach, Maas⸗ 
gabe der Verordnungen vom 19. December 4808. pag. 11. eg. Bl. v. J. 1809.) Stüd II. pag. 
33—39) dann 12. October 1814. pag. 9. ©) Reg. Bl. v. J. 1814. St. LXII. pag. 1577—1584 
zu beſtrafen. Das Competenz⸗Verhaͤltniß und der SuftanzensZug find in den Verordnungen vom 
2. November 1812. d) (Reg. BL. v. % 1812. St. LXIV. pag. 1915. Nro. 4. und vom 17. 
December 4825. Reg. Bl. v. J. 1825. St. LIV. .pag. 1094. $. 67. +) bereitö ausgefprochen. 

Gegen diejenigen, welche bie Anzeige folcher Verfürzungen Unſers Poſtaͤrars wiffentlich 
unterlaffen, ift jederzeit gehörig einzufchreiten. - 

Bad Brückenau, den 23. Juni 1829. 


Reg. DI. v. I. 1829. St. XXLR. ©. 533. 


kb Bei Defraudationsfällen der Stellen und Behörden oder einzelner mit der 
Postfreiheit begnadigten Personen. 


$. 60. 
(Die Briefs Porto « Sreipeit betr.) 9) 
| M. I 8. 
Auszug.) Art. XI. Wir wollen übrigens ſtrengſtens darauf gehalten wiſſen, daß Unfere 





a) M. f. Abth. XVIII. Abich. III. 

b) M. f. unten $. 65. 

.c).M. ſ. unten.$. 66. 

d) M. f. oben % 59. 

e) M. f. die Einleitung zu Poftdefraudationen, 
KM. ſ. AbtHeilung XVIII. Abfchnitt III. 


2410 Abth. IV. Abſchn. L Anhang L zn -. _ 


Poſt⸗Portofreie Stellen, Civil⸗ und Militärbehörben und ale jene, welchen Wir eine perfönlicye pur- 
Porto⸗Freiheit aus Königlicher Gnade zukommen laffen, diefelbe im Geringften nicht mißbrauchen, 
feine Briefe nicht befreiter Perfonen annehmen, ober den ihrigen beifchließen, und unter ihrer Addreſſe 
oder durch Mißbrauchung der Bezeichnung als Koͤnigliche Dienſtes⸗Sache ab⸗ und einlaufen laſſen. 
Wir beſtimmen für ben erſten Uebertretungs⸗ Fall die Strafe von fünfzig Gulden, für 
den weiten Fall 400 Gulden und überdieß den Verluſt ber Brief⸗Porto⸗Freiheit, wenn bie 
Uebertretung durch eine Briefs Poft- Portofreie Perfon begangen worben wäre. 


Wenn Unfere Ober: oder PoflsAemter einen gegründeten Verdacht auf Jemand, wegen 
Mißbrauches der Portos Freiheit zu faſſen veranlaßt ſind, ſo ſind dieſelben berechtigy zu fordern, 
daß nad) vorgängigem Benehmen mit dem betreffenden Departements⸗, Collegiale oder Canzlei⸗ 
Borftande berlci Pakete oder Briefe durch ein eigenes, von denfelbeu hiezu beauftragted Indivis 
duum auf dem Ober: Poftamte in Gegenwart des Poſt⸗Beamten eröffnet werben. 


Untergeordnete Poſt⸗ Verwaltungen und Pofts Expeditionen haben in ben Fällen eines 
Verdachtes die Anzeige an ihr vorgefegtes Ober »Poftamt zu erftatten, welches fofort bie weitere 
Einleitung zu treffen hat. 


Münden, ben 419. December 1808. 
Res. Bl. v. Sr 1809. er. IS, 38. 


$. 66. 


.l .. : \ » ‘ ‘ .,_ ... \ . . a ." 1 


' (Ste poro deehat der "Rönigligen Stellen und Behörden auch anegedehat auf die Pete betr.) 
MIR 
(Auszug) 
Art. IX. Seine Königliche Mojeftät wollen übrigend ſtrengſtens arauf gehalten wiſſen, 
daß die poſtportofreien Stellen, Civil⸗ und Militärs Behörden diefe Portos Freiheit nicht im ges 


ringften mißbrauchen, Feine Effecten oder Pakete den amtlichen beifchließen, und unter ihrer 


Addreffe oder durch Mißbrauch der Bezeichnung als Koͤnigliche Dienſtſachen abs oder einlaufen 
laſſen. 


Seine Majeſtät beſtimmen für den erſten Uebertretungsfall die Strafe von 75 Gulden, 
für den zweiten Fall 150 Gulden, und nad, Maaßgabe der beſchwerenden Umftände fol die Strafe 
noch erhöht, und Anzeige zur Allerhöchiten Stelle gemacht werben. 


Wenn die Königliche Ober⸗ oder Pofts Aemter, Infpectionen, einen gegründeten Berbadht 
anf Semanden wegen. Mißbrauches zu faffen veranlaßt find, fo find diefelben . berechtigt zu fors 
dern, daß nad} borgängigen Benehmen mit dem treffenden Departementd«, Gollegial + oder Canzleis 

Vorftand derlei Pakete oder Briefe durch ein eigenes von demfelben hiezu beauftragtes Individuum 
auf dem Obers Poftamte in Gegenwart des Poftbenmten eräffnet werben. , Untergeorbnete Poftvers 
waltungen und Pofterpeditionen haben in den Källen eined Verdachts Die Anzeige an ihr vorges 
fette Dber-Poftamt oder Snfpection fahrender Poft zu erftatten, welches: fofort die weitere Ein: 
leitung zu treffen hat. 

München, den 12. Oktober 1814. .... 


Reg. BI. v. J. 1814. St. LXII. ©. 1583. 
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J3. der Sal; - Aufschlags - Pefraungtionen. rn 


Einl'eitung. 


Das Aufſchlagsweſen gehoͤrt ſeinen eigentlichen Beſtandtheilen nach n das Gebiet der finanziellen 
Gegenftände. Hier kann nur von Uebertretungen, deren Judicatur und Strafen die Rede ſeyn. Was von 
der Allerhöchften Verordnung vom 28. Juli 1807 (die allgemeine Gleihftellung und Erhebungsart der 
Bier, und Branntweins oder MalgsAuffhläge in Bayern betr.) diefen Tpett: beruͤhrt, mußte in den ger 
genwärtigen Anhang aufgenommen werden, dagegen haͤtte dem Prinzipe nach alles Uebrige, was entweder 
dad Maaf oder die Art der Perception des Gefälles angeht, bier, wo es fi durdhaus nicht von dem 
materiellen Berpältnig des Malz Auffhlages handelt, wegbleiben muͤſſen. Die Sache hatte aber eine andere 
Bewandtnif. Es iſt von vorneherein gegen die Abſicht diefer Sammlung, Berordnungen zu theilen. Die 
andere (erſte) Hälfte der Allerhöhften Verordnung vom 28. July 1807 über die Perception des Auffchlags 
hätte nirgends ſonſt Plag finden können, und da.deg Regierungs Kammern des Innern in II. 
Inftanz die Fudicatur-zuftept, fo werden diefe häufig auch auf jene Beftimmungen recurriren müffen, melde der 
sihterlihen Verhandlung und den Strafnormen vorausgehen. Die Nüglichkeit der Aufnahme ift einleuchtend und 
diefe findet namentlich auch ihre Rechtfertigung In einer Entſchließung des Königliden Staatsminiſte⸗ 
riums des Innern vom 14. April 1833, ſiehe unten $. 71. S. 253, worin fi auf die Beſtimmungen der 
Art. II. und III. alfo gleich des Anfangs der Allerhöchften Verordung vom 28. Juli 1807 bezogen wird. 


Es verfteht fi übrigens von ſelbſt, daß fich hiebei auf die Reception des Nothwendigſten, ledig⸗ 
ich der Allerhoͤchſten Verordnung vom 28. Juli 1807 befchräntt worden iſt. Won der fie ergänzenden In⸗ 
firuction vom 2. October 1807 wurden nur die auf dad Verfahren besüglihen Paragraphen aufs 
genommen. Ferner wurden alle jene einzelnen Entſchließungen der Küniglihen Zinanzftellen bier ums 
gangen, welche das ‚dienftlihe Verhältniß und die reinfinangielle und nicht juftizielle Gefhäftebehandlung, 
wie BVifitation, Caſſabuchfuͤhrung, Amtsertraditionen Der. Untereinnehmer, überhaupt die Verwaltung und 
Gontrole des Malz⸗Aufſchlags⸗Gefaͤlls betreffen. Diefelden Lünnen in Gerets Berordnungen : Sammlung 
nachgefehben werden, 

Die derinalige Regulirung diefes ärarialifchen Gefälle beginnt mit den Allerhoͤchſten Berordnun: 
gen vom 24. September und 22. Detober 1806 (Reg. BI. 1806. ©. 377 u..404), deren Beflimmungen 
jedoch die erwähnte Verordnung vom 28. Zuli 1807 in fih aufnahm. Durch die Verordnung vom 4. 
December 1806 (Reg. Bl. 1807. S. 175.) wurden zuerft auch die Auffchläge der Eſſig- und Germfiedes 
reien in die Gategorie der Biere und Branntwein-Aufſchlaͤge geſetzt. Die Competenz der Regierungs: 
Kammer des Innern in IL Inſtanz ift durch die bekannten Zormıations « Verordnungen beftäfigt. a) Im 
Fahre 1851 wurde den Ständen des Reihe ein Gefeß: Entwurf über den Malz: Auffhlag vorgelegt, was 
durch insbefondere die richterliche Verhandlung der Defraudations: Fälle den ordentlihen Gerichten übers 
ragen werden follte. Der Landtags :Abfhied vom 29. December 1851 $. 63. (Geſetz Bl. 1831. ©. 110.) 
druͤckt fih hierüber alfo aus: | a 0 

„Wir haben bereits im Jahre 1828 den Ständen des Reichs den Entwurf eines Geſetzes vor⸗ 
Tegen lafſen, wodurch die beſtehenden Verordnungen ruͤckſichtlich des Malzaufſchlages einer Reviſion unter⸗ 
zogen, und die Defraudations⸗Foͤlle der Judicatur der ordentlichen Gerichte übertragen werden ſollten; zu 
Diefer Uebertragung ift jedoch damals die Zujlimmung der Stände des Reichs nicht erfolgt. Wir werden 
ündeffen diefen Gegenftand neuerdings in forgfältige Erwägung ziehen.” 

Befhwerden wegen geringhaltigen Biers find gleihfals zum Königfihen Staatsrath in II. 
Inſtanz geeignet, wenn die gefeglichen Borausfegungen gegeben find, gemäß Verordnung vom 25. April 
2811. Titel II. Artikel 8. ») Meg. BI. 1811. ©. 617. M. vergl. deßhalb die Abth. XV. Abſchnitt IX. 





a) M. f. oben ©. 236. Zeile 13. 
b) Der hier angezogene Artikel 8 des Titels 11. der Allerhoͤchſten Verordnung „die Lünftige Regus 
lirung des Bierfages im Königreiche ıc. betr.” Tautet wörtlih wie folgt: 
„Damit aber diefe Strafe verhänget werden Eönne, ift ein ſolches Bier auf gefchehene vorläu: 
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A, Allgemeine Verordnung über den Malzaufschlag 
»om 28. July 1807.°) 


$. 67. 
(Die allgemeine Sleichftelung und Erhebungtart der Bier» und Branntweine oder Malz s Aufichläge betr.) 
M. J. K. 


Nachdem Wir durch die eingegangenen Berichte Unſerer Landesſtellen von der Beſchaf⸗ 
fenheit, von dem Ertrage, und von der Erhebungsart der in Unſeren Staaten unter verſchiede⸗ 
nen Benennungen beſtehenden Trankſteuern in volle Kenntniß geſetzt, und von der dringenden 
Nothwendigkeit einer beſſeren zwedmäßgeren Einrichtung überzeugt worden find; fo haben Wir auf 
umftändlichen Vortrag Unſers Minifteriums der Finanzen befchloffen, diefe auf das Bier, Brannt⸗ 
wein und Eſſig gelegte Staatdabgabe in Unferen Staaten in eine einzige unter ber Benennung: 
MalzsAuffhlag zu vereinigen, und hierbei nicht nur die. fchon unterm 24. September 
vorigen Jahres für Bayern angeordnete Erhebungsart allgemein einzuführen, fondern aud) in 
dem Betrage diefer Staatdabgabe felbft ein ſolches Maaß feftzufegen, daß zwar, wie billig, für 
die Zukunft alle Ausnahmen, Befreiungen oder Begünftigungen gänzlich aufhören, und ſelbſt 
Unfere eigenen Bräuereien, wie Wir dieſes fchon vorhin in Bayern verfügt hatten, biefer Abs 
gabe unterworfen feyen, und mithin eine allgemeine vollfommene Gleichheit in Entrichtung dieſes 
Auffchlages eintreten ſoll; daß aber zugleic, mehrere Unferer Provinzen, und insbefonbere Die 
größeren ehemaligen Reihsftädte eine große Erleichterung erhalten, und felbit in Bayern bie 
gegenwärtige mäßige Erhöhung diefer Abgabe noch bedeutend unter dem ehemaligen Aufſchlags⸗ 
Betrage zurückſtehe. Be 

Dadurch find Wir zugleich in den Stand gefekt, allen Verkehr biefer Articel von einer 
Provinz in bie Andere in Unferen Staaten mit Aufhebung aller Provinzials und Locals Bes 
ſchränkungen und Scheibewände hiermit gänzlich frei zu geben. 

Wir verorbnen demnach allergnädigft, wie folgt: 


S. J. Alle in den Provinzen beflandene verſchiedene Regulative über dad Umgeld und 
die Aufſchlaͤge follen, in fo weit fie von der gegenwärtigen Vorfchrift abweichen, von dem 
nächſt eintretenden Sudjahre an, aufgehoben feyn, und fo and follen alle, einigen Städten 
und Märkten auf eine beftimmte Zeit, oder zu einem beſtimmten Zwecke, bewilligten befons 
- dern Rocalpfenninge, damit diefe Bräuereien mit den übrigen concurriren fönnen, von dem näms 

fihen Zeitpuncte an aufhören; den hiedurch betheiligten Städten und Märkten Unferer Urs Pros 
vinzen werben Wir nach der ehemaligen Compoſition den Betrag für die beflimmte Zeit nach 
vorläufig näherer Anzeige und Prüfung fo lange, bie ein zweckmaͤßiges Surrogat audgemittch 
feyn wird, and dem Gefälle der Auffchläge erfegen laſſen, jedoch einzig unter der Bedingung, 





fige Deelaration der verpflichteten Bierbefchauer, odes in deren Grmanglung des Gemeinde:Bors 
ſtehers (meld Letzterer jedoch über diefe Angabe in das Handgelübde zu nebinen if). unverzuͤglich 
von der Locals Poligeis Behörde zu obfigniren, und eine chemiſche Unterſuchung - Darüber dem 
Landgerichts: Phyiitus aufzutragen. Bon dem Erfolge diefer _Unterfuhung hängt nun die Er 
Eenntniß der betrefienden Polizei: Behörde salvo recuru ab. --'- —* 


a). Dan fehe die vorhergehende Ginleitung. 
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daß dieſer Betrag zu nichts anders, als zu dem Zwecke, wozu er bewiligt worden iſt, verwen⸗ 
det werden ſolle. 

Unter dieſe beſondere Pfenninge ſind jedoch keineswege diejenien Begünftigungen zu 
rechnen, welche bisher einige Stäbte und Märkte mit Abrechnung einer beſtimmten Quote von 
der Sud genoſſen haben. 

Auch das in Bayern in einigen Orten asgefondet mhobet Trantsimge fi in ‚Dies 
fer Geftalt gänzlich ceffiren. 

$S. I. Dagegen find von der nämlichen Zeit an von jedem. Mepen eingefprengten 
Malzes Bayerifcher Mäßerei, von welchem 6 Metzen ein Bayeriſches Scyäffel ausmachen ‚fies 
ben und dreyßig Kreuzer und zwey Pfenninge Aufſchlag zu entrichten, das Malz 
mag in Waizen, Gerſten, Roggen oder Haber, oder was immer für einer Getreideart beſtehen, 
und zur Erzeugung des braunen Biers oder des weiſſen Weizenbiers ‚ oder des weiſſen Gerſten⸗ 
biers, oder zum Branntwein, Eſſig und Germ (Hefen) beſtimmt ſeyn. 


Es find demnach auf bas fchleunigfte in allen zum Malzbrechen beftimmten Mühlen 
hölzerne und ordentlich abgeeihte Meben » und Schäffel »Mäßereien nach obigem Inhalte und 
Größe, und zwar in den Provinzen, in welchen die Bayerifche Maͤßerei noch nicht eingeführt 
ft, das erftlemal auf Koften des Staated anzufchaffen, und unter feinem Vorwande andere 
Maͤßereien, z. B. in Saͤcken zu geſtatten. 


- Bon derfelben Zeit an hören mithin auch alle Compoſitionen gaͤnzlich auf, fie mögen- 
unter was immer für einem Titel entflanden, oder behandelt worden feyn. 


$. II. Diefer Aufſchlag ift von Jedermann, der ſich mit dem Bierbräuen, Brannts 
welubrennen „ Effig s oder Germfieden abgibt, und hiezu ein Malz verwendet, ohne Unterfchied, 
ob biefe Articel zum haͤuslichen Selbftbedarf, oder zum Verfchleiffe beftimmt find, zu entrichten. 

Dabei fol nicht die mindefte Ausnahme, Befreiung ober Begünftigung flatt haben, 
und, wie ſchon vorhin bemerkt worden, follen felbft Unfere eigenen Staates und Hofbräuereien 
dieſer Abgabe unterworfen feyn. 

Ueber dieſen Auffchlag fol zu feiner Zeit und unter feinem Vorwande eine Compoſition 
ſtatt finden. 

§. IV. Bei dem brannen Biere fi nd. ohne Unterſchied, ob ed Winter » oder Schenk⸗ 
bier, oder ob es Sommer⸗, Maͤrzen⸗ oder Lagerbier iſt, bei Beſtimmung des Satzes, auf den 
Bayeriſchen Eimer Bier 45 kr. Aufſchlag einzurechnen, bei dem weiſſen Weizenbier, oder bei dem 
weiſſen Gerſtenbier aber ſind, weil aus gleicher Malzquantität mehr erzeugt wird, bei der Satz⸗ 
‚beftimmung auf den Eimer und zwar bei dem weiffen Weizenbier 33 fr. uud bei dem weiſſen 
Serftenbier 30 fr. einzurechnen. | 

Durch diefes Verhältniß ift dad Ebenmaaß zwifchen dem Bräuer und dem Publicum 
fo hergeftellt, daß das Publicum nicht verkürzt, und ‚auch den Bräuern für Die beſchwerliche 
Minuto⸗Gollectation nud für den manchen Berluft, den er hierbei zu leiden hat, eine maͤßige 
Eutfchäbigung in Hauden gelaffen wird. 
 ....8% V. Da der Aufſchlag von dem Branntweine y welcher aus dem Biergeläger erzeugt 
wird, fchon unter jenem, welcher. von dem zum Bierfieben beftimmten Matze entrichtet wird, 
begriffen ift, fo haben die Brauntweinbrenner in den Städten und Märkten, in welchen neben 
Unferen,, und den. bürgerlichen Bierbränsreien berechtigte Branntweinbrenner beſtehen, ben Bier⸗ 
bräuereien, ſo Jange diefe. Einrichtung befteht, zu dem Aufſchlage im Gelbe fo viel beizutragen, 

Bd. II. 32 
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als die Branntweinbreuner vom Malze bezahlen müßten, ‚welches ſie brauchen würben, um eine 
gleiche Quantität Branntwein, wie aus dem Geläger zu erzeugen. . 

Bei Unſeren, um. einen vom feſtgoſetzten Stiftberrage verpachtetin weiſſen und braunen 
Braͤuhäuſern fol, wie Wir ſchon früher verordnet haben, -wenn- und in fo ferne nicht eine aus: 
drückliche Bewilligung von Und erfolgt, kein Roggen oder Haber gemälzt, und mithin weder 
eine Polette ausgeftellt, noch. dieſe Getreibeart. von. dem Miller angenommen werben. 

$. VI Damit nun dieſes Staatsgefäll ordentlich und richtig eingebradyt- werde, fo 

verordnen Wir weiters allergnaͤdigſt: 


Be ‚Daß jeder ‚ ber. des Bierbräuend ober Branntweinbrennens berechtigt it, fo oft er viel 
. oder wenig Mat; in bie Mühle gibt, von bem im Orte ſelbſt, oder in der Nähe anges 
„ ftellten Unterauffchläger.. eine gefertigte „ mit ber fortlaufenden Nummer bezrichnete Pos 
fette zu nehmen habe, in welcher der Name des Malzeigenthümers, der Betrag, bes eins 
geſprengten Malzes, und die Mühle, wohin ſolches zum Brechen gebracht wird, ausge⸗ 
drückt find, 


2) Daß dieſe polette von dem Malzeigenthümer bei Ucberbringung des zu brechenden Malzes 
jedesmal dem Müller oder ‚Mealgbrecher beänbiget. werden müffe. 


3) Das alle dergleichen Poletten von den Müllern ober Maljbrechern alle vierschn Tape den 
Unterauffchlägern, von denen fie ausgeſtellt ſiud, unnachläffi g zurückgegeben werden follen. 


Daß ferner: . u u w 

. 9. Jeder, der ſich mit Bierbränerei oder Branntipeinbrennere abgibt, am Ende eines jeden 

. Vierteljahres „dem Unteraufſchlaͤger feines Orts, oder Bezirkes eine Anzeige zu, übergeben 

habe, in welcher enthalten ift, wie viel, und in welcher Mühle er in Dem verſioſſ eneit 
un Bierteljahre Natz habe brechen laſſen. 

38) Daß diefe Anzeigen. da, wo die Bräuerej oder Sranutweinbrennerei nicht durch den Ei⸗ 

genthumer oder Pächter ſelbſt ‚, ſondern durch aufgeſtellte Beamte, oder, Verwalter und 

gebrödete Diener betrieben wird, von dem Beamten und Baumeiſter oder. beftellten Brannts 

weiner; bei denjenigen Bräuereien und Branntweinbrenuereien aber, welche von ben Eis 

genthämern oder Pächtern ſelbſt geführt werden, nebft dieſen auch nod von einem Braͤu⸗ 

‚ober Branntweinbrennereis Gehilfen mit unterfchrieben. feyn müßen. 


Dieſe bisherigen und folgenden Anordnungen ſollen auch bei Unſeren eigenen auf Selbſt⸗ 
regie geführten oder verpachteten weiſſen und braunen Braͤuhaͤuſern befolgt werden, und iſt der 
Anſchlagsbetrag bei denjenigen Bräuhäufern, bei welchen Unſer Aerarium, und nicht die Paͤchter 
den Auffclag zu tengen haben, in den Braͤurechnungen ordentlich in Ausgabe zu ſetzen, und an 
die Behörden einzufenden. 


a $ VIEL." Danitt allen Gefährben vorgebeugt werden möge, fo haben alle Unſere Land» 
richter, mit Ausnahme dor Bayern, weil dieſes daſeibſt ohnehin ſchon früher geſchehen iſt, ſo⸗ 
gleich nach Empfang der gegenwaͤrtigen Verordnung Alle il ihten Landgerichten, in den Meinen 
Staͤdten und Märkten, und im dem ihren Landgerichten einverleibten Herrſchaften, Hofmarken 
md andern mit der Inriödichion begabten: Gütern entlegene ordentliche Müller ſowohl, als auch 
diejenigen Perſonen, welche im den bei einigen Bränhäͤuſern vorhandenen Malzmühlen verſchie⸗ 
dener Art zum Malzbrechen angeſtellt ſind, auf einen Tag vorzufordern, reſpective ſich ordentlich 
verſchaffen -zu laſſen, dieſelben über die durch gegenwaͤrtige Verordnung auferlegten Pflichten 
mb Obliegenheiten durch einem faßlichen Vorttag zu unterrichten, ſie darüber in eidliche Pflicht 
zu nehmen, und ihnen aufzntragen: 


.)® 
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4) Daß fie von Riemand ein Malz. zum Brechen übernehinen wollen, wenn ihnen nicht zu⸗ 
gleich die von dem Unteraufſchlaͤger aus zuſtellenden Poletten behaͤndiget werden; 

2) Daß ſie von Niemand mehr Mal, als bie ihnen zukommende Polette ausweiſet, Übers 
nehmen, und deswegen das ihnen zum Brechen übergebene eingefprengte Malz in orbents 
lichen abgeeichten hölzernen Maͤßereien, ohne Stoß, und ungehäuft genau meffen, wobei 
es jedoch nicht den Sinn hat, daß, wenn bei der Meffung etwas mehr Malz, ald bie 
Polette enthält, ſich ergibt, das Ueberbleibende gar nicht angenommen ‚werben follte, 
fondern es ift in diefem Falle, weil fi die Quantität bed eingefprengten Malzes ‚oft nad) 
dem Abführen in die Mühle von’ ſelbſt, wiewohl unbedeutend , vermehren fan, die ſich 
gezeigte Heine Vermehrung in der Polette fogleich und auf der Stelle anzamerfen, damit 

der Auffchlag andy nach diefer zufälligen "Mehrung berechnet und erhoben werde. 

3) Daß fle überhaupt weder unmittelbar noch mittelbar u einer Gefährde mitwirken wollen. 


In ben durch den Rheiniſchen Bund mit allen Souverainitaäͤts⸗Rechten Unſeren Staa⸗ 
ten einverleibten und wediatiſirten Gebieten haben Unſere naͤchſtgelegenen Landrichter aus beſon⸗ 
derem Auftrage, welcher von der treffenden Landesdirection ohne miudeſten Verzug zu ertheilen 
iſt, dieſe Vorlabung und Verpflichtung borzunehmen, und in denjenigen Hauptftäbten , in wels 
chen bereit ordentlich organifirte Stadtgerichte beftehen, ift dieſes Berpflichtungsgefchäft in An⸗ 
fehung der ihrer Jurisdiction unterworfenen Müller und Malzbrecher ſogleich nach Publication 
der gegenwärtigen Verordnung durch dieſelben zu beſorgen. 


. vi. Diefe Handlung fol von den Land⸗ und "Stabtgerichten jedesmal erneuert 
werben, fo oft mit den Mühlinhabern oder Malzbrechern eine Veraͤnderung vorgeht. Deswegen 
ſollen alle jene Bierbrauer ober Branntweinbrenner, welche eigene Malzmühlen haben, beſonders 
gehalten feyn, jede Veränderung mit den zum Malzbrechen beftellten Arbeitern, dem Land⸗ oder 
Stadtgerichte fogleich anzuzeigen, und den neu anftehenden Malzbredyer vor ihnen erfcheinen zu 
machen; im widrigen Falle werben fe der Unterfchlagung des Auffchlages ſchuldig angeſehen 
und beſtraft. 


F. IX. Weil aber bei dergleichen Particnlars Ralgmühlen die Unterfchleife am leichteſten 

möglich find, fo ſollen sicht nur die bereits vorhandenen bei den einfchlägigen Land und Stadts 

gerichten' angezeigt, und daſelbſt in einem ordentlichen Kataſter vorgenierkt welden, fondern aud) 

Kiemand erlaubt feyn, ohne Unfer Borwiffen und ausdrüdliche Bewilligung neue zu erbauen; 

auch behalten. Wir Uns bevor, über den Beſtand ‚der bereite vorhandenen Mühlen dieſer Art, 
nach Umftänden dad Zweckmäßige zu verfügen. 


$. X. Wer megen Mangek einer‘ näheren Mahle fein Malz anf einer‘ auslandiſchen 
Mühle brechen laſſen muß, Kat ſolches vorläufig allzeit bei dem einfhlägigeh Unterauffchläger 
anzuzeigen, und bei bem treffenden Gränzmautamte von jedem Metzen Bayeriichen Maaßes 374 fr. 
Auffchlag zu eatrichten, und: das eingeführte Malz: im den zu übergebenden Quartals⸗Anzeigen 
mit Anlegung der Maut⸗Poletten beſtimmt anzugeben, die autaͤmter ſelbſt aber haden dieſen 
Betrag an dem treffenden. Unteraufſchloͤger zu iberfenden. Ka a Er 

Von einer Unfern Provinzen in die andere aber: kam ‘und darf von num an, ohne Und 
terfchieb der StaatdsKaffe, in welche dieſe Gefaue fließen ‚ das Manz nach erhoitet Polene in 
die Mühlen geführt werder. u Ä 2 

$. XL, Die Unterauffchläger haben in eigenen Regiſtern ober Mannallen Die zu jedem 
Braͤuhauſe ober jeber Branntweinbrennerei oder Effigfiederei abgegebenen, und von den Müllern 
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oder Malzbrechern zurückgekommenen Poletten im befonberen Rubriken überall mit Beiſetzung des 
Tages, an welchem die Poletten ausgegeben, und wieder eingehändige worden, und mit Bes 
‚merfung des fi ‚bei ber Meffung ergebenen Ueberfchuffes, mit der fortlaufenden Nummer ber 
Polette genau einzutragen, und aus biefen Manualien alle Bierteljahre Auszüge zu dem ihnen 
vorgeſetzten Oberauffchlags Amt einzufenden,, und diefe Iegtern haben aus diefem von ihrem gane 
zen Bezirke eine fpeciftiche. Hauptanzeige ebenfalld vierteljährig zu. verfaffen und an die vorgefeps 
ten Landesdirectionen einzufenden; und diefe Stellen haben cbeufalld vierteljährig eine furze Mas 
terial⸗ und Pecunial⸗Ueberſicht an Unfer Minifterium ber Finanzen zu übergeben, damit Wir 
von. Zeit zu Zeit von bem Gange bed .Gefchäfted genaue Kenntniß erhalten. 

$. XII. Wenn die Unterauffchläger bemerfen, daß zwifchen den ausgegebenen und 
zurädgeftellten Poletten eine Ungleichheit eintrete, fo haben fle da, wo es gebricht, ſogleich das 
Geeignete zu erinnern, und im Falle, daß der fäumige oder fehlende Theil auf ihr Ermahnen 
nicht auf der Stelle Genüge thut, ſolches ohne Verzug nicht nur ber competenten Obrigfeit, 
welche ihnen bei Vermeidung ſchwerer Refponfabilität die nöthige Aſſiſtenz zu leiten verpflichtet 
iſt, anzuzeigen, fondern auch dem vorgefegten Oberauffhlagamte einzuberichten, 


$. XL Die Unterauffchläger find ferner angewiefen, ſtrenge darüber zu wachen, daß 
in. dem oben angegebenen Sinne nirgends mehr Malz, als die von ihnen ausgeftellte Polette 
enthält, angegeben, oder wohl gar, ohne Poletten, Malz gebrochen werde; fle ſind deswegen 
befugt, und beauftragt, nicht nur in allen Müblen, wen fie gehören und von weldyer Art ſie 
feyn mögen, fondern auch in allen Bräuhänjern und Branntweindrennereien, wann und fo oft 
fie wollen, nachzufehen, and ſich von ihrem Betriebe in Kenntniß. zu fegen. 

Sie haben auch von Zeit zu Zeit die hölzernen ‚vorgefchriebenen Malzmaͤßereien zu uns 
terſuchen und abzueichen. - 

$ XIV. Der auf diefe Art angeordnete Aufſchlag iſt folgender Weiſe zu entrichten, 
und zwar ift bei den braunen Bierbräuereien von demjenigen Malze, welches von der Sudzeit des 
nenen Winterbieres, mithin vom erften October angefangen, bis zum letzten December ohne Uns 
terfchied,, ob folches zum Winter» oder zum Sommer Bier verwendet wird, in die Mühle kömmt, 
die Hälfte des treffenden Aufichlages mit 185 Kreuzer vom Metzen bed eingefprengten Malzes 
zwiſchen dem 1. und 15. Januar, und Die andere daͤlfte zwiſchen dem 1. und 16. Juli zu 
bezahlen. 

Von demjenigen, mad vom 1. Januar bie lebten März in die Mühle kömmt, tft die 
Hälfte des treffenden Aufichlaged nämlich 183 Kreuzer vom Meben zwifchen dem 4. und 15. 
April, und die. andere Hälfte zwiſchen dem 4. und 45. Detober zu entrichten. 

Don demjenigen aber, was vom 4. April angefangen, oder auch etwa noch im’ Monate 
Mat auf die Mühle kömmt, ik der ganze Betrag mit 374 Kreuzer vom Meben zwifchen ‚dem 
4. und 15. Suli mit, und neben der, in dieſes Ziel fallenden, vorerwahnten Hätte bed Decem⸗ 
ber⸗Quartals abzuführen. 

Bon dem zu weißen Weizen⸗ und Gerftenbier beſtimmten ilze, iſt von dieſen Braͤu⸗ 
haͤuſern der ganze treffende Aufſchlag mit 373 Kreuzer vom Metzen jedesmal in den t Bierteljahreds 
Zielen, in welchen dad Malz in Die Mühle kömmt, zu entrichten. 

Derfelbe Fall iſt ed auch in Anſehung der Ziele von dem zur Branutweinbrennerei 
oder Eſſigſiederei beſtimmten Malze. 

Von demjenigen Malze, welches vor dem 4. October in die mihle gebracht wird, iſt 
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der Auffchlag pr. 87% Kreuzer vom Metzen ganz zu erheben, und noch in dem vierten Quartale 
dieſes nämlichen Etatsjahres zu verrechnen, fo. wie dieſes insbefondere der Fau iſt, wenn vor 
der ordentlichen Sudzeit dad Einſieden und Ausſchenken erlaubt wird. 

$ XV. An ber treffenden Aufſchlags-Schuldigkeit kann außer der oben geftatteten 
Zahlungs» Eintheilung eines Theiles des Aufichlages Fein Ansftand geftattet werben, wenn auch 
der Bierbräuer oder Branntweindrenner dad Malz, welches er im abgewichenen Bierteljahre hat 
brechen laſſen, noch nicht verbraucht hat. 

5. XVI. Da fünftig der Auffchlag vom Malze gereicht wird, fo kann, weil das Pubs 
Iicum ben Aufichlag begeht, unter feinem Bormande oder Motive Zünftig ein Radlap tatt 
haben. 

Bon demjenigen aber, was an Malz oder Bier, und bei den Brannttveinbrenitereien 
an Branntwein durch Brand, ober Durch ein im Subwefen, oder im Seller nidt 
ſelbſt veranlaßtes Ungläd gu Grunde geht, ift der Aufſchlag pro rata des zu Grund 


gegangenen Quantums, nach der vorläufig von ben oberften Behörden beipuiringenden Geneh⸗ 


migung, abzuſchreiben. 
| Kein anderer Fall ift gu Abſchreibungẽ -Gefuchen geeignet, und dieſe Geſuche müſſen 
allezeit mit Zeugniſſen der Ortsobrigkeiten belegt werden. nf 
‚S. XV. Wenn aus einem oder dem andern Borwande, ein Bierbräuer. ober Brannt⸗ 
weinbrenner bie treffende Auffchlagsfchufdigfeit nicht berichtigen will, fo hat der Unteraufichläger 
ſolches nicht nur nnverzüglicd, dem Dberauffchlagamte zu berichten, fondern auch dem Reſtanten 
bis auf erhaltene höhere Anweiſung feine Malzpolette mehr abfolgen zu laſſen. | 


$. XVII. Die Unterauffchläger überfenden diefe Gefälle fogleih, wie fie eingehen, in | 


den gefegten Terminen an die Oberauffchlagämter, und diefe ohne mindeften Verzug au bie geeige 
neten Kaffen. 

In denjenigen Provinzen, in welchen noch Feine Oberaufſchlags⸗-Aemter und Unteraufe 
fchläger beftehen, werden Unſere Landes⸗Directionen nad) der ihnen unterm heutigen zugegangenen 
Weiſung bie proviſoriſche Verfugung treffen, damit dieſe Einrichtung ſogleich in Bang gefegt 
werden kann. 

6F. XIX. Da die Borenthaltung oder Veruntreuung des Auffchlages nichts geringeres als 
ein Eingriff in die öffentlichen Gelder ift, fo werden hiermit gegen biejenigen , weldje ſich dieſes 
Vergehens ſchuldig machen, folgende Strafen verhängt: 

A. Diejenigen Braͤuhaus⸗Inhaber oder Branntweinbrenner, welche überwieſen werden, 


daß ſie 


auf fremden oder eigenen Malzmahlen ohne Erholung der Polette Malz gebro⸗ 
chen; oder 

b. außer dem zufälligen Ueberſchuße mebr Mal;, als bie erholte Polette ausweiſet, 
brechen laſſen; 


6. bie vorgehenden Veraͤnderungen mit ihren gebroͤdeten Malzbrechern nicht ei ge 


nug angezeigt; 
d. heimliche Malzmühlen gehalten, oder 
E. auslaͤndiſches Malz eingefchwärzt, und 
f. in Folge dieſer Gefährden falfche Quartaldanzeigen übergeben haben, follen in 
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jedem dieſer Fälle, nebſt Erſatz bed Aufichlags + Entganges, das erſte Mal mit 

400 Reichöthalern, das. zweite Mal mit 200 Reichöthalern, das: dritte Mal mit 

300 Reichsthalern nebit öffentlicher Belanntmadnng, und das vierte. Mal mit 

Amovirung ihrer Perfon von der Bräuerei oder Branntweinbrennerei dergeftalt 

beſtraft werden, daß fie in Zeit von 6 Monaten ihre Bräuerei oder Branntwein- 

brennerei Jemand andern verkaufen; oder in Fällen, wenn diefe aus andern Urſa⸗ 

chen unveräußerlich wären, an die betreffenden nädıften: Succefforen abtreten müßen. 

: Sind ed bloße Pächter, welche. ſich dieſer Vergehen ſchuldig machen, fo follen fie ebens 

falls nebft Erſatz des Aufſchlags⸗Entganges, das erſte Mal. mit. 100 Reichsthalern, das zweite 
Mal mit 200 Reichsthalern und öffentlicher Befanntmadjung, und das dritte Mal mit 300 Reichs⸗ 
thafern dann gänzlicher Caſſirung ihres Pachted beſtraft werben, wobei fie überdieß gehalten feyn 
follen, den Eigenthümer im britten Falle, des ihm ‚hierdurch. zugehenden Schadens halber, voll 
fommen zu entſchaͤdigen, auch ſollen ſie zu einem andern Braͤuhaus⸗Pachte für immer unfähig ſeyn. 


6 XX. B. Diejenigen Beamten oder Verwalter, welche neben ihren Dienft Herrfchaften 
wiffentlich falfche Malz⸗Quartals⸗ Anzeigen unterſchreiben, oder wohl gar ohne Wiſſen und Willen 
ihrer Herrſchaften, bie im vorigen 6. sub. Lit. .a, b, c,.d und. e begeidgneten Gefährben fpielen, 
follen nebſt Erſatz des Auffchlage-Entganges das ‚alle Mar mit 100 Reichöthalern, das zweite Mal 
mit 200 Reichöthalern, und das britte Mai mit 300 fteichäthalern, nebft Saffation beftraft werden. 


. "Diejenigen: Bräumeifter, und Bräns und, Branntweinbrennerei s Gehitfen, welche ſich das 
namliche Vergehen zu Schulden fommen laſſen, ſollen das erſte Mal mit 10 Reichsthalern, das 
zweite Mal mit 20 Reichsthalern „ und das. dritte Mal mit 30 Reichsthalern nebſt Entfernung 
von dem Braͤuhauſe oder der Branntweinbrennerei beſtraft werden. Sie ſollen auch bei keinem 
andern Bräuhaufe oder Branntweinbrennerel mehr in Dienft, ober. in Arbeit angeftellt werden 
können, und defwegen im britten Falle die öffentliche Bekanntmachung gefchehen. 


6. XXI, C. Die berechtigten Müfler, welche 


a. fire wen immer ohne empfangene Malz⸗Polette Datz zum Brechen übernehmen, 

en und abfolgen laſſen; ober. 

b. über den zufälligen, und in der Polette fogleich anzumerfenben Ueberſchuß mehr 
Malz zum Brechen übernehmen, brechen, und abfolgen laſſen, als die Polette ans 
zeigt, ſollen das erſte Mal mit 20 Reichsthalern, das zweite Mal mit 40 Reiches 
thalern, und dad dritte Mal mit 60 Reichsthalern, nebſt Verluſt des Rechtes, 
Malz zu brechen, für ihre Perſon beſtraft werden. 

Werden dieſe Vergehen von Malzbrechern begangen, welche bei eigenen Malzmühlen 
der Bierbräuer oder Branntweinbrenner angeftellt find, oder gebraucht werden, fo unterliegen fie 
für ihre Petſonen einer Gelbftrafe von 10 Reichsthalern, gegen’ die Eigenthümer ber Malzmühle 
aber ſon gleich in dem erſten Falle mit Abbrechung der eigenen Malzmühle verfahren werben. 


Im Falle, we eine heimliche Malzmühle von wars Immer für x einet Mt, ehtdedit wird, 
wird gegen den Eigenthümer mit 300 Reichsthaler Geldſtrafe, Abbrechuug der Mühle, und öfr 
fentlicher. Anzeige feined Namens: verfahren, und hierüber beſonders Haben die * Unterauffchläge 
mit Strenge zu wachen. 


$. XXII. D. Diejenigen Aufſchlagsbeamten nnd Aufſchlager, weiche 
a) wißfentlich zur Defraudatien dei rfſcclages auf‘ was immer Te eine: e Weife mite 
. wirken, oder on 
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"by die entdeckten Gefährben unangezeigt kaffen, oder  ' " " 
‚2 wohl gär bie "eingebrachten Auffchlags : Gefälle unterſchlagen oder veruntreuen, 


ſollen ohne weiters cafſirt, und zu allen öffentlichen Aemtert und Geſchaften un⸗ 
fähig erkläͤtt werdell. 3 


Diejenigen Aufſchlags⸗ Beamten hingegen, welche zwar nicht zu Gefaͤhrden mitwirken, 
aber doch in ihrem Amte nachläͤßig erſcheinen, und deswegen bie vorgehenden Betruͤgereien nicht 
wahruehmen, ſollen nach einmaliger fruchtloſer Ahndung und Warnung amovirt werden. 


Außerdem werden die Unteraufichläger als bloße Commiſſionärs betrachtet, und Eonnen 
daher auch ohne Angabe einer Urſache abgeändert, entlaffen und die Geſchaͤfte einem andern übers 
tragen’ werden, und dieſes fol auch ſogleich gefchehen, fobald aus ber Unverhältnißmäßigfeit des 
Aufſchlags⸗Ertrages, und aus’ der Unthätigfeit des Subjects erſcheint, daß die Sache nicht mit 
dem gehörigen Eifer, Einſicht und Treue betrieben werde. 


Unfere Bräubeamten ſollen, wenn fie eine oder die andere im 6. XIX. bezeichnete Ges 
‚fährben fpielen, derſelben im ‚gegenwärtigen $ xx feftgefegten Strafe unterworfen ſeyn. 


6. Xxxiii. In allen Fällen, wo die verhängten Geldftrafen wegen. Armuth von den 
ſtrafbaren Perfonen nicht erholt werben Tonnen, find fie ftufemweife bei Siegelmäßigen mit 3—6 
und 12 monatlichem Sefüngni, bei Unſicgelmatigen hingegen mit eben ſo langer Zuchthausſtrafe 
zu furrogiren. =) 

$. XXIV. Damit aber die verpoͤnten Gefährden deſto eher entdeckt werden, ſo wird 
hiermit verordnet, daß jedem, der eine ſolche Gefährde aufbringt und anzeigt, wenn ſich die Sache 
verificirt, die. Hälfte dev darauf gefegten Gelbftrafe zufallen ſolle, bie andere: Hälfte aber fol dem 
geeigneten Oberauffchlagamte zur Verrechnung zugeftellt werden. u 

6. XXV. Sn der nänlichen Abficht wirb weiter verorbnet, daß der Beamte oder Vers 
walter, welcher bie von feiner Dienſtherrſchaft, ober den gebröbeten Dienern verfelben, auf eine 
oder die andere Art gefpiehten Gefährden angibt, wenn ſich das Vergehen beftätigt, von derſelben 
ohne genisgende Penſion fo Tange wicht durch Nuffündung aus dem Dienfte entlaffen werden kann, 
als nicht andere Urſachen eintreten, welche nach Recht und Urtheil der vorgeſetzten Juſtizſtellen 
zur Dienſtesentlaſſung qualiftciren. 

Die herrſchaftlichen Braumieiſter hingegen, ſo wie die gebröbeten Malzbrecher ‚ dann 
Braͤu⸗ und Branntwelübreiinerei- Gehilfen, welche ſolche gegründete Anzeigen machen, follen von 
ihren Herrſchaften wenigſtens innerhalb eines ganzen Jahres nicht nahrungslos geſtellt werben fünnen. 


"6. XXVI. Ueber das Forum und das Berfahren in Auffchlage-Defrandas 
tions⸗Fällen wird verfügt: 1 


. a) Die Judicatur ſteht dem Dberaufichlagräimie, und ‚war jedem in ſeinem Bezirke zu. 


ku oe... 


bb) Alle Defraubationsfälle find summarissime. zu inſtruiren, jedoch nur mit geung⸗ 
ſamer Bernehmung bed Beklagten. zu entfcheipen, u 

Von den, in der gedachten erſten Inſtanz erfolgten Entſcheidimgen geht d bie Appel⸗ 
. .lation unter einem. peremtorifchen und. praͤcluſiven Termine von-60 Tagen-zu der 
vorgefegten Landesdirection. b) 


“a) Es verſtehtſich· son ſJelbſt/ dap in Dinſtche auf die Straſbeſtimmungen das fpaͤter erfolgte Straf: 
geſetzbuch · entſcheiden müße: oe 
b) M. vergl. dagegen ©. 162. oben. 
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5. XXVII. Chen fo fteht das Verfahren gegen die in Aufſchlags⸗Ausſtaͤnden befangenen 
Perfonen dem treffenden Oberauffchlagamte zu, und fol in: diefen Faͤllen fein Proceß geftattet, 
ſondern nad ertheiltem Zahlungs⸗Termine von höchften 14 Tagen, ohne Zulaffung einer Appels 
lation, mit der Execution gegen den Reftanten fürgefchritteu werben. 2) 


$. XXVII. Außer den wenigen unvermeiblichen Befchränfnngen, welche in den vors 
‚ausgehenden Beſtimmungen enthalten find, wird die innere Einrichtung der Braͤuhaͤuſer; die Größe 
‚ der Bierſuden ‚ und.ber ganze Betrieb des Bierfudwefend ganz der freien Anordnung, Einficht 
und Convenienz der Bierbraͤuer überlaff en, befto mehr. verfehen Wir Und aber auch zu ihnen, 
daß fie ein gefundes, aͤchtes und in ſeiner Güte dem jaͤhrlich zu beſtimmenden Bierſatze entſpre⸗ 
chendes Bier erzeugen und an das Publicum abgeben werden. Im widrigen Falle ſind die Orts⸗ 
Polizei» Behörden angewiefen und berechtigt, gegen diejenigen, welche ſchlechtes und ungeſundes 
Bier verſchleißen, die in ben Altern Örfegen beftimmten Maßregeln und Strafen eintreten zu 
laſſen und zu vollziehen. 


6. XXIX. Damit die Bierbräuer billigerweiſe von muthwilligen Bierſchulden und dies⸗ 
fallſigen Schäden ſicher geſtellt werden, wird geſetzlich verordnet, daß alle Bierſchulden der Wirthe 
4 Wochen nad) der Anforderung die Vorzüge der Wechſel⸗ und Mercantil « Schulden haben fol 
Ten, worauf fämintliche Suftizftellen und Jurisdictions⸗Obrigkeiten der Fünftigen Verhandlungs⸗ 
und Nachachtungswillen hiermit ausdruͤcklich augewieſen werben. 


$. XXX. Die älteren Verordnungen in Betreff des auslaͤndiſchen Biered werden dahin 
mobificirt, daß Feiner Unferer Unterthanen fo weit befchränft ſeyn folle, daß er nicht ausländifche 
Bierſchenken beſuchen, oder ausländifches Bier zu feinem täglichen Bedarf in Flafchen und Krüs 
gen in das Land bringen dürfe; daß aber derjenige, welcher von dem Auslande Bier in großen 
oder Heinen Faäffern einführt, von jedem Eimer Bayeriſcher Maßerei 43 fr. Aufichlag bezah⸗ 
len ſolle. 


Die Wirthe ſelbſt haben nur inlandiſches Bier auszuſchenken. 


$. XXXI. Alle älteren Aufſchlags⸗Mandate und Polizei: Verordnungen, welche durch 
gegenwärtige Verordnung nicht ausdrüuͤcklich oder ſtillſchweigend, directe ober indirecte abgeändert, 
oder mobificirt worden find, ſollen ferner volle Kraft haben. 


$. XXXII. Diefe Verordnung verfteht ſich jebod) nur auf die aus Getreid⸗Malz er⸗ 
zeugten Getränfe, von allen übrigen Articeln find einftweil, und bis Wir auch biesfalld eine 
nähere, Beſtimmung erlaſſen werden, noch ferner die in den verfchiedenen Provinzen und Orten 
beftehenden Abgaben fort zu entrichten, doch fol ſchon jetzt unter keinem Vorwande irgend eine 
Derfonal » oder Localbefreiung mehr ftatt haben. - 

Endlich und 


$. XXXIL verbinden Wir mit diefer allgemeinen Berfügung, auch bie Aufhebung des 

in einigen Provinzen und Orten noch befteheriden Bier⸗Abnahms⸗Zwangs und verordnen hiermit 
allergnädigk, daß, wie Wir ed in Bayern fchon vorlängfk verfügt haben, vom Anfange des näch⸗ 
ften Sudjahres aller BiersAbnahmds Zwang und alle Bann⸗Ausübungen der Bränereien, mithin 
auch -Unferer eigenen Staats» Bräuhäufer, in dem ganzen Umfange Unferer Staaten gänzlich 





a) Gin Ausfchreiben der Königlihen Regierung des Untermainkreifes vom 17. Januar 1828 (Fr. 
Int. BI. 1828 S. 249) hatte diefe Beſtimmung ausdrüdlih in Grinnerung gebracht. 
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anfhören',::unb auch die freic Einfuhr des Bieres im bie Städte und Märkte auf feine Art bes 
ſchraͤnkt oder erſchwert werden foll. 

un Diefe Unfere Allerhöchſte Verordnung, welche Wir allenthalben geuaueſt beobachtet und 
befolgt wiffen wollen, it demnach durch dad Negierungeblatt ſowohl, ald auch durch Vertheis 
Tung der beſonders abzudruckenden nöthigen Anzahl Eremplare zu Jedermauns Wiſſenſchaft ſchleu⸗ 
nig oͤffentlich belanut mi wachen. 


Segchen in Unſerer Haupt⸗ und Befenpftebt Wanchen ‚ den 28. Juli 1807. 





ii vo. 8 v. 3. 1807. St. XXXIV. ©. 1273. 





"Instrucetion 
- B für 


J u vr vis vainiglie Bayrrischen Oberaufschlagiuter. 





he Ava 
—E * da vo Befmägliche Grträguig vs anf das Malz bafirten Auffchlages wefents 
lich auf der Beſeiti⸗ A aller derjenigen Gefährben und Unterfchleife, welche das Allerhöchſte Generals 
mahdat vom’ 28 1807. umſtaͤndlich bezeichnet, beruht; dieſe Gefaͤhrden und Unterſchleife 
aber nicht hm leneswegs "äitebfeiben‘,; ſondern vielnieht in Kurzer Zeit immer mehr und mehr eins 
fehleichen würden, wenn nicht bie eben daſelbſt Darüber feſtgeſetzten Strafen genau und ftrenge 
vollzogen würbens fo wird ben Oberaufichlagämtern, benen nad) Anorbuung bed oft berührten 
Geueralmanbate: in allen Auffchlags » Defraubationg Fällen die Judicatur in erſter Inftanz zus 
ſteht, in dieſer Hinfi ſicht vor Allem zur befondern Pflicht gemacht, auf die Entdeckung diefer Ger 
führden und Unterfchleife nicht nur ſelbſt immerhin anfmerkfam zu ſeyn, ſondern auch die Unter⸗ 
aufichläger ſtets in dieſer Aufmꝛertſamkeit au erhalten, oder nach dem ihnen. zufommenden Notizen 
zur. Eutdedung berfelben, gehörig, auzuleiten, um. im allen wie immer zu ihrer Kenntniß kommen⸗ 
den.  Defraubations + Fällen die geeignete Unterfuchung , und, :Subicatur. ohne alle Ruͤckſicht oder 
Varteilichteit um {9 gewiſſer eintreten zu laſſen, alg fü fr, wenn das Gegeniheil über kurz oder 
lang Velaunt merben folte, unausbleibli ich den, Ahndungen uud Strafen, welche die Allerhöchite 
Verordnung ausfpricht, unterliegen ‚und anbei nach Umftänden auch für die aus ihrer Schuld 
entgangenen Aufſchlags⸗ and Strafgefälle veranwortlich :feyn folleh. Was hingegen ben Mo- 
‘düm, procedendi betrifft, fo will man .ihnen ‚vorzüglich folgende Puncte zur Richtſchnur und 
Nachahmung vorgefehrieben haben: 
J ) Alle vorkommenden aufſchlahẽ / Detrandations Fälle find-summarissime zu inſtrui⸗ 
SEGEN den, jeboch inmer mit genugſamer Verurhmung ded Beklagten zu entfcheiben. 
b) Die Oberauffchlagämter jind bei ben Defraudations- Verhandlungen keineswegs 
einzig und allein an, bie Formen des Accuſations⸗Proceſſes gebunden, ſondern 
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c) 
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dürfen und follen hiebei auch ex. officio und inquifitorifch verfahren, wo bie 
Umftände diefed möglich oder zweckmäßig machen. 


In Fällen, wo der Kläger oder Aufbringer nicht in eigner Perſon die Klage füh- 
ren will, oder kann, darf ftatt feiner ein Anwalt nomine fisci zur Anflage bes 
fiellt werden. Dad Nämlicdye wird auch in jenen Defraudationd s Fällen geftattet, 
weldye zwar ex officio entdeckt werden, aber zum Inquiſitions⸗Proceſſe nicht 
geeignet fcheinen. Dem Beflagten hingegen fol die perfönliche Erfcheinung und 
eigene Verantwortung nur dann, wenn wahrhaft und anerfannt erhebliche Urtas 
chen foldyed hindern, nachgefehen, und in diefen Falle wenigftend darauf ftrenge 
gehalten werden, daß wenn der Beklagte fiegelmäßig iſt, berfelbe feine Verant⸗ 
wortung mit eigenhändiger Unterfchrift und Fertigung, und wenn er unflegelmäs 
Big ift, folche mittelft eines bei feiner Obrigkeit errichteten und gefertigten Protos 
cold abgebe. 


d) Die Defraudationg Verhandlungen find in der Regel von dem Oberbeamten vors 


e) 


zunehmen, und ber Eontrofleur hat: als Actuar dabei "das: Protocol zu führen. 
Sit aber der Oberbeamte verhindert, fo können die Verhandlungen aud) von dies 
fen vorgenommen werden, und das Protocol ift alddanı von einem unter Ables 
gung ded Handgelübdes zu abhibirenden Schreiber zu führen. 


Die Nechtöwohlthat, über bie Entfcheidungen ber Dperauffchlagämter zur Könige 
lichen Landes» Direction zu appelliren, ſteht nicht nur dem Beklagten, ſondern 
auch dem Aufbringer oder Klaͤger zu. | 


f) Wird der Beklagte ſchuldig und flraffälfig erkannt, > fo Fre die Gerichtötoſten we⸗ 


8) 


gen der Verhandlung in erfter Inſtanz, neben der feflgefetten Strafe, und dem 
Erfage des defraudirten Anffchlaged, von dem Straffälligen zu erholen. Wird 
aber ber Bellagte frei, und ſchuldlos geſprochen, fo ift den Oberanffchlagämtern 
geftattet, die auf die Verhandlung erlaufenen Gerichtöfüften dem Aerar in Anrechs 
nung zu bringen. Die Oberanffchlagämter werden jedoch anbei ernftlich angerwies 
fen, in einem, wie in dem andern alle ſich genau an die beſtehende Tarorbnuny 
zu halten, alles ungebührliche Ueberniaß zu vermeiden, und im letzten Falle ihre 
Anrechnung mit einer ſperificirten Deflgnatiön ber’ Gerichtstoſten zu belegen! 


Wenn von dem Perſonal des Oberaufſchlagamtes, ohne Dazwiſchenkunft eines 
Dritten, Defraudations-Fälle entdeckt, und: nach gehöriger Unterſuchung die 
Strafen wirklich erkannt werden, ſoll zwar der Richter ſelbſt keinen Antheil an 


der Geldſtrafe ziehen; wenn aber außer dieſem ein: zum Oberaufſchlagamte gehös 


riges Individuum die Entdeckung gemacht hat, ſo aebuhrt dieſem alerdinge der 
Antheil des Aufbringens. 


H) Da die Strafen immer größer werden, je öfter ein und ber narliche Defraudant 


ſtraffäͤllig erkannt wird, fo haben die Oberaufſchlagämter eigene Vormerkungs⸗ 
Bücher zu halten, und in denfelben die wirklich abgeftraften Defraudanten in 
alphabetifcher Ordnung einzutragen, um in ber Folge jederzeit deſto leichter erfes 
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"hen zu konnen, ob, unb ‘wie oft jemand der Defraubation fchuldig erfanıt 
worden if. . 


München, den 2. October 1807. 


B. Bestimmungen zum Begriffe der Malzaufschlags-Defraudationen. 
| d. Im objectiven Sinne, 
69. 


Nr. Pr.‘ 2093. 
(Die Anzeige wegen ibermäßiger Sußführung einiger Bräuer im Rezatkreiſe betr.) 


Auf Befehl Seiner Majefät des Könige. 


Bei der Bifftation des Aufſchlagweſens 1830/31 iſt bemerkt worden, daß durch die über 
mäßige von ben Polizei⸗Behoͤrden unangefochtene Gußführung der Bräuer das Aufſchlagsgefäll mehr 
als durch jede andere Art der Defraudation und nicht minder auch das Publikum gefährdet werde. 


‚Die Königliche Regierung wird von dieſer Anzeige in Kenutniß gefeßt, um zur Abftels 
fung diefed Uebelſtandes die nöthigen Verfügungen zu treffen. 
Münden, ben 1. November 1831. 


Staatdminifterium bed Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes 8. d. 3. alfo ergangen. 


b, Im subjectiven Sinne, 


$. 70. 
Nr. Pr. 9089. 


(Die Malzauffchlags : Defraudation des N. N. betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


- Nachdem bad 8. Oberauffchlagamt zu Angsburg und felbft die Königliche Regierung 
des Oberdonaukreiſes inhaltlich eines von dem Königlichen Aufſchlags⸗Ober⸗Inſpector N. an das 
Königliche Staatöminifterium der Finanzen erftatteten, und von diefem hieher mitgetheilten bes 
legten Berichts, von der Anficht ausgegangen it, daß auf die nicht gewerbmäßig zum Brauen 
Berechtigten, fondern nur für ihren häuslichen Bebarf Brauenden, die gefeglichen Strafbeftims 
mungen über Malzauffchlags + Defraudationen nicht volle Anwendung finden, fo wirb bie Königs 
liche Regierung im Allgemeinen auf die Handhabung ber geſetzlichen Beſtimmungen der SS. IL 
II. u. XIX. des Malzaufichlages Mandatd vom 28. Juli 1807 verwielen, wornady alles zum 
braunen oder weiffen Bier ıc. verwendete Malz dem Aufichlage unterliegt und gegen alle einer 


33” 
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Defraudation desfelben ſich ſchuldig machenden Brauenden vhne Unter. bie: geſeblichen Stra⸗ 
fen auszuſprechen ſind. 


München, den 14. April 1833. 
Staatsminifterium bes Jnnern. 
An 
die Koͤnigliche Regierung des Oberdonaukreiſes K. d. J. alſo ergangeu. 


c. Meber deren Dellenzung, oe 


5. Mi. 
Nr. Pr. 6333, En BEE Free 
(Das Streſnachlahseſuch des Bierbrauers N. zu N. betr. I 


. Auf Befehl Seiner Maiefät des Könige. 


Aus den hieher gelangten Acten, die Malz Kuffchlage Defraudation des Vierbrauers 

N. N. betreffend, iſt entnommen worden, daß in dem bezeichneten Falle, in welchem bei der 
Nachmeſſung eines Malzes des genannten Brauers, deſſen Polette nur anf 5 Metzen Iautete, 
der verpflichtete Müller nur ein Uebermaaß von 3. Bierlingen beftätigt hatte, wodurch alfo das 
paffirliche Marimum von 2 Bierlingen bei 6 Meten um mehr als 1 Bierling überfchritten wart, 
von dem Königlichen Oberauffchlagamte und per. Königlichen Regierung des Rezatkreifes, Kam⸗ 
mer ded Innern, nur eine arbiträre Strafe von 50 fl. aus dem Grunde erfannt worden, weil 
die Geſetzes⸗Uebertretung bei dem Berfuche ftehen geblieben ſey. 


Dieſem Grundſatze ſtehet indeffen die Erwägung entgegen, daß eine Aufſchlags⸗Defrau⸗ 
dation von Seite des Brauenden dadurch ſchon vollendet iſt, wenn ein Malz mit unpaffirlicdyem 
Ueberſchuſſe auf die Mühle gebracht iſt, und daß außerdem alle Defraudationen dieſer Art nie 
als vollendet, ſondern ſtets nur als Urfache betrachtet werden konnten. Eben biefer Grundſatz 
fcheint aber auch für das Auffchlagsgefäll ſehr gefährlich zu werden, da ſolche arbiträre Strafen 
die conſequente Durchführung der Strafbeſtimmungen untergraben, die Defraudanten zu Folge⸗ 
rungen für andere Fälle veranlaſſen, und ſtatt von Defraudationen abzuſchrecken, dieſelben vers 
mehren werden. 


Die Königliche Regierung des Rejzatkreiſes, Kammer des Innein, wird daher auf die 
eben bemerkten Bedenlen mit, der ‚Aufforderung aufmerkſam vera: in: ‚ Ffigen: hnlichen 
Faͤllen dieſelben in forgfältige Prüfung zu ziehen. - Be PL SERE 

| Münden, , ben 28. Hr 
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CE "Bestimmungen: über die Judicatur.“. 


a. Im Allgemeinen, 


Nr. Pr. 23,433, 
„(Die Entſcheidung der alizauſſchlage s und Eirgil: Defraudationdfäfle in II. Inſtanz betr.) 4) 


| Auf Befehl Seiner Maieftät bes König. 
Der‘ Regierung ded Regenkreiſes Kummer der Finanzen wird auf ihren Bericht vom 


18, —* h. J. über bie Competenz⸗ Verhältniſſe der Finanz⸗Kammern bei Aburtheilung der 





Lo 
« 


fr 


a) 


Durd die obenftebende Verordnung und resp. durch die inzmwifchen erfolgten Competenz⸗Aende⸗ 
„rungen, und-hinſichtlich Der Zatalien ins“ efondere auch fhon duch die Allerhoͤchſte Verordnung 
vom 8. Auguft 1810. Art. 1. Ti. I. S. 162. iſt die im Reg. Bl. 1809 St, VI. S. 118 ent⸗ 
haltene nachſtehend abgedrudte Allerhoͤchſte Verordnung vom 10. Januar 1810 aufgehoben. 


(Die Sudicatur der . Auffchlags : Defraudationen in zweiter Inſtanz betr.) 


M. J. K. 
Auf die, wegen der Judicatur der Aufſchlags-Defraudationen in zweiter Inſtanz, ges 
fhehenen Anfragen verordnen Wir hierdurch erläuterungsweife Zolgendes: | 
: | L 
. Die Zudicatur in Aufſchlags⸗ und Siegel » Defraudationen zweiter Snftanz- gehört 


naech ˖ dem organiſchem Edicte über die Finanzdirectionen, $. 19. Lit, J. denſelben unbeſchraͤnkt, 


und dieſelben haben nur in jenen Fällen ihre Beſcheids-Entwuͤrfe mit den Acten zur Allerhöch⸗ 
ften Beftätigung einzujenden, menn, nad den beitehenden Verordnungen, hiebei auch Sonfisca: 
tionen eintreten, worauf dann die Stelle des Edicts über die Steuer und Domainen : Section 
Tit. H. 6. 8. Lit. n. allein Peg het. De u 
Mm. 

Oas fatale appellationis von der erften zur zweiten Inſtanz, und im NRecurfe 
von der Iegteren an Iinfern Geheimen Rath iſt in den beiden genannten Gdicten deutlich und bes 
ſtimmte ausgedrückt, wobei es auch, ohne Rüdfichtönapme auf den in der älteren Aufſchlags: Verord⸗ 


uung hierüber “enthaltenen Punct, fein Verbleiben hat. Doch iſt dieſe neue Einſchraͤnkung der 


4 


Futalien erſt bei jenen Urtheilſpruͤchen in Anwendung zu bringen, welche erſt nach dem 3. Octo⸗ 
‚bee vorigen Jahres als. dem Anfange der neuen Gonftitution von der erften Snftanz erlafi en 
. worden find. 
Wonach ſich nun allgemein zu achten iſt. 
Muͤnchen, den 10. Januar 1809. 


‚Die vorſtehend allegirten ‚Stellen lauten wie folgt, und zwar: 


) * 19. lit. 1: »Die richterliche Entſcheidung in zweiter Inſtanz über Defraudationsfaͤlle des 
Aufihlags » und Siegelmefens. -Ueberiteigt der ennfiscirte Betrag die Summe von 400 fl, 

fo ſteht dem Berurtpeilten der Necurs zu Unferem Gebeimen nthe in einem präclufiven 

Termin von 20 Tagen (ef. B. v. 8. Auguft 1810. Art. Tit. I. S. 162. oben) offen.“ 


(Reg: BI. 1808. ©. 1879.) - 


2) Titel II. $. 8. lit. n: »Eben fo wird dad Gutachten der Gection über die Confiscations⸗ 


Artheile der Kreis: : Sinanzdireetionen in zweiter Zuftanz erholt werden, welche nicht eher ihre 
Rechtskraft erlangen, als nachdem jie von Unferem Geheimen Finanzmiuifteeium beftätiget 
find. Wo der Betrag der Gonfiscationds: und Defraudationsfirafen die Summe von 400 fl. 
überfleigt, bleibt der Recurs zum Geheimen Ratve binnen einer prächufiven Beitfrift von 20 


Tagen offen. (M. vgl. die vorhergehende Anmerkung). 
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Maut» und Zolls, dann Aufſchlags⸗ und Stempels Defraudationen®) hiemit, folgende Allerhöchfte 
Entſchließung ertheilt. 


I. 


Die Aburtheilung der Mauts und Zoll⸗, bann Auffclags » und Stempel: Defraubas 
tionen in II. Suftanz ift durch den $. 89. der organifchen Verordnung vom 27. März v. J. ®) 
in die Competenz ber Kreißregierungen in der Art gelegt, daß ein Rath der Finanzkammer 
hierüber in der Kammer des Innern vorzutragen hat. 


Diefe Beitimmung ift an und für fich fo deutlich und beruht auf fo überwiegenden 
Gründen, daß weder ein gegründeter Zweifel hierüber entitehen, nod) auch eine. Abänderung ſtatt 
finden Tann. 


II. 


Da die Kammer des Snnern auf den Vortrag ded Rathes der Finanz: Kammer über 
diefe Gegenftände zu beliberiren, den Befchluß zu faſſen, und dad Erfenntniß auszufprechen hat, 
fo geht hieraus von felbft hervor, daß berjelben auch bie Leitung der Inftruction diefer Appels 
lationsproceffe, vorzüglich in allen Puncten, welche feiner Zeit auf die Fällung der Definitivs 
Sentenz Einfluß haben, zugeftehen müffe, und daß berfelben auch alle von dem Königlichen 
Staatöminifterium der Finanzen ausgehenden Allerhöchſten Entſchließungen und Borfchriften 
über Defraudationds ©egenftände zur Kenntniß und Nachachtung mitzutheilen find. 

Eine Colliſion zmifchen beiden Kammern tft hiebei um fo weniger denfbar, al& in ber 
Hauptjache ſowohl ald über alle mefentlichen Puncte des Prozeß⸗Verfahrens, von dem Nathe 
der Finanzfammer in der Kammer bed Innern vorzutragen und von legterer der Beichluß zu 
faffen ift. Ä | 

III. 

Was die Form des Proceßverfahrens und der Frage, ob dieſe Defraudationen nach 
dem Givil s oder Strafgeſetzbuche zu behandeln find, betrifft, fo ergibt ſich aus den Beſtimmun⸗ 
gen des Etrafgefetbuches, den Anmerkungen hiezu und bes Edicts vom 42. September 1815 
(Meg. Bl. pag. 771) 9), daß gedachte Defraudationen unter den flrafrechtlichen Begriff von Bers 
brechen und Bergehen nicht zu fubfumiren find, fondern, baß bier Iediglidy das ciwilrechtliche 
resp. adminiſtrativ⸗ firafrechtliche Berfahren einzutreten habe, folglich die Borfchriften bes 
Judiciar Codex fowohl bei der fummarifchen Verhandlung in 1. Inftanz als bei Berufungen 
zur II. und III. Inſtanz beobachtet werden müffen, ſoweit nicht durch befondere Verordnungen, 
wie 3. 3. Hinfichtlich der Reviſi ionsſummne und der Fatalien ſpecielle Beſtimmungen ertheilt 
worden ſind. 

Die organiſche Verordnung vom 27. März v. J. hat 8. 89a) ferner feſtgeſetzt, daß in 
wichtigen Fällen die Berathung in gemeinfchaftliher Sitzung beider Kammern gefchehen fol. 


a) Wegen der Maut: und Zoll⸗, dann GStempelgefäls s Defraudationen fehe man unter den 
fpesiellen Rubriken $. 6. ©. 185—189. . 

b u. d) M. ſ. unten Abfchnitt TIL, 

e) MS. $ 58. ©. 233. 
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Die Merkmale eined ald wichtig -anzufehenden, und ausnahmsweiſe zu einer folchen 
gemeinfchaftlichen Beobachtung geeigneten Falles Iaflen ſich zwar im Allgemeinen nicht mit völ⸗ 
liger Beftimmtbeit bezeichnen, und ed muß in dieſer Beziehung das meifte bem Ermeſſen bed 
Regierungspräftventen überlaffen werden; indeffen wird hiefür als näherer Anhaltöpunct feſtge⸗ 
ſetzt, daß alle Fälle, 

4) wo das Strafobject einen Recurs durch alle Inſtanzen zuläßt, | 
2) wo bie directe Etrafe das Ganze ober doch den größten Theil ded Bermögend bed Bes 
ftraften in Anfpruch nimmt, oder 
3) wo der Fall entweder in rechtlicher SHinficht fehr verwidelt, ober das Factum felbit fehr 
im Dunfeln ift, 
als wichtig anzufehen, und in gemeinfchaftlichen Eigungen zu berathen find. 
V. 


Da die Deliberation über dieſe Defraudationen und das Erkenntniß im Formellen ſo⸗ 
wohl, als Materiellen der Kammer des Innern zuſteht, ſo geſchieht auch die Expedition unter 
deren Fertigung, nur wenn das Erkenntniß in gemeinſchaftlicher Sitzung geſchoͤpft worden iſt, 
geſchieht auch die Erpedition unter der Fertigung beider Kammern. 


Hiernach hat man fid, nunmehr genau zu achten. 
Müncen,, den 19. Suny 4818, 


Staatsminifterium der Finanzen 


fammtlihe Koͤnigliche Kreisregierungen 8. d. 3. alfo ergangen. 


b. Wegen Acten - Einsicht. 


9. 73. 
Nri Pr. 31080, 
| (Die Judicatue In Malzauffclags + Defraudationen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Negierung des Dbers Mainfreifed wird auf ihren Bericht vom 21. 
Jalt-d. 3 die Iudicatur in Malzaufichlages Defraudationen betr. erwiedert, Daß dem Fiscalrathe 
und dem dad Aufſchlags⸗Weſen refpicirenden Rathe der Finanzlammer allerdings die vorherige 
Einficht der Acten geftattet fey; eine folche Einficht aber in Beziehung auf den fhriftlichen Bor 
trag, welcher vom Meferenten erft in der Sitzung erſtattet ‚und fo zum Actenſtücke erhoben wird, 
nicht verlangt werden koͤnne. | 


München, den 24. Auguſt 1826. 
Staatsminifterium bes Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Dbermainkreifes 8. d. J. alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreis:Regierungen biedfeits bes. Rheins. 


2538 . 2 MV, Abſchn. I. Anhang 1. Tit. IL . 74 u. Ts. ©: 
9. 74. 
(Die Vereinfachung des Geſchaͤſtsgangs betr.) — 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Koͤnigs. 


Nr, Pr, 14478. 


Da aus den von der Königlichen Regierung des Unterdonaufreifes Kammer des Innern 
unterm 412. October 1826 über die Vereinfachung des Gefchäftsgangs erſtatteten Berichte gu ers 
fehen war, daß im Unterbonaufreife bei Behandlung der Malzauffchlags s Defraudatios 
nen ein über die Maßen weitläufiges, weder dem Zwecke, noch der unterm 7. Kebruar 1821 
ergangenen Finanz» Miniterials Weifung entſprechendes Berfahren berrfihe, fo wird die Königliche 
Regierung beauftragt, diefes Verfahren alsbald auf den im $. 26. =) ber Allerhochſten Verordnung 
vom 28. Juli 1807 vorgezejchneten ſummariſchen Weg zurückzuführen, wobei zwar dem Angeklag⸗ 
ten die gebührenden Vertheidigungs-Mittel verſtattet, alle proceſſualiſchen' Weitläufigkeiten "aber 
abgeſchnitten werden. 

Ueber den weſentlichen Inhalt obenerwaͤhnten Berichts wird ſeiner Zeit umfaſſende Ent⸗ 
ſchließung folgen. 

München, den 3. Jauuar 1827. 


Stantöminiftertum des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Unterdonaukreiſes alfo ergangen. 


c. Wegen Einreichung der Berufungs - Schriften. 
| 7. 
(Die Exhibirung der Beſchwerden in Malzdefraudations · Gegenſtaͤnden bei der Koͤniglichen Regierung betr.) 
Im Namen Seiner Majeftät des König. 


Obgleich den Rechtsanwälten nicht unbekannt feyn kann, daß die Verhandlungen: uub 
Entfcheidungen der Malzdefrandationen ald abminiütrativ scontentiöfer Gegenitände nach der Ges 
richtsordnung und insbefondere der Novelle vom 22. Juli 4819 5) gefchehen müffen, fo werben 
doch feit furzer Zeit bei der unterzeichneten Stelle anmittelbar immer mehrere Berufungen gegen 
Erkenntniße der erften Inſtanz eingereicht, und hiedurch den Parteicn unnütze Koften verurfadht. 

"Die Königliche Regierung findet fic) daher bewogen, den ſämmtlichen Anwälten bie 
Beſtimmung des $. 23. der Novelle vom 22. Suli 1819 mit dem Anhange in Erinnerung zu 
bringe, daß jede fernere ungeriguete Eimeichung © einer Berufung bei der biesjeiigen Stelle mit 
4. Thaler Strafe belegt würde, | 


Paßau, den 31. Sanuar 1821. 
Königliche Regierung des Untervonankreiſes, K. d. J. 
Int. BI. des Unterdonaukreiſes v. J. 1821. St. VE. ©. 65. 


a) M. f. oben S. 240, ° 
b) M, f. oben S. 196. 4: 7-19.:@. 196. ..: 
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gF. 76. 
Nr. Pr, 4766. 


(Die Berufungen gegen Greenntniffe in Malzauffchlags + Defraudationen betr.) 
Im Ramen Seiner Majeftät des Königs, 


Mehrmals hat ed ſich ereignet, daß die Berufungen gegen die in Malzaufſchlags⸗De⸗ 
fraudationen gefällten erftrichterlichen Erkenntniſſe des Königlichen Kreis + Oberauffchlagamtes von 
den Appellanten bei denjenigen Polizeibehörden, welche die Unterfuchungen der Defraudationen 
auf Requifition des Königlichen Oberauffchlagamtes inftruirt, ober deſſen Erkenntniffe publicirt 
haben, in der Meinung übergeben worben find, daß diefe Polizeibehörden in Malzaufſchlag⸗De⸗ 
fraudationd »Sachen competent feyen, und daher durch die Uebergabe der Berufungs»Libelle bei 
diefer innerhalb der Appellations⸗Friſt diefe Legtere falvist werde, wodurch ſich leicht zutragen 
Tann, daß die Berufungen wegen verfäumter Friſt ald deſert zurückgewieſen werden müſſen. 

Zur künftigen Vermeidung dieſes Mißverftänbniffes, und der für die Betheiligten daraus 
entftehenden nadjtheiligen Folgen der Sruchtlofigkeit ihrer Appellationen gegen oberaufſchlagamt⸗ 
liche Erkenntniffe werben die Behörden, Sachwalter und Parteien hiemit erinnert, daß nach den 
beftehenden gefetlichen Vorfchriften, die Frift der Berufung gegen MalzauffchlagesDefraudationg- 
Erkenntniſſe dadurch zu falpiren ift, daß die Berufungefchrift innerhalb der gefetlichen Frift bei 
der erfennenden erſten Inftanzbehörbe, nicht aber bei der blos publicirenden zur Vorlage gebracht 
wird. 


Behörden und Sachwalter, welche künftig diefer Erinnerung ungeachtet, Berufungen in 
Malzaufichlag « Defraubationd + Angelegenheiten incompetent annehmen, ober exhibiren würden, 
haben von nun an nebſt dem Gebufrren s Berluft felbft die Gefahr des Regreſſes der irre geleiteten 
Parteien zu gewärtigen. 


Ansbach, den 30. Rovember 1831. 
Königliche Regierung bes Rezatfreifes K. d. J. 


An . | 
die Polizeibehörden des Rezatkreiſes alfo ergangen. 


Sat. BI. für den Rezatkreis 9. I. 1831. Bd. IL St. XCVIH. ©. 178» 
d. Wegen Vollmachtsertheilung. 
$. 73. 
(Die Vollmachtsbeibringung in Auſſchlags⸗Defraudations⸗ Sachen betr.) 
Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 
Die unterfertigte Stelle fieht ſich veranfaßt, za verfügen, daß bie Khniglichen Rechtes 
anwälte mit den Berufungen und Befchwerden, welche fle in Aufſchlags⸗Defraudations⸗Proceſſen 


für unfiegelmäßige Perfonen überreichen, fogleich die nöthigen Vollmachten ihrer Elienten beilegen, 
8. 1. 34 u 
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außerdem man biefe Mandate auf Koften des Anwalts erholen und demfelben eine Strafe von 
drei Reichsthalern dictiren würde. 


Paßau, den 44. December 1824. 
Königliche Regierung des Unterdbonamfreifee. 
Int. BI. für den Unterdonaufreis 1824. St. LII. ©. 550. 


D. Bestimmungen in Beyug auf die Gerichtspersonen in Maljaufschlags- 
Defraudations-Mntersuchungen. 


$. 78. 
Nro. Pr. 15365. 
(Die AburtHeilung über Malzauffchlags » Defraudationen betr.) 


Anf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Bon der an fänmtliche SKreiöregierungen Kammer der Finanzen mit Ausnahme jener 
des Nheinfreifed, unterm 28. v. M. im bezeichneten Betreffe ergangenen Entfchließung, empfangen 
fämmtliche. Kreiö-Regierungen, Kammer bed Innern, biesfeitd des Rheins, anliegend eine 
Abſchrift zur Wiffenfchaft und gleichmäßigen Nachachtung. 

München, den 8. November 1825. 

Staatdminifterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Kreid :Regterungen 8. d. 3. diesſeits des Rheins alfo ergangen. 


Gerets Berordnungen : Sammlung Bd. XIV. ©. 4. 


Nro. Pr. 190859. 
(Die Aburtheilung über Malzaufihlags : Defraudationen betr.) j 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Königs. 

Es hat fich der Zweifel erhoben, ob bie Königlichen Kreisfiscalräthe oder deren Adjuncs 
ten bei dem Urtheile über ben Gehalt der Berufungen in Dratzauffchlage » Defraubasione Sachen 
als Richter. mititimmen Sonnen. 

Hierauf wird erwiebert, daß, nachdem nach der Verfügung ded Art. A. der Allerhöchſten 
Entfchließung vom 30. October v. 5. a) das Neferat in Auffchlage » Defraudationds Sachen ſchon 
in der Kammer der Finanzen nicht vom Fiscale geführt werden kann, biefem legtern ald Kläger 
resp. Appellanten noch viel weniger in der Kammer des Innern eine Stimme bei Aburtheilung 
eingeräumt werben fonne, wonach fich fofort zu achten ift. 

München, den 28. October 1825. 


Staatsminifterium der Finanzen. 


An 
ſaͤmmtliche Königliche Regierungen K. d. 5. mit Ausnahme der des Rheinkreiſes alfo ergangen, 





a) Man fehe $. 80, S. 261. 
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$. 19. ' 
Nro. Pr. 18756. 


. (Die Verhandlungen in Malzauffhlags : Defraudationd s Unterfuhungen betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige 


Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 8. Juli d. 3. und beffen zurüds 
folgende Beilagen im Benehmen mit dem Königlichen Staatd-Minifterium der Finanzen eröffner, 
daß den Oberauffchlagsamts »Eontroleurd weder eine Theilnahme, noch die Mitfertigung bei ben 
yon den Königlichen Oberauffchlagös Aemtern zu pflegenden Verhandlungen in Malz -Auffchlages 
Defraudationd » Unterfuchungen und bei den desfalls zu erlaffenden Erfenntnißen zuſtehe oder ob» 
liege, den Fall ausgenommen, wenn der Gontroleur in Abwefenheit oder fonftiger Verhinderung 
des Oberbeamten, diefe Verhandlungen zu infiruiren hat. Uebrigens fönnen die Gontroleurd bei 
den Oberaufſchlagsämtern nad ihrer dermaligen dienſtlichen Stellung zur Ueberna hine der Ac⸗ 
tuarsdienfte bei dergleichen Verhandlungen nicht angehalten werben. 


Hiernady hat die Königliche Regierung das Geeignete zu verfügen. 
München, den 5. September 1832. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Negenkreifes, 8. d. 3. alfo ergangen. 


E. Bestimmungen über die Dertretung des Königlichen Fiscus. 


9. 80. 


Nro. Pr, 580. 
(Die Vertretung des Königlihen Fiscus in Malzauffhlags: Defraudationsfachen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Um den Nacıtheilen, welche dem StaatösAerar durch bie bisherige ungenügende Bers 
tretung des Nerarial-Intereffe bei Aufichlags = Defrandationen zugingen, möglichft zu begegnen, 
verordnen Seine Königliche Majeflät, wie folgt: 

4) In analoger Anwendung der in Strafrechtäfachen und bei Zolldefraubationen beftehenden 
gefeglichen Borfchriften, ift dem einfchlägigen Kreis⸗Fiscalate durch das Oberauffchlagamt 
von den in Malzauffchlage > Defraudationd - Sachen ergangenen Erfenntnißen aller Inſtan⸗ 
gen jebeömal eine gefertigte Abjchrift mit den Acten zu dem Ende mitzutheilen, um ent 
weder die Beruhigung des Fiscus hiebei zu. erflären, oder nach Befund die Berufung ba= 
gegen felbft zu ergreifen, oder den Denuncianten hiezu zu beauftragen. 

2) Die Art und Weife der Vertretung ift, fo viel die Formalien der Berufung betrifft, durch 
die beftehenden Geſetze bereitd vorgezeichnet. 

3) Wie in allen übrigen Fiscalfachen erftattet der Fiscal⸗Beamte auch hier in der Regierungs⸗ 
Finanz⸗Kammer Vortrag und legt, wo es nicht früher thunlich ift, den Berufungs-Libell 
dem Königlichen GeneralsFiscalate zur nadjträglichen Genehmigung vor. 

4) Dagegen kann von nın an bad Referat in Auffchlags- Defraubationd » Sachen wicht mehr, 
wie hier und dort bisher der Fall gewefen ifl, dem Kreis⸗Fiscalrathe oder feinem: Adjuncs 
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ten, fondern nur einem andern hiezu vollklommen qualificirten Mitgliede ber Regierung. 
Finanz⸗Kammer übertragen werden. 


Die Königliche Kreis⸗Regierung bat hienach fofort das weiter Geeignete zu verfügen 
München, ven 30. Detober 1824. 


Staatöminifterium ber Kinanzen. 


An 
die Königliche Regierungs» Sinanzge Kammer ſaͤmmtlicher Kreife alfo ergangen. 


$. 81. 
(Die Vertretung des Fiscus in Auffchlag » Defraudationd » Sällen betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Bericht der Regierung ded Obermainkreifed Kammer des Innern vom 47. Ja 
nuar d. J. die Vertretung ded Fiscus in AuffchlagssDefraudationdsFällen betreffend, wird berfel: 
ben bemerkt, daß ed nady ben fchon feit vielen Jahren beftehenden Isnftructionen der Königlicher 
OberaufidlagssInfpectoren und der Königlichen Oberauffchlagsämter, fowie nach der Natur de 
Sache feinem Anftande unterliegen könne, die Kreisftscale in Berufungsfällen gegen Entſcheidun 
gen in AufichlagsrDefraudationd-Gegenftänden als Vertreter bes betheiligten Staats⸗Aeraus an 
zuerfennen, und ed wird die Negierung insbefondere auf nachftehende Verfügungen der Allerhöch: 
ften Inſtruction für die Oberauffchlagsämter vom Sahre 4807. $. VIIL lit. c und e ®) aufmerf: 
ſam gemacht: 

c „In Fällen, wo der Kläger oder Aufbringer nicht in eigener Perfon die Kla— 
„führen will, oder kann, darf ftatt feiner ein Anwalt nomine fisci zur Ankla 
„deitellt werden. Das nämlicye wird auch in jenen Defrandationdfällen geftatt 
„welche zwar ex oflicio entdeckt werden, aber zum SuquifitionssProcefje n 
„geeignet fcheinen. Dem Beklagten hingegen fol die perfünliche Erfcheinung 
„eigene Verantwortung nur dann, wenn wahrhaft und annerfannt erheb 
„Urfachen folcyes hindern, nachgefehen und in diefem Falle wenigftend di 
nitrenge gehalten werden, daß wenn der Beflagte flegelmäßig ift, derſelbe 
„Verantwortung mit eigenhändiger Unterfchrift und Fertigung, und wenn 
„Tegelmäßig iſt, folche mittelft eines bei feiner Obrigkeit errichteten umd x 
„tet Protocolls abgebe.“ 

e. „Die Rechtswohlthat über bie Entſcheidung der Oberaufſchlagaͤmter zur Kö 
Landeddirection zu appelliren, fteht nicht nur dem Beklagten, fondern 
„Aufbringer oder Kläger zu.“ 

Die Beobachtung der unterm 30. October v. 3.) vom Staatsminifterium de 
an die Kreid-Regierungen, Kammern der Finanzen, erlaffenen Weiſung werben ſich dah 
mern bed Innern in obiger Hinficht gleichfalls zur Pflicht machen. 





a) M. vergl. oben ©. 252. 
MD, vergl. den vorſtehenden $. 80. 
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Die Beurtheilung ber Frage, ob in einem gegebenen Falle eine Berufung bes Fiscus 
zuläßig fey, wird der eigenen Entfcheidung der Regierung, Kammer des Innern, nach der ihnen 
zuftehenden vichterlichen Competenz vorbehaltlich des > geiealichen Recurſes an bie Königliche Staates 
rath&-@ommiffion anheimgefteilt. | | 

München, den 30. Auguft 1825. 


Staatsminifterium bes Innern. 


- An 
die Königlihe Regierung des Ober⸗Mainkreiſes K. d. 3. alfo ergangen. 


Nahricht Hievon den übrigen Regierungen 8, d. I. diesſeits des Rheins zur Nach 


achtung. 
Man vergl. auch Gerets Verordnungen Sammlung. Bd. XIV. ©, 3. 


F. Bestimmungen über Defraudstions- Strafen. 


4) Meber Straferkenntnife bei Meberschreitung des als zufällig passirlichen Malz- Heberschusses. 


$. 8. 
Nr. Pr. 1087. 
(Dad Verfahren Hei Malzaufichlagss Defraudations « linterfuhungss Sachen. betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Aus einem zur Borlage gelommenen Erfenntniffe ver Königlichen Regierung bed Unter 
mainkreiſes, Kammer ded Innern, in ber Unterſuchungs⸗Sache gegen den Bierbrauer N. wegen 
Malzaufſchlags⸗Defraudation, iſt zu erfehen geweſen, daß die Königliche Kreidregierung dem 
Geſetze angemeffen geglaubt habe, wegen der Unbeträchtlichleit des Mehrbetrags des Malzes über 
ben als zufällig paſſirlichen Ueberſchuß auf eine außerordentliche Strafe zu erfennen, ungeachtet 
fie felbft in den nämlichen Entfcheidungs-Gründen ein Marimum des zufälligen Weberfchuffee 
annimmt. 
Es kann indeffen bei näherer Erwägung nicht wohl entgehen, daß bei Weberfchreitung 
bed angenommenen Maximums die zugelaffene rechtliche Vermuthung der zufälligen Entfiehung in 
Anfehnng ded ganzen Mehrbetrags mit Einfchluß des fonft nachzufehenden Ueberfchuffes hinweg⸗ 
fallen müjje, und die Größe des über dad Marimum hinausgehenden Betrages überhaupt nicht 
mehr berückfichtigt werben könne, weil außerdem, wenn nämlidy die Strafbarfeit nur nach der 
Größe der Ueberfchreitung des eben erwähnten Maximums zu bemeffen wäre, entweder hiebei der 
Willkühr freier Spielraum gelaffen, oder audy für diefen zweiten Ueberfchuß wieder ein befonders 
Maximum feftgefegt werden müßte, was eben ſowohl auch zu einem britten und vierten Ueber; 
ſchuſſe und eben fo vielen Marimis führen könnte. 

Die Königliche Kreisregierung wird daher bei Fünftiger Entfcheidung ähnlicher Fälle die 
in der Unterfuchungsfache des Bierbrauerd N. N. angenommenen Grundſätze um fo mehr einer 
forgfältigen Prüfung unterftelen, ald Seine Majeftät der König allergnädigfkt zu befchließen ge- 
rubt haben, daß das Maximum für den ald zufällig nachzufehenden Ueberfchuß auch da, wo 
dasfelbe bisher, wie im Untermainfreife, nur zu $tel Megen pr. Schäffel angenommen war, auf 
3 Meßen pr Schyäffel feltgefegt werben folle, und da hiernach der Nichtuollzug ber bei weiteren 
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Ueberſchreitungen geſetzlich verwirkten Strafen den beſtehenden Vorſchriſten alle: Wirkſemleit ent⸗ 
ziehen würde. 


München, den 7. Februar 1829. | 
Staatsminifterium bes Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes K. d. J. alfo ergangen. 


2) MHeber das Straf-Ouantum, insbesondere bei Concurren; oder Rückfall in die Defraudation. 
$. 83. 
(Aufſchlags⸗Defraudationen der Bräuerei-Pächter betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Da ſich mehrmal der Fall ereignen kann, daß Pächter einer gutöherrlichen oder fonfti 
gen Bräuerei auf einer Malzauffchlage + Defraudation betreten, und hierüber zur gefeglichen 
Strafe gezogen werben, biefelben nach Berlauf einiger Zeit wieder ein anbered Bräuhaus, un 
zwar in einem andern Kreis pachten, dort gleichfalls wieder ald Defraudanten betreten, in Un 
terfichung gezogen und abgeurtheilt werben, ohne daß dem Oberauffchlagamte dieſes Kreiſes vo 
dem erftern Falle etwas bekannt ift, und deöwegen bie nach dem Geſetze wegen wiederholte 
Defrandation flattfindende ſchwerere Etrafe nicht erfannt wird; fo verordnen Seine König 
liche Majeftät hiemit, daß dasjenige Oberaufſchlagamt, bei welchem ein Bräuhauspächter i 
Unterfuchung und zur Strafe gezogen wird, die übrigen Oberauffchlagämter hievon in Kenntn 
fegen fol, damit diefe geeignete Vormerkung und nöthigen Falld den erforderlichen Gebrar 
machen Eönnen. ‘ 


Die Königliche Regierung hat fofort hiernach das KreissDOberauffchlagamt geeignet 
zuweiſen. 


Muͤnchen, ven 20. Auguſt 1824. 
Staatsminiſterium der Finanzen. 


An 
die Königliche Regierung des N. Kreiſes K. d. F. alſo ergangen, 


Gerets Verordnungen Sammlung Bd. XIIL ©. 1439. 


I. 84. 
(Die MalzauffchlagssDefraudation des Bierbrauerd N. zu N. betr.) 


L. K. 


Wir laſſen euch in der Anlage bad letztrichterliche Erkenntniß über die Mal 
Defranbation des Bierbrauerd N. N. zur weiteren Verfügung zufertigen. 

Obſchon dem Recurs deöwegen, weil ed an ber erforderlichen Beſchwe 
fehlt, nicht flatt gegebın wird, fo. fönnen Wir doch nicht umbin, euch bemerktid 
daß, daR; N. zuvor noch niemals einer Strafe wegen Malzaufichlags + Defra 


Nr. Pr. 20%. 


+‘ 
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Die Beurtheilung der Frage, ob in einem gegebenen Falle eine Berufung bed Fidcus 
zuläßig fey, wird der eigenen Entfcheidung der Regierung, Kammer des Innern, nach der ihnen 
zuftehenden richterlichen Competenz vorbehaltlich des * geirelichen Recurſes an bie Königliche Staates 
raths⸗Commiſſion anheimgeftellt. | 

München, den 30. Auguft 1825. 


Staatsminifkterium bes Innern. 


- An 
die Königliche Regierung des Ober⸗Mainkreiſes 8. d. I. alfo ergangen. 
Nachricht Hievon den übrigen Regierungen 8. d. I. diesſeits des Rheins zur Nach— 


achtung. 
Man vergl. auch Gerets Verordnungen-Sammlung. Bd. XIV. ©, 3. 


F. Bestimmungen über Defrauvations- Strafen. 


4) Meber Straferkenntnife bei Meberschreitung des als zufällig passirlichen Slalz- Heberschusses. 


| s 8. 
Nr. Pr. 1087. 
(Das Verfahren bei Malzaufihlags Defraudations « nterfuhungss Sachen. betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Aus einem zur Borlage gelommenen Erfenntniffe der Königlichen Regierung ded Unter 
mainkreifes , Kammer des Innern, in der Unterfuchungds Sache gegen den Bierbrauer N. wegen 
Malzauffclagss Defraudation, ift zu erfehen gewefen, daß die Königliche Kreidregierung dem 
Gelege angemeffen geglaubt babe, wegen der Unbeträchtlichkeit des Mehrbetrags des Malzes über 
den als zufällig paffirlichen Ueberfchuß auf eine außerordentliche Strafe zu erfennen, ungeachtet 
fie felbft in den nämlichen EntfheidungsGründen ein Martmum des zufälligen Weberfchuffes 
annimmt. 
Es kann indeffen bei näherer Erwägung nicht wohl entgehen, daß bei Ueberſchreitung 
ded angenommenen Maximums bie zugelaffene rechtliche Bermuthung der zufälligen Entflehung in 
Anfehnng ded ganzen Mehrbetragd mit Einfchluß des fonft nachzufehenden Ueberfchuffes hinweg⸗ 
fallen müſſe, und die Größe des über das Marimum hinausgehenden Betrages überhaupt nicht 
mehr berüdfichtigt werden fonne, weil außerdem, wenn nämlich die Strafbarfeit nur nad) ber 
Größe der Ueberfchreitung des eben erwähnten Marimums zu bemeffen wäre, entweder hiebei der 
Willkühr freier Spielraum gelaffen, oder audy für dieſen zweiten Ueberſchuß wieder ein befonbers 
Marimum feftgefegt werben müßte, was eben ſowohl auch zu einem dritten und vierten Leber 
ſchuſſe und eben fo vielen Marimis führen könnte. 

Die Königliche Kreisregierung wird daher bei Fünftiger Entfcheidung ähnlicher Fälle die 
in der Unterfuchungsfache des Bierbrauerd N. N. angenommenen Grumdfäge um fo mehr einer 
forgfältigen Prüfung unterftelen, ald Seine Majeftät der König allergnäbdigft zu befchließen ge 
rubt haben, daß das Marimum für den als zufällig nachzufehenden Ueberſchuß auch da, wo 
dasſelbe bisher, wie im Untermainfreife, nur zu tel Megen pr. Schäffel angenommen war, auf 
4 Megen pr Schäffel fefigefegt werden folle, und ba hiernach der Nichtvollzug ber bei weiteren 
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4. Meber arbiträre Strafen. 
(M. vgl. oben 6. 71. ©, 264.) 


$o 86. 
"Nr. Pr, 7672, 


(Die Erkenntniffe tn Malzaufſchlags⸗Defraudations⸗Sachen betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeflät des Königs. 


Berfchiedene zur Kenntuiß des Staatsminifteriumd gefommene Faͤlle haben die Ueber⸗ 
zeugung gegeben, daß bie Anfichten der Kreiöregierungen Kammer des Innern über folgende Fragen: 


1) ob bei Malzaufſchlags⸗Defraudationen auf außerordentliche (fogenannte arbiträre) Stras 
fen erfannt werben könne; 


2) 0b ed zur Berufung von den Erfenntniffen der Oberaufſchlags⸗Aemter an die Kreids 
Regierungen Kammer des Innern einer appellabeln Summe bebürfe? 


nicht unter einander übereinftimmen und dadurch theild eine ungleiche Anwendung der Geſetze, 
theils unnöthige Anſtaͤnde und Beſchwerden, veranlaßt werben. 


Ohne daher die Regierungen Kammern des Innern in ber ihnen durch $.S6. der Aller⸗ 
höchften Verordnung vom 47. December 18250) neuerdings beſtaͤtigten richterlichen Befug⸗ 
niß beſchränken und ihrem pflichtmäßigem Ermeſſen in einzelnen Fällen vorgreifen zu wollen, 
werben dieſelben gleichwohl zur Beſeitigung der eben erwähnten Nachtheile auf folgende geſetzliche 
Verhältniffe hingewiefen: 

1) Die Befugniß, auf außerordentliche Strafen nad) Befchaffenheit der Umſtände zu erfennen, 
ift den Richtern über Aufſchlags⸗Defraudationen durch Entfchlieffungen der ehemaligen 
Steuers und Domainen-Section des Staatsminifteriumngd der Finanzen vom 22. Juli und 
20. December 1809 zugeſtanden und fowohl vom Königlicyen Staatsrathe als ſpater von 
ber Staatsraths⸗Commiſſion anerkannt worden. 


So lange daher dieſe Befugniß nicht auf geſetzlichem Wege aufgehoben iſt, haben ſich 
die Behörden darnach gu achten, übrigens aber wohl zu beherzigen, daß ſolchen außerordentlichen 
Strafen nicht die Benennung Drdnungsfirafen gegeben werben bürfe, weldye bier durchaus 
. nugeeignet feyn würde; 

2) Daß bei Berufungen gegen die Erkenntniſſe der Obers Aufjchlagsänter eine appellable 
Summe von 50 fl. erforderlid, und dieſe blos nach der vom Richter I. Inſtanz ausge⸗ 
fprochenen Straffumme zu bemeffen fey, ift nirgends gefeglid, ausgefprochen. Die Bors 
fhriften des Cod. jud. Cap. XV. $. 3. 4. 6. und 7. gilt nicht für Straflachen, und 
fordert die appellable Summe von 50 fl. in ber Regel nur bei Berufungen gegen bie 
Erfenntniffe der Sufliz » Dicakerien, wozu die Ober» Auffchlagämter nicht gerechnet 
werden Fünnen. Nur für Berufungen gegen Erkenntniffe der II. Suftanz ift eine appel⸗ 
fable Summe von 400 fl. beitimmt. 


Es kann daher bei Verufungen gegen bie Erkenntniſe der Obe /-Nuſſtieham in An⸗ 





a) M. ſ. unten Abſchnitt IHII. 
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fehung der appellablen Summe mr in Amvendung fommen, was nach den allgemeinen Geſetzen 
für den Fiscus bei Berufungen gegen Erfenutniffe von Untergerichten Nechtens ift, und es muß 
darauf um fo mehr feftgehalten werden, ald barin ein Mittel gegeben ift, dem Mißbrauche 
außerorbentlicher Strafen Gränzen zu feßen, wobei die Königlichen Regierungen ſich die Pflicht 
wohl vor Augen halten werben, die frevelhafte Gefährdung des Staats: Einfommene , welches 
fid) der Eigennug und die Gewinnſucht Einzelner — auch nicht einmal mit ſcheinbarer Erleich⸗ 
terung des Publicums — zu Schulden kommen laſſen, nicht durch übel verſtandene Nachſicht zu 
begünftigen und zu ermuntern. 


München, den 16. Suni 4826. 
Staatsminifterium bed Innern. 


' An 
die Koͤniglichen Regierungen diesſeits des Rheins K. d. J. alſo ergangen. 


Ausgeſchrieben von dem Koͤniglichen Staatdminiſterium der Finanzen unterm 29. Juni 1826. 


M. vergl. Gerets Verordnungen-Sammlung Bd. IV, ©. 41. 


5) Bestimmung über die Exccution der verhängten Strafe, 


$. 87. 
(Die Verrehnung und Beitrelbung der Malzauffhlags s Defraudationsftrafen Betr.’ 
Anf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Der Königlichen Regierung, Kammer der Finanzen, bed Oberbonaufreifed wird auf ihren 
Bericht vom 7. v. M. rubricirten Betreff zur Entfchließung erwiedert, daß es bei ber biöhert- 
gen Berrechnungsart der Malzauffchlags s Defraubationsftrafen bei dem Oberauffchlagamte N. 
bewenden Fonne; bie Königliche Regierung wird jedoch. wiederholt aufmerffam gemacht, daß in 
allen Fällen, wenn gegen Straf Erfenntniffe in Malzauffchlags» Defraudationen, die Berufung 
ergriffen, oder der Gnadenweg um gänzlichen Nachlaß der Strafe oder um Sriften» Bewilligung 
angetreten worden ift, worüber fidy die Reftanten gehörig andzumeifen haben, Bis zur erforderlis 
chen Entfcheidung mit der erecutiven Beitreibung der erfannten Strafen inne zu halten fey; in 
Fällen aber, wo wegen rüdftändiger Defraudationsſtrafen die Erecution verfügt werden muß, 
nie die Sudfperre, worauf das Oberauffchlaggamt wiederholt anträgt, ftatt finden könne. 
Das Königliche Oberauffchlagsamt ift daher anzumweifen, alle Strafen, worüber weder 
Berufungen noch Gnadengeſuche vorliegen, und deren Rückſtand fonft nicht durch Iegale, in ben 
beſtehenden Verordnungen über dad AusftändesWefen, begründeten Urfachen, als vor der Hand 
nicht einbringlich erfcheint, ohne weiteres von den Meftanten beizutreiben, wozu benfelben ein 
Termin von brei bie höchftend ſechs Wochen arzuberaumen iſt. — 


München, den 20. Mai 1824. 
Staatöminifterium ber Finanzen. 


Ar 
die Koͤnigliche Regierung des Dberdonaufreifes 8. d. 3. alfo ergangen, 


| Gerets Berord.» Sammlung Bd. 13. S. 1439. 
3. I. 35 
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6. Bestimmung über die Behandlung der Strafnachlassgesuche von Allerhöchster Gnade, 
$. 88, 
(Die Behandlung der Dialz  Defraudationd s Straf: Nachlaßgefuche betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Den Königlichen Regierungen wird eröffnet ‚, daß nach Allerhöchſtem Entfchluffe Seiner 
Majeftät des Könige bei Malzauffchlags s Defraudationen die Etrafnachlaßgefuche ferner durch 
die Finanz- Behörden und resp. dad Königlihe Staatöminifterium der Finanzen an Seine Maje- 


ftät zu gelangen haben. 
München, den 8. October 41883. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königlichen Kreisregierungen K. d. 3. dieöfeits des Rheins alfo ergangen. 


Nr. Pr. 23136, 


4) Der Defraudationen von Gemeinde- Sefällen. 


Die Beflimmungen über Bewilligung um Erhebung von Gemeinde, Gefällen müffen der Abthei⸗ 
lung „Gemeinde Wefen'' überlaffen werden. Hinfihtlih der Behandlung der Drfraudationen richten ſich 
Getreid., Fleiſche, Locals, Malzs und Mehl: Aufihläge, dann Weinaccifen (mo dieſelben noch beftehen) 
Pflafterzölle und andere Communalien nach gleihen Beftimmungen (m. vgl. unten $. 89.) Die Berordnung 
vom 51. December 1808. über den Sleifhauffhlag Eonnte hier aus den bereitd oben entwidelten 
Gründen nur im Auszuge jener Beflimmungen mitgetheilt werden, melde fih auf die Zudicatur in Des 
fraudationsfällen beziehen. Jene vom 30. Januar 1815. Reg. BI. v. J. 1813. St. VI. ©. 129. wurde 
aber völlig umgangen, da durch diefelbe nur die zweite Ararialifhe Hälfte des Fleiſch-Aufſchlags-Gefaͤlls 
an die Communen der Städte und Märkte des Königreichs überlaffen wurde, ohne neuere Beftimmuugen 
über die Verhandlung der Defraudationen, Beide Verordnungen find mit ihrem vollftändigen Terte 
in der erwähnten Abtheilung XI. Abfchnitt I. recipirt. Die Unterfuhung und Bertrafung der Defraudas 
tionen des Zleifch : Auffhlags war übrigens bis zum Jahre 1813. genau diefelbe wie bei Malzaufſchlags⸗ 
Defraudationen. 

Die Verordnung vom 7. Auguft 1813. (m. ſ. $. 91. unten) beftimmte aber die YZuftändigkeit 
der Polizeibehorden in I. Inftanz, der Krelöregierungen in II., von denen bei vorhandener summa revisi- 
bilis Recurs an den Königlichen Staatsrath ergriffen werden Tann und eine nachträgliche Minifterial s Ents 
ſchließung vom 8. Dec. 1813, erBlärte dieſes Verfahren überhaupt bei Defraudationen von GemeindesGes 
föllen anwendbar. Die Zormationen der oberften Bermaltungsftellen in den Kreifen von 1817. $. 89. und 
1825. $ 65 und 86 haben diefe Eompetenzregulirung erneuert. Die Aburtheilung von Defraudationen 
öffentlicher Gefälle, foweit fie nicht befonderen Behörden überwiefen find, in der Haupt und Refldenzftadt 
München gehört zum Wirkungskreife der Königlichen Polizeidirecrtion. Gefeg vom 15. September 1818. 
$ 22. Gef. Bl. 1818. ©. 582 | 


$. 89. 
(Den Fleiſchaufſchlag betr.) 
(Auszug) 9) Die in den älteren Verordnungen beftimmten Defraudationd: Strafen werben 
hiemit aufgehoben und dagegen folgende feſtgeſetzt: 
Die Auffchlagspflichtigen, welche ein Stück Bich heimlich fchlachten, und hiedurch die 
Aufichlage- Gebühr entziehen, bezahlen zur Strafe in dem erften Betretungefalle den sehnfachen 
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Auffchlag, indem zweiten Falle den zwanzigfachen Auffchlag, und in dem dritten und den nachs 
folgenden Fällen allezeit den ganzen Werth des gefchlachteten Stüd Viehes. 

Die Unter» Auffchläger, welche durd; Nachläffigfeit Unterfchleife veranlaffen oder geftats 
ten, werden das erftemal gewarnt, mit Verweis beftraft, und zum Erſatz des Entganged ans 
gehalten, das zweitemal aber, nebit Erfaß, ohne weiters entlaffen ; 

diejenigen Unter Uuffchläger aber, welche einen Theil dieſes Gefälle unterfchlagen, 
haben nicht nur den zwanzigfachen Auffchlag ald Strafe zu bezahlen, fondern werben nebitbei 
nach Maaß der Umftände mit längerem ober kürzerem Eivil-Arrefte beftraft. 

40) An Anfehung der Sudicatur und ber Appellation foll ed durchaus wie bei dem 
Malz: Auffchlagss Gefälle gehalten werden; doch wollen Wir geftatten, daß in ben erftern 
Fällen, in welchen es vielleicht nur auf geringfügige Strafen anfommt, und die Einberus 
fung der Betheiligten bei einer weiteren Entfernung von dem Amtsſitze berfelbeu ungleich 
größere Koiten, als felbft der Straf- Betrag iſt, verurfachen würde, die Ober s Auffchlages 
Aemter befugt feyen, die einfchlägigen Stadts und Landgerichte wegen VBernehmung der 
Betheiligten zu requiriren, und von denſelben blos dieſe Verantwortungs⸗Protocolle, nebft 
den nod) allenfalls nöthigen Behelfen, zur Judicatur zu erholen. 

41) An die Stelle der in dem oben angeführten Mandate vom 26. Auguft 1760. °) angeords 
neten Unterſuchungs⸗Commiſſionen treten nunmehr die in Aufſchlags⸗Sachen überhaupt 
ernannten Infpectoren, welche bei Gelegenheit ihrer Bifitationd- Reifen auch über diefen 
Gegenftaub zu wachen, und desfalld abgefonderte Diarien zu führen haben. 


Münden, den 31. December 4808. 
Reg. BI. v. I. 1809. Et. IV. ©. 75. 


$. DM. 
(Die Verrechnung der Defraudationd Strafen in Fleiſchaufſchlags-⸗Sachen betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf die gefchchene Anfrage: wie ed mit der Berrechnung der Defraudationd «Strafen in 
Fleiſchaufſchlags⸗Sachen zu halten fey, wird hiemit allergnädigft verordnet, daß, in Uebereins 
ſtimmung mit der Malzanffchlagd - Verordnung, 

4) die Hälfte der Defraudationds Strafen dem Anzeiger zufommen, und 

2) von ber zweiten Hälfte dieſer Strafen die eine Halbfcheide derjenigen Communität, in 
welcher fich der Straffall ergeben hat, und die andere Halbfcheide dem Staats⸗Aerar vers 
rechnet werden folle.») 

Welches hiemit burdy das Negierungsblatt zu Jedermann Wiſſenſchaft und wd Nachachtung 
bekannt gemacht wird. 


München, den 5. Mai 1809. 
Reg. Bl. v. 3. 1809. St. AXXIV. ©. 770. 


a) M. ſ. M. G. S. J. 1771. ©. 544 
b) M. vgl. nachſtehenden 9.92. 


35* 
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$. 91. 
(Die Unterfuhung und Beftrafung der Zleifch » Auffchlags » Defraudationen betr.) 
M. J. K. 


Nachdem. Wir durch Unſere Verordnung vom 30. Januar d. 9.) den geſammten 
Fleiſch⸗Aufſchlag an die Communen überwieſen, und denſelben die Perception dieſes bisherigen 
Aerarial⸗Gefaͤlls auf ihre eigene Regie überlaſſen haben; fo wollen Wir auch in deſſen Folge vie 
durch dad Mandat vom 34. December. 1808. b) audgefprochenen Beftimmungen rüdfichtlich ber 
Unterfuchung und Beſtrafung der Fleifch» Auffchlags : Defraudationen dahin modificiren, daß hier- 
Aber von nun. an Unfere untern Polizeis Behörden in erfier, und Unfere Generals Kreis : &ommif: 
fariate in zweiter Inſtanz erfennen, die weitern Recurſe aber, wo folche ob summam appella- 
bilem zuläßig find, mit Einhaltung der allgemein vorgefchriebenen Frift von dreißig Tagen, 
Unferm Geheimen Rathe zur Entfcheidung vorbehalten bleiben follen. 

Uebrigens belaffen Wir e& bei den durch gedachte Mandat feftgefeten Strafen, ſowohl 
gegen die Defraudanten, ald auch gegen nachläßige untrene Einnchmer, und befehlen ven Polizei⸗ 
Behörden wiederholt, auf alle Umſchleife wachſam zu ſeyn. 

Diefe Unfere Entſchließung wird durch dad Regierungsblatt zu Sedermannd Wiſſenſchaft 
und Nachachtung hiedurch bekannt gemacht. | 


München, den 7. Auguſt 1813. 
Reg. Bl. v. J. 1813. St. XLIII. S. 1000. 


$. 92. 
(Die Unterfuhung und Beltrafung der Defraudationen der GemeindesBefälle betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. . 
Auf die von dem kocal⸗Eommiſſariat der Stadt Nürnberg mittels Berichts vom 9. Oc⸗ 


tober d. J. geſtellten Anfragen: 


1. In welche Kaſſen die Strafen wegen Defraudation der FleifchAuffchlagsgefälle fließen 
follen und 
2. Ob die Unterfuchung und Beftrafung der Getreid + Aufihlags + Defraubationen fünftig 
ben Communal-Adminiftrationen ober den Polize. ⸗Behoͤrden zuſtehe ? 
Wird hiemit beſchloſſen: 
ad 4) Die Strafen wegen Defraudation der Fleiſch⸗ Aufſchlagsgefaälle gehören den treffenden 
Communal + Kaffen, weldyen nad) ber Verordnung vom 7. Auguft d. 3.'°) die Percep⸗ 
tion und Verwendung jener Gefälle überlaffen iſt. 
ad 2) Die Unterfuhung und Beftrafung wegen Defraubation der den Communen zuftändigen 





a) M. f. die Einleitung zu diefer Rubrik u. Abtheilung xXi. Abſchnitt I. 
b) M. f. die Verordnung $. 80. 
c) M. ſ. die vorftehende Verordnung $. 91. 


Richterliches Derfahren in abminiftrativ scontentiöfen Gegenftänben. 271 


Gefälle an Fleifchse und GetreidsAuffhlag, Pflafterzöllen u. ſ. w. ift als 
lenthalben von ben PolizeirBehörben in eriter Inſtanz vorzunehmen. 


München, den 8. December 1813. 


) 
An 
das Königliche Local Commiſſariat ber Stadt Nürnberg, und an ſaͤmmtliche General Kreis Commiſſariate 
des Koͤnigreichs alfo ergangen. 


Ausgefhrieben von dem Koͤniglichen General:Sommifjariate 


a) des farkreifes unterm 25. Mai 1814. Int BI. f. d. Ifarkreis 1814. St. I. ©. 11. 
D) des Dberdonaukreifes unterm 22. December 1813. Eichitädter Int. BI. 1815. St. J. ©. 1. 
. 0) des Rezatkreiſes unterm 14. Jaͤnner 1814. Int. BI f. d. Rezatkr. 1814. St. IV. ©. 105. 


5) Der Lottodefraudationen, 


Das Spielen in auswärtige Lotterien, ebenfo wie das Eollectiren für dieſelben ift ſchon durch 
die Hurfürftlichen Mandate vom 1. October 1769, 12. März 1773 und 24. December 1779. (M. ©. ©, 
1784 Bd. I. S.305, 340 und 427.) dann durch die Allerpöchften Verordnungen vom 20. Juli 1801 und 6. März 
1802 (Reg. BI. v. I. 1801. St. XXX. ©. 467. und v. 9. 1802. Et. X. ©. 158 a) unterfagt. Nur 
die darin enthaltenen Geld: resp. Arrefiftrafen wurden durch die nachſtehende Verordnung geändert. Die 
Vormationen der Kreisregierungen von 1817 $. 31 und 1825 $. 62 (f. u. Abſchn. III.) haben die frühere 
Eompetenzregulirung beftätigt. Obgleich hier nur von der Judicatur in Loftodefraudationen, dem formels 
len THeil dee Verordnung vom 14. Auguft 1810. (8. 93.) die Rede feyn fol, fo konnte doch bei dem ges 
ringen Umfange der übrigen (materiellen) Beflimmungen jener Verordnung die Aufnahme des ganzen Terte® 
nicht wohl umgangen werden. 








a) Dan vergl. wegen der Verordnung vom 20. Juli 1801 die Abtheilung XIV. Abfchnitt 6. gegen⸗ 
wärtiger Sammlung. Die obenerwaͤhnte hurfürflihde Verordnung vom 6. März 1802. lautet 
wie folgt: 

(Die auswärtigen Lofterien betr.) Ä 

Durd den fi verbreitenden nachtheiligen Einfluß auswärtiger Lotterien und Gluͤcefpiele haben 
Sich Seine Churfürſtliche Durchlaucht vermoͤg hoͤchſter Entſchließung vom 26. Februar veranlaßt geſehen, 
die Gerichts⸗ uud Polizei⸗Obrigkeiten auf die dagegen beſtehenden Verordnungen vom 1. October 1769, 
12. März; 1775, 26. Mai 1778 und 24. December 1779 anzumeifen, wodurch den Unterthanen 
aller Einfag in fremde Staatölotterien, zu welchem Endzwecke fie auch errichtet feyn mögen, unter einer 
nah Maaf des Bermögens, dann des hohen oder niedern Spieles feitgefegten Strafe verboten ift. 

Beſonders foll dieſe Beltrafung unnachſi chtlich gegen diejenigen eintreten, welche fuͤr ſolche aus⸗ 
waͤrtige Gluͤcksſpiele im Lande einſammeln, oder durch Vorſtellung ſcheinbarer Vortheile andere dazu zu 
verleiten trachten. 

Dieſe hoͤchſt landesherrliche Verfuͤgung wird daher allgemein bekannt gemacht, und inbbeſondere 
den Polizei⸗Behoͤrden genaue Wachſamkeit wider alle Gegenhandlungen aufgetragen. 


Muͤnchen, den 6. Maͤrz 1802. 
Churfuͤrſtliche General-Landes⸗Direction. 
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$. 91. 
(Die Unterfuhung und Beftrafung der Fleiſch-Aufſchlags⸗Defraudationen betr.) 
M. J. K. 


Nachdem. Wir durch Unſere Verordnung vom 30. Januar d. 3. a) den geſammten 
Fleiſch⸗Aufſchlag an die Communen überwiefen, und. denfelben die Perception biefes bisherigen 
Aerarial-Gefälld auf ihre eigene Regie überlaffen haben; fo wollen Wir auch in deffen Folge die 
burd, dad Mandat vom 34. December. 1808. b) ausgeſprochenen Beftinnmungen rückſichtlich ber 
Unterfuchung und Beſtrafung der Fleiſch⸗Aufſchlags-Defraudationen dahin modiftciren, daß hier⸗ 
über von nun an Unſere untern Polizets Behörden in erfier, und Unfere Generals Kreis: Gommif: 
fartate in zweiter Inſtanz erfennen, die weitern Recurſe aber, mo folche ob summam appella- 
bilem zuläßig find, mit Einhaltung der allgemein vorgefchriebenen Frift von dreißig Tagen, 
Unferm Geheimen .Rathe zur Entfcheidung vorbehalten bleiben follen. 

Uebrigens befaffen Wir es bei den durch gedachtes Mandat feſtgeſetzten Strafen, ſowohl 
gegen bie Defraudanten, ald auch gegen nachläßige untreue Einnehmer, und befehlen den Polizeis 
Behörden wiederholt, auf alle Umfchleife wachſam zu feyn. 

Diefe Unfere Entfchließung wird durch das Negierungsblatt zu Jedermanns Wiffenfchaft 
und Nachachtung hiedurch befannt gemacht. 

München, den 7. Auguft 41813. 


Reg. SL. v. J. 1815. St. XLIII. &. 1000. 


9 m. 
(Die Unterfuhung und Beftrafung der Defraudationen der Gemeinde⸗Gefaͤlle betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät bed Könige. 

Auf die von dem Local⸗Commiſſariat der Stadt Nürnberg mittels Berichts vom 9. Dcs 
tober db. J. geftellten Anfragen: 

41. Sn welche Kaffen die Strafen wegen Defraudation der Fleiſch⸗Aufſchlagsgefälle fließen 
follen und 

2. Ob die Unterfuchung und Beftrafung der Getreid⸗ Aufſchlags + Defraubationen fünftig 
den Communal-Adminiftrationen oder den Polize. Schörden zuſtehe 7 

Wird hiemit beſchloſſen: 
ad 4) Die Strafen wegen Defraudation ber Fleiſch⸗Aufſchlagsgefälle gehören den ‚treffenden 

Communal ⸗Kaſſen, weldym nad ber Verordnung vom 7. Auguſt d. J. ) bie. Percep⸗ 

tion und Verwendung jener Gefälle überlaſſen iſt. 

ad 2) Die Unterfuchung und Beftrafung wegen Defraudation der den Communen zuftänbigen 





a) M. f. die Einleitung zu diefer Rubrik u. Abtheilung xl. Abſchnitt l. 
b) M. f. die Verordnung 6. 89. 
c) M. ſ. die vorſtehende Verordnung $. 91. 
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Gefälle an Fleiſch⸗ und GetreidsAuffchlag, Pflafterzöllen m. ſ. w. ift als 
Ienthalben von ben PolizeisBehörden in erfter Inftanz vorzunehmen. 


München, den 8. December 1813. 


1 
An 
das Koͤnigliche Local · Commiſſariat ber Stadt Nürnberg, und an ſaͤmmtliche General Kreis. Commiſſariate 
des Königreihs alfo ergangen. 


Ausgefhrieben von dem Koͤniglichen General:SCommifjariate 


a) des farkreifes unterm 25. Mai 1814. Int BI. f. d. Sfarkreis 1814. St. I. ©. 11. 
b) des Oberdonaukreiſes unterm 22. December 1813. Eihitädter Int. Bl. 1815. St. J. S. 1, 
. 0) des Rezatkreifes unterm 14. Jaͤnner 1814. Int. BL f. d. Rezatkr. 1814. St, IV. ©. 105. 


5) Der Lottodefraudationen, 


Das Spielen in auswärtige Lotterien, ebenfo wie das Collectiren für diefelben ift fhon durch 
die Hurfürftlihen Mandate vom 1. October 1769, 12. März 1773 und 24. December 1779, (M. ©. ©. 
1784 Bd. I. ©.305, 340 und 427.) dann durch die Allerpöchften Verordnungen vom 20. Juli 1801 und 6, März 
1802 (Reg. BI. v. I. 1801. St. XXX. ©. 467. und v. 9. 1802. Et. X. ©. 158 a) unterfagt. Nur 
die darin enthaltenen Geld: resp. Arrefiftrafen wurden durch die nadftehende Verordnung geändert. Die 
Formationen der Kreißregierungen von 1817 $. 31 und 1825 $. 62 (f. u. Abfchn. III.) haben die frühere 
Gompetenzregulirung beftätigt. Obgleich hier nur von der Zudicatur in Lottodefraudationen, dem formels 
Ien Theil dee Verordnung vom 14. Auguft 1810. ($. 93.) die Rede feyn fol, fo konnte Doc bei dem ges 
singen Umfange der übrigen (materiellen) Beflimmungen jener Verordnung die Aufnahme des ganzen Textes 
nicht wohl umgangen werden. 








a) Dan vergl. wegen der Verordnung vom 20. Zuli 1801 die Abtheilung XIV. Abfchnitt 6. gegen 
wärtiger Sammlung. Die obenerwäpnte hurfürftlide Verordnung vom 6. März 1802. lautet 
wie folgt: 

(Die auswärtigen Lotterien betr.) 


Dur den fig verbreitenden nachtheiligen Einfluß auswärtiger Rotterien und Gluͤcksfpiele Haben 
Sich Seine Ehurfürftliche Durchlaucht vermög höchfter Entfhliefung vom 26. Februar veranlaft gefehen, 
die Gerichts⸗ und Polizei s Obrigkeiten auf die dagegen beftiehenden Verordnungen vom 1. October 1769, 
12. März 17735, 26. Mai 1778 und 24. December 1779 anzumeifen, wodurch den lnterthanen 
aller Einfag in fremde Staatslotterien, zu welhem Endzwede fie auch errichtet feyn mögen, unter einer 
nah Maaß des Bermögens, dann des hohen oder niedern Spieles feitgefegten Strafe verboten ift. 

Befonders foll diefe Beftrafung unnachfichtlich gegen Diejenigen eintreten, welche für ſolche aus» 
wärtige Gluͤksſpiele im Lande einfanımeln, oder duch Vorſtellung ſcheinbarer Vortheile andere dazu zu 
verleiten trachten. 

Dieſe hoͤchſt landesherrliche Verfuͤgung wird daher allgemein bekannt gemacht, und insbeſondere 
den Polizei⸗Behoͤrden genaue Wachſamkeit wider alle Gegenhandlungen aufgetragen. 


Münden, den 6. März 1802. 
CHhurfürftlide GeneralstandessDirection,. 
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$. 93. 
(Das Berbot des auswärtigen Lottofpieles betr.) 


M. J. K. 


Obgleich bereits ältere und neuere Verordnungen «) beſtehen, durch welche das Spiel in 
auswärtige Lotterien, bad Gollectiren für Diefelben, das Unternehmen einer Privat Lottoanftalt, 
oder eines fogenannten Wettcomptoirs, und dad Ausfpielen von Gütern oder Effecten durch die 
Lotterien, in Unfern Etaaten verboten ift, fo haben Wir doc) aus mehreren zu Unferer Kennts 
niß gebradyten Vorfällen wahrnehmen müffen, daß biefe Verordnungen theild wieder in Vergeffens _ 
heit gekommen, theild nicht überall, befonders in den neu erworbenen Theilen Unſeres Reiches, 
hinlänglic, befannt find, und anbei in ihrer Vollziehung wegen Unvollftändigkeit zu Anftänden 
Anlaß geben. 

Wir finden Und daher bewogen, nad, vorläufiger Vernehmung Unferd Geheimen Rathe, 
nachfolgende allgemeine Verordnung zu erlaffeı. 

I. 


Das Spiel in ausländifche Lotterien, das Gollectiren für biefelben, dad Unternehmen 
einer Privat Lottoanftalt, oder eines fogenannten Wettcomptoirs, und das Ausfpielen von Gü⸗ 
tern ober Effecten durch irgend eine Lotterie ift und bleibt ohne Unfere Allerhöchfte Bewilligung 
in Unferm Reiche Sedermann verboten. 

II. 


Auf die Uebertretung dieſes Verbotes werden nach Verſchiedenheit der Fälle folgende 
Strafen geſetzt: 

4) Derjenige Unſerer Unterthanen, welcher ſchuldig befunden wird, in einer auslänbifchen 
Lotterie geſpielt zu haben, wird mit 25 Gulden, oder wenn er wegen Dürftigkeit dieſe 
Geldſtrafe nicht bezahlen kann, mit achttägigem Gefängniffe geftraft. 

2) Derjenige Unferer Unterthanen, welcher überführt wird, in Unferm Reiche für aus⸗ 
wärtige Lotterien Collecten übernommen, oder dad Spielen in benfelben durch Berfens 
dung der Looſe, Spichiften, oder wie immer befördert zu haben, foll mit 50 Gulden, 
oder bei Zahlungs» Uinvermögenheit, mit vierzehntägigem Gefängniffe beftraft werben: 

Der nämlichen Strafe follen auch die Ausländer unterliegen, welche in Unferm 
Reiche mit Eollectiren für ausländiſche Lotterien, oder mit Beförderung bes Spielend 
in denfelben betreten werben. 

9) Wer in Unferen Staaten eine Privat» Lottoanftalt, ober ein fogenanntes Wettcomptoir 
auf die Ziehungen anderer Lotterien unternimmt, fol mit 400 Gulden, ober mit viers 
mwochentlichem Gefängniffe geftraft werden. Diejenigen hingegen, weldye in einer fols 
chen Privats Eottoanftalt fpielen, follen ber Strafe unterliegen, welche auf bad Spies 
Ien in auswärtigen Lotterien geſetzt tft. 

4) Wer ohne vorläufige höhere Authorffation ein Gut, oder was immer für Effecten auf 
die Ziehung irgend einer Lotterie ausſpielen läßt, ſoll eine Geldſtrafe, die dem vierten 


a) M. ſ. das vorftehende Vorwort. 
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Theile des Werthes bed audgefpielten Objeetes gleichkommt, ober einer verhältnißmäßts 
gen Gefängnißftrafe unterliegen. Diejenigen hingegen, welche an einem folchen Spiele 
Antheil nehmen, follen mit dem dreifachen Geldbetrage ber von ihnen abgenommenen 
Loofe, oder ebenfalls mit verhältnißmäßigem Gefängniffe geftraft werden. 


II, 


Gegen diejenigen, welche gegenwärtiged Verbot in irgend einem Puncte auf eine und 
bie nämliche Weife öfter übertreten, follen bie im vorhergehenden $. anf eben dieſelbe Art ber 
Uebertretung feſtgeſetzten Strafen von jedem neuen Webertretungsfalle verdoppelt und nach Ums 
ftänden noch höher gefteigert werden. 


IV. 


In allen Fällen, wo es ſich um Lebertretung der gegenwärtigen Verordnung handelt, 
fol die Judicat ur in erfter Inſtanz den conftituirten Polizeibehörden, fohin in Städten den 
Polizeis Directionen oder PolizeisCommiffariaten, und auf dem Lande fo wie in Fleinern Städs 
ten den Land: oder Untergerichten zuftehen. 


V. 


Von den Untergerichten findet in einem präcluſiven Termine von 30 Tagen die Appella⸗ 
tion zu den einſchlägigen General⸗Commiſſariaten ſtatt, welche in zweiter und letzter Inſtanz 
erkennen. 

VI. 


Erreicht die Strafe die Summe von 400 fl., fo geſtatten Wir dem Verurtheilten in einem 
Termine von 30 Tagen den Recurs an Unfern Geheimen Rath, 


VII. 


Das richterliche Verfahren in Unterſuchung und Aburtheilung der ſtrafbaren Handlungen, 
wodurch dieſer Verordnung entgegen gehandelt wird, iſt ſummariſch. 


viu. 


Von den angefallenen Geldſtrafen ſoll ein Drittheil dem Anzeiger oder Denuncianten, ein 
Drittheil dem Local⸗Armenfond und ein Drittheil der Kaffe der General⸗Lotto⸗Adminiſtration zus 
fallen, und audgehändiget werden. 


IX. 


Alle Obrigkeiten, befonderd aber alle Polizeir Behörden werden hiemit nachdrücklich bes 
auftragt, über die genaue Beobachtung dieſer Berorbnung fireng zu wachen. Bei gegründetem 
Verdachte, daß derfelben entgegen gehandelt werde, find fie ermächtigt, Hausſuchungen anzuftels 
fen, alle auf das verbotene Spiel Bezug habenden Papiere und Gelder in Befchlag zu nehmen, 
und die Verbächtigen bei wahrfcheinficher Gefahr der Entweichung zu arretiren. Wo aber biefe 
legte Maßregel nothwendig erachtet wird, muß die Unterfuchung längſtens innerhalb. 48 Stunden 
nad) der Arretirung ihren Anfang nehmen. Finden die Behörden eine Milderung der ausgeſpro⸗ 
chenen Strafe oder eine Berwandlung derfelben in eine außerordentliche hinreichend motivirt, fo has 
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sen fle die Gründe Unferm Minifterium des Innern mittelft Berichts vorzulegen, und die Ent 
fchließung zu gewärtigen, 
Diefe Verordnung fol durch das Negierungeblatt kund gemacht werben. «) 


München, den 14. Auguft 1810, 
Reg. Bl. 9 J. 1810. St. XL, ©. 674. 


II. Bei streitigen Brandversicherungsfällen. 


Die bei ftreitigen Brands Verfiherungs:Gegenftänden anzumendenden Normen find in den nachftes 
henden Art. 19. 38. 39. u. 40. enthalten. Die allgemeine Brandverfiherungs « Drdnung vom 23. Januar 
4811 felbft muß mit den fle begleitenden Novellen in der Abtheilung XIV. Abſchnitt 6. nachgeſehen werden, 


Abschnitt I. 
Titel I. 


Auszug.) Art, 19. 


...... Ergeben ſich wichtige Zweifel, ob ein Brand wirklich in Folge militaͤriſcher 
Bewegungen und Gefechte, oder aus Nachlaͤßigkeit, Muthwillen oder Bosheit einzelner Soldaten 


entſtanden ſey, ſo haben die Polizeybehörden, unter Vorbehalt des Recurſes an den Staatsrath 
darüber zu entſcheiden. 


a) Das „Verbot des auswärtigen Lottoſpiels“ wurde durch Allerhoͤchſte Verordnung vom 7. Sept. 
1818 auf nachftehende Weife erneuert: 


M. J. K. 


Es iſt zu Unſerer Kenntniß gekommen, daß ungeachtet der beſtehenden Verbote in auswaͤrtigen 
Lotterien geſpielt, und für diefelden heimliche Collecten angeftellt werden; insbeſondere aber, daß von den 
Gollecteuren auswärtiger Glafien sLotterten häufig der Unfug getrieben werde, dag fie vielen Perfonen vers 
ſchiedene Standes LotteriesLoofe auf der Poft zufenden, und diefelben zur Einlage reigen. 


Wir wollen daher Unfere Allerhoͤchſte Verordnung vom 14. Auguft 1810. hiermit neuerdings 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht haben, und. mweifen alle Uinfere Stellen und Behörden hiermit ernſtlich 
an, über den genauen Vollzug diefes Gefege® zu machen, und in vorfommenden Fällen die darin fejlges 
fegten Strafen unnachläßig in Anwendung zu bringen. | 


Insbeſondere verordnen Wir, daß jedermann, welchem Loofe auswärtiger Claſſen-Lotterien zuge: 


fendet werden, diefelben ohne Verzug der vorgefegten Poligeis Behörden überliefere, um ſolche ohne weis 
ters zu vernichten. 


Diefe Unfere Allerhoͤchſte Beftimmung mit Unferer Verordnung vom 14. Auguft 1810. ift im 
Allgemeinen Suteligenz:Blatte und in fämmtlihen Kreis : Intelligenz» Blättern bekannt zu machen. 


Tegernfee, den 7. September 1818. 


Reg. Bl. v. 3. 1818. St. XLIV. ©. 1008. 


Richterliches Verfahren in. abminiitratio scontentidfen Gegenftänden. 275 


Abschnitt HL 
Erster Titel, 


Adminifirative und polizeiliche Behandlung ber fireitigen Brandverfiherungs 
Gegenftäönde im Allgemeinen, 


Art, 38. 

Ale Streits Gegenſtande ‚ welche die Brandverſicherung betreffen, ſollen in der Regel 
als wahre Polizei⸗ und Verwaltungs⸗Gegenſtaͤnde auf polizeilichem und adminiſtrativem Wege 
behandelt, und nicht in den Rechtsgang gezogen werden, außer in den Faͤllen, welche der Art. 
40. ⸗) benennen wird. 

Dieſe Regel ſoll namentlich angewendet werden, auf alle Fragen über verweigerten 
Eins oder Austritt in die Anſtalt; über. verweigerte, verzögerte, ober unrichtig ausgeſtellte Auf⸗ 
nahme» Zeugniffe, über zu hohen oder zu niedrigen Anfchlag ber Gebäude, über veriweigerte, vers 
zögerte ober verkürzte Entfhädigung, über Unrichtigfeiten in ben Schägungen ber Brandichäben, 
über zu viel geforderte oder fchon erhobene Beiträge und andere Leitungen, über Anſpruͤche auf 
Nachlaͤſſe, über einfaches Verfchulden bei ausgebrochenen Feuersbruͤnſten und über zuerkannte 
oder noch zu erkennende Strafen und Geldbußen. 


Art. 39. 
Inſtanzen, Fatalien, Berufungs: Summe. 

Sn allen vorbenannten Gegenftänden wird von den Polizeis Directionen und Conmiſ⸗ 
fariaten und von den Land» und Mediat⸗-Gerichten nach gewöhnlichem polizeilichen und admini⸗ 
flrativen Verfahren verfügt, fofern nicht Die Linterbehörden ſelbſt als betheiligt und beflagt ers 
fheinen, wo ſodann anſtatt derfelben von den Generals Kreiss Sommifjariaten eis benachbartes 
Untergericht oder PolizeisComttiffartat, als erſte Inſtanz zu ſubſtituiren iſt. 

Beſchwerden gegen Verfügungen ber General⸗Kreis⸗Commiſſariate eignen ſich, in jo 
ferne fle nicht contentiäfer Natur find, vorerſt zur Unterfuhung und Erledigung des Miniſteriums 
des Innern. 
In Gegenftänben contentiöfer Natur kommt es darauf an, ob der Betrag die Summe 
non 400 fl. ‚srreiche oder nicht. Im erſten Falle bleibt von den Verfügungen bed. Generals 
Kreis Sommiffariated der Recurs an den Geheimen Rath offen. Im letztern alle bleibt es bei 
der Euticheibung bed Oeneral Kreis» Commiffariats als letter Inſtanz. 

Das Berufungs⸗Fatale wird ſowohl von erfer zur zweyten Sun, als zum Recurſe 
an den Geheimen Rath auf 30 Tage geſetzt. 
3veiter «itel 
Von den gerichtlichen Streits ®egenRänden. 
- Bor Art. 40. 
Zur grriärticen Verhandlung eisuen ſich: 
Erftend: Streitigfeiten aus beſondern zwiſchen verſchiedenen Theinhaern der An⸗ 





Bd. 11. 36 
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ftalt, oder zwifchen Vermiethern und Methsleuten u. Bel. in Bezug auf die Brandverficherung 
geſchloſſenen Verträgen auf Anrufen der Parteien. im oxrdentjichen Wege. 
Zweitens: — eiten zwiſchen verſchiedenen Miteigenthümern ‚ dann zwiſchen 
Glaͤubtgern und Schuldnern uͤber die Einverkeibung rines Gebaͤudes, und üßer den Anſchlag 
desſelben; ebenfalls auf Anrufen der Parieien, im ordentlichen Wege nach Inhalt der Art. 6 u. 42. ») 


Drittens: Erfenntniffe über offenbares "grobes Berfchulden oder Bosheit bei Feuers⸗ 
brünften ‚ über den Grab der Zerechnung, über die Befirafung ber Schuldigen, über den Ber; 
luſt des Eniihäbigungeredhte ganz oder zum Theile oder Aber den zu leiſtenden Erſatz mit Rück⸗ 
ſicht auf Dem Art, 418.)) 

Die competente Gerichtsbehdede hat in dieſen Faͤllen, nach erfolgter Mithelnms der 
Acten von Seite des Geueral⸗Kreis⸗ Eommiſſariats, ex officio zu verfahren. 

Viertens: Erkenntniſſe und Verfügungen über die Forderungen der Brandverfiches 
rungsanftalt bei Concurſen, in Gemäßheit ber Art. 6. und 23. «) bei den Land- und Unterges 
richten ex officio, und bei den Stadtgerichten auf Requiſition der polizei⸗Behoͤrden. 


Münden, den 23. Januar 1811. 
Reg. BI. v. 5. 1811. &. M. ©. 164. 


a, b, u, c, Die bier elegicten Artikel; 6, 12, 18 u. 25. lauten woͤrtlich wie folgt: 
| Art. . J 
Miteigentpämer, Hppothecargläubiger. und Schuldner. 
Wonn ein Miteigenthümer eines Gebäudes die Ginverleibung,- defielben gerichtlich verlangt, 
fo müffen die. übrigen Witeigentpümer. ebenfalls beitreten, und jeder Gingelne . haftet für das 
Ganze des Gebäudes. Gs macht hiebei Feinen Unterfhied, ob ein ſolches Gebaͤude ch noch im 
ungetheilten Beſitze ſaͤmmtlicher Miteigenthümer befinde, oder nad) gewiffen, nicht für fich ſelbſt 


beſtehenden, und ein eigens Gebäude Bildenden Thellen z. B. zu 3, 1/4 v. fi w. von verfäies 
denen Eigenthümern befeffen werde. 

Wenn ferner der Eigenthuͤmer eines noch nicht verſicherten Gebaͤudes in Gant geraͤth, ſo muß 
dasſelbe, ſobald es ein Hypothecar-Glaͤubiger verlangt, von Gerichtswegen auf Koſten der 

Muſſe, der Anftalt einverleiht werden. 

Die Leiftungen zur Anſtalt, welche auf verficherten, aber in Sant oder fonft unter Adminl⸗ 
firstion liegenden: Gebäuden haften, werden von dem Guraton oder, Adminiſtrator entrichtet, ohne 
Daß ed deßhalb einer befonderen Genehmigung. beduͤrfe. J 

Schuldner, auf deren noch nicht verſicherten Gebäuden gerichtliche Hppotheken angelegt find, 
find ebenfalls verbunden, ruͤckſi ichtlich dieſer Gebaͤude, ſobald ein Hypothekenglaͤubiger gerichtlich 
darauf antraͤgt, der Anſtalt beizutreten; es waͤre denn, daß er zu Abtragung der Schuld binnen 
3 Monaten — auch wenn bis dahin die Verfallzeit noch nicht verfloſſen wäre, — 4 anheiſchig 
machte, und hiefuͤr vorläufige genuͤgliche Sichexheit leiſten koͤnnte. 


Ati 29, ° 
Anſchlag der Gebaͤnde. 
Mit der Erklaͤrung des Beitritts muß auch die Benennung derienigen Gebäude, wolche ver: 


Tr’ 
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Bestimmungen über Comprtenz- Conflicte und das Verfahren bei deren Entstehung. 


Einleitung 


SompetengSonfliete find vorhanden, wenn zwei Behörden unter ſich im Widerſpruche find, in der 
Art, daß die eine die Zujtändigkelt der andern beftreitet, oder ihre eigene nicht als begründet anfehen will. 
Lehnen beide die Zuftändigkeit zugleih ab, fo befteht ein negativer CompetengsGonflict. Die Streitfrage 
über die Sompeten; kann aus der Ungewißheit der örtlichgezogenen Gerichtsgrenze oder über die Grenzlinie der 
. Zuftändigteit, wie gwifhen Sand: und Patrimonials Gerichten, oder aus der Ungewißheit über die Begriffs, 
categorie des Begenftandes felbft entipringen. Die legteren Sonfliete, wovon eigentlich Hier die Rede ift, find 
die Streitigkeiten zwiſchen verfchiedenartigen Dienfteszweigen, nämlih Verwaltungs und Gerich tsbehoͤrden. 





fidert werden follen, und ein Anfchlag derfelben nach einer runden Summe von Gulden verbuns 
den werden. 

" Die Größe der Anſchlagſumme ift im Allgemeinen der Willkuͤhr Überlaffen, doch foll diefelbe 
nicht weniger als 30 Gulden für Jedes einzelne Gebäude betragen, aber Auch den wahren 
Werth nie überfteigen. 

Bei Gebaͤuden minderjäpriger und unter Curatel ftehender Perfonen hingt die Groͤße des 
Anſchlags von dem Ermeſſen der Vormuͤnder und Curatoren ab. 

Bei Gebaͤuden, deren Einverleibung In Folge des Art. 6. von den Miteigenthümern oder 
Glaͤubigern gerichtlich verlangt und erwirkt wird, wird die Größe des Anfchlags, wenn die Ins 
tereffenten fich nicht felbft darüber vereinigen koͤnnen, von Gerichtöwegen beftimmit. 

Sn beiden vorbenannten Faͤllen darf der Anfchlag auf weniger nicht, als die Hälfte des wah⸗ 
ren Werths gelegt werden, 

Der Anſchlag Kann von den Tpeilnehmern von Jahr zu Jahr erhoͤht, oder herabgeſetzt wer⸗ 
den; immer jedoch mit der Beſchraͤnkung, daß der wahre Werth nicht uͤberſtiegen, und die bei 
Einſchaͤtzungen von Vormundſchafts⸗ oder Gerichtswegen vorgeſchriebene Hälfte des Werths 
nicht verkuͤrzt werde. 

Jeder insbeſondere, welcher ſeinen Anſchlag vermindern will, hat auszuweiſen, daß dieſe 
Minderung nicht den Rechten Dritter, vorzüglich der Miteigenthuͤmer und Glaͤubiger, nachtheilig ſey. 

Der Anfhlag der Gebäude für die Brandverfiherung fol übrigens weder bei: den Steuern, 
noh bei andern Anlagen, noch fonft zur Richtſchnur dienen, fondern im jeder Art unver 
fänglich ſeyn. . 


Art. 18. 
Beuersbrünfte aus Berfhulden und Bosheit. 


Wenn aus einem jedoch nicht groben Verſchulden des Eigentümers, ober eines Dritten 
Feuer entfteht, fo wird zwar der Befchädigte ohne allen Anſtand entfchädigt, gegen den Schul⸗ 
digen aber die geeignete poligellihe Ahndung verfügt. 

Iſt Hingegen die Schuld offenbar von großer Art, Culpa lata, fo hat die Anftalt gegen 
jeden Dritten, welchem die Schuld zur Laſt Liegt, einen rechtlichen Anſpruch auf Erfag der 
Schaͤden, in fo weit folde den befhädigten Mitgliedern der Anptalt wirklich vergütet worden find. 


Wenn aber der. Schuldige felbft ein Theilnehmer der Anfalt und durch feine eigene Schuld 
mit beſchaͤdigt worden iſt, fo iſt er nicht nur feiner eigenen Eutſchaͤdigungs⸗Forderung ganz, 
36 * 
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Die zufällige Sombination ftaatsrechtlicher, corporativer oder privatrechtliher Verhaͤltniſſe ift jedoch zu mans 
nigfaltig , als daß durch allgemeine Verordnungen die Natur eined jeden Givilrchtös oder Adminiftrativ » Gegens 
Rande fich erfhöpfen ließe. Bei Entfheidung der vorkommenden Säle tritt in Griiängiyng pofiiiwer ger 
fegliher Beftimmungen immer das arbitrium judieis ein. Was daper in dem Titel 111. des gegenwärtis 
gen Anhangd aufgenommen, ift nur exemplicative zu verfichen. Es find einige Beifpiele zur mas 
teriellen. Beurtheilung der Lehre von den Gompetenzftreitigkeiten, die nah dem allgemeinen Spftem dieſes 
Werkes geordnet find. Selbſt innerhalb diefer Aufnahme konnte nad dem fo eben Gefagten nicht erfchbs 
pfend zu Werke gegangen werden; man Fonnte und wollte nur einige, gewiß nicht unintereffante Anhaltds 
puncte geben. Die erften beiden Titel des Anhangd dagegen enthalten 1) einzelne Verordnungen zur Vers 
hütung von Sompetenzjtceiten, und 2) Die Normen über das Verfahren bei entftandenen Gonflicten. Das 
Maafgebende bei der Aufnahme konnte nur dad allgemein Eormelle ſeyn. Gbenfo ausgeſchloſſen 





oder nach Umjtänden zum Theile verluftig, fondern er hat auch, wie jeder Dritte, für alle zur Ver⸗ 
gütung der von ihm verurfadhten Schäden aus der Anftalt gemadten Zahlungen GErfag zu leiſten. 


Haftet jedoch auf den befhädigten Gebäuden eines folhen ſchuldigen Theilnehmers eine Hypo⸗ 
thek; fo wird zwar zum Beſten des Gläubiger die Entfhädigung aus der Anftalt vorgefchofien, 
die feinerzeitige Rüdvergütung aus den Mitteln des Schuldigen aber vorbehalten. 

Was als grobe Schuld anzufehen fey, richtet ih nah den Beflimmungen des Straſ⸗ 
geſetzbuches. 

Wuͤrde ſchließlich Jemand kein eigenes Gebuude gefliſſentlich und aus Boebeit. anzuͤnden, 
ſo verliert ſolcher ſeinen ganzen Anſpruch auf Entſchaͤdigung und hat die geſetzliche Beſtrafung 
zu erwarten. 


Art. 23.  - 
Vorrechte bei Concurſen. 


Wenn ein Theilnehmer der Anſtalt in Goncurs geraͤth, fo Hat die Anſtalt hinſichtlich der 
ruͤckſtaͤndigen und im Laufe des Goncurfes verfallenen Beiträge das Vorzugsrecht dergeſtalt, 
daß ſie unmittelbar jenen Capitalien vorgehen ſollen, welche zur Wiedererbauung der Gebaͤude 
dargeliehen worden. 

Dasſelbe Recht wird auch den Stellvertretern und Miethleuten ruͤckſichtlich derjenigen Gelder, 
welche fie in Gemaͤßheit des Art. 4. zur Anſtalt erweidlich vorgeſchoſſen haben, eingeräumt, 
mit der Beſchraͤnkung jedoch, daß dieſes Vorrecht ſich nur auf den Vorſchuß eines Jahres 
und nicht weiter erſtrecken ſoll. 

Ruͤckſichtlich derjenigen Gelder, welche von der . Anftale in Folge des Art. 18. und unter 

dem Vorbehalte der Rüdvergütung vorgefhoflen worden find, hat die Anſtalt in dem Concurſe 
das Vorzugsrecht unmittelbar vor den Currentglaͤubigern; hinſichtlich der Forderungen aus 
einer verwirkten Strafe wird die Anſtalt bei Concurſen ganz in der naͤmlichen Art behandelt, 
wie der landetherrliche Fibcus, ruͤckſichtlich ſeiner Forderungen aus dem Titel der Strafe oder 
‚ Qermwirkung. 
Wenn endlih Gelder, welche zur Anftalt beſtimmt waren, und derjenige, welcher fi) die 
Unterflagung Hat zu Schulden kommen laffen, in Concurs geräth, fo tritt Die Anftalt, in Be: 
zug auf dieſe Gelder, in diejenige Elaſſe, welche ‘den milden Stiftungen angemiefen ift, und 
nimmt iin diefer Claſſe die erfte Stelle ein. 

Dieß find jedoh nur die allgemeinen erflen Beftimmungen. Das neue Hypothekengeſetz, das 
Geſetz, die allgemeine BrandverfiherungssDOrdnung betr, vom 1. Juli 1854 '$. 3 u. 5. (Gſtzbl. 
1854. ©. 92 u. 93) und endlid die nenefte Juſtruction vom 20. September 1855 haben hieran 
mande Modification herbeigefüprt. M. vergl. Abthellung XIV. Abſchnitt VI. 
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find alle bloßen Competenz⸗Irrungen, da diefe mehr auf zufälligen Wiomenten beruhen, und das. Prineip 
ſelbſt nicht alteriren. Das Verfahren insbefondere betreffend, fo ift vor Allem die Allerhöchfte Berordmuug 
vom 22. Juni 18135. ($. 97 unten) zu berüdfihtigen. Zur Vervolftändigung der Lehre vergleiche man 
hiemit aber die $6. 55, 56 und 72. der Verordnung Aber Die: Sormation der Minifterien vom. 9. December 
1825 im Zufammenpalte mit den 6%. 43, 44 und 66 der frühern Formations⸗Werordnung vom 15. April 
18175 2) ferner die $$. 54. und 92. der Verordnung vom 27. März. 1817. über den Wirkungskreis der 
oberften Berwaltungsftellen in den Kreifen , und 6.81: der Verordnung gleichen Betreffs vom 17. December 
1825.) Die Entfheidung des Staatsraths über angeregte Sompetenz:Gonficte ift in den Inftructionen- des: 
felben und zwar in der von 1808, in Art. 7. (S. 158); von 1817. im Titel IL. $. 8. (©. 165); von 1826 
im $. 9. Rro. 9 u. 10. (S. 173.) audgefproden. Dadurd ift aud die Stellung dieſes Anhangs als ges 
rechtfertiget anzuſehen. ) Wegen der Sufpenfiv: Wirfung und Nichtigkeit der Attentate nad wirklich 
entflandenem Gompetenz:Gonfliete gelten die allgemeinen Vorſchriften der bürgerlihen Proceßordnung. 


Nach einem Allerhoͤchſt genehmigten Staatsraths: Befhluße vom 18. März 1854. fol überdieß mit 
der Entfcheidung eines Gompetenz:Bonflictes, in fo fern es erforderlich ift, zugleich die Nichtigkeit jener eins 
feitigen Verfügungen ausgefprochen werden, welche nad) eriftent gemordenem Sompetenz:Gonflicte vor der Als 
lerhoͤchſten Entſcheidung derfelben von einer der im Gonflicte befangenen Behoͤrde außer dem Falle unver⸗ 
meidlicher Proviſorial ⸗Verſuͤgungen a) vorgenommen wurden. Eine bereits rechtskraͤftige Entſcheidung aber 
kann bei den für die Parteien erworbenen Rechten unter der Wendung eines Gompetenz:Gonflictd nicht mehr 
angefochten werden. *) u 

Die Ausſchreibung der Allerhoͤchſten im Staatsrathe genehmigten Gntiheidungen von Competenz⸗ 
ESonflieten wird durch dasjenige Staats: Minifterium zu gefhehen haben, deffen untergeordnete Stellen und 
Behörden in dem conereten Falle durch unbegründete Behauptung oder Verneinung der Competenz den 
Gonflict herbeigeführt Haben. u | 

Schließlich ift noch gu erwähnen, daß ein Geſetz⸗ Entwurf über Competenz⸗ Conflicte in der Ständes 
gerfammlung 1828. zur Berathung Fam, der aber mit den von derfelben beauftragten Modificationen die 
Allerhoͤchſte Sanction nicht erlangen Eonnte. Der Abfchied für die Ständeverfammlung vom 15. Auguft 
1828. 1. lit. D, (Geſ. Bl. 1828. ©. 19.) drüdt ſich Hierüber mit folgenden Worten aus: 

„Indem die Stände zu dem Geſetz⸗Entwurfe über die Competenz⸗Confliete mehrere Mos 
„dificationen vorgefhlagen haben, durch welche das dem Könige zuftehende Net der Bildung der öffentli: 
„hen Stellen und Behörden, und der Ernennung zu dirfen befchränft werden fol, find diefelben aus den 
„Graͤnzen ihres verfaffungsmäßigen Wirkungskreiſes herausgetreten. 

„Wir fehen Uns daher, in der freuen und feften Bewahrung der Prärogativen der Krone eine 
„eben fo heilige Pflicht als in der gewiſſenhaften Aufrehthaltung und Beſchirmung der Rechte der Stände, 





a) M. f. Abtheilung IV. Abſchnitt III. 

.b) M. f. AbtpeilungIV. Abſchnitt II. un J . 

e) Bor der Geheimen Rathe:Inftitution im Jahre 1808. war dad (nunmehr aufgelöste) Verhaͤlt⸗ 
niß folgendes: Die Inftruction für die General⸗Landes⸗Direction vom 23. April 1799. (Reg. 
BI. v. 3. 1799. ©. 47.) hatte die Entfheidung der Jurisdictions « Streitigkeiten zwiſchen meh⸗ 
reren churfuͤrſtiichen Gerichtsbarkeiten zur erften Deputation (in Tandeshoheitd:, Grenz: dann fis⸗ 
ealifhen Sachen: überwiefen, und die Verordnung vom 15. Auguft 1803. (Reg. BI. v. 3. 
1803. S. 661.) „Die Drganifation der hurfürftliden Landesdirection von Bayern betr." bat 
diefe Beſtimmung beftätigt. Die neue Minikerial:Organifation vom 26. Mai 1801. Reg. BI. 
v. 3. 1801. ©. 59. verordnet: „Zu dem Departement der Yuftiz und Polizei gehört der Vor⸗ 
„trag bei Höchften Gntfcheidungen der Jurisdictions + Streitigkeiten zwiſchen mehreren landes⸗ 
„fürftliyen Gerichtsbarkeiten.“ Beidiefem Stand der Dinge hatte ed auch die Minifterial Drganifation 
som 29. Det. 1806 belafien. 


A) M. f. unten die Verordnung vom 22. April, 1835. $. 107. 8.29. 
€) M. f. unten die Verordnung vom 9. October 1827. 59. 100 u. 191... 288 u. 289. 
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„und ber einzelnen Staatögenofien eriennend, mit Bedauern in Die Nothwendigkeit geſetzt, dieſem Geſetz⸗ 
„Entwurfe Unfere Genehmigung zu verfagen, in welchem Wir den Ständen und linferem Welke eine neue 
„Gewaͤhr für die Handhabung der Geſete und für die Befeſtigung des NReshtes zu verisipen beabfichtige 
„hatten. Die Erfüllung linferee woplmeinenden Abfichten und gerechten Erwartungen wird einem künftigen 
„Landtage worbehalten bleiben.“ 


Erster Titel 
Verordnungen zur Verhütung der Competengstreite zwischen Administrativ- und Justig- Stellen, 


$. 94. 
(Die Rechtsſtreite über Staatsabgaben betr.) 


M. J. K. 


Wir koͤnnen nicht geſtatten, daß Gegenſtaͤnde, wo es ſich um eine Austheilung, Mehr⸗ 
ober Minderung, oder Peräquation von Staatsabgaben handelt, wohin das Umgeld vom 
Getränfe allerdings zu rechnen iſt, zur rechtlichen Verhandlung vor die Gerichtöhöfe gezogen 
werde. 

Unfere abminifrativen Landesſtellen find vielmehr allein die Behörden, in beren Wir 
kungskreis fich dieſe Gegenflände eignen, und fle find berechtigt und verbunden, alle ſtaatsſchaͤdli⸗ 
hen Eremtionen aufzuheben. B | 

Nur dann fann einer rechtlichen Erörterung vor ben Gerichtshöfen Pla gegeben wer 
den, wenn eine folhe Eremtion auf eine oneröfe Art, und rechtmäßig von bem regierenden 
Sandesfürften felbft erworben worden ift, und nach erfolgter Aufhebung der Befreiung hiefür eine 
Entſchaͤdigung in Anfprud) genommen wird. *) 

Diefe Grundſaͤtze wollen Wir ald gefegliche Norm geltend -gemacht willen. 

München, ben 13. Auguft 1806. 


Reg. BI. v. J. 1806. St, XXXIV, ©, 301. 


§. 95 | | 
(Die Gerichtsbarkeit für Nechtöftreite über Kriegslaften betr.) *) 
M. J. K. 


Wir wollen ferneren Anſtaͤnden über die Gerichtsbarkeit für Rechtsſtreite wegen Kriegs⸗ 
laften durch gegenwärtige Verlundung der Unferen Juſtiz⸗ und abminiftrativen Stellen bei einzels 
nen Fällen bereits ertheilten NormalsBefchlüffe zuvorkommen, nämlich: 





. a) M. vergl. hierüber die Verordnung vom 6. Jannar 1809. Bd. J. diefer Sammlung S. 391. 
und 592. $. 14., wonach „bei allen Rechten der Privaten, melde in Folge der Gonftitution 
„des Reihe aufgehoben worden find, die Forderung einer Entfhädigung nice flatt hat.“ 

b) Die vorſtehende Allerhoͤchſte Verordnung iſt durch Feine fpätere aufgehoben oder verändert wor 
den, Nur find an die Stelle der Landebdirectionen die General: Kreis: Sommiffarlate getreten, 
und die Kriegsſeparate haben aufgehört. Weder die Peraͤquation, noch die Entfbädigangs- For: 
derungen für Kriegslaften und Kriegefhäden find vor die Sivilgerichte geeignet, fondern gehören 
in. das Gebiet adminiſtrativ⸗ contentiofer Verhandlungen. M. f. oben S. 181. Die nadgefolg: 
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Streitigkeiten, fo wie einfeitige Beſchwerden über bie Auflegung der Kriegslaſten, 5.2. 
ber Einquartirungen, Lieferungen, Vorſpannen, und ſonſtigen dergleichen Requiſitiouen, über bie 
Bertheilung dieſer Kriegslaſten, Über die Beſtimmung ud Regufirung bes Repartitionsfußes, 
und über Prägravirung gegen biefen, wie aud) die besfallfigen Entfchäbigungs » Anfpräche, ges 
hören in den Umfang der abminiftrativen Staatsgewalt; diefefben find fohin von den einfchlägis 
. gen Landesdirectionen und Kriege» Sepayaten summariseime zu unterfischen, und gemäß den bes 
ftehenden Verordnungen zu entſcheiden, oder, in fo ferne in diefer die Entfcheidung eined Falles 
nicht enthalten wäre, foll dabei analogifh, und nach billigen Grundſätzen verfahren, oder bie 
etwa erfoberlichen neuern gefeglichen Beſtimmungen von Unferer Allerhöchften Stelle erholet 
werben. | | 

Wenn aber die Streitigkeiten wegen folchen Kriegslaften von der Art find, daß Diefe 
Laften nur die Veranlaffung des Gtreitgegenftandes find, ımd ihre Entſcheidung von den zwiſchen 
ben ftreitenden Theilen beftehenden Privatrechten, z. B. von den Verhältniffen zwifchen Grunds 
herren und ihren Pächtern, von einem zwifchen Gemeinden und den Lieferungss oder Vorſpanns⸗ 
Gontrahenten gejchloffenen Vertrage, ober dergleichen abhängt, fo ift für bie. Streitigkeiten dieſer 
Art die Eompetenz der Juſtizſtelle allerdings gegrümbet, und bie abminiftrativen Stellen follen in 
ſolchen Zällen die ihnen fir die Repartition der Krtegslaften ertheilte Gewalt weiter nicht ex: 
fireden, ald ed die Sorge für bie Fortfebung des öffentlichen Dienfted unbedingt erfordert. 
Diefe von der Wefenheit des Gegenftandes, und von ben erften Grunvfügen ber Gerichtsbarkeit 
abgeleiteten Beftimmungen heben jede entgegengefeßte vorherige Verorbmung oder Auslegung, und 
Obſervanz auf, und find ſohin auch auf alle ſchon anhängigen, und noch unentfchiebenen Fälle 
anzuwenden. 

Münden, den 9. Januar 1807. 


Reg. BI. v. I. 1807. St. I. ©. 53. 


$. 96. 
MS 8 


Es iſt Und zu vernehmen gefommen, daß von Unfern Appellationss als ehemaligen 
Hofgericten einige Befchwerden ber Unterthanen gegen das Verfahren der Rentämter 
diefen abıminiftrativen Unterbehörben um Berantwortung mit Inſtanz⸗Befehlen zugeſchloſſen wors 
den find. 

Wenn Wir gleich Unſern Unterthanen, im Falle fie ſich won gebachten Unterbehörben 
an ihren Rechten gefräntt zu feyn glauben, und von der obern Adminiftrativ« Stelle feine Ab⸗ 
hilfe erlangen, es nicht verfagen, in Sachen, die zum Rechtswege fidy eignen, ſich zu Verfol⸗ 
gung ihres Rechte an die Berichtshöfe zu wenden, und: gegen Unfern. Fiscus aufzutreten, fo kann 
doch in folchen Fällen eine abminiftrative Unterbehörde weder ald Kläger noch Bellagter vor 
Gerichte ftehen, noch hat fie den Fiscus gegen die Anfprüche der Unserthanen felbft zu vertreten. 





fen Verordnungen über die Formation dee oberſten Verwaltungsſtellen in den SKrelfen Haben 
dieſe Grundfuͤtze lediglich beftätiget. Reg. BI. 1817. ©. 245. 9. 6. und 1825 S. 1066 $. 27. 
* a etiensseſet vom 22. Zult 1819. (Gef. BL 1819. ©. 261—274) erkennt dieſelben 
gleichfalls an. | 


M. f. deshalb „Mifltärgegenfländer Abth. X. Abſthu. FV. 
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Mir befehlen daher Unſern Appellationdgerichten im derlei Hallen ſich aller Directen Weis 
fungen an diefe Unterbehörden zu enthalten, und die gegen Unfern Fiscus eintommenden Klagen 
ober Befchwerben in dem durch Unfere Verordnungen bereitd vorgezeichneten Wege fortfchreiten 
zu laffen. 

Münden, den 4. Februar 1809. «) 


Reg: 8.» J. 1809. St: LXVI. S. 1539. 


| weiter Titel, 


_ 


Verordnungen über das Verfahren in angeregten Competenz - -Eonflicen, 
41. Allerhöchste Derordnung vom 22. Juny 1813. 
$. 97. 
(Das Benehmen der Gerichtöbehörden bei entftehenden Gompetenzfireiten und Eompefenz.Eonflicten betr,) 
M. J. K. 

Um bie zum Erſcheinen der neuen n Gerichtsordnung in dem Benehmen Unferer Juſtiz⸗ 
Behörden bei entfiehendem Streite unter den Theilen, über bie Zuftändigfeit des Gerichte fowohl, 
als bei fich ergebenden Competenz s Eonflicten unter verfchiebenen Behörden eine Gleichfoͤrmigkeit 
zu erzwecen, haben wir Und bewogen gefunden, für force Fälle nachfolgende proviſoriſche Ver⸗ 
halts⸗Inſtructionen gu geben: *) 

Wenn ein in Streit hefangener Theil ſich vor | einer Behörde nicht einlaffen will, und 
bie forideclinatorifche Einrede entgegenſetzt, fo entiteht hieburch blos ein Streit unter den Theis 
len felbft über die Competenz diefer Behörde, und ed hat dad Gericht, bey welchem diefer Streit 
hangt, über die gegen beffen Zuftändigkeit, vorgehrachte Einrede, felbft zu entfcheiden, gegen 
welches Urtheil ſodann die Berufung zur höhern Inſtanz flatt findet, wornach im weiteren Bes 


rufungsfalle dad Urtheil der oberen Inſtanz die volle Nechtöfraft erhält, gegen welche Fein weis 
terer Necurd flatt findet. 


Ergibt ſich aber bei einem Streite ein Widerſpruch zweier Behörden unter fich, fo Daß 
die Eine die Zuftändigkeit der Andern beftreitet, oder ihre eigene ald nicht gegründet anfehen 
will, fo ergiebt fc, hieraus ein Competenz⸗Conflict, und hier fünnen dieſe Behörden ald Gelbfthee 
theifigte und in eigener Sache nicht mehr erkennen, fondern fie haben fich auf folgende Art zu 
verhalten: 

— — —— — — 


a) M. vergl. Verordnung vom 17. Juni 1809. Reg. BI. 1809. S. 1055. 

b) Eine gefeglihe Beftimmung in der Allerhoͤchſten Verordnung vom 8. Detober 2804. Reg. BI. 
1804. ©. 871 die Gewerbs: und andere Polizei: Bewilligungen. betr.. (welche unser Abtheil. x 
nachzuſehen) erfheint hiedurch überflüßig., Cie lautet wörtlid: 

Wir beftimmen zugleich, daß in den Sällen, wo über die Competenz zwifchen den Zufliz : und 
Polizeiftellen, ob eine Sache, für diefe oder jene gehörig ſey? Zweifel und Widerfprud ent 
Bünde, welcher durch wedfelfeitiges Benehmen der: Gollegien nicht gehoben werden Tann, bis 
Wir über die Trennung der Zuftig: und Pofizeigegenftände noch beſtimmtere Verordnung erlaflen, 
jederzeit Bericht zu Unſerer hoͤchſten Stele erftattet, und ‚von Uns ‚die Gutihliefung hierüber 
erwartet werden folle. 
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4) Gleich bei Entftehung des Competenz⸗Conflicts follen die Behörben, beren jede einen Ges 
genftand zu ihrem Gefchäftökreife rechnet, ober von ſich ablehnt, ſich die Gründe ihrer 
Competenz freundfchaftlic mittheilen, fie find verantwortlich bafür, baß fie nicht ohne 
hinreichenden Grund Sompetenz-Gonflicte veranfaffen, und daß fie vielmehr nad) den durch 
wechfelfeitige Mittheilung dargelegten Gründen ber befferen Aufklärung und Ueberzeugung 
folgen, fonad) jeden Gegenſtand feiner competenten Behörde überlaffen. Bis fich zwei 
Behörden darüber vereiniget haben, beruht die Sache vorbehaltlich der proviſoriſchen 
Berfügungen, welche bie Umftände erfordern. 


2) Sind cd Unterbehörden, zum Beifpiel ein Stadtgericht, Polizei» Commiffariat, Landges 
richt und Rentamt u. dgl., welche ſich über Ausgleichung ihres Competenz⸗Conflicts nicht 
vereinigen konnten, fo hat jede folche Unterbehörde an bie ihr unmittelbar vorgefegte 
Stelle umftändlichen Bericht zu erflatten, und diefe Stellen fuchen durch Communication 
den Conflict zu heben, wenn derfelbe aus einem Mißverftändniffe, oder einer falfchen Ans 
wendung der beftehenden Geſetze und Verordnungen entftanden ift. 


3) Bleibt der Berfuch einer Vereinigung unter den im Eonflicte flehenden Behörden fruchtlos, 
oder, befinden ſich höhere Stellen z. B. ein Kreis Commiffariat, und ein Appellationds 
gericht im Gonflicte, oder ergibt ſich, daß eine Unvollftändigkeit oder Undeutlichkeit ber 
Sefege und Verordnungen den Conflict hervorgebracht habe, fo muß jebe Stelle an das 
einfchlägige Minifterrum Bericht erflatten, von welchem fodann nad Umftänden, 
entweder durch Communication der Conflict gehoben, oder die Ents 
fheidung des Königlihen Geheimen Raths veranlaßt wird. 


Wir befehlen Unferem Appellationsgerichte des N. Kreifes, ſich nach diefer einftweiligen 
Inftruction, worauf Wir auch Unſere adminiftrativen Behörden anmeifen werben, zu halten, und 
die untergebenen Untergerichte zur gleichen Befolgung bei vorfommenden Fällen anzumeifen. ») 

München, den 22. Juni 41813. 


a) Nach der obenftehenden durchſchoſſenen Stelle iſt fohin die Erledigung der Sompetenz: Eonflicte 
gwifhen Verwaltungs» und Gerichtöbehörden, bei Vereinigung der einfhlägigen Miniſterien in 
den Anfihten, duch bloße Minifterial:Entfhliegung nicht ausgeſchloſſen. Die Sn: 
firuction vom 15. April 1817 für die Minifterien hat in den $$. 44. und 66. dieſes Verfahren 
ausdrücklich anerkannt: 


ud: 44. .... findet unter denfelben (Juſtiz- und Adminiftrativbehörden) eine 
„Bereinigung dee Anfiht nicht flatt, fo wird die Sache dem Staatsrathe zur Entfheidung 
„vorgelegt.“ 


$ 66. (In den Wirkungskreis des Staatsminifteriums des Innern gehört): 
„Die Entfheidung der Gonflicte zwifhen den Stellen und Behörden des innern Diens 
„ſtes; die Erledigung der Conflicte derfelben mit Stellen und Behörden anderer 
„Dienfteszweige, benehmli mit den andern betreffenden Minifterien, und mit Vor⸗ 
„behalt der Anbringung bei dem Gtaatsrathe in den Sällen, die dahin geeignet find.“ 


Dfienbar find mit den legtern Worten des s 66. die Sälle der Niqhtverelulguns in den Anſich⸗ 
ten gemeint. 


Die Allerhoͤchſten Verordnungen über die Formation der Staatöminifterien vom 9. 
December 1825 ımd des Königlichen Staatsraths vom 18. November 1825 ließen über das von 
da an zu beobadıtende Verfahren einige Zweifel entiiehenz; der 9. 7. Nr. 10. des Titels II. 
Bd. II. 37 
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An 
fämmtliche Appellationsgerichte des Königreiches, 


(Diefe Allerhoͤchſte Verordnung findet fih auch abgedrudt im dritten Bande der Novellen zur Gerichte: 
Drdnung. ©. 76.) 


2, Pollyugsbestimmungen zu derselben. 


$. 98. 
Nro. Pr. 4439. 
(Die Klagfahe des N. N. gegen den Magiftrat zu N, Echadenerfag betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Bericht der Königlichen Regierung des Oberdonaukreiſes vom 17. December 
v. J. praes. 8. Sanuar l. J., die Klagfache des N. N. gegen den Magiftrat zu N., Echaben- 
erfat betreffend, wird der Regierung eine Abfchrift der an dad Königliche Oberappellationsgericht 
unterm 31. v. M. ©) erlaffenen Allerhöchften Entfchließung zur Wiffenfchaft mitgetheitt. 








der jüngften Staatsraths-Inſtruction (S. 173. oben) Hatte die Entfheidung der Competenzftrei: 
tigkeiten zwiſchen den Gerichtös und Verwaltungsſtellen ohne weitere Diftinction dem Köniali: 
hen Staätsrathe zugewielen; und der hier einfhlägige $- 56. der Inftruction vom 9. November 
1825 lautet: „Bei Gompetengs Sonflicten zwifchen einer Juſtiz⸗ und einer Adminiftrativbehörde 
„tritt zuerft die Communication der einfhlägigen Minifterien unter fih ein, worauf fodann 
„die Sache in den Staatsrath gebracht wird. Cs Fünnte nun nach diefen Beltimmungen 
wirklich den Anſchein haben, daß die Alternative der Bereinigung aufgehoben ſey, und gleich 
viel, ob die Minifterien fih in ihren Anfichten vereinigen, oder nit, die Sache an den Künig: 
lihen Staatsrat gebracht werden muͤſſe. Allein der nachfolgende $. 72. jener Inftruction bes 
nimmt jeden Zweifel, Derfelbe Tautet wortwürtlid wie der oben abgedrudte $. 66. der gleich. 
artigen Snitruction von 1817, was beweist, daß im Berfahren nichts habe geändert werden 
wollen. Die gegentheilige Anfiht würde nur die Harmonie zwifhen zwei Paragraphen Einer 
und derfelben Verordnung ftören, und ein folder Widerfprud ift nach den allgemeinen Regeln 
der Interpretation nie anzunehmen. Die erwähnte Stelle der Staatsraths +: Inftruction fteht 
gleihfale nicht im Wege, wenn fie (wie dies der Fall feyn kann und muß), von den dahin 
geeigneten Competenz⸗Conflieten verftanden wird. Man Fann nit fagen, daß der Cap: 

„Die Gompetenzftreitigkeiten zwiſchen den Gerichten und VBerwaltungsftelen“ unbe: 
dinge laute; vielmehr er läßt die übrigen legislativen Verhältniffe unberührt. Zu allem le: 
berfluffe verweifen wir, um die fortdauernde Anwendbarkeit des Srundfages Nr. UI, in der oben: 
ſtehenden Verordnung vom 22. Juni 1815 zu zeigen, auf den im Titel III. diefes zweiten Ans 
hangs aufgenommenen Staatsrathäbefhluß vom 26. November 1855; die Yütungsftreitfahe des 
N. N. betr, und die Minifterial s Entihliefung: vom 9. März, resp. 21. Februar 1834, die 
Klagfahe der N. N. gegen die Stadtgemeinde N. wegen Unterſtuͤtzung aus dem Armenfonde 
betreffend, 

a) Nachdem die Entfhließung vom 31. März 1825- Feine in Bezug auf dad Verfahren bei Som: 
petenz⸗ Sonflicten anwendbare Beftimmung, fondern nur eine Zurechtweiſung der Gerichte wegen 
Ueberfchreitung ihrer Zuftändigkeit enthält, fo glaubte man die erwähnte Entſchließung hier nur 
in der Anmerkung aufnehmen zu müffen: 
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Aus den eingeſchickten und hier wieder zurückfolgenden Acten war zu entnehmen, daß 
die Regierung gleich bei dem Beginnen des fraglichen Prozeſſes davon durch Anzeige des Stadt⸗ 
magiſtrates genaue Kenntniß erhalten, und (ſtatt nach den Vorſchriften über Competenzſtreite 
mit dem Koniglichen Appellationsgerichte zeitliche Rückſprache zu dem Zwecke zu nehmen, um 
bei nicht erfolgender Bereinigung die Entſcheidung des Conflicts durch die einfchlägigen Königlis 
chen Staatsminifterien resp. den Königlichen Staatdrath zu veranlaffen) dem Stadtmagiftrate 
aufgetragen ‚habe, die Einreden der Incompetenz dem Kreis⸗ und Etabtgerichte einzulegen; wors 
auf dann die Regierung gefchehen ließ, daß bie Gerichte nach fürmlicher Verhandlung unter den 
Parteien fogar in letter Suftanz über ihre Competenz erfannt haben. 

Der Königlichen Regierung kann nicht entgehen, daß unter ſolchen Berhältniffen gegen 
richterliche Erfenntniffe in einem concreten Falle nicht mit Erfolg eingefchritten werben könne. 

Diefelbe wird daher für künftige ähnliche Fälle auf die beftehenden Verordnungen aufs 
merffam gemadıt und angewiefen, bei folchen Gelegenheiten unter Siftirung ded Verfahrens vor 
Gericht mit dem einfchlägigen Königlichen Appellationsgerichte Rüdfprache zu nehmen, und bei 
nicht erfolgender Bereinigung in den Anfichten die Enticheidung des Competenzſtreites im vorge⸗ 
fchriebenen Wege herbeizuführen. 


München, den 9. April 1825. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An 
Die Königlihe Regierung des Oberdonaukreiſes K. d. J. alfo ergangen. 


Mittheil. den übrigen Königlichen Kreisregierungen diesſeits des Rheins zur gleichmäßigen Beobachtung. 





Nr, Pr. 3191. 
(Die Sade des N. N. gegen den Magijtrat zu N., Schadenerfag betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Nah Einfiht, der mit Bericht vom 11. praes. 13. d. M., die Sache des N. NR. 
gegen den Magiftrat zu N., Schadenerfag betreffend, wird folgendes bemertt: 

Der Magiftrat will als Polizeibehörde in Bezug auf Amtshandlungen wegen öffentlis 
her Sicherheit verantwortlid gemacht werden; in diefer Eigenfchaft it derfelbe mach der In⸗ 
ſtruction der Polizepdirectionen vom 24. September 1808. a) ju behandeln. 

In Gemäßpeit der organifhen Verordnungen, insbefondere vom 27. März 1817 b) den 
Wirkungskreis der oberiten Vermwaltungsftellen betreffend, gebührt den Krisregierungen, Kammern 
des Innern, bei allen ihren untergebenen Aemtern und Behörden die Handhabung der Dienſtes⸗ 
und Gefchäfts s Ordnungen, namentlih der Markts : Ordnungen, ferner das Erfenntniß in allen 
‚Disciplinarfadhen gegen die Polizeis Dfficialen sc. Mit diefen gefeglihen Verfügungen, wodurch 
für die Ausübung der Polizeigewalt eigene von den Juſtizſtellen abgefonderte Behoͤrden in allen 
Inſtanzen, beftelle find; iſt es unvereinbarlih, die PoligeisBeamten als ſolche in ihrem Wis 
Fungöfreife wegen Amtöhandlungen ohne weiters vor Gericht belangen zu dürfen. Diefe Beam⸗ 
ten müffen wegen Zumiderhandlung gegen Gefege und nftructionen, wegen Uebertretung ihrer 
Pflicht vor Allem bei ihrer unmittelbar vorgefegten Behörde zus Berantwortung gezogen werden, 
welde fogar, wenn fi die Handlung zu einem Verbrechen oder Vergehen qualificirt, nad kla⸗ 


a) M. f. Abtheilung XV. 
b) M. fe Abſchnitt IL unten, 
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$. 99. 
Nr. Pr. 11335, 
(Die Bildung des Patrimonialgerihts N. resp. die GompetenzsConflicte zwiſchen den Jufliz⸗ und 
AdminiftrativsStellen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die von dem Königlicyen Generals Fiscalat in deffen Berichte vom 13. October v. 9. 
in Betreff der Bildung des Patrimonialgerichts N. entwidelien Anfichten find in fo ferne 
ganz richtig, als diefe Angelegenheit nicht zu ben Suftizftelen als folchen hätte gezogen wer: 
den follen. 

Die Bildung eines gutöherrlichen Gerichts Tann in Folge des S. 40. ber VI. Beilage 
zur Verfaſſungs⸗ Urkunde nur durd, Königliche Genehmigung auf vorgängige Inſtruction der 
Kreisregierung erfolgen. Nach dieſer deutlichen Vorfchrift gehört die fragliche Angelenheit zu der 
Competenz der Adminiftrativ» Stellen, nämlic) der Kreidregierung und ded Königlichen Staates 
minifteriumd des Innern, welche Stellen über das Dafeyn der geſetzlichen Erforberniffe zu urtheis 
Ien, und nad, Umftänden die Königliche Genehmigung zu veranlaffen haben. Diefe Regierungs- 
ftellen handeln hier, wo fie wegen DBerleihung der Jurisdiction Verfügungen treffen, nicht im 
DrivatrechtösVerhältniffe, fondern vermög ihres verfaffungsmäßigen Wirkungskreiſes ald Staates 
Behörden in einem Berhältniffe der Staatögewalt. 





ver Vorſchrift des Strafgeſetzbuches Theil IL Art. 432. und 434 die General Unterſuchung zu 
führen Hat, und in welchem alle vor der gefegmäßigen Einſchreitung der Dienftes » Oberbehörde 
in Bezug auf die Entfhädigung von Seite des Civilgerichts nichts verfügt werden Kann. 

Die Klage des N. N. ift davon abhängig, ob ihm aus Verfhulden der Polizei: Bes 
börde ein Schaden zugefügt wurde, und um Diefes auszumitteln find die Anftalten der Polizei: 
Behörden in N. insbefondere in Bezug auf die Marktfiherpeit zu unterfuhen, ob nämlich dies 
felben ihrem Zwecke entfprehen, ob die Wachtmannſchaft zureihend, ob ſolche auf gehörigen 
Diftanzen aufgeftellt worden, und ob die für diefen Zweig beitellten Officialen in dem gegebenen 
Zalle ihren Pflichten genügt haben; es würde aber alle Drdnung und Neffort: Verhältniffe aufs 
Iöfen, wenn die Gerichte die Polizei» Gewalt über ihr ganzes Wirken zur Rechenſchaft ziehen 
wollten. 

Wenn die Dienftess Oberbehörde im Disciplinarwege ausfpricht, daß die betreffenden 
Beamten ihre Pfliht in der angefchuldigten Art vernachläßiget haben, alsdann würde fich das 
Gericht, in fo ferne ſolches nicht fogleih im Adminiftrativs Wege gefchieht, mit Feſtſetzung des 
Betrags des Schadens zu befaffen Haben, und diefe vorläufige Entiheidung der Dienſt⸗Oberbehoͤrde 
ift in der gefeglih regulirten Stellung der Verwaltungsorgane nothwendig gegründet, indem 
aur die Dienſt⸗Oberbehoͤrde den Gefchäftslreis der ihr untergeordneten Dfficialen, die denfelben 
vorgefchriebenen Inftructionen und alle Dienftverpältniffe nach dem Dienft- Organismus zu wuͤr⸗ 
digen hat. 

Man fieht fih veranlaßt, für Fünftige Faͤlle zu Befeitigung unftatthafter Anmaßungen 
der Gerichte auf diefe Momente aufmerkſam zu machen. 


Münden, den 31. März 1824. 
Staatsminifterium der Juſtiz. 


An 
das Königlihe Oberappellationsgericht alfo ergangen. 


Competenz⸗ Conflicte. . 2837 


In einzelnen, die gutöherrlichen Gerichte betreffenden Gegenftänden, namentlich in ber 
Anftellung ded gutöherrlichen Richters Perfonals, ferner in der proviforifchen Subftitution eines 
Herrfchaftögerichtd zur cumulativen Berwaltung eined Patrimonialgerichts und dergleichen, if 
die desfallſige Obſorge den Regierungen und Appellationdgerichten gemeinfchaftlich übertragen, und 
gegen deren Beſchlüſſe kann von den allenfalls Betheiligten gewiß nicht der ordentliche Rechts⸗ 
weg eingeichlagen, fondern nur bei dem vorgefeßten Staatsminifterium oder bei dem Regenten 
Remedur nachgefucht werben. 

Die Frage aber, ob und wie ein gutöherrliches Gericht (ald Patrimonialgericht erfter 
oder zmeiter Klaffe 2c.) herzuftellen fey, ift nach der angezogenen Gefehftelle, und zwar ausfchließs 
lid} zu der Gompetenz der obern Adminiftrativftellen gezogen. 

Indeſſen hat die Erfahrung gezeigt, wie ſchwer ed halte, eine vor ben Suftizftellen eins 
mal im ordentlichen Nechtswege und Inſtanzzuge verhandelte Sache auch bei ſtreitiger Compe⸗ 
tenz von dort wieder abzulenken. 

Bereits im Jahre 1813 iſt daher nach gepflogenem Einverſtaͤndniſſe der beiden Staats⸗ 
miniſterien der Zuftiz.und bed Aeußern unterm 22. Juni die in Abſchrift anliegende«) Weiſung an 
ſaͤmmtliche Appellationsgerichte ded Königreichd über das Benehmen bei entftehenden Competenz⸗ 
Conflicten erlaſſen worden. 

Hiernach hätte das einfchlägige Kreisfiscalat ſogleich nach geſchehener Mittheilung ber 
Klage die ihm vorgefegte Stelle veranlaffen follen, mit dem Appellationsgerichte die vorfchriftsmäs 
fige Rückſprache wegen Vindizirung der Competenz der Adminiftrativftellen zu nehmen, und bei 
nicht erzielter Vereinigung an das Königliche Staatsminifterium bed Innern zu berichten, wors 
auf ſodann nach gefchehener Sommunication die Gerichte unter Vorlage der Acten zu vernehmen, 
und der Eonflict in Zeiten, der angezogenen Weifung gemäß, zu erledigen gewefen wäre. 

Es hat aber das Fiscalat feine Vernehmlaffung bei dem Appellationdgericht des Unters 
donaukreiſes eingereicht, hierin die forisdeckinatorifche Einrede entgegengefeßt, und bie zum Schluße 
verhandelt. Auf dieſes zmifchen den Parteien Iegal gepflogene Berfahren wurde die Einrebe 
verworfen, hingegen hat das Fiecalat revidirt, und dad Ober» Appellationdgericht hat das vorige 
Urtheil beftätigt; es Liegt alfo ein in der legten Inſtanz auf vorgängiged gefegmäßiged Berfahr 
ren zwifchen den Theilen erlaffenes rechtökräftiges Urtheil vor, welches nicht anders als 
mittelft eined außerordentlichen Nechtsmitteld (der ebenfalld zur richterlichen Cognition geeigneten 
Nullitaͤts⸗Klage) angefochten werben kann. 

Um nun für die Zukunft ähnliche ſeit Kurzem öfters vorgekommene Irrungen in den 
zum Geſchaͤftskreiſe des Staatsminiſteriums bed Innern gehörigen Gegenſtänden zu vermeiden, 
wirb das Königliche General-Fiscalat aufgefordert, die faänmtlichen Kreiöftscalate aufmerffam machen 
zu laſſen, daß diefelben fobald ihnen über einen Gegenftand, welcher fi zur Eompetenz der Kammern 
bed Innern resp. des Etaatöminifteriumg des Innern eignet, eine Klage mitgetheilt wird, von jeder 
Einlaffung auf eine gerichtliche Einrede fogleich die einfchlägige Negierungsfammer davon in 
Kenntniß fegen, und dadurch das gehörige Benehmen mit dem treffenden Königlichen Appellationds 
gerichte — fo wie die weiter nöthigen Einfchreitungen und Inftructionen veranlaffen. 

Münden, den 19. September 1825. 

- Staatsminifterium des Innern. 
An 
das General: Fiscalat alfo ergangen. 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen, diesſeits des Rheins zur Nathaqhtung. 





a) Es iſt dies die oben im $. 97. ©. 282 enthaltene Verordnung. 
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$. 100. 
Nr. Pr. 14561. 
(Die Streitfahe dee N. N. gegen NR. N. wegen Dienftlohnforderung betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf den Bericht vom 16. Suli db. G. , die Streitfache der N. RN. gegen N. N. wegen 
Dienftlohnforderung betreffend, wird der Königlichen Regierung des Untermainkreifed Kammer 
des Innern unter Zurüdgabe der Acten folgende Entfchließung ertheilt. 


Nach S. 91. der Inſtruction für die ftädtifchen Polizei-Behörden vom 24. September 
4808, dann nad) S. 43. der am 2.Mai 1781 für das damalige Kurfürftenthum Bayern erlaffes 
nen Dienftbotenordnung, und nach der für den Untermainfreis befannt gemachten vom 3. Suli 
41813 =) find die aus dem Dienft-Berhältniffe entftehenden Streitigkeiten zwiſchen Dienftherrfchaf: 
ten und Dienftboten ben PolizeisBehörben zur richterlichen Entfcheidung nur in fo ferne zugewies 
fer, als hierbei zur Aufrechthaltung der häuslichen Ruhe und Ordnung eine fchnelle und Eräftige 
Einfchreitung erforderlid) iſt. 


Die von N. N. gegen N. N. eingeflagte Liedlohnefordernng aber war dem größten 
Theile nad) nicht aus dem zwiſchen beiden beitandenen Dienſt⸗Vertrage entfprungen, fondern an 
den Bellagten ald Erben ber verftorbenen Berwalterin N. gerichtet, und es haben daher fomohl 
ber Stabtmagiftrat zu Würzburg, ald auch die Königliche Kreis s Regierung ihre Competenz in 
fo weit überfchritten, als fie die polizeiliche Gognition auf den eben bezeichneten Theil der ein 
geflagten Forderung ausgedehnt haben. 


Da jedbod nad, Berwerfung der von dem Beklagten vorgefhüßten 
Einrede.der Sncompetenz in der Hauptfadhe definitiv erfannt worden if, 
und diefe Endurtheile bereit die Rechtsfraft befchritten haben, fo konnte 
von den Gerihtöbehörden des Untermaintreifes ein Sompetenz- Conflict nicht 
mehr erhoben, und eben fo wenig die requirixte Hilfs-Vollſtreckung verwei— 
gert werben, und es ift daher dem Königlichen Appellationsgerichte bes Untermainkreiſes uns 
term 25. v. Mts. dießfallſige )) Weifung zugegangen. 


Die Königliche Kreiöregierung hat fonad dem Magiftrate zu N. die Grenzen feiner 
Competenz zur fünftigen genauern Einhaltung zu bezeichnen, und die weiteren geeigneten DBerfüs 
gungen zu treffen. 


München, den 9. Detober 4827. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des. Untermainkreifes K. d. J. alfo ergangen. 





a) M. f. Abtheilung XV. 
b) Man fehle den nadftehenden $. 101. 


Competenz⸗ Eonflicte, 289 
-$. 101. 


(Die Streitfahe der N. N. gegen N. N. wegen Dienftlohnforderung betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Nach Einfiht der von der Königlichen Regierung des Untermainfreifes unter bem 14. 
praes, 16. des v. M. vorgelegten Acten, die Streitfühe der N, N. gegen NR. NR. wer 
gen Dienftlohnforderung betreffend, wird wegen der von dem Königlichen Kreis⸗ und Stadt 
gerihte zu Würzburg gegen den Vollzug des von dem dortigen Magiftrate erlaffenen Erfennts 
niſſes erregten Anftände folgendes verfügt: 


Der Magiftrat zu N. hätte zwar die gegen die Erben der N. N. auf Entrichtung eis 
ner vieljährigen Liedlohndforderung gerichtete Klage der N. N. an die ordentlichen Gerichte vers 
weifen follen; es war jedoch nad) der gegenwärtigen Actenlage zu berückſichtigen: 


Der Beflagte N. hat bei dem Magiftrate zır Würzburg anf die dort eingereichte und 
ihm mitgetheilte Klage die Einrede der Incompetenz entgegengefeßt; hierüber ift unter den Pars 
teien verhandelt, nach fchlüßig gepflogenem Verfahren wurde folche von ben Polizeis Behörden in 
beiden Suftanzen verworfen, und diefes Erfenntniß ‚ wogegen von feinem Theile weiter appellirt 

wurde, ift in Rechtskraft ermachfen. 


Hätte das Kreid- und Stabtgericht noch vor der rechtöfräftigen Entfcheibung durch die 
Anzeige des N. oder auf andere Weife Kenntniß erlangt, fo wäre ihm unbenommen geblieben, 
feine Jurisdiction zu vindiciren, und nöthigen Falls unter Einleitung eined Gompetenz + Konflictes 
die reffortmäßige desfallfige Entfcheidung zu veranlaffen; allein nad; dermaliger Lage der Sache 
findet die Borfchrift ber Gerichtsordnung Cap. 14. S. 11. ihre Anwendung, wonach ein Erfennte 
niß, wenn folched von den Parteien agnoscirt, oder fein remedium juris ordinarium übrig iſt, 
nicht anders als durd) ein remedium juris extraordinarium angefochten werden Tann. 


Bon feiner Partei wurde die Nullitäte- Klage oder ein andered außerordentliches Rechts⸗ 
mittel eingewenbet; es kann demnach das fragliche Urtheil weder unter der Wendung eined Coms 
petenz⸗ Conflictd noch von einer coordinirten Behörde von Amtswegen angefochten werden. 


Das Kreis und Stadtgericht hat alfo mit Unrecht den Vollzug der Neguifition des 
Magiftratd zu Würzburg verweigert, daher diefes Untergericht hiezu nach der weitern Vorſchrift 
ber Gerichtsordnung Cap. 48. 9. 2. n. 3. anzumeifen ift. 


Uebrigens werben die Polizeis Behörden zu Würzburg für fünftige Fälle zu Beobach⸗ 
tung der Gränzen ihrer Befugniß angemiefen. 


Münden, den 25. September 1827, 
Staatsminifterium der Juſtiz. 


An | 
das Königlihe Appellationsgeriht des Untermainkreife, 
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.$. 102. 
Nr. Pr. 3305. 
(Die Streitfahe der Gemeinde N. gegen N. N. wegen Gewerböftift betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bed Könige. 


Auf den Bericht vom 43. des v. Mts., die Streitfache der Gemeinde N. gegen N. N. 
wegen Gewerböftift betreffend, wird ber Königlichen Regierung ded Unterbonaufreifed, Kammer 
bes Innern, erwiedert, daß derfelben nicht zuftehe, ein von einem Landgerichte ald Civilgericht 
erfter Inftanz erlaffenes Erfenntniß, wie in der Entfchließung vom 46. December v. 3. gefches 
hen, wegen mangelnder Competenz als nichtig aufzuheben; fondern daß vielmehr, nachdem die 
Zuftändigfeit der Verwaltungs» Behörden zur Entfcheidung der Streitfrage behauptet wird, fofort 
das vorfchriftsmäßige Benehmen mit dem Königlichen AppellationdsGerichte bed Unterbonaufreifes 
zu pflegen, und hiernach der Act wieder vorzulegen fey, damit im Falle der Begründung eines 
Competenz⸗ Eonflicted die Entſcheidung beffelben auf dem durch die beſtehenden Verordnungen vor⸗ 
gezeichneten Wege eingeleitet werde. 


Dünen, ben 10. März 1830. 
Staatöminifterium bed Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Unterdonaukreiſes 8. d. 3. alfo ergangen. 


$. 108 


(Die Beſchwerde des quieszirten Landrichters N. in der Provocationss Sache der Diftricts: Gemeinden des 
Landgerichts N. wegen fernern Verzugszinfen« Sorderung betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Aus den mit Bericht vom 40. Januar 1832 vorgelegten Acten geht hervor, daß in 
ber zwifchen dem quieszirten Landrichter N. und ben Diftrictds Gemeinden des Landgerichts N. 
obſchwebenden rein civilrechtlichen Provocationd:Sache, ein Competenz⸗Conflict zwifchen Suftizs und 
Adminiftratiobehörben nicht vorliege, indem erftere die Verhandlung diefer Sache nicht abgelehnt, 
leßtere die Sompetenz in derfelben nicht angefprochen haben. Es ift daher fein Grund verhanden, 
die Hebung eines folchen Konflictes zu veranlaffen, und lediglich Sache des Beſchwerdeführers, 
feine gerichtöftandsablehnenden Einreden bei dem Königlichen Landgerichte N. ald dem competens 
ten foro nach Maßgabe der Gerichtöorbnung Cap. VI. $. 3. Nr, 4., und der Novelle vom 22. 
uni 1843 2) geltend zu machen. 

Der Befchwerbeführer ift hievon in Kenntniß zu fegen. 

Münden, am 18. Dezember 1832. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Iſarkreiſes alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Kreisregierungen, 


a) M. f. oben $. 97. S. 28% 
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$. 104» 
Nr. Pr. 24000, 


(Die Sache des Bierbrauers N. gegen den Wirth N. wegen Audtrittes waͤhrend des Srdiahreh, nun 
Competenz⸗Confliet betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs. 


Die im obenbemerkten Betreff von dem Königlichen Staatsminiſterium ber Juſtiz unter'm 
30. v. Mts. an dad Königliche Appellationdgericht ded Oberdonaukreiſes erlaffene Entfchlieffung 
wird der Königlichen Regierung des Oberbonaufreifed Kammer des Innern hierneben in Abfchrift 
zur Kenntniß mitgetheilt. 


Münden, den 7. Sentember 1833. 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des DOberdonaufreifes æ. d. J. alſo ergangen. 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs, 


Auf den Bericht vom 30. vorigen, präfentirt am 9. d. Mts. die Sache bed Bierbrauerd N. 
zu N. gegen ben Wirth N. betr. wird Dem Appellationdgerichte eröffnet, Daß in diefer Sache, in. wels 
her nur ein Conflict zwifchen zwei Unterbehörden befteht, die beiden unmittelbar 
vorgefeßten Kreisftellen aber über die Eigenjchaft der Sache ald eined Polizeigegenftandes einig 
find, nad, der Verordnung vom 22. Juni 1813 der Fall zur Allerhöchften Entfcheidung eines 
Competenzs Gonflicted nicht gegeben ift, berfelbe vielmehr durch die flattgehabte Communication 
der genannten Stellen gehoben erfcheint, wonach fohin das Appellationsgericht die Erledigung 
des Gegenftandes in Anfehung der von dem Patrimonialgeridhte N. in Anfprucd genommenen 
Competenz, ald Eivils Zuftigs Behörde fofort zu bewirken hat. 

München, den 30. Auguft 1833. 


Staatsmintfterium der Juſtiz. 


An 
das Königliche Appellations: Geriht für den Oberdonaukreis alfo ergangen. 


$. 105. 
(Die Altmentation der N. N. Eheleute zu N. betr.) 


Nr, Pr, 12327, 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf den Bericht vom 18. Juli d. I. rubr. Betreffö, wird der Königlichen Regierung 
ded Unterdonaukreiſes, Kammer ded Innern, folgende Entfchlieffung ertbeilt: - 
4) Die Verbindlichkeit zur Alimentation der N'ſchen Eheleute, welche N. N. und N. N. 
durch das unterm 24. October 1808 errichtete Protocoll übernommen haben ‚ beruht 
Bd. II. 38 
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auf einem privatrechtlichen Grunde, und ed ift daher jeder biesfällige Streit der Cog⸗ 
nition der Adminiftrativs Behörden gänzlich entrückt. 
2) Der von des Römiglihen Kreidregierung in dem Verichte vom 18, Juli d, J verfheis 
digte Grundſatz: 
daß die Aufhebung des von dem Laudgerichte N. als Polizeibehörde unterm 12. Januar 
1830 erlaſſenen, dermal wegen Mangels der Citation und der Competenz als nich⸗ 
tig angefochtenen admtcuiſtrativ⸗richterlichen Erleuntniſſes nur dem Königlichen Appel⸗ 
lations gerichte zuſtehen koͤnne; 

beruht auf einer die gegenſeitige Unabhaͤngigkeit der öffentlicher Gewalten und die 

Berhältniffe der Dienſtes-Hierarchie zerſtörenden ganz unhaltbaren Anſicht. 

Das Landgericht N. iſt als AdminiftrativsBehörde nur der Königlichen Kreisregierung 
untergeordnet, und es ſteht daher auch nur dieſer die Befugniß zur Aufhebung der von jener 
Behörde in ber erwähnten Eigenſchaft erlaſſenen Beſchlüße, und die Zurückführung derſelben in 
die Grenzen ihred Wirkungskreiſes zu. 

Mit vollem Rechte hat baher bad Königliche Appellationdgeriht fin ben Unterdonaus 
kreis in dem Schreiben vom 25. Suni I. 3. die Königliche Kreisregierung zur Aufhebung des in 
Frage ftehenden Beſcheides aufgefsrdert, und cd wird bes letztern ber näherer Erwägung nicht 
entgeben, wie der von ihr aufgeftellte Gruntfaß, nach) welchem das Anfinnen des Gerichtshofes 
abgelehnt werden will, mmamsweichlich zu der Folgerung hinführe, daß jede Abminiftrativ⸗Behörde, 
ud daher auch jedes Landgericht befugt fen, felbft die im Fester Inſtanz von dem Königlidien 
Ober⸗Appellatiosgerichte erlaſſenen Erkenntniſſe zu caffıren, fobalb nur feftiteht, daß bie entfchie 
dene Sache ein Abminifirativ-Gegenftand fey, und daß tm umgekehrten Berdäftniffe quch jedem 
Kreis⸗ uud Stadtgerichte die Ermächtigung zur Aufhebung eined vor dem Koöniglichen Staats⸗ 
rathe auſsgegangenen Erkenntniſſes zukomme. 

Der Königlichen Kreiöregierung werden daher die vorgelegten Acten hierneben mit ber 
Weiſung zwriigefendet, hinfichtlich der von dem Lanbgerichte N. unternommenen polizeilichen 
Behandlung einer flreitigen Privatredytöfache das Geeignete nach ihrer Zuftändigfeit gu verfügen. 

München, den 2. Auguft 1830. 


Staatdsminifterium des Innern. 


An 
Bie Königliche Regierung des Unterdonaufreifes K. d. J. alfo ergangen. 


$. 106; 
(Dax Werfaggen: dev Behoͤrden bei Eumpeteng»Gonflicten. betr.) 


8. K. 


Wie haben wahrgenommen, daß die Allerhöchſte Verorduung vom 22, Juni 1843, 
das Benehmen ber Gerichts⸗Behörden bei entſtehenden Competenz⸗Stwreitigkeiten betr.., in deren 
Veſtimmung unter Ziffer. 3 nicht allenthalben gleiche Anwendung finde. Um ben Nachtheilen zu 
begegnen , welche aus bes Verfchiedenheit des Verfahrens fire Die. rechtzeitige Erledigung ber Com⸗ 
petenz » Conflicte entftehen Tonnen, verfügen Wir hiemit nach Vernehmung Unſeres Stante-Rathes, 


Competenz⸗ Gonflicte, 293 


daß von nun an jede Behörde, welche zum Behufe ber Enticheibung eines Eompeteny 

Eonflictes an die Allerhöcte Stelle berichtet, von dieſer Berichts »Erftattung diejenige 

Behörbe, mit welcher der Conflict befteht, jedesmal fogleich zu benachrichtigen, worauf 

dieſe auch ihrerfeitö Die erwachſenen Acten dem vworgefesten Stantsminikerium unge 

ſaͤumt und ohne befontere Aufforderung vorzulegen habe, | 
Ser werdet euch hiernach zu achten wiffen. 


Schloß Berg, den 12. Suni 1834. 


Ay 
fanmtlihe Kreisregierungen diesſeits des Rheins, 


$. 107. 
Nro. Pr. 7706, 


(Die Herftelung eines Abzugs:Ranald, modo den Gompetenz:Gonflict zwifchen der Königlichen Regierung 
des N. Kreifes Kammer des Innern und dem Appellationsgerichte betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Der Königlichen Kreiregierung wird auf ihren Bericht vom 31. Sanuar I. J. in obens 
ftehendem DBetreffe nach genommener Rüdfprahe und im Einverfländniffe mit bem Königlichen 
Staats-Minifterium der Juſtiz erwiedert was folgt: 

Den Polizeibehörden fteht allerdings bie Befugniß zu, auch in jenen Fällen, in welchen 
nicht wie bei den Pfarrbauten der Polizei nach Umitänden Die ausſchließende Regulirung der 
proviſoriſchen Maßregeln zufümmt, vorforgliche Verfügungen zu treffen, wenn bei entftanbenen 
Streitigkeiten zwiſchen Privaten die Öffentliche Sicherheit nicht nur betheiligt, fordern wegen 
Gefahr auf dem Verzuge wirklich gefährdet erfcheint. Solche polizeiliche Proviforien können aber 
ihrer Natur nad), nur gegen den momentanen Beſitzer der betreffenden Objecte gerichtet, nicht 
aber auf Verhältniffe gegründet werden, die rein petitorifcher Natur find, fie dürfen ferner fchon 
ihrem Zwede nach nicht Tänger dauern, ald der Grund ihrer Entftebung, und müſſen deshalb ſtets 
dann wieder außer Wirfung treten, wenn entweder die Betheiligung eines Öffentlichen Intereſſes 
oder die Gefahr auf dem Berzuge befeitiget iſt. Diefe Befeitigung der Verzugsgefahr tritt jedesmal 
ein, wenn von den zujtändigen Gerichten nach civilrechtlichen Grundfägen ſolche Provifionalien 
verfügt ſeyn werden, wodurch jener Zuftand des Streitobjectd herbeigeführt wird, welchen das in 
Mitte liegende öffentliche Intereſſe erheifcht. Hieraus folgt bezüglich des concreten Falles, daß 
die Gompetenz des Königlichen Appellationägerichtes zur Inſtruirung und richterlichen Befcheidung 
ber an dasſelbe incidenter gebrachten Imploration um Crlaffung eines ‘Proviforiums, um ſo 
minder einem Zweifel unterliegen könne, ald die Regulirung vorforglicher Anordnungen in Privats 
rechtöftreitigkeiten offenbar zu dem Wirkungsfreife der Gerichte gehört. Dagegen iſt jedoch das 
Königliche Appellationsgericht zu weit gegangen, indem fehon mit dem Beginne der Inftruction, 
die Fortdauer der von ber zuftändigen Polizeibehörbe im öffentlichen Intereſſe verfügten Maßregel 
wenn auch nur indirect inhibirte, ehe noch ein gerichtliched Proviſorium erlaffen war, welches an 
bie Stelle der polizeilichen Anorbnumgen treten fonnte. In fo ferne die polizeilichen Verfüguns 
gen ded Königlichen Landgerichts N. nicht im Privat» Intereffe des Königlichen. Fiscus, fondern 
and ficherheitöpolizeilichen Motiven erlaffen waren, enthält dad, vor den Eintritte eined gericht 
lichen Proviſoriums ergangene appellntionsgerichtliche Inhibitorium, allerdings einen Eingriff in 

38,” | 
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das adminiftrative Neffort, wodurch die Einleitung eined Competenz⸗Conflictes begründet war. 
Da jedoch die getroffenen polizeilichen Proviforien in der zweifachen Rückſicht, daß fie nicht ges 
gen die wirklichen Beſitzer ber betreffenden Realitäten gerichtet erlaffen worden find, ungeeignet 
erfcheinen und beshalb hiemit aufgehoben werden; fo erhält der angeregte Competenz⸗Conflict hies 
durch in fo ferne feine Erledigung, daß vor der Hand von weiteren polizeilichen Einfchreitungen 
in der Sache in der Vorausſetzung Umgang zu nehmen ift, daß diefelben durch die Erlafjung 
eined gerichtlichen Proviforiums entbehrlich gemacht werden. 

Die Königliche Kreißregierung wird Daher angewiefen, hiernach dem Landgerichte das 
Erforderliche zu eröffnen, zugleid, aber wegen Beranlafjung des gerichtlichen Proviſoriums durch 
das Kreiöfiscalat bei der Königlichen RegierungssFinanz- Kammer bie Einleitung zu treffen. 


München, den 22. April 1835. 


Staatsminifterium bes Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des N. Kreifed alfo ergangen. 


.$..108. 
Nro. Pr. 17997. 
(Das Benehmen der Gerichts: Behörden bei entftehenden Gompetenz s Sonflicten betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät Des Königs. 


Die unterm 14. d. M. durch das Staatsminifterium der Juſtiz an fämmtliche Aps 
pellationggerichte in den Kreifen diesfeitd des Rheins erlaffene Entfchlieffung, das Benehmen der 
Gerichtöbebörden bei entftehenden CompetenzsConflicten betreffend, wird der Königlichen Regierung 
des N. Kreifed Kammer des Innern bieneben in Abfchrift zur Kenntniß mitgetheilt. 


München, den 22. Juni 1835. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An Ä 
die Koͤniglichen Regierungen der ſaͤmmtlichen Kreife diesfeitd des Rheins K. d. J. alfo ergangen, 


Auf Befehl Seiner Majeflät des Könige. 


Nach dem allerhöchften Neferipte obigen Betreffes vom 22. Juni 4843. Moriziſche 
Novellen » Sammlung Band III. Eeite 78.) follen in den Kalle, wenn bei einem Streite ein 
Widerſpruch zweier Behörden unter ſich entſteht, fo, daß die Eine die Zuſtäudigkeit der Andern 
beftreitet, ober ihre eigene als nicht gegründet anfehen will, die Behörden nicht mehr erfennen, 
fondern, im Dienftfreundfchaftlichen Benehmen fich ihrer Anfichten und die Gründe dafür gegen 
feitig mittheilen. | 

Diefem gemäß dürfen insbefondere die Gerichte in Klagfachen gegen ben Königlichen 
Fiscus, wenn nicht das Fiscalat die gerichtsablehnende Einrede entgegenfet, wohl aber die 
Kreisregierung oder eine andere dem Fiscalate vorgefegte Oberbehörde die Zuftändigfeit der Ges 
richte in der Sache beftreitet, nicht fürmliches Erfenntniß erlaffen, felbft dann nicht, wenn das 
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durch die Zurüdweifung ber Klage wegen Incompeten; ber Juftigbehörben audgefprochen werden 
follte. 

Sie haben fich vielmehr fo zu verhalten, wie es in dem oben benannten Refcripte vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

Von der gegenwaͤrtigen Entſchlieſſung ſind auch die Untergerichte des Kreiſes in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen. 

München, den 14. Juni 1833. 


Staatsminiſterium des Innern. 


An 
ſaͤmmtliche Koͤnigliche Appellationsgerichte diesſeits des Rheine alfo ergangen. 


Dritter Titel, 


Entscheidungen singelner Competenz-EConflicte, =) 


I. Aus dem Gebiete der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit. ®) 
(Zu AbtHeilung V. Abſchnitt II. Titel. III. des Syſtems. +) 


$. 109. 
Nro, Pr. 7915. 


(Die Spolienklage des N. N. wegen Ginziehung von 12 Gerichtsholden zu N. betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Königliche Regierung des Dberdonaufreifes hat ganz ben conftitutionellen Beſtim⸗ 
mungen angemefjen ‘gehandelt, indem fie fich auf die Spolienklage ded N. wegen Einziehung von 
42 Gerichtsholden zu N. nicht einließ, nachdem es lediglich um den Vollzug einer klaren conftitu- 
tionellen Anordnung zu tun ift, die zum Gebiet des Staatsrechts gehört, worüber fomit den 
Civilgerichten durchaus feine Competenz zuſteht. 


a) M. vgl. die Einleitung zu gegenwärtigem Anhange. Die Abfiht der Aufnahme folder Entſchei⸗ 
dungen fällt übrigens zum Theil mit jener zufammen, wofür die wenigen im erften Titel diefee 
Anhangs gegebenen Normen (m. f. oben $$. 94-96. S. 280.) zur Verhütung von Gompetenzs 
Etreitigkeiten gegeben find. Der Unterfchied liegt nur darin, daß die in diefem Titel locirten 
Allerhoͤchſten und Höchften Entfgliefiungen in Zolge bereits angeregter und entfhiedener Compe— 
tenzs&onflicte erlaffen worden find. Cs ſcheint übrigens faft überflüffig ju bemerken, daß die 
Bapyerifche Legislation eine für zukuͤnftige Faͤlle bindende Rechts⸗Authoritaͤt von Praͤjudicien nicht 
kenne. 


b) Bei den nachfolgenden einzelnen Entſcheidungen darf jedoch nicht uͤberſehen werden, daß dad 
Geſetz, die Vindication der Gerichtsbarkeit en betr., vom 1. July 1834. manche der darin anges 
regten Eireitfragen entbehrlich macht. 


c) M. vgl. vorzüglih hiezu auch die dafelbft enthaltenen Erlauterungebeſimmungen sum $. 28. des 
VL Edicts. 
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Die Regierung wird fich daher fortwährend gegen jedes Vorſchreiten ber Gerichtsſtellen 
in dieſer Sache nachdrücklichſt zu verwahren wiſſen. 
Dies wird derſelben auf ben Bericht vom 4. v. M. unter Nuͤckſchluß der Acten zur 
Entſchlieſſung eröffnet. 
München, den 47. Juli 1823. 
Staatsminifterium ded Innern. 


An 
Die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes 2. d. I. alfo ergangen. 


In derfelben Sache wurde am 27. Zufi 1828 der nachftehende gleichartige Staatsraths⸗Beſchluß 
erlaſſen. 


§. 110. 
Nro. Pr. 10899. 


(Den Eompetenz:Gonflict in der Klagfahe der Nelicten des N. N. gegen den Fiscus wegen Einziehung der 
Gerichtsbarkeit uͤber mehrere Staatsgrundholden gu N. betr.) 


2. K. 


Wir haben Uns über den Competenz⸗Conflict in der Klagſache ber Relicten des N. R. 
gegen ben Fiscus wegen Einziehung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit über mehrere vormalige 
Kloftergrundholden zu N. in Unferem Staatsrathe Portrag erftatten Taffen, und befchloffen : 

daß die Gerichte in die oben bemerkte Sadje unter dem Vorwande einer augebradg 
ten fo betitelten Spolienflage einzugehen, nicht competent fryen, und daher Die Ads 
miniftrativ Behörden fich rückfichtlich ber befagten Spolienflage nicht weiter mehr vor 
Gericht einzulaffen haben. 

Unfere Regierung bed Oberdonaukreiſes Kammer des Innern hat hiernach das Weitere 
zu verfügen. 

München, den 37. Juli 1828. ») 


An 
die Königlihe Regierung des Oberdonaukreiſes 8. d. 3. alfe ergangen. 


$. 111- 
Hry. Pr. 20809. 


Den Sompetenze Confliet zwiſchen der Regierung und dem Appellationdgerichte des Uuterdomaufreifes hin 
Fehtlicy deu Gingiehung der gutsperrl. Gerichtsbarkeit auf Dem allpdificirten Lehen gute N. betr.) b) 


I. K. 


Bir haben Und über ben zwiſchen euch und Unſerem Appellatiousgerichte des Unterdo⸗ 
naufreifes entſtandenen GSompetenz » Conflict, die Einziehung der gutöherrlichen Gerichtöbarfeit auf 








a) inter ganz Ähnlihen Berhältnifien, jedoch in einer andern Sache, erging auch an die Königliche 


Regierung des Unterdonaukreiſes eine gleihlgutende Allerhoͤchſte Entfhlieffung vom 27- Juli 1828. 
Mro. 10808. | 


3) M. vgl. die Anmerk. lir. a. zum nachfolgenden $. 
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dem allovifleirten Lehen gute N. betreffend, in linferem Gtastörathe Vortrag erflatten laffen, 
und befchließen dem zufolge, daß die Anwälte des Fiscus in petitorio den Rochtsweg gegen 
den Gutsbeſitzer von N. zu betreten haben. 
Ihr habt hiernach das Geeignete zu verfügen. 
München, den 235. December 1829. 


An 
die Königlihe Regierung des Unterdönaukreifes K. d. I. alfo ergangen. 


$. 112. 
Nro. Pr, 21152. 


(Die Gerichtsbarkeit bei dem allodificirten Lehengute N. betr.) a) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Seine Majeftät der König haben unterm 22. December 1829. nach Bernehmung Allers 
höchſtihres Staatörathes befchloßen, daß die Einziehung der Freiherrlich von N, Iehenbaren Pas 
trimonialgerichtöbarfeit auf dem allodificirten Gute N. von den Abminiftrativ-Behörden nicht durch 
weitere unmittelbare Zwangseinfchreitungen verfolgt, fondern in Rüdfiht auf die unterm 41. 
Januar 4820. erfolgte Alterhöchfle Beflätigung des Patrimorialgerichtes bei Bet einfchlägigen Eis 
vilgerichten bewirkt werden ſolle. . 

Die Königliche Regierung des Oberdonaufreifes, Kammer des Innern, wird demzufolge 
bei der Zurücfendung der vorgelegten Acten angemiefen, unverzüglic mit der Kammer der Finans 
zen in das erforderliche Benehmen zu treten, damit durch das Fiscalat der Recht sweg in peti- 
torio betreten, und hiebei nicht nur auf das bereit vorliegende oberftrichterliche Präjudiz hinfichte 
lich des allodiſtcirten Freiherrlich von N'ſchen Lehens N. im Unterdonaukreiſe, I ſondern auch auf 


a) M. vgl. unten 8. 113. wo der einſchlaͤgige Grundfag unter Hinweiſumg auf dieſs und die Im vor⸗ 
hergehenden H. enthaltene: Enefhlieffung noch beſtimmter ausgeſprochen it. 

b) Diefes Erkenntniß des oberften Gerichtshofes, welches aud unterm 14. Juni 1829. Nro. Pr. 
10728. in Hinſicht auf die Wichtigkeit der darin entwidelten Srundfäge den ſaͤmmtlichen Kreiss 
regierungen diesſeits des Rheins mitgetheilt worden ift, Tautet wie folgt: 


Seine Königlihe Maieſtaͤt 


erkennen in Sachen des Königlihen Fiscus gegen die Sreifrau: von N. auf N., die Gerichtsbar⸗ 
keit von N. betrefſfend, zu Recht, und belaſſen «8 bei dem Erkenntniſſe des Königlihen Kreiss 
und Stadtgerihts N. vom 18. Januar 1828, mit Compenfirung der Koften beider Inſtanzen. 


Entfheidungsgründe: 


$. 1. 

Nah dem organifhen Edicte uͤher die gutöherrliche Gerichtöbarkeit vom 16. Auguſt 1812. 
$. 181. b. im Regierungsblatte v. 3. 1812. St. XLVIII. ©. 1555. geht die gutsherrliche 
Gerichtsbarkeit bei lehenbaren Gerichten: dann verloren, wenn der Lehenverband aufhört. 

Der Lehenverband des Gutes N. hat in Folge der am 5. December 1814 geſchehenen Allodie 
fication dieſes Gutes geſetzlich aufgehört. 


v 
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die eigenthümlichen DVerhältniffe der dem Patrimonialgerichte ohne allen Nechtötitel einverleibten 
fünf Hinterfaffen zu N. geeignete Rücficht genommen werbe, 


München, den 31. Sanuar 1830. 


Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Röniglihe Regierung des Oberdonaukreiſes 8. d. 3. alfo ergangen. 


G. 2. Ä 
Wurde deffen ungeachtet in derfelben Allodificationds Urkunde geftattet, daß benannte gutsherr⸗ 
lihe Gerichtsbarkeit noch fortdauern foll, fo war diefe Sortdauer der Gerichtsbarkeit in Der bißs 
herigen Leheneigenſchaft an die Bedingung geknüpft, daß Freiherr von N. die 31 Grund— 
holden von N. dem Staate zu Lehen offeriren, und die über diefelben proviforifch ihm über: 
laſſene Gerichtöbarkeit zur gefeglihen Bildung eines Lehengerichtes verwenden würde. 


F. 3. 
Freiherr von N. hat bis zum Erſcheinen der Verfaſſung vom 26. Mai 1818 die ihm in der 
Eignungs⸗Urkunde vom 5. December 1814 geſetzte Bedingung ($. 2.) nicht erfüllt. 
Nicht einmal behauptet, viel weniger nachgewieſen wurde von der Reviſion, daß die 31 Hin⸗ 
terſaſſen von N. dem Staate zu Lehen offerirt, oder daß Maßregeln zur Bildung eines lehenba⸗ 
ren Gerichtes getroffen worden ſeyen. 


$. 4. 
Nah der Verfafiungs:lirkunde vom 26. Mai 1818 Eonnte die erwähnte Bedingung gar nicht 
mehr in Erfüllung gefegt werden, | 


Nah dem Edicte über die gutöherrlichen Rechte und gutsherrliche Gerichtsbarkeit vom 26. 
Mai 1818 Beilage VE zur Verfaffungsslirtunde $. 133 und 134. konnte die lehenbare 
Gerichtsbarkeit auf N. nicht mehr gefeglich beftehen. Hätte felbft das: Iehenbare Gericht von N. 
nah dem Infeudationsſyſtem v. J. 1812 fich gebildet, fo wurde ed nach der Verfaſſung v. J. 
1818 wieder aufgehört haben, 


$. 5. 


Al allodial Hätte die fragliche Gerichtsbarkeit nur dann beftehen Eönnen, wenn fie in die 
fer Eigenfhaft Ihon im Jahre 1806 auf N. begründet und hergedracht geweſen märe. 
($ 27. am allegirten Drte.) 


Allodial war aber diefe Gerichtöbarkeit nicht; fie haftete ald lehenbar auf dem Lehengute R. 


$. 6. 
Aus allen dem folgt, daß diefe Gerichtebarkeit in Folge der Berfaflung vom 26. Mai 1818 
gefeglich nicht mehr beftehen Eonnte, folglid vom Staate eingezogen werden mußte. 
| $. 7. 


Iſt nun zwar dieſe Einziehung nicht erfolgt, iſt vielmehr das Patrimonialgericht TI. Claſſe zu 
N. durch Allerhoͤchſtes Reſeript vom 30. October 1820 ausdruͤcklich beſtaͤtigt worden, ſo iſt es 
gerade dieſe Beſtaͤtigung, welche, als auf einem weſentlichen, von dem Freiherrn von N. veran⸗ 
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$. 113. 


Nro.Pr. 06. . _ “ — 
(Den Competenz⸗Conflict in der alegſache des Gutsbeſthers N. wegen a beſrittener Gerichtobarkeits Rechte 


zu N. und N. betr.) 
U K. 
Wir haben Uns über den zwiſchen Unſerer Regierung und Unſerm Appellationsgerichte 


des Regenkreiſes entſtandenen Competenz⸗Conflict in der Klagſache des Guts⸗-Beſitzers N., 





laßten Irrthume beruhend, durch rechtliche Klage von dem Königlichen Fisſcus rechts unwirkſam 
zu machen geſucht wird; und es kann die fiscaliſche Befugniß, dieſe Klage bei den Gerichten zw 
ftellen, um fo weniger in Gonteftation gezogen werden, ald ed hier von Patrimonialgeridts: 
barkeit fi handelt, und als in diefer Beziehung auch die Spolienfahe von den Juſtiz⸗ 
ſtellen rechtsfoͤrmlich behandelt und erledigt worden iſt. 


9. 8. 


Bei Berätigung des Patrimonialgerihts II. Glafie zu N. kam es wefentlih darauf an, ob 
auf diefem Gute i. 3% 1806 die Patrimenialgerichtsbarkeit als allodial oder als feudal gehaftet 
hatte. 


Nur im erſten Falle konnte und durfte die Beftätigung derfelben ($. 5.) gefeglih gefchehen, 
während im zweiten Falle ($. 4.) die Beflätigung verfaffungsmäßig nicht ftatt finden Eonnte, 


Nun entpält aber das Geſuch des Freiherrn von N. an die Königliche Regierung des Unter⸗ 
Donaukreifes vom 19. December 1819 von der Eigenfchaft der auf N. Hergebrachten Gerichtöbars 
Zeit nicht dad Geringfte, vielmehr mußte aus dem Inhalte jener Vorftelung die Schluffolge abe 
geleitet werden, daß es von eigentlicher (allodialer) Patrimontalgerichtöbarkeit im Sinne des $. 27. 
des Edicts VI. fih Handle, 


Der gutachtlihe Bericht der Kreisregierung ſowohl, ald das Allerhoͤchſte Beftätigungsrefeript 
vom 30. October 1820 gründete fih auf die wefentlihe Vorausfegung, daß das N. Gericht im 
J. 1806 ein wahres (allodialee) Patrimoniafgericht gewefen ſey, wie denn auch die der von N. 
Borftellung beigelegten landgerichtlihen Zeugniffe ein anderes Verpaltniß der Sache nicht zu er» 


Tennen gaben. 


5. 9. 

In Folge der Domainial⸗Fideicommiß⸗Pragmatik vom 20. October 1804 Regierungsblatt 
v. 3. 1805. St. V. ©, 161. 168. $. 5. konnte daher die fragliche Beſtaͤtigung zu Recht nicht 
beftehen, und der fiscalifhen Revocation derfelben mußte nad) cod. civil. p. IV. cap. 1. $ 25. 
Nro. 3. um.fo gewifler flatt gegeben werden, als der in der Hauptſache ſelbſt ſich ergebene Irr⸗ 
thum unverkennbar durch ſchuldhafte Verſchweigung des ſehr weſentlichen Umſtandes der Lehen⸗ 
eigenſchaft des Gerichtes N. von dem Frelherrn von N. veranlaßt worden iſt. 


$. 10. 
» Die Compenſation der Koſten ſaͤmmtlicher Inſtanzen rechtfertiget ſich durch die Difformitaͤt 


| Des Inhalte der Erkenntniſſe. 


Bd. I. 


Münden, den 8. Mai 1829. 
39 
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wegen beftrittener Gerichtöbarkeitrechte zu N. und N. in Unferem Staatörathe Bortrag erftatten 
laſſen und befchloffen, daß in ber vorliegenden Provocationes Sache bie Givilgerichte competeni 


feyen. ®). 





München, den 4. März 1830, 


An 
die Königliche Regierung bed Regenkreiſes K. d. 3. alfo ergangen. 


$. 114. 


Nro. Pr. 4£69. 
(Den Eompetenz :Eonfliet in der Magfache des Sreiperen von N. megen entjogener Gerichtsbarkeit über 


vormalige Kloſtergrundholden betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeflät des Könige, 


Der Königlichen Regierung ded Oberbonaufreifed, Kammer ded Innern, wirb hierneben 


eine Abſchrift der unterm 26. Februar d. I. an dad Königliche Appellationdgericht ded eben ges 
nannten Kreiſes ergangenen Allerhöchſten Entfchließung, den Competenz⸗Conflict in der Klagſache 
des Freiherrn von N. wegen entzogener Gerichtsbarkeit über vormalige Kloſtergrundholden betref⸗ 
fend, zur Wiſſenſchaft zugefertigt. 


München, den 16. März 1830. 
Staatsminifkerium bed Innern.“ 


| An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes K. d. I. alfo ergangen, 


R, K. 
Wir haben Uns über ben zwiſchen Unſerer Regierung und Unferem Appellationsgerichte 


des Oberdonaukreiſes entſtandenen Competenz⸗Conflict in der Streitſache des Freiherrn von N. 


9) Um diefen Fall gehörig zu verſtehen, iſt nothwendig, In daB Sacverhäftniß einzugehen. Es 


handelt fid hier von ber Beſtreitung der Gerichtsbarkelts-Rechte eines Gutsheren, der die nad: 


geſuchte Genehmigung zur Bildung zweler Patrimonialgerichte bereits‘ erhalten hatte: Machdem 


fi jedoch fpäter entdeckte, daß die ihm bewilligte Gerichtsbarkeit im Jahre 1806 aus dem rein 
perfönliden Titel der Landſaſſenfreihelt ausgeuͤbt worden war, fogin der it 8:2 der fehlten 
Beilage zur Verfaflungs s Urkunde vorgefhriebenen Bedingung contradicirte, mußte die fernere 
Ausübung derfelben dem Gutsbeſiher verweigert werden. Es blieb ihm jedoch die Nachweiſung 
der behaupteten Grundherrlichkeit auf dem Recht swege vorbehalten, und in Folge deſſen 
provocirte er den Königlichen Fiscus zur Klageſtellung, un ſich in dem Befige der Gerichtsbar⸗ 
Feit zu erhalten. Hiernach erklärt ſich der oben entſchiedene, in Solge iener Thatſachen veranlaßte 
Competenz⸗CGonfliet. 
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gegen Unfern Fiscus wegen entzogener Gerichtsbarkeit über vormalige Klofters Grundbholben ums 
ftändfichen Vortrag erftatten laffen, und nad) Bernehmung Unfered Staatsrathed befchloffen, 
daß die Competenz der Civilgerichte in dieſer Klagſache anzuerkennen fey. =) 
München, ben 26. Februar 1830. 


An 
ı das Königliche Appellationsgericht des Oberdonaukreiſes alfo ergangen, 


$. 115. 
Nro. Pr. 1846. 


(Die Spolienklage des ehren. von MN. gegen den Königlichen Ziscus wegen Einziehung der gutsherrlidken 
Gerichtsbarkeit über allodifizirte Lehen, und den diesfalld erhobenen Eompetenz:Gonflict betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Seine Majeftät der König haben aus Anlaß der durch die Einziehung der Gerichtöbars 
keit auf den allodificirten Lehen ..... berbeigeführten Competenz » Conflicte nach Vers 
nehmung Allerhöchft Ihres Staatörathed burch zwei Allerhöchſte Entfchließungen vom 22. und 25. 
December 1829») auszufprechen geruht, daß — foferne das gutöherrliche Jurisdictionsrecht unger 
achtet der vorausgegangenen Allodification ded Guted durch die Königliche Beftätigung des für 
deren Ausübung beftellten Patrimonialgerichtes anerkannt worben ift — die Wiedereinziehung nicht 
mehr durch abminiftrative Einfchreitung, ſondern burch Die Erhebung der Vindicationd Klage auf 
dem Rechtswege zu bewerfitelligen fey. 


Die Königliche Regierung des Rezatkreiſes Kammer des Innern erhält daher die mit 
Bericht vom 26. Januar 1828 vorgelegten Acten, in obigem Betreffe, mit dem Auftrage zurück, 
die Competenz der Gerichte inAnfehung der von dem Frhrn. von N. erhobenen Epolienflage wer 
gen Einziehung der Gerichtöbarfeit über die dem beftätigten Patrimonialgerichte N. einverleibten 
Grundholden zu N. N., ferner nicht zu beftreiten, nachdem die Allodiftcation fchon vor der, 
unterm 416. November 4820 erfolgten Betätigung durch eine Allerhöchſte Entfchließung vom 9. 
Januar 4817 genehmigt worden war, 


München, den 4. Mat 1830. 
U 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes K. d. J. alſo ergangen. 

a) Es moͤchte allerdings den Anſchein haben, daß dieſe Allerhoͤchſte Entfheldung mit jenen in den 
88. 109u. 110. enthaltenen im Widerfpruche ſey. Auch dort, wie hier, war im Jahre 9806 die Ge: 
richtöbarkeit über vormalige Kloftergrundholden ausgeübt worden, und in beiden Fällen war die 
Allerhoͤchſte Beftätigung der Patrimontalgerihte nach dem Erſcheinen der Verfaſſung erfolgt. 
Das befondere Rechtsverhaͤltniß jedoch, daß die hier in Trage flehenden Kioftergrundholden nad 
der Säeularifation im Jahre 1803 dem deutfhen Orden als Gntfhädigung zufielen, und im 
deſſen Bei auch noch nad dem Jahre 1806 verblieben, hatte jene abweichende Loͤſung des Som: 
petenz » Streites herbeigeführt. M. vergl, jedoch $. 116. unten, 


b) Die vorftehenden 98. 111 u. 112. 
| 59” 
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on $. 116. 

Nro. Pr. 6703. 

(Den Sompetenz« Gonflict aus Beranlaffung der von der Gräfin N. in Beziehung auf die Gerichtsbarkeit 
zu N. angebrachten — fo betitelten Epolien — und Befigflörungsr Klagen betr. 


L. K. 


Wir haben Und über den zwiſchen Unſerm Appellations⸗Gerichte und Unſerer Regie⸗ 
rung des Regenfreifes erhobenen Competenz > Conflict aus Veranlaffung der von der Gräfin N. N. 
in Beziehung auf die Gerichtöbarfeit zu N. angebrachten — fo betitelten Spolien und Befigftör 
rungss Klagen Vortrag erftatten laffen, und nad) Bernehmung Unſeres Staatsraths befchloffen, 
daß in diefer Sache die Civilgerichte nicht competent feyen. 

Villa Colombella bei Peruggia, den 8, Mai 1830. 


An 
die Röniglihe Regierung des Regenkreifes 8. d. 3. alfo ergangen. 


11, Aus dem Gebiete des Gemeinde - und Stiftungs-Wesens, _ 
(Zu Abtheilung XI. des Syſtems.) 


4. Des Gemeinde-Wesens, 


A, Ueber die Gemeindeglieds-Eigenschaft und den Genufs der Gemeinde-Kechte. 


$. 117. 


(Die Gompeteng der Adminiftrativ: Stellen in Streitigkeiten über die Gemeindeglieds: Eigenfhaft und den 
Genuß der Gemeinde⸗Rechte betr.) 


im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Die von Seiner Königlichen Majeltät am 22. Februar ded Taufenden Jahres in Betreff 
der Streitfache des N. N. zu N., gegen die Gemeinde dafelbft, wegen vermweigerten Grundrechts 
an das Königliche Hofgericht in Straubing erlaffene Allerhöchfte Entfchlieffung wird zur allges 
meinen Wiffenfhaft und den Juſtiz-Behörden zur Nachachtung hiemit bekannt gemacht. 


München, den 29. März 1808. 
Königliche Landesdirection von Bayern. 


M. J. K. 


Wir erwiedern Unſerem Hofgerichte zu Straubing auf deſſen Bericht vom 15. des ver⸗ 
floſſenen Monats, den N. RN. Müller zu N., gegen die Gemeinde daſelbſt, wegen verweigertem 
Gemeindes Eigenthbumd »Antheild betreffend, und auf die hierin erhaltene Anfrage: ob die Präs 
judicial» Frage: ob diefer, oder jener jura communitatis gaudire, oder nicht, sur Competenz 
der Zuftiz ober der Culturftelle gehöre, — folgendes: 


Da fchon die EivilsÖefege Ccod, civ. p. 1. cap. 3. 5. 4.) die Praͤjudicialklage über 
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bie. quasitionem Status, wenn fie nur incidenter mit einer anbern Klage, als Titel berfelben, 
vorgebracht wird, zugleich nebit dem Hauptpuncte, und vor der Behörde, wohin diefer gehörig 
ift, behandeln und beurtheilen Taffen; und da im gegenwärtigen Falle die Klage des Müllers zu 
N. um gleichheitlichen Antheil an den zur Gultur vertheilten "GemeindesGründen einen bereite 
fhon einmal von den Eultur- Stellen behandelten und nach Unfern Allerhödjften Verordnungen 
dahin competirenden Gegenftand betrifft, — fo kann audy die im gegenwärtigen Streite mit ans 
gebrachte Präjndicials Frage über die Dualität der Mitgemeinfchaft, als ein ohne weitläufige 
Eognition leicht zu entfcheidender Titel, nicht von der Hauptfache felbft getrennt, fondern muß, 
(wenn anders nicht Streit aus Streiten gebildet, und dieſe verewigt werden wollen) mit ihr 
und vor der Behörde, wohin biefe gehört, auch entfchieden werden. Unſer Hofgericht hat fich 
hienach in diefen und ähnlichen Fällen zu achten und erhält die eingefendeten Actenſtücke zu ges 
eigneter Berfügung zurück. 
München, den 22. Februar 1808. 


Reg. BI. v. 3. 1808. Bd. I. St. XVII. ©. 854. 


$. 118. 
(Die Streitfahe des N. N. gegen die Gemeinde N. wegen Gemeinde sRehts betr.) 
u K. 


Wir haben auf die unter dem 31. October, präf. 15. v. M. vorgelegten Acten, die 
Streitfache des N. N. gegen die Gemeinde N. wegen Gemeinde-Rechts nad) Vernehmung Unferer 
Staatdminifterien der Suftiz und des Innern befchloffen, daß dad Appellationdgericht des Nezats 
freifes ald zuftändiges Gericht die vorliegende Streitfache in zweiter Inſtanz zu behandeln und zu 
entfcheiden habe. In der Inftruction für die GeneralsKreis-Commiffariate vom 17. Juli 1808 «) 
wurde unter die Befugniffe diefer Kreisitelle S. 29. lit. e. gefebt: 


die Entfcheldung über ftreitige Gemeinde-Rechte nadı der Berorbnung vom 22. Fe⸗ 
bruar 1808. ®) | 
In der erwähnten Verordnung vom Jahre 1808 ift Mar beftimmt, daß Streitigkeiten 
über Gemeindes Rechte nur dann zur Entfcheidung der Kreis: Commiffariate gehören, wenn foldhe 
mit einem Eultur- Prozeß in Verbindung ftehen. Diefe Vorausfegung tritt im vorliegendem Falle 
nicht ein, indem nur von dem GemeindesRechte, nicht aber von einem Kulturgegenftande die Frage 
tft. In der von dem Appellationdgerichte des Nezatkreifes angezogenen Geſchaͤfts⸗Inſtruction 
vom-27. März 1817 °) und in dem VI. Edicte zur Verfaſſungs⸗Urkunde S. 89. d) wurde beid 
der Zuweiſung der Streitigkeiten über Gemeinde⸗Rechte an die PolizeisBehörden der erwähnte beſchrän⸗ 
fende Zuſatz ohne Zweifel deßwegen nicht mehr beigefügt, weil die Bedingung ber beöfallfigen 
Competenz der PolizeisBehörden aus der ermeldten Verordnung vom Jahre 4808 ald befannt 
vorauszuſetzen war. In der Verordnung über die Competenz des Geheimen Rathed vom 8. Aus 


a) u. e) f. unten Abfchnitt III. 
b) M. f. die vorhergehende Verordnung. 
d) M. f. Abfchnitt II. Abtheilung V. 
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guft 4810 0), worauf in ber Infirnetion fir ben Staatsrath vom 48. November 4E25 2) aus⸗ 
drücklich hingewieſen wird, ferner in der neueften Allerhöchſten Verordnung über. die Formation 
und den Wirkungskreis der oberſten Verwaltungeftellen in den Kreifen wem 47. December 1825 
blieben Titel VII, $. 69. u. flg. ©) unter bem Titel: „Sommunals Angelegenheiten,” weg, unb 
nur bie Gulturftreite oder das Erfenutniß über die Vertheilung der Gemeinbegründe wurden im 
$. 64. ald Gegenftände bes Wirfungskreifes der Kreißregierungen aufgeführt, indem ſich unter 
der Hauptſache (dem Eultyrs Streit) ber damit verknüpfte Nebenpunct des Gemeinderechts nach 
ber angezogenen Berordnung vom 22. Februar 1808 4) von felbft verfteht. Es ift auch außer dem 
Kalle der Eonnerität mit EultursProgeffen fein zureichender Grund denkbar, warum ſtreitige 
Gemeindererhte, welche gewöhnlich ald Neals Rechte eines Haufes oder Guts angefprocken wers 
den, der Gognition der ordentlichen Gerichte entzogen werben follen. 

Diefem gemäß werden die von der Regierung des Nezatfreifed vorgelegten Streitacten 
dem Appellationsgerichte bed ermeldten Kreifes zur Behandlung und Entfcheidung zugefertigt. 


München, den 6. December 1825. 


An 
das Königliche Appellationdgericht des Rezatkreifes alfo ergangen, 


B. Ueber Die Ausübung eines Gemeinderechts. 


(Bei Anlaß eines Hütungöftreites.) 


$. 119. 


(Den Eompetenz:Gonfliet aus Anlaß der Hütungsjtrritfahe des N. MN. zu M. gegen den Gutsbeſitzer 
dreiheren von N. betr.) 


Anf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die mit Bericht vom 24. Februar präf. 4. März v. I. anher vorgelegten Acten in 
oben bezeichnetem Betreffe folgen mit nadjftehenden Bemerfungen zurüd. 

Die in Frage ftehende Angelegenheit it in fo ferne es von ber Beeinträchtigung ber 
Bayerifchen Jurisdictions⸗Gerechtſame durch Die von N.'ſche Pfändung des N. auf Bayeriſchem 
Gebiete ſich handelt, allerdings ſtaatsrechtlicher Natur und in diefer Beziehung eignet fie fi rs 
zum Reſſort der Juſtizbehörde nicht. 

Da jedoch hier zugleich die Vollſtreckung eines rechtskraͤftigen Erkenntniſſes über ben 
Hütungsfireit ded von N. gegen die Gemeinde in Frage war, ba bie erlittene Pfändung, ald 
Störung in bem durch reditöfräftige Judicate der Gemeinde N. zugefprochenen Mithütungsrechte, 
mittelft förmlicher rechtlicher Smploration und Vollzichung des Judicates bei Gericht angebracht 
wurde, — da die Ausmittlung des Ortes ber gefchehenen Pfändung unter diefen Umſtaͤnden zur 


a) M. f. oben ©. 160. 

b) M. f. oben ©. 171. 

e) M. f Abſchnitt III. diefer Abtheilung. 
d) Die vorhergehende Verordnung. 
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Verhandlung der Sache gehörte und da burch die zu folchem Zwecke erlaſſene gerichtliche Vers 
fügung die guftändige. Einleitung und Anorbnung der Königlichen Sereiövegierung bezüglich auf 
die Wahrung der Tandeöherrlichen Gerechtfame bei ber Augenfcheius Verhandlung nicht ausge: 
fhloffen war; fo Tag von Seite der Königlichen Kreidregierung keine genügende Urfache vor, 
bie civilrechtliche Zuftändigfeit im dieſet Sache 'in Conteſtation zu ziehen, was auch der Kreis⸗ 
regierung| von dem Königlichen Staatdminifterium des Innern in dem biefen Gegenftand betrefr 
fenden Refcripte vom 49. d. M. bemerkt worden if. Ä 


München, den 29. Sanıar 1834. 
Staatöminifteriam der Juſtiz. 


An 
das Königliche Appellationsgericht des Obermainkreiſes alfo ergangen. 


Diefe juftigminiftertelle Entſchliezung murde deu Koͤniglichen Regierung des Obermainkreiſes 
sub Nr. 4001 nachträglich zu der oben allegirten Entfhliefung vom 13. Januar 1854 zur Wiſſenſchaft 
mitgetheilt. Diefe felbft Tautet folgendermaßen: u 


$. 120. 


Nr. Pr. 34692, 


(Den Sompetenz:Gonflict aus Anlaß der Hütungsftreitfache des N. zu N. gegen! den Guts beſitzer Freiherrn 
von N. betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes König. 


Auf die Berichte vom 9. October 1832, dann 26. Juli und 28. December v. J. ben 
Sompetenz » Conflict in der Hütungsftreitfache des N. zu N. gegen den Gutöbefiger Freiherrn 
von N. betreffend, wird der Königlichen Regierung des Öbermainfreifed, Kammer des Innern, 
zur Entfchließung eröffnet, daß, wenn aud, die Grängverhältniffe des Bezirkes, auf welchem bie 
den Streit zwifchen dem RN. und dem v. N. veranlaffende Pfändung vorgefallen tft, bei Dem 
durch gericktliche Entſcheidung angeordneten Augenfchein in weſentliche Betrachtung kamen, gleiche 
wohl unter den gegebenen Berhältniffen die .Zuftändigfeit der Gerichte in der Cache als begrüns 
det anzunehmen war, ba bie erlittene Pfändung ald Störung in dem durch rechtsfräftige Ers 
fenntnifje der Gemeinde N. zugefprochenen Mitbehütungsrechte klagbar angebradjt wurde, die Zus 
ſtaͤndigleit ber Entſcheidung über Diefe Klage ben Gerichten ohne Zweifel zufam, die Ausmittlung bee 
Ortes der gefchehenen Pfändung unter diefen Umftänden zur Verhandlung der Sache gehörte 
und duch bie zu ſolchem Zwecke erlaffene gerichtliche Verfügung bie zuftändige Einleitung und 
Anordnung der Königlichen Regierung in Beziehung auf die Wahrung der Tandesherrlichen Ges 
rechtfame bei der Verhandlung wegen des Augenſcheins nicht ausgeſchloſen war, noch rechtlich 
ausgeſchloſſen ſeyn konnte. 


Durch die Anzeige des Herrſchaftsgerichts vom 26. Jannar 4829 war demnach der 
Königlichen Regierung zwar gllerbings voller Grund gegeben, zur Wahrung der Iandesherrlichen 
Gerechtfame bei dem angeordneten Mugenfcheine die geeiguete Fürforge nach Umfländen und ges 
gen bie Verlegung der diesfeitigen Territerialgerechtſame die, angemeſſenen Reclamatjonen und 
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fonftigen Maßregeln eintreten zu laſſen, zu einer unbedingten Berneinung ber civilgerichtlichen 
Buftändigfeit in der vorwürfigen Klagſache aber Feine hinreichende Urfache vorhanden, 
München, den 43. Januar 4833. 


Staatsminifterium bes Innern. 


Ä An 
die Königlihe Regierung des Dbermainkreifes K. d. 3. alfo ergangen, 


C, Ueber besondere Verpflichtungen der Gemeinden. 
a. In Sandesculturs Sachen. 


$. 121. 
Nr. Pr. 14730, 


(Den Gompetenz: Conflict in der Streitfahe des N. gegen bie Gemeinde N. wegen Entfhädigung betr.) 
| e. K. 


Mir haben Und über den Competenz⸗Conflict aus Anlaß der Streitſache des N. 
gegen die Gemeinde N. wegen Entfchädigung ») in Unferem Staatsrathe Vortrag erftatren laſſen 
und hierauf befchloffen, daß Die Competenz der Adminiftratios Behörden gegründet fey. 

Shr.babt euch darnach zu achten. 


Münden, den 27. Mai 1834. 


An 
die Königliche Regierung des Unterdonaufreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


b. In Privat- Sachen. 
9. 122. 
Nr. Pr. 5426. 


(Den Competenzs Gonflict aus Anlaß der Entſchaͤdigungsklage des Handelsmanud R. gu R. gegen des 
Stadtmagiftrat dortfelbit betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Anliegend erhält die Königliche Kreisregierung eine Abfchrift ber Allerhochſten Ent⸗ 
ſchlieſſung vom 14. d. M. zur Wiſſenſchaft. 


Münden den 24. Februar 1834. 


. An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes æ. d. J. 





a) Beſchaͤdigung eines Fruchtbaumes durch einen Unbekannten. SEs iſt bekannt, daß im Yalle 
der Thaͤter nicht ausgemittelt werden koͤnne, die Gemeinde für die Entfhädigmg und vesp- 
Erfegung hafte. M. f die Abteilungen XIV. Abſchnitt u. und XV. 


Eonmetenz » Eonflicte. 907 
L. 2. 


Wir Haben Uns über den in ber Entfchäbigungss Sache des Handelsmanns N. zu N. 

gegen. ben Stadtmagiſtrat dortfelbft zwifchen Unſerer Regierung des Rezatkreiſes und gräflich 

N'ſchen Juſtiz⸗ Canzlei entflandenen EompetenzsEonflict in Unferem Staaterathe Vortrag erftatten 

laſſen, und erflären hiemit bie Competenz der ordentlichen Gerichte zur Erledigung diefer Klag- 
fache ald competent. a) 


Münden, den 14. Februar 1834. 
on An 
die gräflih N'ſche Juſtiz⸗Ganzlei alfo ergangen. 


D, Meber Semeinde-Befälle und Gemeinde-Heichnisse und Kasten. 


(Gemeinde: Umlagen und Sropnden.) 


$. 123. 
Nr, Pr, 19274. . 
(Den Gompetenz:Gonflict des Königlichen Appellationdgerichte und der Regierungskammer des Innern des 
Regenkreifes wegen Anforderung der fogenannten Ausfteuer aus den in der Bemeinbefiur von N. geleges 
nen Gütern ausmwärtiger Befiger betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Königs. 


Die Königlichen Regierüng des Regenkreiſes Kammer des Innern wird hierneben eine 
Abſchrift der unterm 29. December v. J. an das Königliche Appellationsgericht ergangenen Als 
lerhöchſten Entfchlieffung, den Eompetenz-Conflict derfelben mit dem Königlichen Appellationsge⸗ 
richte bed Regenkreiſes wegen Anforderung der fogenannten Ausſteuer aus den in ber Gemeindes 
flur von N. gelegenen Gütern. auswärtiger Beſitzer betreffend, zur Darnachachtung und ent 
fprechenber Verfügung mitgetheilt, 

. Münden, den 14. Januar 1828. 


Staatsminiſt erium des Innerm 


An 
die Königlihe Regierung des Negenkreifes RK. d. I. alfo ergangen. 


a) Zum Berftändnifie dient Folgendes: 
N. hatte eine Entſchaͤdigungsklage wegen eines durch ein magiſtratiſches Gebaͤude feinem Haufe 
zufällig gugefügten Schadens gegen den Stadtmagiftrat zu N. bei dem Herrfchaftögeriht ange: 
bracht. Diefes erkannte auf Beweis, wogegen der Magiftrat appellirte. Die Juſtiz⸗Canzlei ers 
Härte fich aber für Incompetent und verwies die Sache an die Regierung K. d. I. als Ober 
polizeiſtelle. Die Regierung: erklärte fi ebenfalls für incompetent, wornach ein Competenz;Con⸗ 
ftiet im negativen Shine ientflanden war. Einige. weitere kleine Berwidlungen der Sache veles 
viren hier nicht. Uebrigens iſt dieſe Entſcheidung auch um. deßwillen von Wichtigkeit, weil die Grund⸗ 
beftimmungen über Competenz⸗Conflicte auch Auf Die Divergenz in den Anfichten zwifchen einer mittel: 
baren: -SufiSanfeiun ymituelseren © Stelle: Erchorcocruag ſich in dieſem Falle angewendet finden. 


BSd. c. ... | 40 
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L. K. 


Wir haben Uns in Unſerm Staatsrathe über den Competenz⸗Conflict des Appellations⸗ 
gerichts und ber Regierung ded Negenkreifes in Sachen des Magiftratd zu N. gegen auswärtige 
Befiter von Gründen innerhalb dem dortigen Burgfrieden wegen Erhebung der fogenannten Aus⸗ 
ſteuer umftändlichen Vortrag erftatten laſſen, und befchlieffen, daß. dieſe Sache, nachdem die vom 
Magiftrate zu N. geftellte Klage durchaus nicht auf dem Grunde einer Gemeindeanlage beruht, 
zur Competenz der Suftizitellen ſich eignet. ' 

Die Beilagen bee Berichtes vom 34. October praͤſentirt 1. November v. J. folgen an⸗ 
bei zurück. 
München, den 29. December 1827. 
An 
das Königliche Appellationsgericht des Regenkreiſes alſo ergangen. 


g. 124. 
Nro. Pr, 19276. 
(Den negativen Competenz« Gonflict der Regierung und des Appellationsgerichts bes Unterbonaufreifes 
wegen ftreitiger jährliher Reichniffe an die Markts-Gemeinde N. betr.) 


ẽ. K. 


Wir Haben 1 Und in Unſerem Stanterathe über einen in Sachen bes R. N. und Con⸗ 
forten gegen den Magiftrat zu N. wegen Gemeinde» Anlagen zwifchen ber Regierung, Kammer 
bes Innern, und dem Appellationdgerichte des Unterbonaufreifed entſtandenen negativen Compe⸗ 
tenz⸗ Conflict umſtändlichen Vortrag erſtatten laſſen, und beſchlieſſen hiermit, daß die beſagte Re 
gierung über die Befchwerde, nunmehr Berufung des N. N. und feiner Streitgenoffen — beren Htis 
consortium felbft herftellen zu Taffen, dieſelbe fich bewogen gefunden — geeignet zu erfennen habe 
und daß nad) gehöriger Entfcheidung der Frage, ob die Anfiedler zu N. Gemeinde-Anlagen an 
die Gemeinde N. zu reichen haben, den Betheiligten unbenommen bleibe, ihre privatrechtlichen 
Anfprüche, wenn fie deren zu haben vermeinen, auf dem Rechtswege geltend zu machen. 


Unfere Regierung bes Unterbonaufreifed Kammer des Innern hat hiernach das Weitere 
zu verfügen. 
München, den 1. Sanuar 1828. 


An 
die Königliche Regierung, des Unterdonaufreifes 8%. J. alfo ergangen, 


| 6. 125. 
Nro. fr. 16279. 


(Den GSompetenz » Eonflict zwifchen der: Regierung und dem Appelationd: Gerichte des Unterdonaufreifes in 
der Stseitfahe der Markts:Gemeinde N. gegen R. wegen herweigerter Gewerbsftift betr.) 


. 8 


Mir haben Uns über den zwiſchen Unferer Reglerung und Unſerem Apellationdgerichte 
des Unterdonaukreiſes entſtandenen GompetenzsConflict in ber Streitfache ber Marktd «Gemeinde 
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N. gegen N. wegen verweigerter Gewerbsitift :Bortrag erftatten Iaffen, und nach Vernehmung 

Unſers Staatsraths befchloffen, daß in der erwähnten Streitſache Die Competenz ber Abminiftrativs 

ftellen nicht gegründet, fondern der Streitgegenſtand an bie Boni Beriine zu verweiſen fey. 
München, den 14. October 4830. 


An 
die Königlihe Negierung des Unterdonaufreifes 8. d. 3. alfo ergangen, 


$. 126. 
Nro. Pr. 7266. 
(Die Befhwerde der Gemeinde N. wegen nicht anerkannten ausſchließlichen Rechtes der Vermiethung von 
Jahrmarktſtaͤnden betr.) =) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Auf den Bericht vom 21. April v. 3. bie Befchwerde der Gemeinde NR. wegen nicht 
anerkannten ausfchließenden Rechtes der Vermiethung von Sahrmärfts Ständen betr. wird ber 
Regierung bed Rezatkreiſes Kammer des Innern Folgendes zur Entfchlieffung eröffnet. 

Die Veranftaltung der nöthigen Einrichtungen zu Abhaltung der Märkte an öffentlichen 
Plägen ift im Allgemeinen ald eine Obliegenheit der Commune zu betrachten, welcher die Era 
laubniß zur Haltung von Jahrmärkten und Meffen ertheilt ift. Dazu gehört dann allerdings auch 
die Vorforge für die Herftellung von Markt-Ständen zum Gebrauche jener Fieranten, welche ihre 
Waaren auf dem öffentlichen Marftplage zum Verkaufe ausftellen wollen. _ 

Diefer Obliegenheit entfpricht hinmieder die Befugniß, zu verlangen, daß die Herftellung 
der Markt» Einrichtungen nicht ald Gegenftand des freyen Privats Verkehrs behandelt werde. Da 
nun insbefondere die Marft + Ordnung für die Stadt N. der Gemeinde die Anmweifung der 
Plaͤtze und Stände zuſpricht, fo erfcheint ber Anfpruch der gemeindlichen Behörde auf 
die Aufrechthaltung der Markt =» Ordnung allerbinge in foweit begründet, daß, wenn aud) 
einzelnen Kauf» und Handelsleuten erlaubt ift, fich Marktſtände zum eigenen Gebrauche an⸗ 
zufchaffen, denfelben doch in Ermanglung befonderer Rechtstitel, nicht gefta:tet werben kann, die 
Markt s Einrichtungen dadurch zum Gegenftande der Privat-Specnlation zu machen, daß fie, zum 
Nachtheil der mit der Verbindlichkeit zu den Marktss Einrichtungen belafteten Krämmerei, bie eis 
genthümlichen Marktftände wieder an Andere vermiethen. Es liegt Dagegen in der adminiſtrativen 
Competenz, barüber zu wachen, daß die Anmeifung der Marktpläte und der Marftftände durch 
die gemeindliche Behörde zu Feiner unftatthaften Beläftigung der Kauf und Handelsleute gereicht, 
und hiernach, wo ed erforderlich, bie für die Benütung der Markt⸗Einrichtungen an die Kräms 
mereisKaffen zu entrichtenden Abgaben geeignet ermäßigt werben. 

Bei Rückgabe der vorgelegten Verhandlungen wird die Königliche Regierung des Res 
zatkreifed Kammer des Innern angewiefen, hiernach das Geeignete zu verfügen. 

Mündjen, den 20. März 1832. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Rezatkreiſes 2. d. 3. alfo ergangen, 





a) Die eigentliche Entſcheidung diefer Sache liegt in den beiden nachfolgenden Entſchlieſſungen. 
40 RK. 
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$. 127. 


Nro. Pr. 8683. . 
(Den Gompetenz : Gonfliet zwiſchen dem Röniglicpen Reis; und Stadtgericie N. und dem Dre 
Magiftrate wegen Vermiethung der Meßbuden betr.) 


u K. 


Wir haben Und über ben, aus Anlaß der Klage des Juwelicrs N. N. und Conforten 
gegen den Magiftrat zu N. wegen Befiged- Störung in Vermiethung der Meßbuden zwijchen dem 
Kreis: und Stadtgerihte N. und dem dortigen Magiftrat entftandenen Competenz + Conflict 
nmftändlichen Vortrag erftatten laffen, und nach Vernehmung Unſeres Staatörathes bejchloffen, 
daß in der vorliegenden Streitfache des Juweliers N. N. und Gonforten gegen den genannten 
Magiftrat wegen Befiged-Störung bie Zuftändigfeit der Eivilgerichte ald begründet anzuerkennen 
fey, ohne daß jedoch; dadurch ein Präjudiz für den Wirkungskreis der Adminiftrativ « oder Suftizs 
Stellen in Gegenftänden, welche von der polizeilichen Oberaufficht ausgehen müffen, begründet 
werde, 

Die Beilagen euered Berichtes vom 29. September v. J. folgen hiermit zurück, um 
dem gemäß das Geeignete zu verfügen. 


München, den 11. April 1833. 


An 
die Koͤnigliche Regierung des Nezatkreiſes K. d. I. alſo ergangen. 


$. 128. 
Nro. Pr, 22833. | 
(Die Vorftellung des Magiftrats gu N. das Vermiethen von Mefbuden betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die mit Bericht vom 5. Auguft v. J., die Borftellung des Magiftratd zu N. 
das Bermiethen von Meßbuden betreffend, vorgelegten Acten folgen mit nachfteheuder Entfchliefe 
fung zurüd. Das Königlicye Minifterialrefeript vom 20. März 1832 beftimmt, Daß, wenn aud) 
einzelnen Kauf⸗ und Handelsleuten erlaubt it, ſich Marktitände zum eigenen Gebrauche anzus 
ſchaffen, denfelben Doch in Ermanglung befonderer Rechtstitel nicht geftatter werden 
fönne, die Markteinrichtungen dadurc zum Gegenftande ber Privatfpeculation zu machen, daß 
fie die eigenthüumlichen Marktſtaͤnde wieder an andere vermiethen. 


Der hierauf zwifchen dem Magiftrate und dem Stadtgerihte zu N. entjtanbene 
Eompetenz- Conflict, aus Anlaß einer Reclamation des N. N. und Gonforten, die eine wirkliche 
Berechtigung zu ber ihnen von der PolizeisBehörde unterſagten Vermiethung ihrer eigen⸗ 
thümlichen Marftbuden in Anſpruch nehmen, wurde durch Königlichen Staatsrathsbeſchluß vom 
9. April d. 3. dahin entfchieven, daß für den vorliegenden Fall die Zuftändigfeit ber Givilgerichte 
begründet fey. 

Die natürliche Folge diefer Allerhöchiten Entfcheidung it, daß der Magiftrat in N. 
als Polizeibehorde von diefem Augenblide an zu feiner Verfügung in dieſer Sache 
mehr befugt ift, fondern Iediglic, abzuwarten bat, ob durch richterliched Erfenntniß eine bereits 
im Königlichen Minifterial»Referipte vom 20. März 1832 berührte Ausnahme von dem allges 
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meinen polizeilichen Verbote, dad übrigens deſſenungeachtet noch immer als Regel ſortbeſteht, 
feſtgeſetzt wird. 

Eben ſo hat die Thaͤtigkeit der Polizeibehörde auch für fünftige Fälle von ber Zeit an 
zu ceffiren, wo die Reclamanten die Defcheinigung beibringen, daß fie förmliche Klage vor dem 
Eivilrichter erhoben haben. 

Die Königliche Regierung wird hiernach das Weitere veranlaſſen. 


München, den 24. September 1833. 
. Staatsminifterium des Innern. 


Ar 
die Königliche Regierung des Nezatkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


$. 129. 
Nro. Pr. 7130. 
(Die Befchwerde der Großbeguterten zu N. gegen die Kleinbegüterten dafelbft, wegen des Mafftabes der 
Concurrenz zu Local» Umlagen betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die an den Königlichen Staatsrath gerichtete Befchwerbe der Großbegüterten zu N. 
gegen die Kleinbegüterten dafelbft wegen ded Maßſtabes der Concurrenz zu Localumlagen, ift, 
als in feinem Falle und in feiner Beziehung dahin geeignet, dem unterzeichneten Staatöminiftes 
rium zugefchloffen worden, und es wird hierauf nachftehende Entſchlieſſung ertheilt: 

Das Gefeß über GemeindeslUimlagen vom 22. Juli 4849 beftimmt in dem XIV, Artikel, 
daß Bejchwerden in Sachen der Gemeindeslimlagen ald Gegenftände ber Polizei und Communal⸗ 
Suratel behandelt, und hienach im adıminiftrativen Wege befchieven werden follen; aud) befteht 
fein anderes Gefeß oder eine Verordnung, welche Streitigkeiten diefer Art ald gemifchte Rechtsſachen 
bezeichnet. 

Die durch Beſchluß des Königlichen Landgerihtd N. vom 20. Suni 1833, beftätigt 
von ber Königlichen Regierung des Regenkreiſes, Kammer bed Innern, am 12. Sanuar 1834, 
erfolgte eventuelle Hinweiſung der Großbegüterten za N. auf dem abminiftrativen Rechts⸗ 
weg war demnach eben fo unbegründet, ald die Bezugnahme auf die, von Streitigkeiten in Ab» 
miniſtrativ⸗Juſtiz⸗ Segenftänden zwifchen Stiftungen oder Gemeinden einerfeits mit dem Fiscus 
oder Privaten andererfeits handelnde, auf die vorliegende Differenz zwifchen Privaten unter ſich 
jedenfalld nicht anwendbare Allerhöcjfte Verordnung vom 47. Februar 1821. =) 


Das Königliche Landgericht N. war vielmehr ſchon durch die, mit Bericht des Patri- 
monials Gerichte N. vom 29. Mai 1830 gefchehene Anregung aufgefordert, in Gemäsheit des 
Art. VI und XIV. des Gefeßed über GemeindesUmlagen vom 23. Juli 1819 und des Abfch. II 
Ziff. 3, der Minifterials Ausfchreibung vom 12. Mai 4825 ®) directe Umlagen für Gemeindes 
bedürfniffe betreffend, — ald Curatele Behörde der eigenen erfchöpfenden Prüfung zu unterftellen, 


a) M. f. oben 8. 26. S. 208. 
b) M. f. Abth. XI. 
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ob in der Gemeinde N. ein gleichzeitlicher Concurrenz⸗ Maßſtab zu Gemeinbeslimlagen durch 
Bertrag oder Obfervanzen begründet fey, wie die Großbegüterten bafelbft behaupten, und je 
nach dem Ergebniffe (mit Vorbehalt etwaiger privatrechtlicher Anfprüche) ben vertragemäßigen 
oder hergebrachten Umlagen» Mapftab ald Norm ber Fünftigen Erhebung feitzuftellen, oder die 
gefegliche Negel eintreten zu laffen, wenn ein fürmlicher Gemeinde⸗Beſchluß über die Wahl eis 
ned, vom dem Steuerfuße abweichenden zweckmäßigen, die verhältnißmäßige Belaftung aller Ges 
meindeglieber herbeiführenden Maßftabes nidjt erzielt werden konnte — gleichzeitig aber bei wahrs 
genommener Ueberbürdung einzelner Klaſſen von Gemeindegliedern das ihm durch Abfchn. III. der 
obenerwähnten Minifterials Ausfchreibung übertragene Bermittlungsamt mit ber gehörigen Sorg⸗ 
falt auszuüben. 

Hiernach ift dad Königliche Landgericht N. anzumeifen , und den Beſchwerdefuͤhrern vorftehenbe 
Enfchlieffung mit dem Beifügen eröffnen zu laffen, daß ein Competenz⸗Conflict in vorlies 
gender Sache nicht vorhanden fey, daher ihr desfallſiges Vorbringen ohne Berückſichtigung bleis 
ben müſſe. 


München, den 20. März 1835. 
Staatsminifterium des Innern, 


An 
die Königliche Regierung des NRegenkreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


$. 130. 
Nro. Pr. 30460. 
(Die Sache der Gemeinde N, gegen N. N. und Eonforten, wegen Gemeindefropnden, gegenwärtig einen 
Gompetenz :Eonflict betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Königs. 


Nachdem die Streitigfeiten über Leiftungen aus dem GemeindesBerband, zufolge Flarer 
Vorſchrift des Art. XIV. im Gefege über Gemeinde »Umlagen vom 22. Juli 1849 =) ald Gegens 
ftand der Polizei» und Communal⸗Curatel, im abminiftrativen Wege zu befcheiden find, hier 
nach bei Streitigfeiten über die DVerpflichtung zur Theilnahme an GemeindesFrohnden die Zus 
ftändigfeit der Adminiftrativ «Behörden in der Hauptfache, d. h. in Beziehung auf dad gemeind⸗ 
liche (ſohin öffentliche) Verpflichtungs = Verhältniß der Einzelnen in der Gemeinde und zu derfels 
ben, in allen felbft jenen Fällen begründet erfcheint, wobei etwa aus privatrechtlichen Grüns 
den — ber feparaten Austragung vor den zuftändigen Behörden vorzubehaltende — Entfchädis 
gungss Anfprüche ftatt finden könnten; fo war die Verweigerung der adminiftrativen Entfcheidung 
über den Recurd ded N. N. und Conſ. den gefeglich beftehenden Gompetenz s Berhältniffen nicht 
angemefjen. | ' 

Die Königliche Regierumg des Untermainkreifes Kammer des Innern wird daher mit 
Aufhebung ded Negierungebefchluffes vom 3. Juli 4832 angewiefen, auf die Beſchwerde ber ges 


a) M. f. Abtheil. XI. 
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nannten Recutrenten vom 18. Jammar 1832, nach ihrer Zuftänbigfeit das Geeignete zu verfügen. 
Die mit Bericht vom 18. v. M. vorgelegte Eollegialacten folgen zurüd. 


"Münden, den 5. November 1834. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
Die Königlihe Regierung des Untermainkreiſes 8. d. 3. alfo ergangen. 


2. Des Stiftungs-Wesens. 


$. 131. 
Nro. Pr. 11842, 
(Die Streitfache des Beneficiaten R. gegen den Kaufmann N. wegen Bindication eines zum Niſchen 
Beneficium gehörigen Angers nun Gompetenz : Gonflict betr.) 


Anf Befehl Seiner Majeftät bes Königs. 


Der Königlichen Regierung bed Sfarkreifes, Kammer des Innern, wird auf ihren Bes 
richt vom 12. October 1833 obenftehenden Betreffs nad) vorgängigem Benehmen und im Einvers 
ftändniffe mit dem Königlichen Staatsminifterium ber Juſtiz, erwiedert, was folgt: 

Die Zuftändigleit der Gerichte zur Entfcheidung in ‘der Klage des Beneficiaten N. gegen 
ben Kaufmann R. wegen Bindication eined von dem Nfchen Beneficium veräußerten Angers 
it in fo ferne anzuerfennen, ald die Klage nicht gegen die adminiftrative Zuftändigkeit zur Ers 
tbeilung des Curatel⸗Conſenſes gerichtet, fondern auf die. Behauptung gegründet ift, daß neben 
dem Conſenſe der vorgefegten Curatel noch fonftige gefetlofe Erforderniffe zur Giltigfeit der Vers 
aͤußerung ded in Frage ftehenden Stiftungsgutes beftanden, und in dem concreten Falle nicht in 
Erfüllung gefommen feyen. Die Königlicye Regierung des Iſarkreiſes, Kammer ded Innern, wird 
daher angewiefen, hiernach die geeignete Erflärung an die Gerichtöftelle gelangen zu laſſen und 
zugleich zu verfügen, daß zur Sache die erforderlichen Erinnerung Namens des Stiftungsfisca⸗ 
lats abgegeben werden, und babei die Mägerifche Behauptung, der Nothwendigkeit des Confenfes 
der Eirchlichen Behörden zur Veräußerung von Stiftungsgütern, auf den Grund ber feit dem 
Jahre 1807 über die Verwaltung und Veräußerung des Gtiftungds Vermögens ergangenen gefeß- 
Sichen Beitimmungen, umftändlicdy gewürdigt und widerlegt werde. 


München, den 30. April 1835. 
Staatdminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Iſarkreiſes K. d. 3. alfo ergangen, 


Nachſtehendes iſt die Entſchlieſſung, welche das Juſtizminiſterium ſeinerſeits in dieſer Sache ers 
laſſen hat. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Königs. 
Auf den Bericht vom 6. präf. 10. September 1833. in obenbegeichnetem Betreffe wird, 
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nach vorgangigem Benehmen und im Einverftändniffe mit dem Königlichen Scaats· Miniſterium 
des Innern, folgende Entſchlieſſung ertheilt. 

Da es ſich in dem vorliegenden Falle nur darum handelt, ob außer dem Conſenſe der 
Obercuratel auch noch die Genehmigung der geiſtlichen Behörde zur civilrechtlichen Giltigkeit der 
beftrittenen Veräußerung erforderlich geweſen fey, diefe Frage aber ungezweifelt zur Cognition ber 
Gerichte fich eignet, fo erfcheint hiedurch und resp. durch die an die Königliche Kreisregierung 
ergangene Weifung der fo eben ausgefprochenen Anficht gemäß die geeignete Erklärung an die 
Gerichtsftelle gelangen zu Iaffen, der fich ergebene Sompetenz-Eonflict ald gehoben, 

München, den 7. Mai 1835. | 


Staatsminifterium ber Juſtiz. 
An 
das Königlihe Appellationdgericht des Ifarkreifes alfo ergangen. 


III. Aus dem Gebiete des Heimat-, Ansässigmachungs- und Derehelichungs - Wesens. 
(Zu Adtheilung ZIT. des Eyftems.) 


$. 132. 
Nro., Pr. 23588. 


(Die von den Handelsjuden N. und N. beabſchtigte Zertrͤmmerung des vormals von NR. Gutes nunc in 
specie Ergaͤnzung des grundherrlihen Sonfenfes und Gompetenz : Gonflict betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Auf den Bericht vom 23. Suny 1832 die von den Sandeldjuden N. und R. beabſi chtigte 
Zertrümmerung des vormals von N'ſchen Gutes in N., nunc in specie Ergänzung des grund⸗ 
herrlichen Conſenſes und Competenz⸗Conflict betreffend, wird der Königlichen Regierung. des Res 
zatkreiſes zur Entfchliefung eröffnet, daß die Competenz der Gerichte in dieſer Sache auch in 
Bezug auf die Supplirung bed grundherrlichen Conſenſes zur Zertrummerung ded N'ſchen Gutes 
auf den Grund des im neueften Gefege über die Anſäßigmachung und Verehelichung vom 1. Juli 
41834 Allerhöchſt genehmigten Zufaßes zu dem 6. 3. Abfat 3. ded Altern Gefeped vom 41. Sep⸗ 
tember 1825 «) (Gefeßblatt v. I. 1834 St. VXI. ©. 140.) anzuerkennen fey. 

Die Königliche Regierung des Rezatkreifes hat hienach dad weiter Geeignete zu weranlaffen. 

München, den 31. Zuli 1834. 


Staatdminifterium des Innern 


An | en 
die Koͤnigliche Negierimg des Rezatkreifes K. d. I. alfo, ergangen. 


Rachricht den übrigen Kreisregierungen K. d. 3. diesſeits des Rheins zur Kenntnig und gleich 
mäßigen Nachachtung. 


m ia 


IM ſ. Abthellung XI. 


Competenz⸗ Conflicte. ' 815 
. 9. 133. 
Nr. Pr. 22729, I 


(Competenz⸗ Conflict in Sachen N, und R. gegen den Magiſtrat der Stadt N. wegen Verweigerung des 
grundperrlihen Sonfenfes zur Gutszertrümmerung betr.) 


Auf Befehl: Seiner Majeftät des Könige. 


4 


Unter Nüdfchluß der mit Bericht vom 3. October 1831 im rubrizirten Betreffe vorges 
legten Acten, wirb der Königlichen Kreisregierung eine Abfchrift der im gleichen Betreff von dem - 
Königlichen Staatöminifterium der Juſtiz unterm 4. v. M. an das Königliche Appellationdges 
richt des Nezatkreifes erlaffenen Entfchlieffung zur Wiffenfchaft mitgetheitt, 

München, den 18. September 4835. 

Staatömintfterium des Innern 
An 


die Königliche Regierung des Rezatkreifes K. d. 3. alfo ergangen, 
Nachricht den übrigen Kreisregierungen dies ſeits des Rheins. 


CBVerweigerung des grundherrlichen Conſenſes zur Gutézertruͤmmerung betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Könige. 

"Nach einer anher gelangten Erklärung des Königlichen Staatsminiſteriums des Innern 
wirb in der unten bezeichneten Sache die gerichtliche Competenz in fo. ferne anerkannt, ale es 
fich um die Diemembration Behufs der Anfäßigmachung handelt, und dem Gute noch nebit dem 
ſchuldenfreien Befite ber Wohngebäude, ein Steuerfinplum von mindeftens 4 fl. verbleibt, unter 
welchem Maaße eine Supplirung des grundherrlichen Gonfenfed nach der XV. Beilage zum neuer 
ftien Stände s Abfchiede nicht mehr flatt finden darf. Hiernach iſt das Weitere geeignet zu 
verfügen. - 

Muͤnchen, ben 4. Auguft 4834, 
Staatsminiflerium der Juſtiz. 
An 
das Appellationsgericht für dem Rezatkreis alfo ergangen, 


IV. Aus dem Gebiete des Armenwesens, 


(Zu AbtHeilung XIII. des Spftems.) 


$. 134. 
Nro, Pr. 6643, 


(Die Klagſache der N. N. gegen die Stadtgemeinde N. wegen Unterfiigung aus dem Armenfond betr.) 
"Auf. Befehl Seiner Majeftät des Königs. 


Die von dem Königlichen Staatsminifterium der Juſtiz an das Königliche Appellations⸗ 
gericht zu Neuburg erlaffene Entfchlieffung vom 21. v. M., die Klagfache der N. N. gegen bie 
Bd. I. 41 
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Stadtgemeinde N. wegen Unterftügung aus dem Armenfond betreffend, folgt BE zur 
Kenniniß und geeigneten weitern Verfügung. 


München, ben 9. März 1834. 
Staatöminiftertum des Innern, 


An 
die Königlihe Regierung des Oberdonaufreifes K. d. 3. alfo ergangen. 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Das Königliche Landgericht hat auf die bei demfelben von der N. N. auf Unterflügung 
aus dem KocalsArmenfonde erhobene rechtliche Klage dem Mägiftrate der Stadt N. die Beis 
bringung des Streitconfenfes aufgetragen. 


Die Kreisregierung, an bie fi ich der Magiftrat deshalb wendete hat die Competenz der 
Gerichte in dieſer Sache in’ Abrede geſtellt, und darüber mit dem Appellations⸗Gerichte ſich in 
das Benchmen gefeßt. 


In Folge ber ablehnenden Antwort des benannten Gerichtshofes wurden von ber Res 
gierung die Acten dem Königlichen Staatöminifterium des Innern vorgelegt. 


Im Einverftändniffe mit diefem Staatöminifterium wird hiemit erflärt, daß Die Klage 
der N. N. nicht auf einen eigentlichen Privatrechtstitel, fondern auf bad in der Gemeinde N. 
ihr zuftehende Heimatsrecht, und auf den durch dieſes Recht ihr. begründeten Anfpruch auf ber 
nöthigte Unterftüßung gegründet wird, Heimatgefeß vom 411. September. 1825 2 8. 5. 
durch den S. 8. ebendbort aber alle die HeimatdsBerhältniffe betreffenden, nicht reine Eivilrechts⸗ 
Puncte zum Geaenftande habende. Verhandlungen dem Wirkungskreife der Polizeis Behörden zuges 
wiefen find, und im gegebenen Falle keine factifchen oder rechtlichen Momente für die Anerfens 
nung einer Ausnahme zu Gunjten des Juſtiz⸗Reſſorts vorliegen, — die "Zuftändigfeit der Civil 
Gerichte nicht ald begründet erfcheine. 

Dem Königlichen Appellationd s» Gerichte wird uͤbrigens eröffnet, daß Seine Königliche 
Majeftät, nad) Vernehmung ded Staatsrathes, auszufprechen geruht haben,’ daß bei fich erges 
benden Competenz⸗Anſtänden zwifchen den Gerichten und den AdminiftratiosStellen nur dann, 
wenn die einfchlägigen Minifterien in ihren Anfichten fich nicht vereinbaren können, die Sadıe 
dem Königlichen Staaterathe resp. Allerhöchftdenenfelben zur Entſcheidung vorgelegt werben fol. 


MDeünchen, den 21. Februar 1834. 


Staatsminifterium der Juſtiz. 


An 
das Königliche Appellationd : Gericht zu Neuburg alſo ergangen, 





a) M. f. Abtheil. XIT. | - 
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g. 135. 
Nro. Pr, 14709. 


Ale Streitſache des vormaligen Spital⸗Hauptcaſſiers N. zu N. gegen ben Fiscus, wegen Alimentation; 
nun Eompetenz: Gonflict betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät des Königs, 


Die wegen des Competenz⸗ Conflictes aus rubricirtem Anlaß von Seite des Königlichen 
Staatdminifteriums der Suftiz unterm 14. d. M. an dad Königliche Appellationsgericht des Unters 
mainfreifes erlaffene Entfchlieffung wird der Königlichen Kreisregierung hieneben in Abfchrift zur 
Kenntniß mitgetheilt. | 
Staatsminiftlerium des Innern. 


An 
die Koͤnigliche Regierung des Untermainkreifes alfo ergangen. 


Auf Befehl Seiner Majeftät ded Könige. 


Auf den Bericht vom 22. präfentirt 24. Juli v. J. in oben bezeichnetem Betreffe wird 
nach gepflogenem Benehmen und im Einverftändniffe mit dem Königlichen Staatsminifterium des 
Innern zur Entichlieffung ertheilt, daß die Competenz der Givilgerichte in diefer Sache nicht bes 
gründet iſt, da NE. lage nicht auf einen Privatreditötitel, ſondern auf feine Berarmung und 
auf das den freiwillig audgetretenen, oder in Folge geſetzwidrigen Betragend entlaffenen, verarms 
ten Staatödienern aus Gründen des Erbarmens und der Billigfeit Altmentation zufichernde Hei⸗ 
mats⸗ und Anfüßigmachungss&efeb fich gründet, welches letztere Gefeß indbefondere $. 4. «) 
Abfag 3. die in der Regel den Gemeinden obliegende Berbindlichfeit zur Unterflügung der. Armen 
ausnahmsweiſe in dem dort bezeichneten Falle dem Staatsärar zumweifet, hiedurch aber weder 
die Eigenfchaft des, aus dem Titel der Verarmung nicht auf Penfion, fondern auf Unterftügung, 
begründeten Anfpruches, nach ber Zuftändigfeit der Adminiftrativs Behörden zur Benrtheilung und 
Entfcheibung diefed Anfpruched verändert hat. 

München, den 14. Mai 1835. 


‚Staatsminifterium ber Sufttg 


An 
das Königliche Appellations: Geriht des Untermainkreifes alfo “ergangen, 


. < 


V. Aus dem Gebiete der allgemeinen Staats- und Landes - Polizei, 
(Zur Abtheilung XV. des Spftems,) 
4. Der Polizei-Straffälle, 
$. 136. 


M. I 8 
Die Klage des Wundarztes N. N. gegen den Forſtgehilfen N. zu N., wegen einem 





a) M. ſ. Abtheilung XI. 
41* 
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dem Erftern tobtgefchoffenen Hunde, resp. einer dafür verlangten Entfchädigung, bei welcher zwis 
ſchen der Adminiftrativ: und Zuftizbehörde ein zum Vortrage Unſeres Geheimen Rathes gegebener 
Eumpetenzs Conflict eingetreten ift, wird zwar, ald Juſtizgegenſtand, zur Competenz ber Juſtiz⸗ 
Behörde geeignet erfannt; folche Klage kann jedoch nicht eher geftellt und angenommen werben, 
bevor nicht über die Präjudicialfrage: ob ber Forftgehilf bei diefer Handlung in den Gränzen 
feiner Dienftpflicht und Befugniffe ſich gehalten, oder diefelbe überfchritten, und ſonach fich eines 
Exceſſes im Dienfte fehuldig gemacht habe, entjchieden iſt. 

. Die Beurtheilung diefer Präjubicialfrage weiſen Wir in eriter Inſtanz ben Forſt⸗In⸗ 
‚fpectionen, in zweiter aber den Generals Kreis» Commiffariaten vorbehaltlich des Recurfes an 
Unfern Geheimen Rath zu ıc. 


Wien, den 24. März 1818. 
2 An | 
den Königlichen Geheimen Nath alfo ergangen, 


| $. 137. 
Nr. Pr, 15181. 
(Die ‚polizeiftrafrechtlihe Competenz über die Eorporalstohter N. zu N. betr.) 


Auf Befehl Seiner Majekät des Könige. | 


Der Königlichen Regierung bed Untermainkreifed Kammer des Innern wird hierneben 
auf den Bericht vom 42, Juli d. J., die polizeiftrafrichterliche Competenz über bie Corporals⸗ 
tochter N. zu N. betreffend, eine Abfchrift der in diefem Betreffe an dag Armees Commando ers 
gangenen Entfchlieffung vom 17. des I. M. zur Wiſſenſchaft und Beſcheidung des Stadtmagi⸗ 
ſtrats zu N. mitgetheilt. 


München, den 27. October 1828. 


Staatsminiſterium des Innern. 


An | 
die Königliche Regierung des Untermainkreifes K. d. 3. alfo ergangen, 


Auf Befehl Seiner Majeftat des Könige. 


Die N. N., erwachfene Tochter ded Corporals N., fand nicht mehr im Unterhalte 
ihred Vaters, und hatte fich zu Würzburg in abgefonderter Wohnung unter dem Schuge eines 
polizeilichen Quartierſcheines als Arbeiterin der freiwilligen Befchäftigungsanftalt aufgehalten. 
Bei diefen Berhältniffen konnte die polizeiftrafrichterliche Befugniß des Regiments mit Grund bes 
zweifelt werben; ed wäre vielmehr, da die genannte Weiböperfon nicht bei ihrem Bater lebte, 
und da ihr ein unabhängiger militärifcher Gerichtöftand nicht zukömmt, entfprechenb gemefen, 
die ftrafrechtliche Competenz des Stadtmagiftrated im vorliegenden Falle anzuerkennen, 
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.Dieſes iſt dem N. N. Regiment auf bie berichtliche Vorlage vom 10. v. M. unter 
Ruͤcſſchluß der Acten eröffnen zu laſſen. 


Münden, den 47. October 1828. 
Königlihes Kriegsminifterium. 
en AR EEE | 
dad Armee: Gommando alſo ergangen. el 


$. 138. 
Nr, Pr. 12215. 
(Die Eompetenz bei Beftrafung der Holzdiebftähle im Bergehensgrade betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige, 


Auf den Bericht vom 23. März d. J., die Competenz bei Beſtrafung der Holzdiebftähle 
betreffend, wird ber Königlichen Regierung des Oberdonaukreiſes, Kammer des Innern, eine.Abs 
fchrift derjenigen Entfchlieffung zugefertigt, welche über diefelbe bermal zur Sprache gefommene 
Trage bereitd unterm 6. Auguft 4822 an dad Königliche Appellationdgericht für den Rezatkreis 
ergangen ift, 

Die Kreidregierung hat ſich nach den hierin angenommenen Grundſaͤtzen, welche nun 
auch von dem Königlichen Appellationdgerichte bed Oberbonanfreifes aufgeftelt werben, zu achten. 


Münden, den 30. Juli 1831. 


Der BE 


Stantsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des Oberdonaukreiſes K. d. I. alfo ergangen. . 


(Die Beftrafung der Holzdiebflägle im Walde betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Dad Königliche Appellationsgericht erhält auf feinen Bericht vom 17. Sanıar, präſ. 
den 3. Febr. 4817, die Beſtrafung der Holzdiebſtaͤhle im Walde betreffend, deſſen Beilagen zu⸗ 
ruckfolgen, folgende Entſchlieſſung: 

Wenn man die Reſcripte vom 241. März und 3. October 1815 clith. Sammlung 
Nr. 78. u. 104.), welche den Artikel 248. Thl. II. des Str. G. 3. in der betreffenden Stelle 
bis auf weiters bereitd aufgehoben haben und deren Inhalt in dem Edicte vom 25. März 1816 
weder berührt, noch durch dasſelbe abgeändert worden ift, genau zufammenhäft, fo kann es eis 
nem gegründeten Zweifel nicht unterliegen, daß Holzentwendungen im Walde, 


41) als ausgezeichnete Diebftähle an fich niemals, 
2) als Diebftähle überhaupt nur alsdann betrachtet und befraft werben fonnen, wenn fie 
ſich rückſichtlich des Betrages zum Verbrechen des Diebftahls erheben, 
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8) In allen andern Fällen über ald Waldfrevelzu behanbeln und ben Forſt⸗ resp. Pos 
Izeibehörden zur Abwandlung nad) den beftehenden Forffordnungen zu überlaffen find. 
Hieraus ergiebt ſich, daß der vorgelegte Fall; in welchem bas Königliche Appellations⸗ 
Gericht eine Entwendung von 450. Hopfenflangen, Werth 43.fl.,, nicht ald Vergehen behandelt, 
fondern an die Forftbehörde verwiefen bat, den Gefeben vollfommen angemeffen beurtheilt 
worden fey. 


Eben fo iſt fi auch Fünftig zu benehmen. 
München, den 6. Auguft 1822. 
Staatsminifterium des Innern. 


An 
das Königliche Appellationegeriqht fuͤr den Iſarkreis alſo ergangen. 


g. 139. | 
(Sompetenz s Gonflirt aus Meranlaffung der Unterfuhung wider N. N. wegen Getreldentwendung betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeſtät des Könige. 


Der Königlichen Kreißregierung wird unter Bezugnahme auf bie Allerhöchfte Entjcheis 
dung bed mittelft Berichtes vom. 12. Juni v. J. angeregten negativen Gompetenz.Gonflicted in ber 
Unterfuchung gegen N. N. wegen Getreidentwendung ‚gut Nachachtung in, künftigen ähnlichen 
Fällen Folgendes bemerkt: 


Zu Entfheidung der Barfrage, ob eine Handlung zu den Verbrechen oder Vergehen 
gehöre, find nach Art. 42. und 16. Theil IL. des Strafgefeßbuches nur die Criminal und Civil⸗ 
ftrafgerichte competent. Der Verwaltungsftelle kömmt daher keineswegs die Befugniß zu, mittelft 
oberpolizeilichen. Beſchlußes das Daſeyn eined Verbrechens oder Vergehend zu erfennen und fid) 
in folcher Weile eine Zuftändigfeit zuzueignen, welche nach dem angeführten Art. 12. des Strafs 
gefeßbuches dem Civilftrafgerichte allein und ausfchlieffend zukommt. 

Vielmehr muß, wenn ein Fall die Gränzen der Poltzei-Uebertretung zu überfchreiten 
und in das firafrechtliche Gebiet einzufchlagen fcheint, fich mit dem Königlichen Appellationds 
Gerichte benommen werden, und wenn durch rechteförmlich gefaßtes Concluſum des mit voller 
Competenz bekleideten Appellationdgerichted das Nichtindicirtfegn eined Verbrechens oder Vers 
gehens ausgefprochen wird, die polizeiliche Einfchreitung, um fo mehr fortgefegt werden, als ben 
Polizeiftelen und Behörben eine Gognition über die Geſetzmäßigkeit ftrafgerichtlicher . Entfcheis 
dungen unter Feiner Vorausfegung zukommt, wie denn auch die Berweifung eines zur Beftrafung 
geeigneten Gegenftanded aus dem Strafrechtögebiete von felbft deffen Subfumtion unter den ftrafs 
polizeilichen Wirkungskreis in ſich fehließt. 


Münden, den 23. März 1834. 


Staatsminifterium des Innern. 


An 
die Königliche Regierung des R. Kreifes alfo ergangen. 


Nachricht den übrigen Regierungen diesfeits ded Rheine. 
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Ss 140% 
Nro. Pr. 14729. 


Dr Er u 


—* der N. betr. ). 
GR. 


.. 20 ‚ 
md u... ⸗ „rot 


Wir haben Und über den Competenz⸗Confliet zwiſchen Unſerer Regierung des Unterdo⸗ 
naufreifed Kammer. ded Innern und Unferem Appellationdgerichte. ‚beöfelben Kreifes aus Anlaß 
dee polizeilichen Erfeuntniffes wider N. und beffen Knechte wegen Mißhandlung der N. in Un⸗ 
ferm Staats: Rathe umftändlichen Vortrag erftatten Laffen, und daraufhin.. hefchfoffen, daß hins 
fihtlich der EntfhäbigungssKlage, wie folhe von N. N. wider N. N. und deſſen Knete N. N. 
wegen. erlittener Mißhandlung in dem Protocolle des Landgerichts Landau den .27.. Januar 18323 
vorbehalten worden iſt, nicht bie Polizeibehörben, fondern bie Civil Gerichte competent fegen., 


Wir eröffnen euch dieſes auf euere Berichte vom 49. Junj und 9, Juli v. 2 mit Rüds 
gabe der von euch vorgelegten Collegial Acten, zur geeigneten Verfugung, 


 Mündyen, ben 2 27. Mai: 1834, en Ds air 


i Un ..: . i .. 5. .1 
die Koͤnigliche Reglerung des Unterdonaukreiſed Rd. J. alfe ergangen⸗ 


Fre 
‘!, . . . ., . eb orte 


$ 141. nn 

Nrd. Pr. 1104: nm DE Een 

(Den GompetengeGonflict aus Anlaß der Alage des N. N. resp. rinn E· ſonaer N. gegeu den Irhru 
von N. wegen vergleichsmaͤßigen Wildſchaden:Erſatzes betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeſtät bed Königs. 


Auf den Bericht vom 29. März d. 3. wird der Königlichen Regierung des Regenkreiſes 
Kammer ded Innern zur Entichlieffung eröffnet, daß in der Klagſache des N. N. zu N. resp. 
ſeines Ceſſionars N. N. zu N. gegen den Freiherrn von N. wegen vergleichsmaͤßigen Wildſcha⸗ 
dens⸗Erſatzes die Zuftändigfeit der Civilgerichte anzuerkennen ſey, deren Competenz zur Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung der Sache von dem Zeitpuncte an begründet war, wo die Forderung des 
Klägerd auf dem Wege privatrechtlichen Uebereinkommens feſtgeſtellt worden und dadurch for⸗ 
mell die Eigenſchaft eines, nach den Beſtimmungen über Verträge zu beurtheilenden Rechts⸗An⸗ 
fpruch8 erlangt hatte, . 


Münden, den 24. Juni 1835. a ul 
Staatöminifterium des Innern. 


An 
die Koͤnigliche Regierung des Regenfreifes alfo ergängefs . 


3223 Abth. IV. Abſchn. I. Anhang IE. Tit. IL S. 142. 


$. 142. 
Nro. Pr, 25699, a 
(Den Competenz⸗Eonfilct ans Anlaß ber Unterfuchungstoften in der Unterfuhüngbfahe gegen N, und R. 
wegen Koͤrperverletzung -Betr;) 


Auf Befehl Seiner Mäjeftät bes Königs, 


Auf den Bericht vom 48. März d. J. wirb der Königlichen Regierung des Nezatfreifes, 
Kammer bed Imern, erwiedert, daß nachdem in der Unterfuchungsfachewider R. und N. von N. dad 
Königliche Appellationdgericht durch einfachen Beſchluß die Sache, als zu firafgerichtlicher Cogni⸗ 
tion nicht geeignet, an' die Poltzeibehörde verwiefen hat, ein ftrafgerichtliches Erfenntniß über den 
Koſtenpunct nicht habe erfolgen: können, da in dem Galle, wo der Richter feine Sncompetenz in 
der Hanptfache anerkennt und ausfpricht, demſelben auch das genchtiiche Erfenntniß über das 
Accessorium; den Koftenpunct, nicht zuftehen kann. 


| Hiernach erfcheint der Antrag; daß in dieſer Sache hinfichtlich ‘der Koften der gerichtlis 
chen GeneralsUinterfuchung gerichtliche® Erfenntniß erfolge, nicht begründet, vielmehr bie Polizei⸗ 
behörbe zuftändig, auch in Anfehung diefer Koften, ald durd) ‚die, wenn auch nur im polizeilichen 
Grade ftrafbar erfannte That veranlaßt, und mit dem Erfenntniß hierüber conner zu urtheilen, 
wobei jedoch berfelben überlaffen bleibt; nad rechtlicher Weberzeugung in Anfehung der ohne zus 
reichenden Grund durch bie porangegangene General Unterfuchung veranlaßten Koften nach, Um⸗ 
ftänden die geeignete Ermäßigung nach Analogie ded Allerhöchiten Reſcriptes vom 20. Februar 
41814 lithogr. Sammlung der Novellen zum Strafgeſebbuche Nro. 31 — bei dem Erkenntniſſe 
darüber eintreten zu laſſen. 


Die Königliche Regierung des Rezatkrelſes Kammer bed Innern hat hiernach das 
Geeignete zu verfügen, und die vorgelegten Acten im Anſchluße ariczuemvfangen. 


München, den 25 September 1835.. 
u Staats miniſterium des Innern. 
die Koͤnigliche Regierung ded Rezatkreijſes alſo ergangen. 


2. Der öffentlichen Markts- und bickualien-Polijei. 
$. 148. u 
Nro. Pr. 15353, on | 
(Die Sache der bürgerlichen Holgmeffer gu N. contra fiscum, wegen Entſchaͤdigung betr.) 
Auf Befehl Seiner Majefat dee Könige 


Die Königliche. Regierung erhält in der Anlage die Abjchrift von einem Erkenntniſſe 
des Königlichen Ober» Appellationdgerichtö, welches unterm 27. Juli d. 3. in dem rubrigirten 
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Rechtsſtreite erlaffen wurbe, da bieburch eine nicht umvichtige Eompeteng ⸗ Frage entſchieden 
worden iſt. | 


München, den 23. September 1829. 
Staatdminifterium des Innern. 


An 
die Königlihen Regierungen ſaͤmmtlicher Kreife 8. d. 3. mit Ausnahme des Rheinkreiſes alfo ergangen. 


Erfenntniß. 
(Holsgebühren betr.) 
Seine Könislihde Majefät 


erfennen in Sachen ber bürgerlichen Holzmefler zu N. gegen den Königlichen Fiscus, wegen 
Entfhäbigung zu Recht, und beitätigen dad von dem Königlichen Appellationsgerichte des Ober⸗ 
donaufreifed am 28. Februar 4828 erlaffene Erkenntniß. — 


Entſcheidungsgründe. 


Die Holzmeſſer in N. wollen von unfürdenklichen Zeiten von jedem in die Stadt N. 
gekommenen Wagen Holz, wenn auch das Holz nicht gemeſſen worden, 6 kr. Ausldegend 
vom Käufer und Verkäufer bezogen haben. 

Die Königlicye Regierung des Oberdonaufreifes Kammer des Innern hat aber am 13. 
Sunt 4823 einen folchen Bezug von ungemeffenem Holze verboten, und dad Königliche Mi⸗ 
nifterium ded Innern am 7. Januar 1824 dieſe Verfügung nicht nur beftätigt, fonder ihnen auch 
fpäter bedeuten laffen, daß eine Competenz des Staatsrathes nicht anerfannt worden. Die 
Holzmeffer traten daher bei dem Koͤniglichen Appellatiousgerichte des Oberdonaukreiſes gegen 
den Königlichen Fiscus mit einer Klage auf, worin fie entweder Wiedereinfegung in den voris 
gen Bezug, oder eine Entfchäbigung von 3,800 fl. begehren. Es ſetzte ihnen aber der Königliche 
Fiscus die Einrede entgegen, daß das Königliche Appellationdgericht in dieſer Sache nicht com⸗ 
petent ſey, und dieſe Einrede iſt auch vollftändig gegründet. 


1) Die Feſtſtellung von Preiſen für Löhnungen, wobei dad Publikum im Allgemeinen bes 
theiligt ift, gehört Lediglich zum Reſſort der Polizeijtelen. 

2) Die Polizeis und Adminiftrativs Behörden verfügen und erfennen in berlei Poligeis und 
Adminiftrativ- Gegenftänden aus eigener durch die Gefege ihnen eingeraumten Gewalt; fie 
find hierin keineswegs dem Suftigftellen untergeordnet, fondern nur ihren vorgefegten Bes 
hörden verantwortlid). 

3) Die Suftizftellen find nır da competent, wo ber Klage ein bürgerlicher Rechtstitel zum 
Grunde Tiegt, und der Gegenftand felbft civilrechtlicher Natur iſt, was aber in vorliegen⸗ 
der Sache der Fall nicht iſt. 

a. Die Kläger führen libellando ſelbſt an, daß früher 10 fr. bezahlt, die Taxe aber 
auf 6 kr. reduzirt worben, fo daß alfo die Taxe einer Veränderung unterliegen könne; 
b. alle ihre Klagsbeilagen beweifen, daß fie, die Renitenten, allegeit bei ber Poltzeibehoͤrde 
belangt, und daß dieſe darüber erkannt habe; 
Bd. II. 42 


c. fie bemerken überall, daß fie wegen bed Bezugs biefer 6 fr. ihre alten untauglichen 
Mitglieder erhalten, alfo eine Laft tragen müffen, bie ihnen ex jure civili nie aufs 
erlegt werben könnte, und daß alfo die Geflattung bed Bezuged und dagegen die 
Weberbürdung einer Laft lediglich Ausflug von polizeilicher und adminiftrativer Ges 
walt war. 

d. Die Holzmeffer leiſten auch für Diefe 6 fr. weder dem Käufer noch dem Verkäufer 
einen Dienft, fie ftehen mit diefen in feinem Contractverhältniffe und die 6 ir. Aus⸗ 
Tösgebühr find vielmehr eine von der Polizei und Abminiftrativ « Behörde bemilligte 
Local: Auflage zu Gunften diefer Holzmeffer gegen Uebernahme von Leiftungen und 
zu Befferung ihres Einfommene. 

Ueber Beftimmungen von Local» Auflagen und deren Verwendung fteht aber wieder den 

Suftizftellen feine Sompetenz zu. Eben darum kann aber auch 

4) der $. 8. der Verfaffung, umd eben fo wenig die Berorbnung vom 17. Suni resp. 4. 

Februar 1809 a) und die Verordnung vom 14. Auguft 1815 2) hieher bezogen werben, weil 

dort überall eine Civilrechtsſache vorausgefegt wird. 

Aus diefen Gründen, und weil der Königliche Fiscus gegen bet tenor sententiae 
nicht appellirte, mußte daher, wie gefchehen, erfannt, die Koften beider Inſtanzen aber, da die 
Kläger nicht ald muthwillige Streiter zu betrachten find, compenfirt werden. 


München, den 27. Suli 1829. 
Dher- App ellationsgericht des Königreihe Bayern. 


$. 144 
Nro. Pr. 24831. 
(Die Sompetenzverhältniffe bei lagen der Braͤuhausbeſitzer gegen die Wirthe wegen Bierabnafme betr.) 
Auf Befehl Seiner Majeftät des Könige. 


Die Königliche Kreisregierung empfängt zur Wiffenfhaft und Benehmen die Abfchrift 
einer Entfchlieffung, weldye in Betreff eined Competenz⸗Conflictes in Sachen der Gräfin N. ges 
gen den Wirth N. wegen Bierabnahme unterm 27. Auguft d. J. von dem Königlichen Staats⸗ 
minifterium der Juſtiz an das Königliche Appellationdgericht des Unterdonaukreiſes erlaffen wurde. 


Münden, den 40, September 41834. 
Staatsminifterium bed Innern, 
An 


Die Röniglihe Regierung des far, Negens, Dberdonau:, Rezats, Dbers und Untermaintrelfes 8. d. 3 
alfo ergangen. 





a) Sorrefpondenzform zwifchen den Admtniftrativ:®erkchtsbepärden betr. M. ſ. Reg. 81.1808 Et. XLV. 


S. 1035. 
b) Die Adtretung des Privat: Gigentgums zu oͤffentlichen Binden betr, M. f. Abch. V. Abſchn. IV. 
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Nro. Pr. 7434, \ 
(Die Klagſache der Gräfin von R. gegen den Wirth N. wegen Blerabnahme betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bed Königs, 
In Erwägung 


4) daß die Beltimmung des Art. 22. der Verordnung vom 25. April 1811 nicht aus eigent- 
lichen Rechtöprinzipien fich ableiten läßt, fondern diefe Verordnung im Allgemeinen, ine: 
befondere aber aud) die Beftimmung der Art. 22 und 23. u. ff. deren Tendenz Schuß und 
Begünftigung der Bräuereien in gewerblicher Hinficht iſt, auf adminiftrativen und polizeis 
lichen Prinzipien beruht, und fohin die Erecution diefer Verordnung confequent den Polis 
zeibehörden obliegt, weil bie befondern Fälle, welche vor die Juſtizſtellen competiren, das 
rin genau verzeichnet find; 

2) daß die Verfügung der im Art. 12. dem Uebertreter angebrohten Strafe durch eine Unters 
fuchung bedingt ift, welche, nach der Beichaffenheit der Sache weder zur ftrafrechtlichen 
noch zur civilrechtlichen Competenz fich eignet; 

3) daß daraus, daß im Art. 26. a. a. D. von Verträgen die Rede ift, bie Begründung der 
civilgerichtlichen Zuftändigkeit in Fällen, wo nicht ein befonderer Bertrag zwiſchen dem 
Bierbräuer und dem Wirthe befteht, eben fo wenig hergeleitet werden kann, ald 3. B. bei 
Differenzen zwifchen Hauseigenthümern und Miethleuten,, foferne nicht die Theile durch 
fohriftliche Sontracte ihre Rechte ficher geftellt haben, und 

4) daß bei ber nad) Art. 22. u. ff. a. a. D. zur Sprache kommenden Frage ſchleuniges Ber: 
fahren, ohne den firengen Formen des civilrechtlichen Verfahrens ftatt zu geben, der Nas 
tur diefed Gegenſtandes ebenfo , ald ber Abficht des Gefeßgeberd angemeffen ift, — wird 
biemit, im Einverftändniffe mit dem Staatdminifterium des Innern erflärt, daß die Zus 
ftändigfeit der Tuftizftellen in der Klagſache der Gräfin von N. gegen ben Wirth N. mes 
gen Bierabnahme betr. nicht begründet ſey. 


München, den 27. Auguft 1834. 
Staatsminifterium der Juſtiz. 


An 
das Königliche Appellationsgericht des Unterdonaukreiſes alfo ergangem 


VI Aus dem Gebiets des Bauwesens. 


(Zu Abteilung XVII. des Ei pftems.) 


$. 145 


(Die Competenzfrage in der Streit » und Steuerfade Des N. zu N. im Herrſchaftegerichte R. wegen 
Sntfchädigung aus einem Bruͤckenbau betr.) 


M. J. K. 


Wir haben Und über die Competenzfrage in der Klag⸗ und Rerursſache des N. N. zu N. 
| * 
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im Herrfchaftsgerichte N., wegen Entihäbigung aus einem Brüdenbau in Unſerem Staates 
rathe fchriftlichen Vortrag erftatten laffen, und erfennen Unfere Regierung bed Untermainfreifes als 
die competente Behörde, welche die Klage zu entfcheiden hat..=) 


München, den 8. Juni 1818. 


An 
die KRöniglihe Regierung des Untermainkreifes alfo erlaffen worden. 


Mitgetheitt der Königlichen Regierung des Obermainkreifes unterm 1. Juli 1818. 


VH. Aus dem Gebiete des Staats- und öffentlichen Wienstes, dann der Dienst- und 
Gerichtsordnung. 


(Zu Abtpeilung XVIIL des Spftems.) 


$. 146. 
Nro. Pr. 6301. 
(Sompetenz:Conflict der Königlichen Regierung des Untermainkreifes und des Königlihen Ober:Appellations: 
gerihts in Sachen des Zorftmeifterd N. wider den Königlichen Fiscus wegen Vorrüdung in eine höhere 
Befoldungs : Glaffe betr.) 


Auf Befehl Seiner Majeftät bes Könige. 


Von der unterm 45. April d. 5. an das Königliche Obers Appellationdgericht des Reis 
ches ergangenen Allerhöchiten Entfchlieffung, den Competeuzs Eonflict der Königlichen Regierung 
deö Untermainkreifes und des erwähnten Gerichts in Sachen ded Forftmeifterd N. wider den 
Königlichen Fiseus wegen Borrüdung in eine höhere BefoldungssGlaffe betreffend, erhält hierneben 
die bejagte Kreisregierung Kammer ded Innern eine Abfchrift zur Wiffenfchaft. 


München, den 23. April 1831. 


Staatsminifterium ded Innern. 


An 
die Königlihe Regierung des Untermainkreifes R. d. I. alfo ergangen. 


Nachricht Hievon den übrigen Kreisregierungen 8. d. 9. 


a) Der Befchwerdeführer N. Hatte auf dem Mainftrome das Fahrrecht, welches durch die neuers 
baute Brüde bei Unersdorf bedeutend gefchmälert wurde. Gr Elagte gegen die Erbauer auf 
Entſchaͤdigung. Durch die obige Allerhoͤchſte Entſchlieſſung ift die Gerichtözuftändigkeit ausge: 
ſchloſſen, und die Sache für adminiftrativ:cantentiss erklaͤrt. Diefe Entſcheidung it übrigens 
aud um deswillen von ntereffe, weil die Klage gegen ein Mitglied des Königlichen Hauſes 
gerichtet war, und ſonach feftgeftellt ift, dag wie die Glieder des Königlihen Haufes in Real⸗ 
oder vermifhten Klagen Ihren Gerichtsſtand vor den einfhlägigen Appellationztgerichten 
haben, (Samilienftatut vom 5. Auguft 1819. Titel X. $. 1. S. 42 diefes Bandes) das Forum der: 
felben in adminiftrativscontentidfen Gegenftänden analogifh bei der Königlichen Kreisregies 
sung in erſter Inſtanz ift. 
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uf. 


Wir haben Und über den zwifchen Unſerem ObersAppellationsdgerichte und Unſerer Nes 
gierung des Untermainkreifed entftandenen Gompetenzs Conflict in Sachen des Forftmeifterd N. 
wider Unfern Fiscus wegen Borrüdung in eine höhere Befoldungs-Claffe Vortrag erftatten Taffen, 
und nad) Vernehmung Unferes Staatsraths befchloffen, daß die Gerichte in diefer Sache nicht 
zuſtaͤndig feyen. 

Hievon iſt das Appellationsgericht des Lintermainkreifes in Kenntniß zu feßen. 


München, den 15. April 1831. 


An 
das Königliche Ober: Appellationsgericht des Reiches alfo ergangen. 


§. 147. 
Nro. Pr. 15486. 


(Den Gompetenz s Gonflict in der Klagſache des Krämers N. zu NR. wider den Bärgermeifter N. dafeldft, 
wegen GSatisfaction gegen Mißbrauch der Amtögemwalt betr.) 


L. K. 


Wir haben Uns über den Competenz ‚Conflict, veranlaßt durch die Satisfactiond » Klage 
ded Kramerd N. zu N. gegen ben Bürgermeifter N. dafelbit, wegen Mißbrauchs der Amtögewalt, 
in Unferem Staatörathe Bortrag erftatten laſſen, und befchlieffen hierauf: 

4) daß in der bezeidneten Klagfache bie Sompetenz der Giotlgerichte gegründet 5 - 

2) daß dem Bellagten , went der Kläger feinen Anfpruch verfolgen follte, unbenonmen ſey, 
wider die Verhandlungen während der Anhängigfeit des Conflictes und wider die, in dieſem 
Zeitpuncte ergangenen Urtheile bed KHerrfchaftsgerichtes zu N. unter allenfalls beliebiger 
Beiladung des Fiscus, die geeigneten aufferordentlichen Rechtsmittel gehörigen Ortes gel» 
tend zu machen. 

Mir tragen euch auf, hiernach das Weitere zu verfügen. 

Schloß Berg, den 12. Suni 1834. 


An 
die Königliche Negierung des Rezatkreiſes K. d. 3. alfo ergangen. 


Zweiter Abschnitt 


Formation und Wirkungskreis der Staatsministerien. 


Einleitung 





Die Bildung und Ginrichtung fämmtlicher oberfien Stellen des Staats Ift zu innig unter fid 
verbunden , und ergänzt fich gegenfeitig zu fehr, als dag es zweckmaͤßig oder auch nur rätplich wäre, hier 
den Wirkungskreis des Königlichen Staatsminifteriums des Innern für ſich auszuſcheiden. Nur jene Stel⸗ 
len wurden umgangen, welche unmittelbar wieder von den andern Minifterien abhangen, wie 4. B. die 
Drganifation der General»ZoN + Adminiftration, des oberſten Nechnungshofes, der hoͤchſten Gerichtshöfe 
u. few. Aufgenommen find jedoch in diefer Sammlung nur die Allerhochſten Sormationsreferipte vom 15. April 
1817. u. 9. December 1825; erfterem tft die Allerhöchfte Verordnung vom 2. Februar 1817 vorausgeididt. 

Auf ältere Formationen als die Yon 1847 zurückzugeben, ſchien überflüßig; fie find als durch⸗ 
aus irrelevant zu betrachten, nachdem die Particularbefiimmungen derſelben entweder abolirt oder in die 
fpäteren Verordnungen aufgenommen worden find. Es fen mir jedoch geftattet, die Entwicklungsgeſchichte 
der Königlihen Staatsminifterien im Allgemeinen mit wenigen Zügen zu bezeihnen. Minifter gab es in 
Bayern zwar Iängft, wenn auch wicht unter diefer Benennung; der SHoflammerpräfident beforgte das Finanz⸗ 
weien, und ein zeitlicher geheimer Staatskanzler jenes der Juſtiz, der Polizei und geiftlihen Angelegenheiten. 
Das Entfiehen von eigentlihen Vtinifterien jedoh, und namentlih des Minifteriumb des Innern 
als GSentralpunct aller das Gebiet der Innern Verwaltung betreffenden Gegenftände gehört der neuern Zeit 
an. Für einzelne derfelden zugewiefene Theile beflanden übrigens ſchon früher Gentralftellen, und zwar: 

a. Der Geiſtliche⸗Rath, der fhon tim Jahre 1557 unter dem Titel: Neligionss und Lehenrath ans 
georduet, und im Jahre 1570 reflaurirt worden war. Demfelben waren die Kirchen: und Religis 
ons ſachen anvertraut, und die Kicchendeputation, deren Gompetenz durch Verordnung vom 20. Der 
cember 1775 (M. ©. ©. 1797 ©. 303) näher beflimmt wurde, fo wie die Regierungen überhaupt 
in den betreffenden Gegenitänden untergeben. Im Jahre 1775 erhielt derfelbe von dem Churfürften 
Mar Zofepp HE. ein Fiscalat. Gr mar in die geiftlihe und in die weltliche gelehrte Bank getheilt, 
welder Unterſchied jedoch in Folge der im Jahre 1768 eingetretenen neuern Organifation des 
Geiſtlichen:Rathes in diefem Jahre eeflirte. Diefe Stelle wurde im Jahre 1802 bei Einführung 
der Landesdirectionen aufgelöft, und diefer ihe Geſchaͤftskreis überlafien, mit Ausnahme des Admi 
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niftrationdrathes der Kirchen und milden Stiftungen, der durch chen dieſe Mewarbnung gebildet, bie 
zum 29. Dctober 1806 fortbeftand. 

b. 3m Jahre 1759 war ein eigener Polizeirath angeordnet. worden, der aber 1768 wieher mit dem 
Dofrathe vereinigt wurde. 

e. Ein eigenes Genfurs&ollegium wurde unterm 9. Auguſt 1769 infiitnirt: (Rreitmaperiihe G. S. 
1771 Seite 479.) 

An feine Stelle trat duch Verordnung vom 2. April 1799 eine Buͤchercenſur⸗ Sperialcons 
miſſion, (M. G. ©. 1800 ©, 252.) die bald darauf unter das geiftlihe Minifteriafdepartemens 
geftellt wurde, und den Veränderungen in diefem felbft unterlag. 

d. Das Schulmefen fland anfangs unter der Kirchendeputation, und resp, unter dem geiftlichen 
Rathe, fe Verordnung vom 5. Zebruar 1771 (M. G. ©, 1784. ©. 831.) Gentralifirt wurde das 
Schulwefen im Jahre 1781, indem am 51, Auguſt befondere Curatoren zur Aufficht auf das ges 
fammte Sculmefen angeordnet wurden. Bald darauf wurde ein®eneral-Schuldirectorium 
eingefeßt, welches der Prälatenftand damals aufjuftellen hatte, (M. G. &. 1784 S. 977.) Die Gu⸗ 
ratel über das bürgerlihe und Landfhulwefen wurde durch Mandat vom 19. Rovember 1781 mit 
der Studien s Guratel ald Sentralftelle vereinigt (M. ©. ©. 1784. II. S. 979.) 

Endlich wurde: ftatt der bisherigen Schul» und Studien » @uratel eine Rechtsſchul⸗Deputation 
bei dem geiftlihen Ratpe angeordnet, Verordnung vom 6. April 1799 (M. ©. ©. 1806 Bd. 1, 
©. 255) bis endlih unterm 15. April 1799 Die oberfte Leitung des genannten deutihen und latei⸗ 
nifhen Schul⸗ und Erziehungsweſens dem geiftlihen geheimen Minifterialdepartement Äbertragen 
ward. (M. G. S. 1800. I. ©, 255.) | 

e. Sur das Baumefen wurde fhon Durch Mandat vom 28. Juni 1689 eine General: Baudirecs 
tion angeordnet, und im Sahre 1784 eine vollftändige Inſtruction für Diefelbe in Gtraßen:, Wegr, 
Bruden:, Wöhrs u. Waflerbaufahen gegeben. (M. G. ©. 1784. I. S, 292, und 1788. ©. 062.) 

Bei der Minifterialorganifation von 3799 und 1801 Fam die Direction über den Waſſerbau, 
über fämmtlihe Chauffeen und Brüden unter das Departement der Finanzen; in Folge der Zeit 
unter das Staatsminifterium des Innern. (M. ſ. Abth. XVIL unten.) 

f. Für das Medicinalwefen beftand eine eigene Deputation, dad Collegium Medicum, welches aber 
durch Verordnung vom 25. April 1799 (Reg. Bl. 1799 St. XX.) aufgelöst wurde, Den weitern 
Verlaufder Bildung der für das Medicinalweſen beftependen Behörden ſehe man unter Abth, XVI. unten, 

g. Durh Mandat yom 26. Januar 1783 mwurbe eine General: Seidenzuchtscommaiflion eingefügrt, die 
fpäter bei der Minifterial s Organifation wegfiel. 

Ein Departement Der auswärtigen Angelegenheiten eutfiand erſt unter dem 
Ghurfürften Mas Joſeph III, und die dermalige Organifation des Minifteriums der Juſtiz if gleichfalls 
von neuerer Zeit. Viele Theile der Competenz desfelben waren früher dem am 17. April 1625 entflande: 
nen Revifiondgerichte zugewiefen, welhem der Hofrath untergeordnet war. Dieſer Hatte außer 
Civil, und Criminal-Juſtiz auch die Dberaufficht in Polizelfahen, auf Religionsſachen in foweit fie das 
externum und den statum politicum betrafen, Grenzangelegenpeiten, Müngfahen, Gonfirmirung der 
bürgerlihen Rathewahlen, Majorenitäts s Grölärungen, venia aetatis, Legitimationen, Difpenfationen, 
Advocaten : Aufnapme x. M. f. die Hofrathäordnung vom 16. Auguft 1779 (M. G. ©. 1784 Bd. I. 
S. 158 — 178.) 

Selbſt die Verwaltung der Finanzen erfhien urfprünglih als Deputation des Hofraths, bil⸗ 
Dete aber fchon feit 1570 ein abgefondertes Colleglum mit mehreren Deputationen oder Commiſſionen, die 
Hofkammer. Diefelbe erhielt unterm 30. Auguft 1765 eine neue Drganifation (Kreitmayerſche G. S. 1771 
S. 93); welcher die Hoflammerordnung von 3719 (M. G. ©. 1784 I. ©, 406) folgte. Hofkammern bes 
landen Übrigens zu Münden, Neuburg und Amberg; file wurden aber bei der eigentlihen Minifterials 
Departements « Organifation, gleihwie andere befondere Zinanzfellen, das Churfuͤrſtliche Bergmeifter: und 
Dbermänzamt für Bayern und die Oberpfalz, die geheime Decimationd.s Somnmuſilon, die dorſtkammer, 
das Commerzcollegium und die Generals Mautdisertion aufgelöst. 
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Für das Lehenwefen beftand ein befondereer Oberſtlehenhof, deflen Fniteuction v. J. 1555 
(erneuert 1666) datirt. Ein Oberſtlandzeugamt wurde im Jahre 1620 errichtet. Dasſelbe aber dem 
neugebildeten Hofkriegsrathe im Jahre 1778 untergeordnet. 

Mit dem Regierungsantritte Marimilians Joſephs des Erſten, war die bereits berührte gänz« 
liche Umgeitaltung der Gollegien und die förmlihe Bildung von Minifterien eingetreten, und ſchon am 
25. Februar 1799 wurde zur Leitung und Behandlung der Staatögefhäfte für die Zukunft ein Depar⸗ 
tement der auswärtigen Angelegenheiten, eines für die Finanze, eines für die Juſtiz⸗, 
das vierte für. die geiftlihen Angelegenheiten errihtet. Die Inftruction für diefelben folgte 
am 28. Februar 1799 (M. ©. S. 1800 Bd. I. S. 31.) nad. 

Eine neue Minifterial s Organifation wurde am 26. Mai 1801 (Reg. BI. 1801 ©. 355) ers 
laffen, welche die Eintheilung der Departements beibehielt, und nur in den Zuftändigkeiten einige Veraͤn⸗ 
derungen bewirkte. Die Minifterial: Organifation von 1806 (Reg. BI. 1806 S. 425) fekte an die Stelle 
des geiftlichen Departements, das Departement des Innern, und begründete den gegenwärtigen umfafienden 
Wirkungskreis deöfelben , indem ihm nicht nur die geiftlihen und UnterrichtSangelegenheiten, fondern aud 
Theile der Competenz des Finanz⸗ und Juſtiz⸗ Departements zugewieſen wurden; jedoch hatte nody immer 
die Inftruction von 1801 im Allgemeinen Geltung. Durch den Titel I. $. 1. der Reichsverfaſſung von 
1808 wurde das Geſammit⸗-Miniſterium in fünf Departements, der auswärtigen Angelegenheiten, der Zus 
fliz, der Finanzen, des Innern und des Kriegsweſens abgetheilt. Dat Letztere trat an die Etelle des 
geheimen Kriegsbureans, welches felbft durch Höcften Beſchluß vom 9. März 1804 (Reg. Bl. 1804 ©. 293) 
anftaft des früher beftandenen Hofkriegsraths inftituirt worden war. Die Gefhäftstheilung nach Sectionen⸗ 
welche noch in demfelben Jahre 1808 erfolgte, ift bekannt. Diefelben waren folgende: 

1) Beidem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten; 
a) Die Lebens und Hoheitsr Section, die zugleich ald oberfter Rehenhof des Koͤnigreichs erklärt 
. wurde. (VB. v. 25. Auguft 1808, Reg. Bl. 1808. S. 1959.) 
b) Das ftatiftifch « topographifche Bureau (B. v. 8. Sept. 1808. Neg. Bl. 1808. S. 2164.) mit 
der duch DB. vom 20. December 1805 zu München errichteten Gentral: Plankammer (Reg. 
BI. 1805 S. 1260.) 
e) Die Section der Seneralpoftdirection (B. v. 1. März 1808. u. 17. Sept. 1808. (Reg. Bl. S. 1281. 
u. 22601). 
d) Die franzoͤſtſche (politiſche) Section (Reg. I. 1808. ©. 1373.) 
e) Das Reichsheroldenamt (B. v. 1. November 1808. Reg. BI. 1808, S. 2629.) 
2) Beidem Minifterium der Sinanzen: 

a) Die Steuer: und Domainen:Section (B. v. 8. Detober 1808. Reg. BL ©. 2045.) 

b) Die General : Sorft : Adminiftration. 

e) Die Sensral=Zoll: und Maut Direction. 

d) Die General: Salinen : Adminifirstion. (Reg. BI. 1807. ©. 300.) 

e) Die General s Bergmerks:Adminiftration (Reg. BI. 1807. ©. 3005 Reg. BI. 1808, s. 2065.) 

f) Die Münz  Sommifjion (Reg. Bl. 1808. ©. 2751). 

3) Bei dem Minifterium des Innern: 

a) Die Polizei-Section: (Berord, vom 25. Augufl 1808. Reg. BI. 1808. ©. 10961.) 

b) Die Seneral:Direction des Waſſer⸗, Brüdens und Straßen: Baues (DB. vom 1. Septe. 1808- 
Reg. BI. 1808. ©. 10964.) 

©) Die Section für kirchliche Gegenſtaͤnde (Berord, vom 8. September 1808. Reg. BE 1808. ©. 2271.) 

&) Die Section der BeneralsAdminiftration des Stiftungs« und Communal » Vermögens (Merord: 
vom +2. Sept. 1808. .NReg. Bl. 1798. ©. 1961.) 

e) Section für die öffentlichen Unterrichts⸗/ und Erziehungs⸗Anſtalten durch Berordmung vom 
15. September 1808. (Reg. BI. 1808. S. 2461.) 

In der. PolizeisSestion wurde zufolge der allgemeinen Verordnung über das Medicinahvefen von 
8. Srptender 1808. Titel IV. (Reg. BL. 1808. S. 2210) ein eigenes Medieinal: Bureau errichten 


Formation und Wirkungskreis ber Staatsminiſterien. 331 


Das Zuftigminifterium blieb von der Bildung von Seetionen unberuͤhrt. 

Diefe organifhen Beflimmungen ftellte die Aßerhöchfte Verordnung vom 8. Dctober 1810 
Reg. Bl. v. 3. 1810 ©. 889. näher feft. Bis zur Formation von 1817 blieben unverändert diefelben Vers 
hältniffe, mit diefer aber trat die Grundlage des gegenwärtigen Beſtandes ein. 

Die Stellung der Verordnung vom 15. April 1817 zu der vom 9. Deeember 1825 iſt eine 
fupplirende, und was von derfelden in Betreff der Formation oder Sefchäftsbehandlung : durch die 
fpätere ald aufgehoben zu betrachten ift, Liegt Elar im Terte. Man hat jedoch überdies in kurzen Anmer: 
tungen auf das Veränderte oder Abrogirte aufmerkfam gemacht. 


J. Allerhöchstes Kescript über die Organisation der obersten Stellen des Staates 
vom 2. Februar 1817. | 


% 1. 
(Die Bildung und Einrichtung der oberften Stellen des Staates betr.) =) 


M. J. K. 


Wir haben beſchloſſen, den oberſten Stellen Unſeres Staates die Bildung und Einrich⸗ 
tung zu geben wie folgt: 


Die oberſte vollziehende Stelle bildet dad Geſa mut⸗Staatsminiſterium. 

Es wird in fünf für ſich beſtehende Staatsminiſterien abgetheilt, welche nad ihren 
Geſchaſtetreiſen den Titel führen: 

4. Miniſterium des Haufes und des Aeußern. 

2. Minifterium der Juſtiz. 

3 Minifterium des Innern. 

4. Minifterium der Finanzen. 

5. Minifterium der Armee. 

Ein jedes der fünf befondern Staatöwinifterien wird mit einem eigenen Miniſter befegt. 
II. 

Die oberfte berathende Stelle bildet ein Staatsrath. 

Er wird in fünf Sectionen nach der Abtheilung des Sefammt + Staatdminifleriumd zerz 
fallen; über die von dem einzelnen Staatsminifterien eingebrachten Geſetzes⸗, Entwinfe aus ber 
bürgerfichen organifchen und abminiftrativen Gefetgebung in collegialer Form berathſchlagen; in 
den ihm zugewiefenen gemifchten Nechtögegenftänden erfennen, und am Anfange bed Berwaltungss 
Jahres ben General⸗Finanzetat, am Ende beöfelben die. Rechenfchaft ber Miniſter empfangen. 





a) Obgleich diefe Allerhoͤchſte Verordnung mehrere theil veraltete Beſtimmungen, wie Art. DI. Nr. z, 
Art. IV. Nr. 20.3, dann 4 am Ende, ferner Art. V. u. VL in fine theils tranfitorifche Verfuͤ⸗ 
gungen. enthält, wie, dis-Art, VIII—XIUL, fo glaubte man diefelbe doch hier als die Bafis 
der Bildung der oberiten Stellen im Staate nad ihrem dermaligen Beſtande vollſtaͤndig 
aufnehmen zu müflen, um. fo mehr als in gleichzeitigen und fpätern Verordnungen fi häufig 
darauf bezogen iſt. 

3, IH. 45: 
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IT, 

Ein jeded der fünf befonderen Stantöminifterien beftehet: 

41. and dem Minifter, 

2. aus. einem Generals Director, 

3. aus ber erforderlichen Anzahl von Minifterialräthen; 

4. and einem Generals®ecretär und der Canzlei. 

Dem Generals Director liegt theild die Erfegung, theild die Controllirung bes Mis 
niftere ob. 


Der Staatörath befteht: | 

4. aus den Miniftern und dem jeweiligen Feldmarfchall mit dem Range der Minifter, 

2. aus den Generals Directoren der Minifterien, 

3. aus den Staatdräthen der Sectionen, 

4. aus einem General-Secretär. 

Wenn ein Feldmarfchall nicht befteht, tritt ein befonderd ernannter activer General der 
Urmee an befien Stelle. 

MWenn ein eigener Präfident bed Staatsraths, welcher ſodann den Rang der Minifter 
bat, nicht ernannt ift, liegen die Verrichtungen besfelben dem erſten der obengenannten Mi⸗ 
niſter ob. 

Wir und der Kronprinz werben dem Staatsrathe beiwohnen, fo oft Wir Uns durch 
die Wichtigkeit der Verhandlung dazu beftimmt jehen werben. 

Bei der alljährigen Vorlage des General» Finanzetats im Staatsrathe foll jebes Minis 
fterium feine eigene Etatöfumme auögefchieben erhalten, mit der doppelten Befugniß: bierauf bie 
zu deren Erfüllung felbft die Anweiſungen zu geben, und über die Erfparniffe hieran zu den ihm 
einfchlägigen Staatözweden die Vorſchläge zu entwerfen. 


‚VL. 

Das Königreich fol in acht Kreife mit Einfluß des Landes am Nhein, und mit Eins 
verleibung der Local» Commiffariate eingetheilt werden. =) 

Einem jeden Kreife fol ein Generals Commiffar vorftehen, zugleid) Präfldent des Kreis 
rathes, welcher in zwei Kammern, die Kammer bed Innern, und bie Kammer der Finanzen fich 
abtheilen, und wovon jede einen Director mit der erforderlichen Anzahl von Kreisräthen erhalten, 
und in collegialer Form über die dermalen den Kreis-Commiffariaten und FinanzsDirectionen ans 
vertrauten Segenftände berathen und befchlieffen fol. 

Die Eontrolirung des General-Sommiffärd foll, neben der collegialen Form weils durch 
die vollſtaͤndigſten Jahres⸗Berichte, theils durch unangekündete Viſitationen, wozu unftändige Glie⸗ 
der aus der Mitte des Staatsraths auszuſenden ſind, hergeſtellt werden. 


VII. 


Kür bie oberſte Snfgpflege m wird In jedem Kreife ein Bppleientgeit, und für bas 
ganze Reich ein ObersAppellationsgericht beftehen. 


IV. 
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VI, 


Zur Begründung einer Repräfentation, welche das Bertranen bed Volkes und die Kraft 
der Regierung in ſich zu vereinigen geeignet ift, fol alljährlich in den Kreifen ein Landrath zu⸗ 
fanmen berufen, und über die durch den Staatsrat ihm vorzulegenden Gegenftänbe ber Gefeßger 
bung und Belegung in feinem Gutachten vernommen werben. 


Ä IX. 

Unfer Staatsrath wird ſich unverzüglich verſammeln, um über bie Ausſcheidung und 
Zutheilung des Geſchaͤftskreiſes der Miniſterien, und der ihnen einſchlaͤgigen Centralſtellen ſich gutacht⸗ 
lich zu vereinigen, damit hiernach mit Unſerer Genehmigung die neu gebildeten oberſten Staats⸗ 
ſtellen ihren Geſchaͤftsgang unverweilt und ungeftört beginnen fünnen. 


X. 


Mir bezeichnen als Geſchäfte des erſten Ranges, welche von Unſern Miniſterien vor 
Allem in forgfältige Bearbeitung, und von Unſerem Staatsrathe in reife Berathung genommen 
werden ſollen: 


4) Die Reviſion der Dienſtes⸗Inſtructionen für den Staaterath, die Staatöminifterien und 
die Generals Commifjariate in den Kreiſen; 


2) die Revifion der Berfaffung des Reiches; 
:3) die Revifion der Gefeßgebung; 


4) die Revifion bed Gefammt » Finanzetatd zum Behufe eined nachhaltigen Gleichdewichee 
zwiſchen dem Staatseinkommen und dem Staatsaufwande; 


5) bie Mittel und Wege zur Erhaltung und Beförderung des Staatscredits; 


6) die Mittel und Wege zu aller, mit den Staatsbebürfniffen vereinbarlichen Erleichterung 
der aderbauenden und gewerbtreibenden Stände Unfered Volkes, und dermalen vorzüglich 
zur Sicherung des Landes gegen die bemfelben aus Mangel und Theuerung des Getreides 


drobenden Uebel. 
XI. 


Wir behalten Uns vor, die zur Ergänzung des Staatsraths noch erforderlichen Stellen 
mit den von Und gewählt werdenden Staatsdienern aus den Kreiſen Unſeres Reiches zu befegen, 
und fie Unſerem Staatsrathe befannt zu machen. 


Gleichzeitig mit jenem Gutachten, welches der Staatsrath Uns über die Burification 
der vormaligen, und die Competenz ber nunmehrigen Minifterien vorlegen wird, foll bag Gut⸗ 
achten der Minifterien über die Befekung ihrer Minifterialräthe, und über bad Perfonal der 
Rechnungscommiſſariate, NRegiftraturen und Canzleien zur Vorlage gebracht werben. 


x. Ä 

Alle neu ernannten, Glieder bed Staatsminifteriumd und des Staatsr aths übernehmen 
Die Verrichtungen ihrer Stellen proviforifch bi zum nächften Berwaltungsjahre, und verbleiben 
bis dahin im Bezuge ihrer bisherigen Gehälter. | 

Wir behalten Und vor, im der Zuverficht, daͤß ihre Dienſte Unſer beſonderes Vertrauen 
rechtfertigen werden, ſodann ihre definitive Veflätigung und Einſetzung in das etatsmäßige Ge⸗ 
balt, welches dad Minifterium der Finanzen bei ber Vorlage bed Generals Tinanzetate begutach— 
ten wird, folgen zu laſſen. 

43 * 
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XIII. 


Allen denjenigen Dienern in den vormaligen Miniſterien, welche bei der gegenwärtigen 
Ernennung eine beſtimmte Anſtellung nicht erhalten haben, iſt eine ihrem bisherigen Dienſtesgrade 
entſprechende Auſtellung bei der Ausbildung theils der verbleibenden Centralſtellen, theils der 
oberſten Kreisſtellen vorbehalten. 

Wir laſſen das gegenwärtige Einſetzungs⸗ und Ernennungs⸗Decret durch Unſer Regie 
sungsblatt zur öffentlichen und allgemeinen Keuntniß bringen. 


München, den 2. Februar 1817. 
| Reg. BL. v. I. 1817. St. IV. ©. 49. 


Il. formation der Koniglichen Staatsministerien vom 15. April 1817. 
$. 2. 
(Sabinetöbefehl an den Königlichen Staats:Rath.) 
M. J. K. 


Nach der Beſtimmung Unſerer Verordnung vom 2. Februar I. J. a) in deſſen Folge 
Unferem Staatsrathe $. IX. und X. bie Ausfcheidung und Zutheilung bed Gefchäftsfreifes und 
die Reviſion der Dienft:Snftructionen Unferer Staatöminifterien aufgetragen wurbe, haben Wir 
nad, Vernehmung Unſeres Staats⸗Raths rüdfichtlidy der Formation, des Wirfungskreifes und 
des Gefchäftöganges Unferer Staatöminifterien folgende Anorbnungen feftzuftellen bejchloffen: 


Formation 
der 
Staatsministerien. 


4. des Haufes und bed Aeußern; 
2. der Juſtiz; 
3. ded Innern; 
4. der Finanzen; und 
8. ber Armee. 
| $. 1. 
Jedes diefer fünf Staateminifterien befieht: 
a. aus dem Minifter; 
b. aus dem General Director ; ®) 
c. aus einer beflimmten Anzahl von MinifterialsRäthen, 


drei für dad Staatsminifterium des Hauſes und bed Aeußern; 
drei für dad Staateminifterium der Juſtiz; 
fünf bis fieben für das Staatöminifterium des Innern; 


TEE 


⁊ 


a) M. ſ. die vorhergehende Verordnung. 
b) M. vgl. die Anmerkung auf ©. 331. oben. 
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act für dad Staatdminifterium der Finanzen; 
fünf bie. ſechs für das Staatsminiſterium | der Armee; 
d. aus einem General Cecretärz 
e, aus den erforderlichen geheimen Secretären, geheimen Erpeditoren, geheimen Res 
gülratoren, geheimen Canzelliſten, einem Ganzleidiener und ben erforderlichen 
Ganzleiboten. | , 
Zu dem GanzleisPerfonale des Staatsminiſteriums der Finanzen ift bis zum fünftigen 
EtatösSahr auch noch jenes ber bisherigen Eteuers und DomainensSection zu verwenden. 


§. 2. 
Für die Bureau-Koſten und Regie-Bedürfniſſe eines jeden Staatsminiſteriums wird 
eine beſtimmte Geldſumme auf den Etat des Staatsminiſteriums angewieſen. 


Ss. 3. 
Der unmittelbaren oberſten teitung d des Miniſteriums des Hauſes und des Heußern iſt 
untergeben: 
a. Die General⸗Adminiſtration der Poſten mit einem Director, Raͤthen and Aſſeſſoren, 
nebft dem erfoderlichen fubalternen Perſonale; «) 
b. eine befondere Minifterials Archivs: Commiffion ‚ welche aus den Haus⸗, Staats⸗ 
und Reichs⸗Archivaren, dann den Reichs-Archivs⸗Adjuncten beſteht; 
c. das Reichs-Heroldenamt, welches als ein dem Miniſterium untergeorduetes Bu⸗ 
reau zu betrachten iſt. 


6. 4. 


Als ergänzender Beſtandtheil des Staatsmittiſteriums des Innern beſteht: 

a. für die kirchlichen Angelegenheiten der proteſtantiſchen und reformirten Gemeinden 
ein General⸗Conſiſtorium mit drei ſtatusmäͤßigen ObersConfiftorialräthen; 

b, für das Schuls und Studienwefen werden zwei ober nad Erforberniß drei 
Dber:Studienräthe aufgeftelt; 

c. zur Beforgung der Geichäfte in Bezug auf die Anftalten der öffentlichen Sicher⸗ 
heit, die Landwehr und die Militärs Gonfeription werben dem Minifterium zwei 
Kreis⸗Räthe beigegeben. 


§. 5. 
Für das Medicinalweſen wird ein eigenes, dem Miniſterium unmittelbar untergeordnetes 


Ober⸗Medicinal⸗Collegium errichtet, über deſen Formation, Wirkungskreis und Geſchäfs⸗ 
gang beſondere Inſtruction erfolgt. 


a) Die Formation der Miniſterien vom 9. December 1828 hatte in den 88. 14 und 90 (©. unten) 
das gefammte Poftwefen dem Staatsminifterium der Finanzen untergeordnetz duch Königliche 
Entfhlieffung vom 13. Januar 1852 Reg. BI. 1832 ©. 122. wurde es wieder dem Staats⸗ 
miniſterium des Aeußern zugewieſen. nn ‘ 
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$. 6. 
Für die Baus Gegenftände befteht ein. Dberbaus@ommiffarint mit einem Obers 
bausCommiffär, einem Geometer und einem Zeichner. 
%. 7 


Die Ernennung bed gefammten Perfonald wird vorbehalten, und die Befoldung beöfels 
ben wird in einem eigenen Etat feftgefeßt. 
8 
Die Miniſterial⸗Raͤthe und der Generals Serretär ftehen mit den wirklichen Directoren 
der Gollegien in gleicher Rangclaſſe. Ueber die Rangverhältniffe des übrigen Perfonald wirb 
feiner Zeit eine allgemeine Anordnung erfolgen. Ä 


§. 9. 


Die Miniſterial⸗Räthe tragen die Uniform ber ehemaligen geheimen Referendäre eines 
jeden Staatsminifteriume. | 
$. 40. 


Der Minifter, der Generals Director, die MinifterialsRäthe und der Generale Serretär 
ftehen in dem Berhältniffe ald Staatediener, wie folche in den Allerhöchften Verordnungen vom 
4. Sanuar 4805 und 8. Suni 4807 feftgefegt find. Die Berhältniffe des übrigen Perfonald rich⸗ 
ten fich nach der Verordnung vom 28. November 1812, und nach den übrigen fchon beftehenden 
oder noch erfolgenden allgemeinen Normen. ») 


§. 11. 


Sn Anſehung der Gehälter der Miniſter und ber General⸗Directoren wird die Ausſchei⸗ 
dung ded Standeds und Dienftgehaltd noch beſtimmt werben. 


Wirkungskreis 
des 
Staatsministeriums des Hauses und des Aeussern. 


Hierzu gehören folgende Gegenftände: 


§. 412. 
Die Correfpondenz mit auswärtigen Höfen, fremden Miniftern, und den an Unſerm 
Hofe aceredirten Gefandten in allen bei den verfchiebenen Staatöminifterien vortommenden Ges 


fchäften. 
§. 13. 


Die Anftellung und Inſtruirung ber biesfeitigen Gefandten im Auslande. 

. j . & 14. . 

Die Negotiation, Schließung und Wahrung aller Verträge. mit fremben Mächten. 
§. 15. 

Die Angelegenheiten des deutſchen Bundes. 





a) Die allegisten Verordnungen ſiehe unter Abth. XVIII. Abſchn. 2. 
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% 16. 
Alle activen und ypaffiven Staats» Prätenfionen, benehmlich mit dem Staatsminifterium 
der Finanzen. 
s 1. 
Alle Gegenftände, welche Unfere Gerechtfame außer Landes betreffen. 


$. 18. 


Die Einficht aller Snftructionen an vie oberften Kreis Behörden, welche von den vers 
ſchiedenen Miniſterien erlaffen werben, fobald fie das Benehmen mit Nachbarn betreffen. 


$. 19. 

Die Gränzs Angelegenheiten und alle Differenzen mit benachbarten Staaten, benehmlich 

mit den einfclägigen Staateminifterien. 
| §. 20. 

Das Nachſteuerweſen, die Auswanderungen und VermögendsErportationen, benehmlich 
mit dem Miniſterium bes Innern. 

6. 21. 

Die Beforgung und Bertretung der Angelegenheiten Unferer Untertanen im Auslande, 
wozu vorzüglich auch die an dem paͤbſtlichen Stuhle nachgeſuchten Diſpenſationen aller Art ge⸗ 
hören. 

sm 

Die Ordensſachen. | 
$ 23 

Die Gegenftände, welche Samilien » Verträge und dag Privat / Fürſten/Necht in Unſerm 
Hauſe betreffen. 

5. 24. 

Die Thronlehen. 

F§. 26. 


Die Verhaͤltn ſſe mit den im Koͤnigreiche anfäßigen, vormals unmittelbaren Zürften, 


Grafen und Herren. 
6. 28. 


Die Verleihung des Adels aller Grabe. 
" $. 27. 
Die an Und zu erflatienden Vorträge im verfammelten Staatsrathe zu Verleihung des 
Indigenats, benehmlich mit dem Staatsminiſterium des Innern. 
5. 28. | 
Die Leitung und Verwaltung des Poftwefens , fo weit es die xest betrifft, benehmlich 
mit dem Staatsminiſterium der Finanzen. 
6. 29. 


Die Aufficht und oberfte Leitung des Haus⸗, Staates und Heichds Archives, welches 
Lebtere jedoch fänmstüchen Staatöminifterien zur Benuͤtzung offen ſteht. 
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$. 30. 
Die Cenſur der Zeitungen und der Zeitfchriften politifchen Inhalte. 
5. 31. 
Die Beglaubigung aller Acten, welche im Auslande gültig feyn follen. 
§. 3. 
Das Papwefen in das Ausland, 
$. 33. 


Die Ausfertigung ber von Uns ertheilten Genehmigungen in fremde Civil⸗ oder Militärs 
dienfte zu treten. 

.. 34. 

Die Ausfertigung der von Uns ertheilten Genehmigungen zur Annahme fremder Orden 
und fonftiger Auszeichnungen. 

6. 35. 

Die Formirung des Etats für das Minifterium des Aenßern und die Verwendung der 
dafür bewilligten Summen nad; der im Etat feflgefegten Pofitionen, und diefem gemäß bie 
Vorfchläge zu Anftelungen, Beſoldungen, aufferordentlichen Nemunerationen x. in Bezug auf 
das Minifterials Perfonal, dann jened der gefammten Poft und der verfchiedenen Archive. 


Wirkungskreis 
des 
Staatsministeriums der Austij. 


§. 36. 

Die oberſte Leitung des ganzen Juſtizweſens in bürgerlichen und peinlichen Gegenſtaͤn⸗ 
den ſowohl der ſtreitigen als unſtreitigen Gerichtsbarkeit. 

Die Aufſicht und Handhabung der in dieſer Beziehung erlaſſenen Geſetze und der Rechtes 
Berfaflung. 

8. 37. 

Die oberfte Aufficht über alle hohe und niedere, unmittelbare und mittelbare Juſtiz⸗ 
höfe, Gerichte oder Behörben in Hinficht auf Gefchäftäführung in peinlichen und bürgerlicyen, 
ſowohl ſtreitigen als unſtreitigen Rechtsſachen, wohin beſonders auch Vormundſchaften, Verlaſſen⸗ 
ſchaften, Hypothekenbücher und die verordnungsmäßige Behandlung der Depoſiten gehören; bie 
Aufſicht auf Disciplin, Aufſicht auf Attribute der Rechtspflege, worunter in Hinſicht der Straf⸗ 
rechtspflege die Unterſuchungs⸗Gefaängniſſe zu rechnen find, Anordnung von Viſitationen der 
Suftighöfe oder Gerichtsbehörben. | 

Unter welchen Modificationen dem Stantönninifterium des Innern eine Mitanfficht ber die 
Unterfuchungsgefängniffe überlaffen werben könne, it durch näheres Benehmen beider Staats⸗ 
miniſterien zu beſtimmen. 

$. 38. 

Die an Uns zu machenden Anträge über Beſetzung nothwenbiger oder erledigter Stellen 
im Sache der Juſtiz, danır über Oniescirung oder Entlaſſung der dabei angeftellten Staatsbeam⸗ 
ten und öffentlichen Diener, foweit fie ald Folge eines‘ richterlicyen Erkenntniſſes oder einer ads 
miniſtrativen Erwägung, oder einer organiſchen Berfügung anzufehen find, legtere jedoch mit 
Dinficht auf bie Borfchriften ber Dienſtpragmatik vom 4. Januar 4805. *) 


2) M. f unten Abth. XVM. Abſchn. 2, 
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BE a 6. 30. DE 

Die eberſie Aufflche fiber die . Mboocaten, Notarien. und. Mednaimälte in Dinſicht auf 
Sefehäftsführung und Dieciplin in Suftiggegenftänden. Anträge über deren Ernennung und Ent- 
laffung unter den — den beitehenden Verordnungen gemäßen Vorausſetzungen. Wenn dieſe Ent⸗ 
laſfung wegen ordnungswidrigen Betragens ober ſtrafbarer Handlungen von einer adminiſtrativen 
Behörde in Beziehung auf ihren Geſchäftskreis verhängt werden ſoll, fo hat ſich das einschlägige 
Staatsminiſterium mit dem Staatsminiſterium ber Juſtiz darüber vorher zu benehmen. 


$. 40. 


| Der Entwurf und die Vorlage des Etats der ‚Ausgaben. für bas geſammte Juſtizweſen im 
Königreiche; die Aufficht auf die Einhaltung desfelben nad) den einzelnen etatömäßigen Pofities 
nen in Gemäßheit des alljährlich, genehmigten Generals Finanzetate. Die über Anmweifungen zu 
ſtatusmäßigen Gehältern ‚oder Belohnungen , Unterftügungen und anzuordnende Bifitationen der 
Juſtizhoͤfe und Gerichte aus der zu dieſem Zwecke in dem Etat des Miniſteriums aufgenommenen 
Poſition an Uns zu erſtattenden Anträge, 


% 


E 


6. 41. 
In den die Juſti betreffenden Gnadenſachen dio an Lind zu bringenden Anträge, namentlich: 
über Begnadigungen oder Strafnachlaͤſſe in ſtrafrechtli chen Sachen, 
über Großjãhrigkeits⸗Erklarungen, | 
Aber Legitimationen und Adoptionen, 
über Geſuche um Nachſicht von dem in chegerichtlichen Ertenntnigen enthaltenen Verbote 
der Heirath oder der Wiederverehelichung eil mit dem Werte Recurs⸗ der Begriff 
pda‘ Rechtsmitteln in gemiſchten Rechtsſachen verbunden wird), 
e. über Moratorien, J— 
f. über Deo 


rn 


v. 


| % 42. 
ie Borfchläge an den Staatsrath uͤber Verbeſſerimg ober Veränderung ber bürgerlichen 
und peinlichen Gefetgebung im Allgemeinen ſowohl als insbefondere, bei Anfragen ber Gerichts⸗ 
höfe, ſoferne dieſe Aufragen wicht ganz nach den beſtehenden Geſetzen aus doctrinellen Gruͤnden 
entſchieden werden konnen. 


4 
a. 2 


eternfalis find- Die vom Sufligminierium entſchiedenen Linfragen altzährlich mit ber 
Vorlage des Zuſtandes des Juſtizweſens an den Staatsrath zur Reviſion zu bringen. In legis⸗ 
Iativen Sachen, welche den Gefchäftöfreis eines andern Staatsminiſteriums Serühren, iſt über 
den Gefetz⸗Vorſchlag, che er an den Steatcrath gebracht wird, mit dem inſchlagigen Staats⸗ 
minifterigm in Benehmen zu reten. 

§. 43. | 
¶ Die Entſcheidung der Conpetenz⸗Conflicte, welche ſich zwiſchen Untergerichten ergeben, 
welche nüter einem und demſelben Appellationdgerichte ober unter verſchiedenen Appellationsge⸗ 
richten ſtehen, desgleichen der Gempetenzs Gonflicte, welche zwiſchen den. Appellationsgerichten 
ſelbſt entſtanden ſiud. 

8. AL TILL. J J \ ” 

Bei Eompetenzs Eonflicten zwiſchen einer Inſig⸗ und einer Adminiſtrativbehorde tritt 
Bd. u. 44 


8340 won. Lv. bie. Ih 8. 2 


zuerft die Communication ber einfchlägigen Minifterien unter ſich ein; findet unter benfelben eine 
"Bereinigung der Anficht nicht ftatt, fo wird die Sache dem Staaterathe zur Entſcheidung vorgelegt. 


$. 45. 

Den Wirkungskreis des Juſtizminiſteriums bei Majoraten beftimmt das Edict vom 
28. Juli ASO08. a) 

6. 46. 

Außer diefen Gefchäften ded Staatöminifteriumd der Juſtiz hat der Suftigminifter in ber 
Eigenſchaft ald Großrichter in peinlichen Fällen nad) Unferer Declaration vom 19. März 1807») 
bei der — ben fubjicirten Fürften. und Grafen und deren Nachkommen angewiefenen Aujträgals 
Inſtanz den Borfig. 

$. 4. 

Der Zuftigminifter iſt Mitglied Unſeres Familienrathes, und deffen Functionen bei dem 
zu Entfcheidung der Klage gegen ein Königliches Familienglied anzuordirenden Gerichte beftimmt 
Unfer Familiengefeg vom 18. Januar 4816. (Reg. Bl. von dieſem Jahre Et. XL.) «) 


Wirkungskreis 
des 
Staatsministerium des Innern. 


Zu dem Wirkungskreiſe dieſes Miniſteriums gehören folgende Geſchäftszweige und 


Gegenſtaͤnde: 
§. 48. 


Die Angelegenheiten in Beziehung auf Religion, Gottesverehrung und Kirchen und zwar 
a. im Allgemeinen die Verhältniſſe, aller im Staate beſtehenden Kirchen und religiöſen Ge⸗ 
meinden, ihrer Anſtalten und Attribute; insbeſondere: 
b. die geiſtlichen Verhäftniffe der katholiſchen Kirche, benehmlich mit dem Miniſterium ber 
auswärtigen Angelegenheiten, wenn babei auswärtige Berhältniffe, vorzüglid mit dem 
 päbitlichen Stuhle in Beziehung kommen; 
c. das oberfte Episcopat ber proteftantifchen Confeſſion. 
6. 49. 
Die Gegenftände in Anfehung der Geiſtes⸗Cultur, fittlichen Bildung ‚ Rationals Erzies 
hung und Anflalten für Wiffenfchaften und Künſte; — namentlich) 
a. die Academien, die Lniverfitäten, die eyceen, Gymnaſien und die Studienſchulen; 
b. das Volksſchulweſen, die Erziehungs⸗Haäuſer und die Bildungs⸗Anſtalten für bie Lehrer; 
e. der Buchhandel, die Preßfreiheit, die nicht unter den. Hofftäben ſtehenden Theater, fo 
wie die öffentlichen Volksfeſte. 
$. 50. 
Die Berfaffung und Verwaltung der Städte und Märkte und anderer Gemeinden; fo 





a) S. unten Abtheilung V. Abſchn. 2. 
b) Ebendaſelbſt. 
e) ©. o. unter Abtheilung III. Bd. I, ©. 18, 
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wie die oberfte Leitung und Aufficht über die Verwaltung ber für die Zwede des Kultus, des 
Unterrichts und ber Wohlthärigkeit, vorhandenen Stiftungen. 


$. 51. Ä 
Alle ftaatswirtbfchaftlichen Gegenftände, bie nicht in das Gebiet ber Finanzen gehör. 
ven, namentlich: 

3 a. bie Forſt⸗ und Sagbpoligei bei Privats, Communal⸗ und Stiftungs: Walbungen ; 

b. Agricultur, dann Fabriken und Manufacturen unb die Bewilligung zu deren Errichtung, 
dad Gewerbsweſen, und die Berleibung der Gonceffionen zur Anlegung von Bräuereien, 

. Credit und Affecuranz »Anftalten CLeihhäufer, Brandaffecuranz ıc.) ; 

d. das öffentliche Commerz, benehmlicd, mit dem Kinanzminiftertum ; 

e. bie zur Beförderung bdeffelben wirkenden Anftalten in diefer nnd polizeilicher Beziehung; 
die Lehnrößler und Boten s Anftalten im Lande; Ietere benehmlich mit dem Staatsmiui⸗ 
fterium des Hauſes und ded Neußern ; 

f. die Waffer:, Brüden und Straßen-Bauten, in foweit fie das Bicinals und Communal⸗, 
Etraßens und Waſſer - Baumefen betreffen. 


> 
Die gefanmte Etaatds und Landespolizei, insbefondere die Gensdarmerie, in Beziehung 

auf ihre polizeiliche und dienſtliche Verrichtungen, daun -alle dahin gehörigen Anſtalten, welche 
bie Erhaltung der öffentlichen Ruhe und guten Ordnung im Innern zum Zwede haben; inds 
befondere: 

a. alle Armen», Kranken», Beichäftigunges und Berpflegunge Anftalten; 

b. bie Polizei⸗ Sefängniffe und Zivangsarbeitss Anftalten, dann unter Miitaufficht bed Staates 

miniſteriums der Juſtiz, die Zuchts und Stuafarbeitöhäuferz 
ce; das Papwefen in Beziehung anf das Inland; 
d. bie Landes⸗Sicherheitskorps. 


no 


6. 53. 
Das Medizinalwefen mit den dazu gehörigen Anftalten. 
$. 54 
Die Militärangelegenheiten, weldye nicht zum Wirkungskreiſe des Staatöminifteriume 
ber Armee gehören: | 
a. be Hitärs» Sonftription, 
. die Landwehr, 

c. das Verpflegungs⸗, Einquartierungs⸗ und Vorſpanns ⸗Weſen, für die im Merſche be⸗ 
fiudlichen imlaudiſchen Truppen, benehmlich mit dem Staatsminiſtexium der Armee. 
Die Beſorgung derſelben Gegenſtaͤnde bei dem Durchmariche fremder Truppen durch das 
Reich, ‚im Benehmen mit den Staatöminifterien bed Aeußern und der Armee; 

d. bie Begenftände, in Bezug auf bie Kriegslaſt und beren Ausgleichung, benehmlich mit 
dem Staatöminifterium der Finanzen; in foweit dabei Korrefpondengen, Unterhandlungen 
und abzufchlieffende Verträge, mit auswärtigen Staaten vorlommen benehmlich mit 
dem Staatsminiſterium des Aeußern. 


- 


Ahb * 
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ur en von j 2 ©. 55. te “. 
Die Anordnungen und Einleitungen zu Herſtellung einer vollſtaͤndigen Eiatiſnt des Kös 
nigreiches in den Jahresberichten. 


6. 86. 
Die Bildung, Eintheilung und Purificirung aller Sprengel der innern Verwaltung ; 
nämlich" der Kreiſe, Polizeibezirke, Land⸗, Herrſchafts⸗ und Ortsgerichte, Pfarreien, Gemeinden 
and beſondere Adminiſtrationen benehmlich mit den einſchlagigen Miniſterien. 


J 


$. 57. 

Die Verhaͤliniſſe der Gutsbeſitzer rückſichtlich der gutsherrlichen Rechte und. Gerichts⸗ 

barkeit, ſoferne nicht von ſtreitigen Privatrechten dabei die Frage entſteht; ſonach auch bie Ders 
‚bältniffe der im. Königreiche anfäfligen vormald unmittelbaren Fürften, Grafen und Nikter‘, nach 
den Beitimmungen der Edicte vom 31." December 1806, und 19. März 1807, ) benehmlich 
mit, dem Staatsminiſterium des Aeußern und ſonſt einfchlägigen Minifterien. 


5. 58° Pr | eo 
Die Feſtſetzung und Aufrechthaltung der erforderlichen Vorbedingungen zu Erlangung der 
röffentlidsen Stellen in ber inneren Verwaltung, und zwar, was. bie abfpirirenden-Nechtecaus 
didaten betrifft, unter Mitwirkung bes Staatsminifteriumd der Juſtiz. 0. im 


°. Br - . 0. . . . , 
⸗ 2 . » » .. » . » . . B \ - 
. . . 4 . . . . n 


% 3. 
Die Begutachtung zu Beſetzung aller Stellen der innern Verwaltung: - 
tn Vene: Generale Kreiscommiffärd gemeinfhaftlich mit dem: Finanzminüterium,. der Disectoren 
und Näthe bei der Kammer des Innern, fo wie bes für. biefe erforderlichen Perſonals 
für das Secretariat und das Rechnungsweſen, dann gemeinſchaftlich mit dem Staates 
minifterium der Finanzen für die Regiftratur und Canzlei; | W 
“ 5. ber Polizeibeamten, dann gemeinfchaftlich wit dem Suftigminifterium des Zaad und herr⸗ 
ſchaftgerichtlichen Perſonals; | 
. ber Beamten für die "dem Minifterium untergebenen Anftatten; 
J d. der Stadt⸗ und Landgerichtsaͤrzte; 
e. für Pfarreien und ſonſtige geiſtliche Pfrunden und Wuͤrden; 
f. der Academiker und Profeſſoren und des Perſonals bei den öffentlichen En, und 
Unterrichts⸗ Inſtituten. 


Die oberſte Auffcht auf die Befejäftsführung der vorbenannten Beantten, die Verſehung 
"perfelben mit den erforderlichen Dienfts Inftructionen, die Anordnungen von Viſttaätionen und Uns 
„terfuchungen, und die ganze Dieciplin, und zwar, was bie Individuen bei den Lands und Herr 


ſchaftsgerichten Betrifft, bet: Gegenſtanden der tJugiz · Verwalcuns, bene mit din Staates 
„niferium ber duſtiz. | E 


* 
‘ 
. 
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2.6 61: 
Die Oberaufficht und Disciplin gegen bie öffentlichen. Anwälte in ihren Beziehungen zu 
den abminiftrativen Stellen und Gefchäften. ‘ 
8. 62. 


u Die Anträge auf Belohnungen und Auszeichnungen der bei dem innern Dienfte ange⸗ 
ſteliten Beamten, ſo wie anch anderer Unterthanen, die ſich um die öffentliche innere Wohlfahrt 
‚befonberd verdient gemacht haben, entweder in Geld, oder durch ben Berbienforben, | Medaillen 3. 


5. 63. Fr io, .* 4 .. > 


Die Initiative zu allen Geſehen und Verordnungen über Gegenfände, ı der inneren 
Verwaltung; namentlich der Gefege über die innere Verfaffung, die Polizei s und Militär:Cons 
feription mit allen dahin und in die Leitung ber Öffentlichen Anftalten einfhlagenben Regler 
ments, jedoch in allem benehmlich mit den einſchlaͤgigen Staatsminiſterien. 


— 


t 


a 6. 64. 
Die Aufficht über bie Redaction des Regierungsblattes. 
J — . 63. 


Die Concurrenz zur Reviſion der kürgerfichen und peinlichen Geſetze bei den vorbere⸗⸗ 
tenden Berathungen des Staatsminiſteriums der Juſtiz. 
en, 8. 66. 

Die Ertſchebnagen der Eeuflicte zwiſchen den Stellen und Behörden des inuern Diem 

ſtes; bie. Erledigung der Eonflicte: berfelben mit Stellen, und Bebörden andexer Dienſtes zweige, 

benehmlich mit den anderen betreffenden Miniſterien, und mit Vorbehalt der Anbringung bei dem 
Stantörathe in den Fallen die dahin geeignet ſind. 

= ‚ $. 67. « \ r;) 2 3 

Die Formirung des Etats für bie gefanmte innere Verwaltung , die Verwendung der 

dafür bewilligten Summen nach den im Etat feftgefegten Pofitionen und die Ausweiſung darüber, 

dann noch Indbefondere De Regulirung und Bewilligung der Gemeinbennfagen für die Innern 

Bebürfniffe der Kammern, benehmlich mit dem Finanzminiſterium— Be ein cn 


or id ... 8. 68. = 8 

Die Geſchäfisfuhrum be dem in den Kreiſen zuſammen zu beenfenden xLaudatte mit 

den iuſchtagigen Minifterien. 
en 60. 

En —* die Angeleſeuheiten in Bezug auf die Droteſtautſchen und veformirten. Kirchenge⸗ 
meinden insbefondere betrifft, fo wird zur näheren Bezeichnung bed biesfallfigen: — 
auf die ſpecielle Inſtruction des General⸗Conſiſtoriums vom 8. September 1800) verwieſen, mit 
Vorbehalt ber Abaͤnderungen, welche ſich aus ben durch die Verordnung dom 2. März d. J. 
feggeſesten Gem Rahaniun—e der Kreisteglerungen *. ergeben. DEE 


. 
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Wirkungskreis 
| des 
Staatsministerium der Finanjen. 
Der Wirkungskreis desfelben umfaßt 
$. 70. | 

Die Erfenntuiß des gefammten Etaatövermögend in allen feinen Theilen. Zu biefem 
Ende fteht demfelben die Iuventarifirung des geſammten Staatövermögend fowohl in Domainen 
als nußbaren Rechten, die Ueberficht der gefammten Stuatseinfünfte ohne Unterfchied, die genaue 
Kenntniß der Staatdlaften zu, welche die Central⸗Hauptbuchhaltung zu beforgen hat. 


§. 71. 


Die Leitung der Erhebung ber ſämmtlichen Staatdeinnahmen aus dem Etaatdeigenthume, 
fowohl dem vollen, ald den getheilten und den nugbaren Rechten ded Staats, ſowohl jenen, 
die unter den grundherrlichen Gefällen, als jenen, welche unter dem Namen ber Regalien be 
. begriffen find. Demfelben kommt daber für die Folge die Leitung der gefammten noch dermal 
beitehenden Lehen mir Ausnahme der Thronichen, weldye dem Staatsminifterium des Hauſes 
und ded Aeußern übertragen werden, zu. Die Beforgung dieſes Lehenweſens ift unter deſſen 
oberſter Leitung dem Generalfiscalate übertragen. 

§. 72. 


Die Anordnung der Beſchreibungen, Vermeſſungen, Kataſtrirungen und Schätzungen 
der ſteuerbaren Objecte, dann die Erwägung der Principien zur allgemeinen gleichheitlichen Ver⸗ 
therlung der directen Auflagen, und hiernach der Antrag in dem Staatsrathe über die Beſtim⸗ 
mang und Erhaltungsart ſaͤmmtlicher zu den Staatözweden erforderlichen bivecten Auflagen. 


$. 73. 
Die Prüfung der Syſteme in den bisher beftehenden indirecten Auflagen, und der Ans 
trag in dem Staatsrathe über die Abänderung in derfelben, oder die Einführung neuer. 
§. 74. 


. Die Leitung über die Erhebung ber fümmtlichen für Staatszwecke beſtehenden, birecten 
und indirecten Staatdauflagen. 
§. 75. 

Die obere Aufficht und die obere Leitung über bie Verausgabung der Staats⸗Einkünfte 

fowohl zur Staatsregierung, als zur Hoſhaltung. 
%. 76. 

Eben daher find alle Stellen, welche Theile des Etantövermögene verwalten, bie 
Staatsrenten percipiren, ſowie and jene Behörden, welche Ausgaben des Hofs und des Staats 
beſtreiten, dem Finanzminiſterium untergeordnet. 

Dahin gehören folgende Zweige: 

a. bie ſaͤmmtlichen Königlichen Hoffiäbe und Hofistendangen ; 
b. die Finanz Kammer mit ihren Kreiskaffen, ihrem gefammten ˖ Rechnungsperſonale, den 
ihnen untergeordneten Nentämtern und äußeren Perceptionsbehörben ; 


6. das gefammte Zoll» und Mautwefen, ſammt ben Accifen, der Tabaksregie, der Brüdens 
und Weggelder; 
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d. das Salinemvefen ; u . 
e. das Lehenweſen; 
£ das Bergwerksweſen und die Porzellainfabriken; 
g. das Forſtweſen, in ſoferne es die aͤrarialiſchen Waldungen betrifft; 
h. das Sagdwefen; 
i. die Waſſer⸗, Brücken⸗ und Straffenbauten, foferne fie auf Staatskoſten beftritien werben; 
k. das gefammte Landbauweſen der auf Staatskoſten zu führenden Gebäude; 
l. da8 gefammte Stempel » und Tarxweſen, bei leßterem benehmlich mit den betreffenden 
Etaatöminifterien, bei allen Anträgen über die Beränderungen in den beftehendeu Normen; 
m. die Lotterieanitalt ; 
n. die Münzanftalt; 
o. die Königlichen Bräuereien; _ 
p. die unmittelbare Adminiftratioh der Königlichen Deconomien in Schleißheim, Fürſtenried 
und Weihenitephan, und endlich 
g. die Gentrals Staatöcaffe, in welcher die Nechnungsrefte aller Staatsrenten zufammen: 
flieffen. 
| $. 77. 
Die Leitung und Oberaufficht des gefammten mit feinen eigenen abgefonderten Fonds 


bereit dotirten Staatds Schuldentilgungswefene. 


$. 78. 

Die Leitung und Vertretung des fiscalifchen Intereſſes, fowiel ed das Staatseigenthum 
und Staatsrecht betrifft, und foferne es ſich hier nicht von Differenzen mit auswärtigen Mäch⸗ 
ten handelt, zu weldyem Ende demjelben das Generals Kiscalat untergeordnet iſt, außer in foferne 
dasfelbe Gegenitände für andere Miniſterial: Departements zu beforgen hat, in welchen Fällen 
dasſelbe unmittelbar dahin Berichte resp. Anträge zu erftatten, und Aufträge zu empfangen hat. 


§. 79. 


Die Gonfervation des gefammten Staats⸗ Eigenthums und die Anträge und Leitung 
bei Veränderungen beöfelben durch Berfauf oder Austauſch, Verpfaͤndungen oder Reluitionen von 
grundherrlichen und anderen Abgaben. 

| 5 8. | 

Die oberfte Aufficht über das ganze Rechnungsweſen der gefaumten Staats s Einnahmen 
und StaatesAusgaben, welches ohne Ausnahme von allen Zweigen, der Aufficht und Leitung des 
oberften Rechnungshofes unterliegt, der, nach den Geſetzen der Gomptabilität, in der Beurtheis 
lung der ihm vorgelegten Rechnungen zu erfennen, und bie Nefultate feiner Prüfung mit feinen 
Bemerkungen dem Finanzminifterium vorzulegen hat. 

Die Zufammenftelung und Prüfung ber genauen Ueberfi cht der fämmitichen Staats 
einkünfte und nothwendigen Staatdausgaben, ihre Vorlage in dem Staatdrathe und der Antrag, 
welche Summe für dad genan nachgewiefene Bebürfniß der verfchiedenen Staatöminifterien nach 
ben vorhandenen Kräften bed Staates für das künftige Etats jahr bewilligt werden konnẽe. 


8. 81. 
Die vollſtaäͤndige und Amnmtebrochene Ueberfiht ber Verwendung. der Ceaatoie uufte 


345 . : J Abth. IV. Abſchn. il, 9. Br. 


und Staatsausgaben für die beftimmten einzelnen Zweige auch bei jenen‘ Branchen und Miniſte⸗ 
rien, welchen beftimmte Etatöfummen bewilligt find, um hieraus beftändig erſehen zu fonnen, ob, 
und im wieferne die einzelnen Etatspoſi itionen bereits erreicht oder Kinn überſchritten ſeyen. 


5. 82. 


Die an Uns zu machenden Anträge über die Anſtellungen aller Beamten und Diener im 
Fache der finanziellen Staatsverwaltung, in ſoferne nicht die Anſtellung der Dieuer der anteru 
Elaſſen den untergeorbneten Stellen 1 eingeräumt werden wird. 


§. 83. 


Die Mitaufſicht mit dem Staatsminiſterium des Innern über die zu allgemein unver⸗ 
meidlichen Landeszwecken erforderlichen oder zu ſpeciellen Zwecken der Kreiſe von den Laudraäthen 
als nutzlich anerkannten und auszuſchreibenden Geld» und Natural⸗Concurrenzen. 


| 9 8. 
Insbeſondere die Mitaufſi cht mit Unſerem Staatsminiſterium des Innern über die ſucceſ⸗ 


five Tilgung der noch auf dem Lande und insbeſondere auf der Gentral-Peräquationdfaffe ruhenden 
Kriegslaften. _ BR | 


’ y*® “ . r 


6. 85 


Die Gefchäftsleitung in den Verhandlungen mit den Sandräthen,, foferue ſi fie auf das 
Staatövermögen oder auf die Stantögefälle Bezug haben. 


._ 


Wirkungskreis 
des | 
| Staatsministeriums ver Armnee* 


Hiezu eignen fi a folgende Gegenftände: 


5. 86. 


Die oberfte keitung über bie gefammten Dienftbehörben. ber Arnie; | 
a. dad Generalauditoriat ; Ze 


b. ber Kriegs⸗Oeconomierath, der von nun ‘an den Titel? — das Obere Abminiftra 
tivcolfegium der Armee annimmt, und ſich als ſolches raufti autaſertigt; 
c. bie GeneralsEazarethinfpection der Armee. | 


’ ‚ . “ e ° a. a ..7 * .7 
7 


BEE er Zr j .J 
Ä 8. 8. Ze 
Die Anfitellung, Kleidung, Bewaffnung, Sitdang,. Beſoldung, Verpflegung, , Geſand⸗ 
heitsanſtalten und Ergänzung der Armee, zu der von, nm an auch das Gendarmerle⸗Corps in 
perſoneller und adminiſtrativer Beziehung dehört, , ihre Bewenungen und Verwendung, mit Aus⸗ 
nahme der Gendarmerie welche in dieſer Bezichung nach $. 5. der Competenz des Staatsmint⸗ 
ſteriums des Inneru unter dieſem Staͤatsminiſterium ſteht; die Landwehr, wenn ſich dieſe ter 


den Maffen befindet; die an Uns u machenden. Anträge über alle Anſtellungen, Beförberun 
ven und Belohnungen x. - ee νν3. 


Formation und Wirkungskreis der Staatöminifterien, 847 


’ , B » - 5 88. . ' ‘ . .. F 
Die ilitkrtrandporte und Etappen, benehmlich mit dem Staatsmin ſterium rw Innern, 
6. 89. 7 
Die Beforgung und Behandlung ber. Kriegögefangenen. 
99. 


Die Cartellsentwuůͤrfe ‚im Benehmen mit dem Staatsminiſterium bes Hauſes und 
des Aeußern. 


9. 91. 
Die Beſtimmung ber Generalpardons. 
8. 22. 
Die oberſte Leitung des topographiſchen Buͤreaus, zur Benützung ſowohl für dad Staats⸗ 
miniſterium der Armee ſelbſ. als für alle andere Staatsminiſterien. 
Die bang, Berbefferung and. rbaftung: Dr Feſtungen md Befemitäte, der Mi 
Titärgebäude, und dahin einfchlägigen Anfalten. 


&. 94.: 
Die Aufrechthaltung der ſtrengen Mannszucht in allen Theien d des Henes. 
95. 


Die Juſtizpflege über alle Militaͤrperſonen ohne Unterſchied des Ranges über x Hr 
Gattinnen und Kinder, über ihre Givilchehalten; jedoch über Iegtere nur dann, wenn vie Armee 
fich im Felde, auf dem Marche, oder zum Theil in. Klofirten oder belagerten Plägen befindet, 
und zwar in Dienft: und perfönlichen Rechtsſachen, dann wegen Verbrechen oder Vergehen; über 
alle die Sicherheit ded Heeres durch Spionerte, Beleidigung und Mißhandlung der Schildwachen 
und Patrouillen gefährbenben. Civilperſonen, jedoch durch vermifchte Gerichte, wobei wenn ber 
beffagte Theil eine Civilperſon ift, der betreffende Eivilcommiffär den Vorſitz nimmt, im entge 
gengeſetzten Falle aber der betreffende Militaͤrcommiſſaͤr den Vorſitz hat. 

Ueber alle wegen Militaͤr⸗Lieferungs⸗Contracten und dconomifchen Gegenflänben - entſte 
hende Forderungen und Streitigkeiten, die eine rechtliche Entſcheidung nothwendig machen. 


6 96. 
Die oberſte Leitung, über das Salpeteriwefen, und alle zur beften Benügung bien Regal⸗ 
erforderlichen Verfügungen, die Anordnungen über die Pulvermühlen, den Abſatz und Verkauf des 
erzengten Pulvers, dieſe Gegenſtaͤnde benehmlich mit den einſchlaͤgigen Staatsminiſterien. 
| 9m. 
Die Tick nineain, unb Gonsctionsgegenäne in ihrem sten ganzen 
Umfange. 
$. 98. 


Alle zur Armee gehörigen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten, als: nnaliben s, ‚ Wittwen⸗, Wai⸗ 
ſen⸗ und milde Stiftungsfonds, worüber Und tm verfammelten inateraihe Rechenſchaft abgelegt 
und: ſolche offentlich betant gemacht werden wird. 


§. 99. 


-, Rücichelich der Beiträge . zum a Witucr-Wittwen- unb Malt aitond, fon ‚wie in: — 
ss. 5 


3418 han... 


auf bie Penfionen ber Militärwittwen und Kinder, welche Gegenftände zum Reffort des Staats⸗ 
minifterinnd ber Armee fich eiguen, hat es bei bes beöwegen ſchon beſtehenden Militärverorduung 
fein Bewenben. $. 100 


Alle der Armee zu ihrer Dotation ausgeſprochen werbenben ‚ von ber Central⸗Staats⸗ 
kaffe ihr überwiefenen Gelber, über deren Beransgabung bem bberſten Rechnungehofe die Super⸗ 
reviſion zuſteht. 

Allgemeine. Bestimmungen 
für 
alle Stantsministerien, 


$. 401. 


Den umfaffenden Bortrag eines jeden Stantminiferd am 1 Ende des Etats jahres an 
Uns im verſammelten Staatsrathe uͤber die ganze Verwaltung der denſelben anvertrauten Ge⸗ 
ſchaͤftszweige. 

$. 402. 

Ueber bie widhtigeren politifchen Gegenitände: hat ber Etaatöminiiter des Haufed und 
bed Aeußern Uns in einer Minifterials Conferenz Vorträge zu erftatten; die Anordnung folcher 
Minifterial » Eonferenzen: behalten Wir Uns .bei dieſen ſo wie auch bei andern wichtgen Gegen⸗ 
ſtaͤnden vor. 


| Geschäftsgeng. 


$. 108. | 
Die oberfte vollziehende Stelle bildet dad gefammte Staatöminiferinm. Die 
Minister werden daher in den wichtigſten Gegenftänden der Vollgiehung, wenn diefe den Wirkungs⸗ 
kreis mehrerer oder aller Staatsminiſterien berühren, mit dem Feldmarſchall ſich zu einer Miniſterial⸗ 


Beſprechung vereinigen. 
S 104 . 


Sn dem Staatsrathe, der oberften berathenden Stelle, follen die von den eins 
zelnen Staatsminifterien eingebrachten Geſetzesentwürfe aus ber bürgerlichen organifchen und ad⸗ 
miniftrativen Gefeßgebung Und vorgelegt, von dem Staatsrathe hierlder in ‚collegialer Form bes 
rathſchlagt, und von Uns ® hierauf die Entſcheidung elaſſen r werden. 


8. 105. 

Die von Und nach vorher erhaltenem Gutachten Unſeres Staatsraths erlaſſenen Geſetze 
aus der buͤrgerlichen, organiſchen und adminiſtrativen Geſetzgebung, dann alle Verfaſſungs⸗Gegen⸗ 
ſtaͤnde werden von Uns unterzeichnet und von allen Staatsminiſterien contraſignirt, ſodaun in 
dieſer Form in das Regierungsblatt eingerückt. 

$. 106. 

Die keitung aller dem Minifterium zugetheilten Sefchäfte fteht dem Meinifter gm, weiche 
für die Vollziehung der Geſetze in den ihm anvertrauten Verwaltungszweigen, und die Beobach⸗ 
tung der von Uns gegebenen Dienſt⸗Inſtructionen perſonlich verantwortlich iſt; demſelben iſt das 
ſaͤmmtiche Perſonale ſeines Miniſteriums untergeordnet. Der Generals Director erfeht den Mi 
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nifter in den Fallen der Abweſenheit oder Verhinderung in der sein aller Geſchafte des Mi⸗ 
niſteriums. 


Bei wichtigen Ausfertigungen, wo die Contraſignation eines Staatsminiſters erforderlich 
iſt, werden Wir denjenigen Miniſter benennen, dem bie Ausfertigung zur Gontraſignatur vorgelegt 
werben fol. In den Fällen, wo der GeneralsDirector die Leitung ber Gefchäfte eines Miniſters 
führt, übernimmt ber ältefte Minifterials Rath die Obliegenheiten bes General » Directors, 


$. 4107. 


Alle bei dem Minifterium einlaufenden Probucte werden nach Anordnung bes Hinifterg 
geöffnet, präfentirt, in dad Generals Geichäftd « Protoeol eingetragen, und mit ben Acten an bie 
Minifteriafräthe nad der von dem Minifterium im Allgemeinen oder für die befonderen Fälle ers 
laffenen Beſtimmung ertheilt. 


5. 108. 


. Die Ausarbeitungen der Referenten werden dem Miniſter nach den von ihm hierüber 
erlaffenen Beſtimmungen vorgelegt. Die Auffäge-der Miniferiafräthe unterliegen © vor ber Fre 
dition ber Nevifion des Vencral-Directors. 


6. 109. 


Bei dem bedeutenden Umfange ber Gefchäfte des Staatsminiſteriums der Finanzen bleibt 
ed jedoch dem Staatöminifter der Finanzen überlaffen, bei Gegenftänden der Vollziehung, in for 
ferne fie nicht won höherem Belange find, und ihrer Natne nach nicht eine reifere Collegial⸗ 
Berathung erfordern, dem Generals Director bie Ausfertigung zu übertragen. Sin dieſen Fällen 
ift jedoch der Auffag von dem hiezu beftimmten Mitgliede des Minifterialrath6 zu revidiren, und 
von bem GeneralsDirector mit dem Erpebiatur.zu verſehen. 


Ueber alle diefe Expeditionen iſt dem Miniſter wöchentlich das Protocol! vorzulegen. 

Jedem Staatsminifter der übrigen Miniſterien wird es überlaffen, viefelbe Einrichtung 
zu feiner Erleichterung, und um den größeren foftematifchen Gegenftänden bed Minifteriums ſich wid⸗ 
men, und die wichtigen Arbeiten mit Ruhe und der erforderlichen Aufmerkſambeit leiten zu können, 
bei dem ihm anvertrauten Miniſterium einzuführen. 


$. 4110. 

In allen Faͤllen, wo es ſich um die Erlaſſung neuer geſetzlicher Beſtimmungen und den 
Antrag zu denfelben an Uns in bem verfammelten Staaterathe, oder um bie Abänderung bisher 
beſtehender Verordnungen, die Entwerfung neuer inftructiver Weifungen, ober um bie Entfcheidung 
der Reclamationen einzelner Parteien gegen die von den untergeorbneten Stellen erlaffenen Admi⸗ 
niſtrativ⸗ Verfügungen, . oder um Anträge über. Würdigung der Gempetenten zur Wiederbeſetzung 
bei. erledigten Stellen handelt, läßt fich der Miniiter in dem Miniſterialrath Vortrag erſtatten, 
und vernimmt das Gutachten besfelben. 

Gleiches Verfahren ſoll auch bei. dem Staatsminiſterium ber Juſtiz bei Anträgen über 
Begnabiguug gegen Straferfenntniffe, vorzüglich über Todesurtheile, über Moratorien, Legitima⸗ 
tions⸗, Adoptions⸗ und Großahrigkeits⸗Ertheilungs ⸗Geſuche beobachtet werben. 

$.. dit. 
Der Miniſter wird ben Sitzungen bei: Miniſterialraths, ſofern er ‚nicht burch ap 
Beicyäfte verhindert iſt, ſelbſt, und wemigſtens har michtigen Vorträgen: beipohnen., Fe 
45. 


850 el. .: . ach IV; Abſchu. 1.% Bel ,. ia. ‚ 


SE fe En EEE 22 GE Voss | 7 ss 
Bei ben Anträgen des 3 Minſers in dem Staatsrathe ſteht dem General⸗ Director Die 


dorlaͤufige Einficht Derfelben mit Beiziehung der Acten zu, und wenn ex bie Anficht des Miniſters 
nicht 1 theit ſo hat er im Staatsrathe feine vorläuftge Erinnerung abztgeben. 


$. 113. 


Sn den befonderen Sigungen der Ober⸗Conſiſtorialraͤthe praͤſidirt der Generel Diretor. 
Er unterzeichnet die Ausfertigungen des General⸗Conſiſtoriums, ſofern fie nicht Unſerer eigenen 
Sanction bedürfen, und der beifitenbe geheime Secretär contrafignirt diefelben. In Abwefenheit 
oder bei Verhinderung des Generals Directors birigirt berjenige proteftantifche Diinifterial ⸗Rath, 
welcher dem General⸗Conſiſtorium zugetheilt wird. 


$. 114. 


Die Geſchäfts-Arbeiten ber Oberſtudienraͤthe werden von denſelben durch gemeinſchaft⸗ 
lichen Zuſammentritt behandelt, fie werben, wie jene der Kreisräthe, welche dem Minifterium für 
die Gegenftände der öffentlichen Sicherheit, der Landwehr und der Militärs Eonfeription beigeges 
ben find, vor ber Reviflon durch ben Generals Director von denjenigen Minifterfalräthen,; welche 
der Minifter dazu beftimmt, mit Beifegung bed. Vidit unterzeichnet und nach Befchaffenheit der 
Sadıe in ben Sigungen des Miniſterialraths vorgetragen. 


... AU — 
Auch das Oberbau⸗ Commiſſariat und bie Rechnungs⸗Bureaus werben unter die nächfte 
unmittelbare Aufficht und keitang eines von dem Miniſter zu committirenden Miniſterialraths 
geſtellt. 
§. 116. 


Alle Ausfertigungen werden unter der Unterſchrift des Miniſters erlaſſen, und von dem 
General⸗Secretaͤr contraſignirt, mit Vorbehalt der von einem Miniſter in ſeinem Miniſterium nach 
$. 4114, getroffen werdenden r Einrichtungen. 


ı .. 


§. 117. 


Die Erpebition, das Secretariat, die Regiſtratur und die Canzlei mit der Dienerſchaft 
ſtehen unter der unmittelbaren Leitung und Aufſicht des General⸗Secretäͤrs, die Oberaufſicht dar⸗ 
aber iſt dem General⸗Director übertragen. Dieſem gebährt auch ‚die Einſicht und Reviſion der 
Veſchaͤfts⸗ Protocolle. 


2... Die Negifrturen und anzleien der Miniſterien ſind für alle Anwälte ans. Fremde 
unzuganglich. 
$. 119. 


Unſere Staatsminiſter werden beauftragt, allen bei den ihnen untergebenen Miniſterien 
RR. Individuen ohne Ausnahme ſtrenges Schweigen über bie in den Miniſterien vorfoms 
menden Gefchäfte zur beſondern Pflicht zu machen, und benfelben jede offene oder heimliche Ans 
waltfchaft, jede Beiftandsleiftung für dritte Perfonen, jede Ertheilung eines Raths an diefelben 
ba. Dienfigefjäften, fo wie jede Correſpondenz in. Befchäftsfächen,, bei ſchwerer Strafe zu vers 
bieten. Wir verfehen Uns zu Unſeren Gtaatönimiftern, und dem ihnen . untergeorbaietenPerfonafe, 
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baß im allgemeinen veger Eifer und eine forgfältige Pflichterfüllung dad Vertrauen auf fle rechts 
fertigen. werben, welches Und bei Beſtimmung diefer gegebenen Anordnungen geleitet, und er 
warten von ihrem Pflichtgefühle umd ihrer Anhänglichkeit au Uns. und Unfer Bolt, daB fie gu 
Ausführung und Anwendung der in Unferer Verordnung vom 2. Februar 1. J.e) ausgefprochenen 
Grundfäge mit allem Eifer mitwirken werben. 


München, den 15. April 1817. 


Reg. BI. v. I. 1817. Er. XVL ©, 329. 


II, Sormation der Königlichen Staatsministerien vom. 9. December 1825. 


$. 3. v 
(Die Formation der Minifterien betr.) 
L. K. 


Um den Aufwand im Staatshaushalte auf jede mit dem Hauptzwecke vereinbarliche 
Weiſe zu mindern, und den Verwaltungs⸗Organismus zu vereinfachen, haben Wir beſchloſſen, 
eine neue Formation Unferer Staatöminifterien, und zugleich einige Veraͤnderungen in Bezug auf 
ihren bisherigen Wirkungskreis und Geſchaͤftsgang anzuordnen. — Nach Vernehmung Unſeres 
Staatsraths wollen Wir zu dieſem Behufe verordnen, wie folge: 


Titel ll: 
Formation der Ministerien, 


.& ‘4, ı. 
Für dermalen füllen fünf Mirifterien Förtbeflehen : 
4. das Minifterium ded Hauſes und des Aeußern, 
2. jenes der Juſtiz, | 
3. des Innern, — rt 
4. der Finanzen, . “ u ' . 
5. der Armee. 
8. 2. 
Jedes tiefer fünf Miniſterien wird künftig beſtehen: 
a. aus einem birigivenden Minifter, 
b. aus einer beftimmten Anzahl von Minifterialräthen, 
c. aud einem Generals&ecretär, Ä 
d. aus einem Ardyivar (jedoch mit Ausnahme des Staatsminifleriumd dee Hauſes und des 
Aeußern) und der erforderlichen Anzahl von Regiſtratoren, 
e. aus ben für dermal von Uns nad) $. 6. für. die Gefchäfte der geheimen Secretaͤrs, Ex⸗ 
u pebitoren , Buchhalter und Rechnungscommiſſaͤrs bezeichnet werdenden wAngeltetten, 
f. aus zwei Cangelliften, . 
8. aus den für dermal ernannt werdenden Dienern. und Boten. 


4) S. 337. oben. —— “ Eee .. 2....* 
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5. 8 


Einem Miniſter kann gleichzeitig bie Leitung mehrerer Minifterien uͤbertragen werben, 
ohne hicdurch einen Anſpruch auf Gehaltsvermehrung zu begründen. 


6. 4. 
Die Generals Secretärd beftimmen Wir aus der Reihe der Minifterialräthe. 


§. 5 


Der Archivar und die Regiftratoren werben von Uns becretirt; fie müffen in Zukunft 
vorfchriftämäßig die academifchen Studien abfolvirt, und im äußern Dienſte des betreffenden 
Minifteriums ein Amt oder eine Stelle bereitö in definitiven Eigenſchaft bekleidet haben. 


8. 6. 
Für dermalen wollen Wir zugleich aus dem bisherigen Miniſterialperſonale folgende 
Ernennungen feſtſetzen: 
a. für den Dienſt der geheimen Secretärs, Buchhalter und Rechnungscommiffärd des Mi⸗ 
nifteriums des Haufed und bes Aeußern 5, 
b. des Miniſteriums der Juſtiz 2, | 
c. bed Minifteriumd bed Innern 8 und’ 
d; des Minifterlumd der inanzen 10. 


Es bleibt anbei den Miniftern überlaffen, das zu biefen Functionen ber Secretaͤrs, 
Rechnungscommiſſaͤrs, Buchhalter, Reviforen, Tabelliften und anderen Stellen diefer Categorie 
noch nöthig habende Perfonale aus den bidher bei ihrem Minifterium angeftellten Individuen aus⸗ 
wählen, oder aud, zu den mwichtigern, eine größere Vorbildung erforbernden Arbeiten, foldye Indi⸗ 
viduen zu verwenden, welche bereits ald Staatsdiener in beftnitiver Eigenfchaft äußere Stellen 
befleiden. Während diefe Beamten commissorio modo in dem Minifterium functioniren, konnen 
ihre Stellen nur proviſoriſch befett werben, in foferne fie nicht von einer Richteramtsſtelle in 
das Juftizminifterium gerufen werben. Aus bem Etats Marimum des betreffenden Minifteriume 
müffen dieſen committirten Beamten nicht nur die Emolumente berfelben, fondern auch bie allens 
falls fichh ergebenden Umzugskoſten vergütet werden. 

Die Zahl von Gehikfen diefer Categorie wird für jedes Miniſterium etatömäßig feits 
geſetzt. on . 

. 7. 
Die Canzelliſten erhalten auf Antrag Unſerer Miniſter Decrete, welche Wir unterferti⸗ 
gen; ed dürfen hiezu jedoch nur Individuen in Vorſchlag kommen, welche durch mehrjährige Dienſt⸗ 
leiſtung volle Brauchbarkeit, einen unuuterbrochenen Dienſteifer und ausgezeichnete Moralität bes 
währt haben. 
| | q. 8 

Die übrigen für den Dienſt erforderlichen Gehilfen, Schreiber, Boten und Diener be⸗ 
ſtellt der betreffende Miniſter, ſoferne Wir letztere, Diener und Boten, nicht wie dermal, ſelbſt 
ernennen, auf Ruf und Wiederruf, er beſtreitet die ſich hierauf ergebenden Koften aus dem Mas 
simum, welches Wir etatömäßig hiefür feftfegen werden. Für jett wollen Wir jeboch fogleic 
aus dem, biäherigen Perfonafe für jebes Minifterium einen Ganzleibiener und zwei did drei Boten 
ernennen. Wir werben durch allgemeine Beftimmungen für jene Gehilfen, Schreiber, Diener und 
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Boten dieſer Categorie, welche nach Tangjährigen guten dienſten umdrauqhbar werden, beſondert 
Borforge treffen. 
- Es verfteht ſich abrigens von ſelbſt, daß die bereits angeſtellten Individuen durchaus 
nad) den Beſtimmungen der IX. Beilage zur Verfaſſungs⸗Urkunde 4) behandelt Werden: 
6. 9. 
Die Zahl der Minifterialräthe beſtimmen Wir für jedes Miniſterium mit Ausſchluß des 
GeneralsSecretärd vorläufig in folgender Weife: 
a. für das Minifterium des Haufed und bed Aeußern, zwei; 
b. für jenes der Juſtiz, zwei; 
c. für jenes ded Innern, fünf: ; 
d. für jenes der Finanzen, ſechs. 
5. 10. 
Uehrigend werben noch beigeorbnet: 
a. bem Minifterium des Haufes und des Aeußern ein n Vorſtand des gaus⸗ und Staats⸗ 
Archivs und ein Reichs⸗Herold; | 
b. dem Minifterium der Suftiz bis jur Vollendung der neuen Gefegbücher ein Minifterials 
rath, und ein aus dem biäherigen Perfonale zu ernennender geheimer Gecretär; 
c. dent Minifterium des Innern ein Obermebdicinalrath und bie erforderliche Anzahl Baus 
technifer ; | 
d. dem Minifterium ber Sinanzen ein Ober sInfpector der Forften; fo wie demfelben auch 
zwei Kron⸗Anwaͤlte gemäß der Verordnung vom 27. November dieſes Zahred >) unterge⸗ 


ordnet werden. 
5 41. 


Das Perfonale des Miniſteriume der Armee werden Wir vurch beſondere Eutſchlieſſung 


beſtimmen. 
$. 12. 


Fir die Bureaufoften und Negiebebürfniffe eined jeden Miniſterlums wird eine in ma- 

ximum beftimmte Geldſumme auf ben betreffenden Minifterials Stat angewiefen, | 
$. 42. 

Als ergaͤnzender Beſtandtheil des Miniſteriums des Innern beſteht in Zutunft für die 
Angelegenheiten des Cultus, des Unterrichts und ber für dieſe beiden Zwecke beftimmiten Stiftun⸗ 
gen eine eigene Minifterials Section, über deren Formation, Wirkungskreis und Geſchäftogang 
Wir eine befondere Verordnung erlaffen werden. 

" §. 44. 

In unmittelbarer Verbindung mit dem Minitertum der Finanzen wird Fünftig die Ge: 
neralsAbminiftration der Poften fteben, und eine Section diefed Minifteriumd bilden. Mit dieſen 
Miniſterium wird auch das Lehen⸗Archiv des Reichs unmittelbar vereinigt. 

$. 49. 


Die Befolbung eines Miniſters mit Portefeuille wirb anf Boca Gulden feftges 


a) M. f. Abth. XVIIR Abſchn. IL. 
b) Reg. BI. v. I. 1825. Et. XLIX. ©. 92. 
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fegt, derfelbe erhält außerdem gemäß Unferem Cabinetös Befehle vom 26. Drtober dieſes Jahres,a) 
eine Functionszulage, welche jedoch die Summe von fechetaufend Gulden nicht überfleigen faun. 
Dem bdirigirenden Minifter ded Hauſes und bed Teuer werden Wir jedoch außerdem 
noch beſondere Tafelgelder beſtimmen. 16 | 
Die Rangverhältniffe der Minifter haben Wir bereits durch Cabinetöbefeht vom 26. 
October diefed Jahres») beftimmt, worauf Wir hiemit hinweifen. ' 


6. 17. 
Die Minifterialväthe behalten ben bieherigen Rang. 


§. 18 
Die Uniformen des Perfonald bleiben vor der Hand unberänbert. 


$. 18. 


Die Ernennung des Geſammtperſonals und die Beſtimmung der Veſoldungen werden 
Wir nachfolgen laſſen. 


Titel LI. 
Wirkungskreis der Ministerien, 
A. Allgemeine Beilimmungen. 

$. ©. 


Unfere Minifterien follen ft fich in ber Regel nur wit der oberften Aufficht und Leitung 
der zu ihrem Neffort gehörigen Gefchäftözweige befaffen; das Detail ber Verwaltung aber ben 
ihnen untergeordneten Stellen und Behörden .hberlaffen. — Zu dieſem Behufe werden Wir bie 
Snflructionen fammtliger Stellen und Behörden fucceffive einer durchgreifenden Reviſion unter 
werfen, und hiebei die Competenz berfelben näher beftimmen. 


| 52. 
Jedes Miniſterium wird in Zufunft die Etats über den "erforderlichen Aufwand für 
bie feiner Leitung übergebenen Dienftzweige felbft anfertigen, und die hiezu nöthigen Materialien 
durch bie Am unmittelbar untergeordneten Stellen rechtzeitig vorbereiten laſen. 


65. 22.. 

Eben f ſteht tunftig jedem Miniſterium die unmittelbare Verfugung über bie ihm zu 
gewiefenen Etatöfummen zu. Zu diefem Behufe wird das Mänifterium der Finanzen auf den 
Grund der Generaletatd an die betreffenden Caſſen den nicht zu überfchreitenden Betrag ber 
Etatöfumme eined jeden einzelnen Miniſteriums mit Bezeichnung der Zahlungs » Hauptepochen 
aſſi igniren, dieſes aber bie Detail⸗Repartition und Anweiſung ohne weitere Da qwiſchenkunft 
ſelbſt beſorgen. 

| $. 23. _ | 

Die Generaletatd werden jährlich innerhalb der Gränzen des Finanzgeſetzes einer jeden 

Epoche in einer eigenen Gonferenz der Miniſter berathen, unter Unſerer befonderen Genehmigung 


feſtgeſetzt, und hiernach der, einem jeden Minifter bei den verſchiedenen Caſſen des Reiches zu⸗ 
ſtehende Credit beſtimmt. 





au. b) ©. die Abtheilung XVII. > u - een 
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Jeder Minifter ift für die Einhaltung diefer Etats perfönlich verantwortlich, in foferne 
nicht Die Ueberfchreitung durch aufferordentliche Ereigniffe herbeigeführt wurde, deren Abwendung 
nicht in feiner Gewalt ftand; — ſolche Ueberfchreitungen, fo wie der die Etatsfummen überfteis 
gende Mehraufwand für gemeinnügige Anftalten und Unternehmungen können unter Allerhöchfter 
Genehmigung aus den befondern Etatöreferven, oder aus dem allgemeinen Nefervefond des Reis 
ches innerhalb der Gränzen des Finanzgeſetzes einer jeden Periode gedeckt werden. 


§. 24. 
Die von Und genehmigten General-Etad und die Afjignation der GeneralsCredite ber 
Miniiter werden von biefen contrafignirt, und von. bem Präftdenten des oberften Nechnungshofes 
ingroſſirt; dieſer if verantwortlich, daß bie erwähnten Generals Etats und Generals Gredite, auf 
welchem die gefihehene Ingroffirung vor der Abſendung an die Caffen verifizirt werden muß, in 
die Regiſter des oberfien Rechnungshofes eingetragen, und jede Weberfchreitung berfelben jebers 
zeit Und unmittelbar angezeigt werben. 
5. 25. 
| Der oberficHechnungshof ift verantwortlich, daß jedes Staatögefäll und jeder Staats⸗ 
aufwand jederzeit auf jene Pofition in Rechnung geftellt werde, wohin fie ſich gemäß der Beftims 
mungen des Finanzgefeges nach der Ratur der Sache eignen. — Die näheren Beltimmungen ie 
legterer Beziehung werden Wir nad) Vollendung der bereitd angeordneten Reviſion ber Snftruction 
bed oberiten Rechnungshofes erlaffen. 
$%, 26. 
Jedem Minifter fteht der Vorfchlag zu allen auf Gegenftände feines befondern Refjorts 
Bezug habenden Gefeben und Berorbnungen zu; nachdem dieſe vorfchriftömäßig vorbereitet wur⸗ 
den, und die Allerhöchſte Sanction erhielten, Bat er fie zu contrafigniren. 


Ss. 27. 

Sseder Minifter hat die Dienftpolizei über das in feinem Minifterium nnd bei den dem⸗ 
felben untergeordneten Stellen, Behörden und Aemtern angeftellte Perfonale innerhalb der Gränzen 
der Berfaffung, der befondern Gefege und Reglements auszuüben: einem jeden fteht ferner, uuter 
Beobachtung der Vorfchriften der Beilage IX. der Verfaſſungs⸗Urkunde der Vorſchlag zur Ernens 
nung, Beförderung, Berfegung und Entlaffung derjenigen Staatsdiener zu, welche von Uns 
decretirt werben, und die Gontrafignirung der zu dieſem Behufe von Und auszufertigenden Decrete 
und Neferipte; auch gehört die Aufnahme und Entlaffung der auf Ruf und Widerruf angeftellten 
Gehülfen feines Minifteriums und die Aufficht auf die Dienftführung der bei den verfchiedenen Ges 
ſchaͤftszweigen feined Refforts angeftellten Beamten zu feinem Wirkungsfreife. 


6. 28. 
Einem jeden Minifter ftcht ferner unter feiner perfönlicyen Berantwortlichkeit bie felbft« 
ftändige Anordnung aller zum Behufe der zur Vollziehung erforderlichen Maßregeln, Die oberfte 
Leitung derſelben, und die Entſcheidung aller durch diefelben veranlaßten Anftände zu. 


| 6. 28. 
Für jedes Bermaltungsjahr hat Uns jeder Minifter einen umfaffenden Bericht über den 
Zuftand ber Berwaltung feines Minifteriumd und der hiezu gehörigen Zweige zu erftatten, hierin 
indbefondere über den Vollzug allgemeiner Anorbnungen fid) zu verbreiten, und über die ihm zur 
Diepofition geftellten Etatsſummen Recyenfchaft abzulegen. | 
Bd. 1. 46 
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B. Befondere Beitimmungen: 
I. Wirkungskreis 
dis 
Ministeriums des Hauses und des Arussern, 


Hiezu gehören folgende Gegenftände : 
§. 30. 
Die Correſpondenz mit auswärtigen Höſen, fremden Miniſtern und den an Unſerem Hofe 
accreditirten Geſandten in allen bei den verſchiedenen Miniſterien vorkommenden Geſchäften. 


$. 31. 
Die Anftellung und Inſtruirung der diesfeitigen Gefanbten im Auslande, 
$. 832, | 
Die Negotiation, Schlieffung und Wahrung aller Verträge mit fremden Mächten. 
$. 33 
Die Angelegenheiten des deutſchen Bundes, 
§. 34. 
Alle activen und pafſſiven Staatsprätenfionen , benehmlich mit dem Miniſterium der 
Finanzen. _ 
Ä % 3 
Alle Srgenftände, welche Unfere Serechtfame auffer Landes betreffen. 
$. 36. 


Die Einficht aller Inſtructionen an die eberften Kreisbehörden, ‚welche von den verſchie⸗ 
denen Minifterien erlaffen werben, fobald fie das Benehmen mit Nachbarn betreffen. 
§. 37. 
Die Gränzangelegenheiten und alle Differenzen mit benachbarten Staaten, benehmlich 


mit ben einſchlaͤgigen Miniſterien. 
§. 38. 


Die Beſorgung und Vertretung der Angelegenheiten Unſerer Unterthanen im Auslande, 
wozu vorzüglich auch die an dem päbſtlichen Stuhle nachgeſuchten Dispenſationen aller Art 
gehören. 

$. 30. 
§. 40. 

Die Gegenſtände, welche Familienverträge und dad Privatfürſtenrecht in Unſerem 

Haufe betreffen. 


Die Ordensfachen. 


6. 41. 
Die Thronlehen, benehmlich mit dem Meinifterium ber Finanzen. 
$. 42. 


Die Berleihung bed Adels aller Grade, unter genauer Beobachtung der Vorfchriften ber 


fünften Beilage zur Berfaffungsurfunde. «) . 
$. 43. 


Die unmittelbare Beforgung der in dem organischen Edicte vom 4. Novbr. 1808. 
Tit. II») bezeichneten, bisher dem Reichs-⸗Heroldenamte zugeftandenen Gefchäfte, unter Beobachtung 
ber im vorftehenden Paragraph allegircen Grundbeſtimmungen. 





a) M. f. nnter Abth. V. Abfchn. II. 
b) M. f. Reg. BI. v. J. 1808. S. 2653, 
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$. 44. 
Die an Uns zu erftattenden Vorträge im verfammelten Staaterathe zur Berleihung des 
Indigenats, benehmlich mit dem Miniſterium des Innern. 
§. 43 
Die Aufſicht und oberſte Leitung des Haus⸗ und Staatsarchive, 


$. 46. 
Die Beglaubigung aller Acte, weldye im Audlande giltig ſeyn ſollen. 


$. 47 
Das Paßweſen in dad Ausland. 
$. 48. 
Die Ausfertigung der von Uns ertheilten Genehmigungen zur Annahme fremder Orben 
und fonfliger Nudzeichnungen. 


II. Wirkungskreis 
des 
Ministeriums der Justijz. 


$. 49. 
Die oberfte Leitung Bed ganzen Suflizweiens in peinlichen und bürgerlichen Gegeuftäg- 
den, ſowohl ber ftreitigen als unftreitigen Gerichtöbarfeit. 


§. 30. 

Die Aufſicht und Handhabung ber in dieſer Beziehung erlaſſenen Geſetze und der Rechts⸗ 
verfaffung. 

% 5. 

Die oberfte Aufficht über alle hohe und niedere, ummittelbare und mittelbare Suftizhöfe, 
Gerichte oder Behörden in Hinficht auf Gefchäftsführung in peinlichen und bürgerlichen, ſowohl 
ftreitigen als unftreitigen Rechtefachen, wohin beſonders auch Bormundfchaften, Berlaffenfchaften, 
Hypothekenbücher, und die verorbnungsmäßige Behandlung ber gerichtlichen Depofiten gehören; 
Aufficht auf die Attribute der Rechtspflege, worunter in Hinficht der Strafrechtöpflege bie Unters 
fuchungsgefängniffe zu rechnen find; Anordnung von Bifitationen der Zuftighöfe oder Gerichts⸗ 
behörden. 

§. 5%. 

Die oberfte Aufficht über die Advocaten, Notarien und Rechtsanwälte in Hinſicht auf 
Gefchäftsführung und Dieciplin in Sufliggegeufländen. Anträge über deren Ernennung und 
Entlaffung unter den — ben beftehenden Verordnungen gemäßen Vorausfegungen. Wenn diefe 
Entlaffung wegen orbnungswidrigen Betragend oder ftrafbarer Handlungen von einer abminiftras 
tiven Behörde in Beziehung auf ihren Geſchaͤftskreis verhängt werben fol, fo hat fid) das eins 
ſchlaͤgige Minifterium mit dem Minifterium der Juſtiz darüber vorher zu benehmen. 

$. 53. 
Die Anträge 
a. über Begnabigungen oder StrafNachläffe in ſtraſrechtlichen Sachen; 
b. über Großjährigkeits⸗Erklärungen; 
c. über Legitimationen und Adoptionen; 
46 * 
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d. über Gefuche um Nachſicht von dem in ehegerichtlichen Erfenntniffen enthaltenen Verbote 
der Heirat oder der Wiederverehelichung; 

e. über Moratorien; 2 

über Nehabilitationen; 

über alle andern nach ben im Königreiche beftchenden Civil⸗Geſetzen ftattbabenden, dem 

Monarchen vorbehaltenen Difpenfationen. 


$. 54. 

Sm verfaffungsmäßigen Wege die Vorſchläge über Berbefferung oder Veränderung der 
bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung und über authentifche SSnterpretation der Geſetze im Alls 
gemeinen ſowohl, ald insbefondere bei Anfragen der Gerichtähöfe, in foferne dieſe Anfragen nicht 
ganz nad) den beftehenden Gefegen aus doctrinellen Gründen befchieden werden können. Letztern⸗ 
falls find die vom Suftizminifterium befchiedenen Anfragen aljährlicy in dem Hauptberichte über 
den Zuftand des Juſtizweſens darzuftellen. In Iegislativen Sachen, welde den Gefchäftekreid 
eined andern Minifteriums berühren, it über den Gefeßvorfchlag, ehe er an den Staaterath ges 
bracht wird, mit den einfchlägigen Minifterien ind Benehmen zu treten. 


§. 55. 
Die Entſcheidung der Competenz-⸗Conflicte, welche ſich zwiſchen Untergerichten ergeben, 
ſo wie derjenigen, welche zwiſchen den Appellationsgerichten entſtehen. 
SFG. 56. 
Bei Competenz⸗Conflicten zwiſchen einer Juſtiz⸗ und einer Adminiſtrativ-Behoͤrde, tritt 
zuerſt die Communication der einfchlägigen Miniſterien unser ſich ein, worauf ſodann die Sache 
an den Staatsrath gebracht wird. 


Rn m 


$. 57. 

Den Wirkungskreis bes Juſtizminiſteriums bei Familien » Fibeicommiffen beſtimmt die 

Beilage VII a) der Verfaſſungs⸗Urkunde. | 
$. 58. 

Außer biefen Gefchäften des Miniſteriums der Suftiz hat der Miniſter— in der Eigenſchaft 
als Großrichter in peinlichen Fällen nach ber königlichen Declaration vom 19. März 1907 und 
der Beilage IV) der Verfaſſugs⸗Urkunde bei: der den Standesherrn angewieſenen Aufträgals Su 
flanz den Vorſitz. 

$. 59, 
Die Oberanfficht über ftandesherrliche Bormundfchaftsfachen nad) den befonderen Beftims 
mungen der Beilage IV der Verfaſſungs⸗Urkunde $. 10. *) | 
$. 60. 
Der Juſtizminiſter iſt Mitglied Unferes Familienrathes, feinen Wirkungkreis bei dem 
zu Entſcheidung der Klage gegen ein Koͤnigliches Familienglied anzuordnenden Gerichte beſtimmi 
dad Königliche Familien⸗Statut vom 5. Auguſt 1819 im Titel X. 4) 





e) M. f. unter Abth. V. Aſch. n. 
buc),M. f. unter Abth. V. Abſch. II. 
d) M. f. Ab, III. ©. 37. oben. — 2 
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III. Wirkungskreis 
"des 
Silinisteriums Yes Innern. 


Zu dem Wirkungskreife dieſes Miniſteriums gehören folgende Geſchaͤftszweige und Ger 

genftände: 
| $. 61. 

Die Angelegenheiten in Beziehung auf Religion, Gotteöverchrung und Kirchen, unter 
genauer Beobachtung der Borfchriften der Verfaſſungs⸗Urkunde und der Beilage II. derfelben, mit 
Inbegriff ihrer zu $. 403 «) gehörigen Anhänge, 

| 4. 62. 

Die Gegenftände in Anfehung der Geiſtes⸗Cultur, fittlichen Bildung, Nationat-Erziehung 
und Anftalten für Wiffenfchaften und Künfte, namentlich; 

a. die Academien, bie Univerfitäten, die Lyceen, Gymnaſien und die Vorbereitungs⸗Schulen; 
b. das Volks⸗Schulweſen, die Erziehungshäufer und die Bildungs» Anftalten für die Lehrer; 
c. bie Kunſt⸗ und Gewerbd- Schulen. 


9. 63. 
Die oberfte Euratel der für die Zwecke bed Cultus und bed Unterrichts vorhandenen 
Stiftungen. * 


Das Minifterium, To wie die demfelben beigeorbnete Section für die Cultus⸗ und Uns 
terrichts s Angelegenheiten hat fich hierin in der Regel auf den bloßen Schutz gegen bie allenfalls 
figen Uebergriffe der Obercuratel, und auf die Repartition der allenfalls zu Central⸗ oder Kreis⸗ 
Zweden erforderlichen, jedoch möglichft zu vermindernden Beiträge der Stiftungen zu befchränfen. 
In Hinficht der dem Minifterium bisher unmittelbar untergeordneten Stiftungen bleibt ed jedoch 
bei den bisherigen Beftimmungen. 

6. 64. 
Alle Gegenftände des innern Staatsrechts und der Landeshoheit. 
6. 65. 

Das Nacıftenerweien, die Auswandernngen und Vermögens» Erportationen, erforder 

lichen Falles benehmlich mit dem Minifterium des Aeußein. 


9. 66. 
Die Militärangelegenheiten, welche nicht zum Wirkungskreiſe des Minifteriumd der 
Armee gehören: | 
a. die Militär-Confcription, 
b. die Landwehr, | 
c. dad Verpflegungs⸗, Einquartirungs⸗ und Vorfpannd- Wefen für bie im Marche befind- 
lichen inlaͤndiſchen Truppen, benehmlic; mit dem Minifteriun der Armee, 
Die Beforgung derfelben Gegenftände bei dem Durchmarſche frember Truppen Durch das 
Reich, im Benehmen mit den Minifterien ded Aeußern und der Armee. 
d. Die Gegenftände in Bezug auf die Kriegslajten und deren Ansgleihung; infoweit dabei 





a) M. ſ. Abtheilung VIII. Abſch. I. 
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Correfpondenzen, Unterhandlungen und abzufchließende Verträge mit auswärtigen Etaaten 
vorfommen, benehmlich mit dem Minifterimm des Aeußern. 
%. 67. 
Die Bildung, Eintheilung und Purifcirung aller Sprengel ber innern Verwaltung, 
nämlich der Kreife, Polizeibezirfe, Lande, Herrfchaftes und Orts⸗Gerichte, Pfarreien, Gemeinden, 
und befondern Adminiftrationen, benehmlidy mit den einfchlägigen Miniſterien. 


$. 68. 

Die flaatsrechtlichen Verhältniſſe der vormals reichöftändifchen Fürften, Grafen und 
Herrn, unter genauer Beobachtung der Beſtimmungen ber Königlichen Declaration vom 19. März 
4807 und der IV. Beilage zur Berfaffungs-Urfunde »); in foferne fie in dad Gebiet dır Juſtiz eins 
ſchlagen, benehmlid, mit dem Meinifterium der Zuftiz. 

$. 69. 

Die Berhältniffe der Gutsbeſitzer rücfichtlich der guteherrlihen Rechte und Gerichtebars 
feit, foferne nicht von flreitigen Privatrechten dabei die Frage entſteht; unter genauer Beobach⸗ 
tung der Grundbeftimmungen der Königlichen Declaration vom 31. Dereniber 1806 und 19. 
März 1807, fo wie der IV. u. VI. Beilage zur Berfaffungs-Urkunde dB) und erforderlichen Falls im 


Benehmen mit anderen Minifterien. 
$%. 70. 


Die Aufficht und oberfte Leitung des Reichsarchivs und ber Filiale beffelben ; die letzteren 
follen mit den Kreisregierungen in nähere Verbindung gejegt werben. 


% 71. 
Die Aufficht auf die Redaction des Gefegs und Negierungsblattes. 


§. 72. 

Die Entfcheidungen der Gonflicte zwifchen den Stellen und Behörden bed inneren 
Dienſtes; die Erledigung der Sonflicte derfelben mit Stellen und Behörden anderer Dienfteszweige, 
benehmlich mit den anderen betreffenden Minifterien, und mit Vorbehalt der Anbringung bei dem 
Staatsrathe in den Fällen, die dahin geeignet find. 


$. 73. 
Die Gefchäftsführung bei dem Landrathe; benehmlich mit den einfchlägigen Miniſterien. 


$. 74 
Die gefammte Staatd- und Landespolizei, dann alle dahin gehörigen Auſtalten, melde 
bie Erhaltung der öffentlichen Ruhe und guten Ordnung im Intern zum Zwecke haben, insbefondere: 

a. alleArmen:, Kranken, Befchäftigunges und Verpflegungsanftalten, und die oberfte Euratel 
über alle Wohlthätigkeitsftiftungen unter Berückſichtigung des im S. 63. aufgeftellten 
Grundſatzes; 

b. die Polizeigefaͤngniſſe und Zwangs⸗Arbeitsanſtalten, dann unter Mitaufſicht bed Mini 
fteriumd der Juſtiz die Zucht s und Strafarbeitöhänfer; 

c. dad Medicinalmefen in feinem ganzen Umfange; 

d. die Gensdarmerie in Beziehung auf ihre polizeilichen und bienftlichen Verrichtungen; 

e. das Paßweſen in Bezug anf dad Inland; 

f. die Aufficht auf den Buchhandel, die Obforge gegen ben Mißbrauch ber Freiheit ber 


au.b) M. ſ. Abth. V. Abſchn. II. 
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Preffe und bie Eenfur der politifchen Zeituwgen und yYerlobifchen Schriften politiſchen 
und ftatiftifchen Inhalte, unter genauer Beobathtung der Borfchriften der dritten Beilage 
zur Berfafjungeurfunde ; «) 
g. bie oberfte Aufjicht über Konfervation und Berwenbung ber befonberen zu polizeilichen 
Zweden beftimmten Sonde. 
§. 75. 
Die Verfaſſung und Verwaltung ber Gemeinden, nach den beſondern Beſtimmungen des 
Edicts vom 17. Mai 1818,®) in letzterer Beziehung als oberſte Curatel unter möglichſter Durch⸗ 
führung des im $. 63. aufgeſtellten Grundſatzes. 


$. 76. 
| Die Feftfegung und Aufrechthaltung der erforderlichen Vorbedingungen zur Erlangung 
der öffentlichen Stellen in der innern Bermwaltung, und zwar, was bie ndfptrirenden Nechtöcaus 
didaten betrifft, unter Mitwirkung des Miniſteriums der Juſtiz. 


Ss. 77. 
Die Oberaufficht und Dieciplin gegen bie öffentlichen Anwälte in ihren Beziehungen zu 
ven. abminifirativen Etellen und Gefchäften. 


$. 78. 

Die Anträge auf Belohnungen und Auszeichnungen der bei dem innern Dienfte anges 
ftellten Beamten, fo wie auch anderer Unterthanen, die fid) um die öffentliche innere Wohlfahrt 
befonderd verdient gemacht haben. s „9 

Wenn Anträge oder Öutachten an Und zu erftatten find, die Initiative bei Ernennung 
bed Generalcommiffärs, des den beiden Regierungefammern gemeinfchaftlichen Perſonals, jedoch 
benehmlidy mit dem Miniſterium der Finanzen; ferner die Snitiative zu Ernennung des landges 
richtlichen Perſonals, dann bei Beftätigung ber herrfihaftögerichtlichen Diener, jedoch benehmlich 
mit dem Miniſterium der Suftiz. 

Nach eben diefem Grundfage richtet fich die Aufficht über dieſe Staatödiener und ihre 
Gefhäftsführung. 

§. 80. 


Die Goncurrenz zur Revifion der bürgerlichen und peinlichen Geſetze bei den vorbereis 
tenden Berathungen des Minifteriums der Juſtiz. 


8. 81. 
Alle ftaatswirthfchaftlichen Gegenftände, bie nicht in das Gebiet der Finanzen gehören, 
aamentlich : | 
a. die Forſt⸗ und Sagdpolizei bei Privat-, Communal⸗ und Stiftungswaldungen; 
b. Agricultur; das Fabriken⸗, Manufacturs und Gewerbsweſen; 
c. Credit⸗ und Aſſecuranzanſtalten (Leihhaͤuſer, Brandaſſecuranzen); 
d. das üffeutiihe Commerz, benehmlich mit dem Finanzminiſterium; 
e. bie zur Beförderung deſſelben wirkenden Anſtalten in. dieſer und polizeilicher Beziehung; 
die Lehnrößlers und Botenanſtalten im Lande, letztere benehmlich mit dem Miniſterium 
der Finanzen. nn 





a) M. f. unter Abth. V. Abſchn. I. 
b) M. f. unter Abth. XI. Abfchn. I. 
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H Die Waffers, Brücdens und Straßenbauten, ohne Audnahme, mag ber hiezu erforderliche 
Aufwand aus den Staatscaſſen, den Kreids oder Diftrictöumlagen, aus Gemeinde⸗ oder 
Etiftungscaffen beftritten werden. Bei Anlegung newer Candle und Straßenzüge muß 
mit dem Miniſterium der Armee Nüdfprache genommen werden. - 


§. 8% 
Die Civilbauten bei Staats⸗, Stiftungs⸗ und Gemeindegebäuden; mit Ausnahme ber 
Militärgebäubde. u 
Vorläufig beftimmen Wir, daß die Elementarüberfchläge über Conftruction oder Repa⸗ 
ration der Aerarialgebäude jederzeit den äußern Derwaltungsbehörden, zu deren Dienft fie beftimmt 
find, zur Einfiht und Erinnerung mitgetheilt, für jedes Miniſterium jährlich eine Hauptüberſicht 
über den Aufwand, welcher zum Behufe der zu feinem Reſſort beitimmten Staatsgebäude nöthig 
ift, hergeftellt, und dem betreffenden Minifterium nebft den ETementarüberfchlägen übergeben werden‘, 
Auf den Grund einer gemeinfchaftlichen Berathung fämmtlicher dirigirender Minifter, 
mit alleiniger Ausnahme des Armeeminifterd, wird dann unter Berüdfichtigung der Anfäge des 
Finanzgeſetzes und Rückbehaltung eined wohlbemefjenen Refervefonds der Aufwand auf Bauten 
für jeden Etat feftgefegt. Wir werben hierüber jedoch noch ausführlichere Beftimmungen erlaffen. 
§. 83. 
Die Anordnungen und Einleitungen zu Herſteluug einer voltandigen Statiſtik des 
Koͤnigreichs. 
IV. wirkungskreis 
des 
Ministeriums der Finanjen. 


Der Wirkungskreis deffelbeu umfaßt 
§. 84. 
Die Kenntniß und Confervation ded geſammten Etaatövermögend in allen feinen Theilen 
unter genauer Beobachtung der verfafjungsmäßigen Beftimmungen, indbefondere jener des Tit. III. 
der Verfaſſungs⸗Urkunde. I Zu diefem Ende ftcht demfelben die Inventarifirung des gefammten 
Etaatövermögend fowohl in Domainen ald nusbaren Rechten, die Ucberficht der gefammten 
Etantseinfünfte ohne Unterfchied, die genaue Kenntniß der Staatölaften zu. 


6. 85. 

Die oberfte Leitung der Erhebung der fünmtlichen Staatdeinnahmen aus dem Etaatds 
eigenthume, ſowohl dem vollen, als dem getheilten, und den nugbaren Rechten des Staates, 
fowohl jenen, die unter den gutöherrlichen Gefällen, ald jenen, welche unter dem Namen ber 
Regalien begriffen find. 

Demfelben kommt daher die oberfte Leitung der gefanmmten noch dermal beſtehenden 
Lehen, welche dem Miniſterinm des Hauſes und des Aeußern übertragen bleiben, zu. 

Die Beforgung diefed Lehenweſens iſt unter deffen oberfter Leitung den ſreisregierungen, 


Kammern der Finanzen, uͤbertragen. 
$. 86. 


Die Anordnung der Beſchreibungen, Vermeſſungen, Cataſtrirungen und Schabungen der 
ſteuerbaren Objecte, dann die Erwägung der Principien zur allgemeinen gleichheitlichen Verthei⸗ 





a) M. ſ. Bd. 1. S. 352. 
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lung ber birecten Auflagen, und hienach ber Antrag über die Beilimmung und Erhebungsart 
ſaͤmmtlicher zu den. Staatszwecken erforberlichen: directen Auflagen und über bie ufkehung eines 
befmitiven Steuerſyſteus. 


5. 87. | 
Die Prüfung ber Syſteme in ben biöher beſtehenden inbirecten Auflagen und der Antrag 


über bie Abänderung im bdenfelben, oder die Einführung neuer, in Sinficht des Zollweſens 
en mit dem Miniſterium des Innern. 


$. 88. 


Die oberfte Leitung über die Erhebung der ſaͤmmtlichen fir Staatözwedte beftehenben 
directen und inbirecten Staatsauflagen. 


6. 89. 
Die e obere Aufſicht und bie obere Leitung über die Verandgabung der Staatseinkunfte 
unter. Beobachtung dev in den 69. 241—24. dieſer Verordnung ertheilten Borfchriften. 


Die: Audfertigungen in Bezug auf die. Snbreyartition des, Hofetats, unb bie e inf 
bafirten Orbonungirungen an die Staatscaſſen. 


8. 90 
Dem Miniſterium der Finanzen find untergeordnet: alle Stellen, welche Theile des 
Staatövermögend verwalten, bie Staatsrenten percipiren ‚ ſe wie auch jene Behörden und Aem⸗ 
ter, welche die Staatöfonds verausgaben. Ä 
Dahin gehören folgende Zweige: BE Bu E ol 

a. die Finanzlanmern mit ihren: Kreiscaſſen, cheem geſammten gechmungeperſenale⸗ den 
ihnen untergeordneten Rentaͤmtern und. äußern Perceptions⸗Behoͤrden; 

b. das gefammte Zoll⸗ und Mautweien- fammt den Brüden- und Weggeldern; in Bezie⸗ 
hung auf die Tarife, im Benehmen wit dem Minifterium des Innern; 

c. das Salinens und Bergwerlöwefen; 

d, die Königliche Porzellainfabrit; 

e. die Königliche Munzanſtalt; Ze 

f. das Poftwefenz; °° W 5 

g. das Forſtweſen, in ſoferne es die Iren Batunge bettifft; 

bh. die Köoniglichen Jagden; 

i. dad geſammte Stempel⸗ und Taxweſen; bei. letterem benehmlich mit bei Gesrefenben Dr 
niſterien in Hinficht aller Anträge über Deränberungen in ben beftehenden Normen; 

k. die Lotterieankalt; 

1. bie Königlichen Bramereien, Fabrilken und Deconomien, indbefondere bie unmittelbare 
Adminiftration der Königlichen Deconomien In Säleiffeim , Sünftenrieb und Meihens 
ſtephan, und endlich 

m. die Central: eaſc, in welcher die Mechnungereſt aller Staats renten Diem fiden 


6. Ye 
Die Oberaufficht über bad gefammte mit feinen eigenen oögefonpeiten Forde Bereits dos 
tirte Staats» Schulbentiigungsmefen unter genauer Beobachtung . ber vefungemdDigen;Befin 


mungen, inöbefondere jener des Tit. VII. der Verfaffungsr Urkunde 
Bd. I. iT 


’ 
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J - Eee a er Pre .. 6. 02, 
ie bei Melk und Vertretung des genen hä; fo viel es das Staats⸗ 
Aoachu und die nutzbaren Rechte des Staates betrifft, und in ſoferne es ſich hier nicht von 
Differenzen mit auswärtigen Mächten handelt; unter den in ber befonderen Berorbnung wegen 
Aufhebung bes Generals Fiscalats unterm 27. v. M. beitimmten -Competenz : Berhältniffen. «) 
5 98. | 

Die Eonſervation des geſammten Staatseigenthums und die Antraͤge und deitung bei 
Beränderungen deſſelben durch Verkauf oder Austauſch, Verpfändungen oder Reluitionen. 

Kein Berkaufoder Austauſch ‚eines zum Staatsgute gehörigen Objects darf angeordnet 
werden, ohne daß zuvor Unfere fpecielle Genehmigung erholt worben if. Die in diefer Bezie⸗ 
hung erfolgenden Königlichen Reſcripte werden von dem dirigirenden Minifter der Finanzen cons 
trafignirt, müffen aber von dem Präftdenten des oberſten Rechnungshofes ingroſſi irt werben, wel⸗ 
cher dieſelben in die Regiſter des oberſten Rechnungshofes eintragen zu laſſen, und Uns bei Ber 
antwortlichfeit unmittelbare Anzeige zu ‘erftatten hat, wenn der Erlös nicht nach ben Beſtimmun⸗ 
ken der Vetfaſſungs⸗Urkunde und den /in dei Reſerwien beſenders nssehorochenen Modalitaten 
verwendet worden ſeyn ſollte. 

Auch zu neuen Erwerbuugen aus ben Bauftig: und Bf. it unſere 
ondere Alerlochne: Genchmigung erſorderlich ee 
tt 2 Se 94. DS . 5. 
Die Aufſccht über den berſten Rechnungshof; welcher nach ‚den Seſeben der Gonipta 
bilität über die ihm vorzulegenden Rechnungen unabhängig ‚von. dem Minifterium der Finanzen 


gu erlennen, bemielben jedoch bie Nefultate feiner Prutmeg vorzulegen, date. 34 
Die' Bearbeitung des Budgettenwu frt fi jede Ne Wnihenge, und ber Vortrag über 
die in diefer Beziehung zu erlaffenden Gefege: IT 
g. 96. Er ’ . . “„'ı2. 


Innerhalb der Gränzen bed jededmaligen Finanzgefeped Die Affguirung der Haupt: 
Etatöfummen auf die Staatdcaffen nad) den S$. 21—24. gegebenen Vorſchriſten. 

Die Mimwi tung bei Anordnung von 1 Kreiöumfagen und: ‚gemeinfeafit anit bem Mini⸗ 
Heriki eb‘ 5 Samen‘ die’ Geſhaftoleitung in den Verhaudlungen imit dem Landrathe. 


v. Wirkung ern. 
„m Mi. rd 
. _ Hinigferiuns der. Arien. J en 
| Er eignen 9 folgende Gegenflände: 9). SE ANLEEEA 
“fi 98 m meton a DIR) 
Die oberfte Leitung über bie beſammen Binnen ber Armee. 
= a) Reg. 8.6: 921. ee l Zu 


FE *3) Man vergl. hiezu die“ Auahöhfte Belkin —* mie 026, die Biden DIE Kriegt⸗ 
minifteriums betr. iu 2: rn vo, anlre Dan Wind 


1... 


{\ 


Tormation und Wirhuigafseit: der; Stagtaminiſterien. 905 


m 2 Se J 202.9 

Die ce Aufſtellung, Kleidung, Bervaffnung ‚ Bildung, —— und: —— der 
Armee, zu welcher, wie bisher, auch das Gensbarmenie «Corps in perſoneller und adminiſtrativer 
Beziehung gehört; ihre Bewegungen und Verwendung mit Ausnahme der Gensdarmerie, welche 
in dieſer Beziehung zur Verfügung des Miniſteriums des Innern geſtellt iſt; ferner das ganze 
Sanitätsweſen der Armee. Die Landwehr, wenn ſich dieſe unter den Baffen befindet, 


$. 100. 


Die Militärtransporte und Etappen, ebenfalls benehmlic mit dem Minifterium dee 
Innern. 


nd 


$. 101. 
Die Veſorgung u und Vehandlung der ſriengefangenen. 


s 40. le 
Die Garteldentwürfe im Benehmen mit dem Weniſterium des Haufes an des Heußern. 
Die Beſtimmung ber Genesl- Pardond, 
5. 104, 
Die oberfte Leitung des topographifchen Bureau's zur Bendbung ſowohl mm das 5 Minis 
Reim der Armee he als für alle andern Minifterien. 
j .$ 495, | j 
Die Erbauung, Berbefferang und Erhaltung ber Sefungen und Mofa, ber Dill 
kingeoäube und dahin cz Anſtalten. te 
: $.: 208, Ä Er 
Die Aufrechthaltung der — Mannszucht in allen Theilen des Henne. 
| $. 107. 
Die oberfte Aufficht auf die Militärgerichte unter genauer Beobachtung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Veſtimmangen, insbeſondere des Tit. IX. $, 7. der Verfaſſungs⸗-Urkunde. «) 
9% 408 
Ä Die oberfte Leitung über das Salpetermeien, und alle ur beſſen Berükung- diefed Me⸗ 
gald erforberlichen Verfügungen, die Anordurngen über bie Pulvermühlen, den Abfab usb. Ber 
auf des erzeugten Pulvers; biefe Sant benehmlich mit den einichlägigen Miniſterien. 
...109. 
‚Die Militär, Adminiſtrations⸗ * Confiscations⸗Gegenſtaͤnde, letztere unter Bevbach⸗ 
tung ber Beſtinmungen des 8. 6. Tit. VIII. ber Berfaffungsstiirkunde ») en 
&.:110 
Alce zur Armee gehörigen Wehlthäsigkeitänuftalten, ald Invalldew,. Wittwer⸗, Waiſen⸗ 
und milde. Stifungs⸗Fonds, marüher. Uns nach, norgegangener Suporreviſſon und Verbefcheidung. 


“ J - .. . * 
— ... -.. u... ... . 2 un 2 2 Ts 
” ‘ vw. 20 a ..09 ‘ Ad Pan GE EEE Ze | 1 
2 


@) M. f. Abth. N. dicſes Weile. (Ben. . ꝛoccc. 
b) M. |. oben Abth, In. (Band 5580.) DEU ne. 7 
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bed oberſten Rechnungshofes im verſammelten Eaaterathe Rechenſchaft abelegtn und ſolche öffents 
u belanu gemacht werden miß.. 
: Die e Aufl ht auf die: beſtehende Wittkefonds» Eomkifer. 


Ss. 4111. 
Die oberfte Leitung ber Militär» Hauptcaffe ; über beren Rechnung bem oberften Rech⸗ 
nungehofe bie Suprrrevifion zufteht. 


Pritter: Titel 
Geschäftsgang. 
$. 412. 

Die Leitung aller einem Minifterium zugetheilten Gefchäfte fteht dem dirigirenden Mi⸗ 
niſter berfelben zu, weldyem das fänmtliche Perfonal feines Miniſteriums untergeoronet iſt. 
. 5 448. 

In Fällen ber Abmwefenheit oder Verhinderung eines dirigirenden Minifterd beftinmen 
Wir denjenigen Dinifter oder Staatsrath, welcher interimiſtiſch das Portefenille zu übernehmen hat. 

S. 4118: 

In den wichtigſten Gegenfländen der Bollziehung, wenn biefe den Wirkungskreis mehrerer 
oder aller Minifterien berühren, treten die Dirigirenden Minifter mit dem Feldmarſchall zu einer 
Miniſterialc onfereni zuſanmen, wozu jedoch jederzeit Unſere beſondere Genchniguns erforderlich if. 

5. 113. ° | 

Mir werben ſolche Conferenzen außerdent noch in jenen beforfderen Fallen anorbnen, 
welche Wir dazu geeignet finden, und hiezu außer den dirigirenden Miniſtern und dem Feldmar⸗ 
ſchall nach Gutbefinden and) noch andere Staatsbeamte heizichen. ee | 

6. 116. 

Dieſe Eorfrrenzen | ſind jedoch durchaus nur berathend. 

S. 4147. 

Alle bei dem Miiniſterium einlaufenden Producte werden nach Anordnung ded Miniftere 
geöffnet, präfentirt, in das Geſchaͤftsprotocoll eingetragen und mit den Acten an die Minifterials 
raͤthe nach den von dem Minifter im gemeinen ober var. die. beſonderen Fälle ertafenen Beſtim⸗ 
mungen vertheilt. 

5. 118 
Es bleibt. dem Miniſter vorbehalten, denjenigen Miniſterialrääthen, welche. einen ſehr 
unffeben Geſchaͤftszweig zu bearbeiten haben, einen oder mehrere Gehilfen zuzutheilen. 
5. 118. 
DE Aubarbeitungen dev Referenten. werben bem Minifter nad ben von ihm hierüber 
—* Beſtimmungen vorgelegt. Die Minifterialräthe. find für bie. richtige Darſtellang des 
Factums verantwortlich. 
420. 

Jedem Minifter bleibt ed vorbehalten, die : Miniftertalräthe zu: befonderen Eonferenzen zu 

vereinigen, er iſt jedoch keineswege an ben Beſchluß derſelben gebunben. — 





Formation und. Wirkungskreis der Stanseminifterien. 367 


$. 121. 


Der birigirenbe einifter 1 kann bie gehermen Secretäre ganz nach feinem Gutbefinden uns 
Concipiren, Erpediren, zu Buchhaltungs⸗, Reviſions⸗ oder zu Regiftratur s Gefchäften verwenden. 


$ 122. 


Die Königlichen Decrete und Reſcripte, welche Wir igenhaudis unterzeichnen, werden 
von dem betreffenden Miniſter contraſignirt. 


S. 123. 
Die Landtagsabſchiede werden von fänmifichen dirigirenden Miniſtern und dem Feld⸗ 
marſchall contraſignirt. 


. — 


$. 124. 
Die Miniſterialausfertigungen in bloßen Gegenſtaͤnden des Vollzugs werden in der bis⸗ 
herigen Form unter der Unterſchrift des Miniſters erlaſſen, und von dem General⸗Secretaͤr con⸗ 
traſignirt. 


| §. 4125. 
Die Erpedition, das Serretariat, die Regiſtratur und bie Sanjlei mit der Dicanfäaf 
ftehen unter der unmittelbaren Leitung und Aufficht des General⸗Secretars. 


Ss. 126. | 
- Die Regiſtaturen und Canzleien d der Miniſterien fi ſind für alle Anwälte und Fremde un⸗ 
zugänglich. 
54. 127. 

Ueber die nicht zu überfchreitenbe Etatsſumme, welche Wir gemäß $.12. «) jur Beftreitung 

der nöthigen Bureaufoften und zur Nachſchaffung der erforderlichen Seräthfchaften für jedes Mini⸗ 
fterium feftfegen werden, kann der dirigirende Miniſter defjelben nad) Gutbefinden zum Beſten bes 
Dienfted verfügen. Ueber die Verwendung biefer Summen, fo wie des im $. 8. dieſer Berorbnung 
bemerkten Marimumd werben bloße Geldrechnungen geftellt, jedoch zu feinem andern Zwecke, al 
um nachzumeifen., wie viel von bem. Etatömarimum verausgabt wurde, und um bie angefauften 
Bücher und Bureaugeräthfchaften inventarifiren zu laſſen. 
Für außerorbentlihe Dienftbebürfniffe der Minifterien der Juſtiz, des Innern und ber 
Finanzen werben Wir ftatt der bisherigen Depofitionsfonds einen Minifterials Refervefond feſtſe⸗ 
gen, deſſen gänzliche ober theilweife Repartition auf jene Minifterin Wir im Laufe eines jeden 
Sahres unmittelbar ‚beftimmen werben. | u . 


S. 128. 

Unfere Miniiter werben beauftragt „ allen bei den ihnen untergebenen Beiniferien ange⸗ 
ſtellten Individuen ohne Ausnahme ſtrenges Schweigen über die in den Miniſterien vorkommenden 
Geſchaͤfte zur beſondern Pflicht zu machen, und denfelben jede offene oder heimliche Anwaltfchaft, 
jede Beiftandeleiftung für dritte Perfonen in Dienftgefchäften, fo wie jede Eorrefpondenz in Ges 
Ihäftsfachen zu verbieten, gegen die wirklichen Staatsdiener mit Diciplinarftrafen nad) aller 





a) ©. 353. oben. rn 
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Strenge der Vorſchriften der Beilage IX. ) ber! Verfaffunge-Urfunde 8. 10 — 15. einzufchreiten, 
und die biefem Verbote entgegen herdeinden amopibein Individuen aus dem Piinfierium iu 
entfernen. un 


Dierter Titel 
Sransitorische Bestimmungen und Schluss. 


g. 129. 


Gegenwaͤrtige Verordnung ſoll mit dem 1 Januar 1826 für. ale Miniſterien in 
Kraft treten. 


S. 4130. 

Nur die Beftimmungen der SS. 21. 22, 23. 24.») der lit. f. des $. Sf. °) und bie 
Vorſchriften des 9. 82. 9) treten erſt mit dem nächſten Etats jahre in volle Kraft. Zu ihrer 
Ausführung ſollen jedoch förderlichſt alle Vorbereitungen getroffen werden; das Miniſterium der 
Finanzen hat zu dieſem Behufe im Benehmen mit den übrigen Minſterien die erforderlichen 
Einleitungen zu treffen, und ſolche Vorarbeiten herzuſtellen, daß noch vor dem Ablaufe des erſten 
Quartals 4826 die entſprechenden Jnſtructionen an ſämmtliche Behörden erlaſſen werden können. 


Zur Berathung der Hauptinſtructionen werden Wir ſeiner Seit eine befondere Miniſterialconferenz 
anordnen. | | | | 


6. izi. 


Die Staatsbuchhaltung der Finanzen und die Hauptforſtbuchhaltung werden mit dem 
31. März künftigen Sahres aufgelöft, und die Gefchäfte derſelben vom zweiten Quartal 1826 
anfangen don dem Minifterium ber Finanzen unmittelbar beſorgt. 


6. 132. 


Das definitiv angeſtellte Perſonale der Miniſterien des Hanuſes und des Aeußern, der 
Juſtiz, des Junern und der Finanzen, welches in den durch den Tit. I. dieſer Berorduung feſt⸗ 
gefebten Status nicht eingereiht werben kann, tritt mit bem erflen Januar 4826 bie anf weitere 
Beſtimmung in temporäre Quiescenz. 


; Diefe nämliche Maßregel tritt mit dem 4. April 1826 für das Paſenal er Staate⸗ 
hechhauurs der dinarzen und der Forſtbuchhaltung ein. 


$. 133. | 
Das bei diefen Minifterien und Stellen proviſoriſch angeſtellte Perſonale und die bloßen 
Zunctionäre und Diurniſten werden mit dem 31. December d. Is. entlaſſen. Die fernere Ber 
‚werbung. derfelben, fo wie bie. Brauchbaren Quiescenten eingereiht find , wird Unfern Miniftern 
zur Pflicht gemacht, und Wir tragen ihnen zugleich auf, diejenigen Funetionaͤre, welche durch 


N 





sy M. f. Abteilung XVMI. Abſchnitt M. a 

b) ©. 355. oben. | | N‘ 
e) S. 362. oben, 

d) ©, 362. oben. 
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langjaͤhrige Dienſte ihre volle Brauchbarkeit Kewährt haben, bei- nächfter Gelegenheit auf Stellen 
bei den Minüterien oder im ättBern Dienite, wozu fte geeignet ſind, In Way zu bringen. 
Einſtweilen kann den Verheiratheten ihr bibheriger Funeinibusgehalt bis zum Tegten Sep⸗ 
tember 1826 fortbezahlt werden, ſie muͤſſen jedoch, wenn ‘ed udthig ſeyn follte, bis zu diefem 
Tage ſich für den öffentlidyen Dienſt verwenden laſſen. — Für diejtnigen alten Functionaͤrs, bie 
mit Fleiß und Redlichkeit durch lang verſchene Dienſte ſich ausgezeichnet haben, siber durch Lib⸗ 
gang der erforberlichen Qualification ſich zu einer fernern Verwendung nicht mehr eignen, werden 
Wir zu ihrer verhältnißmäßigen Unterſtützung die geeignete Fürſorge treffen Taf? ad vrwarten 
hierüber die Anträge Unferer Minifter. | 
8434. 
Das im $. 6. ®) gegenwaͤrtiger Verordnung bezeichnete Hilfsperſonale haben die Miniſter 
durchaus aus denjenigen Individuen auszuwählen, welche vorläufig nicht in den ordentlichen 
Status eingereiht werden; der von demſelben nach $. 26. der Beilage IX. ») zur Verfaſſungs⸗ 
Urfunde anzufprechende Erganzungsgehalt, fo wie jener Theil ihres Quiedcenzgehaltes, welcher 
inclusive ber Ergänzung dem Betrage ber für die betreffende Dienftescategorie feftgefegten 
dunctionsgebühren gleichkömmt, ift aus dem Marimum zu beftreiten, welches wir auf den Grund 
des $. 6. diefer Verordnung unterm Heutigen in einer befondern Entfchlieffung feltgefegt haben. 


Ueber diefed Etatsmaximum darf fein Minifter früher aus freier Wahl disponiren, als 
bis alles überzählige und hiernad, in die Ouiescenz gefette Perfonal in den Status der Minis 
fterien oder der äußern Bermwaltungsftellen eingereiht feyn wird. 


$. 135. 

Damit der Uebergang zur neuen Gefchäftsordnung erleichtert, und Unſern Minifterien 
die erforderlichen Mittel verfchafft werden, um alle hiezu nöthigen Vorarbeiten herftellen, insbe⸗ 
fondere die Einleitung zur Vereinfachung des Geſchäftsganges und der hiezu unentbehrlichen Res 
vifion der Reglements treffen zu können, wollen Wir geftatten, daß jedes Minifterium im Falle 
des ustentbehrlichen Bedarfs über den Rormalftand nod) einiges Perfonale aus der Reihe der zu 
quiedcirenden Ueberzähligen auf kurze Zeit verwenden, und benjelben bie * Supplirung ihres Ges 
haltes aud der Staatecaffe bezahlen dürfe. 


Zu dieſem Behufe ift ein außerordentlicher Etat anzufertigen, welcher Unferer befondern 
Sanction bebarf. 


S. 136. 

Die Spezialliften des im $. 132. bezeichneten Perfonald find Und unmittelbar unter Bes 
merfung der Qnaliftcation deſſelben vorzulegen. 

Mir machen Unfere Minifter verantwortlich, jede Gelegenheit zu Neactivirung deſſelben 
mittelft Einreihung in den Status zu ergreifen, und Uns ohne Außerft dringende Nothwendigkeit, 
worüber die Gründe ausführlich vorgetragen werden müſſen, feine Beförderungen in Antrag zu 
bringen, als bis alle brauchbaren Quiescenten der betreffenden Claſſe bei den Minifterien oder 
den äußeren Stellen ftatusmäßig eingereiht ſeyn werben. 


a) ©. 552. oben. 
b) M. f. Abtp. XVII. Abſchn. II. . 
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6. 4837. " 

Die dirigirenben Minifter find für den Vollzug dieſer Berorbmung verantwortlich und 
zwar jeber derfelben ſowohl hinfichtlich der allgemeinen, ſaͤmmtliche Minifterien betreffenden Ans 
ordnungen als hinfichtlich der befonderen Beſtimmungen feines Wirkungskreiſes. 

Wir vertrauen in diefelben, und das ihnen untergeorbnete Perfonale, daß fie ihrem 
hochwichtigen Berufe mit edlem Eifer entfprechen und die ihnen anvertraute Gewalt ausfchließend 
zur Anfrechthaltung der Würde Unferer Krone und zur Wohlfahrt Unſeres treuen Volkes ger 
braudyen werden. 


München, den 9. December 1825. 
Reg. BI. v. I. 1825. St. LI. ©. 9771026 


Dritter Abschnitt 


Bildung und Wirkungskreis der Königlichen Kreisregierungen. 


— — — 


Einleitung 





Auf ältere Inftruetionen als die vom 17. Juli 1808 ($. 1. unten) zurüczugehen, ſchien dem 
Zwede einer Verordnungen «Sammlung des Beftehenden nicht angemeſſen. Es ift jedoch die Abficht der 
gegenwärtigen Burgen Einleitung, den Entwidlungsgang jener höhern Verwaltungsſtellen zu zeigen, die jetzt 
den Ramen -Rreisregierungen führen. Durch Refeript vom 23. April 1799 (Reg. BI. 1799 St. XX. ©. 46.) 
wurde die Generals andesdirection für die hurfürftlih baperifhen und neuburgiſchen 
Lande gu Münden inftituirt, und an die Stelle der bisherigen getrennten Verwaltungen, einer Ober» 
Landesregierung , Hofkammer, Bergwerks⸗, Salinens und Münzcollegiums, Forſtkammer, Collegii mediei 
u. fe mw. eine Gentralftele unter obigem Titel gefhaffen. Auch der Geiftlihe Rath, der Oberſte Lehenhof, 
and ein Theil des Hofkriegsrathes, (ohne Deconomies Wefen) das Marfhwefen nämlid und jus publicum 
militare wurden mit derfelben vereinigt. Das im Jahre 1689 ſelbſtſtaͤndig errichtete Commerzcollegium 
war fhon durch Verordnung vom 1. Auguft 1788 (DM. G. S. 1788 S. 1067) aufgehoben, und fein Ges 
ſchaͤftskreis der oberen Sandesregierung zugewiefen worden. Man fehe auch oben die Ginleitung zum Abs 
ſchnitte IIL. diefer Abtheilung. Die General : Landesdirection war die erſte Landeöftelle der heroberen Chur⸗ 
lande mit einem faft unbefchränkten Wirkungskreiſe im Gebiete der gefammten Staatöverwaltung. Zwifchen 
den Minifterialdepartements, denen blos die Aufficht und Beitung über diefelde zuftand, und den Regierun: 
gen zu Landshut, Straubing und Burghanfen eine Mittelftelle bildend, näherte fi diefelbe vollkommen 
dem gegenwärtigen Begriffe einer oberften Stelle des Staates. Sie communicitte mit allen landesherrli⸗ 
ben Behörden, welche die Perfon Se. Churfürftiihen Durchlaucht repräfentirten, und mit den Hoſſtaͤben 
in Collegialform, mit den aͤußern Regierungen aber in stilo majori. Sie war in fieben Deputationen. 
abgetheilt. 

| 3) Für Landeshopeits, Graͤnz⸗ und fisealifche Sachen. 

2) Polizeifachen. 

3) Rechnungsweſen. 

4) Salinen⸗, Münz: und Bergwerköfachen. 

5) Sulturss, Forſt⸗ und Baufaden, 

6) Eommerzien und Mautfachen. 

7) Kriegsoͤconomieſachen. 
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Zür die obere Pfalz, das Herzogtum Sulzbach und die Landgraffchaft Leuchtenberg war zus 
gleich eine befondere von der General: Landesdirection unabhängige Landesdirection in Amberg 
durch dieſelbe Shurfürftlihe Verordnung errichtet worden, und durch Berordnung vom 26. September 
1799 (Reg. Bl. 1799 ©. 179) wurde eine diefer vollkommen gleihende Landesdirection auch für das 
Herzogtum Neuburg, zu Neuburg eingefegt. Died war nun der Vollzug der Beftimmung des Pfalz- 
Neuburgifhen Reichödeputations s Abfhiedes vom 5. Detober 1799. Das dortige landwirthſchaftliche ftäns 
diſche Sommiffariat wurde aufgelöst. (Reg. BI. 1800 St. IH. ©. 34. M. G. S. 1800 Bd. J. ©. 116 
— 152.) Tür beide Landesdircctionen zu Neuburg und Amberg galt eben dicfelbe Inftruetion, die unterm 
25. April 1799 (1. e.) für die Generals Landesdirertion war erlaffen worden; nur war diefen die ste, bte 
und Tte Deputation benommen, in weldhen Gegenitänden die General:Landesdirection für fämmtliche chur⸗ 
bayerifche Staaten allein competent war. Bon der Zuftändigteit des aufgelösten geiftlihen Rathes, welche 
der General :Landesdirection und der oberpfälzifhen und neuburgifhen Landesdirection überwiefen worden, 
wurde jedoch bald darauf das Unterrichts und Stiftungsweſen ausgenommen, indem für Dizfes ein ſelbſt⸗ 
ftändiged General» Schuldirectorium und für die Kirchen: und milden Stiftungen ein befonderer Adminijtra: 
tiongrath gebildet wurde. Verordnung vom 6. Drtober 1802 (Reg. BI. 1802 ©. 707) und Verordnung 
vom 16. Dezember 1802. (Reg. BI. 1802 Seite 887.) Dies die Drganifation, wie fie bis zum 15. Auguft 
1803 beſtand. 


Durch Refeript von diefem Tage (Reg. Bl. 1803 ©. 657) erhielt die General, Landesdirection 
den Titel: Landesdirection von Bayern. Ihr Wirkungskreis erftredte fih, mit Ausnahme der 
in Schwaben gelegenen ehemals bayerifhen Aemter, auf den ganzen damaligen Umfang der Herzogt hümer 
Dber » und Niederbayern und auf die Entfhädigungslande im Baperifhen Kreife. Das Geſchaͤfts:-Reſſort 
erlitt Eeine weſentlichen Veränderungen. Statt der früher beftandenen fieben Deputationen aber wurden 
jegt drei Hauptdeputationen gebildet, eine ftaatsrechtlihe, eine polizeis und eine ſtaatswirthſchaftliche Des 
putation. Diefe wurde wieder in vier, die Polizeideputation in drei Sectionen unterabgetpeilt. In dem: 
felben Jahre traten auch in den neuerworbenen feänkifhen Gebieten zu Würzburg und Bamberg, an 
die Stelle der ehemaligen Gollegien dafelbft, zwei Landesdirectionen, denen fih die Separatcommiſ⸗ 
fionen für die AdminiftrationdsAngelegenheiten der Stifte und Klöfter anſchloſſen. (Verordnung vom 9 
Mai 1803. Fränkifhes Reg. Bl. 1805 S. 80). | 


Zur Schwaben wurde eine Landeödirection mit. drei Deputationen durch Verordnung vom 
10. Detober 1803 (Schwäbifches Reg. BI. 1805 S. 57.) eingefegt. Die Juftructionen für die Landes⸗ 
Directionen zu Neuburg und Amberg wurden ebenfalls in dem erwähnten Zahre erneuert, 


Im Jahre 1804 wurden die General» Landescommiffariate organiſirt. Der Präfldent der Pros 
yinclal» Landesdirection war zugleich General: Landescommiffär der Provinz und als diefer das Organ des 
Minifters in derfelben. Ginheit in der Verwaltung, Auffiht und Gontrole über alle ipm untergebenen Bes 
börden, Indbefondere aber au die Guratel des ProvinzialsFinanzetatd waren als deſſen Hauptobliegenheiten 
feſtgeſtellt. Dan vergl. Verordnung vom 15. October 1804. (Reg. BI. 180% S. 009.) Denfelben wurden 
auch Provinzials Sentralftellen für das Randbaumefen untergeordnet, durch Berordnung vom 4. Februar 
1805. (Reg. BI. 1805 S. 475.) Diefe Iösten fich jedodh in Folge der allgemeinen DOrganifation von 1808 
auf, wodurd die Aufficht über das Landbauweſen in den Kreifen auf die durch Verordnung vom 8. Aug. 
1808 (Reg. Bl. 1808 S. 1869.) gebildeten Finanzdirectionen uͤberging. Noch berührte die Generals 
Landescommiffariate dad Organifhe Edict über die General:Adminiftration des Stiftungss und Communal⸗ 
Vermögens vom 1. Detober 1807. (Reg. Bl. 1807 ©. 216.) aber fhon durch die Gonflitution des Reihe 
trat die neue Ummandlung in General: Kreiscommiffariate ein. Dan fehe die im $. 1. nachflehende erſte 
Zormation vom 17. Zuli 1808. Gie ift wichtig als Grundlage der neuern, und mußte ſchon um deßwillen 
Aufgenommen werden, weil Stellen und Behörden fi) noch fortwährend gleihmäßig auf diefe wie auf die 
von 1817 berufen. Eine Erweiterung jener Inftruction vom 17. Juli 1808 iſt die Verordnung vom 2. 
October 1811, und fließt fih ſonach unmittelbar an diefelbe an. Sie felbft wurde ergänzt durch die Ders 
ordnung vom 6. Augujt 1815 die Gompetenz der Generals, Kreiss und Bocal:Sommiffariate betreffend. 
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Durch das Allerpöchfte Nefeript vom 18. Auguft 1816. (Reg. BI. 1816 S. 563) wurde die Koͤ⸗ 
nigliche Kreisregierung zu Speyer für das neuerworbene Königlihe Gebiet am linken NhHeinufer gebildet, 
Eine neue Formation der Kreis: Sinangdireetionen, welde bis 1817 von den Generals Kreiscommifs 
fariaten getrennt waren, war durch Verordnung vom 7. Detober 1810. (Reg. BI. 1810. ©. 904.) erfolgt. 

Diefe verfhiedenen älteren Organifationen im Zufammenhalte mit der neueften zu betrachten, die 
einzelnen Paragraphen unter fi zu vergleihen, und ihre Giltigkeit bis ind Detail gu verfolgen, würde 
zu einer förmlihen Abhandlung über Bildung und Wirkungskreis der Kreisregierungen geführt haben. 
Die einfache Ueberzeugung, daß auch jene älteren Zormationen im Allgemeinen noch practifhen Werth ha⸗ 
ben und Anwendung finden, mußte hier genügen und zur Aufnahme beftimmen. Ueberhaupt aber muß auf 
die einzelnen Abtheilungen, resp. Verwaltungdobjecte, verwiefen werden. 

Die Allerhoͤchſte Verordnung vom 7. Detober 1810. (Reg. BI. 1810. S. 899.) „die Yormation 
der General: Kreiscommiffariate betreffend” wurde deßwegen außgelafien, weil diefelben nur Perſonalverhaͤlt⸗ 
niffe und Befoldungss Regulative enthält: die theild nicht mehr anwendbar find, theild in die Abtheilung 
XVII., die Verhältniffe der Staatödiener betreffend, gehören. Die durch diefelbe Verordnung im Art. IV, 
angeordneten Local» Sommiflariate für Augsburg und Nürnberg, mit gleihem Wirkungskreiſe, wie die Ge 
nerals Kreiscommiffariate haben ihre Bedeutfamkeit durch die Formation von 1817 und das Allerhoͤchſte 
Refeript vom 15. September 1818 die Berhältniffe der Königlihen Sommiffarien in den Etädten J. und II. 
Glaffe zu den Magiftraten betr. (Gefek BI. 1818 ©. 616.) verloren. Ihre Diftriete wurden den General: 
Kreiscommiffariaten zugetheilt. 


L Instruction für die General- ircis- Commissariate vom 17. Juli 1808. 


$. 1. 
(Inftenction füe die Generals Kreiscommiffäre betr.) 


M. J. 8. 


In der Conſtitution Unſeres Reiches iſt im I. Titel S. 2. bie Beſtimmung getroffen, 
daß das ganze Königreich nach gleichen Grundſätzen verwaltet, und im II. Titel $. 4..), daß 
jedem Kreife ein Generalcommiffär mit 3 bid 5 Kreisräthen vorgefegt werben foll. 

Zufolge diefer conftitutionsmäßigen Beſtimmungen verordnen Wir, daß mit dem gegen». 
wärtigen Dienftjahre fammtliche dermal beftehende GeneralsLandcommiffariate und Landesdirectionen, 
die Kriegs⸗ und Domainenlammer in Ansbach und das Gubernium in Innsbruck, ferner die in 
den Provinzen Ansbach und Tyrol, fo wie bie in Vorarlberg beftehenden Kreisämter,, nebft den 
in einigen Provinzen noch voshandenen Landescommiſſariaten fich auflöfen, und ihre Berrichtungen 
Schließen ſollen. 

Bon dem 4. Octsber d. 58. anfangend follen die neuen Generals Kreiscommiffariate 
in Wirkung gefegt werben, über deren 

I. Formation, 
I. Wirkungskreis, und 
II. Geſchaͤftsgang 
Wir hiemit nachflehende organische Beſtimmungen treffen. 


. — 





a) ©. oben Abth. TE, (Bd. I. ©. 371 u. 375). 


874 Abth. IV, Abſchu. UL SA . 
Erster Titel, 


Formation. 


rr 


5. 4. Jedem Kreife des Königreichs ift ein Generalcommiffär! vorgefegt. 
$. 2. Der Standeögehalt eined Generalcommiffärd befteht in 4000 Gulben. 


$. 3. Der Dienftgehalt der Generalcommiffare des Iſar⸗, Lech⸗, Pegnigs und Inn⸗ 
Ereifed beiteht in 3000 Gulden; der Generalcommiffäre des Mains, Rezat⸗, Ober⸗ und Unter⸗ 
donau⸗, fo wie des Etfchfreifed. in 2000 Gulden, und ber Generalcommiffäre des Rabe, Altmuͤhl⸗, 
Regen⸗, Salzach⸗, Iller⸗ und Eiſakkreiſes in 1000 Gulden. 


F. 4. Jedem Generalcommiſſaͤr wird ein Kreis⸗Canzleidirector zugewieſen. 
S. 5. Der Standesgehalt eines Kreis⸗Canzleidirectors iſt 2000 Gulden. 


§. 6. Der Dienſtgehalt der Kreis⸗Canzleidirectoren im Iſar⸗, Lech⸗, Pegnitz⸗ und Inn⸗ 
kreiſe iſt 1000 Gulden, in dem Main⸗, Rezat⸗, Ober⸗ und Unterdonau⸗, und im Etſchkreiſe 
600 Gulden, in dem Nab⸗, Altmühl:, Regen⸗, Salzach⸗, Iller⸗ und Eiſakkreiſe 200 Gulden. 


$. 7. Jedem Generalcommiffär werben 3 bis 4 Kreisraͤthe untergeordnet. 


S. 8. Der Gehalt der Streisräthe wird claſſenmaͤßig alſo beſtimmt, daß 
der aͤlteſte im Dienſte jaͤhrlich. 2000 Gulden 
der zweite .... 1800, 
und die übrigen zahrlich ee. 0... 4600 u 
beziehen follen. | 
$. 9. Der Standes⸗ und Dienfteßgehalt der Preiörätte wird nach der pragmatifchen 
Berordnungvom 1. Sanuar 4805 Art. VI. a) (Reggbl. 1805. Stüd. VII, Seite 227. bemeſſen. 


$. 10. Bei jedem General: Kreiscommiffariate wird ferner folgendes Unterperfonal 
angeftelt: 2 Secretäre, von welchen der ältefte jährlich 1000 Gulden, der andere 800 Gulden 
bezieht; zwei Regiftratoren mit gleichem Gehalte. Hiezu kommen in dem Sfarfreife noch 1 Se⸗ 
cretär und 1 Regiſtrator. " 


$. 11. Für die Bureaufoften und übrigen Canzleibebirfniffe fol in jedem Kreife eine 
nicht zu überfchreitende Geldſumme jährlich angewieſen werben. 


$. 42. Die Ernennung des oben beftimmten SKreisperfonald behalten Wir Uns vor, 
und werben nach Umftänden das Gutachten Unſerer Generalcommifjäre darüber einziehen. 


$. 413. Die Generalcommiffäre , Kreis⸗ Canzleidirectoren und Kreisraͤthe ſtehen in den 
Verhältniſſen als Staatsdiener, wie ſolche in den Verordnungen vom 4. Januar 1805 (Reggsbl. 
4805, VII. Stück, Seite 225 — 251) und 8. Juni 4807) feſtgeſetzt ſind nach den nähern Ber 
flimmungen der Conftitution, Titel III. $. 7. ®) " — = 


a) M. ſ. Abthl. XVIII. Abſchnitt 2. Auch über Befoldungsverhältniffe Im Allgemeinen, 
b) M. f. Bd. I ©. 376. 


r .. N 
‚ . 
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\ 3 weiter Titel 


Wirkungskreis. 


§. 14. ame Theile der Staatsverwaltung und innern öffentlichen Angelegenheiten, 
welche durch Unſere Miniſterialorganiſation vom 29. October 1806.) entweder zum Geſchaͤfts⸗ 
kreiſe Unſers Miniſteriums des Innern gehören, und nicht beſondern Centralſtellen und ihren 
Unterbehörden übertragen find, werden in einem jeden Kreiſe unter ber Leitung gedachter Minis 
ferien einem Generalcommiffär anvertraut. 


§. 415. Die Gebietögrenzen eines jeden Kreifes fl nd durch eine befonbere Alerhöchfte 
Verordnung bezeichnet. Eine nähere Purification der Kreids und et bleibt zur 
einzelnen Erörterung vorbehalten. 


$. 16. Der Wirfungsfreis eines Generals Kreicommiffäre iſt groͤßtentheils executiv. 
Die zur Deliberation ˖ ſich eignenden Gegenftände werden unten näher bezeichnet werben, 
Er bezieht fih auf: 
A. ftaatörechtliche, 
B. polizei 
C. militärifches und 
D. ftaatswirthfchaftliche Gegenflände, und zwar, auf 


beide letztern, in ſoferne fie in den Geſchaͤftskreis des Miniſteriums der auswärtigen Verhaͤltniſſe 
oder des Innern einſchlaͤgig find. 


8.47. A. Die ſtaatsrechtlichen Gegenſtaͤnde, welche ber Generalcommiffär unter der 
Leitung Unferd Minifteriumd der auswärtigen Berhältniffe zu beforgen hat, find: 


4. Aufficht auf die Landesgränzen, Bewachung Unferer Gerechtfame gegen benachbarte 
Staaten, und ſchleunige Anzeige aller hierauf ſi ich beziehenden Ereigniffe. 

2. Behandlung der Nachfteuerfachen, mit Beobachtung der beftchenden Freizügigfeitös 
Verträge, in Verbindung mit allen Gegenftänden, welche Aus⸗ und Einwanderungen, und Vers 
mögenesEins und Ausführungen betreffen; vierteljährige Einfendunz der hierüber verfaßten Anzeigen, 
und deren jährliche Zufammenfaffung in einem räfonnirenden Hauptberichte, 

3. Die Entfcheidung in jtreitigen Nachfteuerfachen. 


4. Die Bewahrung der Gerechtſame ded Souveränd rückſichtlich ber Verhältniffe ber 
in dem Kreife anfäffigen Fürften, Grafen, Ritter und anderer Gutöbefiger, und der Ausübung 
der Patrimonialgeridjtöbarfeit. 

5. Die Auffiht über die durch die Conftitution und das organifche Edict für bie 
Wahlverſammlungen und Kreisdeputationen feftgefegten Verhältniſſe; Anzeige der Veränderungen 
und Todesfälle, die fidy bei denfelben ergeben. . 

6. Diejenigen Lehengefchäfte, welche Wir nach Herftellung der bei Unferm Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten centralifirten oberften Lehencurie, den Generalcommifjären beſon⸗ 
ders übertragen werden. 

J 5. 18. B. Im Allgemeinen beſorgen bie. Generalcommiffäre in ihren Kreiſen, unter der 
Leitung Unferd Minifteriums des Innern, die Handhabung der höhern Polizei, 


a) M. f. üben Abſchnitt 2. Diefer Abtheilung. 


376 Abth. IV. Abfchn. III. $. 4. 


Da aber bie ftädtiichen Polizeidirectionen, die Landgerichte, welche in dem unterm 
24. März 1802=) ihnen angewiefenen Wirkungsfreife mit Ausnahme der bejondern Verfügungen, 
die Wir treffen werden, verbleiben, und nebft den andern Unterbehörden das nächite Organ der 
polizeilichen Thätigfeit find; fo iſt es vorzügliche Pflicht des Generalcommiffärs: Vernadyläfs 
figungen der Unterbehörden zu verhindern, und wo ſolche eintreten, ſogleich wirffame Abhülfe 
zu leiften. 

$. 19. Der Generalcommiffär erledigt nach den beitehenden Verordnungen die Anfragen 
der untern Polizeibehörden, und im Kalle eine Mangeld an hinlänglicher Vorfchrift berichtet er 
an Unfer Minifterium des Innern. 

Keine Verordnungen kann er aus eigener Macht erlaffen. 


5.20. Sm Befondern erftredt fich die Gefchäftsiphäre der Generalcommiffärsd nad 
den verfchiedenen Zweigen der Polizeigewalt, auf 
I. die Sicherheit der Einwohner, 
II. die Gefundheit derfelben, 
III. auf ihre Nahrungserforderniffe und das Creditweſen, 
IV. auf das Gewerbivefen, 
V. auf die Communalverhältniffe, 
VI. auf die Gerichtöpolizei, . 
VII auf die Sitten, 
VIII. auf Unterricht und Bildung, 
IX. auf Religionds und Kirchenverhältniſſe. 
$. 21. 41. In Hinficht auf die Sicherheit trägt der Generalcommiffär Sorge: 
Für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit, fowohl im Allgemeinen, ald 
in allen einzelnen Fällen, wo diefelbe geftört wird. 


Er ift zur Anwendung der hiezu erforderlichen Mittel ermächtigt. Beſonders fteht ihm 


zu bdiefem Ende die Gordonsmannfchaft, bie künftige Gensbarmerie und das Bürgermilitär 
zu Gebote. 


$. 22. 2. Er forgt für die genaue Befolgung der in Rüdficht des Paßweſens ertheilten 
Vorſchriften und beftehenden Verordnungen. 
$. 23. 3. Ferner forgt er für die Sicherheit wider ſchädliche Menfchen: 
a. durch Anftalten wider Baganten, Tiederliches und herrnlofes Gefindel, Diebs⸗ und Raͤu⸗ 
berbanden; fo wie durch Anordnungen von Streifen und andern Maßregeln, 


b, durch Aufrechthaltung und PVollziehung der Verorbnungen wider ben Bettel und bie 
unerlaubten Sammlungen, 


©. durch Aufficht über die Strafarbeitöhäufer, Gefängniffe und Polizeiftrafhäufer, 
d. durch Aufficht über gefährliche Pasquillanten, und 
e. auf verbotene geheime Verbindungen. 
f. Die Enticheidung der Appellationsfälle bei Polizeivergehen nach den Beſtimmungen des 





a); Die Organifation der Landgerichte ber. M. f. unten Abſchnitt 4. dieſer Abtheilung. 
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allgemeinen Strafgeſetzbuches ſteht ihm au; ben peinlichen Proceß hingegen, wo berfelbe 
eintritt, hat er ben Criminalbehörben zu überlaffen. 
$. 24. 4. Er beforgt die Sicherheitömafregeln wider fchäbliche Thiere. 
$. 25. 5. Auch forget er durch die Localbehörben für bie Sicherheitsanftalten wiber 
Unglüdefälle, ale: 
A. Wider Brandfchäden. Insbefondere: 
4. Zur Verhütung ber Feuersgefahr: 
a. durch Aufficht auf die Baupolizei, und die in diefer Hinficht beflehenden 
Verordnungen; | 
b. durch beförbderte Aufführung der Gebäude von Stein und Entfernung brand⸗ 
gefaͤhrlicher Daͤcher; 
c. durch Handhabung der Kaminkehrerordnung und der Feuerbeſchau; 
d. durch Entfernung brandgefährlicher Gebäude an minder bewohnte Orte; und 
e. durch Aufficht auf Verhütung der Fahrläffigkeiten mit Eicht, Feuer, Schießs 
gewehren und Pulver. 
2. Bei audgebrochenem Branbe: 
a. durch fchnelle Dienftleiftung mit den nöthigen Geräthfchaften, für deren 
Anfchaffung, Erhaltung und Aufbewahrung er Sorge zu tragen hat; 
b. durch BVeranftaltung von Thurms und Feuerwachen, und Sorge für 
Feuerſignale; 
c. durch Rettungsanſtalten für Menſchen, und Sicherung ber geretteten Mobilien 
gegen Dicbftahl u. f. w. 
3. Nach den Brande:; 
a. durch Unterfuchung der Veranlaſſung; 
b. durch Unterbringung und Unterftügung der Verunglückten; 
c. durch Einleitung der Belohnungen für Diejenigen, welche bei der Rettung fid) 
vorzüglich ausgezeichnet haben. 
Uebrigens unterftügt er bie Brandverficherungsanftalt burch feine Bemühungen, und 
forgt für ihre Aufrechthaltung und Erweiterung. 
B. Er fücht die Gewitterfchäden zu vermindern: durch Abftellung des verbotenen Las 
tens bei Gewittern, und durch beförderte Errichtung der Bligableiter. 
C. Er richtet feine Aufmerffamfeit auf die Sicherheitömaßregeln wider Wafferfcäden, 
Eisgang, Ueberfchwemmungen u. ſ. w. und benimmt ſich hierüber mit den geeigneten Behörben. 
D. Er forgt für die Demolirung ruinofer und gefährlicher Gebäude. 
E. Gr veranftaltet die Sperrung oder Sicherung gefährlicher Wege und Paſſagen; die 
Entfernung gefährlicher Segenftände auf den Straßen, und die Verhinderung bes fchnellen Reitend 
und Fahrens auf denfelben. 


F. Er forgt für gute Beleuchtungsanftalten. 
G. Er trifft die nöthigen Sicherheitömaßregeln bei öffentlichen Feierlichteiten nnd 
großen VBerfammlungen. 
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. 5 C 


Albth. IV. Abſchn. IL $. 4. 


$.26. IL In dem Wirtangetreſe der Geſundheitspolizei liegen: 
die Anſtalten wider auſteckende Kraukheiten unter den Menſchen; 
die Vorkehrungen gegen die Verbreitung der Viehſeuche; 


bie Sorge für die Anſtellung geprüfter Aerzte, Wundaͤrzte und Oesanmen, und bie 
Entfernung mebicinifcher Pfufchereien; 


die Aufficht über Apothefen und Apothekertaxen; 


. die Auffiht auf Spitäler und Kranfenanftalten mit Südfiht auf die aua haame Ent⸗ 


ſchlieſſung vom 7, Mai 18085.) 
die Anordnung der Fleiſch⸗ und Getraͤnkebeſchauz 


.. die Sorge für gute und ſichere Badeanſtalten; 


die Rettungsmittel für Ertrunfene und Scheintobte; 
bie Sorge für die angeordnete Leichenbeſchau; 


die Aufrechthaltung der Sanitätdanftalten im Allgemeinen, und insbeſondere die Befürs 
derung der Schuspoden Impfung nach der Berorbuung vom 26. Auguft 1807. *) 


$. 27. II. Zür den Nahrungszuftand und das Credit⸗Weſen der Einwohner forgt ber 


Generalcommiffär durch feine Einwirfung gegen die Nachtheife des Wuchers, des Mangeld und 


ber verhältnißmäfjigern Theuerung der Lebensmittel und Bedunfuiſſe. Ihm liegen in dieſer 
Hinſicht beſonders ob: | 


b. 
c. 
d. 
e. 


B 


©. 
Pr 
9. 


Die Aufſicht auf die öffentlichen beiharſtaltenz 

bie Unterdrückung der Winkelpfandhauſer; 

bie Aufſicht auf Gefaäͤhrden im Handel und Wandel; 

die Sorge für richtige Führung der Hypothekenbücher; 

die Handhabung der Spielverbote, und bed Verbote freinder Lotterien; 
bie Abftellung der Mißbräuche in dem Handel mit Lebensmitteln; 


die Erhaltung der Marktes und Schrannen» Ordnungen, fo wie ber Ordnung bei den 
Bictualiemnärften ; 


. bie Entfernung der Hinderniffe bes freien Getreidhandels; 


die Aufficht auf die Beobachtung der Regulative über Fleiſch⸗ und Bier» Gab; 
die Sorge fir gutes und gewichthaltendes Brod; 


. die Handhabung der Verbote ded Biers, Brods und Mühlzwanges ; 


„die Auffiht auf Maaß und Gewicht; 
bie Aburtheilung der Polizeiconftscationen und Strafen in letzter Inſtanz; in Segeinfin; 
ben, welche mehr ald 150 fl., oder wenn fie auch unter diefer Summe find, den größten 


Theil des Vermögens des Beftraften betragen, bleibt der Recurs an den Geheimen Rath 
freigeftellt ; 


die Aufficht auf das Geſindeweſen; | 
die Aufficht auf Befchäftigungshäufer ; | | " 
die Sorge für Armenpflege; 





a) M. f, Abtheil. XVI. Medieinalweſen. 
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>. die Auffiht anf Wittwen⸗l und Waiſen⸗Inſtitute und andere Wohlthätigkeitsanftalten, 
unter den näher zu treffenden Beſtimmungen. 
628. IV. In Hinſicht auf die Gewerbe fteht unter dem Einfluſſe des General⸗ 
commiſſäro: 
a. die geſummte Handwerkspolizei und die Entfernung der dabei herrſchenden Mißbräuche; 
b. die Entſcheidung über die Gewerbsbeeintraͤchtigungen und andere Gewerböftreitigfeiten, mit 
Vorbehalt des Recurſes an den Geheimen Rath; 
c. bie Gewerbsverleihungen mit Beobachtung derhierüber beſtehenden Verordnungen;⸗ 
d. die Sorge für richtige Bührung ber Gewerböcatafter nach ber Berorbnung vom 48. Des 
cember 4801. ®) . 
e. die Auffiht auf genaue Befolgung der in Betreff des Wanderns der Handwerker beſte⸗ 
henden Verordnungen, und auf bie vorfchriftämäßige Haltung der Wanderbuͤcher. 
5. 29. V. Rüdfichtlihh der Communalverhaͤltniſſe ſowohl auf dem flachen Lande, als 
in ben Städten und Märkten, übertragen wir den Generalcommiffären: 
. die Sorge für eine orbentliche Dorf und FeldsPolizet; 
b. die Aufficht auf eine polizeimäßige Unterhalung ber Wege und Stege, Dflafter und 
Brüden; 
c, bie Mitwirkung . zum Bicinals und Commercial⸗ Straßen⸗Bauweſen nach Unſern beſon⸗ 
dern Beſtimmungen; 
d. die Unterſuchung und Entſcheidung der Beſchwerden, welche ſich bei Gelegenheit der 
Straßen⸗, Wege⸗, Brüden- und Wafferbauten ergeben, mit Rückſi icht auf die Verordnung 
vom 46. Auguft 180559) 
e. die Entfcheidung über ſtreitige Gemeinderechte der Einwohner nach der Verordnung vom 
22. Februar 18085 *) 
f. die Prüfung und Beſtaͤtigung ber Conmunalbeamten nach den Inſtructlonen des Mini⸗ 
| ſteriums des Innern; 
g. alle Geſchäfte der Communalcuratel unter der keitung Unſeres Miniſteriums des Innern 
| nad) den organifchen Beſtimmungen vom 30. November 1807. 4) 
. 30. VI. Im Fache der Gerichtspolizei: 
a. das Gutachten über Die Anftellung' ber Sandrichter und Actnarien 1 gemeinfafli mit den 
Hofgerichten, fo oft Wir folches abfordern; 
b. bie Verpflichtung der Landrichter; 
c. die Beftätigung und Verpflichtung ber Patrimonialgerichtshalter; 
d. die Aufſtellung und Ernennung der Gerichtödiener ; 
 e die Unterſuchung und Aftellung der Unterthansbeſchwerden gegen die Beamten, Shhreiber 
und Gerichtsdiener; 


urn en 


a) M. f. Abth. XIV. Abſchn. 3. 0 
b) M. f. Abth. XVII. | ' ; 
ec) M. f. Abth. XI. Abſchu. 1. nd — W 
d) M. ſ. Abth. XI. Abſchn. 1. in | oo 
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c. 
d 
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die Unterſuchung und Abſtellung der Klagen der Unterthanen gegen ihre Grund⸗ und 
Gerichtsherrn, in ſofern ſie nicht ſtreitige Rechtsverhältniſſe betreffeu; 

die Amsextraditionen an die Laudrichter, benehmlich mit den geeigneten Orgauen der Fi⸗ 
nanzverwaltung. 

$. 31. VII. In Hinſicht auf die Sitten haben die Generalcommiffäre: 

der öffentlichen Unfittlichkeit zu ſteuern; 


. die Aufficht auf Schaufpiele und andere öffentliche Vorftellungen zu führen; 


auf die Bereinigung der Volksbeluſtigungen mit dem fittlichen Auftande zu wachen, und 
durch Auszeichnung bürgerlicher Tugenden für ihre Verbreitung zu forgen. 
$. 32. VII. Sn NRüdficht auf Unterricht und Bildung übertragen Wir den Generals 


commiſſaͤren: 


g. 
h 


die Anfficht auf dag Echul- und Erziehungsweſen in ihrem Kreife unter der befondern 
Leitung Unſers Miniſteriums bes Innern; bid hierüber nähere Inftructionen erfolgen, bes 
ftinnmt fich ihr Wirkungskreis nach den Borfchriften der Verordnung vom 6. September 
41805 2) und der nach Auflöfung bed General:, Schuls und Studiens Directoriums_ erlafs 
fenen Verordnung vom 31. Januar 4807 I mit Ausdehnung deſſelben auf die Sefchäfte 
des Ober: Schulcommiffariats; 


. bie Beförderung ber Feiertagds und Induftrier Schulen; 
die Mufmerffamfeit auf die Beobachtung des Verbots des Studirend im Auslande; 


die Beobadjtung bed Genfuredictd vom 43. Juni 1803 5b) 


. bie Aufficht auf die befonderen Intelligenzblätter des Kreiſes; 
. die genaue Befolgung der wegen den politifchen Zeitfchriften unter dem 6. September 


41799 ) und 17. Februar 4806 4) erlaffenen Verordnungen, unter der Leitung unferd 
Minifteriumd der auswärtigen Angelegenheiten; 
die Aufficht auf Buchbrucereien und Lefeinftitute; 


. die Sorge für ein anftändiged Aeußered bei neuen Anlagen und Gebäuden. 


$. 33. IX. In Hinficht auf Religions⸗ und Kirchen: Berhältniffe übertragen Wir den 


Generalcommiffären bis auf nähere Beſtimmungen diejenigen Gegenftände, welche Wir bei Aufs 
bebung des geiftlichen Raths durch die höchfte Entfchlieffung vom 6. October 1802 +) den Lan⸗ 
begdirectionen vertraut hatten, insbeſondere: 


2. 


b. 


die Sorge für die Reinheit ded Gultus überhaupt, nach den hierüber beftceheuden und 
noch erfolgenden Verordnungen ; 

die Anfrechthaltung des Religionsedictes vom 28. Auguft 1801 und 10. Januar 1803, 9 
und die Beförderung der Duldung verfchiedener Religionsverwandten unter ſich; 


c. die Aufrechthaltung Unferer Verordnung vom 17. Mai 1801 6) über die Berhälfniffe der 


weltlichen Gewalt zur geiftlichen; 





a) M. f. Abth. IX. Abſchn. 6. 

b) M. f. Abth. V. Abſchn. 1. Titel 3. 

ce) u. d) Eben daſelbſt. 

e) M. f. die Einleitung zu gegenwärtigem Abſchnltt. 
f) M. ſ. Abth. VIII, Abſchn. 1. 

g) Ebendaſelbſt. 
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d. die Aufficht auf das Betragen ber Beiftlichfeit aller Neligionsparteien, befonberd in Hin⸗ 
fiht auf ihre öffentlichen Vorträge; 

e. die Sorge für Beobachtung der VBerorbnung wegen der Pfarrconcurfe vom 30. De: 
cember 1806; =) 

f. die Auffiht und Sorge über Kirchhöfe, Teichengepränge und Stolgebühren; 

g. die Eutſcheidung ber Streitigkeiten über Pfarr, Kirchene und SchulsGebäube. 
$. 31. X, Der Generalcommiffär beforgt alle militärifcye Gegenftände in feinem Lreiſe 

fo weit fie zur Geſchaftsſphäre der Civilſtellen gehören, insbeſondere: 

a. die Gonfcriptions und LandrapitulantensAushebung nach den Berorbnungen des Cantons⸗ 
reglements vom 7. Januar 1805,») und den nachfolgenden Verordnungen; 

b. die Oberaufficht auf Die beurlaubten Soldaten und deren Einberufung auf Verlangen der 
Militärbehörden; 

c. die Verfügungen zur Anhaltung der diesſeitigen Deferteurd nach ben beitehenden Vers 
ordnungen; 

d. die Aufficht gegen fremde Deſerteurs nach der Verorbnung vom 14. October 4806 5 *) 

e. die Aufficht gegen dad Auswandern und Uebertreten der Unterthanen in fremde Kriegs⸗ 
dienſte; 

F. die Aufſicht über das Bürgermilitär unter der Leitung Unſers Miniſteriums des Innern; 

g. die Sorge über die Vollziehung ber für das Salpeterweſen beſtehenden Verordnungen; 

h. die Beſorgung der Marſch⸗, Vorſpann⸗ und Einquartirungs⸗Angelegenheiten. 

6. 35. XI. In Anſehung der ſtaatswirthſchaftlichen Gegenftände, welche zum Wirkungs⸗ 
kreife der Generalcommifjäre gehören, haben diefelde zu forgen, in Rücficht auf Production: 

a. für den fleißigen Anbau des Aderlandes; 

b. für die Urbarmachung öder Gründe und Austrodnung der Möſer; 

c. für die Vertheilung der Gemeindegründe nad) den beitehenden Gulturverorbnungen; 

d, fie, haben die Entfcheidung der Qulturftreitigfeiten in zweiter Snftanz mit Vorbehalt des 
Recurſes, welcher bei zwei widerfprechenden Entfcheidungen an Unfern Geheimen Rath ers 
griffen werden kann; 

e. fie forgen für die Beförderung ber Güterzertrümmerungen und Arrondirungen, für mög⸗ 
fichite Hebung der Eulturhinderniffe, und für die Emporbringung des Feldbaues überhaupt. 

$. 36. In Anfchung der Fabrication hat der Generalcommiffär : 

a. ben Gewerbsflelß zu beleben, und feinen Hinberniffen entgegen zu wirken; 

b. die Gewerböfreiheit und den Abſatz der Fabricate gegen die Mißbräuche des Zunftzwans 
ged, und gegen monopolifche Anmafjungen zu fchüßen. 

$. 37. Zur Beförderung bed Handels richtet ber Generalcommiffär feine Aufmerkfams 
keit auf: 

a. die Erhaltung unverfälfchter Münze, Maßes und Gewichtes; 

b. gute Unterhaltung des Straßen, Waffer und Brücken⸗Baues; 





a) M. f. Abtheil. VIII 
b)u.c) M. ſ. Abt. X, 
49 *— 
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c. Beobachtung der über dad Pofts und Lands Fradıtweien beſtehenden Verordnungen; 


d. auf die Gaſthöfe und Niederlagen; 

-e. auf. die Meſſen und Jahrmärkte; ' , 

f, er entfcheidet die Poftreclamationen nad) der Berorbaung vom 25. Februar 1807. «) 

— er hat die Aufſicht auf die Landkrämer in Dörfern und auf ihre Matricel und ſorgt 
h, für die Beobachtung der Verordnungen über die herumziehenden Krämer und Mackler. 


$. 38. Um überhaupt der Regierung ihren auf die Beförderung des Nationalwohlftans 
Des und auf die Entfernung ‚feiner Hinderniffe gerichteten Zwecken gründlicher an die Hand arbeiten 
zu Tonnen, hat ber Generalcommiffär fich eine genaue Kenntniß von bem ihm anvertrauten ‚Kreife 
zu verfchaffen und zu folchem Ende alle Angaben zu fammeln, aus deren Sufammenftellung eine 
vollſtaͤndige Statiftif des Kreifes hervorgehen fann. - 

Er forgt daher vor Allem für genaue Notizen über die Volkszahl und den Flaͤcheninhalt. 
Er ſammelt die Geburts⸗, Trauungs⸗ und Sterbe⸗Liſten, welche jaͤhrlich nad) den For⸗ 
mularien oder Verordnung vom 31. Januar 1803 2) hergeſtellt werden müſſen und ſendet den 
Generalconſpect darüber ein. Er läßt ſich die jährliche Berichtigung der Bevölkerungsliſten an⸗ 
gelegen ſeyn. Auch liegen in ſeinem Pflichtkreiſe die Verbeſſerungsvorſchlaͤge über die Eintheilung 
der Kreis, Landgerichts⸗ und Communal⸗Bezirke. 

G. 39. Ein befondered Attribut der Generals Kreiscommiffariate ift dad Benehmen mit 
ben Kreisdeputationen in den dahin einfchlägigen Gefchäften nad) den Beſtimmungen des organis 
fchen Edicts über die General-Kreisverfammlungen und Kreisdeputationen. 

$. 40. Im Allgemeinen hat ber Generalcommiffär über die Vollziehung der Gefete und 
Verordnungen in allen zu feinem Wirkungskreiſe gehörigen Theilen der Staatöverwaltung ‚u 
wachen, und auf ordentliche Aufbewahrung derſelben bei den Unterbehörden zu ſehen. 

Er iſt Und über ale Mißbraͤuche und Unregelmaͤßigkeiten ‚ die zu feiner Kenntniß ge⸗ 
langen, Rechenſchaft ſchuldig. 

Er hat in allen ſolchen Fällen fogleich feine Berichte an Und zu erftatten, bamit Mir 
ba, wo es nöthig ift, bie geeigneten Verfügungen treffen koͤnnen. 

Sn dringenden Fällen bleibt ed zwar bem Öeneralcommiffär überlaffen, die nöthigen 
Maßregeln felbft zu ergreifen, jedoch muß er auf der Stelle hierüber Bericht erftatten,: und die 
Beftätigung der von ihm getroffenen Verfügungen erholen. Jährlich ſendet er an Unfer Minis 
fterium des Innern einen Hauptbericht über den Zuftand des ihm anvertrauten Streifee ein, nad 
der Verordnung vom 26. December 41806. ) 


x 


Dritter Litel 
Geschäftsgang und nebendestimmungen. 


$. 41. Alle in dem vorigen Titel näher angezeigten Gefchäfte find dem Genpralcoms 
miffär perſoͤnlich übertragen, diejenigen allein ausgenommen, welche, nach „den Vorſchriften des 
9. 45. zur collegialen Berathung und Beurtheilung ausgeſetzt ſi ind. 


a) M. ſ. oben S. 183. 
b) M. f. Abth. XIV. Ahſchn. 1. Statiſtik. 
c) M. ſ. Abth. XIV. Abſchn. 1. Statiſtik. 
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$. 42. Der Generalcommiffär kann fich ohne Unfere befondere Elaubniß aus ſeinem 
Kreiſe nicht entfernen. 


In ſeinem Kreiſe hat er jahrlich eine Viſitationsreiſe vorzunehmen, wozu mit Inbegriff 
der Gefaͤhrtgelder eine jährliche Summe von 450 Gulden ‚bewilligt wird. 


$. 43. Sin Abwefenheit des Generalcommiffärd wird deffen Stelle, wenn Wir feine 
andere Verfügung treffen, durch den Kreid-Canzleidirector verfehen. 


...$ 44: Die Bertheilung der Gefchäfte unter Das Kreisperfonal hängt von dem Ermeffen 
des Generalcommiſſaͤrs ab. 


$. 45. Die Kreis⸗Canzleidirectoren und Kreisräthe haben nur eine berathende Stimme, 
Bei folgenden Gegenftänden- aber, welche in collegialer Form behandelt werben follen, koömmt 
denfelben eine entfcheidende Etimme zu: 


‚a. in flreitigen Nachfteuerfachen ; 

b. in Appellationsſachen bei Polizeivergehen ; 
 e. in Aburtheilung ber Polizeiconftscationen und Strafen; 

d. in Streitigkeiten über Alimentation und SHeirathebewilligungen; 

e. in Gewerböftreitigfeiten ; 

f. in Entfhädigunzsfachen über Weg⸗, Brücken⸗ und Straßenbauten; 

g. bei Entjcheidung der ftreitigen Gemeinderechte; 

h. bei Beitätigung der Patrimonialgerichtöhalter ; 

. bei Unterfuchung und Abftellung der Unterthanebefchtwerben; 

k. bei Entſcheidung ber Culturſtreitigkeiten; j 

l. bei Entfcheidung der Streitigfeiten über Pfarrs, Kirchens und Schulgebäude; | = 
m: bei Entſcheidung der Poft-Reclamationzfälle; | 


n. bei Entſcheidung ber Befchwerden über die Repartition der befondern Kreisauflagen nach 
vollendeter Negulirung bed Steuerfußes; 


°. endlich in allen Fällen, weldye Wir zur collegialen Berathung außerdem nod in ber 
Folge beitimmen werden. 


8.46. Im den Gegenftänden des contentiüfen Wirkungskreiſes Unſerer Generalcoms 
miſſariate, bei welchen .ein Recurs an Unfern Geheimen Rath ftatt findet, muß derfelbe in einem 
Zeitraume von 14 Tagen von der Eröffnung bed Befcheidd am gerechnet, ergriffen werben. 

$. 47. Was die Gefchäftsbehandlung Im Allgemeinen betrifft, fo it dabei von dem 
Gefihtöpunfte auszugehen, daß der hoͤchſte Grad der Beichleunigung, deſſen fie fahig iſt, mit der 
Sicherheit und Reife der Gefchäfte immer verbunden werden muß. 

Insbeſondere ſou der Gang der Veſchafte nach folgenden veniimurhen eingehal⸗ 
ten werden. 


$. 48. Alle Derrete ‚, Schreiben, Berichte und Vorſtellungen werden an den Generals 
commiffär gebracht, welcher fie eröffnet, und nachdem- fie mit dem Präfentatum und ber Beſtim— 
mung des Referenten bezeichnet ſind, zu dem Protocolle abgiebt. 

8. 19. Das Geſchaͤftsprotocoll wird unter der unmittelbaren Aufſicht des Sanıles 
birectord in der durch die Beilage unter Buchſtaben A. naͤher dargeſtellten tabellariſchen Form 


. 984 Abth. IV. Abſchn. IH. $. 4. 


* 


durch einen Secretär geführt, und in der Negiftratur ein befonderer alphabetifcher Renner dier⸗ 
über gehalten. 


$. 50. Das Local für das Gefchäftöprotocoll wird in die nächfte Verbindung mit der 
Regiſtratur gefeßt, und dahin das Erhibit, fobald es eingetragen ift, abgegeben. Die Regiftratur 
forgt, daß ed noch an dem nämlichen Tage mit den nöthigen Voracten dem Referenten in dem 
für ihn beſtimmten Bureau vorgelegt werde. 


$. 51. Bei Gegenſtänden, welche nicht ausdruͤcktich der collegialen Berathung unter⸗ 
worfen find, hängt ed von dem Generalcommiſſär ab, ob er ſich darüber von dem Referenten 
einzeln, oder im Beifeyn mehrerer, Bortrag erftatten laffen wolle. 


Sn jedem Falle legen die Referenten die über folche Gegenftände von ihnen entworfenen 
Auffäse fogleicd, vor, welche der Generalcommifjär im Falle der Genehmigung mit dem Erpediatnt 
bezeichnet, ein Secretär in das eben bemerkte Gefchäftsprotocoll einträgt, und fofort dad Rein⸗ 
fchreiben und die Expedition beforgt, auch über eingehende Taren die Rechnung führt. 


$. 52. Ueber die der collegialen Beratbung unterworfenen Gegenflände werden von 
einem Secretär befondere Stiftungsprotocolle, in ber unter dem Buchſtaben B. vorgezeichneten 
Form abgehalten, in welchen bei wichtigen Gegenftänden aud) die einzelnen Abftimmungen einges 
tragen werden müſſen, und worin jedesmal zu bemerfen ift, ob ber Befchluß durch die Mehrheit, 
oder einftimmig gefaßt worden fey. 


Die von den Referenten verfaßten Auffäße werden von dem vorfißenden Eecretär 
unterzeichnet, von dem Ganzleidirector mit dem Revidit, und von bem Genteralcommiftär mit dem 
Erpebiatur verfehen. 


Der Secretär beforgt fodann die fchleunige Erpebition, und übergiebt bie Acten ber 
Regiftratur, welche den Empfang im Gefchäftöprotocolle beftätigt. 


$. 53. In den Sitzungen präfidirt und dirigirt der Generalcommiffär. Zuerft ftimmt 
ber Ganzleidirector, dann die Kreisräthe nach der Ordnung des Dienftaltere. 

Sn den Gegenftänden der Collegialberathung giebt der Generalcommiffär feine Etimme 
zuletzt ab, welche entfcheidend und überwiegend ift, dergeftalt, daß wenn durch feine Stimme eine 
Sfeichheit enrfteht, zugleich mit feiner Stimme fich die Mehrheit entfcheidet. 


S. 54. Sn den oben bezeichneten contentiöfen Gegenftänden müffen mit Einſchluß des 
Seneralcommiffärd wenigſtens 3 Mitglieder, welche die Eigenfchaft ale Juſtizräthe beſitzen, 
gegenwärtig feyn, um richtige Befchlüffe zu faffen. Mitglieder, welche für befondere techniſche 
Gegenftände angeftellt find, haben hiebei feine Stimme. 

Im Bebürfnißfalle kann der Generaleommiffär ben Fiscal und den Polizeidirector zur 
Sitzung beiziehen. 

$. 55. Die DBefchlüffe, welche in bie Situngsprotocolle eingetragen werben, bemerkt 
ber Serretär in dem Gefchäfteprotocolle nur mit Hinweiſung auf den Tag und die Vortrags⸗—— 
nummer ded Sitzungsprotocolls. 

S. 56. Der KreissGanzleidirector hat darüber zu machen, baß bie Ausfertigungen— 
ſchleunigſt gefchehen, und gleich zur Unterfchrift kommen. 

$. 57. Der Generalcommiffär unterzeichnet alle Ausfertigungen und einer ber Secretaͤre 
oontrafignirt Diefelben. 
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$. 58. Die Form der Berichte an Und, mit jedesmaliger Bemerkung der betreffenden 
Minifterien, richtet fidy nad) der unterm 18. Januar 1806 «) ertheilten Borfchrift. 
Oben an der linfen Ede ift die Erpeditiongziffer des den Bericht veranlaffenden Königs 
lichen Decrets, oder Minifteriafreferipts auf folgende Art zu bemerken: 
ad Num. ., .o..0 
Oben in der Mitte wirb bie Erpebitionsziffer bed Generalcommiſſariats fo angezeigt: 


N... 0.00 ° 


Oben rechtd it dad Datum zu bemerfen: 
oo. g+ dent .. .ten ... 0.0.0.0. 180 


Eine furze Anzeige des Gegenftanbes wird zwifchen der Anrede und dem Anfange bed 
Berichts Links in abgekürzten Zeilen beigefügt, z. 2. 
der Todesfall des 
Landrichterd U oc oo 0 0.00 
betreffend. 
$, 59. Die Schreiben an andere Generalcommiffariate, an Hofgerichte, an auswärtige 
Behörden, die Kreisdeputation, das Militärrommando, und andere weder vorgefeßte noch unters 
georbnete Behörden werben in folgender Form auögefertigt: 
Wenn das veranlaffende Schreiben mit einer Erpeditiondziffer verſehen iſt; fo wird 
dieſelbe oben links angeführt: 
ad Num.. ...... 
Oben in der Mitte ſteht die Expeditionsziffer des Generalcommiſfariats: 
N.....- 
Oben rechts wird Ort, Tag und Jahr pemerft: 
...... den est een nc. 180 
Die erften Zeilen bezeichnen mit etwas größerer Schrift, welche auch -geftochen oder 
gebrudt ſeyn kann, von wen und an wen gefchrieben wird; auf nachitehende ABeife: 
Der Örneralcommiffär bed 2. 0. Kreiſes N. Rs 


An 


% “ “ ® ® 


Einen Zoll 6 Linien tiefer mit dem Juhalte des Schreibens in ganzen Zeilen angefans 
gen, oberhalb, links jedoch, in kurzen Zeilen mit wenigen Worten bes Gegenſtand angezeigt, z. P. 

‚bie vorzunehmende 

allgemeine Streife 

betreffend 

In der Abfaffung der Schreiben find bie. gehoͤrigen Ausdrücke der Achtung mit gemefen 
Sorgfalt zu beobachten. 





a) M. f. Abtheilung XVIII. Abſchnitt 3. „Dienſtordnung“ und ergleice uberhaupt die Einleitung zu 
gegenwaͤrtiger Abtheilung. 
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Nach einer angemeffenen kurzen Schlußformel folgt die Unterfchrift des Generalcommifs 
fürs in der Mitte, und ganz unten rechts bemerft der Secretär die vorgenommene Collationirung 
mit feinem Namen und dem beigefügten Zeichen Coll. 

S. 60. Die Außfertigungen an die Landgerichte und andere untergeorbnete Behörden, 
fo wie an Individuen gefchehen nach der bisherigen Uebung der Landeöftellen mit der Ueberſchrift: 

Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 

Die Bezeichnung der Erpeditionsnummern und das Datum bleibt wie oben. 

Der Styl ift im Befehletone, welchen Unfere Generalcommiffäre mit der belehrenden 
Befcheidenheit eines Vorgeſetzten von ſelbſt ig Die gehörige Verbindung zu fegen wifjen werben. 
Alle Schlußformeln werden weggelaffen. Die Unterfchrift ift folgende: 

Seneralcommilfariat: des N. Kreifes, 

dann in der Mitte: 
der Name des Generalcommiffärg, ... 
und unten rechts 

| “der Name bed Serretärs. 

$. 61. Die äußern Ueberſchriſten werden ſowohl bei den Schteiben als Entſchlieſſungen 
an Untergeordnete mit bloßer Bezeichnung der Stelle, oder des Amtes, oder der Perſon, ohne 
Beiſatz von hochlöblich oder hochpreislich u. d. gl. gemacht, z. B. 

An das Königliche Hofgericht®) 


nt. ® 0 0 © ® o . © 0 0 0 


An die Königlih:Bayerifche, fürftlih Dettingen fhe Juſtiz⸗Canzlei in. 
, An das Königliche Landgericht 


[4 . 
ın 0 eo . ._ * o 0 0 0 ." 00 .o 0 o — ® 


Anden Herrn Fürſten vonnn.. 2 2.0. 


N . . . . .. Fe SE .o ". . . 

$. 62. Zu befierer Aufbewahrung der Acten müffen alle einkommenden Berichte und: 
Borftelungen ein gleiches Papierformat von 12 Zoll Höhe und 44. Zoll. Breite haben. 

Ale Ausfertigungen gefchehen in eben. dieſem Papierformat. 

$. 63. Jedes General Kreiscommiſſariat erhaͤlt durch Unſer Miniſterium der audwärs 
tigen Angelegenheiten ein gröſſeres und ein kleineres Siegel mit ber Umfchrift: _ 

Generalcommiſſariat des .... Kreiſes, | 

nach · den Beſtimmungen der Allerhöchſten Verordnung vom 20. December 1806.) 

$. 64. Die dem Generalcommiſſariate nicht vorgeſetzten und nicht untergeordneten Stel⸗ 
len beobachten in ihren Schreiben an dieſelbe die naͤmlichen Formen, welche oben & 59.) für 
die Generalcommiffariate vorgefchrieben find. 

8. 65. Die untergeordneten Behörden und Individuen beobachten in thren Berichten 
und Borftellungen die gehörigen Formen ber Unterordnung. Die Anrede iſt: 


.... — BEE Eee 4 


- a) Jetzt Koͤnigliches Appelationsgeriät, En EEE Ä X 
b) M. ſ. Abth. XVIII. abſq. 3. | a 
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| a Königliche Generalcommiſſariat! 
die Unterfchrift, . Bd. gehorfamfted Landgericht. 


Der Name ded Landrichters, 
. | Der Name des Actuars. 

8.66. Die Regffreter wird nach der Ordnung der ben Gefchäftöfreis des Generals 
commiffartatd bildenden Gegenftände mit den Unterabtheilungen nach geographifcher Ordnung eins 
getheilt. Ueber die Gefchäftsbehandlung bei den Negiftraturen erfolgt eine befondere Juſtruction. 

$. 67. Die Regiftratur, fo wie die Canzlei, fteht unter der unmittelbaren Aufficht und 
Leitung des Directors, welcher vorzüglich die Formen des Geſchäftsganges zu bewahren hat. 

Die Canzlei, fo wie die Regiftratur, iſt für alle Parteien, Anwalte und Fremde un⸗ 
zugaͤnglich. 

Die Canzleiindividuen ſollen nicht nur die vorgeſchriebenen Canzleiſtunden richtig halten, 
ſondern bei vermehrten und dringenden Geſchaͤften nach Anweiſung des Directors auch außer 
denſelben arbeiten. 

Zur Canzleiaushilfe darf der Generalcommiſſaͤr ſich der Quiescenten bedienen. . 

$. 68. Allen bei den Generalcommiſſariaten angeſtellten Individuen wird ſtrenges Still⸗ 
ſchweigen zur beſondern Pflicht gemacht und jede heimliche oder offene Anwaltſchaft mit allem 
Ernſte unterſagt. | 

. Sehe Mittheilung an eine Partei, ober unerlaubte Agentie würde die firengfte Beftrafung, 
nnd nach Umfländen den gaͤnzlichen Berluft der Stelle nach fich ziehen. 

Wegen der verbotenen Annahme von Geſchenken beziehen Wir Uns auf die Allerhoͤchſte 
Verordnung vom 9. Juni 41807. ) 

5. 69. Der Generalcommiffär kann dem Director, einem Rathe oder Canzleiindividuum 
die Entfernung von feinen Amtögefchäften nad) Umftänben auf 44 Tage geftatten. 

Die Reifebewilligungen auf längere Zeit ald 14 Tage, ober anfer Landes, und an dem 
Sig Unſeres Hoflagerd ») behalten Mir Uns vor, auf den Vortrag Unſers Miniftertume des 3 In⸗ 
nern ſelbſt zu ertheilen. 

6.70. Die Abordnungen auf Landcommiſſionen ſollen moͤglichſt vermieden, und außer 
den dringendften Fällen, nicht ohne vorläufige Anfrage verfügt werden. In den Fällen aber, we 
fie nicht umgangen werben können, werben folgende Taggebühren beflimmt; 

für den Kreis Eanzleiv Director 0.2 0.2... Of — kr. 
für einen Kreisrat - > 2 2 77l. — kr. 
für einen Secretäar . . eo. . eo. 5 fl. — kr. 
für einen Canzelliſten 2 . + .ı. 0* . 3 fl. 30 fr. 

Die Taggebühren düxfen in feinem Falle bie Hälfte bes jährlichen Gehalts eined Indi⸗ 

vidnums überfleigen.- 


a) M- f. Abth. XVIII Abſch. 3. 
b) M. f. Abth. XVII Abſch. 2- 
3. U. 80 
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$. 71. Die Generalcommiffariate finb zwar ollen Dinifterien untergeorbnet, und haben 
die von ihnen an fie gelaugenden Aufträge zu beforgen. Was jedoch ihre Leitung im Allgemeinen, 
den Vortrag über ihre Anftelung, Berfegung, Beförderung betrifft, ftehen fie befonderd unter dem 
Minifterium des Innern. 

$. 72. Damit wir in befländiger Kenntniß des Gefchäftsfortganges bei den Generals 
Kreidcommiffariaten bleiben, follen an Unfer Minifterium bes Innern monatliche Gefchäftstabellen 
eingefendet werden, und Wir werden Und auch von Zeit zu Zeit bie Geſchaftsprotocolle ſelbſt 
vorlegen laflen. 
| $. 73. Die vierteljährig einzufenbenden Gefchäftstabellen enthalten: 

a. Die Zahl der eingelaufenen Gegenitände; 

b. die Anzeige, was hievon der Generalcommiffär felbft übernommen, und was er bem Dis 
rector und den Räthen zur Bearbeitung übertragen hat; 

c. die Zahl der von jedem derſelben erledigten Gegenftände; | 

d. der unbearbeitet gebliebene Rückſtand von dem Tetten und ben vorigen Monaten mit Be 
merfung ber Referenten, und der Rubricen ber einzelnen Gegenftände. 

Diefen Tabellen wird eine eigene Reihe von Anmerkungen beigefügt, in welchen ber 
Generalcommifjär mit pflichtmäßiger Unparteifichfeit anführt, was er zum Vor⸗ oder Nachtheile 
der Mitglieder zu erinnern findet. 

5. 74. Diefe Gefchäftstabellen find nach dem in der Beilage unter Buchſtaben C vors 
gezeichneten Formular mit der gewiſſenhafteſten Genauigkeit zu führen, indem Wir bei künftigen 
Beförderungen auf die hieraus ſich ergebenden Nefultate vorzügliche Nirckficht nehmen werden. 

Der Canzleidirector hat über die Gefchäfte der Canzlei ebenfalld eine eigene Tabelle mit 
feinen Bemerkungen beizufügen. 

$. 75. Die eingefendeten Gefchäftstabellen werben unter den einfchlägigen Minifterien 
circuliren, damit jedes dadurch in den Stand gefegt werde, Uns die Erinnerungen hierüber zur 
zwedmäßigen Anweifnng der Stellen vorzulegen. 


$. 76. Außer ben auf folche Art vorgefchriebenen Protocolle und Tabellen follen bei 
jebem Generalcommifjariate noch folgende Bormerfungsbüdjer gehalten werben: =) 

a. der unter der Leitung des Generalcommiffärs ftehenden fämmtlichen Staatödiener des 
Kreifes mit Bemerfung ihres phyfifchen Alters, der Stufenfolge des Dienftalterd, der Ger 
halte, ihrer Qualiftcation der befondern Fälle, wo fie fi) empfehlen, oder in ein nach⸗ 
theiliged Licht fegen. 

Das Formular hiezu enthält die Beilage unter Buchftaben D. 

b. Das Bormerfungsbncd der in dem Kreife vorhandenen Quiescenten mit eben denſelben 
Nubricen, und befonderer Bemerkung, in weldyen Dienftesgweigen fie ſich vorzüglich zur 
Wiederanftellung eignen, nach der Beilage unter E; 

c. ein Verzeichniß der neuen Adfpiranten zum Staatödienfte mit Bemerfung ihrer Qualifi⸗ 
cationen und Prüfungszeugniſſe nach dem unter Buchſtaben F beigelegten Formular; 

d. ein Vormerkungsbuch, worin die bei einzeln vorgefommenen Fällen ausgefprochenen alls 
gemeinen Grundfäge, deren Belanntmachung nicht durch eigene Verordnungen im Regie⸗ 
rungsblatte verfügt wird, zur weitern Nachachtung aufgezeichnet werden. 


a) M. vergl, Abth. XVII Abſchn. 3. 
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$. 77. Was die individuellen Dienftverhältniffe des Kreisperſonals betrifft, fo find 
diefelben theild an den betreffenden Stellen bereitö vorgekommen, theils flieſſen fie aus ihrer Bes 
ftimmung von felbft, . 

$. 78. Die Ertheilung ‘der Heirathöbewilligungen für bie Generalcommiffäre, Kreis: 
Directoren und Kreidräthe, vorausgeſetzt, daß fie bie Stabilitäg im Dienfte erlangt haben, behalten 
ir Uns nad) der Allerhöchften Verordnung vom 16. December 1806 °) auf den Vortrag Unſers 
Minifteriumd des. Junern vor. | 

$: 79. Den Rang haben die Generalcommiffäre nad) den Beftimmungen bed eindweilis 
gen Regulativs vom 241. März 1800 *) in der zweiten Claſſe. 
Sie gehen den Hofgerichtöpräfidenten vor. Unter ſich haben die Generalcommifjäre den 
Rang nad dem Dienitesalter. 


Die Kreids Ganzlels Directoren ſtehen in ber dritten Rangelaffe, und renliven mit den 
Hofgerichtd » Direetoren nach dem Dienftesalter. 
Ä Die Kreidräthe ſtehen in der 4. Rangclaße zwiſchen den Oberſt ⸗Juſtizraͤthen und den 
Hofgerichtsraͤthen. 
Wir verſprechen uns von Unſern Generalcommiffären ‚ Kreide» anzleis Directoren und 
Kreiöräthen, fo wie von dem gefammten Perfonal dieſer oberen Landes s Adminiftrativbehörben, 
daß fie der Würde ihred Berufes eingedent, ſich auf alle Art beeifern werden, den Anfprüchen ber 
Regierung und des Baterlanded an fie durch ihre Anftrengung im Dienfte des Staates zu genüs 
gen, und bem Vertrauen zu entfprechen, mit welchem Wir ihnen einen für dad Nationalwohl fo 
wichtigen Wirkungskreis angewieſen haben. 
Mündyen, den 17. Juli 1808. 


RI. Bl. v. J. 1808. St. XXXIX ©, 1649 — 1688. 
m 
a) M. f. Abth. XII. und Abth. XVII. Abſch. 2. 


50 * 
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Formular des Beilage A. 
Gefhäfts:Protocoll. 
bes Koͤniglichen General⸗Commiſſariats des N. . « Kreiſes 
für den Monat 4618 






eneſt der Reg || Bemerkung 
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Beilage B. 
Sigungs8:Protocoll!l 


bed Königlihen General-Commiffartatd des NR. . 2 2 0 0. Kreifes 
vom . .. ten bed Monats...4 88 


In Gegenwart 


geführt durch den Secretaͤr R. 


Protwcol | ber Veſchtſſe des Königlichen Generals Commiffariate ded RN. . .... Kreifee. 
. den . . ten des Monatde . . . . 48 


Rummer des Kummer des 
: Bortrage. Exhibit. 


| 


"Sormular der 


: Gefhäfts:-Tabelle | 
bes Königlichen Seneral-Commiffariatd des - oo 0 0 . Kreifes 
für den Monat . 2... 1418. 


Referent 





Gegenftand | Beſchluß 


— — —— 
| . 
B .. 


Bellage C. 


u 
LI 
| 





| Bei dem Königlichen Generals Commiffariat dee N. . » 


u 


. . SKreifed beftand ber Sinfauf 




















j vom A. bid 31... . . 1890. - aus... Nummen. 
: Dieſe werben zum Bortrage vertheilt wie folgt: 
S. €. der Herr Herr Kreis» Ganzleis Kreis » Räthe. 
Generals Sommiffär Divector. — MI 5: 9 n.| 9% N, | 9 n. 
. 73. | _136._ | 
Hievon wurden erledigt . - +» . Nummern 
im Rüdftande find noch. . Nummern 
und zwar folgende. 
be nn nn mn — —— —— nn > — 
Referent. Exhib. | Gegenftand. 





Pr. 
Erhib. Gegenſtand. 





Einſendung der Bevölke⸗ 
Director. rungsanzeigen. 
706 WMWorſtellung des N. ꝛc. 


herr N. 710 Bei des Landgerichtd x 
Rreis s Canzlei inf [ | 


Am Schluſſe folgen 


» orftellung ꝛc. bie befonderen An: 
Herr Kreide | 700 |Borftellung ıc. merfungen des Ges 
Rath N. 534 |Bericht ıc. nerals⸗Gommiſ⸗ 

| und gleichfalld abwärts in- fürs. 


chufive der Rüdftände von . 
vorigen Monaten. | 
Herr Kreide | 
Rath N. 
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Formular des Beilage D. 
Bormerfungs:Budes 


über 


fämmtlihe unter‘ der Leitung bes General-Eommiffär 
BE oe nennen Kreiſes fichende Staatsdiener. 
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Sormular des Bellage E, 
Vormerfungd»Buhes 
über fänmtliche in dem . . . . Kreife befindliche quiedeisende Staatödiener. 
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Gormular des Beilage F. 
Vormerkungs⸗Buſch 
der Adſpiranten zum Staatsdienſte in dem ..... Kreiſe. 







Vor / und 





Zuname. 





Eltern, 
Lebens «Alter. 


— — — — 


Studien s Zeugniffe. 






Allenfaliſige Ber 
zäge. 
Nachgeſuchte Stelle. 





























Anmerkung. Wegen der Formulare D. E und F fepe man unter Abtheilung XVII. Abſch. III. 


II. Allerhöchste Verordnung vom 2. October 1811, die Erweiterung des 
Wirkungskreises bei den &meral- Arcis- Commissariaten betreffend. 


6. 2. 
(Die Erweiterung des Wirkungskreifes bei den Generale, Kreis, und Localcommiſſarlaten betr.) 
M. I 8 


In Erwägung, daß, nachdem feit der Errichtung der Generals Kreiscommiffariate, die 
von Uns angeordneten Dienſtes⸗ und Bermaltungsformen ſich hinlänglich befeftiget haben, dieje⸗ 
nigen Gründe, aus welchen verfchiedene untergeordnete Gefchäftögegenftände der innern Verwal⸗ 
tung Unferer Alerhöchften Kenntniß und Entfcheidung vorbehalten waren, nicht mehr in ihrer 
vollen Stärke befteben; und in der Abficht, die Nachtheile zu befeitigen, welche ‚bei laͤngerer 
Fortdauer dieſes Vorbehalts für das Intereſſe des Dienftes überhaupt, für die rechtzeitige und 
zweckmaͤßige Thätigfeit der äußern vollzichenden Behörden und für die Angelegenheiten Unferer 
Untertanen ‚entftchen Fonnten, haben Wir befchloffen, dem Wirkungskreiſe Unferer General, 
Kreis s und Focalcommiffariate, wie forcher durch die Inftruction vom 47. Juli⸗) im Allgemeinen 
beftimmt ift, eine, weitere angemeffene Ausdehnung zu geben, und biefem nad) allergnäbigft zu 
verordnen. 





a) Man ſehe die vorſtehende Verordnung · 
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T. 


Alle hiernach benannten Faͤlle und Gegenftänbe werden mit ben jebeömal beigefegten 
befondern Beftimmungen und Befchränfungen in den Gefhäfteumfang der Generals, Kreis⸗ und 
Zocalcommiffariate überwiefen, nämlich: 


A. Sn Bezug auf den öffentlichen Unterricht. 
4. Die Anftelung fämmtlicher Schulgehilfen. 


2. Die Anordnung der proviforifchen Verweſung aller in erigun kommenden Schuls 
dienfte. | 

5. Die Befegung aller Schullehrerſtellen ‚ deren jährlicher Dienſtertrag die Summe von 
800 fl. nicht erreicht. 

Die Generals, Kreiss und Localcommiffariate find jedoch verbunden, nicht unr in dem 
Sahresberichte über den Stand des Echulmefend eine vollftändige Ueberficht aller aufgeitellten 
Scyulgehilfen und Schulverwefer, vorzüglich aber aller im Laufe des Schuljahre erledigten und 
wiederbefeßten Schuldienfte vorzulegen; fondern auch jederzeit die Gründe der Wahl, mit Bes 
zeichnung aller Bittfteller, welche ſich um die erledigten Dienfte: gemeldet haben, in das viertels 
jährig einzufendende Schulgefchäftöprotocol einzutragen. 

4. Die Begutachtung der Gehaltszulagen, Penflonen und Belohnungen für das Schuls 
dienjtperfonal, und in foweit folche zuläffig find, wie bisher; — die Vorfdyläge hier 
zu follen jedoch nicht einzeln, und im Laufe des Sahred gemacht, fondern mit dem 
gefammten Erigenzetat am Ende ded Jahres vorgelegt, und mit in denfelben aufges 
nommen werben. 


Bei der Fertigung der Etats felbft ſind die bereits erlaffenen Vorſchriften genau 
einzuhalten. 


5. Die Auffuchung und Ausmittlung geeigneter kocalfonds zur Unterhaltung und Ver⸗ 
vollkomunung der örtlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten. Die Reſultate find in 
dem Jahresberichte anzuzeigen. 

- 6. Die Anordnung aller dringenden, unb aller derjenigen Schulhaus Reparaturen, beren 
Koften durch Localmittel gedeckt find, oder gedeckt werden müffen. 


Wenn Reparaturen diefer Art bei Fertigung der Erigenzetats fid) ſchon vorausſe⸗ 
ben laſſen; fo find ſolche ſogleich darin mit aufzunehmen. 


7. Das Stipendienwefen bleibt zwar in feinen bisherigen Verhältniffen; jedoch follen, 
ftatt der den Rectoraten zweimal im Sahre, ohne Beftimmung der Zeit aufgetrager 
nen Erinnerung der Schüler an die StipendiensBerordnungen jährlich im Monate 
Mai die Prüfungen der Stipendienbewerber regelmäßig vorgenommen, und durch die 
Kreisblätter noch zu rechter Zeit mit dem Präjudiz ausgejchrieben werben, daß die 
jenigen Studierenden, welche fich zu diefen Prüfungen nicht ftellen, auf den Ges 
uuß eined Stipendiumd im nächſten Stubienjahre Feine Rechnung zu machen haben. 


B. In Bezug auf die firdlichen Angelegenheiten. 
a. Der Katholiken. 


Die Ernennung zu den nicht flabilen geiftlichen Stellen, auf welchen. ein landesherr⸗ 
liches Nominations⸗ oder Praͤſentationsrecht haftet, 


4 


⸗ 


werde 
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Ueber alle vorfommenden Ernennungen biefer Urt find am Schluffe eines jeden 


Jahres tabellariſche Weberfichten nach derjenigen Form einzufenden, weldye in der 


Berordnung vom 30. December 1810 ), in Bezug auf die Beitellung des fubalters 
nen KirchendienftsPerfonald (Reg. BI. v. I. 1814 St. II. Seite 47.) vorgejchrieben ift. 


. Die Entfcheidung über die Sntbehrlichkeit von Nebentirchen und Kapellen, vorbehalts 


lidy des Recurſes der betheiligten Gemeinden an die Allerhöchſte Stelle, und vorber 
haltlich einer befondern’ die deöfallfigen einzelnen Verorduungen zuſammenfaſſend en 
und ergänzenden Ssuftruction. 


Beide vorſtehende Segentände ſouen jderzeit deliberative behandet und erledigt 


u. 


4. 


. B) Der Mrotefkanten. 


. Die Ertheilung ber Heirathsbewilligungen an bereits ftabife Geiſtliche. 


“ 


‘ 


Die Bewilligung der Haustaufen und Haustrauungen, fo wie bie Bewoiligung zur 
Abänderung der orbnungsmäßigen Zeit diefer Handlungen. 


Die Zulaffung zu dem Katechumenen » Unterrichte, und bie Entlaffung von demfelben, 
mit Rüdficht auf die Verordnung vom 13. Auguft 4811 ®), das gefegliche Alter ber 
proteftantifchen Jugend zur Eonfirmation betreffend. (Reg. B1..0.3.1811 St. LII. S. 1002.) 


Die Difpenfationen von den verbotenen Verwandtſchafts⸗ und Schwägerfchaftö-Gras 
den gleicher Linie, 


C. Sn Bezug auf bie polizeilichen Berhältuiffe 


Die Ertheilung der Reifelicenzen im Inlande auf vier Wochen für das Kreispoligeis 
und Cbenehmlich mit den Appellationsgerichten) für dad Landgerichtds, endlich für das 
übrige den Generals, Kreiss und Localcommiffariaten untergeordnete Dienfteöperfonale. 

In denjenigen Fällen, wo bie beabfichtigte Neife eine. Tängere ‚Zeit, als vier 
Wochen erfordert, oder in die Haupt⸗ und Refidensitabt felbft, oder in das Aus⸗ 
land gerichtet iſt, fol auch fernerhin die Allerhöchite unmittelbare Genehmigung er⸗ 
holt werben, und die besfallfige Verordnung vom 19. April 4809 °) in voller Wir 
fung bleiben. 
Die Ertheilung der Gewerbs⸗Gonzeſſtionen aller Art mit Ausnahme wirklicher Fab⸗ 
riken, Manufakturen und Brauereien, zu welchen die Allerhoͤchſte Bewilligung noch 
vorbehalten wird. 

In Bezug auf dieſen Gegenſtand werden die Lompetenz⸗Verhaltniſe in folgender 
Art feitgefegt : 


a. Den Polizeis Divectionen, Polizeis Sommiffariaten und Landgerichten wird, nicht nur 
nach ben Verordnungen vom 5. Januar und 46. März 1807 U) bie Wiederbeſetzung der 
J 
| a) M. f. Abt. VIII. Abſchn. 2. 
b) M. f. Abth. VIII. Abſchn. 3. 
e) M. f. Abth. XVIII. Abſchn. 2. 


A) Ueber die Verleihung von Gewerbs; Goneeſſi onen und Gewerdeweſen uͤberhaupt ſehe man die 
Aare XIV. Abldın. 3. 


3.1 


1 zu 
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erledigten , ſondern auch die Ertheilung ganz neuer Gewerbs⸗Conceſſionen, mit Ausnah⸗ 
me der oben benannten größeren Gewerbe, in erfter Inſtanz, vorbehaltlich) der Berufung 
an das vorgefegt eGenerals, Kreide oder Localcommiffariat binnen 14 Tagen, und mit 
der Verbindlichkeit überlaffen, vierteljährige Tabellen Uber. die bemilligten oder abgeſchla⸗ 
genen Conceſſionen an bie obere Streisftelle, oder an das betreffende Localcommiffariat 
einzufenden, welche hinwiederum das Hauptrefultat aller diefer Tabellen mit dem Jahres⸗ 
berichte an die Allerhöchfte Stelle einzubefördern haben. 

b. Die Generals, Kreis⸗ und gocalcommiflariat entſcheiden im Falle ber ergriffenen Bern 

fung ald zweite Inſtanz. 

c. Ein weiterer Recurs an die Allerhöchfte Stelle findet, wenn bie Reſolutionen der erſten 
und zweiten Inſtanz im Reſultate gleichförmig find, nicht mehr, ſondern nur bei zwei 
abweichenden und verfchiedenen Befchlüffen binnen 30 Tagen ftattz jedoch alles biefes 


d. unbefchadet der Zuläffigkeit des durch die Verordnung vom 8. Auguft 1810. Titel I. 
Art. 4. gefelich vorbehaltenen Recurſes an ben Geheimen Rath in contentiöfen Fällen, 
nänmlich in Gemwerbftreiten über Berechtigung zum Gewerbe, oder zwifchen mehrern Be⸗ 
rechtigten. (Reg. Bl. v. J. 1810. St. 38. ©. 643.) 5) 
VUebrigens follen 
©. bis über das geſammte Gewerb3 » und Conceſſionsweſen, nach der bereits eingeleiteten 
Beichretbung und Prüfung feined bermaligen Standes, ein allgemeined gefegliches Res 
gulativ feftgeftellt werden wird, nachitehende unabänderliye Hauptnormen, für deren ger 
wiffenhaftefte Beobachtung alle Behörden befonderd verantwortlich find, allenthalben zur 
Richtſchnur dienen: 

Erftend. Ganz neue Conceſſionen, insbefondere ſolche, wodurch Die Zahl her gegen⸗ 
wärtigen Gortceffioniften gleicher Art an einem und demfelben Orte vermehrt würde, find vor der 
Hand nirgends mehr. zu verleihen, ben einzigen Fall ausgenommen, wo das wirkliche Bebürfniß 
ber Berleihung epident und unwiderſprochen vorliegt. 


Zweitens. - Die Wiederbeſetzung erlebigter Gewerbe -Gonceffionen findet nır dann ftatt, 
wenn fi, nad) vorgängiger genauer Unterfuchung aller Umftände, bie Wieberverleihung ebenfalls 
evident und unwiderfprochen als wirklich nothwendig barftellt. 

Die Allerhöchfte Selle felbft wird auf dem vorbemerften zwei Hauptregeln in allen den⸗ 
jenigen Fällen, wo an diefelbe entweber im Wege des Necurfes, oder im Wege des Vorbehaltes, 
Eoncrffionsgefuche und Anträge gebracht werden, unverrüct ftehen bleiben, und durchaus feine 
Verleihungen zugeben oder genehmigen, fofern nicht der alles bedingende Punct ded Bebürfniffes 
und der Rothwendigkeit über allen Zweifel hinaus nachgewiefen, und von allen Behörden eins 
hellig anerkannt ift. 


Hiernach find: 

Drittens alle einzelnen Conceſſtonsgeſuche mit ber größten Sorgfalt zu infrniren, und 
indbefondere noch das Alter, die Gefchicklichkeit, die Lehrs und Wanderjahre, und das Vermögen 
des Bittftellerd mit allen für und gegen ihn fprechenden Verhältniffen genau zu erheben, und vor 
allem auch fünmtliche wirklich betheiligten Gewerbögenoffen mit ihrer Erflärung zu vernehmen; 
fofort: 





4) Man vergl. oben S. 116 und uͤberhaupt hiezu die Einleitung zu Anbang I üder adminiftrativ 
contentiöfe Gegenflände sub nr, I, S. 181 oben. | 
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Viertens bie endlichen Beſchlüſſe in deliberativen Sitzungen zu faſſen, und in n den Reſo⸗ 
lutionen die entſcheidenden Motive beſtimmt auszudrücken. 


| ANe bisher aufgeftellten Grundfäpe ſowohl über die Competenz in den Gewerbs⸗ und 
Conceſſionsſachen, ald auch über die formelle und materielle Behandlung berfelben finden auch 
in der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt München ihre volle Anwendung. 
3. Die Erlaubniß zu den Wanderungen der Handwerker in das Ausland, unter ben 
in der Verordnung vom 44. October 1807 beſtimmten Bedingungen und Borfichtömaßregeln 
(Reggsbl. v. J. 1807. pag. 1610 ıc.), fo wie unter der fortdauernden Verbindlichkeit einer jährlic, 
vorzulegenden Anzeige über die Handwerker, welchen die Wanderfchaft ind Ausland bewilligt worben 
ift, und endlich mit Rüdficht auf das Paßreglement vom 16. März; 4809 $.7. und 8, a) (Regsbl. 
v. 5. 1809. pag. 4700 und 4701) in ben Fällen, wo ber wandernde Handwerker, neben dem 
durch die Verordnung vom 16. März 1808 a) eingeführten Wanderbüchern, noch eined von dem 
Miniſterium vifirten oder audgeftellten Paſſes bebürfen follte. 

4. Die Diepenfationen von ben Wanberjahren; bergeftalt, baß hierüber die Dolizeis 
birectionen, Polizeicommiffariate und Lanbgerichte in erfter Inſtanz zu erkennen, die Generale, 
Kreis⸗ und Localcommiffariate aber, auf eingelegte Berufung, im zweiter Juſtanz zu entfcheiben, 
und die beöfallfigen Recurfe an die Allerhöchſte Stelle nur in dem Falle, wenn die beiden Beichlüffe 
‘der erften und zweiten Inſtanz fi im Refultate widerfprechen, ftatt haben follen. Die Friſten 
zur Berufung und zum Recurfe werden in eben der Art, wie bei den Gewerbeconceffionen, beftimmt. 

5. Die Heiraths⸗ und Niederlaffungsbewilligungen für bie jüdifchen Unterthanen, mit der 
Beichräntung, daß, fo Tange nicht die bürgerlichen Berhältuiffe der Juden durch eine neue ums 
faſſende Ordnung gefeglic, beftimmt ſeyn werden. 

Erftenö: von allen denjenigen Arten, wo gegenwärtig Feine Juden anfaßig find, alte 
neuen jüdiſchen Niederlaffungen gänzlich und unbebingt ausgefchloffen bleiben. 

Zweitens: in ſolchen Orten, wo dermal ſchon Juden anfäßig find, doch bie Zahl ber 
gegenwärtig beftehenden jüdifchen Familien unter keinem Vorwande überjchritten und ver⸗ 
mehrt ; ſonach 

Drittend: Alle Bewilligungen zur Niederlaffung und Zahenrathung ‚und alle Verlei⸗ 
hungen dee Schußes durch die wirkliche Erlöfchung einer Familie, und durch die wirklich einges 
tretene Erledigung eined fchon beftandenen Schutzes, ald das erfe nothwendige und unabweisbare 
objective Erforderniß, bedingt ſeyn ſollen. 

6. Die Bewilligung zur Errichtung von Getreidſchrannen in den Städten und Märkten; 
einerfeite mit Rüdficht auf dad den GeneralsKreiscommiffarlaten in der Inſtruction vom 17. Juli 
4808. $. 27. lit- h.») (Rggsbl. v. 3. 4808. pag. 1659) zur Handhabung befonderd anempfohlne 
Princip des freien Getreidhandeld , und auf die desfalls beftehenden Älteren Verordnungen, na⸗ 
mentlicd, vom 27. Mai 1799, 3. September und 2. November 1802. und 4. Juni 1805. .); 
anbererfeitd mif Ruͤckſicht auf die ſchon beftehenden Hauptichrannen, auf bie Nützlichkeit, oder 
Das Beduͤrfniß neuer Märkte diefer Art entweder für die Beförderung bed Getreibhandeld im 
Allgemeinen, ober für die leichtere Verp roniantirung eines beftimmten Umkreiſes; fo wie auf den 








a) M. f. Abtheilung XIV. Abfchnitt III. und Abtheilung XV. Abſchnitt V. 
b) Die vorſtehende Verordnung. 

e) M. f. Abtheilung XV. Abfchnitt 9. 
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Zug der Straßen, auf die Möglichfeit ber Rückfrachten, und anf bie Möglichkeit, die zur Errich⸗ 
tung und Unterhaltung einer Schranne uothwendigen Mittel, ohne drüdende Befchwerde der 
betreffenden Gemeinde aufzubringen; endlich mit Zugrundlegung der Schrannenorbnung für Die 
‚Stadt Hall im Innfreife vom 27. October 1807.) (Reggsbl. v. J. 1807. ©. 1790) nach ihren 
wefentlichen Beftimmungen, vorbehaltlich der durch die Localumftände geforderten Modificationen, 
and mit Ausichluß alled Bann⸗ und Zwangrechts. 
7. Die Bewilligung zur Errichtung der Viehmaͤrkte, gleichfals mit Rückſicht auf die 
Freiheit des Viehhandels im Inlande, nad) der Verordnung vom 6. Auguſt 1799 >) mit Würdigung 
aller Localverhältniffe, und mit Befeitigung alles Zwanges. 
Ze Alle im Laufe eines jeden Jahres bemilligten neue Getreid- und Viehmärfte find im genaue 
Verzeichniffe zu bringen, und diefe mit dem Jahresberichte zur - allgemeinen Ueberſicht einzufenden. 

8 Die Regulirung der jährlichen Biertaren in dem gefammten Umfange der Kreiſe, 
und in den einzelnen Diftricten derfelben, nad Maßgabe der Verordnung vom 25. April 4841 e) 
(Nggsbr. 9.3.1841. ©. 617), und der daſelbſt vorgefchriebenen Localcommiffariate verbunden, nicht 
aur die, nad) dem Titel I. Artitel 16. bis 18. zu bildenden Bezirfe, mit den Gründen, worauf 
die gemachte Eintheilung beruht, zur Kenntniß der Allerhöchften Stelle zu bringen, fondern aud) 
in den durch Titel I. Artikel 22. beftimmten Terminen, bie allenthalben vorfchriftemäßig ausge 
“mittelten Gerſten⸗ und Hopfenpreife, und die hieruach, mit Rüdfiht auf die Tarife ausgeſproche⸗ 
nen Vierſabe jährlich anzuzeigen, 

:- WM “ 

Nachdem Wir auch wahrgenommen haben, daß diejenigen in Bezug auf den öffentlichen 
Unterricht, auf die Firchlichen Angelegenheiten, und auf die politifchen Berhältniffe vorfommenden 
Gegenſtände, welche zugleich das Stiftungs- und Gommunalwefen berühren, ifolirt, und durch 
eine Art von Correfpondenz zwifchen den Öenerals, Kreis und Localcommiſſariaten und ben 
Kreis⸗ und Oberadminiſtrationen des Stiftungs⸗ und Communalvermögens behandelt werben; fo 
wollen Wir, daß zur. Befeitigung bes hieraus, entftchenden ‚Gefchäftsaufenthalted und anderer 
Nachtheile, künftig eine gemeinſchaftliche Behandlung jener vermiſchten Gegenftände, mit Zuziehung 
beider dabei betheiligten Referenten im Kreife, eingeführt werde. 

| 0. - II. u 

. Saͤmmtliche vorftehende Beftimmungen treten ſogleich in volle Wirkung; dergeftalt, daß 
alle dermal bei der Allerhöcjften oder bei den höhern Stellen anhängigen noch unenticyiedenen 
Gegenſtände, welche eben namentlich bezeichnet, und rückſichtlich welcher die CompetenzsBerhälts 
niffe geändert. worben find, unverzüglich. ausgefchieden, und an die General⸗, Kreis und Local⸗ 
Sommiffariate, und. ao dieſen hiuwiederum an bie Unterbehörden, fofern fie vorerft noch zur 
Erledigung in erſter Inſtanz ‚geeignet find, zurückgewieſen werben follen. 

— u | . W. 

Wir befehlen fchließlich, dieſe Unfere Allerhoͤchſte Verordnung durch das allgemeine Res 
‚gierungsblatt zu Jedermanns Wiffenfchaft und Rachachtung öffentlich befannt zu machen, und 
gleichwie Wir Und gu Unfern General s, Kreiss und Localcommiffariaten, und zu den ihnen 
untergeorbneten Bchörden allergnädigft verfehen, daß fie dem bei Erweiterung ihres Wirkungs⸗ 





abu,c) M. f. Abtheilung XV. Abſchnitt 9. 
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kreiſes in fie gefeßten Vertrauen treugehorfamft entfprechen werben; fo wollen Wir auch Unfere 
Verordnung vom 23. April 1811), die ungeeigneten Eingaben an Uns und Unfere gebeimen 
‚Minifterien betreffend (Rggsbl. v. 3. 4811 St. 28. pag. 537) hiemit wiederholen, und diefelbe 
nachdrudlich vollzogen wiſſen. 
Münıhen, den 2. October 4811. 
(Rggebl. vom 3. 1811. St. 64. ©. 1497.) 


III. Allerhöchste Verordnung vom 6. August 1815, die Competen; der General- 
fireis - Commissariate betreffend. 


$. 8. 
(Die Gompeten; der General:, Kreis: und Localcommiſſariate betr.) 
M. 5 K. 
) Wir finden Uns bewogen „ Unfere Verordnung vom 2, October 1841,») ben erwei⸗ 
terten Wirkungskreis der Generals, Kreis⸗ und Localcommiſſariate betreffend (Rggsbl. v. J. 1811. 
St. 64. S. 4497 — 1510), durch nachfolgende Beſtimmungen gu ergänzen. 
l. | 

Die Generals, Kreids und Localcommiffariate werben ermächtigt, alle nicht zur richter⸗ 
lichen Behandlung geeigneten DienftsUnordnungen, Uebertretungen und Discipli— 
narvergehen des Perfonals fämmtlicher ihnen untergebenen Behörden nicht nur zw unterfüchen, 
fondern auch über die Beftrafung, vorbehaltlich des Recurſes, zu erfennen. 

Gebrechen bes Landgerichtsperſonals, welche fid) auf Die Juſtizpflege beziehen, find den 
Appellationgerichten zur Abwandlung zu überlaffen, fo wie in Fällen gemifchter Natur mit 
diefen Stellen gemeinfcaftlich zu verfahren ift. 

Die verfügten Etrafen find in den jährlichen Qualiſtcationetabelen z zu bemerken. 

u. 

"Bewilligungen zn Reifen in die Nefidenzitadt fonnen von ben Generals, 
Kreis und Localcommiſſariaten ausnahmöweife ſolchen im öffentlichen Dienfte ftehenden Bittftellern 
ertheift werben, welche ihr Gefuch durch dringende und gehörig nachgewieſene Privatgefchäfte zu 
begründen vermögen. 

Jede folche Bewilligung muß fogleich der Polizeidirection ber Reſidenzſtadt Fund gege⸗ 
ben werden. 

Uebrigens ift hiebei, was das Landgerichtöperfonal betrifft, jederzeit vorläufig das 
vorgefchriebene Benchmen mit den Appellationegerichten zu pflegen. 

III. 

In beſonderer Beziehung auf die verſchiedenen Verwaltungszweige und Geſchaͤftsgegen⸗ 
flände, wird zum unmittelbaren Wirkungskreiſe der genannten Stellen noch überwieſen: 

A. Sm Fade der Polizei: 

4. Die Berleihang der Conceffionen zur Anlegung von Mühlen, mit einziger 

Ausnahme der Hauss Malzmühlen, und mit der Berbindlicjfeit, jederzeit, und vor 
a) M. f. Abtheilung XVII. Abſchnitt 3, 
b) Die vorfiehende Verordnung. 





5 
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Allem fich hierüber mit ber einfchlägigen Finanzdireetion zu benehmen, dann die Baus 
behörde mit ihrem technifchen Gutachten zu hören. 

Sollten die erwähnten Streiöbehörden ſich in ihren Anfichten nicht vereinigen 
fönnen, fo ift über den Gegenftand zu berichten R 
Die Ertheilung der Erlaubniß zu Wanderungen im Auslande, and für 
den Fall, wenn ein Handwerker, nach Verfluß der durch dag Mandat vom 11. Dt. 
1807, $. 2. lit. C. (Nggebl. 1807. ©. 1611.°) feſtgeſetzten Wanderzeit,. eine weitere 
Wanderung vornehmen will. 

Deögleihen die Ertheilung der Erlaubniß, im Auslande die Lehrjahre nehmen 
zu dürfen, und die Dispenfation von den beftimmten Lehrjahren. 

Alles Diefed nur unter der Vorausſetzung, daß zu ſolcher Erlaubniß oder Diepens 
fation befonderd berüdfichtigungswürdige Gründe vorhanden find, und den übrigen 
Beftimmungen ded angeführten Mandatd, unb der Berordnung "vom 2. Juli 1812, 
(Rggsbl. 1812. S. 1307 ff) ») fo wie den Gefegen über die Militärpflichtigkeit 


unnachtheilig. 


Die Conceſſionen zu Errichtung von Jahrmärkten, mit Beſchränkung 
auf ſolche Orte, welche der Sitz einer Polizeibehörde, oder einem ſolchen Sitze 
zunächſt gelegen find, und mit Ausnahme förmlicher Meffen in großen Städten. 

Terner — ohne alle Befchränfung — die Wiederherftellung fonft beftam 
dener Märkte, wozu ältere Privilegien vorliegen, und endlich auch die Entfcheidung 
über Die Anträge auf Abänderung ber Tage und Dauer der beftehenden 
Märkte; überall nad) vorläufigem Benehmen mit den Behörden benachbarter Bezirke, 
welche dabei betheiligt feyn könnten. 


. Die burch die Verordnung vom 15. Juli 4842 (Rggsbl. 1812. ©. 1565 ff.) *) vor⸗ 


behaltene Entfcheidung der Frage über die Zuläffigfeit ober Unzuläfs 
figfeit Der Bertheilung von®emeindemwaldungen, mit genauer Einhaltung 


der dafelbft vorgefchriebenen inftructiven Normen, und mit Befchränfung der wirklichen 


Bewilligung auf den Fall, wo die Glieder der betreffenden Gemeinden in ber Haupt 
jache einig, und auch die Gutachten der Polizeis und Forftbehörden übereinftimmend 
und gehörig motivirt find. 

Die Ratihabition der verbotswidrig auffer Land gefdhloffenen 
Ehen, wenn hiezu befonderd wichtige Gründe vorhanden find; jedoch immer voraus 
gefett, daß den Verehelichten Feine Umftände zur Laft liegen, weldye die Schuld der 
Ucbertretung wefentlich vergrößern, und baß der Verehelichung Feine fonftigen Hinderniſſe 
der Art, wie fie in der Verordnung vom 42. Juni 1808 $. 4. (Reggsbl. 1808. 
©. 1510) &) bezeichnet find, entgegenftehen; unbefchabet übrigend der weitern polizei 


lichen Beftrafung nad) Maßgabe eben diefer Verordnung $. 47. 


a) M. f. Abtheilung XIV. Abſchnitt 3. 
b) M. f. Abtheilung XIV. Abſchnitt 3, 
ec) M. f. Abtheilung XI. Abſchnitt 1. 
d) Man ſ. Abtheilung XII. 


7. 


8. 
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. Die Dispenfation von den Baus Polizeiverordnungen auf dem 


Lande, wenn eine Ausnahme, nad) Andeutung der Brandverficherungsorduung vom 
23. Januar 4841, Art. 16. (Rggsbl. 1844. ©. 146.) *) Durch aufferordensliche Ums 
ftände und dringende Noth gerechtfertigt wird. 

Die durch die Inftruction für die Gefchäftsführung in Eachen ber Brandverf ich er⸗ 
ungsanſtalt vorbehaltene Entſcheidung über die Einleitung des gerichts 
lichen Verfahrens wegen grober Fahrläſſigkeit, mit Rückſicht auf die 
Geſetze, und mit der Verbindlichkeit, Die getroffenen Einleitungen dieſer Art anzuzeigen. 
Die Bewilligung von Gollecten innerhalb eines jeden einzelnen Kreiſes, 
unter obrigfeitlicher Aufficht und- Zeitung , jedoch nur bei fehr bedeutenden Unglücks⸗ 
fällen: durch aufferordentliche, unverfihuldete Ereigniffe, fofern foldye ganze Gemeinden 
und Bezirke betreffen, und mit Ausſchluß aller Brandſchäden. | 


. Die Anordnung aller den Communen obliegenden Straßens und 


MWafferbauarbeiten, welche wegen dringender Gefahr nicht wunterlaffen oder 
verfchoben werden Fönnen; jedoch, foferne fie nicht etatsmäßig find, mit Befchränfung 
auf die erften verforglichen Maßregeln, die der Augenblick fordert. 


B. Sm Fache des Schul: und Studienweſens. 

Die proviforifce Anftellung der Fatholifhen Diftriets- Schul: 
infpectoren, mit demAuftrage, dem jährlichen Hauptberichte über die Volksſchulen 
jedes Kreifes ein Verzeichniß diefer proviforifchen Infpection beizufügen, in welchem 
biejenigen, die fich durch Einficht und Thätigkeit bewährt haben, zur befinitiven Er- 
nennung zu begutachten find; dann mit der ausdrücklichen Beſtimmung, daß die 
Entlafung eines Diftrietö-Schulinfpectord, auch wenn dieſer felbit fie verlangt, von 
den Auffern Behörden nicht bewilligt werden darf. 

Die Beftätigung der Infpectoren und Eatecheten an den Volks- und 
Feiertagsfchulen in der Refidenzftadt, mit der etatsmäßigen Remuneration 
unter dem Borbehalt, daß jede Vermehrung ber letztern entweder im Etat oder 
befonders zu begutachten feyen. 


. Die Befegung aller Tehrerfiellen an ben Volksſchulen, wenn aud ber 


jährliche Dienftertrag, durch Vereinigung mit einem fubalternen Kirchendienfte, die 
Summe von 300 fl. erreicht oder überfteigt. 

Deögleichen die Beftätigung fämmtlicher auf Patronats⸗Schuldienſte 
präfentirter Individuen, wobei jedoch fein anderer, ald ein ſchon geprüfter 
Scuedienjterpectant zur Präfentation angenommen werben darf. 

Ebenfo Die Aufftellung von Lehrgehilfen an folchen Volksſchulen, wo bie 
Zahl der Schüler zu groß if, um von einem Lehrer gehörig unterrichtet Ju werben, 
und gleihmohl dieſer Lehrer ein Einkommen befist, dad den normalmäßigen Betrag 
um foviel überfteigt, als zum Unterhalte eined Gehilfen ganz oder größtentheilg 
jureicht, und im Testen Falle die noch erforderliche Ergänzung aus geeigneten Mitteln 
beigefchafft werden kann. 





a) M. f. Abteilung XIV. Abſchn. VI. 


Abth. IV. Abfchn. IL. S. 3. 


4. Die Erhebung von Nebenfhulen zu öffentlihen ordentlichen 
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7. 


® 


410. 


Bolksfhulen; die Errichtung neuer Schulen; die Anlegung von 
Filial ſchulen, entweber durch einen eigenen Lehrer ober durch einen Schuldienſt⸗ 
Erpectanten, der dem Lehrer der Hauptfchule beigegeben wird, und von dieſem auch 
feinen Unterhalt erhäft, und alfo die Filialfchule ald Ercurrent zu verfehen hat. 
Alles mit der Bedingung, baß folche neue Einrichtungen nur da getroffen werden, 
wo fie Durch örtliche Lage, Entfernung und andere ähnliche Umftände nothwendig 
werden, und ‘wo die Beifchaffung ber nöthigen Mittel in dem Wirkungskreiſe der ber 
treffenden Kreis-Oberabminiftration liegt; endlich auch mit der ausdrüdlichen Beſtim⸗ 
mung, daß die Aufhebung beftehender Schulen, Verlegung derfelben in einen andern 
Ort, oder Vereinigung mit einer benachbarten Schule zum Gutachten vorbehalten 
bleiben, 


Die Errihtung von Arbeitsfchulen für Mädchen, und dieAufftellung 
ber Lehrerinnen an benfelben, vorausgeſetzt, daß die dazu erforderlichen Koften, 
ohne Abbruch der Bebürfniffe der Hauptichule, aus geeigneten Localmitteln aufgebradıt 
werden können. 


Die Berfegung der Volfd-Schullehrer von einem Schuldienft auf dem 
andern, mit der Bedingung: daß diefed nur bei Schuldienften gelte, die den Ertrag 
von 300 Gulden nicht erreichen; daß ed nur in folchen Fällen gefchehe, wo die Bers 
feßung wegen Uneinigfeit mit ber Gemeinde, wegen bes von dem Erftern verlornen 
Zutrauend u. f. mw. nothwendig, oder in andern Rückſichten zweckmäßig erfcheint; 
endlich, daß die Verfegung jederzeit in dem Schul⸗Geſchaͤftsprotocoll umftändlich 
motivirt werde. 

DieEntfernnngderVolfsfchullehrerund Lehrerinnen aus dem Dienfte, 
wegen unfittlichen — Aergernißgebenden Lebendwandeld, oder wegen Untauglichteit 
und Untüchtigkeit, nach vorhergegangener Unterſuchung. 

Die Ouiescirung und Alimentiruug der durch Krankheit ober Alter gebredy 
Lich und zu Verſehung ihres Dienftes gänzlid, unfähig gemworbenen Volksſchull ehrer 
und Lehrerinnen, mit dem Auftrage: die desfallſigen Verfügungen in dem 
Schulgeſchaͤfts⸗Protocolle umftäntlich zu motioiren, und eine Ueberſicht Darüber dem 
jährlichen Hauptberichte beizufügen. 


Die Verfügung von Sehaltsverbefferungen für Volksſchullehrer 
und Lehrerinnen, mit der Bedingung: daß die Gehälter entweder bad normals 
mäßige Quantum nicht fehon erreichen, oder ſich größere Mittel durdy ‚zufällige Um⸗ 
fände darbieten, daß bie Verbefferungen ohne Anweifung ftändiger Zulagen anf die 
Kreis⸗Schuldotation, aus. geeigueten Localfonde, durch freiwillige Beiträge der Schuls 
gemeinden, dur; Zuwendung eines Antheils an ben Gemeindegründen u. dgl. gefche 
hen fonnen; daß nicht andere dringende Schulbebürfniffe darunter leiden, und daß 
dem Jahresberichte eine Ueberfüht ber auf diefe Art bewirkten Gehaltöverbefferungen 
beigelegt werbe. 


Die Bewilligung ber NRemunerationen für den Unterriht im ben 
Sonn» und Feicrtages Schulen, mit der Beichränfung, daß bazu keine an 
deren ald örtliche Hilföquellen in Anfpruch genommen werben, 


11. 


12 


‘ 


13. 
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Die Bewilligung temporärer Unterftüßungen für einzelne Volke: 
- Schullehrer und Schulgehilfen in dringenden Notbfällen, ebenfalls mit Be: 
fhränfung auf die Localfonds, jedoch — wenn diefe durchaus unvermögend feyn 
follten,mit ausnahmsweiſer Ermächtigung, auf den Kreis⸗Schulfond zu recurriren, 
in fofern die angewiefene Dotationsrate zureicht. 


Deegleichen mit der nämlicyen Befchränfung und Ermächtigung, die Bewilli⸗ 
gung von Alimentationsbeiträgen für die Wittwen und Kinder der 
Bolfsfchullehrer; mit dem weitern Anhange, daß die nur im Außerften Kalle zu 
verfügende Anmeifung auf den Kreiss Schnifond jedesmal nur auf ein Sahr gelten 
fol; fo daß die Fortdauer ded Betrages jährlid, in dem Etat aufs Neue begutachtet 
werden muß; übrigens vorbehaltlich der allgemeinen Anordnung, weldye wegen Uns 
terftüßung der Schullehrerswittwen getroffen werden dürfte. 


Die Anordnung der Schulhausbauten, Reparaturen und Bauveräns 
derungen, unter der Vorausſetzung, daß die dazu erforderlichen Mittel zuvor ges 
börig unterfucht und hinreichend erfannt worden find; und daß fein Neubau, fo wie 
feine bedeutende Bauveränderung, auch wenn bie Koften ganz aus dem Local⸗Schul⸗ 
fonde beftritten werden fönnen, vorgenommen werde, ohne daß zuvor von dem Kreis⸗ 
Bauinfpector der Plan repidirt, die Boranfchläge der Koften geprüft, und nach Ers 
forderniß ermäßigt worden find. 


Die Berleihung der Stipendien, welche zur Erlernung eines Hands 
werks, oderzum Unterrichte und zur Erziehung von Mädchen beftimmt find; 
deögleichen die Verleihung der Tocals und Familienftipendien an Fun—⸗ 
Dationsmäßige Bewerber, mit firenger Rückſicht auf die Stiftungebriefe, und Salve 
recursu; dann mit Ausnahme der in die Cathegorie der allgemeinen Stipendien 
nad) der Verordnung vom 4. December 1812 (Reg. BI. 4812. St. LXVII. ©. 
2025 — 2028) =) übergehenden Stipendien diefer Art; und in diefer letztern Rück⸗ 
ficht mit der befondern :Berbindlichkeit, jährlich ein durchaus vollftändiges und genaus 


es Verzeichniß der in jedem Seife wirklich verkiehenen Local⸗ und Familien-Stipendien, 


fo wie ein Berzeichniß der von fiiftungsmäßigen Bewerbern nicht in Anfpruch genom⸗ 
menen Stipendien diefer Gattung einzufenden, worin die hiernach erledigten, und 


in fofern als Jallgemein zu betrachtenden Stipendien nad) der Beridyiedenheit der 


Eonfeffiond s Verwandten, fir welche fie geftiftet worden, zufammenzuftelfen find. 


Endlich: das jährlicdy zu erneuernde Erfenntniß über die Würdigfeit zum 
Fortgenuß eines auf eine beftimmte Zahl von Jahren Allerhöchften 
Orts bemwilligten allgemeinen Stipendiums, mit bem Anhange; 
daß die einfchlägige Stiftungsabminiftration jedes Jahr aufs Neue zur Yortbezahlung 
anzımveifen, und ohne folche Anmweifung dazu nicht befugt, diefe Anweiſung felbft aber 


| nicht anders, ald auf vorgelegtes Zeugniß fortdauernder Würdigkeit des Stipendias 


14. 


ten zu ertheilen fey. 


Die Bewilligung, Kinder weiblichen Geſchlechts ind Ausland zur 
Erziehung bei Privaten oder in Inftituten zu geben. 


a) M. f. Abtheil. IX, 


Sr. II, 
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415. Die Entlaffung und Relegation ber Studierenden; und die Wichder 
aufnahme ber Entlaffenen; letztere mit Beobachtung der nöthigen Vorſicht 
und Strenge, 


c. Sm Fade des Kirchenweſens. 


I, 

Sn Anfehnag der Fatholifhen KRirdhenangelegenheiten: 

41. Der Vollzug der Verordnungen rüdfichtlich des Tandesfürftlihen Placet, in 
Betreff der jährlichen Faften-Difpenfationen, fofern die bifchöflichen Faitens 
patente mit den bisher ſchon genehmigten übereinftimmen; und unter ausdrücklicher 
Ausnahme des Falles, wenn darin neue abweichende Anordnungen gemadjt werden 
wollen. 

IL 

Su Anfehung der proteffantifhen Rirhenangelegenheiten: 

2. Die Beftätigung der auf den Diftrict«Synodal-Verfammlungen getroffenen Wahs 
Ien von Capitels-Senioren und Kammerarien, nad) den darüber beftehens 
den Verorduungen, gemäß welcher nur Ein Senior und Ein Kammerer in jedem 
Sapitel beftehen fol ; | 

3. Die Beſtellung und Remuneration der Pfarrvicarien, mit ‚genauer 
Einhaltung der Verordnungen vom 27. November 1809 (Reg. BI. 1809. ©. 1889.) 
und 15. März 1810 (Reg. BI. v. J. 1810, ©. 177) «) befonders auch in Bezug 
auf die unentgeltliche Pfarrverwefung durch benachbarte Geiftliche, während der 
Dauer ded Nachſitzes, und in den darauffolgenden erften ſechs Wochen, dann bei 
furzen, durch Beförderung geiftlicher Individuen, entftehenden Bacanzen. 


Sede folche Verfügung muß dem Localcemmifjariate der Stadt Nürnberg in Abfchrift 
mitgetheit werden, damit dasſelbe ald Oberadminiſtration der allgemeinen Pfarr s Unterftugungdr 
und Pfarr Wittmens Berforgungsanftalt, das Jutereſſe diefer beiden Inſtitute in Rückſicht des 
Bezugs der Intercalar⸗Früchte wahrnehmen koͤnne. 

4. Die Bewilligung der normalmäßigen Wittwen⸗Nachſitze, und der 
einfachen Penſion für die Hinterlaſſenen der Geiſtlichen, von dem 
Tage des erloſchenen Nachſitzes an, nach den Verordnungen” vom 13. Auguſt 1811, 
Reg. BI. 1811. ©. 1003) und 3. Februar 1813, (Reg. BI. 1813 ©. 326 ff.) ») 
mit jededmaliger Mittheilung an dad ebengenante Localcommiffariat, um theils die 
Adminiftration der gedachten Inſtitute zur Auszahlung und Verrechnung anzumeifen, 
theild, wo die obenerwähnten Verordnungen nicht eingehalten worden wären, Die ge 
eigneten Erinnerungen, und nöthigen Falls die Anzeige bei Allerhöchlter Stelle 
zu madıen. 

Die Entfcheidung ber Streitigkeiten über die Kirchenftühle in letz⸗ 
ter abminiftrativer Juſtanz, fofern fi ſolche nicht zur Verweiſung am bie 
richterliche Behörde eignen. 


5 


“ 





a) M. f. Abtheil, VIII Abſchn. 3 
b) Ebendaſelbſt. 


* 
6. 
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Die Difpenfation von den in den ehegerichtlichen Eheſcheidungs⸗ 
Urtheilen, befonderd wegen begangenen Ehebruchs, dem fchulbigen Theile aufges 


legten Eölibatöftrafen, oder der Unterfagung anderweitiger Berheirathung; mit dem Ans 


hange, daß nadı dem canonifchen Rechte in allen Fällen die Difpenfation verfagt 
werben foll, wo die ehebrecherifchen Theile, zur Zeit des verübten Ehebruche, ſich 
einander die Ehe verfprochen, oder dem unfchuldigen Theile nad) dem Leben ges 
trachtet haben. 


. Die in dem $. 63. ber Eonfiftorialorbnung angedeuteten Difpenfationen in Anfehung 


ber Zeit, und des Orts der Taufe, bes Wechſels der Beichtverhält 
niffe, der. Privatcommunion, der öffentlichen ober Hanstrauung, 
und der Beerdigungsfeier, in einzelnen aufferordentlichen Fällen, und aus 
befonders wichtigen Gründen. 

Die in dem $. 72. der nämlichen Conſiſtorialordnung vorbehaltene Ahndung gegen 
biejenigen Pfarrer, welche fi) einer Nachläſſigkeit in Führung der Kirden, 
bücher ſchuldig machen. 


IT. 


Sn Anfehung beider Eonfeffionen. 


9. 


:40. 


Die Befegung aller fubalternen Kirhendienfte, ohne Unterfchieb des 
Ertragd derfelben, nach denjenigen Beitimmungen, weldye durch die Berorbnung vom 
30. December 1810. (Reg. BI. v. J. 1811. S. 17—24.) «) vorgefchrieben find. 


Die durd; hinreichende Beweggründe veranlaßte Bewilligung geringer Remu⸗ 
nerationen, oder temporärer Gehaltszulagen für das gitive ſubal⸗ 
terne KRirchendienftsPerfonale aus paraten Tocalmitteln des Cultus, mit der 
Beichränkung auf drei Jahre, und auf die Summe von 25 fl., fo wie mit der Ver⸗ 
bindlichkeit, einen Confpect barüber, unter Angabe der Motive, mit ben, nach $. 11. 
der obengenannten Verordnung, einzufendenden Unzeigen, vorzulegen. 


IV. 


Rüdfichtlich ber formellen Behandlung ber biäher aufgezählten Geſchaͤftsgegen⸗ 
ſtaͤnde wirb befkimmt: | | 
41. Den Unterbehörden fteht allenthalben nur die. Inſtruirung, wo foldde ber 


2. 





Natur ber Sache nach erforderläh it, zu, und die Generals, Kreid: und Localcoms 
miffariate entfcheiden fogleich felbft, nach collegialen Berathung. 

In Anfehung der protefantifhen Kirhenangelegenheiten bleibt den 
General⸗Decanaten die verfaffungsmäßige Competenz durch gegemvärbige Bers 
ordnung ungefchnrälert,. und die Gegenftände, welche oben sub Nro. III. Lit. C. 
2. 3. 4. 6. 7. 8. verzeichnet find, werden von benjenigen GeneralsKreiscommiffaria: 
ten behandelt, melche zugleich die Functionen ber Genernlbecanate verſehen. 


a) M. f. Abtheilung VERL. Abſchn. L. 
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| V. | ' 
Ganz nachgelaffen wird den Generals, Kreiss und Localcommiffariaten: 

4. Die in den Inftructionen vom 15. September 1808, $. 4. Lit. K. (Reg. BI. 1808. ©. 
2475.) und vom 8. September 1809 $. 19. (Reg. Bl. 1809 ©. 1525.) «) anbefohs 
Ienen vierteljährige Einfendung der Geſchäftsprotocolle über daß 
Schuls und Kirchenweſen, vorbehaltlich jedoch jeder beliebigen Einficht, welche 
das Minifterium von Zeit zu Zeit durch befondere Abforderung ſich zu verfchaffen gut 
finden wird. 

2. Die in der Inſtruction vom 17. Juli 1808. $. 72. (Reg. Bl. 1808 ©. 1679) ») 
vorgefchriebene Einfendung von monatlichen Gefchäfts » Tabellen. 


vi. 


Die durch die Verordnungen vom 25. April 4811, (Reg. Bl. 1811 ©. 617. ff.) und 
418. Mai 1812, (Reg. Bl. 1812 ©. 900 ff.) ) befohlene Einfendung der Anzeigen über bie 
regulirten Biertaren foll zwar vor der Hand, und bie eine vollfommene Gleichförmigkeit 
und Uebereinftimmung in der Anwendung der gefeglichen Tarife bewirkt feyn wird, fortgefeßt; 
diefe Anzeigen follen aber fünftig an Die Steuer» und Domänen-Eection bei dem Minifterium ber 
Finanzen gerichtet werden. 

München, den 6. Auguft 1815. 


(Reg. Bl. v. 3. 1815. St. XXXIM. ©. 680.) 


IV. Allerhöchste Verordnung vom 27. März 1817, die Formation, den Wirkungs- 
kreis und den Geschäftsgang der obersten Derwaltungsstellen in den Areisen betreffend. 


$. 4. 


cdie Formation, den Wirkungskreis und den Geſchaͤftsgang der oberſten Verwaltunge ſtellen in den 
Kreiſen betr.) | 


M.$ ER 


Uebereinftimmend mit Unſerer Allerhöchiten Verordnung vom 2. Februar d. 5. 6. IV. 
und S. X. 4) haben Wir nach Vernehmung Unſeres Staatörathes befchloffen, die Formation, den 
MWirkungskreis und den Gefchäftsgang der oberften Berwaltungsftellen in den Kreifen nadı fol 
genden Beitimmungen feltzufegen: | 

Ä | Sormation 
der | 
sbersten Derwaltungsstellen in.den acht Kreisen. 


5. 1. 
Die oberfte Berwaltungsftele in jedem Kreife theilt fich in zwei Kammern, die Kammer 
ded Innern, und bie Kammer der Finanzen, welche zufammen die Regierung bed Kreiſes bilden 


a) M. f. Abth. XVIII. Abſchn. 3. 
b) Ebendaſelbſt. 
e) Ebendaſelbſt. 
A) M. f. dieſe Verordnung unter Abſchnitt 2 dieſer Abtheilung S. 331. oben. 
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$. 2. 


Der afte Borftand im Kreife ift ber Generalcommiffär, zugleich Präfvent der Regierung, 
welchem nad, Umftänden für dermal in einigen Kreifen auch ein Bicepräftdent zugegeben wird. 


$. 3. 
Außerdem befteht insbefoudere die Kammer bes Innern: 
aud einem Director, 
aus ſechs Raͤthen, 
aus zwei Aſſeſſoren, 
aus einem Kreisſchulrathe, dermal noch, bis in der Folge die Geſchaͤfte eines ſolchen 
einem der übrigen Räthe oder Aſſeſſoren zugetheilt werden können, 
aus einem Kreis⸗Medicinalrathe, 
aus einem proteſtantiſchen Kirchenrathe in denjenigen Kreiſen, deren oberſte Verwaltungs⸗ 
ſtellen zugleich proteſtantiſche Generaldecanate ſind. 
Die Kammer der Finanzen: 
aus einem Director, 
aus vier Raͤthen, 
aus zwei Aſſeſſoren, 
aus einem Kreisforſtrathe, 
aus einem Fiscalrathe. 
Wo das Appellationsgericht nicht am Sitze der Regierung ſich befindet, Hat ber Fisca⸗ 
latsadjunct am Sitze des erftern feinen Wohnfle zu nehmen. Wegen Beforgung der kandſtraßen 
und Waffefbangegenftände wird noch beſondere Verfügung erfolgen. 


§. 4 
Zur Führung der Tagebücher und Protocolle, zum Erpebdition und zum Goncipiren wer⸗ 
den bei | 
der Kammer des Innern 
zwei Secretäre, wovon der eine die Erpedition und Taration beforgt, und drei Concipiſten, 
bei der Kammer der Finanzen 

zwei Secretäre und ein Erpebitor, welcher zugleich, dad Taxweſen beforgt, aufgeitellt. 

Der im Dienfte ältefte von den Secretären beider Kammern beforgt zugleich die Repar⸗ 
tition und Snfpection ber vereinigten Canzlei. 


‘y >. 
Das Rechnungscommiſſariat wird bei der Kammer des Innern 
aus einem ObersRechnungscommiffär, 
aus zwei Rechnungscommiffären, 
aus drei Rechnungegehilfen, 
bei der Kammer ber Finanzen. 
aus ſechs Nechnungscommiffären, 
aus ſechs Rechnungsgehilfen, wobei einer der Näthe oderAffefforen die Aufficht und 
„Seitung führt, zufammengefebt. 
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9. 6. 
Die Regiſtratur beſorgen für Jede Kammer 
zwei Regiftratoren und 
ein Regiftraturgehilfe. 
Die Regiſtraturen beider Kammern bleiben in einem Locale vereinigt, aber in den Ar⸗ 
beiten getrennt. 
Der im Dienſte aͤlteſte Regiſtrator jeder Kammer iſt zugleich Oberregiſtrator. 


§. 7. 
Die Canzlei iſt für beide Kammern gemeinſchaftlich und beſteht aus ſechs Canzeliſten, 
die Dienerſchaft aber 
ans einem Canzleidiener und aus drei bie vier Canzleiboten bei jeder Kammer. 

Zur nöthigen Aushilfe in der Sanzlei in foferne die ftatusmäßig beftimmten Canzelliſten 
nicht hinreichen, wird für jeden Kreis, nad) VBerfchiedenheit derfelben, ein Averfum von 2000 fl. 
bis 2500 fl. beftimmt. 

Außerdem befteht 

8. 
in jedem Kreife, der Kammer der Finanzen untergeordnet: 


1. eine Kreiskaſſe, beftehend: 
. and einem KreidsKajfier, 
.. aus einem Gontrolleur, zugleich Buchhalter, 
. aus einem Zahlmeifter, . 
. aus zwei Offtcianten, 
. aus einem Kaſſadiener; 


"8, ein Dberauffhlagamt, beftehend: 

. aus einem Oberauffchlagbeamten, 

b. aus einem Controlleur, und ‚ 

e. aus einem Diener; | 

3. ein Siegelamt, beftehend: 

a. and einem Stegelbeamten, 

b. aus einem Gontrolleur, 
. c. aus einem Diener. 


eo yr eo. 


§. 9. 

Borftehende Beſtimmungen zeichnen den höchften Perſonalſtand fir die gefammte Re 
gierung ber Kreife, welcher im Ganzen niemals überfchritten werben darf, wohl aber eine Br 
ſchränknng überhaupt, und auch in der Art zuläßt, daß nach Berfchiedenheit des Umfanges der 
Kreife und der hiernach fich ergebenden Gefchäfte, in einem Kreife ein ober zwei Räthe ober Aſſeſſo⸗ 
ven mehr, im dem andern um fo viel weniger aufgeftellt werden fünnen, weiches auch risckfichts 
lich des “ Rechnungecommiſſariats gilt. 


§. 10. 
Die Befoldungem, welche in beiden Kammern für die Individuen der nämlichen Diens 
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fteöftufe immer gleich ſeyn follen, werben in einem befondern @tat, unb bie Diäten bed Perſonals 
bei Abordnungen zu Commiſſionen über Land in einem bejondern Regulativ feftgefegt. 


S. 11. 


Die Ernennung des ganzen oben beftimmten Perfonald wird vorbehalten; auch wird 
darüber bei vorkommenden Erledigungen nad) Umftänden das Gutachten der Regierung des bes 
treffenden Kreifes erholt werden. 

5. 12. 

Gereralcommiffäre und Präfidenten, Bicepräfidenten, Direstoren und Räthe, treten mit 
ihrer Ernennung, foferne ſolche nicht ausdrücklich ald blos proviforifch bezeichnet wird, und 
wenn fie die gefeßmäffigen ſech s Dienftesjahre bereits vollftredt haben, in das durch die Staates 
dienftpragmatit vom 1. Januar 1805 =) aus geſprochene Berhältniß ein. 


Wegen der übrigen Individnen werben bie geeigneten Beftimmungen noch bonchalten 


5. 43. 


In Beziehung auf den Rang bleibt es, bis hierüber eine allgemeine umfaſſende Anord⸗ 
nung erfolgen wird, bei denjenigen Beſtimmungen, welche für die bisherigen General⸗Kreiscom⸗ 
miffariate und Kreis» Finanzdirectionen beftanden find: Die Vicepräfidenten haben den Rang vor 
den Bicepräfidenten ber Appellationdgerichte. 


Wirkungskteis 
Ber 
obersten Verwaltungsstellen in den acht Mreisen des Reiches, 


5. 1. 


Die oberften Verwaltungdftellen find, jede in dem durch die Verordnung vom 20. Kebruar 
d. 5.5) beftimmten Gebietsumfange, die vollziehenden Organe der Staatöminifterien des Aeuffern, 
des Junern und der Finanzen, in Bezichwug auf alle diejenigen Theile ber Stantsverwaltung 
und innern öffentlichen Angelegenheiten, welche zu dem Geſchäftskreiſe der genannten Miniſterien 
gehören, und nicht befonderen Gentralftelen und deren Unterbehörden übertragen find. 
5. 2 j 
Sm Allgemeinen treten die Kammern bed Innern in die Befugniffe und Obliegenheiten 
der bisherigen General⸗Kreiscommiſſariate, und die Kammern der Finanzen in jene der bisherigen 
Kreis⸗Finanzdirectionen. 


A. Wirkungskreis 
der 
Kammer des Innern, 


5. 3. 


In bie Geſchaͤftsſphaͤre der Kammern des Innern insbeſondere fallen die ſtaatsrechtli⸗ 
chen und militaͤriſchen Angelegenheiten, fo weit letztere den Eivilbehoͤrden zuſtaͤndig find, die Ange⸗ 





a) M. ſ. Abdth. xXVIII. Abi. 2 
B) ©. oben Bd. J1. ©, 328. 
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legenheiten der Religion und ded Kultus, jene der öffentlichen Erziehung, der Bildung, des Uns 
terrichtd und der öffentlichen Sitten, dad Medicinalmefen, die gefammte Yandespolizei, dad Com⸗ 
munals und Stiftungsmefen und die allgemeine Statiftif, mit der in alle dieje Zweige einfchla> 
genden Dienftüberficht und Dienftordnung, nebft der Gerichtöpofizei. 

Die einzelnen Gegenftände diefes hier bezeichneten Wirkungskreiſes find durch die nach: 
ftehenden Titel 1 — IX. beftimmt. | 


Erster Titel, 
Staatsrechtliche Angelegenheiten. 


5. 4. 

Aufficht auf die Landesgrenzen und Bewahrung der landesherrlichen Gerechtfame gegen 
benachbarte Etaaten. Behandlung der Nacdhiteuerfachen mit Beobachtung der beftehenden Vers 
träge, in Verbindung mit den Ein⸗ und Auswanderungen und Vermögens Ein und Ausführungen. 
Die Entfcheidung ftreitiger Nachfteuerverhältniffe. 


§. 5. , 

Bewahrung und Handhabung der Landesverfaffung im Allgemeinen und insbeſondere 
die nächfte Aufficht auf die Gefchäfte des Landraths, fofern hierüber nicht auf andere Weiſe bes 
fonder& verfügt wird, Bewahrung der Gerechtfame, des Souverains rücfichtlich der Verhältniffe 
der im Kreife anfäffigen Fürften, Grafen, Ritter und der Ausübung der gutäherrlichen Gerichte, 
barfeit in den geeigneten Fällen, benehmlich mit den Appellationsgerichten. 


3weiter Titel, 
Militärische Angelegenheiten, 


.& 6. 

Die Meilitärconfeription, und die Entfcheidung desfallfiger Reclamationen; Beforgung 
ber Marſch⸗, Borfpannds und Cinquartierungs » Angelegenheiten; die Einleitung zur Bertheilung 
und Austheilung der Kriegslaſten, benehmlich mit der Kammer der Finanzen; die Entfcheidung 
der Beſchwerden über die Nepartition der Laften und der Entfchädigungs-Forderungen. 


§. 7. 


Polizeiliche Oberaufſicht auf die beurlaubten Soldaten nach den bisher beſtehenden 
Allerhoͤchſten Verordnungen — und deren Einberufung auf Verlangen der Militaͤrbehörden; Ver⸗ 
fügungen zur Abhaltung inländifcher, und Aufficht: gegen fremde Deſerteurs; Aufjicht gegen dad 
Auswandern und Uebertreten der Unterthanen in auswärtige Kriegsdienfte. 


§. 8 

Sorge für die Volziehung der über dad Salpetermefen und die Pulverfabrication beſte⸗ 

henden Verordnungen ; Entfcheidungen über Salpeterdefraudationen; Beförderung der fünftlichen 

Salpetererzeugung; Entfcheidung der Streitigkeiten ber Gemeinden und Bezirke in Anſehung der 
Anlagen von Salpeterpflanzungen. 9 
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Leitung der Landwehr im Kreife, benehmlich mit den befonders autgeitehien Kreis⸗ 
Commando's. 
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Dritter Titel, 


Religion und Eultus. 


6. 10. 

Aufrechthaltung der Religionsedicte und Verordnungen über die öffentlichen und bürger: 
lichen Berhältniffe der religiöfen Gemeinden und Körperfchaften. Handhabung der gefeglichen 
Grängzen zwifchen weltlicher und geiftlicher Gewalt; Bewahrung und Vertretung ber landesherr⸗ 
lichen Rechte und Intereſſen in Bezug auf die Kirchen aller Gonfeffionen, und deren Anftalten 
und Güter, Aufficht auf die Beobachtung der Verordnungen über die geiftliche Gerichtsbarkeit 
und der Amortifationsgefege. 


6. 11. 
| Sorge für die Reinheit und den ungeftörten Gang des Cultus, und überhaupt Hands 
habung der gefammten Religions⸗ und Kirchenpolizei in allen Beziehungen, und befonderd in 
Ruͤckſicht auf alle äußern Handlungen der Kischengemeinden und ihrer Angehörigen. 


6. 42. 

Anordnung und Leitung der Prüfungsconcurfe zur Erlangung geiftlicher Stellen; Ber 
fegung der nicht ftabilen geiftlichen und der ſubalternen weltlichen Kirchendienfte. Cinfegung der 
Kirchendiener in Die Temporalien. Die vorfchriftmäßigen Einleitungen zur Wiederbeſetzung erles 
digter Pfründen, Regulirung des Nachſitzes und der Sintercalfrüchte, nach den beftehenden 
Beitimmungen. Unterſtützung bedürftiger Geiftlicher. 


§. 43. 

Ausübung der durch dad Edict vom 17. März 1809, und bie Inftruction vom 8. Sep⸗ 
tember =) des nämlichen Sahred, den Mittelftellen übertragenen Episcopalfunctionen in reinfirchs 
lichen Angelegenheiten der proteftantifchen Glanbensgenoſſen, mit Beſchränkung auf Diejenigen 
oberiten Kreis sBerwaltungebehörden, welche als Generalderanate conftituirt werben und mit 
Rückſicht auf die durch die nachgefolgten Verordnungen vom 2. Detober 4814 und 6. Auguft 
4815») desfalld eingeräumten Competenz⸗ Erweiterungen. 


Disrter Titel, 
Erziehung, Bildung, Unterricht und öffentliche Sitten. 


5§. 44. 

Sorge für die Beförderung des gefammten Schuls und Erziehungsweſens, und ber 
öffentlichen Anftalten für die Bildung in FKünften und Wiffenfchaften. Aufrechthaltung der 
hierüber beftehenden Verordnungen und Vorſchriften; Aufficht auf die Vollziehung der Unterrichts⸗ 
Normative und Lehrordnung: auf alle Volks⸗, Bürger: und Feiertags⸗, Arbeits⸗ und Induftries 
ſchulen; Leitung der im Kreiſe gelegenen Schullehrerfeminarien, öffentlichen Erziehungshäufern, 


a) Man ſehe Abtheilung VIII. Abſchnitt 1. 
b) Die vorſtehenden beiden Verordnungen. 
1. Bd. 53 
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Studienfchulen, Gymnaſien, Lyceen und Bibliothefen; mit Ausnahme der höheren Auftalten diefer 
Art in der Haupt und Nefidenzftadt. 


9. 45. 

Bewahrung der den Zwecken bes Unterrichts und ber Erziehung gewibmeten Fonds; 
Verwendung ter angewiefenen Dotationdratenz Ausmittlung örtlicher Hilfsquellen; Einführung 
und Regulirung des Schulgeldes; Aufrechthaltung des gefeglichen Anfpruched auf die quarta 
scholarum; Erhaltung und Ergänzung der zum Unterrichte dienenden Requifiten und Vervoll⸗ 
kommnung der Attribute; Ausmittlung und Unterhaltung zweckmäßiger Gebäude, | 


§. 16. 

Unterdrüdung der Winfelfchulen, Beförderung bes ordentlichen Schulbeſuches. Errich⸗ 
tung neuer, Aufhebung oder Zufammenfchmelzung beftehender Volksſchulen, Bildung und Berech⸗ 
tigung der Schulfprengel; Erbaltung und Vermehrung der StudiensBorbereitungsfchulen auf dem 
Lande; Herftellung genauer Schulbefchreibungen. 


$. 17. 

Berechtigung befähigter Subjecte zur Ertheilung von Privatunterricht, und zur Unters 
nehmung von Private, Erziehungs» und Unterricitsanftalten, unter allgemeiner Auffiht, Prüfung 
aller Individuen, die fich dem Fehramte für die Bolfefchulen oder den niederen und höheren 
Studienfchulen und Anftalten, widmen wollen. Yufnahme der fähigen Sompetenten in die Schuls 
lehrerfeminarien, Entlaffung daraus, und Handhabung der inneren Ordnung. 


%. 18. 

Anftelung aller Lehrer an den Volks⸗ und Bürgerſchulen; an den Feiertags⸗, Arbeits 
und Sndujtriefihulen, fo wie an den Studien-Borbereitungsfchulen, danı der fubalternen Diener 
an den Studienanftalten; Verſetzung, Ouiegzirung, ntlaffung dieſes Perfonald, Unterftügung 
und Belohnung desſelben; Sorge für deffen bedürftigen Hinterlaffenen. Beftätigung der präfens 
tirten Tehrer, und Wahrung der Iandesherrlichen Nechte in Bezug auf ſolche Präfentationen; 
Anordnung augenblidlicdyer proviforifcher Vorforge bei erledigten höheren Stellen im Echuls um 
Etudienmweien. 


%. 49. 
Aufficht auf das Betragen und den Fleiß des gefammten Fehr: und Erziehungsperfonals; 
Aufficht auf die Schulconferenzen; Vifitation der Unterrichts- und Ersichungsanftalten; Handhar 
"bung der Didciplin gegen Schulen und Studierende, Dispenfation derfelben von einzelnen 
Lehrgegenftänden; Zulaffung zum Beſuche ber Studienanftalten in der Abficht, ſich nur gewiffen 
beftimmten Fächern zu widmen; Beſtimmung der öffentlichen Preiſe; Suertennung der Local 
und Familienftipendien. 


§. X. 
Entſcheidung der Streitigkeiten zwiſchen Schullehrern und Pfarrern oder Gemeinden in 
Bezug auf die Verhältniffe der Schule und die Schulordnung; Entfcheidung der Anftände über 
Schulgebäude und Baulaft, über Schulgründe; über die medhfelfeitigen Schulfprengel, und übe 
verorbuungsmäßige oder hergebradhte Reichniffe. 
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$. 21. 

Handhabung des Edictd über die Preßfreiheit; Aufficht auf die Tagsblätter und Zeit: 
fhriften, auf die Kalender und Volksſchriften; Leitung und Redaction der Kreis-Intelligenzblätter ; 
Aufficht auf Leihbibliothefen und Lejeinftitute und Bewilligung zu deren Errichtung; Aufficht anf 
den Buchhandel und die Buchdruckereien; Aufjicht auf Theater, Schaufpiele und andere öffentliche 
Borftellungen, auf Bolföfefte und öffentliche Beluſtigungen. 

Sorge, daß öffentlicher Unſittlichkeit geſteuert werde. 


Sünfter Titel 


Medicinalwesen. 


§. 22. 


Aufrechthaltung und Beförderung der Sanitätsanſtalten im Allgemeinen und Vollziehung 
der Verordnungen hierüber; Sammlung und Zuſammenſtellung wiſſenswürdiger Notizen zur Be⸗ 
gründung einer mediciniſchen Statiſtik und Topographie, 


§. 283. 


Vorkehrungen gegen anſteckende Krankheiten und Seuchen, und deren Verbreitung; 
Leitung aller Gefchäfte der Schutzpockenimpfung; Anſchaffung und Unterhaltung der Apparate 
zur Rettung der Scheintodten; Anordnung; und Handhabung der Leichenbefchau; Aufficht auf die 
Begräbnißorte, deren zweckmäßige Anlegung und nothwendige Verſetzung. 


9. 24. 
Aufſicht und Leitung der öffentlichen Krankenanſtalten, Spitäler, Siechen⸗, Srrens, 
Bebär s und Findelhänfer; ferner der im Kreiſe gelegenen Hebammen s und befondern ärztlichen 
Schulen; Aufnahme in diefelben und Entlaffung daraus; Anordnung und Leitung der beöfallfigen 
Prüfungen; Handhabung der Schuldigciplin. 


9. 25. 

Aufficht auf dad gefammte für das Medicinalmefen angeftellte Berfonal, namentlich bie 
Stadt: und Fandgerichtsärzte, und auf die genaue Einhaltung ihrer Inſtructionen; Entſcheidung 
allenfallfiger Dienftconflicte derfelben mit anderen Beamten; Aufftellung geprüfter Hebammen 
und Nebenärzte auf dem Lande, dann befähigter Thierärzte und bewährter Huf» und Beſchlag⸗ 
ſchmiede; Eintheilung derfelben in die nad) Vorfchrift gebildeten Bezirke; Verfegung, Entlaffung, 
Beftrafung oder Unterflügung und Belohnung diefer Perfonen. Subrepartition und Verwendung 
der bewilligten Antheile an den jährlichen Stipendien für die Nebenärzte auf dem Lande. 


9. 26. | 
Unterbrüdung mebicinifcher Pfufcherei; Aufficht gegen unberechtigten Arzneis und Gifts 
handel; Zulaffung zur ärztlichen Praxis; Zulafjung fremder durch den Kreis reifender Aerzte 
und Operateurd. Regulirung ber Badgerechtigkeiten und Ehehaften; Bewilligung zur Uebernahme 
und Verweſung beftehender Apothefen; Aufficht auf Medicinal s und Apothefertaren; Cuperres 
vifion von dergleichen Rechnungen; Anordnung zur Viſitation der Apotheken. 
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$. 27. 

Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit; Aufficht auf geheime Verbindungen ; 
Vorkehrungen zur Handhabung der Ordnung bei großen Berfammlungen; Vollziehung der Ver⸗ 
ordnungen über das Paßweſen und über Landftreichergefindel und Bettlers-Anordnung der nöthigen 
Mafregeln gegen Diebs⸗ und Räuberbanden; Vorſorge gegen ausbrechende Tumulte, und fchnelle 
Unterdrüdung derfelben ; Leitung der zur Randesficherheit in den Kreifen vertheilten Gendarmerie 
in allen polizeilichen Dienftverrichtungen benehmlich mit den Legionscommando’ds; Veranlaffung 
außerordentlichen bewaffneten Beiftandes durch die Landwehr und im Falle ded Bedarfs durch 
das Kinienmilitär. 


9. 28. 
Anfficht auf die Poligeigefängniffe; auf die Befchäftigungss und Zmangsarbeitsanftalten; 
Leitung der hierauf ſich beziehenden Angelegenheiten, fo wie der bisher von der centralifirten Ad⸗ 
miniftration geführten Gefchäfte rücfichtlich der Zuchts und StrafsArbeitshäufer vorbehaltlich der 
Meitaufficht der Juſtizbehörden, und vorbehaltlich der Mitwirkung der Kammern der Finanzen in 
Anfehung der Regie. 


g. 29. 

Borforge gegen öffentliche Unglücksfälle; für Abwendung der Waffers und Feuerfhäden. 
Verbreitung der Bligableiter; Handhabung der Feuerpolizei; Anfchaffung und Unterhaltung der 
Löjch- und Rettungsgeräthe; Einrichtung zweckmäßiger Löfchanftalten und Löfchordnungen; Bes 
förderung der Brandaffecuranz, und Leitung der deöfallfigen Detailgefchäfte im Kreife; Bewilligung 
von Gollecten innerhalb des Kreifes für verunglüdte Gemeinden und Bezirke, mit Ausnahme von 
Brandcollecten. 


$. 30. 


Aufrehhthaltung der Bauordnungen, Entfcheidung über nothmwendige Demolitiohen und 
Sperrungen, und über polizeiliche Banftreitigkeiten; Sorge für Herftellung angemeffener Baus 
pläne, und Genehmigung derfelben mit Ausnahme jener für die Haupts und Refidenzftadt; 
Dipenfationen von einzelnen Bauvorſchriften auf dem Lande; Einführung und Unterhaltung der 
nächtlichen Straßenbeleuchtungen in den Städten und Maͤrkten. 


.$ 31. 

Sorge für dad Gredits und Nabrungsweſen; Einrichtung und Beförderung der Armen ' 

pflege; Aufficht auf die Vollziehung der Verordnungen über das Gefinde; Herftellung und Bes 

förderung von Leibanftalten; Bewilligung zu Privatunternehmungen biefer Art; Unterdrüdung 

von Winkel: Leihhänfern; Aufſicht gegen verbotene Spiele und Lotterienz; Errichtung und Leis 

tung der Bictualiens, Getreides und VBiehmärfte; Handhabung der Marktordnungen; Aufficht auf 

die polizeiliche Beichaffenheit der Nahrungsmittel; Regulirung und Handhabung der Fleifdy, 

Mehls, Brods und Biertaren; Entfernung aller Banns und Zwangsrechte, und Beſchuͤtzung bed 
freien Verkehrs. | 
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$. 32, 


Aufficht auf die gefammte Gewerbes und Handwerkspolizei; Verleihung aller Gewerbes 
Gerechtigfeiten ohne Ausnahme, und mit Einfchluß der Gonzeffionen zur Anlegung von Mühlen, 
Buchhandlungen und Buchdrudereien, in der für dieſen Geſchäftszweig vorgefchriebenen Berfahr 
rungsweife. — Erfenntniß über den Berfauf der Gewerbögerechtigfeiten, über beren Geffion, 
Verpachtung, Zransferirung, Vererbung, über die Erneuerung ödeliegender Gewerbe, und über 
Gewerböftreitigfeiten. — Beſtimmung und Purifizirung der für einige Gewerbe beftehenden Dis 
ſtricte; Herſtellung genauer Gewerbs⸗Kataſter; Abftellung der Gewerbsmißbräuchen; Vollziehung 
der Verordnungen über das Wandern der Geſellen; Diſpenſationen hievon in einzelnen dazu ge⸗ 
eigneten Fällen. Beförderung der Fabriken und Manufacturen. 


$. 33. 
| Beförderung des Acerbaues und der Viehzucht; Aufrechthaltung der Euftur-Gefete ; 
Entfcheidung der Gulturftreitigkeiten; Erfenntniß über die Vertheilung der Gemeindegründe, und 
der Gemeindewaldungen. — Handhabung der Forftpolizei in allen Privat:, Communal⸗ und 
Etiftungswalbungen. 


$. 31. 


Beförderung ded Handeld; Aufficht auf Münze, Maaß und Gewicht und auf alle 
Sefährden im Hantel und Wandel; Bewilligung zur Errichtung von Jahrmärkten; Aufficht auf 
diejelben und die Handelsmeſſen, auf die Fandfrämer und befonders die herumzichenden Mäder; 
Herftellung und Unterhaltung einer Handeld-Matrifel; Leitung des Waſſer⸗, Brücken- und 
Straßenbaues der Communen; Eorge für die Anlegung und Unterhaltung zweckmäßiger 
Bicinals und Communicationswege; ntfcheidung der Streitigfeiten über die diesfallfigen Con⸗ 
currenzsBerbindlichkeifen; Aufficht auf öffentliche Gafthöfe und Niederlagen ; Bollziebung der 
Verordnungen über das Poft» und Landfrachtwefen; Eutfiheidung der Pot» Reclamationen. 
Handhabung der Flöß⸗ und Schifffahrtsordnungen; ntjcheidung der Streitigkeiten über die 
Benüsung öffentlicher Gewäffer, und Wahrung der dabei betheiligten landesherrlichen Rechte und 
Regalien. 


$. 35. 


Bewilligung und Beförderung neuer Anſiedelungen nnd Anſaͤßigmachungen unter Vor⸗ 
ausſetzung der erfoderlichen Bedingungen. — Vollziehung der Verordnungen über die Erleichtes 
rung der Heirathen auf dem Rande, und die Verehelichung in auswärtigen Staaten; Ratihabilis 
tation auswärts gefchloffener Ehen bei vorliegenden befondern Motiven; ‚Entfcheidung ber Be 
ſchwerden und Streitigfeiten über Gegenftände diefer Art, über das polizeiliche Domicil, and 
die Alimentation unftäter, herrnlofer und unbefannter Menfchen. 


$. 36. 


Volziehung der Polizeis Strafgefege und Entfcheidung der Polzeis, Straf- und Con⸗ 
fiöcationg » Fälle, | | Ä 


446 . Abth. IV. Abſchn. IL $ 4. 


Siebenter Titel, 
Eommunal - und Stiftungs - Angelegenheiten. 


$. 37. 


Handhabung der Gemeindeorbnungen; Oberaufſicht auf Markt, Dorf» und Feldpolizei, 
und auf die fämmtlichen Communal⸗Anſtalten; Erkenntniß uͤber fireitige Gemeinderechte; Regus 
Iirung der wechfelfeitigen Berhältniffe der Gemeinden und ihrer Sprengel; Beltätigung ber 
Communalbeamten und ihrer Wahlen. Berechtigung der Gemeinden zur Führung von Prozeffen. 


$. 38. 


Auffiht auf alle allgemeinen und befondern MWohlthätigfeitsanftalten im Kreiſe; bie 
obere Leitung derfelben; Vorforge für ihre Erhaltung und Berbefferung, und Aufficht gegen bie 
Vernadjläffigung der Zwede, und jchädliche Mißbräuche. 


$. 39. 


Suratel über dad Vermögen der Stiftungen und Communen; Befolgung und Hands 
habung der Gefete der Verwaltung; die Bollziehung der Verordnung vom 6. März d. 5. und 
die Ausübung aller Verwaltungs-Befugniffe, Die durch diefelbe dem Meinifterium nicht ausdrück⸗ 
lich vorbehalten find, namentlich diejenigen, welche in den nachftehenden 99. bezeichnet werden. 


$. 40. 


Sorge für die Erhaltung und Vermehrung des Vermögend; für unmmnterbrochene Flüßigs 
feit und erleichterte Perzeption, dann fucceffive Erhöhung und ftiftungsgemäße Verwendung ber 
Tahrsrente, und für eine zuläßige Verminderung der Laſten; Oberaufſicht auf die Bewirthichafr 
tung ded Bermögend durch die untergeordneten Verwaltungen der Municipal» und Ruralgemeins 
den; und dem zufolge Würdigung und Befcheidung der Angelegenheiten, in Bezug auf die Ber 
äußerung von Activ-Obligationen, Realitäten, nusbaren Rechten und Gewerben; auf die Abs 
ſchreibung von Vermögenstheilen, wegen erlittenen Berluftes, und auf die Aufnahme von Paſſiv⸗ 
Sapitalien. 


$. 41. 


Cognition und Beftätigang neuer Fundirungs-Zuflüſſe für beftehende Stiftungen und 
Gemeinden; Kognition und gutachtlicher Antrag über Dotationen zu Errichtung neuer Etif 
tungen. 


$. 42. 
Sorge für ftändige Sonderung ded Vermögens verfchiedener Religionstheile und Zwecke; 
Aufficht gegen Vermiſchungen des Stiftungs s Vermögens mit dem feparirt verwalteten Communal⸗ 
Vermögen, Eröffnung und Gewährung wechfelfeitiger unverzindlicher Vorfchäffe der Stiftungk 
Kaffen zur Beftreitung vorübergehender außerordentlicher Ausgaben. 


$. 43. 


Regulirung der Perfonal s und Realausgaben der Etiftungss und Communal⸗Kaſſen, 
fofern dieſe Ausgaben nicht ſchon durch beftätigte Stiftungs- Urkunden oder frühere Anweiſun⸗ 
gen feltgejegt find, oder in die Competenz der untergeorbneten Verwaltungen verwiefen werben. 
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Reduction der Fundationsmäßigen Ausgaben, wenn bie Sahredrente wegen unwiberbringlichen 
Verluſtes ermweislich nicht zureicht. 


§. 44. 

Oberaufficht über die Gebäude der Stiftungen und Communen; Corge für deren Er: 
haltung im ordentlichen Zuftande; ihre Einverleibung in der Brandverficherungsanftalt; Mehrung 
oder Minderung des Affecuranzcapitald; Würdigung und Beſcheidung der Plane und Koftens 
Boranfchläge bei unvermeidlichen Neubauten. Handhabung der Verordnungen über die Concur⸗ 
renzen zu den Bauten der Stiftungen und Communen. 


$. 45. 


Oberaufficht auf das Vermögen der Pfarreien und Beneficien; inebefondere auf die 
Erhaltung und Verfiherung der Pfarrgebäude; Unterftügung der Pfarrer aus Stiftungsmitteln 
zur Führung der Bauten; Ueberweifung pfarrlicher Baulaften ad onus successorum, und Regus 
lirung der Ausfigfriften. 


$. 46. 


Reviſion und Regulirung der auf dem Stiftungd - und Sommunalvermögen rubenden 
Schulden. Subfidiarifche Ergänzung dieſes Vermögens zum Zwecke der Schuldentilgung, ober 
zur Befriedigung unabweislicher Gemeindebedürfniffe durch indirecte Abgaben oder Steuerbeis 
ſchläge; Würdigung und Genehmigung der desfallfigen Anträge der Gemeinden, und der vorges 
legten Concurrenzetats, benehmlich mit der Kammer der Finanzen. 


$. 47. 


Infpection der Stiftungds und Communalkaſſen und des Berwaltungszuftandes in ben 
Städten und größern Märkten, gelegenheitlich anderer Vifitationen; Sorge für eine zeitige Pers 
fonalbeftellung der Verwaltung im alle der Erledigung und für eine regelmäßige Ertradition 
des Bermögend; Sorge für die zeitige Berfolgung der Regreßanſprüche an Verwalter, durch deren 
Schuld ein Bermögenstheil zu Verluſt gegangen ift, und Sorge für eine ordentliche Vertretung 
der Stiftungen und Communen in ihren Rechtöangelegenheiten, 


$. 48. 

Dberaufficht auf das Rechnungsweſen der Stiftungen in den Landgemeinden durch eine in 
gemeffenen Zwifchenräumen vorzunehmende fummarifche Einfiht und Würdigung der von den 
Lands, Herrſchafts⸗ und Orts⸗Gerichten revidirten und befchiedenen ordentlichen Jahresrechnungen 
der Ortöverwaltungen. LUnmittelbare Revifion und Beſcheidung der Rechnungen über dad Stif⸗ 
tungs⸗ und Comimunalvermögen der Städte und Mürkte, in welchen ein Magiſtrat zur Vers 
waltung aufgeſtellt ſeyn wird. 


Achter Titel, 
Statistik und Dienstübersicht. 


§. 49. 
Sammlung aller Materialien zur Herſtellung einer Statiftif des Kreifed, Benützung ber 
diesfalffigen Angaben der Pfarrer und Gerichtäärzte, insbefondere Sammlung der Geburtds, Traus 
ungs⸗ und Tobtenskiften; jährliche Berichtigung der Bewölferungsverzeichniffe. 
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$. 50. 


Zufammenftellung und Würdigung berjenigen yperiodifchen Anzeigen und Ueberfichten, 
welche über die wichtigeren Berwaltungszweige und die Gefchäftsführung der untergeordneten Bes 
hörden, und über den Zuftand der denfelben anvertrauten Anftalten bereitd vorgefchrieben find, 
oder noch werben vorgefchrieben werden; Vorlegung der hieraus hervorgehenden Nefultate, und 
außerdem augenbliliche Anzeige außerordentlicher Vorfälle, | 


$. 51. 


Erftattung des Jahresberichts über alle Theile der Verwaltung, worin auch ftatt ber 
bisherigen gefonderten Nechenfchafteberichte über die Adminiftration der Etiftungen und Com⸗ 
munen, bie Darftellung des Zuftantes dieſer Adminiftration mit aufgenommen wird. 


Neunter Titel, 


Dienstordnung und Gerichtspolizei. 


§. 52. 


Anordnung und Leitung der Concursprüfungen für die zum Dienſte der Polizei und 
innern Verwaltung adſpirirenden Candidaten und zwar, was die Rechtscandidaten betrifft, be⸗ 
nehmlich mit den Appellationsgerichten. 

6. 53. 


Proviſoriſche Ernennung aller Polizeis und Landgerichts⸗Diener, untergeordneter Aufs 
feher und Verwalter in öffentlichen, unter der Leitung der oberften Kreisftellen ſtehenden Anftalten, 
der Polizeiofficianten und anderer fubalterner Diener gleicher Klaffe, wobei fich verfehen wird, 
daß diefelbe bei diefen Anftellungen auf tüchtige Quiescenten vor allen den pflichtmäßigen Bedacht 
nehmen wird. Am Ende eines jeden Quartals ift eine genaue tabellarifche Nachweifung, nad) 
den hierüber noch zu erlaffenden Beitimmungen, zur Erholung der Allerhöchiten Beftätigung eins 
zufenten; über Die Beſetzung aller übrigen Stellen im Regierungsfache erftattet fie gutachtliche 
Berichte; Beftätigung der gutsherrlichen Beamten nach den gegebenen Vorfchriften ; Aufſicht auf 
bas höhere Amtöperfonal, deſſen Verpflichtung und Einweifung; Vorſorge für die proviforifche 
Verweſung erledigter Stellen. 

9. 54. 


Handhabung der Dienfts und Gefchäftd- Ordnung bei allen untergebenen Aemtern und 
Behörden; Beilegung der Irrungen und Conflicte zwifchen denfelben; Eorge für die ordnungs⸗ 
mäffige Uebergabe nnd Uebernahme der Aemter; Beranlaffung von Vifitationen und adminiftrativen 
Generalunterfuchungen, Erfenntniß in allen Dieciplinarfachen; Berfügung proviforifcher Suspens 
fionen in dringenden Fällen; Ueberweiſung der Unterfuchungsacten an den ordentlichen Richter, 
oder gutachtlicher Antrag auf Stellung vor Gericht, mit NRüdficht auf das Strafgeſetzbuch, und 
benehmlich mit den Appellationdgerichten, wenn bie Gebrechen gleidyzeitig in bie Juſtizpflege ein 
fhlagen und eine Ausſcheidung der Gegenftände in der Unterfuchung nicht thunlich iſt. 


§. 50. 


Abftelung der Unterthandbefchwerden gegen Beamten ‚, Schreiber und Diener, der Kla⸗ 
gen gegen Grunds und Gerichtöherren, wenn fie nicht freitige Rechtöverhältniffe betreffen, Ab⸗ 
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ftellung der Eportel: und TarsErceffe, und Entfcheidung in flreitigen Targegenftänden, gemein⸗ 
fchaftlicdy mit der Kammer der Finanzen; Aufſicht auf die öffentlichen Anwälte in allen admini⸗ 
ftrativen Angelegenheiten und Beziehungen; Dieciplin gegen biefelben und Aufficht gegen Winkel⸗ 
advocaten und unberechtigte Schriftenverfertiger. 


9. 56. 


Ertheilung der Heirathslizenzen für alle untergeordrieten Beamten und Diener, welde 
die Rechte der Staatödienftpragmatif genießen, bleibt der Allerhöchften Stelle vorbehalten. Wegen 
des übrigen Perfonald, welches nach der Bejchaffenheit feiner Dienfte an ſich, ober wegen noch 
nicht erſtreckter conftitutionsmäßiger Dienftzeit jener Rechte nicht theilhaftig ift, wird noch befons 
dere Verfügung erfolgen, bis wohin über jeden Fall die Entfchließung des Minifteriume vorzube» 
balten und zu erholen it. Bloßen Diurniften kann von der Polizeibehörde die Heirathsbewilligung 
nur bei hinreichend ausgezeichnetem Vermögen, und nad) vorläufiger Zuftimmung der Gemeinde 
ihred Domicils ertheilt werden. 

Ertheilung der Reifeligenzen im Inlande auf vierzehn Tage, und zwar bei dem landge⸗ 
richtlichen Perſonale benehmlich mit den Appellationsgerichten. Gutachtlicher Antrag über Ber: 
ebelichungsgeſuche wirklicher ſtabiler Staatsdiener, und über gebetene Reiſelizenzen öffentlicher 
Diener ins Ausland und in die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 


B. Wirkungskreis 
der 
Kammer der Finanjen. 


6. 57. 

In die Geſchäftsſphäre der Kammer der Finanzen gehören, bie Leitung der Finanzver⸗ 
waltung in den Kreifen im Allgemeinen, inebefondere die Aufficht über dag Staatseinfommen; 
über den Staatsaufwand; ‚Die. Direction der Kaffen, das Etatöwefen, das NRedynungsweien, die 
Aufficht über das gefammte Finanzs Dienitperfonale, dad Amtes Bürgfchaftömefen, ftöcalifche Pros 
cefje, die Concurrenzen, Steuerbeifchläge und die Angelegenheiten des Landrathe, gemeinfchaftlich 
mit der Kammer des Innern; jährlidye Wirthſchaftsberichte. 


In Beziehung auf alle dieſe Gegenſtaͤnde gelten im Allgemeinen dierBeftimmungen des 
organifchen Edictes über Die Anordnung der Kreiss Finanzdirectionen vom 8. Auguft 1808, in fos 
ferne in Folge der nachſtehenden Verfügungen feine Mobiftentionen eintreten. 


Erster Titel 
Finangverwaltung in den reisen im Allgemeinen. 
$. 58. 


Die Herftellung des Finanzinventard, Confervation und Verbeſſerung des Finanzver⸗ 
mögens; Sorge für den geuauen Vollzug der Finanzgeſetze und Berorbmingen, 


3. 1. 54: 
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3weiter Titel, 
Verwaltung des Staats - Einkommens insbesondere. 


| er 
Vorſchriftsmaͤßige Behandlung des Steuerwefend; des Tar⸗ und Eportelmefend; ber 
Lehen; der Laudemien; der grundherrlichens zinsherrlichens zehentherrlichen Renten; der Oekono⸗ 
mien, Brauereien, Fabriken |. a. in eigener Regie; Sorge für eine genaue, und richtige Erbes 
bung und Verrechnung der hieraus fließenden Gefälle, 
$. 60. - 
Behandlung und veltung des Forſt⸗ und Jagdweſens nach der jüngſten Verordnung 
vom 15. September 1816. =) 
s. 61. 


Behandlung und Leitung des Aufſchlags⸗ und Siegelwef end, nach der Verordnung vom 
4. Juli 1815. 


$. 62. 
Aufficht und Leitung des Landbau» des Waffers Brüdens und Straßenbaues, nad) der 
Verordnung vom 4. Suli 4845, und der demnächft erfolgenden weiteren Beftimmungen. 
$. 63. 


Leitung aller öffentlichen Verkäufe der zur Veräußerung fchon vorläufig beftimmten ent 
behrlichen Staatsrealitäten, und deren Genehmigung bie zum Betrage von 500 fl. in foferne bie 
zum Grunde liegende Cchäßung, und durch die Intereffen des Kaufſchillings, der bisherige Er⸗ 
trag überftiegen wird. Verkäufe von höherem Betrage werben zur Allerhöchften Genehmigung 
eingeſendet. 


8. 64. 
Behandlung der Erb⸗ und Zeitpächte, deren Genehmigung, die erſtern bis zum Bes 
trage. von 500 fl., die Iegtern bie zum Betrage. von 1000 fl.,. unter obiger Befchränfung. 
$. 65. 
Behandlung der Ablöfung der Frohnen und Orundgerechtigfeiten nadı ben hierüber ı er⸗ 
laſſenen oder noch zu erlaſſenden Verordnungen. | 
$. 66. 
Berorbnungsmäßige Behandlung dee Nachlaßweſens, der Sieuer⸗ und Giltwode⸗ 
rationen, der Ausſtaͤnde und ruhenden Gefälle. 
Dritter Titel, . 
Aufsicht über. den Staatsaufwand in den Kreisen. 


$. 67. 
Sorge für die richtige Bezahlung und Verrechnung aller in den Kreifen vorkommenden, 


— — — — 


a) M. f. Abtheil. XIV. Abſchn. II. 
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und aus beit Finanz⸗Kaſſen zu beftreitenden, dutch befondere Allerhöchſte Neferipte angewieſenen 
oder durch die Etatöfanctiond»Referipte in beflimmten Summen bewilligten Ausgaben auf Bes 
foldungen, Penfionen, BüreausErigenzen, öffentliche Anftalten der Erziehung, des Gultus, ber 
öffentlichen Sicherheit, der Wohlthätigfeit, der Snduftrie, ber Bauten f. a. unter firenger Bes 
öbachtung ber Kaſſa⸗Inſtruction won 2. März 1814; 


$. 68. 
Anweiſungen ber Diäten und Reiſekoſten nach den beſtehenden Regulativen. 


$: 69. 
Bellimmung und Anweiſung der Umzugskoſten unter firenger Beobachtung ber hierüber 
beftehenden gefeglichen Normen. 
$. 70. 
Regulirung und Anweiſung der Penfionen, in ſoferne fich felbe ganz entfchieben: 
auf die Dienfteds Pragmatif vom 4. Januar 4805, und die Nachtrags⸗Verordnung vom 
8: Februar 1805, 2) oder 
b. auf die Verordnung vom 412. Juni 4804 5) über bie Zulage ber ftändifchen Kloftergeifts 
lichen wegen zunehmenden Alters, oder 
c. auf die Verordnung vom 1. Sept. 1807 +) über Unterflügungen des Straßenbau» Pers 
fonald, oder 
d. auf dad Negulativ vom 18. December 1810 4) über die Penfionen der Städt» und 
Maͤrkt'ſchen Individuen beziehen, | 


® 
ẽ 


9. 71. 


J Ueber diefe ad 66. 68. 69. und 70. bemerkte, aus eigener Eompetenz zu verfügenden 
Anweiſungen bleibt die Superreviſion bed oberfien Redinungehofed vorbehalten. Auch find die 
Kammern der Finanzen gehaltert, über die aus eigener Competenz angewiefenen Penfionen, Um⸗ 
zugsfoften und Diäten, fo wie über die (N. 63 und 64. bemerften Verhandlungen, alle Quartale 
tabellarifche Nachweifungen zur Einfiht und Prüfung an bie Allerhöchfte Stelle einzufenden, im 
welchen alle Umftände, Normen und gefetliche Beltimmungen, welche die Anweiſung oder bie 
-Berfügung begründen, genau und vollftändig bemerkt werden müffen. 


9. 72 


Penfionen und Unterftügungen, welche fich nicht auf die genannten Verordnumgen und 
Regulative, fondern auf die Normalverorbnung vom 14. Suni 1803, auf den Reichsdeputations⸗ 
Hauptfchluß vom Jahre 1803, auf die verfchiedenen Tocalndrmative voriger Regierungen, auf 
befondere abgeſchloſſene Receffe, f. a. gründen, werben der Allerhöchſten Entſcheidung und Ges 


a) M. ſ(Abth. XVIIE Abſchn. 2. 
b) M. ſ. Abth. VI. Abſchu. 2. 
e) M. f. Abth. XVIL 
HM. f. Abth. XL. 
54* 
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uehmigung vorbehalten, jedoch find die Kammern der Finanzen ermächtigt, nach Umftänden vers 
haältnißmäßige Vorſchüſſe hierauf anzumeifen. 


$. 73. N 


Anmeifungen von Vorfchüffen bid zu dem Betrage von 4000 fl. in allen unvorber 
gefehenen, in den. Etatsfanctiond-Referipten nicht beftimmt bezeichneten Sällen, wo 
Gefahr auf dem Verzug haftet, unter der Verbindlichkeit, hierüber ſogleich Die Anzeige zu erſtatten, 
und in einem motivirten Berichte Die Genehmigung nachträglidy zu erholen. 5 


$, 74. 
Diepofttion über die für Unterftütungen einzelner Individuen oder für andere beftimmte 
oder unbeſtimmte Zwede in ben Etatsfanctiond-Referipten ausgeſetzten Summen und Refervefonde; 


Bertheilung der Büreanerigenz-Erfparungshälfte auf den Grund der von dem oberften Rechninge— 
hofe richtig geſtellten Büreauexigenz⸗Rechnungen. 


% 75. 


Sorge und Verantwortlichkeit, daß die genehmigten Etats in feinem ihrer Theile und 
Rubricen überfchritten werden, mit Ausnahme derjenigen Fälle, wo das Webertragen der Erſpar⸗ 
niſſe bei einer Rubric auf die andere ausdrůcklich geſtattet iſt. 


Dierter Titel 
| Etalswesen. 


$ 76. 
Sorge über die rechtzeitige und vorfchriftsmäßige Anfertigung der Specialetats ber 
Aemter und Kaffen; Prüfung diefer Etats rüdfichtlich des Formellen und der Materialien; Zu 
fammenjtellung der einzelnen Aemter und Kafjenetatd, und Anfertigung eined Kreie s Hauptetats; 


Einfendung deffelben mit einem umftändlichen Erläuterungöberichte nach der biedfalld gegebenen 
Vorſchrift. 


4. 7. 


Sorge und Wachſamteit uͤber die Realiſirung der Etats; Obſorge für die richtige und 
rechtzeitige Anfertigung der Monatsextracte, Conſpecte u. ſ. w., Beſorgung ber Ingroſſation zur 
Conſervirung der Etats; Kreisbuchführung bei dem Rechnungs-Sommiffariate nad) einer noch zu 
erlafjenden befondern Sufrueion M 


Sünfter Titel, 
Rechnungswesen, - 


% 78. a 


Wachfamfeit und Sorge über die rechtzeitige Anfertigung und Stellung der Rechnungen 
von Seite der Aemter und Kaffen; Prüfung und Aufnahme der Aemter und Kaffarechriüngen; 
Jahres⸗ und NRechenfchaftsbericht über Die ganze Finanzverwaltung dee Kreiſes, nach allen ihren 
Branchen am Schluße eines jeden Finanzjahres. 
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Sehster Titel, 
Direction der Kassen, 
9. 79 | 
Sorge für die rechtzeitige Einlieferung der etats⸗ und rechnungẽmaͤßigen ueberſchuſſe 
von den Aemtern an die Kreiskaſſen; etats⸗ und vorſchriftsmäßige Verwendung der bereits ein⸗ 
gefloſſenen, in den Kreiskaſſen befindlichen Geldvorräthe, und Beſtimmungen über Verwrndung 
der hierauf bereits angewieſenen Poſten (Repartition); Obſorge über den Vollzug der Repartition; 
punktliche Realiſirung und Einlieferung der Central⸗Staatskaſſe⸗Dotation, und der Dotations⸗ 
nachtraͤge; pünftliche Honorirung der von der Central⸗Staatskaſſe, auf ihre etatsmäßige Dotation 
ausgeftellten Affignationen, vorzüglich für das Militär; Aufficht und Unterfuchung der Kaffen in - 
Hinfiht auf den Baarfchaftsbeitand, und die ganze Amtsführung; vierteljährig, jedoch zur unbes 
ftimmten Zeit vorzunehmender Kaſſeſturz und Einſendung des Sturzprotocolls; Aufſicht über 
das Kaſſeperſonale. 
9. 80. 
Aufſicht und Behandlung des Staatsſchuldenweſens in denjenigen Kreiſen, wo ſolches 
nicht zur Staatsſchulden-Tilgungscommiſſion für die ältern Kreiſe in München gezogen worden. 


Siebenter Titel, 
Dienstordnung und Gerichts - Polizei, 
$. 81. 


Wegen Prüfung der Adfpiranten bleibt ed noch bei den über die Concursprüfungen und 
über die Aufnahme von Acceſſiſten im Finanzfache erlaffenen, oder noch zu erlaffenden Verordnungen. 


G. 82. 

Proviforifche Ernennung der Boten, Diener u. f. w. bei den allgemeinen und befondern 
Rentämtern, und andern untergeordneten abminiftrativen Stellen, wobei nach Borfchrift des 9. 53. 
bed Wirfungsfreifes der Kammer des Innern zu verfahren, und an die darin gegebenen Beſtim— 
mungen ſich genau zu halten ift, | 

§. 83. 

Amts: Ein⸗ und Ausantwortungen beſorgt die Kammer der Finanzen bei allen, Aerarial⸗ 
gelder percipirenden und verrechnenden Beamten, und legt bie Reſultate berichtlich vor. Eben 
daher concurrirt ſelbe auch bei der Amts⸗Ein⸗ und Ausantwortung an die Landrichter und Tas 
xatoren, benehmlich mit der Kammer des Sunern, oder der Zuftizbehörden, in Hinſicht auf Des 
pofiten, Taren und Sporteln. 

§. 84 
. Verfügung der gewöhnlichen Amts⸗ und Kaffavifitation (nach den Beltimmungen über 
den Sefchäftögang 9. 3). Uebrigens liegt es in der Befugniß und in der Pflicht. der Finanz 
fammery, Bifitationen diefer.Art überall und zu jeder Zeit eintreten zu laffen, wenn ein. gegrüns 
beter Verdacht gegen die Amts⸗ und Kaſſeführung eines Beamten ſelbe motivirt. 
§. 85. 

Unterſuchung der Dienſtgebrechen der untergeordneten Finanzbeamten und Diener, auf 
höheren Antrag, oder auch ex officio im Falle eines gegründeten Verdachts gefährdeter Amtsver⸗ 
waltung gegen jene Beamten und Diener; berichtliche Vorlage der Refultate hierüber, mit ihrem 
Gutachten über Beitrafung des Unterfinhten, und die Borfrage: ob folcher vor Gericht geftellt 
werben fol, nad) den Beſtimmungen des Strafgefegbuches. 
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In dringenden Fällen ift die Kammer der Finanzen befugt,“ einen ſolchen Beamten vors 
läufig fogleich von deffen Amtsverrichtungen zu fufpendiren und für die proviforifche Verwaltung 


des Amtes zu ſorgen. 
Disciplinar⸗ und Ordnungs⸗Strafen in kleinern Vergehen, oder bei incorrigiblem Saum⸗ 


ſal untergeordneter Beamten und Diener koͤnnen durch die Finanzkammer ohne Anfrage verfügt 
werden. 
9. 86. 


Die Ertheilung der Heirathölicenzen an geſammtes Finanzperſonal, welches die Rechte 
der Dienſtpragmatik genießt, bleibt der Allerhöchſten Stelle vorbehalten. 
Wegen des übrigen Perſonals treten die in dem . 56. bes Wirkungskreiſes ver Kammer 
des Innern enthaltenen Beſtimmungen ein. 


Achter Titel, 
Amtsbürgschafts-Wesen. 
G. 87. 
Diefer Gegenftand unterliegt einer neuen Reviſion und wird hierüber feiner Zeit die 
weitere Entichließung erfolgen. 
Neunter Titel, 
F iscalische Processs, 


G. 88. 


Sn den Taufenden fiscalifchen Angelegenheiten hat der Finanzfiscal, welcher ald wirklicher 
Rath in die Kammer der Finanzen, mit Sig nnd Stimme eintritt, bei ber befügten Kammer vors 
zutragen. Bei Appellationen und Vergleichen, weldye die Summe von 500 fl. überfchreiten,, fo 
wie auch bei neu fich ergebenden Proceffen über ben Hauptproceßplan hat die Finanzkammer Be⸗ 
richt an das Miniſterium zu erſtatten. 


Zehnter Titel. | 
Aburtheilung der Mauth- uns Boll - Aufschlag · md Stempel-Befeaudationen in zweiter Instanz.®) 


§. 89. 


Diefe erlaffen die einfchlägigen Regierungen bed Kreifes in ber Art, baß ein Wath der 
Finanzkammer hierüber in der Kammer des Innern vorträgt. In wichtigen Fällen ſoll die Bes 
rathang in gemeinfchaftlicher Sigung beiber Kammern gefchehen. Es wird in allen diefen Fällen 
ein förmliches Erfenntmß mit beigefügten Entfcheidungsgründen gefaßt, und in Fällen, wo bie 
Gegenftanböfumme eines weitern Recurs zulaͤßt, umfänblich ſchriftlicher Vortrag erflattet, 


Eilfter Titel, 
Steurbeischlägr &ir Eameral- Angelegenheiten, Mriegsbriträge und Kant Angelegenheiten, 


(. 90. 
Dad gemeinfchaftliche Benehmen der Kammern des Innern mit den Kaumern der gi 


a) M. f. oben ©. 235. fig. 
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nanzen hierin ift bereitd oben bei ben Veſtimmungen über den Wirkungskreis ber Kammer des 
Innern angeorbnet worden. 


C. Besondere auf beide Kammern anwendbare Bestimmungen über den Umtang und die Grenzen der 
Competenj. 
§. 91. 
Die oberſten Kreis⸗Verwaltungsſtellen find im Allgemeinen auf die Vollziehung ber 


Verordnungen und Geſetze, auf Belehrung der Aemter bei offenbaren Mißverftändniffen und fchiea 
fer Anwendung berfelben, und auf rein erecutive Weifungen befchränft. 


Außer ihren Befugniffen Liegt die eigene Erlaffung gefeßlicher Normen und organifcher 
Anordnungen, bie Feitjegung und der Ausſpruch von neuen Verwaltungsgrundfäßen ; die Borfchreis 
bungen allgemeiner Reglements und Dienftesintructionen, und die Difpenfation von beftehenden 
Befegen uud Verordnungen, fofern die Befugniß hiezu ihnen nicht ausdrücklich eingeräumt if. 
Yeberbaupt follen fie von dem Geſichtspuncte ausgehen, daß fie in allen denjenigen Fällen, welche 


des Princips oder der Folge wegen von allgemeiner Wichtigfeit find, die Allerhöchfte Entſcheidung 
zu erholen haben. 


. 9. 

Alle Uebergriffe in die Sphäre fremder Gefchäfte follen forgfältig vermieden, bei ge 
mifchten Gegenftänden foll mit den geeigneten Behörden das vorfchriftsmäßige Benehmen gepflogen, 
Srrungen und Gonflicte follen nach Möglichkeit verhütet und beigelegt, oder darüber, wenn eine 
Bereinigung der Anftchten nicht zu erzielen ift, Bericht erftattet werden. 


9. 93. 

In folchen Angelegenheiten, für welche den beitehenden Vorfchriften und der Gefchäfte 
ordnung gemäß, die Unterbehörden als erſte Inftanzen aufgeftellt find, ſollen die oberften, Kreis 
verwaltungsftellen den Befugniffen und dem Verfahren. derfelben nicht vorgreifen, außer zur Abs 
ftellung vordommender Beſchwerden und wahrgenommener Gefchäftsverzögerungen. 


9. 94. 

Eigentliche höhere Gnadenſachen, namentlich Verleihungen von äußerlichen Auszeichnuns 
gen, von außerordentlichen Belohnungen und Unterſtützungen aus. Tandeöherrlichen Kaffen, von 
Patenten. und Privilegien zu Gunften gemeinnüglicher Erfindungen und Unternehmungen u. f. mı 
find der Allerhöchften Stelle ausfchließend vorbehalten. | 


Geschäftsgang. - 
. baden 
obersten. Wermaltungsstellen i in den acht. Kreisen. des Reiches. 


4 


Die oberfte Leitung der Gefchäfte, des Ganges und der Formen bderfelben, ſteht dem 
Generalcommiffär und Präffdenten zu. . 


Nach Umſtänden wird für bermal in einigen Kreifen derfelben ein Bicepräfident beige: 
geben. 


Sein Stellvertreter bei. Abwefenheit oder Krankheit ift der Bicepräfident, wo ſich einer 
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befindet, und nad) diefem der äftefte Director. Der Vicepräfident foll vorzüglich derjenigen Kam⸗ 
mer beiwohnen, deren Director abwejend oder verhindert if. Jeder Director leitet zunächft die 
Gefchäfte feiner Kammer. 


2 


Der Generalcommiffär eröffnet den Einlauf. Da. (wie unten $. 13. verordnet wird) 
jeded an die Regierung des Kreifes geftellte Erhibit, zugleich die Kammer bezeichnen muß, an 
welche folches gerichtet ift, fo ftellt der Generalcommiffär die eröffneten und präfentirten Exhibita 
fogleich den Directoren der beiden Kammern zu, die folche in dad für jede Kammer beſonders 
zu führende Einlaufss zugleich Gefihäftss Protocol eintragen laſſen. Schon in diefem Einlaufs⸗ 
Protocolle wird der nach der beftehenden Nepartition betreffende Referent bemerkt, fofort hienach 
jedes Erhibit, mit den Voracten durch die Negiftratur dieſem Meferenten zugeftellt. Die Repar⸗ 
tition der Gefchäfte wird von dem Gencralcommiffär gemeinfchaftlich mit dem Vicepräffdenten 
und jedem Director der Kanımer, nach Aemtern nnd Generalgegenftänden vorläuftg im Allgemei⸗ 
nen, und mit jedem Jahre neu entworfen. Abänderungen diefer Nepartition unterm Sahr, oder 
die Beftellung befonderer Referenten in befonderen Fällen verfirgt der Generalcommiffär und Vice⸗ 
präſideut benehmlich mit den Directoren der Kammern. 


$. 3. 


Zur unmittelbaren Befchäftigung ded Generalcommiſſärs werben vorbehalten, alle Ges 
genſtände, welche ihm perfönlich durch fpecielle Reſcripte aufgetragen werden. 

Die jährlichen Viſitationsreiſen im Kreife in foferne fie Gegenſtände der Kammer bed 
Innern betreffen, macht der Seneralcommiffär nach. den hierüber bereits beftehenden Neglementars 
verfügungen, ober fann fie auch nach Umftänden dem BVicepräfidenten übertragen Die Bifltatios 
nen der Rentämter gefchehen, nach den hierin ebenfalld bereisd vorliegenden befonderen Verord⸗ 
nungen, Durch einen Redmungscommifjar, oder nad, Umftänden durch einen Rath der Kammer 


ber Finanzen, welchen der Dirertor der Kammer der Finanzen vorfchlägt, und der Generalcom⸗ 
mifjär beftätigt. 


(. 4. 


Ferner gehört es zu den perfönlichen Obliegenheiten und Befugniffen des Generalcom⸗ 
miffärs, in Fällen bedrohter oder geftörter öffentlicher Sicherheit, wo Gefahr auf dem Verzug 
haftet, oder der Erfolg ber Maßregeln von der Bewahrung des Geheimniffes abhängt, ſogleich 
auf feine Verantwortlichleit entweder allein, und fin fich, oder mit Zuziehung des Vicepräfidenten 
oder der Dirertoren und nach Belieben auch der ordentlichen Referenten, die erften auf die Ge 
fee gegrimdeten Verfügungen zu erlaffen, damit die Gefahr noch zu rechter Zeit abgewendet, oder 
auf der Stelle unterdrückt und die Verdächtigen oder Thäter außer Stand zu fehaden geſetzt wer 
den. Das nämliche gilt vorn dem Falle, wenn gegen einen Beamten gegrimdete Anzeigen eines 
Verbrechens vorliegen und bei eintretendem Verzuge die Vernichtung oder Erfchmerung der Bes 
weismittel zu beforgen wäre, oder der Beamte ſich der Flucht verdächtig gemacht hat, ober ſchon 
auf der Flucht begriffen ift. 


4. 5. 
Gemeinſchaftlich mit dem Vicepräſidenten und Director der Kammer ded Innern bat 
der Generalcommiffär zu beforgen: die unmittelbare Aufficht auf Die richtige Führung des Papßr 
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weſens und die desfallſigen Negifter, die Leitang der fatiftifchen Sammlungen, die Aufficht auf 
die Anlegung und ‚Unterhaltung. ber. Bormertungsbücher ‚zur Einziehung der im Kreife angeftellten 
‚Staatsbiener bei. den polizeilichen. und. untergerichtlichen Aemtern und. bei den Behörben. dar dag 
nern Verwaltung; der Quiescenten von derfelben. elaffe, und der zum Staatsdieuſte adſpirirenden 
Rechtscanditaten, dann der von Allerhöchfter Stelle in. einzelnen Fällen ausgeſprochenen - nicht 
öffentlich, befannt gemachten Regierungs⸗ und Verwaltungs⸗Grundſaͤtze; ferner: die Redactionn der 
vierteljahrig einzuſendenden Geſchäftstabellen, die der Generalcommiffär und Präfident mit feinen 
befonderen Bemerkungen begleiten kann; die Medaction der Sahresberichte, wozu die Näthe die 
in ihren Refexaten gefanmmelten Erfahrungen und Beuterkungen mitzutheilen haben, "die fodann 
‚wit eingefendet werben; die Redaction ‚der jährlich eingubefördernden Liſten über dad Betragen 
‚und die Verwendung ded Raths⸗ und fubalternen Perſonals bei der: Kammer des Innern. 


. In allen dieſen Gegenſtaͤnden, in ſoferne ſolche auch bei’ der Kammer der Finanzen 
vorkommen, trit dieſes naͤmliche gemeinſchaftliche Benehmen auch mit dem Director der Kammer 
der Finanzen ein. Die ſpezielle Behandlung bes Etats⸗ und Kaſſaweſens if einer beſondern 
Kaſſa⸗Commiſſion übertragen, welche unter dem Vorfige des Präftdenten: mit Beißiehung bes 
Bicepräfidenten aus dem Director der FinanzeKammer und jenem Nathe befteht, welcher dafelbft 
die Somptabilität refpizirt. Die Audfertigungen diefer Kaffa-Commifjion werden von den ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern derfelben unterzeichnet. Ale Zablungs:-Annzelfungen an bie 'r Rental, find 
‚von berjelben zu erlaffen. = Ä et 
6. .. DE 
0 Alle Gegenftände, welche nicht dem General Eommiſaͤr und. Praſſt enten allein, oder 
gemeiuſchauc mit den Directoren, beſonders übertragen find, ſollen in der Regel collegial, und 
zwar is formlichen Sitzungen erledigt werden. Außer den Sitzungen ſollen nur fünpie Berichto⸗ 
Abforderungen, Inſtruetjonen, Excitationen, Signationen zur Juſtifioation und Neyiftratar ‚: ein⸗ 
ache Sammlung und Zuſammenſtellung, bei welchen nichte zu erinnern: iſt, einfache. Remiß⸗ 
‚Berichte und folche kleine Gegenſtaͤnde, bei denen von einer Barathung keine Rede ſeyn lanm, 
behandelt werden. — 

Der General⸗Commiſſaͤr, Vicepraͤſden, ‚bie beibe Ditecloren der Lanmetn und alke 
einzelnen Raͤthe werben ausdrücklich verantwortlich. gemacht, keinen“ zur Deliberation geeigneten 
Gegenſtand, durch büreaumäßiged Verfahren der collegialen Behandlung zu entziehen. Dieſe zur 
Behandlung außer den Sigungen fidy eignenden Gegenftände müffen übrigens (mas fich von felbft 
verſteht) der Reviſion des betreffenden Directors, der Einſicht des Vioepräfiventen und dem Ex⸗ 
pediatur des General⸗Commiſſaͤrs und Präftdenten unterliegen, ſofort von: dem Secretaäͤr (mit 

der Bemerkung | ber büreaumäßigen Behandlung) in ben Geſchaſts⸗Protocallen ne qwetragen werben. 


. $ 7. nn 

, Sebe Kammer hält ihre eigenen geſonderten Sigungen, in weichen der Seneral ⸗Com⸗ 
miſſar und Praͤſident, und in deſſen Abweſenheit der Vicepräſident oder Director den Vorſitz 
führt. — Die Abſtimmungen geſchehen nach dem Dienſtalter von dem aͤlteſten bis zum letzten 
Rathe, wobei die Mitglieder der Kammern, welche für blos einjelne wiſſenſchaftliche und tech⸗ 
niſche Gegenftände ausſchließend beſtellt ſind ꝛc., nur in ihrem gFache eine eitſcheidende Stimme 
haben; der General: Commiffar als Praſident ober deſſen porfigender Stellvertreter giebt feine 
Stimme zulegt. Die Mehrheit der Stimmen, bildet den Beſchluß. Bei. Gleichheit: der Stimmen 
entfcheidet fich die Mehrheit durd, die Stimme des Präfiventen ober feines, Gtellumstretens. . .. ı 

Bd. M. 55 
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u | 6. 8. . Zu 

Bei feichen emntidſen Gegenlanher än’ weichen die Stegiermg bes Rreffeb als 'abmts 

an gerichtliche Inſtanz erkennt, hat fich dieſelbe in ihten Berathungen nach der Hofraths⸗ 

DODrdnutig zu achten. Im übrigen wird ruͤckſichtlich dieſer Gegenſtaͤnde nach den Verordnungen, 

die:darüiber ſchon beſtehen, oder noch erlaſſen werden, und in Polizei⸗Strafſachen nach den Bes 
ſtinmungen der Polizeigeſetze und des fünftigen Polizeis-Strafgefegbuched verfahren. 0 


| j a 9.8. | i 

Der Pramenem muß der Vollehang der durch Einheit oder Mehrheit gefeßten Beſchlüuͤſſe 

frrien Lauf laſſen, und kann ſolche auf ſeine Verantwortlichkeit nur dann ſiſtiren, wenn er davon 

einen großen Nachtheil für das Staatswohl befürchtet, und er iſt zu dieſer Siſtirung verpflichtet, 

wenn er den Beſchluß gegen ausdrückliche Geſetze oder Alterhöchfte Anordnungen gefaßt zu ſeyn 

glaubt. In beiden Fällen hat. er ſogleich davon die Anzeige zu machen. Auch Fan er:befchloffene 

Antrage an die Allerhöchfte Stelle, mit denen er nicht verftanden ift, durch abseſenderres indivi⸗ 
duellet Vrigqtan. einbegleiten. 


g. 40. 


Don Beneroltonmmife als Präfidenten, im -Benehmen mit t dem Biorerägbenten and 
den "Directoren der Kammern wird es überlaffen, die Zahl der Sigungen, ‚and die Tage Derfels 
ben, nach Berhältniß der Gefchäfte und ihrer Dringenheit zu beftimmen; doch follten in jeder 
Moche wenigſtens zwei Sitzungen gehalten werben. - Jeder Referent bringt ber Die: Vorzutragen: 
den Begenftände die von ihm verfaßten Aufſätze fogleich in. die Sitzung mit, außer In zweifelhaften 
-Begenftänden, wo ohne vorläufige Berathung der Vefchluß des Collegiums nicht wohl vorauszu⸗ 
ſehen it. — In richtigen und ſyſtematiſchen, fo wie in allen abminiftrativ s-contentiöfen Wegen 
Ständen, find ſchriftliche Vorträge zu erftatten. — Wenn der Fall eintritt, daß bie Erledigung 
eined Gegenſtandes feiner Dringenheit wegen nicht bis zum ordentlichen Sitzungstag verſchoben 
werden fann, fo ift nad) der Wichtigkeit des Falled, und der Befchaffenheit der Umftänbe eutwe⸗ 
‚der einge außerordentliche Sitzung anzuordnen, odar die Abſtimmungen find durch Eirculare zu 
erhal, und ber Beil iſt in Das, protecel der machſten Siam Radıjnizngen. 


. 


gi. 


Nur in: den ichtigem Gegenſtaͤnden eines gemeinſchefrichen Intereſſes fürr beide 
Kommen veranftaltet der Generaleommiſſar und Praͤſident zuſammengeſetzte Sitzungen, wozu neben 
den beiden Directoren eutweder alle Raͤthe beider Kammern, oder von jeder eine gleiche Anzahl 
von Raͤthen berufen werben. In den gewöhnlichen Gegenftänden dieſes gemeinſchaftlichen Inte⸗ 
reffes ift es hinlänglich, wenn ber Referent den in der einen Kammer vorgetragenen und beſchloſ⸗ 
Senen Begenftand: im: auch in - ber. andern‘ Kammer vorträgt, und id Aufl cht mb Befchluß auch 
diefer Kammer hierüber erholt. rt 


„Sn Gegenflänben, wo es nur auf vorläufige. Kotigen aufsat, wird. wiſchen den 
betreffenden Proponenten. muͤndliches Benehmen gepflogen. 
- Ein Rotenmwerhfel zwiſchen Ben: Kammern findet nicht ſtatt, ſondern En unvermeiktichen 
Mittheilungen und bie’ Abgabe 4 von. N Erinterungen und’ Yenperniigen von einer ur andern ser 
ben durch Protvcollsaudzuge. 


‘, L 
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G: 4% 

| Ueber alle Sigungen werben von einem Secretaͤre Protasplie mit möglich. größter Ges 
sanigfeit geführt, und bei wichtigen Glegeuftänden auch bie einzelnen Abſtimmungen Darin bemerkt: 
Dem Rathe bleibt, in dieſem Yalle die Abgabe eines fehsiftlichen Votums zur den Ycten vonrben 
halten. — Die nach den Befchlüffen. entworfenen Auffäbe menden vom dem Director ‚zepyibirt, 
dem Vicwpraͤſſdenten zur Euſicht vorgelegt... und von dem Generakommiffar und Präfibenten, 
auch wenn er den Sigungen nicht beigewohnt hat, mit dem Expediatur verſehen. Die in das 
Situngsprotocoll eingetragenen Befchlüffe werben von dem Secretär in dem Gefchäftöprotocolle 
nur mit Hinweiſung auf den Tag und die Lormageiiffer des Situngeprotocols bemertt. 


»d— 
X.. « . B 5 on. . r .Z 


‚$. Fr | 

Sn Fällen, wo ber Generalcommiffär in Folge beſonderer ihm perſoulich gegebener 

Aufträge und Vollmachten handelt, geſchehen die Ausfertigungen in feinem Namen nach der bis⸗ 

herigen Form. le Ausfertigungen. ber Regierung des Krriſes werden von dem Generalcommiffär 

als Präfidenten unterzeichnet, und von dem: Directon . dev sinfrhlägigen Kammer  contrafignirt, 

Der Secrefär -unterfertigt ſich am Rande ber Ausfertigung mit bes ‚gewöhnlichen, Bemerkung: collas 
tianirt, da derſelbe für die Reinſchrift haftet. ‚Die. Farm dieſer ——— iſt hltnde: 

a Jene an die untergeordneten Aemter geſchehen mit der Ueberſchrift: 

BER „Im Namen Seiner Majeftät des Könige, “ en 
Die Schreibart iſt befehlond, und die Unterſchrift?; DE FE BEE 
Königlihe bayerifhe Regierung bes... cs. : Kreifesit 
(Kammer des Innenn ober der Finanzen). 
b. bie Schreiben an. coarbinirte Stelle fangen ‚mit ber Bezeichnung. ber Behörde, von wels 
‚her und an welche gefchrieben wird, auf. dieſe Weiſe an: ui 
Die. lüntglihe.bayerifche Regierung dei: “..«. Sreifes er 
an 
co ꝛc. x. 

c. Die Form der Berichte at die Allerhöchſte Stelle mit jedesmaliger Bemerkung der bes 
treffenden Miniſterien richtet ſich nach ber Vorſchrift vom 18. Jannar 4806), und die⸗ 
ſelben werden kuͤnftig, ſo ferne ſie nicht perſonliche Geſchäfto des Geueraltommifſar 
betreffen, nicht mehr in deſſen individuellen Vamen, ſondern sim collectiv Ramen der 
geſammten Regierung des Kreiſes verfaßt, und von. dem Generalcommiffär ald Praͤſthenten, 
Bicepräfidenten,, Directoren und Referauten unterzeichnet, und ya: einem) Sacrktär 
collationirt. 

Die untergeordneten Behorden b beotechta in en Berichten die Formen der Unterre⸗ 
dung. Die Anrede if: .. i | 

„Konigliche Re sierung .. — R eriſea⸗ Oh 

Die nuterſchriſt: | ET — 


Ar: 
if 


ig fe Ant Gaihtee e Ba 
Bon augen. muß bei allen. Eingaben, bie eireffenbe — m werdeh, are : 


«) N. — Abthellung — iuin 3 ae Heft ste in? au nn at 
* U DER IND I. SL ni RE TE Pr Bu a Ver ie 


€ 
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5. 14 
Ä .. Die’anmittelbäre Leitung ber als Körper: zwar Vereinigten, in den-einzelnen Acten aber 
far Jede Kammer ausgefchiebenen Regiſtratur und der vereinigten Ganzlei, fo wie ber Geſchaͤfts⸗ 
formen, iſt unter Oberaufficht deö Generalcommiffärs wid Präfidenten, dem Vicepräfidenten, und 
nach ihm zunaͤchſt ben Directoren übertragen, die auch zu wachen haben, daß die Ausfertigungen 
hefördert-, und'fobald als möglich zur Unterfchrift‘ und Expedition gebradht und alle Sournale 
und Bücher in: Ordnung gehalten werben. 


Re on $ 13. - . oo ! ü 
Serretariat und Rechnungs⸗Gommiſſariat ſind für beide Kammern getrennt, ber ſpeciel⸗ 
len keitung des Directors der betreffenden Kammer untergeben. 

| | en | $.: 16. 

Ale bisher. vergeſchriebenen Normen finden ihre Kımenbung auch a di e orenen 
beftanbene Kreide, Stiftungs⸗ und Communalcuratel. 

Dieſelbe wird allenthalben mit der geſammten Regierung des Kreiſes, mnacht uber mit 
der Kammer des Innern, in allen Geſchaͤftsbeziehungen vereiniget, und bie Gegenſtande dieſer 
Adminiſtration werden mit allen andern auf ganz gleiche Weiſe behandelt; die Kreis⸗Adminiſtra⸗ 
tionsräthe treten, nach ihrem Dienſtebalter, in die Reihe bes. übrigen Rathsperſonals ein, und 
tragen in den ordentlichen Sitzungen voer. Der Beſtand getrennter Sanzleien N Regiſtraturen und 
Rechnungscommiſſarjate für dieſen Bo. ber Geſchäfte hört auf, : . n 

$ 17. 
G witd vorbehalten, zu jeder Zeit die Set rtsote zur Einſicht -abjufordern; 


zur Erlangung der nöthigen Ueberficyten int Ganzen und in einzelnen: Theilen ber * Bermaltun 
fpezielle Weifungen zu erlaffen, -und von Zeit zu Zeit Vifitationen. anzuordnen. 


8. 18. 


233; Jeder einzelne Referent ift verantwortlich für: die rechtzeitige, orbuungämäßige and ge 
ſetzliche Bearbeitung der ihm zugewieſenen Gegenftände. und für. die. genaue und genuine Dars 
— der. actenmaͤßigen Thatſachen und Verhaltniſſe. 
ja Jede Kammer der Regierung bed Kreiſes iſt verantwortlich für ane genaue. Wurdigunß 

der vorkommenden ⸗Anträge, fir Die. Geſetz⸗ "und. dorngemahigteu Heer Veſchlüge n und > für eine 
puͤnktliche Einhaltung der Graͤnzen ihrer Competenz. 
rl. W EV, fe; ‚29 J 

Der General Eommiſſar als Praſent iſt verantwortlich, 08 ver. Einlauf ‚gu rechter 
Zeit und nad) der getraffenen: Repartition vertheilt werbe; daß durch bebrugende Rüuͤckſtände Feine 
Stockungen verurſacht; daß der Deliberation keine zur colfegiafen Behandlung. geeigneten Gegen 
ftände entzogen ; . baß,; die Sitzungen fleißig. und zur. rechter Zeit gehalten und gehörig beſucht; 
daß dabei die geziemende Ördnung beobachtet, die Vorträge mit Gründlichfeit erftattet, die Abs 
fimmungen mit Ruhe und Anſtanb gegeben; die Beſchluſſe beſtimint ausgeſprochen richig in das 
Protocoll eingetragen, und bie Ausfertigungen hiernach gefaßt werden. . ... . 

Ferner iſt er verantwortlich, fir die Bewahrung ber Gefdhäfts-Formen und für die Ein 
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haltung der Gompetengvorfchriften, und er hat, im Zweifel, über den Competenzpunft förmlich 
abftimmen, und collegialen Befchluß faffen zu Inffen. 

Endlich liegt ihm ob, fich fortwährend.: in der lebenficht: der ganzen Adminiftration zu 
erhalten, ben Gang und bie Refultate derfelben, zu verfolgen, um zu verhüten, daß nicht einzelne 
Theile und Zweige vernadjläßigt werden; zu "welchem Ende ihm ba$ Recht der Initiative in 
foweit zuſtehet, daß er jeden Referenten anweiſen kann , Aber eine Geſchaͤftspartie „wo größere 
Belebung, Nachhilfe und Abſtellung weſentlicher Getreien nothwendig ſcheint, ex officio Antrag 
zu eritatten. 


„: % . 
1 


K. "20. , 
Die Geſetze und Vaordnungen in Bezug auf Yas amptice Stüignoeigen, auf. heimliche, 
oder offene Anmwaltfchaft, auf unbefugte Mittheilungen an die Parteien, auf privative Correſpon⸗ 
denz über Amtsſachen, auf Annahme von Geſchenken und auf unberechtigte Benützung amtlicher 
Rokigen iind: Materialien. für offentliche Schriften, werden: erneuert, und von ſaͤmmtlichen bei ber 
Regierung des Kreifes angeftellten Indivibuen wird die genaueſte Nachachtung erwartet. 
Die Vorſtaͤnde find perſonlich für, bie ſtrengſte Aufſicht, und gegen jede Connivenz vers 
antwortlich. 


1 0 r 


8 21. nu 
Der Generali Commiffär darf ſich aus dem Kreife nicht ohne meſean Sendung 
entfernen. I 
Ex ſelbſt Tann dem Bicepräftdenten; den: Directöreit, Ruthen amd Gurten, einen 
Urlaub von 44 Tagen zu Reifen im Inlande geftatten. 


Ueber gebetene Reifeligenzen, deren Dauer die Zeit von’ 14 Tagen hberfchteiten foll, 
oder über Bewilligungen zu Reifen ind Ausland oder in Die Reſidenz, hat e er in der "Regel Ber 


richt zu erſtatten. enipap Iugon U 3 dr 
Aborbnungen von Näthen zu Commifflonerg: uber Land. follan<uns ir eingeben Ballen, 
außerdem aber nicht ohne vorläufige Anzeige und Genehmigung ftatt ſinden. 
Wir beauftragen Unfere Staatsminifterien des Innern und ber Singen mit dem Bolls 
auge. dieſer von Uns gegebenen Anordnuugen ul.u.t 2 lo. mot 
Münden, den 27. März 1817. Ä SEE rd 
Reg. BL. v. I. 1817. St. XIV. G. 255 0 mv an 


V. Allerhöchgte. Verordnung.vom 17. December 1825, die Formation, den Wirkungs- 
kreis und ‚den &sochäftsgang der obersten Vermaltungsstellen. i— in den acht fireisen 
betreffend. Br 


Ye 5. 
‚(Die Formation, den Wirkungskreis und den Beisäftegung der — Brennen | in den 


5 


acht Areiſen betr.) 
L. K. 


Wir hahen nach Vernehmung Unſeres Staatsraths hechloſen die geritten; ven Wir: 
kungs⸗ und den Geſchaͤftsgang ber oberſten Verwaltimgeſtenen w den Deiſen mad) folgenden Ber 
ſtimmungen feitzujegen. 


* 


3 “ 


182 TEE 5.. 


Formation 
der 
ebereten Dermaltungsstlln im den acht Artisen. 


| | Far 
In jevem Kreife bed Koͤnigreichs wirb eine beſondere Kreisregierung fortbeftehen, welche 
für denſelben die oberſte Verwaltungsſtelle bildet, 
$. 2. 


Dieſe wirb ſich bis auf weitere Anorbriung, wie biöher, in zwei Kammern theifen und 
zwar in jene des Innern und in jene ber Finanzen. 
Ka % 3. 
de ae Berta im he iſt ber Generalcommiſſar, zugleich Präfpent der Mregierung. 
5. 4. | 
"Außerdem wird vorläuftg das ftatremäßige Perfonafe Beftehen: 
a. beider Sammer bes Innern . 
aus einen Dirertar,. : 
aus vier bie ſechs Näthen, 
.. in der Art, daß bie Gefaumsiheis berfelben. bei allen "ht Negiorungen bie Zahl von 40 
nicht überſteigt, 
aus einem Medicinalrathe, 
.. 08 zwei. Regiſtratoren, 
aus drei Rechnungscommiffarien ; 
. bu. bet der Rammer:der dinangen, 
aus einem Director, 
aus drei. bis vier - Rüthen, 
in der Art, daß die Gefammtheit Derfeie. bei allen act  sirangn die Zahl. von 80 
nicht überfteigt, 
and einem Affeffor, . 
and einem Fiscalrathe, 
aus einem oder mehreren Fiscaladjuncten, wovon in jedem Kreiſe einer an dem Sitze 
des Appellittionsgerichts wohnen muß; bie: Zahl derſelben in allen Kreifen darf nicht 
über 42 fteigen; 
aus einem Kreiöforftrathe, .. 
aus einem bis zwei Forſtinſpectoren, | 
in der At, daß bie Geſaimmtheit derſelben in allen acht Kreiſen die Zahl von 13 nicht 
überfteigen darf, 
aus zwei Regiſtratoren, 
aus fuuf bis acht Rechmungicemanifarien, 


‚in. den Art, daß die Geſammtheit derſelben in allen Kreiſen. bie Baht von 5%. nicht übers 
Feigen varf; 
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aus dieſen Rechnungerommiſſarion haben bie: Rehinrungevveſtande die Finanzbuchhalter 
zu erwählen. 

Die Zahl der Räthe und Rechnungscommiffarien werden Wir für jede Regierung nad 
Berhältniß ihres Wirkungskreiſes durch befondere Referipte .beftimmen, . 

Zu allen dieſen Stellen werben Wir jedoch In Zukunft nur Individuen ernennen, welche 
bie academifchen Studien vollendet haben, und im äußern Dienfte ihre vorzüglicye Brauchbarkeit 
bewährten. 

Anftellungen von Räthen, Affefforen und Secretaͤren außer dem Status, mit oder ohne 
Beſoldung, ſinden in Zukunft nicht mehr ſtatt. 

Ueberdies geſtatten Wir, daß bei jeder Regierungäfammer von dem Praſi denten 10-12 
Individuen auf Ruf und Widerruf aufgenommen und ben Borftänden, Rüthen, Srrretären, Res 
giftratoren und Rechnungscommiffarien nach Gutbefinden als Gehilfen zugetheilt werden; es bleibt 
auch dem Präfidenten vorbehalten, im Benehmen ‚mit: den beiden Directoren ſolche Gehilfen von 
einer Kammer zur andern zu verfeßen. | 

Drei dieſer Gehilfen bei ber Kammer des Innern find in jedem: Kreife für den Rech⸗ 
nungsbienft der Stiftungen und Gemeinden beftimmt. 

Die Zahl. fämmtlicher Gehilfen werden Wir für jebe Kreißregierung nach dem wahren 
Bebarf etatsmaͤßig feſtſetzen. 

. Megen Beſorgung der Baugegenſtaͤnde wird‘ Felde Berfügung ofen werben. 


65 
Jede Regierung erhält ftatusnäßig anßer dem im vomeheden $. 4. bezeichneten Pers 
fonale fünf Serretäre, aus denfelben wählt ich der Regierungspraͤſident einen Präfldialfecretär, 
welcher unter deffen Befehlen die Aufficht auf bie Ganzlei und das beiden Kammern gemeinfchaft- 
‚liche Unterperfonalg, fo wie die Polizei. dee Haufes au führen, hat. Bon den vier andern Gecres 
tären theilt ber Präfivent im. Benehmen mit den ‚beiden. Direitoren einer jeden Regierungslammer 
zwei zu. 
Zu Secretäröftellen fönnen in Zukunft nur ſolche Itd ividuen befördert werben, welche 
die academiſchen Studien vollendet und im aͤußern Dienſte ihre vorzügliche Brauchbarbeit bewährt 
haben, 


‘ 


Fa 
4 


re} 

Mir behalten Und vor, einem der Heiden Directoren der Regierung den Rang und Tis 
tel .eined Bicepräfidenten zu ertheilen, wodurch ‚aber :kein n Anſprach af häheren 'Behok begründet 
‚werden. ſou. 

6. 7.* 

Die Canzlei iſt für beide Kammern gemeinſchaftlich. Für das hiezu erforderliche Ders 
fonale und für die im $. 4. bemerften Gehilfen, -fo wie für die nöthige Dienerfchaft wird einer 
jeden Kreisregierung etateniäßig eine Xverfalfunmte ansgemworfen, wovon 'bie: Ga u dem Etat 
Des Innern, die andere auf dem Etat der Winanzen werrechnet: werden ſoll. 


$ 8 lem. 
Ueber die Beſoldungen der Neuanzuftellenden werden JO Arfonbere Beſtimmung erlafien. 


i Das. bereits angeſtellte und in Actloität verbleibende Reginugenerfenaie wird die bis⸗ 
herigen Veſoldungen fortbegiehen. 


"su 


Die Ernennung bed ganzen oben beftimmten Perſonals wird vorbehalten, auch wird 
daruͤber bei vorkommenden Erledigungen nad) Umſtaͤnden das > Gutachten 0 ber 7 Regierung des bes 
‚treffenden Kreifed erholt werden. 


| 8. 10. nn 
In Beziehung auf den Rang bleibt es, bis hierüber eine allgemeine umfgffenbe: Anord⸗ 
nung ‚erfolgen wird, bei den bisherigen Beſtimmungen. 
| Die Secretäre, Regiftratoren, . Rechnungscommiſſarien und iheuun haben gleichen 
Rang und reihen ſich unter fi nur nad} bem Dienftesalter. 


wirkungskreis 
der 
obersten berwaltungestellen in den acht Kreisen des Reichen. 


S. Ta 


Die oberften Berwaltungsftellen find, jede in dem durch die Verordnung von 20. 
Februar 1847 «) beftimmten Gebietöumfange, die vollziehenden, Organe der Staatsminiſterien des 
Aeußern, ded Innern und der Finanzen in Beziehung auf älle diejenigen Theile ber Staatsver⸗ 
waltung und innern öffentlichen Angelegenheiten, welche zu dem ©efchäftsfreife der genannten 
‚Minifterien gehören, und nicht befonderen Centralftellen und deren Unterbehörden übertragen find, 
nad) den in ben folgenden‘ ss. Seiten beſonderen Competenzbeſtinimungen. F 


+ 


1 


Rechte Unfern- Krone, dad Bee des 2 ante ind die allgemeine * Unſerer treuen Un⸗ 
terthanen zu währen und # befördern. 


vw Br “ 6. 13° . BR 


Denſelben liegt vor Allem die genaue Befolgung der Verfaſſung ob, und ie Sorge, 
baß berfelben innerhalb der Grenzen ihrer Bezirke überall nachgekommen werde. 


die Sheicreicrungen dürfen nichts verfügen, was was einem ausd/ uiclichen Geſehe entge 
gen ſtuͤnde, ſie haben ſich vielmehr bei Ausübung ihrer Befugniſſe genau an die beſtehenden Prien 


Verordnungen und Reglementd zu halten, und Sorge zu tragen, daß benfelben von allen Unter 
gebenen nachgelebt werde. 


r “ fr N t, 


4. A. Ä 
¶ Diefeen. müffen. duchau⸗ von den Grundſatze ausgehen, Niemanden in der freien Be⸗ 
nichuug ſeines Eigenthumes und im: Gennße der perſonlichen Freiheit weiter einzuſchraͤuken, als 





v 


MR TU Te 


Bildung und Wirkungskreis der Königlichen Kreisregierungen. 435 


eö bie beftehenden Gefege forbern, fie haben Sorge zu tragen, daß diefer Grundſatz auch von ihren 
Unterbehörden befolgt, einem jeben Staatsbürger ihres Kreiſes innerhalb ber Grenzen der Gefepe 
die möglichft freie Entwicklung feiner Kräfte geflattet, und jebe unnöthige von dem Geſetze nicht 
pofitiv gebotene Einmifchung in die Privatverhältniffe der Kreisbewohner unterlaffen werbe. 


$. 46. 


Die Kreißregierungen find in ber Regel befugt, in allen Gegenftänden des Vollzugs 
und der durch die Geſetze denfelben zugewieſenen Entfcheidungen flreitiger Fälle aus eigener Com⸗ 
petenz und ohne weitere Anfrage felbitftändig zu handeln und zu verfügen. 


6. 17. 


Nur in folgenden Fällen haben fie bei den vorgefebten Minifterien anzufragen, und Ges 
nehmigung zu erholen: 


a. wenn die Grundbeftimmungen der Verfaffung oder die Gefete einen Gegenftand augſchlieſ 
ſend in die Competenz eines Miniſteriums legen; 

b. über Errichtung neuer Geſellſchaften, in ſoferne fie ausdrücklich Die Rechte octroirter vom 
Staate genehmigter ober privilegirter Körperfchaften haben wollen, dann über Aufhebung 

ſolcher Gefellfchaften; 

c. bei allen polizeilichen Maßregeln, wodurch wegen außerordentlicher Ereigniffe bie Freiheit 
ded Verkehrs im Innern ſowohl, als mit dem Auslande mehr befchränft werden foll, ale 
es die Geſetze und Allerhöchſten Verordnungen vorfchreiben ; 

d. bei Veränderungen in dem Zwed und der Verfaſſung der Stiftungen; 

e. bei Ueberfchreitungen des Etats, dem nicht fpeciell erlaubten Trandferirungen auf andere 
Poſitionen, bei nicht etatsmäffigen Zahlungen und wegen Verwendung der durch gegens 
wärtige Snftruction nicht ausdrücklich zur freien Verfügung überlaffenen Erfparungen an 
etatsmäßigen Auegaben; 

f. bei Endbeftimmungen über Veränderungen an dem Bermögensftocd des Staates, in foferne 
wicht befondere Allerhöchfte Vorfchriften, für einzelne Gegenftände eine felbftftändige Com⸗ 
petenz einräumen; 

g. bei Veränderungen in demjenigen Dienftperfonale, welches unmittelbar von Une ernannt 
wird; 

h. in allen Gnadenfachen, mit Inbegriff ber unentgelblichen Holzabgaben, wenn nicht durch 
fpecielle Allerhoͤchſte Neferipte und Verordnungen über einzelne Gegenftände den Kreiöres 
gierungen eine felbfiftändige Competenz eingeräumt oder eine Averfalfumme zu ihrer freien 
Berfügung geftellt ift; 

i. in allen jenen Gegenftänden, für welche in den nadjitehenden 9. Diefer Inſtruction den 
Miniſterien ausdruͤcklich die Competenz vorbehalten iſt. 


In dieſen Fällen haben die Kreisregierungen gleichwohl die erforderlichen proviſoriſchen 
Maßregeln anzuordnen, und hiedurch Sorge zu tragen, daß bis zum Eintreffen der Allerhochſten 
Weiſungen kein Nachtheil entſtehe. 


Bd. Ih ol, 56 Zu 
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| $ 18. Zu 
Sn allen Gegenſtaͤnden, welche ber Competenz ber Kreisregierungen überlaſſen ſind, ha⸗ 
ben dieſe alle Anfragen und Berichte zu uuterlaffen, jedoch uner folgenden Ausuahmenr;; 
a. wenn Bollzugeberichte fpeciell angeorbnet wurden; 
b. wenn in Fällen, für welche eine weitere Inſtanz gefeglich angefprochen werden barf, 
Recurs eingelegt wird; 
<, Aber außerordentliche Ereiguiffe von a Wichtigkeit, insbeſondere bei folgenreichen Beziehun⸗ 
gen auf die Reichsverfaſſung, bei Tumulten, Widerſetzlichkeiten ganzer Gemeinden, großen 
Ueberſchwemmungen und Waſſerſchaͤden, Feuersbrünſten, Seuchen und außerordentlichen 
Naturbegebenheiten; 
d. über außerordentliche Vorfälle mit angeſehenen Fremden; 
e. die Durchreiſen regierender Fürſten; 
£, die Reſultate der vorgenommenen Kreis⸗ und Bezirks⸗Viſitationen; 
g. über Kaſſendefecte; 
bh, über Vorſchuͤſſe, welche den von den Miniſterium eröffneten Grebit überfteigen ; 
3. auf befomderes Verlangen, außerdem aber alle drei Jahre, die Qualiftcationds und die. 
Conduiten⸗ Liſten desjenigen Perfonald, welches unmittelbaw von. Und ernannt wurde; 
k in allen jenen Fäͤllen, wegen welcher durch Speciälseferipte Bericht abgeforbert wird, in 
Gegenftänden, worüber den Kreiöregierungen. ben beftehenben Gejegen gemäß. Die leßte 
Inſtanz zuftcht, haben fie fich blos auf Erftattung von Remißberichten und Vorlage ber 
Acten zu befshränfen, oo. 


S. 19. 


Dogegen machen Wir ed Unfern Kreisregierungen zur Pflicht, die Gompetenz Der Unters 
behörben in feiner Weife zu fcehmälern, denfelben unter Vorbehalt der Beſchwerde und ber amtlis 
hen Rüge den unmittelbaren Vollzug der Gefege und Verordnungen, fo wie dad eigentliche Des 
tail der Verwaltung zu überlaffen, und insbefondere, in foferne. die Gefege und Allerhöchften 
Verordnungen ed für einzelne Gegenſtände und ihre Gathegorien nicht anders beftimmen: 

a. ben Unterbehörden jede örtliche Anordnung zur felbftftändigen Verhandlung. hinzuweiſen; 

b. jede contentiöfe Beziehung unter Privaten oder zwifchen biefen und Gorporationen durch 
bie Unterbehörben in erſter Inftanz entfcheiden zu Laffen; 

e. die Vollzugsberichte nur in denjenigen Faͤllen zu. fordern, für welche fie. von der Aller⸗ 
hoͤchſten. Stelle vorgeſchrieben ſind, oder wegen beſonderer einigten ber Sache als un 
entbehrlich erſcheinen. 

9. 20. 

Uuferer unmittelbaren Ernennung bleiben: vorbehalten: 

a. bie Stellen der. Borftünde und Räthe ber Krearegierungen; 

b. dee ſtabilen Perſonals derſelben; 

e. jene Stellen, mit welchen der Rathscharacter ober ein höherer Rang verbitnden iſt; 

d. die Vorſtäͤnde, Aſſeſſoren und Actuare der Landgerichte, bie Stadtcommiſſaͤre, das ftabile 
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Perfonale der Polizeibirection Mühchen, bie Vorſtaͤnde der für die Zucht⸗, Straf⸗ und 
Zwangss Arbeitöhänfer aufgeftellten Directionen und Verwaltungen; 


e. dad ftabile Kaſſen⸗ und OberauffchlagamtssPerfonale, fo wie die Dentbeamten; 
f, die Forftmeifter und Revieförfter; 


g. die Dignitarien und Mitglieder der Capitel und der Confiftorien, wie bie felbftftändigen 
Pfarrer in jenen Fällen, für welche Uns dieſes Nominationsrecht verfaffungsmäßig oder 
gemäß befonderer Titel zufteht; 


h. die Reetoren, Profefforen und Lehrer jener Stubienanftalten, ‚aus welchen ber Uebertritt 
zur Univerfität flatt findet, und die Vorſteher der Schullehrerfeminarien; 


i. die Stadt» und Tandgerichtds Aerzte; 
k, das ftabile Bauperfonale in den Kreifen. 


Unfern Regierungen überlaffen Wir dagegen zur Zeit und in foferne Wir keine andere 
Anordnung im Allgemeinen oder bei einzelnen Fällen treffen werden, die Aufſtellung des übrigen 
Perſonals, jedoch blos in der Eigenfchaft von Fimctionären, weiche auf Ruf und Widerruf gegen 
Taggebühr oder einfache Remuneration aufzunehmen find, fo wie die Beitätigung im denjenigen 
GStellen, worauf den Privaten, Gemeinden oder Gorporationen verfaffunges geſetz⸗ oder vertrags⸗ 
mäßig ein Präfentations: oder Wahlrecht zufteht, in foferne die Verfaffung, die befiebenden Ges 
fee oder die nachfolgenden Beitimmungen ſolche Ernennungen und Beltätigungen nicht ausdrück⸗ 
lih Uns und Unfern Minifterien vorbehalten ober den Unterbehörben zumeifen. 


Die erzbifchöflichen und bifchöflichen Collationen find Uns jedoch audy feuerhin zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen. 
A. Wirkungskreis 
der 
Aammer des Innern. 


$. 21. 


Sn die Gefchäftsfphäre der Kammern ded Innern fallen in ber Segel alle jene Gegen» 
ftände, welche im höchften Reffort den Miniſtcrien des Aeußern und des Innern zugewiefen find, 
in foferne fie Gegenſtand ber Kreisverwaltung feyn konnen, und nicht befonderen Stellen zugetheilt 
find, hieher gehören in&befondere bie ftaaterechtlichen und mititärifchen Angelegenheiten, foweit 
legtere den Givilbehörden zuftändig find, die Angelegenheiten der Religion und der Kirche, jene 
der öffentlichen Erziehung, der Bildung, des Unterrichtd und der öffentlichen Sitten, bad Mebis 
cinalmefen, die gefammte Landespolizei, das Communal⸗ und Stiftungswefen, bie ſtaatswirthſchaft⸗ 
lichen Gegenftände, welche nicht fpeciell der Kammer der Finanzen zugewiefen- find, Das gefammte 
Bauweſen mit allen Zweigen beffelben und die allgemeine Statiftif, mit der in alle biefe Zweige 
einfchlagenden Dienftüberficht und Dienftorbnung nebft der Gerichtöpoligei. 


Die einzelnen Gegenftände diefed hierbezeichneten MWirfungäkreifes find durch die nach⸗ 
Rehenben Titel 2. bis XI. beſtimmt. 


56 - 
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Erster Titel, 
Stoatsrechtliche Angelegenheiten, 


22. 

Aufficht auf die Landesgrenzen und Bewahrung ber Ianbeöherrlichen Gerechtfame gegen 
benachbarte Staaten. «) 

Sie fonnen in biefer Beziebung mit den audländifchen Bermaltungsbehörden in Correſ⸗ 
pondenz treten, von denfelben die erforderlichen Auffchlüffe unmittelbar erholen und benfelben die 
nöthigen Eröffnungen machen. 

Bei Störungen und Beeinträchtigungen ber Landesgrenze ober bei Anforderungen zur 
Auslieferung fremder LUnterthanen oder bei Anträgen über Veränderung der Grenzverhältniſſe 
oder beftehender Etaatsverträge haben fie jedoch an das Minifterium des Innern zu berichten, 
welches fodann in Benehmen mit jenem des Aeuffern verfügen wird. 


§. 23. | 

Die Nachſteuerſachen, mit Beobachtung ber beitehenden Verträge, in Verbindung mit 
den Eins und Auswanderungen und Vermögens» Eins und Ausführungen. 

Die Iuftruirung und Entfcheibung diefer Gegenftände fteht ben Löniglichen Unterbehörs 
den zu, weldye hierüber fortlaufende Negifter zu führen, und die daraus zu bildenden ſummari⸗ 
fhen Leberfichten erft mit ben allgemeinen NRechenfchaftssBerichten vorzulegen haben. | 
| Nur in folgenden Fällen haben die Unterbehörben an bie Kreißregierungen zu berichten: 

a. wenn gegen ihre Entfcheidung appellirt wird ; 

b. wenn mit den Staaten, wohin die Auswanderungen gehen, feine Freizugigfeitös Verträge 
beftehen ; ' 

c. wenn mit ben Einwanderungs⸗Geſuchen bie Bitte um Ertheilung bed Indigenats vers 
bunden: ift. 

In den zu b und o bemerften Fällen hat die Kreisregierung Beriht an bad Miniſte⸗ 
rium des Innern zu erſtatten. 

Ueber die zu a bezeichneten Beſchwerden muß die Regierung in collegiale Berathuug 
treten. 


$. 21. 


Bewahrung und Handhabung der TandessBerfaffung im Allgemeinen und in&befondere 
die Leitung der Wahlen in den Kreifen zur StändesBerfammlung nach den Borfchriften ber Bei— 
Lage 10. zur Verfaſſungs⸗Urkunde; die naͤchſte Aufficht auf bie Gefchäfte des Landraths, in foferne 
hierüber nicht auf andere Weife befonderd verfügt wird. 





a) Nach einer Entſchließgung des Königlichen Yuftigminifteriums vom 29. Januar 1854, dur dab 
Königliche Staatsminifterium des Innern unterm 15. Februar ebendesfelben Jahres (Nr. 4001.) 
den Kreisregierungen mitgetheilt, haben die Appellationsgerite in allen Fällen von Streitig: 
Peiten über Slurmarkungen, Eigenthum und Grunddienftbarkeiten, wobel die Landes⸗Grenzver⸗ 
haͤltniſſe in Frage kommen, jedesmal zur Wahrung der landetherrlichen Gerechtſame gegen be: 
nahbarte Staaten mit den Kiniglihen Kreisregierungen in geeignetes Benehmen zu treten, 
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8. 23. 

Bewahrung ber Gerechtfame des Souverains rückſi chtlich der Verhaͤltniſſe der im Kreiſe 
anſaͤßigen Fürſten, Grafen, Ritter, und der Ausuͤbung ber gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, in den 
geeigneten Fällen benehmlich mit den Appellationds Gerichten, unter genauer Beobadjtung ber 
Borfchriften der vierten und fechöten Beilage zur Berfaffungs Urkunde. 


3weiter Titel, 
Militärische Angelegenheiten. 


$. 26. 


Die Militärs Eonfeription umd anf vorhergehende Gollegial» Berathang bie ie Entſcheidung 
beöfallfiger Reclamationen. 


$. 27. 

Die Beforgung der Marſch⸗, Vorfpannds und Eihquartierungss Angelegenheiten in ber 
Art, daß diefelben nur die allgemeinen Verfügungen für den ganzen Kreis oder mehrere Bezirke, 
dann die unmittelbaren Anordnungen ber in die Kathegorie der allgemeinen Landeslaſten und der 
gemeinfamen Kreislaften gehörigen Einrichtungen und Anftalten, und die Repartition auf bie 
Magiftrate, Sands und Herrichaftögerichte felbft vornehmen, die Subrepartition und die Details 
Anordnungen aber den Diftrietös Behörden unter Vorbehalt der Appellation überlaffen follen. Bei 
Entfcheidung folcher Appellationen muß collegiale Berathung ftatt finden. r 


Fremden Truppen kann der Durchmarfc, nur auf den Grund Allerhöchfter Genehmi⸗ 
gungen und in den darin beſtimmten Richtungen geſtattet werben. 


§. 28. 

Die Audgleichung der Kriegslaften unter genauer Beobachtung ber Vorfchriften des Pes 
raͤquations⸗Geſetzes vom 22. Juli 1819 =), wobei ſich die Competenz der Kreisregierungen und 
der Unterbehörden in Bezug auf die Diftrictölaften nach den gefeglichen Beilimmungen des Lands 
tagsabichieded vom 44. September d. 3. Abfchnitt 3. Nr. 6. richtet, die Ausgleichung der Ges 
meindelaften ift den Gemeindeverwaltungen unter den im Umlagengefeg vom 22. Suli 4849 >) 
vorgefchriebenen Modalitäten zu überlaffen; — nur in Gegenftänden allgemeiner Landeslaſten und 
in Recurefällen muß an die Minifterien berichtet werben. 

Unter collegialer Berathung die Entfcheibung der Entſchaͤdigungs⸗Forderungen für Kriegs⸗ 
laſten und Kriegefchäben. 


§. 29. 


Polizeiliche Oberaufſicht auf die beurlaubten Soldaten und deren Einberufung auf Ver⸗ 
langen der Militärbehörden. 

Diefe Oberaufficht bat ſich jedoch nur auf generelle Anordnungen, auf den Vollzug 
fpezieller Allerhöchfter Befehle, und auf die Entfcheidung der Beſchwerden gegen die Verfügungen 
der Unterbehörden zu befchränfen, welche über bie beurlaubten Soldaten bei Polizeiübertretungen 


a) M. f. Abthellung X. 
b) M. f. Abtheilung XII, Abſchnitt 1. 
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der Kreis⸗Schuldodation geftellt; fie find jedoch verpflichtet, bei Verwendung berfelben vor Allem 
die bieranf ruhenden fländigen Poften honoriren, und die Rechnung hierüber, nachdem fie fuper- 
zeoiforifch feitgeftellt feyn wird, durch das Kreis: Intelligenzblatt befaunt machen zu laſſen; bei 
diefer Bekanntmachung find bie Inſtitute und Schulen, welche hieraus bedadıt wurden, mit den 
erhaltenen Beiträgen und unter Angabe, ob dieſe als Bejoldung, Unterflügung, zur Negie oder zu 
neuen Einrichtungen gegeben wurden, fpeciell zu benennen. 


9. 41. 
. Ausmittlung örtlicher Hülfsquellen; bie Regulirung des Schulgeldes, in foferne gegen 
Die Unterbehörden von’ den Betheiligten reclamirt wird und zwar in letter Snftanz. 


§. 42. 

Die Erhaltung und Ergänzung der zum Unterrichte dienenden Nequifiten und Vervoll⸗ 
kommuung der Attribute fteht in Der Regel den Uuterbehörden zu; die Kreißregierung hat jedoch 
bei Revifion und Superreviſion der Rechnungen auf ordentliche Führung der Inventarien zw 
beitehen, dieſe bei gelegenheitlichen Viſitationen mit der Einrichtung der verfchiedenen Inſtitute vers 
gleichen zu laffen, und ſodann auf Abftellung der Gebrechen und auf Erfat des allenfalls ent, 
ſtandenen Schadens zu dringen. | 
| $. 43. 

Die Ausmittlung zweckmãßiger Schulgebaͤude unter genauer Beobachtung der deswegen 
beſtehenden Verordnungen; in Bezug auf Unterhaltung dieſer Gebaͤude haben’ die Regierungen an 
die Gompetengbeftimmungen der Guratelverhältniffe fi) zu haften, und in der Regel auf Abwens 
dung des den Gemeinden und Stiftungen drohenden Nachtheils fich zu befchränfen. 


$. 4d. 

Einfchreitung gegen ſaͤumige Unterbehörden zur Unterdrüdang der Winkelſchulen web 
zur Beförderung des ordentlichen Schulbefuchd. Die in letzterer Beziehung bisher vergefchriebenen 
Detailtabellen über die wegen vernadjläffigten Schulbefuches verhängten Strafen find den Schul⸗ 
tnfpectionen zu erlaffen ,. wogegen wir erwarten, daß biefe in -ihrem rühmlichen Eifer: zur Befür« 
derung des Bolfefchulwefend fortfahren, und wie biöher unmittelbar einwirken werben. | 

- Einrichtung neuer, Aufhebung ober Zufammenfehmelzung beftehender Volksſchulen, Bil 
dung und Berichtigurig der Schulfprengel; Erhaltung und Vermehrung der Studien-Borbereitungss 
ſchulen auf dem Lande; Herftellung genauer Schulbefchreibungen. 

%. 45. 

"Die Erlaubniß zur Ertheilung von Privatunterricht und zur Unternehmung von Privat 
Erziehunger und Unterrichtöanftalten it den Unterbehörden zu überlaffen ; diefe find jedoch Yer 
antwortlich, diefelbe nur ſolchen Individuen zu ertheifen, welche genügende von den conftituirten 
Prüfungscommifjionen ausgefertigte Zeugniffe befigen; bie Regierungen werben in diefer Beziehung 
erſt einſchreiten, wenn die Unterbehörden ihre Pflichten verabfäumen, oder die betheiligten Indi⸗ 
viduen reclamiren ſollten. Den Unterbehörden ſteht die unmittelbare, den Kreisregierungen bie 
obere Aufſicht über ſolche Privat⸗Unterrichtsanſtalten zu. 

Prüfung aller Individuen, die ſich dem Lehramte für die Volksſchulen oder bie mindern 
und höhern Vorbereitungoſchulen und Anſtalten widmen wollen. 
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In jedem Kreife ift wenigſtens alle Jahre eine folche Prüfung für die verfchiedenen 
Lehrfaͤcher anzuorduen und 4 — 6 Wochen vorher durch die Kreissintelligenzblätter anzukündigen. 

Aufnahme der fähigen Competenten in die Schullehrerfeminarien, Entlaffung daraus 
und Obforge zur Haudhabung der innern Ordnung. 


6. 46. 

Anſtellung aller Lehrer an den Volls⸗ und Buͤrgerſchulen, an den Feiertags⸗, Arbeiläs 
und Snduftriefchulen, fo wie an den StudiensBorbereitungsjchulen, in foferne nicht das Praͤſen⸗ 
tationsrecht einer Gemeinde, Körperfchaft oder einem Privaten zuſteht; dann der ſubalternen 
Diener an den Studicnanftalten. 


Verſetzung, Quiescirung, Entlaſſung dieſes Perſonals, Unterſtützung und Belohnung 
deſſelben, Sorge für deſſen bedürftige Hinterlaffene; Betätigung der präfentirten. kehrer und 
Wahrung der landesherrlichen Rechte in Bezug auf ſolche Praſentationen. 


Anordnung augenblicklicher proviſoriſcher Vorſorge bei erledigten hoͤheren Stellen im 

Schul⸗ und Studienweſen. 
& 47. 

. Aufficht auf das Betragen und den Fleiß bed gefammten Tehrs und Erziehungsperfonale ; 
Aufficht auf die Schulconferenzen; Viſitation der Unterrichts + und Erzichungsanftalten; Handhas 
bung der Disciplin gegen Schulen und Studierende, In diefer Beziehung haben die Regierungen 
die unmittelbare Leitung den Rectoraten, den Diftrictds und Lokalinſpectionen zu überlaffen, und 
erft dann ſelbſt einzufchreiten‘,, wenn fie mittelft ber periodiſchen Viſitationen oder auf andere 
Weiſe von obwaltenden Mißbräͤuchen Kemumiß erhalten. 


$. 48. 

Die Altersdispenſationen in Hinſicht des Eintritts in die Studienanſtalten, ferner die 
Dispenfen von einzelnen Lehrgegenſtaͤnden, ſo wie die Zulaffung zum Beſuche der Studienanftalten 
in der Abficht, ſich nur gewiffen beftimmten Fächern zu wibmen, find den Rectoraten zn übers 
laſſen, welche jedoch dieſe Dispenſen pflichtmaͤßig in den Jahreszeugniſſen vorzumerken haben; 
die Regierungen ſchreiten erſt bei entdeckten Mißbraͤuchen und auf Reclamation der Bethei⸗ 
ligten ein. 

Die Beſtimmung der öffentlichen Preiſe iſt den Unterbehörden zu überlaſſen, welche 
jeboch jährlich durch allgemeine Bekanntmachungen auf die Interefjanteften hiezu 'geeigneten Er: 
ſcheinungen der Literatur aufmerkſam zu machen ſind. 


& 49. | | 

Die Zuerfennung der Eocals und Familtenftipendien tft durchaus den Gemeinden, Fa⸗ 
milien oder Individuen zu überlaffen, weldyen gemäß der Urkunde das Präfentationsredjt zukommt. 
Den Enratelbehörden liegt die Wachſamkeit ob, daß der Wille des Fundatord genau erfüllt 
werbe, weswegen für die Ernennungen die Genehmigung der niedern Guratel nachzuſuchen it; 
wo biefe bei den Ernennungen felbit betheiligt find, muß die Genehmigung der Obercuratel erholt 
werben. Außerdem hat die Regierung nur darin einzufchreiten, wenn gegen die Unterbehörden 
Reclamationen entſtehen. 

Die Verleihung allgemeiner, nicht für einen beſtimmten Bezirk eines Kreiſes fundirten 
Stipendien bleibt dem Miniſterium überlaſſen. | 
| 57° 
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$. 50. 

In zweiter Inftanz die Entſcheidung ter Streitigkeiten zwifchen Schallehren und Pfar⸗ 
rern ober Gemeinden in Bezug auf die Verhältniſſe der Schule und die Schulordnung; ferner 
über Anftände wegen der Schulgebäude und ihrer Baulaſt, über Schulgründe, über die wechſel⸗ 
feitigen Schulfprengel und über verordnungsmäßige oder hergebrashte Reichniffe, in foferne dieſe 
nicht auf Privatrechtötitein ruhen, in welchem Halle bei Ermanglung einer gütlichen Ausgleichung 
die Streitigfeiten vor das Forum ber ordentlichen Gerichte fich eignen. 


Sünfter Titel, 
Medicinalwesen, 


| S. 51. 
Aufrechthaltung und Beförderung der Sanitätdanftalten im Allgemeinen und Wachſam⸗ 
feit über den Vollzug der hierüber beftehenden Verordnungen. Sammlung und Zufammenftellung 
wiffenswürdiger Notizen zur Begründung einer medicinifchen Statiftif und Topographie, 


5. 52. 

Allgemeine Vorkehrungen gegen anſteckende Krankheiten und Seuchen und gegen deren 
Verbreitung. 

Obere Leitung aller Gefchäfte der Schugpodenimpfung und die Gontrofe des Vollzugs 
in ber Art, daß in der Regel nur mehr fummarifche Ueberfi chten für jedes Jahr eingeſendet, 
und dieſelben bei Viſitationen mit den Regiſtern der Aerzte und Pfarrämter verglichen werden, 
in welchen bie geeigneten Gertificirungen niedergelegt werden müffen. 


6. 33. 
Wegen Anſchaffung und Unterhaltung der Apparate zur Rettung von Scheintodten iſt 
bei Feſtſetzung der Etats Vorſorge zu treffen, und bei den Viſitationen Nachſicht zu pflegen. 
Die allgemeine Anordnung und Handhabung der Leichenbeſchau; die oberſte Aufſicht 
auf die. Begräbnißorte, deren zwedmäßige Aulegung und nothwendige Verſetzung mittelſt der 
Unterbehörden anzuordnen iſt. 


Ss 34. 

Dberaufficht über öffentliche Krankenanſtalten, Spitäler, Siechen⸗, Irren⸗, Gebaͤr⸗ und 
Findelhäuſer, mittelſt der gehörig zu leitenden Unterbehörden und unter lebendiger Controle durch 
periodiſche Viſitationen; ferner die im Kreife ‚gelegenen Hebammen s und beſondern ärztlichen und 
:wundärztichen Schulen, Aufnahme in diefelben und Entlafung daraus; Anordnung und Leitung 
‚ber beöfallfigen Prüfungen; Handhabung der Dieciplin in diefen Schulen. 


) . $. 55. 
Aufſi ht auf das gefammte für das Medicinalweſen angeftellte Perfonale, namentlich) die 
Stadt⸗ und Landgerichtsarzte, und auf die genaue Einhaltung ihrer Inſtructionen. Entſcheidung 
allenfallſiger Dienſtconflicte derſelben mit andern Beamten: 
Die Aufſtellung geprüfter Hebammen, dann befähigter Thierärzte unb bewährter Huf⸗ und 
Beichlagfchmiede ift unter Vorbehalt der Reclamationen und der Obergewalt zur Abitellung der 
Mißbraͤuche und Fehlgriffe denlinterbehörben zu überlaffen, welche hiebei nicht nut die beſtehenden 
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Medicinalverorbnungen, fondern and) die Beftimmungen bed Geſetzes vom 414. September d. J 
zu beobachten haben, wenn mir einer folchen Aufitellung eine Diftrictdumlage verbunden werben 
fol, oder die Bezirke noch nicht gebildet wären; auf gleiche Weiſe bildet ſich die Gompetenz 
wegen Verſetzung, Entlaffung, Beitrafung oder Unterftügung und Belohnung dieſer Perfonen. 

"Die Unterbehörden haben die Erledigung von Thierarztitellen durch das Jutelligenzblatt 
bed Kreifed befannt zu. machen, und unter Berfündung der mit diefen Stellen verbundenen Emo⸗ 
Iumente und Pflichten einen angemefjenen Termin für die Concurrenten. feftzufegen. 


Die Aufftellung der Nebenärzte, 


§. 56. 
Die allgemeinen Einleitungen, fo wie die durch die Umftände fich gebietenden befondern 
Anordnungen zur Unterdrüdung medicinifcher Pfufcherei; die oberfte Aufficht gegen unberechtigten 
Arznei⸗ und Gifthanbel, Zulaffung fremder durch den Kreis reifender Aerzte und Operateurs. 


Die Zulaffung geprüfter Aerzte, in foferne fie bie erfte ober zweite Rote der Befähigung 
‚erhielten, zur ärztlichen Prarid, dann die Regufirung der Badergerechtigkeiten und Ehehaften 
wird in die Competenz der Bezirks⸗Polizeibehörden gelegt, fiwelche in diefer Beziehung bloße Ans 
zeigöberichte zu erftatten habınz die Regierungen fihreiten hierin nur bei entdeckten Mißgriffen 
oder auf beſondere Reclamation ein. 


Wegen der Bewilligung zur Uebernahme und Verweſung beſtehender und zur Errichtung 
neuer Apotheken werden die Competenzverhältniſſe durch die zum Vollzuge des Gewerbsgeſetzes 
vom 11. Septbr. db. 38. zu erlafiende allgemeine Snftruction vegulirt werben. 


Obere Aufficht im Kreife auf Einhaltung der Medicinals und Apothefertaren, dann auf 
Anrufen der Betheiligten oder in vorliegenden Fällen bei Verbefcheidung ber Finanz:, Sommunals 


und Stiftungsrechnungen. Die Superrevifion der zur Vorlage gebrachten Rechnumgen der Aerzte, 
Wundärzte und Apotheker. 


Die generellen Anordnungen zur Bifttation der Mpothefen und die Prüfung der Volls 
zugsvorlagen. 


Sechster Titel 
Allgemeine Landespoligei. 


Ä $. 857. 
Die allgemeinen Anortnangen zur Erhaltung der äffentlichen Ruhe und Sicherheit, 
Wachſamkeit gegen geheime Verbindungen; Vorkehrungen zur Handhahung ber Ordnung bei gro: 
Ken Verfammlungen, Vollziehung der Verordnungen über das Paßweſen und über Landftreicher, 
Gefindel und Bettler; Anordnung ber nöthigen Mafregeln gegen Diebe » und Ränberbanden; 
Vorforge gegen auöbrechende Tumulte nnd ſchnelle Unterdradung derfelben; Leitung der zur Lan⸗ 
dedficherheit in den Kreifen vertheilten Genddvarmerie in allen poltzeilichen Dienftverrichtungen, 
benehmlich mit den Kompagniecommandanten, welche zur Vermeidung aller unndthigen Schretbes 
reien in der Regel mit dem Borftande der Kreisregierung mündliche Rüdfprache pflegen follen. 


Veranlaſſung außerordentlichen bewaffneten Beiſtandes unter genauer Beobachtung der 


Vorſchriften des Tit. IX. $. 5. und 6. der Verfaſſungsurkunde, *) in dieſem Falle jedoch Anzeige 
an das Minifterium. 





a) M. ſ. © I ©. 567. 
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6. 58, 

Dberaufficht auf. bie Polizeigefängniffe, auf die Beichäftigungs » und Zwangs⸗Arbeits 

anftalten, Zucht und Etrafarbeitöhäufer, bei letztern jedoch vorbehaftlich der Mitwirkung der 

Suftigbehörben; obere Leitung und Controlle ihrer Verwaltung, fachgemäße Verfügung über Die 

zu diefem Behufe feitgefekte Etatsfumme unter Berantwortlichkeit bei Ueberfchreitung derfelben ; 

Mitwirkung. bei der durdy ‚die Finanzlammer worzunchmenden Reviſion und Verbeſcheidung der 
Rechnungen dieſer Verwaltungen. 


§. 59. 

Handhabung der Feuerpolizei; Vorſorge zur Anſchaffung und Unterhaltung der Löſch⸗ 
und Rettungsgeräthe, zur Einrichtung zweckmäßiger Löſchanſtalten und. Löſchordnungen, und zur 
Formation der in dieſer Beziehung zu bildenden Diftricte unter genauer Beobachtung ber Umlagen⸗ 
gefete vom. 22. Zuli 4819 und 44. September 1825; =) Beförderung ber Schadensverficherungss 
Anftalten, indbefondere der Brandaſſecuranz und Leitung der Detailgefchäfte der letztern im Kreife. 
Die biöherigen Anzeigen einzelner Keuersbrünfte mit Ausnahme der. im $. 48. bemerkten großen 
und ausgedehnten Unglücksfälle diefer Art unterbleiben für die Zukunft; auch find von nun ar 
über Natificationen und Vorſchußanweiſungen monatlid) nur ſummariſche Weberfichten an bas 
Minifterium einzufenden. Wir fegen in Unfere Kreißregierungen dad Bertrauen, daß fie dieſen 
wichtigen Gegenſtande alle Aufmerkſamkeit widmen, für das Intereſſe der Anſtalt ſorgen, aber 
auch jede unnöthige Schreiberei und jede Zögerung bei Andbezahlung der Entſchaͤdigungsgelder 
vermeiden. 

Bewilligung von Collecten innerhalb des Kreifes für verunglüdte Gemeinden und Bezirke 
beffelben, mit Ausnahme von Brandceollecten. Zu den leßteren muß in den dazu „geeigneten anfs 
ferordentlichen Fällen die Allerhöchſte Erlaubniß erholt werden. 


$. 60. 

Aufrechthaltung der Bauordnungen; in zweiter Inſtanz bie Entfcheidvungen über noths 
wendige Demolitionen und Eperrungen und über polizeiliche Bauftreitigfeiten; die Sorge fir 
polizeiliche Bauftreitigkeiten; die Sorge für Herftellung angemeffener Bauplane und Genehmigung 
berfelben ift den Bezirkd-Polizeibehörden unter Vorbehalt der Reclamation zu überlaffen; nur die 
Plane über Errichtung neuer Gebäude in Städten I. und II. Slaffe find an die Kreisregierungen 
zur befondern Genehmigung einzufenden. In Hinſticht der Bauten für die Haupt» und Reſidenz⸗ 
ſtadt München verbleibt ed vor der Hand bei ben deshalb beftehenben beſondern Beſtimmungen. 

Dispenſationen von einzelnen Bauvorſchriften auf dem Lande werden in Bezug anf 
ifolirt ftehende Gebäude den BezirkösPolizeihehörden uͤberlaſſen; in Hinſicht der übrigen gehören 
fie zur unmittelbaren Competenz ber Kreiöregierungen. 

Borforge zur Einführung und Unterhaltung der nächtlichen Etrehenheleuchtun⸗ in den 
Staͤdten und Maͤrkten. 


5.6. 


Die obere Leitung der Banlichkeiten bei Aufführung nener Staats⸗, Stiftungs: und 
Gemeindegebände, und zwar in Bezug auf Stiſtungs⸗ und Gemeindegebaͤude nach den Curatri⸗ 


a) M. ſ. Abtheilung XI. Abſchnitt 1. | Br 5 
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‚serhältniffen in der Ayt, daß fie fih nur Die Plane für nee Gebäude zur Senehmigung vorlegen 
laſſen; bei Staatsgebäuden fieht ihnen jedoch ſowohl bei Neubauten als bei Reparaturen bie 
Genehmigung der Bauart und die Feſtſetzung des Koftenpunctes zu. Die unmittelbare Leitung 
und Aufficht ift den im Kreife aufzuftellenden technifchen Behörden zu überlaffen, unter deren 
Refpizienz alle Cathegorien ber öffentlichen Gebäude ohne Ausnahme und Unterfchied zu ftchen 
kommen. Wir werden hierüber und insbefondere über die Formation und Aufſtellung biefer 
technifchen Behörden noch fpecielle Beſtimmungen erlaffen. 


$. 62. 
Eorge für bad Credits und Nahrungsweſen im Allgemeinen, worüber jedoch bie unmits 
telbaren Vorkehrungen den Unterbehörden äuftehen. Kinrichtung und Beförderung der Armenpflege, 
unter genauer Beobachtung des Geſetzes vom 41. September d. J. wegen ber Heimatsrechte ) 
und der darin feftgejegten Eomprtenzverhältniffe. 

Aufjicht auf Die Volziehung der Verordnungen über das Gefinde und Entſcheidung ber 
in biefer Hinſicht ſich ergebenden Reclamationgfälle in zweiter Inftanz, in foferne dieſelben as 
und für fich zuläflig find, und fich nicht vor den ordentlichen Richter eignen. 

Herftellung und Beförderung von Leihanftalten, Bewilligung zu Privatunternehmungen 
biefer Art; Unterdrüdung von Winkel⸗Leihhäuſern; Oberaufficht gegen werbotene Spiele und Lot⸗ 
terien; Straferfenntniffe hierüber in zweiter Inſtanz. 

Die Bewilligung zur Errichtung ber Victualiens, Getreide: und Bichmärfte,, in foferne 
hiebei feine Abgaben an die betreffenden Gemeinden angeprdnet werden, in welch Ießterem Falle 
Bericht an das Minifterium zu eritatten fe. 

Handhabung ber Darktorbnungen, Oberaufſicht auf bie polizeiliche Befchaffenheit ber 
Rahrungsmittel. 

Regulirung und Handhabung der Fleiſch⸗, Mehl⸗ und Biertaxen; die Regulirung der 
Brobfaren ftcht den Unterbehörven zu. 

Entfernung der Bann⸗ und Zwangsrechte und Beſchützung des freien Verkehrs durch 
alle zu Gebote ftehenden. gefeßlichen Mittel und unter ausgedehntefter Anwendung ber in den 
09. 44 und 15. aufgeftellten Grundſaͤtze. 


G. 683. 
Das ganze Fabrik⸗ Manufactur: und Gewerbsweſen nach den Beftimmungen des Geſetzes 
vom 11. September d. 3.») und den Vorſchriften ber hierüber näͤchſtens erſcheinenden Vollzugs⸗ 


Inſtruction. om gräytn 
‘ 64. 


Allgemeine Anordnungen zur "Beförderung bed Ackerbaues und ber Viehzucht, und die 
Vertheilung der Prämien und Unterftüsungen innerhalb der Grenzen ber zu ihrer Verfügung ges 
ſtellten Etatsſummen. Wachfamkeit zur Aufrechtbaltung der Eufturgefege; fodann in zweiter Ins 
ftauz unter collegialer Berathung auf furgen ſchriftlichen Bortrag bie Entſcheidung der Eultur⸗ 
Sereuigtenen. 





a) M. ſ. Abth. XII. 
b) M. ſ. Gewerbsweſen. Abtheilung XVI. Abſchnitt 3. 


450 j | Abth. IV. Abſchn. II. $. 5. - 


Erfenntniß über die Vertheilung der Gemeindegründe und ber Gemeinbewalbungen; 
Handhabung der Forſtpolizei in allen Privat, Communals und Exifumg&- Balbungen, 


% 69 

Beförberung des Handeld, Auffiht auf Münze, Maaß und Gewicht, auf alle Ge 
fährben im Handel und Wandel; Bewilligung zur Errichtung von Sahrmärkten für inlänbifche 
rohe Stoffe; über die Bewilligung zur Errichtung anderer Jahrmärkte ift die Allerhöchite Geneh⸗ 
migung zu erholen, Gefuche in legterer Beziehung, welche die Kreiöregierung für ungeeignet 
hält, hat diefelbe jedoch jederzeit unter Vorbehalt der Beſchwerde fogleich abzumweifen. here 
Aufficht auf diefelben und die Handelsmeſſen, auf die Ranbfrämer und befonder6 die herumziehens 
den Mackler, Herftellung und Unterhaltung einer Handelds Matricel. - - 

Leitung des Straßens,; Brüdens und Wafferbaues ohne Ausnahme, mögen die dazu 
erforderlichen Mittel aus Gemeinde⸗Diſtricts⸗, Kreis⸗ ober Staatsfonds beftritten werben. 

Sorge für bie Anlegung ımd ‚Unterhaltung zweckmäßiger Vicinal: und Communications⸗ 
Wege, unter genauer Beobachtung der Borfchriften des Gefeges über Diſtricts-⸗ Umlagen. Sm 
zweiter Inſtanz bie Entfcheldung der Streitigkeiten über die bieefaltfigen Eoncurrenz + Berbinds 
lichkeiten. 

Aufficht auf öffentliche Gafthöfe und Niederlagen. 

Vollziehung der Verordnungen über bad Land⸗Frachtweſen. 

In zweiter Inftanz unter collegialer Berathung bie Entſcheidung ber Poftbefranbationen 

Handhabung der Floß⸗ und Schifffahrtd » Ordnungen, 

In zweiter Inſtanz unter collegialer Berathnng die Entſcheidung der Streitigkeiten ſo⸗ 
wohl in dieſer Beziehung, als über die Benützung öffentlicher Gewäſſer; dann die Wahrung der 
dabei betheiligten landesherrlichen Rechte und Regalien. 


. 66. 
Die Sorge für den Vollzug der Geſetze vom 11. September d. J. über Helmat, Ans 
ſaͤßigmachung und Berehelichung *) in der hiedurch bezeichneten Competenz. 
Die Bewilligung zu neuen Anfieblungen fteht unter Borbehalt der Reclamation den Bes 
zirks⸗Polizeibehörden zu. Wenn es fic aber von Anlage einer ganzen Ortſchaft handelt, ſo 
muß die Erlaubniß der Kreisregierungen erholt werden. 


$. 67. 

Bis auf weiters, wie bisher, die Bollziehung der Polijei⸗Strafheſehe und Entſcheidung 
der Polizeis Strafs und Gonfctiondfähe in zweiter Juſtanz, in ſoferne nach den Geſetzen eine 
Appellation zuläßig iſt. | 

4. 68. 

Wachſamteit gegen bie Mißbraͤnche ber Freiheit ber Preſſe; Genfur ber politifchen Zei⸗ 
tungen und periodiſchen Schriften politiſchen oder ſtatiſtiſchen Inhalts, Aufſicht auf den Buch⸗ 
handel und die Buchdruckereien, auf Die Antiquarien und Leihbibliotheken und Leſeinſtitute, auf 
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bie lithographiſchen Anftalten, Kupferſtich⸗, Bilders und Kartenhändler, unter genauer Beob⸗ 
achtung der Vorſchriften der dritten Beilage zur Verfaffungss Urkunde und der darin bezeichneten 
Competenz⸗ Berhältniffe; Leitung der Redaction der KreidsIntelligenzblätter; oberſte Aufficht auf 
die im Kreife befindlichen Theater, Schaufpiele und andere öffentliche B orftelungen, auf Volks⸗ 
fefte und öffentliche Beluftigungen. 


Sorge, daß öffentlicher Unſittlichkeit gefteuert werde. 
| | Siebenter Titel, 
Eommunal - und Stiftungs- Angelegenheiten. 


$. 69. 


Die Obercuratel über das geſammte Gemeinde» und Stiftungswefen, und die Obforge 
über den genauen Vollzug des Gemeinde⸗Edicts vom 17. Mai 1818, und des Umlagen⸗Geſetzes 
vom 22. Suli 4819 -); die Kreiöregierungen haben in diefer Beziehung ihre Competenz auf das⸗ 
jenige gu befchränfen, was ihnen durch dieſe beiden Geſetze fpeziell ugewie fen ift; alles Uebrige 
mit Ausnahme desjenigen, was dem Miniſterinm ausdrücklich vorbehalten ift, muß den Bezirkes 
Dolizeibehörden und deu Gemeinden felbft überlaffen werden. 


Die Kreisregiernngen haben in Communals und Etiftungss Angelegenheiten von dem 
Grundfage auszugehen, daß den Gemeinden hierin Die möglichft freie Verfügung zu überlaſſen, 
und fie nur in foferne zu beſchränken feyen, als die Geſetze ſolche Schranken poſitiv anordnen; 
fie haben alle unnöthigen Controllen abzujtellen, und diefe in der Kegel auf die periodifchen Bi: 
fitationen und auf die innerhalb der gefeglichen Competenz vorzunehmende Feftftelung der Etats 
und Reviſion und Superrevifion der Rechnungen zu beſchraͤnken. 


& 70. 


Auffiht auf alle allgemeine und befondere Wohlihätigfeits Anftalten im Kreife; bie 
obere Leitung berfelben; Borforge für ihre Erhaltung und Verbefferung und Aufficht gegen die 
Vernachlaͤßigung der Zwede und gegen ſchädliche Mißbräuche. 


& 71. 

Die Betätigung neuer Fundirungs⸗Zuflüſſe in Bezug -auf dad Gemeindevermögen und 
die Stiftungen für Unterricht und Wohlthätigkeit it denjenigen Bezirks - Polizeibehörben zu übers 
Iaffen, welchen die niedere Curatel über diefelben zufteht. Diefe haben von der ertheilten Beſtä⸗ 
tigung bloße Anzeigen an die Kreiöregierungen zu machen, damit dieſe in ihren Hauptbüchern 
Die geeigneten Vormerkungen vornehmen können. 

Die Genehmigung der Fundirungszuflüffe zu Cultusſtiftungen iR ben Kreisregierungen 
vorbehalten, welche für Aufrechthaltung des gefeglichen Anfpruch® auf die quarta pauperum et 
scholaram zu forgen und mit der geiltlichen Dberbehörbe ſich zu beuehmen haben. 


$. 72. 
Sorge für die flindige Eonderung Des Bermögend verfchiedener Neligionötheile und Zwede. 





a) M. f. Abtheilung vis, Abſchn. 1. 
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Arfiicht gegen Vermiſe chung des Stiftungsvermogens mit dem feparirt verwalteten Cons 
munalvermögen; Eröffnung und. Gewährung mechfelfeitiger unperzinölicher Vorſchuͤſſe der Stifs 
tungetaffen sur Beſtreitung vorüfergehender arßerordentlicher Anegaben. 


$. 73. * 

Oberaufſicht über die Gebäude der Stiftungen und Comnunen; Sorge fir deren Er⸗ 
haltung im ordentlichen Zuftande; ihre Einverleibung in die Brand» Berficherungsanftaft; Mehrung 
oder Minderung des Affecuranzcapitald; Würdigung und Befcheidung ber Plane und Koftens 
voranfchläge bei unvermeiblihen Neubauten; Handhabung dev Berordnungen über die Concurrenzen 
zu den Banten der Stiftungen und Sommunen. J en 


$. 74. J 
Oberaufſicht auf das Vermoͤgen der Pfarreien und Beneficien, insbeſondere auf bie 
Erhaltung und Verficherung der Pfarrgebäuoe; Unterflügung der Pfarrer aus Stiftungsmitteln 
zu Führung der Bauten; Ueberweiſung pfarrlicher Baulaſten ad onus successorum und Regulirung 
der Ausſitzfriſten. | en 


\ “ 6. 73. 
Snfpection der Stiftungds und Communalfaffen und bed Verwaltungszuftanded in ben 
Stübten und größern Märkten, gelegenheitlich anderer Bifitationen. 


T 


Achter Titel, 
"Statistik und Dienst - Mebersicht. 


$. 76. 

Sammlung aller Materialien zu Herſtellung einer Statiftif des Kreijes. | 

Da jedoch in den meiften Kreifen die vorzüglichiten Materialien in biefer Beziehung 
bereitd geordnet find, fo dürfen in Zukunft von den Unterbehörden die Nachträge über Verände⸗ 
rungen nur von drei zu drei Jahren an bie Kreisregierungen, und von dieſen an die Minifterten 
vorgelegt werden. 

Die nächſte Borlage des erften ſtatiſtiſchen Haupiberichts muß nach dem Schluſſe des 
Etats jahres 1826/27 für den Zeitraum von 4824/25 bis 1828/27 inclus. in dem von dem 
Minifterium des Innern zu beſtimmenden Termine gefchehen. 

Sn jenen Kreifen, für welche die Statiftif noch nicht vollendet ift, müſſen vor dieſem 
Zeitpunfte die erforderlichen Ergänzungen vorgenommen werben. 

Die Geburts⸗, Trauungs: und d Sterbeliſten ſind noch fernerhin jährlich herzuſtellen und 
einzuſenden. 


§. 77 
Zuſammenſtellung und Würdigung derjenigen periodiſchen Anzeigen und Ueberſichten, 
welche über die wichtigeren Verwaltungszweige und die Gefchäftöführung der untergeorbneten 
Behörden und über denzaft and der denfelben anvertrauten Anftalten zur Sicherung des Dienftes 
unentbehrlich find. Diefe periodischen Arbeiten find, wenn fle blos auf die Statiftif des Kreiſes 
Bezug haben, nur von drei zu drei Jahren einzufordern, — wenn fie jedoch zum Behufe der 
Verwaltung nöthig find, in der Negel nur einmal des Jahres, und zwar jederzeit nad) bem 
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Schluffe des Etatsjahred abzuverlangen, in: foferne ihre Einfendung zum Behufe der Controle 
nicht früher unumgaͤnglich erforberlidy wäre; die Kreiöregierungen werben jedoch Bedacht nehmen, 
diefe Controle mehr durdy die äußern Organe und mittelft genauer Bifttationen, ald durch den 
todten Buchflaben und mechaniche Arbeiten aufrecht zu halten, 


§. 78. 
| Die in den vorftchenden zwei 86. ald Regel feitgefegten dreijährigen Termine finden 
insbeſondere auch Anwendung auf die dem Minifterium des Hauſes und des Aeußern vorzules 
genden Anzeigen über die Geburtd +, Trauungs⸗ und Todesfälle der Adelichen, wobei bemerkt 
wird, daß die Kreisregierungen die allenfalls vorkommenden Mängel folcher Anzeigen vor. der 
Einfendung berichtigen zu Iaffen haben. 


79% 
Die Rechenſchaftsberichte über alle Theile der Verwaltung werben küuͤnftig nur alle drei 
Fahre und zwar das nädıite Mal in dem $. 76. vorgefchriebenen Termine erftattet; in dieſem 
{ft vorzüglich über den Vollzug der gegenwärtigen Suftruction ausführliche Anzeige zu machen. 


Neunter Zitel 
Dienstordnung und Gerichts - Polizei, 


§. 8. 
Anordnung und Leitung der Concursprüfungen für Die zum Dienfte ber Polizei und 
inneren Verwaltung adfpirirenden Gandidaten, uud zwar, was die Nedtscandidaten betrifft, 
benehmlich mit den Ayppellationsgerichtem. - 


E 8. 81. 

Handhabımg ber Dienft and Geſchaͤfts⸗ Ordnung bei allen untergebenen Aemtern und 
Behörden, Beilegung der Irrungen und Conflicte zwiſchen denſelben. Sorge für die ordnungs⸗ 
mäffige Uebergabe und Uebernahme ber Aemter. | | 

Verpflichtung und Einweifung der Beamten, indbefondere die Landgerichtdertrabitionen 
nach dem ganzen Umfange Des Reſſorts Diefer Memter. | 

Sn Bezug auf diefe Kandgerühtsertraditionen wird jedoch hiemit ausdrücklich angeordnet: 

4. daß vor der Ertradition eines Landgerichts die Kreisregierung ſich mit dem Appel 
lationsgerichte darüber in geeignetes Benehmen fege, und dasſelbe um Mittheilung 
aller auf die Rechtäwerwaltung dieſes Lamdgerichts fich beziehenden Daten und 
der lebten Gefchäftstabellen desſelben erfuche; 

2. daß während der Ertradition der Negierungscommiffär den Zuftand der Juſtiz⸗ | 
pflege bei der zu übergebenden Behörde eben fo forgfältig und aufmerffam unters 
fuche, ald den Zuftand der Atminiftratie-Gefchäftsführung; 

3. daß nach der Ertradition die Refultate derfelben dem Appellationsgerichte, fomeit 
fie die Juſtiz augfchließlih oder im Allgemeinen betreffen , ſogleich mitgetheilt 
werden. 

Veranlaſſung von Viſitationen und adm iniſtrativen Senerafunterfugungen, 


58 * 


451 Abth. IV. Abſchn. III $. 5. 


Erkenntniß in allen Difeiplinarfachen mit genauer Beobachtung und firenger Anwendung 
der Borfihriften der SS. 10— 15. der neunten Beilage zur Berfaffungeslirfunde. *) | 


Verfügung proviforifcher Sufpenfionen in dringenden Fällen. Ueberweifung der Unter 
fuchungsacten an ben ordentlichen Richter, jedoch in den $. 16. der neunten Beilage zur Verfafs 
fungs-Urfunde ») bezeichneten Fällen gutachtlicher Antrag an dad vorgefegte Minifterium zum Behufe 
der Entfcheidungen des Staatsrathd wegen Stellung vor Gericht, und benehmlidy mit den Appel» 
lationdgerichten, wenn die Gebrechen gleichzeitig in bie Suftizpflege einfchlagen, und eine Ausfcheis 
dung der Gegenftände in der Unterfuchung nicht thunlich ift. 


I. 8. 


Abſtellung der. Unterthansbefchwerden gegen Beamte, Schreiber und Diener, der Klagen 
gegen Grunds und Gerichtöberrn, wenn fie nicht flreitige Rechtsverhältniſſe betreffen, Abftellung 
der Sportel und TarsErxceffe ſowohl von Amtswegen, ald auf Anrufen der Betheiligten und 
Entjcheidung in ftreitigen Targegenftänden benchmlich mit der Kammer der Finanzen. 


Aufficht auf die öffentlichen Anwälte in allen adıninütrativen Angelegenheiten und Bes 
ziehungen; Dieciplin gegen diefelben, und Aufjicht gegen Winkeladvocaten und unberedhtigte Schrifs 
tenverfertiger. 

83. 

Weder die mittelbaren noch unmittelbaren Beamten und Diener von den Räthen abs 
wärts umd mit Einfchluß derfelben bedürfen fernerbin zum Behufe der Verehelichung einer befons 
dern Lizenz der Minifterien oder Kreisregierungen, bierin ift alles den BezirfösPolizeibehörden, zu 
überlaffen, welche ſich audfchlieffend an die gefeglichen Beftimmungen vom 41. September 2.5.) 
zu halten, und nur bei mittelbaren Beamten und Dienern die Einwilligung der Standeds und 
Gutsherren ald Vorbedingung anzufehen haben. 


Durch diefe Beftimmungen wird jedoch in Hinjicht der Penfionsanfprüche der Wittwen 
. und Waifen der Etaatödiener nidyts verändert. Bon den Heirathslizenzen, welche an deftnitiv 
angeftellte Staatödiener ertheilt werden, it der vorgejegten Stelle jedesmal Anzeige zu machen. 


$. 84. 

Die Ertbeilung der Urlaubslizenzen für dad der Kreisregierung unmittelbar untergeords 
nete Dienjtperfonal der innern Berwaltung unter Verantwortlichfeit Der Borforge gegen Stoduns 
gen in der Gefhäftsführung, jedoch nicht über die Dauer von 6 Wochen, mag damit eine Reife 
im Inlande, oder in die Reſidenz verbunden feyn; bei dem landgerichtlichen Perfonale muß dad 
geeignete Benehmen mit den Appellationsgerichten gepflogen werben. 


Lizenzen zu Reifen in das Ausland können die Kreißregierungen aus eigner Competenz 
nur auf 14 Tage ertheilen, und fie müffen hierüber befondere Anzeige erftatten. 


Die Ertleilung der Urlaubsgefuche jener Beamten und Diener der innern Verwaltung, 
welche den Kreisregierungen nicht unmittelbar untergeordnet find, in&befondere der Patrimonials 
tichter II. Claffe, der Pfarrer, Schullehrer u. f. w. ift unter obenbemerfter Zeitbefchränfung und 
Berantwortlichleit den Unterbehördeu zu überlaffen. | 


aı. b) M. vergl. Abth. XVIII. Abſchn. 2. 
c) M, ſ. Abth. XII. 


Bildung und Wirkungoͤkreis der Königlichen Kreisregierungen. 455. 


3cehnter Titel, 
Bestreitung des Staatsaufwandes. 
6. 8. 


Die Kammern ded Innern werben Fünftig innerhalb der Gränzen ber feftgefetsten Etats⸗ 
fummen die Anweifungen zum Behufe des für bie innere Verwaltung zu machenden Staatsaufs 
wandes unmittelbar auf Die Kreisfaffen. augftellen; der Director der Kammer der Finanzen hat 
jedoch dieſe Anmweifungen als Etatscurator zu contrafiguiren, und bemfelben ſteht ein Veto zu, 
wenn durch die Anweifung die für den Kreis bewilligte Etatsſumme überfchritten würde, außers 
ordentliche Fälle ausgenommen, bei welchen Gefahr auf dem Berzuge ruhen würde, in welchen 
Fällen jedoch unter des Directors perfönlicher Berantwortlichteit Anzeige zum Miniſterium gefches 
hen muß. 


Die näheren Modalitäten werden Wir durch eine befondere Inftruction. vorfchreiben. 


Die reviforifche und definitive Feftfeßung der Ausgabspofitionen bleibt den Finanzkam⸗ 
mern unter Vorbehalt der Euperrevifion überlafen. 


Eilfter Titel 
Judicatur in Aufschlagssachen. 


Se 
Die Entfcheidung ber Malzauffchlage-Defraudationen fteht in zweiter Inſtanz ben Kreis⸗ 
regierungen, Kammern ded Innern, zu, welche diefe Gegenftände auf ben Vortrag eines aus ihrer 
Mitte aufzuftellenden Referenten collegial berathen werden. 


Zu den in diefer Beziehung abzuhaltenden Situngen müffen der Fiscalrath und der das 
Auffchlagswefen refpicirende Rath der Finanzkammer beigezogen und denfelben vorher die Acten 
zur Einficht zugejtellt werden, um das Intereſſe des Fiscus verwahren zu können, biefe beiden 
letztgenannten Räthe haben jedoch feine entfcheidende Stimme, fondern nur das Recht der Erins ' 
nerung, welches fie unmittelbar nach dem Vortrag ded Referenten ausüben, und am Schluffe 
der Umfrage durch Reaffumirung wiederholen müffen. Dem Fiscalrathe fteht dad Recht und die 
Pflicht zu, von Amtswegen gegen bie Beſchlüſſe der Kammer des Innern den Recurs an den 
Staatsrath zu ergreifen, wenn er dafür hält, daß durch die Sentenz der Kammer des Innern 
das Intereffe des Fiscus im Nachtheil gefegt würde. 


B. Wirkungskreis 
der 
Kammern der Finanzen. 


Ss 8. 

Zur Gefchäftsfphäre der Kammern der Finanzen geboren: 

Die Leitung der Finanzverwaltung in den Kreifen im Allgemeinen, indbefondere bie 
Aufficht über das Staatdeinfommen, über den Staatdaufwand, die Direction der Kaffen, das 
Etatöwefen, dad Rechnungsweſen, die Aufficht über das gefammte Finanz s Dienftperfonale, das 
Amtsbürgfchaftöwefen, fiscalifche Proceffe, die Kreis⸗ und Diftrictdumlagen, und die Angelegens 
heiten bed Landraths gemeinfchaftlid, mit der Kammer des Innern, die Binnen fee 
richte des Kreiſes. 
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Erster Titel 


a | .. ..., X 


Sinang- Verwaltung in den Kreisen im Allgemtinen. — 
s. 88. 


. Die Herftellung ded Finanzinventard, Coufervation und Verbeſſerung des Finanzvermö⸗ 
gens, Sorge für genauen Vollzug der Finanzgefege und Berorduungen im Kreife. | 


3weiter Titel, 
Verwaltung des Staats- Einkommens insbesondere, 


$. 89. Ä 
Sorge für den Vollzug der Gefege wegen Behandlung der directen Steuern, des Tars 
und Sportelweſens, und der Malzaufſchlags⸗ Gefälle, 


Ss. 90. 
Gleiche Sorge für die Verwaltung der Staatöbomainen, indbejondere der Deconomien, 
Fabrifen und Brauereien, der Forſten und Jagden, innerhalb der Grenzen der von Allerhöchiter 
Stelle feitzufeßenden Material-Hauptetats, fo wie der Geldetats für Vermarfungen und Eulturen 
der grundherrlichen, zinsherrlichen und zehentherrlichen Renten und Redjte unter genauer Beobadıs 
tung des Grundſatzes, nach Thunlichkeit überall die Selbftregie zu entfernen, und die unftändigen 
Gefälle nad) den beſtehenden oder noch zu exlaffenden Normen zu firiren. 


$.- 91. 

Die Oberaufficht der den allgemeinen Nentämtern zu übertragenden Verwaltung ſämmt⸗ 
Ticher Lehengefälle und die Sorge für die vorfchriftsmäffige Confervation der zur Allobiftcation 
nicht geeigneten Lehencomplere. Ausgenommen find die Thronlehen. 

In Hinſicht der Beutellehen bleibt die Competenz ber Kreisregierung unverändert. 

| In Hinficht der Canzleie und Ritterlehen ſtehen ihnen zu: 

a. die pflichtmäffige Sorge, daß die von denſelben zu emtrichtenden Iahredabgaben, Ritters 
pferdgelder und Nelevien den Rentämtern gehörig eingewicefen, und von benfelben ordents 
lich unter einer bejondern Rubrik verrechnet werden ; | 

b. Auöftelung der Muthſcheine; 

c. Bornahme bed Belehnungsactes unter Zuftelung ded von Uns ſelbſt verfertigten Lehen 
briefes, Erholung des Reverfed und Einfendung desſelben an dad Minifterium der Finau⸗ 
zen zur Deponirung im Lehenarchive; 

d. die Inftrnirung der Conſensgeſuche unter Vorbehalt des Recurſes in den Fällen, bei wels 

chen gefegliche Vorfchriften entgegenftehen, Die abweisliche Verbeſcheidung derfelben, aufs 
ferdem Erholung und Ausfchreibung ber Allerhödyften Genehmigung, die Sorge für ben 
Vollzug der mit ſolchen Bonfenfen allenfalls verbundenen Bedingungen; 

e. die Liquidation der Faſſionen; | 

£. die Inftruirung der Abfonderungen des Alloded vom Leben, der Lehenauffendungen und 
Allodificationen und Die Erholung der Allerhöchften Genehmigung; 

g. Anzeige der Lehenheimfälle und Anordnung proviforifcher Maßregeln für die Verwaltung 
der heimgefallenen Lehen; 
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b. zur eigenen Competenz bie Feftfegung der Abldſungsſummen von ben bereits allodificirten 
Lehen und bie Sorge für die richtige Verrechnung berfelben in den Kaufſchillings⸗Reali⸗ 
tätenrechnungen unter dem $. 96. bemerkten Vorbehalt. 

$. 92. 

Behandlung der Staats» Actiocapitalien, Sorge für bie Erhebung und Verrechnung ber 
Zinfen und für die Sicherftelluug der Capitalien. 

In Hinfiht auf Kindung, Einzug ober Nachlaß dieſer Eapitalien haben die Kreisregie⸗ 
rungen mit der Schuldentilgungd s Commiffion Rüdfprache zu pflegen, und die Zuftimmung dere 
felben zu erholen. - 

Die Rentämter haben hierüber, wie biöher, abgefonderte Rechnungen zu ftellen, welche 
jedoch von den Kreidregierungen Fünftig, wie alle anderen Rentamterechnungen behandelt, ihre 
Activrefte aber von den Abrechnungs⸗Commiſſionen der Schuldentilgungsanftalt eingewiefen werben. 

6. 93 

Sorge für den richtigen Vollzug der Stempelgefege, und bie Oberaufficht über ben Debit 
des. Stempelpapiers. 

6. 91. 

Leitung aller Öffentlichen Verkaufe der entbehrlichen, durch Allerhöchſte Reſcripte zur 
Veräufferung fchon vorläufig beftimmten Staatörealitäten, und deren Genehmigung, in foferne 
die zum Grunde liegende Schäßung und durch bie vierprocentigen Intereſſen des Kaufſchillings 
der bisherige Ertrag erreicht wird. 

Verkaͤnſe, bei welchen geringere Summen angeboten wurden, deren Realiſtrung aber 
dennoch räthlich zu fein fcheint, werden zur Allerhöchſten Genehmigung eingefenbet. 

Den Borfchlägen über Beräufferung entbehrlicher Staatsreafitäten ift jederzeit gleich Die 
Ehätung und Ertragsberechnung beizufügen. 

$. 95. 

Behandlung der Erbr und Zeitpächte, und deren Genehmigung, wenn ber biöherige Ers 

trag erreicht ober überfliegen wird, außerdem Erholung der Genehmigung der Minifterien, 


$. 96. 

Behandlung der Ablöfung der Frohnen und Grundgerechtigkeiten nach den hierüber ers 
laffenen oder noch zu erlaffenden Verordnungen. 

Jede Ablöfung, welche nady beflimmten Allerhöchften Rormen verhandelt werben kann, 
wird ohne weitere berichtliche Anfrage von den Kreisregierungen aus eigener Competenz regulirt, 
und hiebei nur die Superrevifion des oberften Rechnungshofes vorbehalten. Bon diefem Vorbe⸗ 
halte ift in den Ablöfungsbriefen mit dem Beifag Erwaͤhnung zu machen, daß die Ablöfungsvers 
handlung ald definitiv angefehen wird, wenn vom Tage Ker Auöftellung anfangend zwei Sahre 
verfloffen find, ohne daß der Ablöfungsbrief rüchgefordert, und für richtig erflärt worden iſt. 


5.97. 


Berordnungsmäßige Behandlung des Nachlaßweſens, der Ausitände und rnhenden Ges 
fälle, vorläufig nad) der in den 88. 4., 2. und 8. der Verorbnung vom 12. Mai 1817 (Regies 


458 Abth. IV. Abſchn. IL 5. 5. 


rungdbl. von 4827. ©. 531. et seq.) feltgefegten Competenz, und ten allgemeinen Normen, 
welche Wir jedoch einer durchgreifenden Reviflon unterwerfen werben. 


$S. 98. 
Unter Vorbehalt des Recurſes die definitive Verbefcheidung der Steuerausgleichungen, 
in foferne bie Waffe der Steuerichulbigfeit des Kreifes nicht vermindert wirb. 
9. | 


Die Inftruirung der Gift: Moberationdgefüche nach dem beftchenden Normen, welche 
Wir ebenfalls einer Reoiflon unterwerfen Taffen werden. 


Dritter Titel 
Aufsicht über den Staatsaufwand in den Arrisen, 


§. 100. 


Anweiſung aller in den Kreiſen vorkommenden und aus den Finanzkaſſen zu beſtreitenden, 
durch beſondere Allerhoͤchſte Reſcripte genehmigten oder durch die Etatsfanctions⸗Reſcripte in 
beſtimmten Summen bewilligten Ausgaben auf Beſoldungen, Penſionen, Bureauexigenzen und 
öffentliche Anſtalten, in ſoferne fie nicht zu dem Reſſort der Kammer des Innern gehören, vor⸗ 
laͤufig nad) der Kaffe-Iuflruction vom 2. März 1824, welche unverzüglich einer dDurchgreifenden 
Reviſion unterworfen werden fol. 

6. 101. 

Sorge für die richtige Verrechnung des in den Kreiſen and Staatömitteln zu beftreis 
enden Aufwandes; primitive Revifion der Rechnungen aller unter der Kreisregierung ftehenden 
Aemter und Kaffen, mit Inbegriff der Kreiskaſſen und deren definitive Verbeſcheidung unter Vor⸗ 
behalt des Recurſes der Abrechnungscommiſſarien und der Rechner. | 


Die weiteren Borfchriften werden theild in dem Xitel V. dieſer Inſtruction, theils bei 
der nächftens zu erlaffenden revidirten Suftruction des oberfien Rechnungshofes ertheilt werben. 


6. 102. 

Die Anweifungen der Vorfhüffe für Diäten und Reiſekoſten gehen unter Mitwirkung 
ded Etatdcuratord von derjenigen Kummer aus, weldye die Abordnung decretirt; die reviforifche 
Einmeifung gebührt jedoch der Finanzkammer; diefe Rechnungen werden nicht mehr abgefondert 
an den oberiten Rechnungshof eingefendet, fondern mit der Kreis-Kaffaredinung definitiv feitgefegt. 

Die Anmweifungen, ſowie die Definitivordgnangen dürfen die Gränzen ber Etatöfummen 
nicht überfchreiten. 

Die befondern Anzeigen Der ertheilten Borfchüffe find, wenn dadurch keins Ucberfchreitung 
der Etatspofition entfteht, abgeftellt, eben fo die Quartalüberſichten. 


$. 108. 


Befftumung und Anweiſung der Umzugskoſten unter ſtrenger Beobachtung der hierüber 
beitehenden gefeglichen Normen und der im vorftehenden Paragraph feitgefegten Bellimmungen. 


& 104. 


Die Regulirung un) Anweiſung der Penſionen und Alimentationen nach ben beſtehenden 
geſetzlichen Normen, unter Vorbehalt der Superreviſion in der $. 110. bezeichneten Weiſe; die 
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3cehnter Titel, 


Bestreitung des Staatsaufwandes. 
6. 8 


Die Kammern ded Innern werben fünftig innerhalb der Gränzen ber feftgefetsten Etats⸗ 
fummen die Anmweifungen zum Behufe des für die innere Verwaltung zu machenden Staatsaufs 
wandes unmittelbar auf die Kreiskaſſen augftellen; der Director der Kammer der Finanzen hat 
jedoch diefe Anmeifungen ald Etatscurator zu contrafigniren, und demſelben fteht ein Veto zu, 
wenn durch die Anmweifung die für ben Kreis bemwilligte Etatöfumme überfchritten würde, außers 
ordentliche Fälle ausgenommen, bei welchen Gefahr auf dem Berzuge ruhen würde, in welchen 
Fällen jedoch unter bed Directors perfönlicher Verantworilichleit Anzeige zum Miniſterium geſche⸗ 
hen muß. 


Die näheren Modalitäten werben Wir durch eine beſondere Inſtruction vorſchreiben. 


Die reviforifhe und definitive Feltfeßung der Ausgabepofitionen bleibt den Finanzkam⸗ 
mern unter Borbehalt der Euperrevifion überlaſſen. 


Eilfter Titel, 
Judicatur in Aufschlagssachen. 


5. 86. 

Die Entfcheidung der MalzauffchlagesDefraudationen fteht in zweiter Snftanz den Kreis⸗ 
regierungen, Kammern ded Innern, zu, welche diefe Gegenftände auf den Vortrag eines aus ihrer 
Mitte aufzuftellenden Referenten collegial berathen werden. 


Zu den in diefer Beziehung abzuhaltenden Situngen müffen der Fiscalrath und der das 
Auffchlagswefen refpicirende Rath der Finanzkammer beigezogen und benfelben vorher die Acten 
zur Einficht zugeitellt werden, um bad Intereſſe des Fiscus verwahren zu fönnen, biefe beiden 
letztgenannten Näthe haben jedoch Feine entfcheidende Stimme, fondern nur das Recht der Erins 
nerung, welches fie unmittelbar nad) dem Bortrag des Neferenten ausüben, und am Schluffe 
der Umfrage durch Reaffumirung wiederholen müffen. Dem Fiscalrathe fteht dad Recht und die 
Plicht zu, von Amtswegen gegen die Beſchlüſſe der Kammer bed Innern den Recurs an ben 
Etaaterath zu ergreifen, wenn er bafür hält, daß durdy die Sentenz der Kammer des Innern 
dad Intereffe des Fiscus im Nachtheil geſetzt würde, 


B. Wirkungskreis 
der 
Kammern der Finanjen. 


$. 87. 

Zur Gefchäftöfphäre der Kammern ber Finanzen geboren: 

Die Leitung der Finanzverwaltung in den Kreifen im Allgemeinen, inöbefondere bie 
Anfficht über dad Staatdeinfommen, über ben Staatsaufwand, die Direction der Kaffen, das 
Etatöweien, dad Rechnungsweien, die Aufficht über das gefammte Finanz» Dienftperfonale, bad 
Amtsbürgfchaftsweien, ftöcalifche Proceffe, die Kreide und Diſtrictsumlagen, und bie Angelegens 
heiten des Landraths gemeinfchaftlic, mit der Kammer des Innern, die Fuanz⸗ Rechenſchafttbe⸗ 
richte des Kreiſes. 


480 | Abth. IV, Abſchu. UL 9 8. 


% 4107. 
Sorge und Berantwortlichteit, baß die genehmigten Ausgabdetats in Feiner Hauptpoſition 
überfchritten werben. 
Unter Hauptpofitionen werden Diejenigen Etatöfäte verftanben, weldye ganze Eathegorien 
von Gegenftänden ober Behörden umfaffenz das Minifterium der Finanzen wird hierüber noch 
nähere Snftruction erlaffen. 


Dierter Titel. 
&tats - Wesen. 


$. 108. 

Sorge für die rechtzeitige und vorfchriftsmäßige Anfertigung der Specialetatd der den 
Finanzkammern untergeordneten Aemter und Kaſſen; Prüfung diefer Etats rückſichtlich des. Fors 
mellen und Materiellen; Zufämmenftellung der einzelnen Aemters und Kaffenetatd und Anfertis 
gung eined Kreis⸗Hauptfinanzetats; Einfendung deffelben mit einem umftändlichen Erläuterungss 
berichte nach der dießfalls gegebenen Vorfchrift. | 

Die Hanptetatd für den Staatdaufwand und die fändigen Gefälle werben von nun an 
von 6 zu 6 Sahren angefertiget, und unter diefer Zeit nur Varianten für den ordentlichen, und 
die Boranfchläge für den außerordentlichen Dienſt und für unftändige Gefälle bearbeitet 
unb vorgelegt, worüber bie Specialaufträge von dem Minifterium der Finanzen jederzeit ers 


folgen werben, 
6. 109. 


Sorge und Wachſamkeit über die Nealifirung ber Einnahmsetats; Obſorge für bie 
richtige und rechtzeitige Anfertigung der Monatsertracte und Gonfpecte über den Stand der 
Kaffen, der Effectuirung der Einnahmen und ihre Verwendung; über diefe Manualertracte find 
in Zukunft im Laufe des Jahres nur fummarifche Confpecte nach den effectiven Einnahmen und 
Ausgaben unter Beſchränkung auf die im Finanzgeſetze enthaltenen Hauptpofitionen herzuftclen; 
bei erheblichen Abweichungen von dem Sol haben die Aemter und refpect. Kreiöregierungen die 
Urfachen in den Bemerkungen vorzutragen, um den Rechenſchaftsaufforderungen des Miniſteriums 
zuvorzufommen. 

Andere Gonfpecte ald die eben bemerften Sttuationsüberfichten find im Laufe des Jahres 
nicht einzufenden, in foferne in gegenwärtiger Snftruction für einzelne Gegenftände nicht befondere 
Ueberſichten vorgefchrieben, ober diefe von dem Minifterium im Falle des umentbehrlichen Bedarfs 
fpeciell abgefordert werden. | 

Insbeſondere werben hiemit abgefteit: 

a, bie befondern Ueberfichten der StaatösRealitätenverfäufe; ed genügt, wenn in ben Mo 
natdconfpecten die Summe des Erlöfes in einer befondern Pofition ſummariſch ange 
geben iſt; 

b. bie biäherigen Quartalsanzeigen über genehmigte Grund s Obereigenthumds Ablöfungen is 
der nämlichen Vorausſetzung; 

c. die Quartalsuͤberſichten der vorgenommenen Verpachtungen; 

d. QDumtaldanzeigen der Criminalgerichtskoſten: 

e. Quartaldanzeige der zu Boten und Dienern brauchbaren Quiedrenten; 
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f. Quartaldanzeigen der bei ben Aemtern eingenommenen Gtaatepapiere; 
g. die befondern Anzeigen über ben Fortgang der Steuerperzeption ; 
h. die befondern Anzeigen über bie Ablieferungen zur Kreiskaſſe; 
. die vergleichenden Weberfichten der Zehenterträgnifle; 
x die befondern Anzeigen für dad MinifterialeKaffabureau ; 

Beforgung der Iugroffation in jenen Fällen, wo dieſe zum Behufe der mechmunge⸗ 
controlle und der Evidenzhaltung der Etats nöthig iſt, ober bei jenen Anweiſungen, wodurch bie 
Etats alterirt werden. 

Die Kreisbuchführung in einfacher Form, ausſchließend zum Zwecke der Oberaufſicht und 
der ſichern Leitung der Verwaltung und des Kaſſaweſens, nach einer von dem Finanzminiſterium 
noch zu erlaſſenden beſondern Inſtruction. 


Fäntter Titel. 
Rechnungs - Wesen, 


$. 110. 


Wachſamkeit und Sorge für die rechtzeitige Anfertigung und Stellung der Rechnungen 
von Seite der Aemter und Kaſſen; Prüfung und Aufnahme der Rechnungen aller der Kreisregie⸗ 
rungs⸗Finanzkammer untergeordneten Aemter und Kaſſen, und zwar in der Art, daß die primitive 
Reviſion derfelben durch das Rechnungscommiffariat gefchieht, die Quartald- und Nebenrechnungen 
{m Laufe ded Jahres durch die Regierungds Finanzlammer unter Vorbehalt der Superreviſion 
feftgeftellt, die von dem Nechnungscommiffariat über die Hauptrechnungen nufgeftellten Bedenken 
durch einen Rath und den Director der Finanzlammer geprüft, fefigeftellt und hinausgeſchloſſen, 
über die hierauf erfolgten Antworten der Entwurf bed der Sache angemeffenen Erkenntniſſes durch 
das NRechnungscommiffariat bearbeitet, von einem Rathe geprüft, und nachdem ber zum Behufe 
der Jahresrechnung abgeordnete Rath des oberften NRechnungshofed im Kreife angefommen if, 
und die Rechnungen genau durdhgefehen hat, in Gegenwart beffelben unter dem Vorſitze des Res 
gierungspräfidenten ‘oder feines Stellvertreterd in, einer Collegialberathung der Finanzfammer unter 
Vorbehalt des Recurfes deftnitiver Befchluß gefaßt wird, nad) welchem, gemäß der Beftimmungen 
bed S. 35. der Verordnung vom 20. October 1812 ſchnell und pünktlich abgerechnet und volls 
kommene Richtigkeit gepflogen werden muß. 


Bei Ausfertigung dieſes Definitiobefchluffed, welcher von dem Präfibenten ber Regie⸗ 
rung zu unterzeichnen, von dem Director der Finanzkammer und dem Commi iſſär des oberften 
Rechnungshofes zu contrafigniren ift, müffen am Schluſſe die Puncte bezeichnet werben, gegen 
welche der Recurs vorbehalten murbe; die Gegenftände der von dem Commiſſaͤr des oberfien 
Nechnungshofes eingelegten Recurfe müffen ald Refervate behandelt werden. Diefe Rerurfe kön⸗ 
nen fowohl von den Commiffarien des oberften Rechnungshofes, ald den Rechnern erhoben wers 
den; fie find jedoch gleich bei Verkündung des Definitivbefchluffes zu erflären, und binnen den 
darauf folgenden 6 Wochen auszuführen, und der Regierung zu übergeben, welche fi fie ſodann mit 
den Rechnungen an ben oberfiten Rechnungshof einfenbet. 


Die näheren Borfchriften werden theild bei Erlaffung der, der Revifion unterllegen⸗ 
den Inſtructionen des oberſten Rechnungshofes, theils durch beſondere Weiſungen vorgezeichnet 
werden; für 1824/25 wird bad Abrechnungs-⸗Geſchaͤft noch in ber bisherigen Weiſe geführt. 

59 * 


482 u Abth. IV. Abſchn. LIT 5. 5. 


Im Laufe ded Jahres werben durchaus feine Nebenrechnungen an ben oberften Rech⸗ 
nungshof eingefendet. Ä 


$. 111. 


Mit Bezug auf die General⸗Abrechnungs-Conſpecte haben die Kreißregierungen jährlich 
Eurze Nechenfchaftsberichte über die Urfachen der wichtigeren Abweichungen der Rechnungsrefultate 
von den dad Finanzreffort betreffenden Etate-Beftimmungen an das Minifterium der Finanzen zu 
erftatten, und hiebei die ihnen nöthig ſcheinenden Vorfchläge zu der außer ihrer Gompetenz liegens 
den Berbefferungen der Verwaltung, Vermehrung der Einnahmequellen und Berminderung der 
Staatsausgaben in Bezug auf die Verhältniffe des Kreiſes zu verbinden. 


Sechster Litel, 


WDirection der fassen. 


6 412. 


Sorge für die rechtzeitige Kinlieferung der etats⸗ und redinungsmäßigen Ueberſchüſſe 
von ben Aemtern an die Kreisfaffen; etatds und vorfchriftsmäßige Verwendung der bei berfelben 
bereits eingefloffenen Geldvorräthe; pünktliche NRealifirung und Einlieferung der Gentral» Staates 
Kaffe-Dotation und der DotationdsNachträge, unter perfünlicher Verantwortlichfeit des Finanz⸗ 
kammer «Directors; Aufficht und Unterfuchung der Kaffen in Hinfiht auf den Baarfchaftsbeitand 
und die ganze Amtsbuchführung „ vierteljährig, jedoch zur unbeflimmten Zeit vorzunehmender 
Kaſſeſturz; Aufficht über dad Kaffeperfonal, 

Die biöher beftandenen .befondern Kaffecommiffionen find aufgehoben; die Etatss und 
Caſſecuratel ift unter der Oberaufficht ded Negierungs s Präfidenten dem Sinanzfammer Director 
unter perfönlicher Verantwortlichfeit übertragen, -welcher zu diefem Behufe alle Zahlungs +» Drkos 
nanzen beider Regierungsfammern contrafignirt, in foferne dieſe an die Finanzfaffen oder Finanz⸗ 
ämter gerichtet werden. 


$. 113. 

Auffiht und Behandlung des Staatöfcyulden« Tilgungswefend in denjenigen Streifen, 
mo ſolches nicht der unmittelbaren Leitung ber Staatds Sculdentilgungs s Commiffton übers 
tragen ift. 

$. 114. 
« Megen Prüfung der Adfpiranten bleibt es noch bei den über die Concurs⸗Prufungen 
und über die Aufnahme der Acceffiften im Finanzfache erlaffenen Verordnungen, wober Wir aber 
ausdrücklich die früheren Weiſungen wiederholen, daß hiezu nur jene Individuen zugelaffen mer 
ben dürfen, weiche Die alademiſchen Studien ordentlich vollendet haben. 


S. 115. 


Amts Ein- und Ausantwortungen beforgt die Kammer ber Finanzen bei allen Aerariab 
gelder percipirenden und verrechnenden Beamten, und verbefcheibet fie unter Borbehalt des Re 
curfed und der Superrevifion; erfterer geht an den oberften Rechnungshof, Iegtere wird durch 
ben Sommifjär diefer Stelle gleichzeitig mit ber Superrevift on der auf die Ertradition folgenden 
Sahresrechnung vorgenommen; findet diefer Sommiffär nichts zu erinnern, fo tritt, wenn fein 


- 
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Recurs vorliegt, der Beichluß in volle Kraft, im entgegengefegten Falle muß die Vorlage an 
ben oberjten Rechnungshof gemadjt werden; von dem einen oder dem andern muß dem anftehens 
den fo wie dem abftchenden Beamten Kenntniß gegeben werden. Die Regierungs⸗Finanzkammer 
concurrirt auch bei der Amts Eins und Ausantwortung an die Landrichter und Taratoren bes 
nehmlich mit der Kammer des Innern, oder ben Juftizbehörben in Hinficht auf Depofiten, Karen 
und Sporteln. 


Die befondere Anordnung der Näthe zu dem Acte der Snftallation der Rentbeamten 


findet nicht mehr ftatt; die Inftallation iſt jederzeit von demjenigen Commiffär vorzunehmen, 
welchem die Amtes Ertradition übertragen iſt; es bleibt jedoch den Regierungs⸗Vorſtaͤnden vors 


behalten, nach Gutbefinden ſolche Ertraditionen auch den Räthen zu übertragen, 


S. 116. 

Verfügung der getwöhnlichen Amtes und Kaffavifitation (mach den Beftimmungen über 
ben Gefchäftsgang S. 125.) Uebrigens liegt es in der Befugnid und in der Pflicht ver Finanz⸗ 
kammern, Viſitationen dieſer Art überall und zu jeder Zeit eintreten zu laſſen, wenn ein gegrüns 
deter Verdacht gegen die Amts⸗ und Kaffaführung eined Beamten felbe motivirt. 


. 117. 


Unterfuchung der Dienftgebrechen der untergeordneten Finanzbeamten und Diener auf 
höheren Auftrag. oder auch ex officio im Falle eined gegründeten Verdachts gefährdeter Amtes 
verwaltung gegen jene Beamten und Diener; Führung der GeneralsUnterfuchung ‘und weiteres 
Berfahren fowohl in diefer Beziehung, als wegen Disciplinarftrafen nad) den für Die Sammer 
bes Innern 6. 81. erteilten Beftimmungen, und zwar gleichfalls mit dem Rechte, in dringen⸗ 
den Fällen, insbefondere bei drohender Gefahr für das Intereſſe des Allerhoͤchſten Aerars, bie 
in Unterſuchung befangenen Beamten zu fufpendiren. 


$. 118. 


Wegen Ertheilung der Heiraths⸗ und Urlaubölizenzen treten die in den SS. 83 und 84. 
über den Wirfungsfreis den Kammern des Innern enthaltenen Beſtimmungen in analoge An⸗ 
wendung. 

siebenter Titel. 


Amtsbürgschaftswesen. 


$. 449. 


Das Amtsbürgfchaftsweien der den Kreisregierungen untergeordneten Beamten vorlaufs 
in der bisherigen Weiſe. 


Achter Titel. 
Siscalische Processe. 


420. 


Die Leitung and Führung der fiscaliichen Progeffe in der Art und mit bee Gompetenz 
welche in un erer Verordnung vom 27. v. M. *) näher bezeichnet if. 





a) M. f. Reg. Bl. v. I. 1825. ©. ga. 


464 Abth. IV. Abfchn. TIL. S. 5. 


Die Einfendung ber biöherigen Quartald: Gefchäftstabellen ift abgeſtellt, erft nach dem 
Schluſſe eined Jahres fol eine ſummariſche Weberficht über den Stand diefer Proceffe mit dem 
Nechenfchaftöberichte zur Vorlage kommen. 


Der Generalcommiffär und der FinanzsKammerdirector haben dagegen zu wachen, daß 
bie fiscafifchen Proceßangelegenheiten nicht verzögert, und insbefondere der Betrieb der Actiopros 
ceffe nicht vernachläffigt werde. 


Die Proceffe der Schuldentilgungsanftalt werden, wenn fie bei den hiefigen Gerichts⸗ 
höfen anhängig find, nicht mehr von der Regierung des Ifarkreifed, fondern durch befondere Fis⸗ 
tale geführt, welche der Staatsſchuldentilgungs⸗Commiſſion unmittelbar beigeordnet werben, und 
von derfelben die im S. 4. der Verordnung vom 27. v. M. a) bezeichneten Genehmigungen und 
Ermächtigungen nadyzufuchen haben. 

Die Staatsſchuldentilgungs⸗Commiſſion erhält in diefer Beziehung jene Competenz, weiche 
in Hinficht der übrigen fiscalifchen Procefje den Kreisregierungen eingeräumt ift. 


Neunter Titel, 
Kreis- una Beicks-Umlagen, Ariegsbeiträge und Sandrathsangelegenheiten. 


6. 121. 


Das gemeinfchaftliche Benehmen der Kammern des Innern mit den Kammern ber Finans 
zen iſt in biefer Beziehung bereits oben bei den Beftimmungen über den Wirkungskreis der Kam: 
mern des Innern eingeordnet worden. 


Geschäftsgang 
bei den 
obersten Derwaltungsstellen in den acht Mreisen des Reiches. 


5. 122. 


Die oberſte Leitung der Gefchäfte, bee Ganges und der Formen derfelben fteht dem 
Generalcommiſſaͤr und Präfidenten zu. 


Sein Stellvertreter bei Abmwefenheit oder im VBerhinderungefalle ift derjenige Director, 
welchem Wir allenfalld den Rang und Titel vined Birepräfiventen verlieben haben. 


Hat keiner der beiden Directoren einen folhen Rang und Titel, fo werden Wir in ber 
Kegel bei jedem Beränderungsfall denjenigen der beiden Directoren durch ein befondered Reſcript 
bezeichnen, welcher jederzeit berufen feyn fol, den Generalcommiffär und Präftdenten zu vertreten, 
liegt feine folche defondere Allerhöchfte Beftimmung vor, dann foll der Altefte Director das Prüs 
fibium führen. Jedem Director bleibt es unbenommen, von den Gefchäftsprotocollen der beiben 
Kammern, und von den an diefelben gelangenden Allerhöchften Neferipten Einficht zu nehmen, 
auch wenn es feine Gefchäfte erlauben, den Sigungen derjenigen Kammer beizumohnen, deren 
Leitung ihm nicht übertragen ift. 

§. 123. 


Der Generalcommiffär eröffnet und präfentirt die einlaufenden Allerhöchſten Refcripte, 
die übrigen Cinläwfe laͤßt er unter feiner unmittelbaren Aufficht durch den Präffbial-Serretär oder 
ein anderes verläffiged Individnum erdffuen, präfentiren, und mit ben bie Referenten bezeichnenden 





a) M. ſ. Reg. BI. v. 9. 1925. S. 024. 
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Numern oder Buchſtaben verſehen. Da (mie unten 8. 140 verordnet wird) jedes an die Regie⸗ 
rung des Kreiſes geſtellte Exhibit zugleich die Kammer bezeichnen muß, an welche ſolches gerich⸗ 
tet iſt, fo läßt der Generalcommiffär die geöffneten und präfentirten Erhibita durch den Präfidials 
Secretär ober ein andered Individuum in die für jede Kammer befonderd zu führende Einlaufs⸗ 
zugleich Gefchäfte:Protocolle eintragen. Schon in diefen Einlaufsprotocollen wird der nach der 
beftehenden Repartition betreffende Referent bemerkt, wenn ber Präjident ben Einlauf durchgeſehen 
hat, fendet er ihn am ben betreffenden Director, diefer übergiebt ihn nach gepflogener Durchſicht 
der Regiftratur, welches jedes Exhibit mit den Boracten unverzüglich an ben betreffenden Refe⸗ 
renten anözuftellen hat. Die Repartition der Gefchäfte wird von dem Generalcommiffär vorläufig 
im Allgemeinen und mit jedem Jahre neu entworfen, er hat ſich in dieſer Beziehung mit ben 
Directoren zu benehmen. Abänderungen diefer Repartition unterm Jahr oder die Beftellung bes 
fonderer Referenten in befonderen Fällen verfügt der Generalcommiffär fo oft er es für nothwen⸗ 
dig erachtet. Da feine befondern Kreisfchulräthe mehr aufgeftellt werden, fo wird der Generals 
commiffär das von denfelben bisher beforgte Referat nach Gutbefinden demjenigen Rathe zutheilen, 
welchen er hiezu am meiften geeignet findet. 


§. 124. 


Zur unmittelbaren Beihäftigung des Generalcommiffärd werden vorbehalten alle Gegen» 
ftände, welche ihm yperfönlic, durch fpecielle Referipte aufgetragen werben. 


. Die jährlichen LVifitationgreifen im Kreife macht der Generalcommiffär nach den hierüber 
bereits beftchenden Neglementarverfügungen, oder kann fie auch nad) Umftänden dem Director 
übertragen. Auch bleibt ed dem Generalcommiffär vorbehalten, zur Viſitation ber Aemter der 
innern Verwaltung von Zeit. zu Zeit ausgezeichnete Räthe abzuordnen und auf diefe Weife die 
Art des Bollzugs der Gefeße und Verordnung bewachen zu Iaffen, der jährliche Aufwand hiefür 
darf jedocd, die Summe von 500 Gulden nicht überfteigen. 


9. 125. 


Die befondern B-fitationen der Rentämter und Kaffen gefchehen nach den hierin ebenfalle 
bereitd vorliegenden bejonderen Verordnungen, durch einen Rechnungscommiſſär, oder nach Umjtäns 
den durch einen Rath der Kammer der Finanzen, weldyen der Director der Kammer der Finanzen 
vorfhlägt, und der Geueralcommiffär beftätiget. 


Das Inſtitut der infpicirenden Nechnungscommiffäre wird vorläufig bis auf weitere 
Anordnung aufgehoben, und ed bleibt den Generalcommiffären unter deu Reviforen die freie Wahl 
derjenigen, welche fie zu den Bifitationen der Aemter und Kaffen abordnen wollen; jebes allges 
meine und befontere Rentamt mir Inbegriff der Tarämter fol jährlich, ohne an beftimmte Perios 
den fidy zu binden, wenigſtens dreimal vifitirt werden; auch bleibt ed den Kreisregierungen übers 
laſſen, bei diefer Gelegenbeit einige Rechnungselaborate, insbefondere die Tax⸗ und Eportel-Acten, 
bei den äußern Aemtern an Ort und Etelle unter Vorbehalt der Superreviflon revidiren und von 
den Beftimmungen der Inftruction vom 26. Detober 1821 dasjenige in Anwendung bringen zu 
Iaffen, was den befonderen Amtöverhältniffen entfprechen wird. Die Forftoijitationen werben im 
der Regel durch ben Forftinfpector vorgenommen, jedoch kann bie Inſpicirung mehrerer Forſtbe⸗ 
zirle auch dem Forftrathe übertragen werden. 


Sowohl fir die Abordnungen der Kammern des Innern ald jene der Finanzen werden 
Wir Etatefummen feftfegen, welche nicht überfchritten werden bürfen. 
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$. 126. 


Ferner gehört es zu ben perfönlichen Obliegenheiten und Befugniffen des Generalcoms 
miffärd in Fällen bedrohter oder geftörter öffentlicher Sicherheit, mo Gefahr auf dem Berzuge 
haftet, oder ber Erfolg der Maßregeln von der Bewahrung bed Geheimniffes abhängt, fogleich 
auf feine Verantwortlichfeit entweder allein und für fih, oder mit Zuziebung der Directoren und 
nach Belieben auch der ordentlichen Referenten, die erften auf die Gefege gegründeten Berfüguns 
gen zu erlaffen, damit die Gefahr noch zu rechter Zeit abgewendet, oder auf der Stelle unters 
drückt, und die Verdächtigen oder Thäter außer Stand zu ſchaden gefegt werden. 

Das nämliche gilt von dem Falle, wenn gegen einen Beamten gegründete Anzeigen 
eines Verbrechens oder Vergehens vorliegen, und bei eintretendem Verzuge die Vernichtung oder 
Erſchwerung der Beweismittel zu bejorgen wäre, oder der Beamte fih der Flucht verdächtig 
gemacht hat, oder ſchon auf der Flucht begriffen ift. 


$. 127. 


Ehen jo hat der Generalcommiffär perfönlich zu übernehmen: die unmittelbare Aufficht 
anf die richtige Führung des Paßweſens und der desfallſigen Regifter; die Leitung der ftatiftifchen _ 
Sammlungen; die Aufficht auf die Anlegung und Unterhaltung der Vormerfungsbücher zur Eins 
zeichnung der im Kreife angeftellten Staatödiener bei den polizeilichen und untergerichtlichen 
Yemtern, und bei den Behörden, der inmern Verwaltung, der Quiescenten von derfelben Claffe, 
und der zum Staatödienfte adfpirirenden Rechts» Kandidaten, dann der von Allerhöchfter Stelle 
in einzelnen Fällen ausgefprochenen nicyt öffentlich befannt gemachten Regierunges und Berwals 
tungsgrundfäge ; die pflichtmäßige Geſchäfts-Controlle gegen die Räthe; die Nedaction der alle 
drei Jahre zu erftattenden Nedjyenfchaftebericht der innern Verwaltung, wozu die NRäthe die in 
ihren Referaten gefammelten Erfahrungen und Bemerkungen mitzutheilen haben, die ſodann mit 
eingefendet werden; die Redaction der von drey zu drey Jahren einzubefördernden Eiften über das 
Betragen und die Verwendung des Raths⸗ und des übrigen ftabilen Perfonald der Regierung. 


Der Generalcommiffär wird fich in diefen Gegenitänden mit dem Director der Kammer 
bed Innern auf geeignete Weife benehmen. 


In allen diefen Gegenftänden, in foferne fie auch bei der Kammer der Finanzen vors 
fommen, hat der Generalcommiffär mit dem Director derfelben fich zu benehmen; diefem liegt die 
Erſtattung des Finanzs Rechenfchafteberichts ob, wobei es jedoch dem Generalcommiffär freifteht, 
dem Minifterium feine Anfichten und Bemerkungen, fo wie allen audern Gegenitänden, befons 
ders vorzulegen. 


NZ 128. 


Auch in den durch die beiden vorftehenden SS. nicht bezeichneten Begenftänben iſt der 
Geſchäftsgang im der Regel büreaumäßig, und den Näthen fecht nur eine berathende Stimme zu. 


%. 129. 
Nur in folgenden Gegenftänden tritt collegiale Berathung ein, wobei bie Directoren 
und NRäthe eine entfcheidende Stimme haben: 
‚a. bei Haupts und Zmwifchenbefcheiden in ftreitigen Sachen ‚für welche die Kreisregierungen 
gemäß den Geſetzen eine richterliche Inſtanz bilden; | 
b. bei Hauptbefcheiden über Befchwerden in PolizeisStraffachen; 
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c. bei definitiven Entfcheidungen uber Entſchaͤdigungs⸗Beſchwerden, wenn das Reclamations⸗ 
Object den Werth von 25 fl. überſteigt: 

d. bei Entfcheidung aller jener Gegenftände, für welche die beftehenden Geſetze und Vers 
ordnungen, fo wie Die gegenwärtige Snfruction eine collegiale Berathung ausdrücklich 
anordnen; 

e. bei Feſtſtellung der Onalificationg s Liften für die ber Areisregierung untergeordneten 
Staatsdiener; 

f. wenn wegen Beſetzung jener, aͤußern Rreiöregierung untergeorbnetes Stellen, zu welchen. 
Wir Uns die Ernennung vorbehalten, gutachtliche Borfchläge zu machen find; 

g. bei Begutachtung und Enprepartition der Hauptetate; 

h. bei den Borfchlägen zum Verkaufe der Staatsdomaͤnen; 

i. bei Genehm’zung der Verfäufe und Verpachtung der Immobilien, fo wie bei Firirung 
der unftändigen Gefälle; 

k. bei Berbefcheidung der AmtesExrtractiowsacten und der Amte-Bifitationdprotocolle ; 

1. bei den Definitioverbefcheibungen der Sahresrechnungen unter Beobadytung ber $. 110. 
erteilten befondern Borfchriften; 

m. bei Befchlußfaffung über Anordnung ber Generalunterfuchung gegen Beamte über Sus⸗ 

pendirung derfelben, über ihre Stellung vor Gericht, oder über Aufbebung der General 

unterfuchung; 

bei fiöcalifchen Proceffen in den SS.3., 4, 5, 6. der Verordnung vom 27. Nov. d.I. 2) 

bezeichneten Fällen; 

bei foftematifchen Arbeiten, welche von der Allerhoͤchſten Stelle angeordnet wurden; 

bei Erſtattung der Finanz⸗Rechenſchaftsberichte; 

in alles Faͤllen, für welche von ber Allerhöchſten Stelle eine collegiale Berathung befon, 

ders vorgefchrieben wird. 

Der Generalcommiffär wird ausdrücklich verantwortlid; gemacht, keinen zur collegialen 

Berathung geeigneten Gegenſtand büreaumäßig behandeln zu Taffen. 


22 


5. 130. 


Die Referenten ſind für die richtige Darſtellung des Factums, für die rechtzeitige, gründ⸗ 
liche und pflichtmäßige Bearbeitung des Gegenſtandes verantwortlich; wurden fie jedoch ir 
Gegenftänden, welche vorfchriftsmäßig der collegialen Berathung unterliegen, von dem Collegium 
abgeftimmt, fo dürfen fie den Befchluß nicht vertreten, wenn fie ihre abweichende Meinung gang 
anf dem Goncepte bemerken, und diefe Bemerfung fogleih von dem Vorſtande, welcher den 
Borfig führt, viſiren Iaffen ; fie haften dann nur für Die richtige Abfaffung des Beſchluſſes und 
für eine gwedmäßige Ausführung deffelben. 


Auf gieiche Weiſe werden fie der Vertretung der von ihnen entworfenen Regierungs⸗ 
entfchließungen entkunden, wenn in ®egenfländen, welche zur bureaumäßigen Berbandlung ber 
ſtimmt find, ihre Meinung von jener des entſcheidenden Borftandes verfchieben tft, und fie in ber 
obenbezeichneten Weiſe die geeignete Bemerlung anf dem Concepte machen, oder zu ben Acten legen. 


a) M. f. Reg. BI. v. J. 1825 ©. 921. 
Bd. IL | 60 


408 | Ar. ıv. Abi. HE 5 5 


6 41938. 
Für die Einhaltung der Etats haftet der Director ber Finanzkammer, weicher beöwegen 
alle Zahlungsordonnangen der Kreiöregierung ſowohl auf bem Comepte, als in der Reinſchrift 
unterzeichnet. 

Derfelbe hat auch bie Haftung wegen Einhaltung ber Competenzbefugniffe der Finanz 
fammer, und für allen dem Allerhöchſten Aerar aus einer fehlerhaften Geſchäftshandlung der 
Finanzfammer erwachſenden Schaden; aus diefem Grunde unterzeichnet er alle Concepte und 
Ausfertigungen der Finanzkammer, und ift verpflichtet, gegen jede dem Allerhöchiten Aerar nach⸗ 
theilig ſcheinende Regierungsverfügung die geeignete Erinnerung zu machen, und wenn dieſe 
nicht berückſichtigt werden ſollte, unmittelbare Anzeige an das Staatsminiſterium der Finanzen 
zu erflatten. 

$. 132. 

Der Generalcommiffär baftet für alle im bureaumäßigen Wege herbeigeführten Negies 
rungsbefehle. 

6. 433. 

Der Generalcommiſſaͤr kann auch in ſolchen Gegenſtänden, welche nicht zur collegialen 
Berathung verwiefen find, förmliche Sigungen halten; dadurch wird aber die Haftungsverbinds 
lichkeit keineswegs verändert. 

$. 134. 


Jede Kammer hält für die der collegialen Berathung unterliegenden Gegenſtände ihre 
eigenen geſonderten Sitzungen, in welchen der Generalcommiffär und Praͤſident, und in deſſen 
Abmwefenheit der Director den Vorfig führt. Die Abſtimmungen gefcheben nad) dem Dienftalter 
von dem älteften bis zum legten Nathe, wobei die Mitglieber der Kammer, welche blos für eins 
zeine wiſſenſchaftliche und techniſche Gegenftände ausſchließend beftellt find, nur in ihrem Fache 
eine entfcheidende Stimme haben, der Generalcommiffär als Präfident, oder deſſen vorfißender 
Stellvertreter giebt feine Stimme zulegt. Die Mehrheit der Stimmen bildet den Befchluß. Bei 
Gleichheit der Stimmen entjcheidet ſich die Mehrheit durch die Stimme des Präfibenten oder 

feines Stellvertreter. 


$. 135. 

Bei folchen contentiofen Gegenftänden, in welchen die Regierung bes Kreiſes als gericht: 
liche Inſtanz erkennt, fo wie bei den S. 429. lit. b. c. d. m. bezeichneten Gegenftänden hat ſich 
‚biefelbe in ihren Beratbungen nach der Hofrathsorbnung zu achten und ihren Befchlüffen, welche 
anf fchriftliche Neferate fich Kügen müffen, die Entfcheidungsgründe beizufügen. 
| Die fehriftlichen Borträge follen ganz kurz abgefaßt werden, nur in gedrängtefter Dars 
ſtellung das Zactum und den Antrag enthalten; diefer it jederzeit gleich in Form eines mit dem 
Entfcheidungsgründen verfehenen Kegierungöbefchluffee aufzuſetzen. 


6. 136. 

Der Präfident muß in ben zur collegialen Berathung bezeichneten Gegenſtänden der 
Vollziehung der durch Einheit oder Mehrbeit gefaßten Befchläffe freien Lauf Iaffen, und kam 
-foiche ‘auf feine Verantwortlichkeit nur dann fiftiren, wenn er Davon eimen großen Nachtheil für 
- dad Staatdwohl befürdıtet. Er ift zu biefer Siftirung verpflichtet, wenn er glaubt, der Beſchluß 
fey gegen ausdrüdliche Gefege oder Ahlerhöchfte Anordnungen gefaßt. In beiden Fällen’ hat er 
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ſogleich davon Die Anzeige zu machen. Auch Tann er beichloffene Anträge an bie Allerhöchlte 
Stelle, mit denen er nicht veritanden ift, Durch abgefonbertes individuelles Gutachten einbegleiten, 
Beichlüffe über die im vorfichenden S. 135. bemerkten Gegenftände kann der Generalcom⸗ 
miffär in feinem Falle hemmen, findet er, daß diefelben dem Allerhöchiten Aerar nachibeilig feyn 
konnten, fo bat er den Beichluß mebft ben Acten Dem Fiscalxathe zuzuftsllen, Damit diefer den 
Recurs ergreifen fonne, 
" 5. 137. 


Dem Generalcommiffär ald Präfipenten wird es überlaffen, die Zahl der Sikungen und 
die Tage derfelben nach Verhältniß der Gefchäfte und ihrer Dringenheit gu beſtimmen, doch fol 
in jeder Woche wenigftend eine Sigung gehalten werben. Jeder Neferent bringt über die vors 
zutragenden Gegenftände, die von ihm verfaßten Auffäge jogleich in die Sitzung mit, außer in 
zweifelhaften Gegenftänden, wo ohne vorläufige Berathung ber Beichluß des Collegiums nicht 
wohl voraus zu fehen ift. 

Wenn der Fall eintritt, daß die Erledigung eined zur collegialen Berathung geeigneten 
Gegenfiandes feiner Dringenheit wegen nicht bie zum ordentlichen Sigungstage verſchoben wers 
den kann, fo ift nach ber Richtigkeit ded Falles und nach Beichaffenheit der Umſtände entweder 
eine aufferordentliche Sigung anzuordnen, oder die Abſtimmungen find durch Circulare zu erholen, 
und der Beſchluß ift in dad Protocol der nächiten Sigung nachzutragen. 


$. 138. 


In den wichtigern Gegenſtänden eines gemeinſchaftlichen Jutereſſe für beide Kammern 
veranftaltet der Generalcommiffär uud Praſident wenigſtens einmal in jedem Monat zuſammen⸗ 
geſetzte Sitzungen, wozu neben den beiden Directoren entweder alle Räthe beider Kammern oder 
von jeder eine gleiche Anzahl von Räthen berufen werden. 


Sn den gewöhnlichen Gegenſtänden dieſes gemeiuſchaftlichen Intereſſe iſt es hinlänglich, 
wenn der Referent den in der einen Kammer vorgetragenen und beſchloſſenen Gegenſtand nun 
auch in ber andern Kammer vorträgt, und Anfidyt und Beſchluß auch biefer Kammer hierüber 
erholt, oder wenn die Referenten der beiden Kammern brevi mann ſich benehmen, und die Con⸗ 
cepte gemeinfchaftlich unterzeichnen. Für alle tiefe Fälle bezeichnet der Generalcommiffär gleich 
bei dem Einlaufe auf dem Goncepte die Referenten beider Kammern. 

Ein Notemwechfel zwifchen den Kammern findet nicht flatt, Tondern die unvermeidlis 
chen Mittheilungen und die Abgaben von Einer zur Audern geichehen durch Protocollsauszüge. 
Der Seneralcommiffär iſt verantwortlich, Daß von den beiden Kammern nid;t entgegengefeste, ſich 
widerfpredyende und aufbebende Entſchließungen erpedirt werben; er muß in diefem Falle, wenn 
der Gegenftand zu collegialer Berathung geeignet it, Plenar-Sigungen veranlaffen, wenn ber 
Gegenftand aber büreaumäßig behandelt werben kann, nad) eigenem Ermeffen die der Sache ent: 
fprechende Verfügung treffen, jedoch in Etatögegenftänden mit bem Director der Finanzkammer 
fi) benehmen. 


9. 139. 


Ueber alle Sigungen werden von einem Secretäre Protocolle mit möglichft ‚größter Ges 
nauigfeit geführt, und bei wichtigen Gegenftänden auch bie einzelnen Abſtimmungen basis be 
merkt. Dem Rathe bleibt in diefem Falle die Abgabe eines ſchriftlichen Votums au den Acten 

60” 


470 Abth. IV. Abſchu. MI. 8. 5. 


vorbehalten. Die nach den Beſchluͤßen entworfenen Auffäge werben, wenn der Director dem 
Sitzungen beimohnte, von demfelben revidirt, außerdem aber von dem äfteiten Rathe mit ges 
zeichnet, und von dem Generalcommiffär und Präfldenten, auch wenn er ben Sitzungen nicht 
beigewohnt hat, mit dem Erpediatur verfehen. 

Die in dad Sitzungsprotocoll eingetragenen Befchlüffe werben von dem Secretär in dem 
Gefchäftsprosocofle nur mit Hinweifung auf den Tag und Bortragsziffer dee s Sibungeprotocolie 
hemerkt. 


⸗ 


$. 440. 

In Fällen, wo ber Generalcommiffär in Folge befonderer ihm yerfönlich gegebener Auf 
träge und Bollmadıten handelt, ‚ geſchehen die Ansfertigungen in feinem Namen nach der bis⸗ 
herigen Form. | 

Die Audfertigungen der Regierung ded Kreied werden von bem Generalcommifjär ale 
Hräfidenten unterzeichnet, und nur in Etats- und Finanzgegenftänden von dem Director der 
Finanzkammer contrafignirt. 

Der Secretär unterfertigt fi unten am Rande der Ausfertigung mit ber gewöhnlichen 
Bemerkung ‚‚collationirt”’, da derfelbe für die Neinfchrift haftet: 

Die Form diefer Ausfertigungen ift folgende: 

a. Ssene an die untergeordneten Aemter und Parteien ohne Unterfchteb ber Claſſen geſchehen 
mit der Ueberſchrift: 

„Im Namen Seiner Majeſtät des Königs“ 

Die Schreibart iſt befehlend, und die Unterſchrift: 

„Koͤnigliche Bayeriſche Regierung des — Kreiſes (Kammer des Innern oder der 

Finanzen)‘ 
b. die Schreiben an coordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der Behoͤrde, von wel⸗ 

cher, und an welche geſchrieben wird, auf dieſe Weiſe an: 

Die Königliche Bayeriſche Regierung des — Kreiſes 

an 
ꝛc. ꝛc. ꝛc. 

Die Form der Berichte an die Allerhöchſte Stelle, mit jedesmaliger Bemerkung der be⸗ 
treffenden Miniſterien, richtet ſich nach der Vorſchrift vom 48. Januar 1806 2) und Dies 
ſelben werben, ſoferne fie nicht perſoͤnliche Geſchaͤfte des Generalcommiffärd betreffen, 
im Collectivnamen der geſammten Regierung des Kreiſes verfaßt, von dem General⸗ 
Commiffäar ald Praſidenten unterzeichnet, und von einem Secretaͤr collationirt; in Etats⸗ 
und Finanzgegenfländen unterzeichnet auch der Director der Finanzlammer. 

Auf den Reinfchriften der Berichte wird durch den Secretär auch der Name des Con⸗ 
cipienten bemerkt; den Referenten bleibt es jedoch frey geftellt, die von ihnen aufgeſetz⸗ 
ten Berichte felbft zu unterzeichnen, wenn dadurch die Expedition nicht verzögert wird. 


Die untergeordneten Behörden, Gemeinden und Privaten beobachten in ihren, auf ges 


c 





a) M. ſ. Abtheilung XVII. Abſchu. 3. 
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c. bei definitiven Entfcheidungen über Entſchaͤdigungs⸗Beſchwerden, wenn bas Reclamations⸗ 
Object den Werth von 25 fl. überſteigt: 

d. bei Entfcheidung aller jener Gegenftände, für welche bie beitehenden Geſetze und Vers 
ordnungen, jo wie bie gegenwärtige Inſtruction eine collegiale Berathung ausdrücklich 
anordnen; 

e, bei Feſtſtellung der Qualifications⸗Liſten für die ber Kreiöregierung untergeordneten 
Staatöbiener; 

f. wenn wegen Bejegung jener, Außern Rreiöregierung untergeorbnetes Stellen, zu welchen. 
Wir Uns die Ernennung vorbehalten, gutachtliche Borfchläge zu machen find; 

g. bei Begutachtung und Enprepartition ber Hauptetats; 

h. bei den Borfchlägen zum Berfaufe der Staatsbomänen; 

i. bei Genehm’zung der Verfäufe und Verpachtung der Immobilien, fo wie bei Firirung 
der unftändigen Gefälle; 

k. bei Berbefcheidung der Amte-Ertractiowsacten und ber Amts-Bifitationsprotocolle; 

1. bei den Definittoverbefcheibungen der Sahreörechnungen unter Beobachtung der 6. 110. 
ertheilten befondern Borfchriften; 

m, bei Befchlußfaffung über Anorbnung ber Generalunterfuchung gegen Beamte über Sus⸗ 

pendirung derfelben, über ihre Stellung vor Gericht, oder über Aufhebung der Generals 

unterfuchung; 

bei fiscalifchen Proceffen in den $S.3., 4, 3., 6. der Verordnung vom 27. Nov. d. J.,) 

bezeichneten Fällen; 

bei fuftematifchen Arbeiten, welche von der Allerhoͤchſten Stelle angeordnet wurden; 

bei Erſtattung der Finanz⸗Rechenſchaftsberichte; 

in alles Faͤllen, für welche von ber Allerhöchften Stelle eine collegiale Berathung beſon⸗ 

ders vorgefchrieben wird. 

Der Generalcommiffär wird ausdrücklich verantwortlich gemacht, feinen zur collegialen 

Berathung geeigneten Gegenſtand büreaumäßig behandeln zu Taffen. 


pP 
4 
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5. 130. 


Die Referenten find für die richtige Darftellung des Factums, für Die rechtzeitige, gründe 
liche und pflichtmäßige Bearbeitung des Gegenftandes verantwortlich; wurden fie jebocd in 
Gegenftänden, welche vorfchriftsmäßig der collegialen Berathung unterliegen, von bem Collegium 
abgeftimmt, fo dürfen fie den Befchluß nicht vertreten, wenn fie ihre abweichende Meinung gang 
auf dem Concepte bemerken, und dieſe Bemerfung fogleih von dem Vorſtande, welcher den 
Borfig führt, viſiren laſſen; fie haften dann nr fir bie richtige Abfaffung des Beſchluſſes und 
für eine zweckmäßige Ausführung deffelben. 

Auf gieiche Weiſe werden fie der Vertretung der von ihnen entworfenen Negierunges 
entfchließungen entbunden, wenn in Gegenftänden, welche zur bureaumäßigen Berhandlung bes 
ſtimmt find, ihre Meinung von jener des entscheidenden Vorſtandes verfchieden ift, und fie in der 
obenbezeichneten Weiſe Die geeignete Bemerlung auf dem Eoncepte machen, oder zu ben Acten legen. 


aM. f. Reg. BI. v. J. 1825 ©. 921. 
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Bei Aufftellung diefer Etatd iſt die Frage zu belenchten, ob bie außerhalb ben Negies 
rungsſitzen befindlichen Gonfervatorien nicht der Refpicirung der Localbeamten gegen Averfalger 
bühren übertragen werben Fünnen. 

$. 142, 

Secretariat und Rechnungscommiſſariat find für beide Kammern getreunt, jene ber 

Finanzkammer find der fpeciellen Leitung des Directors untergeben. 


$. 143. 


Es wird vorbehalten, zu jeder Zeit die Gefchäftöprotocolle zur Einficht abzufordern, zur 
Erlangung der nöthigen UWeberfichten im Ganzen und in einzelnen Theilen der Verwaltung jpes 
tiele Weifungen zu erlaffen, und von Zeit zu Zeit Vifitationen anzuordnen. 


% 144. 


Der Generalcommiſſär ald Präſident ift verantwortlich, daß der Einlauf zu rechter Zeit 
und nach ber getroffenen Repartition vertheilt werde, Daß durch bedeutende Rüditände feine Etod 
ungen. verurfacht, Daß die Sigungen fleißig und zu rechter Zeit gehalten und gehörig befucht, daß 
Dabei die gegiemenbe Ordnung beobachtet, die Borträge mit Grüubdlichkeit erftattet, die Abflimmuns 
gen mit Ruhe und Anftand gegeben, die Beichlüffe beſtimmt ausgefprochen, richtig in das Protos 
coll eingetragen und die Audfertigungen hiernad; gefaßt werben. 


Ferner ift er verantwortlich für die Bewahrung der Gefchäftsformen und für die Eins 
haltung der Sompetenzoorfchriften und er hat im Zweifel in den zur collegialen Berathung geeigs 
neten Gegenftänden über den Competenzpunct förmlich abjtimmen und collegialen Beſchluß fafjen 
zu laſſen. 


Endlich Tiegt ihm ob, fich fortwährend in ber Ueberficht Der ganzen Adminiſtration zu 
erhalten, den Gang und die Refultate derfelben zu verfolgen, und gu verhäten, daß nicht einzelne 
Theile und Zweige vernadhläffigt werden, 


S. 145. 


Die Geſetze und Verordnungen in Bezug auf dad amtliche Stillſchweigen, auf heimliche 
oder offene Anmaltfchaft und unbefugte Meittheflungen an die Parteien, auf privative Correſpon⸗ 
denz über Amtefachen, auf Annahme won Geſchenken und auf umberechtigte Benützung amtlicher 
Notizen und Materialien für öffentliche Schriften werden erneuert, und von füimmtlichen bei ber 
Regierung des Kreiſes angeitellten Individuen wird die gemaueite Nachachtung erwartet. 


Gegen die ftabilen Staatöbiener haben die Vorſtände in diefen Fällen mit Disciplinar⸗ 
ftrafen nad, aller Strenge der Vorfchriften der Ss 10 — 15 der neunten Beilage zur Berfaf 
fungssUrfunde=) einzufchreiten, die amoviblen Individuen aber fogleich von der Kreisregierung 
gu entfernen. Die Borflände find perſoͤnlich für Die ftrengfte Aufficht, und gegen jebe Conniven; 
verantwortlich. 

Ä $; 348. 

Zur Beflreitung der nöthigen Bureau⸗Koſten und zur Nachſchaffung der erforberlichen 
GSeräthichaften. wird. für jede Kreiöregierung eine nicht zu überfchreitende Etatsſumme feſtgeſetzt, 
über weldye ber Regierungspräftdent zum Beſten des Dienfted nach Gutbefinden nerfügen kann; 
bie Hälfte biefer Summe wird dem Etat des Innern, Die andere Hälfte bem Etat ber Finanzen 





a) M. ſ. Abth. XVIII. 
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zur Laſt gefchrieben. Lieber bie Verwendung biefer Summe, fowie des im 5. 7. biefer Vererd⸗ 
nung bemerften Marimumsd werden aus Auftrag bee General » Conmiſſaͤrs durch den Praͤſidial⸗ 
Secretär bloße Geldrechnungen, jedoch zu feinem andern Zwecke geftelt, ald um nachzumeifen, 
wie viel wirklich verausgabt wurde, und um die angefauften Bücher und Geräthfchaften invens 
tarifiren zu laſſen; daß die Suventarifrung gefchehe, ift durch bie Abredinangs » Commiffion zu 
veranlaffen. Der Generale Commiffar bleibt für die Eonfervation bed übernommenen Inventars 
verantwortlich, nnd muß dasfelbe, wenn er das Praͤſidium abgiebt, feinem Nachfolger in brauch⸗ 
barem Stande voAftandig überantworten. 

Aus diefen Etat? Summen fann der GeneralsCommiffär dem Reglerungs s Perfonal 
nad; Verhäftniß der Dienſtleiſtung ober befonderer Dürftigfett außerordentkiche Remmmerationen 
Bis zur Erfchöpfung berfelben aus eigener Competenz ertheilen. 


§. 447. 
Der Generalcommiffär darf ſich aus dem Kreife nicht ohne Allerhöchfte Bewilligung 
entfernen. 


Er felbft kann den Directoren, den Räthen und dem übrigen Kegierungsperfonale eiuen 
Urlaub von 6 Wochen geftatten, mag damit eine Reife in bad Juland oder in die Refibeng 
verbunden ſeyn, jedoch unter Berantwortlichfeitder Borforge für den ordentlichen Fortgang des Dienſtes. 
Urlaubsligenzen zu Reifen in das Andland können anf 14 Tage ertheilt werben, jedoch muß das 
von dem Minifterium Anzeige erftatter werben. 


ransitorische Bestimmungen und Schluss, 


S. 148. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Anfange des dritten Quartals dieſes Etats⸗ 
jahre in Vollzug. 
\y 149. 


Kur die Beitimmungen ber S$. 61 und 85 treten erft für das nächte Etatsjahr in 
Bollzug; für 1823/26 werden die Finanzkammern noch bie darin bezeichneten Gegenftände in der 
bisherigen Weiſe bearbeiten. ' 


$. 150. 


Die VBorfchriften wegen der Fiscalats⸗ und RitterJehensGefchäfte treten dagegen fogleich 
mit dem erften Sanuar 1826 in Wirkfamteit. 


$. 451. 

Bon fänmtlichen vorftehenden, den Wirkungskreis der Kreisregierungen betveffensen Beſtim⸗ 
mungen der gegenwärtigen Verordnung finden auf den Rheinkreis alle diejenigen feine Anwen⸗ 
dung, welche mit den dortigen Inſtitutionen, Gefegen und den hierauf geſtützten Verordnungen 
nicht im Einklang ftehen; in diefen Fällen bleibt es bafelbft durchaus bei dem dermaligen Vers 
fahren, und insbejondere darf aus gegenwärtiger Verorbnung in den GompetengsBerhältniffen ber 
ordentlichen Gerichte des Rheinkreiſes durchaus Feine Veränderung gefolgert werben. 


§. 152. 
Das bei den Kreidregierungen definitiv angeftellte Perfonale, welches in den durch den 


rn Abth. IV. Abfchn. M. 6. 5. 


Titel I. feftgefeßten Status nicht eingereiht wird, tritt mit dem 34. März 1826 bis auf meitere 
Beſtimmung in temporäre Quiescenz. 
6. 153. 

Das bei denfelben nur proviforifch angeftellte Perfonale und die bloßen Functionäre 
und Diurn iſt en werben mit dem nämlichen Tage entlaffen; dem verbeiratheten Perfonale biefer 
Cathegorie kann ber biöherige Functiondgehalt bis zum 30. September 1826 auf Rechnung der 
außerordentlichen Etatd noch fortbezahlt werden, felbes muß dagegen, wenn es nöthig ſeyn follte, 
bis zu dieſem Tage fich für dem öffentlichen Dienft verwenden laſſen. 

Hiebei follen jedoch die im 5.133. Unferer Berorbnung vom 9. d. M.⸗) wegen fernes 
ver Berwendung, Anftelung und Unterftügung folcher Functionäre gegebenen Beftimmungen in 
analoge Anwendung kommen. 


§. 154. 

Das im s. 7. bezeichnete Perſonale müſſen bie Präfidenten aus denjenigen Individuen 
wählen, welche vorläufig nicht Im den ordentlichen Status eingereicht werben können, aber volle 
Brauchbarkeit befigen; fle dürfen über die zu diefem Zwede, fo wie über die für den Unterhalt 
der Ganzlei und der Dienerfchaft ausgeworfene Averfalfumme nicht eher ganz frei verfügen, als 
bis alles überzählige Perfonale der betreffenden Claſſe in den Status der Kreißregierungen oder 
anderer Stellen nach Verhältniß feiner Brauchbarfeit eingereiht feyn wird. Für folche zu vers 
wendende Individuen haben fie die Ergänzungsgehalte aud den Averfalfummen zu befreiten, und 
an biefen werden ihnen überbieß zum Selten der Staatsfaffe für jeden noch fernerhin zu verwens 
benden Secretär, Concipiften, Revifiond- oder Regiftraturd-Beamten 350fl., für jeden Canzeliſten 
200 fl., für jeden Diener und Boten 150 fl. abgezogen, vielmehr rückbehalten. 


6. 455. 

Die Spectalskiften bed im $. 152. bezeichneten Perfonals find Uns unmittelbar unter 
Bemerkung der Qualification vorzulegen. 

Mir wollen, daß jede Gelegenheit zur Neactivirung desſelben mittelft Einweiſung in 
den Status der verjchiedenen Berwaltungsftellen des Reiches ergriffen, und ohne Außerft drin, 
gende Nothwendigkeit, worüber die Gründe ausführlich dargeftellt werben müffen, Beförderungen 
und neue Anftelungen nicht eher in Antrag gebracht werden, als bis alle brauchbaren Quies⸗ 
centen ber betreffenden Gathegorie ftatusmäßig eingereiht ſeyn werben. 


$. 1456. 
Die Staatsminifter ded Innern und ber Finanzen find mit dem Bollzuge dieſer Verord⸗ 
nung beauftragt. 
München, ben 47. December 1823. 


N. SI. v. 3. 1885 Gt. LIV. ©. 1049. 


a) M. ſ. E. 368. oben. 


Dierter Abschnitt. 


Bildung und Wirkungskreis der Landgerichte 


Einleitung 


Bor Allem muß Hier bemerkt werden, daß in diefem Abfchnitte nur von der innern, und 
nicht von der örtlihen Bildung der Landgerichte die Rede iſt. Ueber diefe vergl. eben Abtheilung 1. 
Abfhn. I. „Eintheilung des Staatsgebiets.“ Die Verordnung vom 31. Auguft 1810 über Die Landge— 
richts⸗Verfaſſung im Inn: und Eifakfreis wurde dem nachſtehenden Material nur deßwegen inferirt, weil 
fie Beſtimmungen enthält, die für alle Landgerichte noch dermalen Anwendung finden. Unmittelbar an 
die Hauptorganifation der Landgerichte von 1802 fliegen fidy die Verordnungen über die Errichtung der 
Eandgerichte in’ Franken und Schwaben an. EErſtere hatten bis 1808 den Namen Lantämter geführt.) 
Die Jnftruction vom 18. Juni 1810 wurde in die Abtheilung XVII. Abfhn. EII. „Dienft s und Gerichts: 
ordnung” verwiefen, da fie Tediglih das Formelle der Gefhäftsfüprung und die wechfelfeitigen Verhaͤltniſſe 
des Landrichterd und der Afiefforen betrifft. (Eben dahin die Verordnung vom 26. März 1805, über den Gefhäfts: 
gang bei den Landgerichten; die Verordnung vom 28. Juni 1509, den Geſchaͤftskreis der Landgerichtes 
Aſſeſſoren bete.; die Verordnung vom 10. Juni 1810, die Abflinnmungen ıc. betr. and andere dergleichen: 
aus den in der Einleitung zur Abtheilung IV. entwidelten Gründen. Gar nicht aufgensmmen wurde, was 
die Landgerichte lediglih als Juſtizſtellen berührte. Die vielen rentämtlihen Cinflüffe in den nachſtehenden 
Tormations: Referipten durften und Eonnten nicht ausgefchieden werden, ohne die Verordnungen zu. zexs 
reiſſen; uͤberdieß tritt aus eben dielem Segenhalt die eigentliche landseriquliche Sphaͤre nur um fo, klarer 
und deutlicher hervor. 





Bd, I. Der u 
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1. Allerhöchste Verordnung vom 24. März 1802, die Einrichtung der Land- 
gerichte betreffend. 


%. 1. 
(Die Einrihtung der Landgerichte betr.) 

M. J. Eh. 
Sn der vollfommenen Ueberzeugung, daß die gute Befeßung und Einrichtung derjenigen 
Aemter und Stellen, welchen die unmittelbare Bollziebung der Tandesfürftlichen Berordnungen 
übertragen ift, zu den nothwendigften Bedingungen gehört, unter welchen Unfere Regierungsgrunds 
fäte dem Lande den Nugen und Wohlftand verfchaffen können, welchen fie bezweden, und mit 
dem nämlichen Beſtreben, welches ſchon die vorige Regierung beftimmt bat, durch Befoldung der 
Beamten und Abftellung der Schergen, die Aemter von den vorzüglichften Gebrechen reinigen zu 
wollen, haben Wir nad) vorausgegangener reifer Ueberlegung der dabei eintretenden Verhältniſſe 
und Bernehmung Unſers geheimen Staatsraths für nothwendig gefunden, in der Bejegung und 
Befoldung der Beamten, dann der äußern und innern Form der Landgerichte, und in der Bes 
bandlung der ihnen biöher unzertheilt übertragenen Berwaltungdgefchäfte wefentlicdye Veränderun⸗ 
gen eintreten zu laffen, wovon Wir hiemft Unferer Generals Landesdirection die Grundfäge im 
Allgemeinen eröffnen, um darnach die Einrichtung im Einzelnen bei allen Landgerichten nad) der 
Ordnung, welche Wir durch nachfolgende Referipte beftunmen werden, vorzunehmen und auszu⸗ 

führen. 
§. 1. 
Eintheilung der Landgerichte, 


Um die Landgerichtöbezirfe felbft, in welche Unfere obere Staaten abgetheilt find, beffer 

und verhältnigmäfft ger zu begrängen, ohne durch eine gänzliche Auflöfung ihrer Beſtandtheile den 

Gang ber Gefchäfte zu ſtören, haben Wir beſchloſſen, daß die Meinern Landgerichte, wo nicht 
befondere Rüdfichten wegen zu weiter Entfernung der Untertbanen von dem Site des Landgerichts, 
oder die Aufſicht auf die Landesgränzen eine Ausnahme erfordern, den größern beigelegt, und bei 
den zu weit ausgedehnten Landgerichten durch Abtrennung ganzer Gerichtsgebiete eine mehrere 
Gleichheit und Ebenmaß nach jedesmaliger Erforderniß der Localumftände hergeſtellt werben ſolle. 


Wir haben den Uns dierüber vorgelegten Eutwurfe Unſere Hochſte Genehmigung ertheilt, 
und werben Unſeren Landesdirectionen denſelben theilweife in der Ordnung, in welcher die Aus⸗ 
führung geſchehen ſoll, bekannt machen. 


Da es jedoch nicht möglich iſt, bei dieſer Veränderung alle Mißverhältniſſe, welche in 
der Abtheilung der Landgerichte liegen, mit einemmale zu befeitigen, fo ſollen Unſere Landesdirec⸗ 
tionen, um diefem Zwecke in der Folge immer näher zu Tommen, trachten, Diejenigen Gemeinden 
und Unterthanen, welche einem andern Berichtöfige näher liegen, md in Verbindung mit bem 
Ganzen nad) den Localumftänden mehr zu bem benachbarten Landgerichte paffen, von dem Lands 
gerichte, zu welchem fie dermal gehören, zu trennen, ımd mit bem benachbarten zu vereinigen, zu 
welchem Ende die Landgerichte anzumeifen find, folche Gemeinden und Unterfhänen in den Pros 
tocollen abgefondert zu behandeln, und dadurch die Bereinigung zu erleichtern. 


Diejenigen Gemeinden und Unterthanen hingegen, welche in einem Gerichtöbezirfe eins 
gefchloffen find, und Doch zu einem andern gehören, follen überall ohne Unterſchied, und zwar 
gleich bei der erjten Ausantwortung bem Landgerichte, in welchem fie liegen, einverleibt werden. 
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% 2 
Abtheilung der Justiz-, Poliei - und Cameralgeschäfte. 


Sn jedem Laudgerichte wollen Wir einen Landricht er zur Berwaltung der Juſtiz⸗ und 
Polizeigeſchäfte *), dann einen oder zwei Rent beamte zur Einnahme und Verrechnung der Staates 
gefälle anordnen. 

Obwohl fich durch dieſe Abtheilung die Geſchaͤfte felbft Leicht von einander unterfcheiden, 
welche dem Landrichter, und welche dem Rentbeamten ausfchließlich zu beforgen obliegen, fo wol⸗ 
Ien Wir doch nad) vernommenem Gutachten Unferer Generals Lanbeäbirection und Unfers geiftlis 
hen Raths über diejenigen Gegenftände, deren Grängen unbeftimmt find, oder weldje von obiger 
Pegel eine Ausnahme bilden, nody folgende nähere Beftimmungen hinzufügen. 


1. 


3 


4 


® 


“ 


Ale aus den Landgerichtsverhandlungen herflieffende Gefälle und Taxen werben von 
dem Landgerichte eingenommen, und am Ende eined jeden Monate nebft einem Ber: 
zeichniß derfelben, und den Bormerfungen, daß in demfelben Donate nicht mehr und 
nicht weniger ald die verzeichnete Summe anfällig wurde, an dad Rentamt ‚überlicfert. 


Eben fo werden die Depoflten bei dem Landgerichte zwar erlegt und von dieſem bes 
fcheint, fie find aber gleich nad, ihrem Empfang au das Rentamt zu übergeben, und 
auf dem monatlidyen Derzeichniffe der Taren und Gerichtögefälle zu bemerfen; das 
Rentamt hat fobann wegen weiterer Berwenbung und Zurüdbezahlung der Depofiten 
nad) der hierüber befiehenden befondern Ordnung und Weifung zu verfahren. 


‚Die Beftätigung und Befleglung ber Eontracte, Errichtung der Briefe, wo fie nad) 


den beftehenben Gefegen nothwendig tft, oder begehrt wird, gehört. ganz allein zudem Wir⸗ 
kungskreis des Landrichters mit Ausnahme der Grundgerechtigkeitöbriefe über Unſere 
urbaren Güter, welche von bem Rentbeamten entworfen, und von Unfern Landesdirec⸗ 
tionen wie biöher ausgefertigt werben. 

Bei den Nachläffen an öffentlichen Abgaben follen alle Beichreibungen und Schäguns 
‚gen der Schäden durch das Landgericht mit. Beiziehung ber ntereffenten unentgelts 
lich vorgenommen, und das darüber aufgenommene Protocoll dem Nentbeamten zu 
Erftattung feined Nachlaßberichtes mitgetheilt werben, 


. Die Aufnahme der Gemeinde» und Bormundfchaftörechnungen gebührt dem Landges 


richte, wo aber aus biefen Rechnungen Geldrefte entfpringen, welche in Gerichts⸗ 
händen verbleiben ‚ follen ſolche auf eben die Art, wie andere Depoſiten behandelt 
werden. 


. Die Kirchengeſchaäfte werden auf folgende Art abgetheilt: ber Landrichter beſorgt die 


Iandesfürftlichen Rechte circa Sacra, die Kirchenpolizel, alles was die Güter 
der Geiftlichen betrifft, insbefondere die geiftlichen Berlaffenfchaften, dad Kirchenbau⸗ 
Eoncurvenzwefen, mit Ausnahme des Baues ſelbſt, und der Verrechnung hierüber, 
Das Schulweſen wit Ausnahme des ökonomiſchen Theus deſſciben, und alles was dem 


Rentamte nicht. beſonders gugewieſen iſt. 


a) Hinſichtlich der Ausübung der Localpolizei von den Koͤniglichen Lndoerichen, versl. man den 
$. 5. Tit. M. dee Gonflitution v. 3 1808. (S. Bd. L ©. 576.) 


01 29 


⸗ 


—A 
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Dagegen verwaltet der. Rentbeamte alle Kircheneinnahmen an Grundgilten, Inte⸗ 
reffen, Handlohn, die Errichtung aller grundherrlichen Briefe, das Nachlaßweſen 
an obigen grumdherrlihen Gaben mit der Schadensbefichtigung, die Zebendverftiftun: 
gen und Nacjläffe unter gleicher Beſtimmung, Die Auffiht auf die Kirchenwaltunt 
gen, die Verrechnung und Beftreitung aller Einnahmen und Ausgaben. 

Die Auffiht auf die Straßen, Wege, Brüdens und Waffergebäude gebührt dem 
Landgerichte ald ein vorzüglicher Zweig der Landespolizei, nur allein jene Straßens 
und Waffergebäude, welche aus den Mitteln der Staatöfaffe heraeftellt: und unters 
halten werden, hat der Nentbeamte zu beforgen, doch liegt auch bei diefen, wenn 
. fie vernadhläffiget werden, dem Landgerichte die Pflicht ob, folches zu erinnern, und’ 
wenn zur Herftellung oder DVerbefferung der Straßens und Waſſergebäude⸗Concur⸗ 
renzen oder Frohnen der Unterthanen erfordert und verwendet werden, fo bat das 
Landgericht folche zu veranftalten. 
8. Die Forftcontrolle gehört zu dem Geſchäftskreis des Rentbeamten. 


9. Dem Rentbeamten ſteht die erefutive Beitreibung ber unſtreitigen Gefälle zu, und 
wenn dasſelbe hiezu gerichtlichen Zwang nöthig hätte, fo il das Landgericht ſol⸗ 
chen weder verfagen, noch verzögern. . 

40. Die zur Befoldbung und Unterhaltung ded Gerichteperfonals beſtimmten Summen ſol⸗ 
len monatlich von dem Rentamte an das Landgericht abgegeben, die übrigen verän⸗ 
derlichen Gerichts- und Malefizkoſten aber erſt alsdann entrichtet werden, wenn die 
von dem Landgerichte eingeſchickte Berechnungen genehmigt ſeyn werden. 


11. Uebrigens ſind beide Aemter von einander ganz unabhängig, nur allein ſoll das 
Landgericht am Schluße eines jeden viertel Jahres bei dem Rentamte den Kaſſe⸗ 
und Materialſturz vornehmen, und die Rechnungsausſtände liquidiren, dagegen ſoll 
der Rentbeamte die Verhörsbrief- und Inventursprotocolle des Juſtizbeamten mit den 
Sportelregiftern, Straf- und Monatsverzeichniſſen vergleichen und controlliren, ſo 
fort ein jeder das darüber abgehaltene Protocoll an die vorgeſetzte Landesdirection 
einſenden. ) 


N 


% 3. 
Pas Personal des Landgerichts, oder Justizamtes. 


Wir werben bei jedem Landgerichte das anzuſtellende Perſonal — und ſeine Beſoldung 
beſonders beſtimmen. 
‚Ein jedes Landgericht beſteht: 1) aus einem Landrichter, 2) einem Actuar, 3) dann 
dem übrigen nöthigen Schreiberperjonale. 
. 4. Der. Landridyter muß die Rechts⸗ und Polizeiwiffenfchaften auf der inländifchen hoben 
Schule ſtudirt, ‚und. beendigt, fich in gerichtlichen Gefchäften geübt. und Actuaree 
ftelle bei einem Gerichte vertreten haben; er muß bei ber betreffenden Landesdirection 





a) Diefe Beflimmung murde.-von. der ‚hurfürftlichen. General : Landesdirertion unterm 22. Januar 
1805 erneuert, und befohlen, das erwähnte Protocol jedesmal 14 Tage nad dem Werfluß des 
Quartals bei Vermeidung eigenen-Botens an die General: Landesdireetion einzufenden. 
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nach Vorfchrift ihrer Inſtruction mit Beiziehung einiger Juſtizräthe geprüft und vers 


pflichtet ſeyn. Wir. werden immer trachten, zu Sandgerichtöftellen Diejenigen zu bes 


fördern, welche fich unter den Gerichtsartuarien am meiſten auszeichnen. 


Der Actuar verfieht die in der Gerichtsordnung den bisherigen Gerichtäfchreibern beis 
gelegte Berrichtungen, er iſt dem Lanbrichter untergeordnet, hat ſich allen auf die 
Gerichts⸗ und. Polizeivermaltung Bezug habenden Gefchäften ohne Ausnahme felbft des 
Eopirend zu unterziehen, welche ihn von dem Landrichter aufgetragen werben. 


In Abmwefenheit oder gefeglichem Verhinderungsfalle ded Landrichters tritt der 
Actuar an feine Stelle, und verwaltet dad Amt in allen unverfchieblichen Dingen 
fo fange, bis die Abmwefenheit ober Verhinderungsurſache aufhört, und aus eben bies 
fem Grunde muß jeder Actuar vor feiner Anftellung alle die Bedingniffe, Studien, 
Gerichtöprarid, Prüfung und Verpflichtung erfüllen, welche Wir von dem Sanbriche 
ter ſelbſt fordern. Ä 

Uebrigens hat der Actuar unter Oberanfficht des Landrichters die Ordnung und 
Aufbewahrung der Acten in der Regiſtratur zu beſorgen. 


Der Fandrichter hat die Befugniß, das nöthige Schreiberperfonafe felbft zu wählen, 
nur allein den Actuar werden Wir felbft benennen, und dabei diejenigen Individuen 
vorziehen, welche fich auf der hohen Schule durch ihre fittliche und wiffenfchaftliche 
Bildung am meilten ausgezeichnet, und in Gerichtsgeſchäften hinreichend geübt haben. 

Wir erklären aber, daß die Actuarien feinen bleibeuden Anfpruch auf ihre Stellen 
haben, jondern wenn fie in ihrem Dienfte nachläßig wären, und der von ihnen ge: 
faßten Erwartang nicht entfprächen, auf gegründete Beichwerden bed Landrichterg, 
oder auch fonft nach eintretenden Umftänden, nach Unferm Gutbefinden entfernt oder 
verändert werden fünnen, ohne daß fie deßwegen an Unfere Staatskaſſe eine Fors 
derung zu fiellen berechtigt find. 


$. 4. 


Das Personal des Rent- oder Mameralcmtes. 


Ein jede Rentamt beſteht: 4) aus einem Rentbeamten, und 2) dem nöthigen Schrei⸗ 


berperfonale. 


1. 


Bei dem Rentbeamten werden zwar bie Studien ber Rechtöwiffenfchaften nicht vor⸗ 


ausgeſetzt, wer aber dieſe mit den übrigen zu ſolchem Amte erforderlichen Eigen⸗ 


ſchaften und Kenntniſſen verbindet, erlangt dadurch einen Vorzug vor andern. Der 
Rentbeamte muß bei Unſerer Landesdirection geprüft und verpflichtet werden. 


Demſelben bleibt wie dem Landrichter die Wahl ſeines erforderlichen Schreiberperſo⸗ 
uals überlaſſen. 


8§. 5. 
Besoldung der Beamten gegen Verrechnung der Taxen, 


Alle Beamte, Actnarien und Schreiber follen befoldet werben. 


J Wir wollen daher den Aemtern allen Bezug der Sportel und Taxen unter was immer 
für einem Namen gänzlich verbieten, und wer ſich ungeachtet dieſes Verbotes and was immer 
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für einem Scheingrunde Sportel oder Tareı von einem Amtögefhäfte zueignen würde, fol 
eben fo angefehen und beftrafet werden, als wenn er Geſchenke von ben Parteien angenommen, 
oder die öffentlichen Gelber veruntreuet hätte. | 

Es wird Unfere künftige Sorge ſeyn, ſolche Eimichtungen gu treffen, daß die Ge⸗ 
richtstaxen gaͤnzlich aufgehoben, und die Juſtiz unentgeldlich verwaltet werden koͤnne, da Wir 
aber bei der durch die Beſoldung der Beamten vermehrten Ausgabe den Zufluß der Gerichtstaxen 
ohne andere,‘ noch größere Befchwerde der Unterthanen den Finanzen dermal nicht entziehen 
fonnen, fo follen die Taren, Steuern, Aufſchlags⸗ und KirchenrechnungssDeputaten, wie aud) 
alles, was die Beamten bisher aus andern Kaffen, ober von den Unterthanen bezogen haben, 
Unſerer Staatskaſſe bis auf fernere allgemeine Beſtimmung verrechnet werben. 

Um jedoch die in der Taxordnung felbft liegende, und durch Herfommen noch hinzuges 
kommene Gebrechen. zu entfernen, hat Unſere Generals Landesdirection die Reviſion derfelben 
unaufhaltlic vorzunehmen, dazu einige in Gerichtögeichäften geübte und erfahrne Individuen zu 
berathen, ſonach eine allgemeine Taxordnung, welche bei allen Gerichtöftellen und Magiſtraten 
des Landes ohne alle Ausnahme gleichfürmig zu beobachten ift, zu entwerfen, und an Uns zur 
Genehmigung einzufenden. F 


Besoldung des Landgerichts. 


Die Beſoldung des Landrichters befteht: 
4. in einer beſtimmten Gelbfumme, «) 


2. in einer Zulage an Geld, welche nach der Anzahl der feiner Gerichtöbarfeit unmits 
teelbar untergebenen Familien verfchieden ift, und in dem Maaße ſich vermehrt, ale 
bie Zahl der Familien oder bie Bevölkerung zunimmt. | 
3. Sn freier Wohnung, 36 Klafter Holz, 24 Schäffel Haber, und in dem Bezuge der 
Reijediäten in Parteifachen. 

Der Actuar erhält zur Befoldung den beitten Theil deffen, was der Landrichter in ben 
eriten beiden Rubricen an Befoldung bezieht, nebft den Reiſediäten is Parteifachen. 

Zur Unterhaltung des nöthigen Schreiberperfonald wird dem Landrichter eine Summe 
überhaupt gegeben, welche dem vierten Theile deſſen, was er in den erſten beiden Rubricen an 
Befoldung bezieht, gleichkömmt. 

Wir werden Sorge tragen, dem Landrichter eine ſolche Wohnung zu beflimmen, daß 
er dad Schreiberperſonal zu ſich anfnehmen, und dem Actuar ein befondered Wohnzimmer einräus 
ern Tonne, 

8. 7. 
Besoldung des Rentamts. 


Die Beſoldung des Rentbeamten beſteht: 
4. in einer beſtimmten Geldſumme, 





a) Die Verordnung 9, 1. März 1804. hat im $. VI. diefe Geldfumme auf god fl. und die Zur 
lage an Geld auf 20 Er. von jeder Samilie, ferner die Neifediäten des Landrichter& in Parteis 
faden auf 5 fl.; jene ded Actuars auf 2. 530 kr. Teftgefeht, (S. Schwaͤbiſches Reg SL v. J. 
180%. ©. 185.) j 
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2. in einer Zulage, welche nad) dem Verhältuiffe ber zu verrechnenden Einnahme vers 
fchieden ift, und fi in dem Maaße, wie die Einnahmen zunehmen, vermehrt. 
3. Sn freier Wohnung und 36 Klafter Holz. 


Der Nentbeamte erhält zur Unterhaltung des benöthigten Schreiberperſonals den vierten 
Theil deſſen, was er in ben erſten beiden Rubricen an Beſoldung bezieht, und hat demſelben 
gleichfalls Wohnung zu geben. 


§. 8. 
Procuratoren. 


Bei einem jeden Landgerichte werden zwei rechtskundige Procuratoren nach vorgängiger 
Prüfung bei der betreffenden Landesdirection zugelaſſen, um den Unterthanen in ihren Prozeſſen 
und andern Rechtsangelegenheiten zu dienen, wenn ſie darum erſucht werden. 


Die Procuratoren ſollen daher den Unterthanen in ihren Rechtsangelegenheiten, welche 
fie entweder felbft, oder durch ihre Bekannte und Verwandte bei Gericht vorbringen laffen koön⸗ 
nen, nicht aufgedrungen werden; dem Schreiberperfonale ift aber nicht zu geſtatten, bie Unter⸗ 
thanen bei Gericht zu vertreten, oder die Stelle der Procuratoren zu verſehen. 

Für die Dienſte, welche die Procuratoren leiſten, ſollen ſie von den Parteien, welche 
fie beigezogen, oder ihnen die Vollmacht gegeben haben, unmittelbar die Bezahlung erhalten, 
und feinen fernern Anfpruch auf Taren von folden Gerichtöhandlungen machen, wobei fie nishtd 
zu verrichten haben, die Procuratordtaren find aber auch von dem Landgerichte fernerhin weber 
einzunehmen, noch zu verrechnen. 

Die Landgerichte haben zwar bie übertriebenen Deſervite der Procuratoren zu mäßigen, 
fie ſollen aber dabei billige Rückſicht auf ihren Uvterhalt, welchen fie felbfl erwerben -müffen, 
nchmen, und ihnen in Anbetracht ded aus obiger Beitimmung fließenden Entganges audy Die 
Anrechnung eincd höhern Deſervits geftatten, als fe bisher im DBerhältniffe der " tarorbnunger 
mäßigen Gebühren bezogen haben mögen. 

Die Procuratoren, welche ſich fchon bei den Gerichten befinden, konnen auch in vor⸗ 
gedachter Eigenfchaft bleiben; bei welchen Landgerichten ſich Beine befinden, ſind rechtskundige 
Subjecte anzuſtellen, der Gebrauch aber, daß ein Procurator bei zwei, und mehreren von ein⸗ 
ander entlegenen Gerichtsſtellen zugleich angeſtellt ſeyn koönne, iſt kuüͤnftig nicht zu geſtatten. 


$. 9. 
Frohnveste. 


An dem Orte eines jeden Landgerichts ſoll eine Frohnveſte entweder neu errichtet, oder 
die ſchon beſtehende mit nachfolgenden Beſtimmungen hergeſtellt werden. 

Dieſelbe muß theils zur Verwahrung ‚ theils zur Beſtrafung verſchiedene von einauder 
abgeſonderte Behältniſſe enthalten, ‚in welchen bie Gefangenen weder durch Feuchtigkeit, üblen 
Geruch, Kälte, noch durch andere Beſchweruiſſe an ihrer Geſundheit Schaden leiden. 

Aus dieſer Urſache ſollen keine unterirdiſche, und Feine ſolche Gefaͤngniſſe ſtatt finden, 
worin der Gefangene ſich nicht aufrichten, oder das Tageslicht nicht ſehen, oder keine maͤßige 
Bewegung durch Auf⸗ oder Niedergehen machen kann. 


482 Abth. IV. Abjchn. IV. $. 1. 


Jedoch müffen die Gefängniffe mit feften Mauern, eifernen Stangen und guten Schlöfs 
fern wohl verwahrt, und fo befchaffen feyn, daß Niemaud mit beu Gefangenen, und die Ge⸗ 
fangenen unter ſich ſelbſt nicht reden Tonnen, 


§. 10. 


Gerichtsdiener. 


Zu dem Dienſte eines jeden Landgerichts ſoll an dem Sitze desſelben ein Gerichtsdiener 
mit einer hinreichenden Anzahl von Knechten angeſtellt werden. 


Die Aufnahme und Entlaſſung des Gerichtsdieners hängt von Unſerer Landesdirection 
ab, ihm bleibe aber die Auswahl feiner Knechte überlaffen, für deren Dienſte und Aufführung 
er verantwortlich ift. 


Der Öerichtödiener fol für ſich und feine Knechte befoldet merden, und feinen fernern 
Antheil an Gerichtötaren, Brod s Bauern» Geldern, Futterfammlungen, und dergleichen nehmen, 
welche, wie bie übrigen Tarantheile und Amtögefälle zu verrechnen find; er erhält außer feiner 
Befoldung und gleichförmiger Kleidung, eine Pferdration, und die Berpflegungögelder für die 
Gefangenen, welche noch näher regulirt werden follen. 


' Den Gerichtöbienern und ihren Knechten tft bei Verluſt three Dienftes, und anderer 
geeigneten Beftrafung verboten, dem Unterthanen mit irgend einer Sammlung, Forderung oder 
Gecſchenkmachen befchwerlich zu fallen, fie follen auch außer einzelner zur Beftreitung ihres Haus⸗ 
weſens nöthiger Grundſtücke kein Banerngut befiken, und and Handelſchaften ſich kein beſonde⸗ 
res Geſchaͤft machen. 


$. 11. 
Amt der Gerichtsdiener, 


Die Ohfiegenheit der Gerichtsdiener befteht in Beforgung der Frohnvefte, Anzeige und 
Berhaftnehmung der Uebelthäter, Aufbernahrung, Berpflegs und Transportirung der Gefangenen, 
dann in Vollziehung der Strafen, welche nicht and Leben gehen. 

Der Gerichtsdiener hat ferner dem Landgerichte alle Dienfte zu leiſten, welche bei Ver⸗ 
waltung der Gerichtsbarkeit von ihm gefordert werden, als z B. die Eitirung ber Parteien, 
Verichaffung der Gezengen, Ueberbringung gerichtlicher Aufträge, Circulare und Patente, Aufges 
bote der Unterthbanen und VBollziehung der Beſcheide, zu deren Execution die Anwendung des 
Gerichtszwangs nothwendig wird. 

Endlich hat der Gerichtsdiener für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit, 
wozu Wir einen Theil Unſers Militärs in alle Landgerichte vertheilet haben, mit zu ſorgen, alle 
Etörer derfelben ald Vaganten, Bettler, dienftlofed Gefinde, und andere verbädhtige und ges 
fährliche Leute nöthigenfalle mit Hilfe der Unterthanen und der Cordonsmannſchaft zu Gericht zu 
liefern, und bie gerichtlichen Aufträge an ihnen zu vollziehen. 

Die innere Polizei in den Dörfern und Gemeinheiten follen Unfere Eandgerichte durch 
die anfgefteliten Dorfsführer beforgen faffen, und in den Polizeiangelegenheiten ber Gemeinden 
den Gerichtsdiener nur alsdann abhibiren, wenn dad Gefchäft durch die angeſtellten Dorfsführer 
nicht verrichtet oder vollzogen werden fünnte, 
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- Die Gerichtöbiener follen baher keine fernere Bifltationen und Polizeibefchauen in ben 
Dörfern mehr vornehmen, fle follen die Unterthanen wegen bloffer Polizeivergehen,, ober Unter⸗ 
laſſungen nicht mehr zur Beſtrafung bemunciren, und auch feine Pfändungen oder Executionen in 
den Gemeinden verrichten, wogu fle nicht von den Landgerichten befondere Aufträge erhalten. 


5 12. 
Aufhebung der Gebietsgerichtsdiener. 


Die Gerichtöbiener, welche fich biöher in einzelnen Gebieten eined Gerichts, und von 
dem Site des Landgerichts entfernt befunden haben, wollen Wir ihrer ferneren Berrichtungen 
gaͤnzlich entlaffen, ihre benügten Dienftgründe und Dienftwohnungen verkaufen, und den. daraus ers 
lösten Preis zur Herftellung und Berbefferung der bei den Landgerichten nöthigen Frohnveften 
verwenden laſſen. 

De ‚entlaffenen Gerichtödienern, welche nicht ſelbſt ſchon Güter beſt itzen, wovon ſie leben 
koͤnnen, und welchen nicht durch Zutheilung öder Gründe zur Cultur, oder durch Geſtattung eines 
kundigen Gewerbes Unterſtuͤtzung gegeben werden kann, ſoll, wenn ſie verheirathet, alt, bienfuns 
fähig, ober unvermögend find, von Unferen Landesbirectionen ein nad; Umftänben, aureichenber 
Unterhaltöbeitrag begutachtet werben. 

Die Unverheiratheten hingegen Fönnen als Gerichtsdienersknechte, doch nicht in dem näms 
lichen Gerichte, gebraucht werden. 

In keiner Gemeinde barf einer ber entlaffenen Gerichtöbiener bie Stelle eines Dorffühe 
vers vertreten. 


%. 1% 
Amtsbot bei dem Kentamte, 


Zu dem Dienfte eines jeben Rentamts fol an dem Sige beffelben ein Amtsbot angeſtellt 
und beſoldet werden. 

Die Aufnahme und Entlaſſung deſſelben hängt von Unſeren Yandeödirertionen ab, weiche 
bei ber erſten Anftellung bie dermaligen Gerichtöboten und Kaſtenknechte dazu annehmen follen. 

Der Amtsbot dient, um die Aufträge des Nentamts zu vollziehen, die Steuer ımd Ans 
lagöziele den Dorföführern befannt zu machen, die rüdjländigen Abgaben executive beizubringen, 
und auch die Gefchäfte ber biöherigen Kaſten⸗ und Lehenfnechte, und andere bei Dem Rentamis 
vorfallende Nebendienſte zu verrichten. 


8*. 44. 
Dorfsführer, 


Nachdem durch das Mandat vom 19. Mai 1784 =) fchon verordnet wurde, daß in der 
Dörfern zwei Führer oder Obleute, weldje wo möglich beide, ober doch wenigſtens einer aus ihs 
nen des Lefens und Schreibend- kundig ift, gewählt werben follen, fo wollen Wir es bei diefer 


a) M. f. die Abtheilung XI. Abfchnitt 1. Gemeindeweſen. 


3 1. L. 62 ; 


484 Abth. IV. Abſchn. IN 8. 1. 


Beſtimmung in dem Maaße bekaffen, daß bie Gemeinden biefefben vothuſchiugen, die Fantg richte 
uber de zu benennen und: zu verpflichten haben. 

2° 3 5: Die nenergämüfrten Landgerichte haben: ſich met und vorgigfich Autgefegen ſeyn zu laſ⸗ 

fen, daB Aberall in dei großen Dorfern eigene, in den kleineren Gemeinden aber gemeimfchaftlech⸗ 
Dorfsführer aufgeftellt, und von ihren Obliegenheiten genau unterrichtet werben. 

Jeder Dorföführer bekleidet feine Stelle zwei Sahre, und alle Sahre wirb einer aus ihnen 

durch einen andern erjegt. 

| $, 45. 


Obliegenheiten der. Dorsstährer. .. 


Die Dbliegenheiten der Dorföführer find in der venfelben gegebenen Snftruction und Uns 
terricht vom 49. Mai 1784.) bereitd enthalten, wobei es bis zu einer nähern Beſtimmung mit dem 
Unterfchiede verbleiben fol, daß fie die Weg, Mühls und Feuerbeſchauen ohne fernere Concurrenz 
der Gerichtöbiener felbit vornehmen, für die Sicherheit, Reinlichkeit, Ruhe und Drdnung im ihrer 
Gemeinde ober Obmannſchaft felbft Sorge tragen, die Uneinigfeiten unter den Gemeindegliedern 
gütlich beilegen, die Befchäftigung and Verpflegung der Ortdarmen, und biejenigen Bedinfirife, 
welche von den Gemeinde⸗Geldern beftritten werden, beforgen, and ben Unterthanen die Zeit zum 
Erlage der öffentlichen Abgaben bei dem Rentamte befannı machen. 

Gebrechen, welche fie nicht abzuwenden vermögen, tollen fe dem cangenot zur weitern 

Verfügung anzeigen. 
‚ 8. 348 

Belohnungen ihrer Verrichtungen, 


Die Dorföführer follen für ihre Verrichtungen feine befondern Gebühren oder Taren be 
ziehen, auch) von den Unterthanen weder einige Gaben, noch perfönliche Dienitleütungen fordern, 
fie follen aber für die Zeit und dad Verfäumniß, welches fie auf die Erfüllung ihrer Dienftoblies 
genheiten me :den, durch Benützung eined der Gemeinde angehörigen Grundftüds, oder durch eine 
verhäftnißmäfftge Concurrenz der Gemeinde einige Entfhädigung erhalten, worüber Wir jedoch 
noch die nähern Borfchläge Unſerer Landesdirectionen veruehmen wollen. 

Bei der Ausdehnung, welche Wir hiedurch der Gewalt und ben Befugniffen der Dorfs 
führer geben, ift aber auch mothmendig, daß Unfere Landgerichte wicht zur in der Wahl berjelben 
vorfichtig verfahren, fondern auc; befiändig genaue Aufficht auf fie pflegen, und bei jeder Gele⸗ 
genheit and Veranlaſſung ſich überzeugen, ob fie ihren Berrichtangen nachkommen, und ihre Stelle 
nicht zu Privatabfichten mißbranchen, um in dem einen oder in dem andern Kalle die Individuen 
abzuändern, oder nach Beichaffenheit der Umftände zur Beftrafung zu ziehen. 


8. 17. 
Cordonsanstalt. 


| Für bie derſtellangn und Ehaltung der affentlichen Sicherheit haben Wir durch die er⸗ 
nenerte Eorbonsanitalt laudesvaͤterliche Furſorge getroffen, und werden auch in der Zufunft im⸗ 
mer einen Theil Unſers Militärs zur Reinigung des Landes, und Sicherſtellung der Unterthanen 
auf dem Lande verwenden. 


a) M. ſ. Abth. XL Abſchn. J. 
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Damit aber für bie Unterbringung ber Manufdjaft an ben Orten, wohin die Cordors⸗ 
mannfchaft dislozirt wird, bleibend geforgt werben könne, fo werben Wir auch bei jedem Laub) 
gerichte infonderheit die Orte beitimmen, welche als bleibende Stellen. bed Cordons betrachtet 
werben follen. 


Diefe allgemeine auf alle Landgerichte anwenbbaren Beftimmungen follen entweder gleich 
bei Ausantwortung der Aemter, oder wo diefed zu vielen Zeitaufwand erfordern würde, durch 
die Landrühter, welde Wir beuennen oder beitätigen werden, in Vollzug kommen. 


Wo die individunellen Umflände an einem ober dem andern Orte in wefenNichen Dins 
gen eine Abweichung erforderlich machen, oder wo Unſere Generalstandeödirection felbft noch Ers 
innerungen in dey Hauptſache nothwendig fände, hat fle folche Uns zur fernern Entfchließung 
berichtlidy anzuzeigen. | 

Wir vertrauen übrigend auf Unfere General-Pandespirection, daß fie ſich den Vollzug 
diefer Berorbnungen mit allem Dienfteifer angelegen feyn laſſen, und mit Befeltigung aller Hins 
berniffe den hiebei vorgelegten Endzweck einer beffern Beſetzung und Einrichtang der untergeords 
neten Berwaltungöftellen zu erreichen trachten werde. 


München, den 24. Mär; 1802. 
Reg. BI. v. 3. 1802. St. XIV. S. 236. und St. XV. ©. 2409. 


II. Generalverordnung der Churpfalzbayerischen Landesdirection in Schwaben, vom 
1. März 1804, die Errichtung der Landgerichte und Hentämter betrefiend. 


$. 2%. 


(Die Errichtung der Landgerihte und Rentämter betr.) 
Gm Namen Seiner Majeflät des Könige. 


Seine Churfürftliche Durchlaucht haben vermöge höchften Neferipts vom 23. Januar lau⸗ 
fenden Jahres gnädigft zu befchließen geruht, daß, gleichwie die Höchfipenfelben durch die Ents 
ſchädigung zugefallenen Sebietötheile in Schwaben in eine Provinz vereint, und in Hinficht der 
Oberadminiſtration ganz nad dem Beifpiel der ältern Ehurlande organiflrt wurden, ebenfo bie 
von fo vielen heterogenen Befigungen herrührenden mannigfaltigen Unterbehörden auf eine mit ber 
Größe der Provinz im Verhältniß ftehende Anzahl von Juſtiz⸗ und Kameralämtern reducirt, 
und durch diefe foftematifche Ausſcheidung der Gegenftände eine zweckmäßigere Verwaltung ber 
Kameralrenten, Ausbildung der einzelnen Gebietötheile und eine nach reinen Principien ausgeübte 
Landeöpolizei, fo wie eine unbefangene Juſtizpflege bezweckt merbe. 


Nach diefen veraudbeimmten Normen ſollen in der fchmäbifchen Provinz, Juſtiz⸗ und 
Polizeiaͤmter unter dem Namen _ 
Landgerichte, 

Verwaltungsſtellen der fämmtlichen Kameralrenten unter dem Namen 
Rencämter, 
und mobile Organe ber abminifirativm Landesſtelle unter ber Venennung 
kanuderemmiſfariate 
62 w 


⁊ 
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conftituirt werben, und hiebel folgende ber churfüftlichen Höchſten Generalverorbmung für die Als 
tern Churlanden vom 24. März 1802 =) angemeffene Srundfäge in Aushbung lommen. 


Ulm, ben 1. März 1804. 
Churpfalzbayeriſche kandesdirection in Schwaben. 
Rg. BL für Schwaben v. J. 1804 St. XI. ©. 177. 


II. verordnung der Churfürstlichen Candesdirection in Würzburg, vom 8. November 
1804, die Organisation der. Candamter im Fürstenthume Würgburg betrellend. 


$. 3 
(Die Drganifatton der Landämter im Fuͤrſtenthume Würgburg betr.) 


Im Namen Seiner Majeftät des Königs. 


Su Erwägung, daß die vormalige Berfaffung derjenigen Stellen und Aemter, welden 
die unmittelbare Verwaltung ber Juſtiz, Polizei und ded Staatövermögens in den altern Chur⸗ 
landen übertragen war, den Bedingungen einer guten Staatöverwaltung nicht entfprach, indem 
in benfelben Perfonen diefe in ſich fo fehr verfchiedenen Zweige vereinigt, und baher aus ber 
Natur diefed Verhältniffed einem Zweige vor dem andern immer ein größerer oder minderer Grad 
von Aufmerkfamfeit gewidmet war, haben ſich Seiner Ehurfürftlichen Durchlaucht bewogen ges 
funden, diefen Behörden eine neue Berfaffung zu geben, deren vorzüglichfter Character 

„Trennung ber Juſtiz und Polizei von dem Rentweſen iſt“ 

und in ber fernern Ueberzeugung, daß eine zweckmäßige Einrichtung des Staats durchaus erfordert, 
daß die öffentlichen Gewalten in ben verfchiedenen Provinzen, welche den Gefammtftaat bilden, 
foviel nur immer möglich nach gleichen organifchen Gefegen conftituirt ſeyen, fahen ſich Höchſtdie⸗ 
felben weiter um fo mehr veranlaßt, die in den ältern Churlanden hierüber beftehenden Normen 
auf Ihre fränfifchen Lande anzuwenden, ald die bisherigen Einrichtungen dafelbft weder zur Con⸗ 
folidation der beiden Fürſtenthümer Würzburg und Bamberg mit den vormaligen Reichsſtädten 
und Neichsdörfern, Rothenburg, Schweinfurt, Sennfeld und Gochsheim, noch in geograpbifcher 
oder einer andern Bezichung zu den übrigen durch den Reichsdeputationsabſchied bewirkten Beräns 
derungen und Sächlarifationen mehr paffen. 

Dieſemnach haben Seine Churfürftliche Durchlaucht auf bie von churfürſtlicher Landes⸗ 
direction erftatteten unterthänigften Berichte über den künftigen Organismus der den hiefigen Lan⸗ 
dedcollegien untergebenen Behörden und den bamit verwandten Gegenftänden folgende geſesliche 
Beſtimmungen zu geben gnaͤdigſt geruht. 

§. 1. 


Allgemeine Vorbestimmungen. 


Die ehemals wurzburgiſchen Aemter Ebern, Eltmann, Gurzenderf, Seßlach, Schlüffels 





a) M. ſ. die vorhergehende Verordnung. Nadhdem die In dieſer letztern enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen in der gegenwärtigen Verordnung für die Provinz Schwaben beinahe woͤrtlich wiederholt 
find, fo glaubte man die nachfolgenden $$. derfelben hier nicht wieder abdruden zu müßen, 
fondern es wird deshalb auf jene biemit verwiefen. Die Drganifation von Landrommiffariaten 
ift durch die neue Gerichtöorganifation vom 34. Jull 4807 außer Wirkſamkeit getreten, und 
man glaubte auch die Aufnahme diefer Beftimmungen deßhalb umgehen zu können. 
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feld nebft einem Theile bed Amtes Burgwindheim, welche vom bambergifchen Gebiete theild ums 
fchloffen, theild näher zu Bamberg gelegen find, find der obern Verwaltung der in Bamberg etabs 
lirten Randescollegien zugetiefen, wogegen dad bambergifche Amt Zeil, die Gebiete der vormaligen 
Reichsſtaͤdte Schweinfurt und Rothenburg, daun der Reicheddrfer Sennteih and Gochsheim den 
hieſigen Landesſtellen fürohin untergeben werden. J 


§. 2. 


Indem der Umkreis, in welchem die Landescollegien zu Würzburg und Bamberg wirken, 
hierdurch bezeichnet iſt kömmt der Grundſatz der gegenſeitigen Landespurification im weiteſten 
Sinne des Wortes im volle Ausübung und die Staatsgefalle insbeſondere, weſſen Urſprungs ſle 
immer feyn mögen, welche nach dem 4. October d. 3. mit bem Anfange bed neuen Etatsjahrs 
von diefen wechfelfeitig überwiefenen Gebietötheilen angefallen find, gehören den Provinzen an, 
an welche die Subftang übergeht. 


$. 8. - ‘ 
Nach dem Princip ber Trennung ber Inſtiz⸗ und Polizei⸗Geſchäfte von dem Rentweſen 
beſteht kuͤnftighin in der Regel noch in einem jeden Diſtricte ein Landgericht und ein ‘allgemeines 
Ventamt. Beide follen, wo ed immer thunlich ift, an einem Drte. ihren Wohnfig erhalten. 


$. 4. 

Der Landestheil, welcher zum Neffort ber. hieſtgen Sollegien nach der im $. 4. gegebenen 
Beftimmung gehört, tft (das rothenburgifche Gebiet und die in fremdherrifchen Territorien ‚gelegenen 
Befigungen ‚nicht mit einbegriffen, ſowie auch die Stabt Schweinfurt. nicht) in 27 Landgerichte, 
and eben fo viel Nentämter nadı Maßgabe des für. die öffentlichen Behörden verfaßten und mits 
anliegenden Berzeichniffed der zu einem jeden Amte gehörigen Städte, Märkte uud Dörfer, danız 
einfchichtig gelegenen Mahlen m und Höfe eingetheilt. 


6. 5. 


Allgemeine Bestimmungen, welche die Landrichter ausschliessend betreffen. 


Das Landgericht ift das einzige Juſtiz⸗ und Polizei⸗Amt ded Bezirks. Die Functionen 
der zeitherigen Zentbeamten, der Amtöfeller, der Condominatsbeamten, der Adminiſtratoren von 
den Stiften und Klöſtern, in ſofern fie nicht die Verwaltung des Staatövermögend betroffen haben, 
gehen daher indgefammt an das Landgericht uber, ſowie auch alle Patrimonialgerichtöbarfeit und 
damit verbundene polizeiliche Gewalt, welche Namens der geiftlichen oder fäculären Stiftungen 
von wen immer feither ousgeübt worden iſt. Dem Landgerichte liegt außerdem ob, die landes⸗ 
herrlichen Territorialgerechtfamen zu verwahren. Ed beforgt die landesfürſtlichen Rechte circa 
sacra, die Kirchenpolizei, alles was die Güter der Geiftlichen insbefondere die geiftlichen Verlaſ⸗ 
fenichaften betrifft. Die Art der Mitwirkung im Schulmelen wird durch die vom churfürftlichen 
General, Schule und Studien» Directorinm denmädhft erfolgende Inſtruction ausführlich beſtimmt 
werben, inbeffen follen bie churfürftlichen Landgerichte nady Kräften die Ober» und Unterfchulcoms 
miffariate zu Bamberg und Würzburg in ihrem Anordnungen unterfläten. | 


$. 6. 
Die Dffictals Gewalt der Gemeinde-Vorſteher erfeibet: zur Zeit, bie eine Semeinde⸗ 
Ordnung im Allgemeinen entworfen ſeyn wird, keine Veränderung. 
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$. 7. 
Landgerichts - -Dersonal, 


Dee Landgerichts⸗Perſonal beſteht: a).aud einem Landrichter, b) einem Landgerichts⸗ 
Actuar, c) dem ſonſt erforderlichen Schreiberperfonale, und d) dem Gerichtsdiener mit feinen 
Knechten. 


DT . Bm u. . §. 8. 
Function dieses Personals. 


a. der Landrichter iſt diejenige öffentliche Perſon, welche dad Landgericht verwaltet, und 
‚ganz ungetheilt alle Verantwortlichkeit trägt, welche aus Amtshandlungen, oder Unter⸗ 
laſſungen entſpringen, welche die beſtehenden Geſetze und Verordnungen mißbilligen. Er 

führt ein Tagbuch, worin alle Amtsvorfallenheiten des Tags und die Darüber getroffe⸗ 
nen Verfügungen kurz und bündig vorgetragen feyn müffen; ihm Liegt die Aufbewahrung 

- der Depofiten und der Pupillentruhe ob, der Berfchluß it aber gemeinfchaftlih mit dem 
Sandgerichtd s Actuar; übrigens führt er die Oberaufficht über die Amts⸗Regiſtratur. 

b. Der Landgerichts⸗Actuar hingegen ift bei allen Amts⸗Verhandlungen zugegen, bei allen 
Protocollars Gefchäften fihreibt und unterzeichnet er das Protocol; aud) contrafignirt er 
alle Audfertigungen des Landgerichts." Er hat unter der Leitung des Landrichters für die 
Ordnung und Aufbewahrung der Acten in der Regtitratur zu forgen. Er ſteht in unmits 
telbaren Pflichten des Staats, wird von Gr. Churfürſtlichen Durchlaucht ernennt und 
beſoldet, nichts deſtoweniger haben die Actuarien einen bleibenden Anfpruch auf ihre 

s °  Gtellen, fondern wenn fle in ihrem Dienfte nachläfflg befunden würben, oder fonft den 
: von ihnen gefaßten Erwartungen nicht entfprächen, behält man ſich vor, auf gegründete 
Beſchwerden des Tandrichterd nad) eintretenden Umftänden und. höherem Ermeffen fle zu 
entfernen oder zu verändern, ohne daß fie deswegen an die Staatskaſſe eine Forderung 
zu machen berechtigt find, wogegen and, bei Beſetzung der erledigt werdenden Landges 
richtöftellem auf diejenigen Actuarien, welche ſich durch Zleiß, Treue und Gefchicklichkeit 
auszeichnen, vorzüglicher Bedacht genommen werden wird. Uebrigens ift der Kandgerichtes 
Actuar dem Landrichter untergeorbnet, und hat ſich allen Amtögefchäften ohne Ausnahme 
u  felbft zu unterziehen, die ihm von dem Landrichter aufgetragen werben. 
| In Abmefenheit oder geſetzlichem Verhinderungsfalle des Landrichters tritt der Actuar 
an ſeine Stelle, und verwaltet das Amt in allen unverſchieblichen Dingen ſo lange, 
bis die Abweſenheit oder Verhinderungs⸗Urſache aufhört. Im dieſem Falle verſieht der 
tauglichite aus dem übrigen Schreiberperfonale nadı Auswahl ded Lanprichterd die Obs 
liegenheiten des Actuars, und muß berfelbe deshalb auf die Dauer dieſer Verhaͤltniſſe 
eidlich verpflichtet werden. 


1: © Schreiberperſonale. Hieraus und aus dem weiten unfange der landgerichtlichen Ge⸗ 

cſchaͤfte iſt Leicht abzuſehen, daß dem Landrichter außer dem churfürſtlichen verpflichteten 
Actuar noch ein oder mehrere Schreiber nothwendig ſind. Die Aufnahme und Entlaſſung 
dieſer Schreiber hängt ganz von dem Landrichter ab, und zu ihrer Erhaltung empfängt 
derfelbe die im nachftehenden 6. ausgeſetzte Ueberhaupiſumme; dahingegen kann dem 
dandrichtey im Kelle einer MAitsvernachläſſigung oder Gefchäftäverzögerung ein vorgebli⸗ 
Her Mangel an Schreiber ngicht zur Cytſchuldigung dienren. 


rt 9 N 
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Gleichwie nun add den verdientern Landgerichts⸗Aetuarien Vorzüglich bie Landrichter 
gezogen werben, eben fo. ſollen auch die Landgerichts⸗Actuare vorzugsweiſe Durch die 
Amtsjchreiber, welche auf einer vaterländifgen Unwerfität alle Rechtswiffenſchaftenſtich 
eigen gemacht, die Prüfung darüber erflanden, und mit einem fittlihen Wohlverhalten 
ſich in der practifchen Sphäre gleich hervorthun erſetzt werden. 


d. Gerichtsdiener. Zu den Dienſten eints jeden Landgerichts fol am Sitze desſelben ein 
Gerichtödiener:: mit einer hinreichenden Anzahl von Knechten ſeyn. Die Aufnahme und® 
Entlaffung. der Gerichtsdiener hängt wort der churfürſtlichen Landesdirection ab; ihm bleibt 
aber die Auswahl feier Knechte überläffen, für deren Dienfte und Auführung er, wie 
ber Landrichter für das Betragen ber Scheeiber verankwortlich iſt. 

Die Obliegenheit des Gerichtsdieners beſteht in Beſbrguug der Frohaweſen, Anzeige 
und Verhaftnehmung der Uebelthäter, Aufbewahrung, Verpflegung und Transportirung 
der Gefangenen; dann in Vollziehung der Strafen welche nicht ans Leben gehen. 


Er hat ferner dem Landgerichte alle Dienfte M leiſten ‚ welche bei Bermaltung der 
Gerichtsbarkeit von ihm gefordert werben, als z. B., Citirung der Parteien, Verſchat⸗ 
fung der Gezeugen, Ueberbringung gerichtlicher träge, Girculare, Patente, Auf⸗ 
gebote der Unterthanen und Vollziehung der Veſcheide, zu deren Execution die Anwen⸗ 
dung des Gerichtszwangs nothwendig wird. 

Endlich bat er auch für die öffentliche Rabe und Sicherheit „wozu auch Theit 
des Militärs in allen Landgerichten vertheilt wird, mitzuſorgen, alle Stoͤrer derfelben/ 
als: Vaganten, Bettler, dienſtloſes Geſinde und andere verbächtige und gefährliche 
Leute mit Hülfe der Gemeindövorftcher der Unterthanen und ber Cordons⸗Mannſchaft zu 
Gericht zu liefern , und die gerichtlichen Aufträge an nen zu vollziehen. 


Allgemeine Bestimmungen, welche ausschlieashich das nentaut betreten. 


Das Rentamt vermaltet das gefammte Staats vermogen des ihm Jugewiefenen Amts⸗ 
Diſtricts im weiteſten Sinne des Worts. Es erhebt alle Gefälle, welche aus Staatsauflagen, 
Regalien und Staatsgütern entſpringen, berechnet ſie, te, und liefert fie an die churfürſtliche Haupts 
Provinzialkaſſe nad) denjenigen Normen, welche in ber für biefe Aemter abgedrudten ‚ausführlis 
chen Special⸗Inſtruction enthalten ſind, aus. 


9 en . . de. 
® . ' 


Dad Bermögen der fäcularifirten. Stifte und Klöfter wird mit bem Stantöpermögen 
vereinigt, und in jeder Beziehung nach eben diefen Rormen von dem Rentamte verwaltet. 


6. 40. 


Die Leitung des Forſtweſens verbleibt, da fie befondere techniſche Kenntniſſe voraus⸗ 
fegt, den Forftbehörden nad) den neuern Beitimmungen fortan ausfchlüßig anvertraut. Die Ers 
bebung der Forftgefälle hingegen, welche auf den Grund der Yon den Oberförftereien dem eins 
fchlägigen Rentamte überſchickt werdenden Licitationds Protocolle über ben Verlauf der Forftpros 
ducte zu gefchehen hat, folglich die Stellung ber Pecunial⸗Forſtrechnung iſt ausſchließende Ob⸗ 
liegenheit des Rentamts. Das Forſtperſonal empfängt yon dem Rentamte bie Beſoldungstheile 
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nach beit fpeciellen Auweiſungen, welche von der churfürftlichen Lanbesdirection erfolgen werben, 
und bei Dienftesentfegung hat. fich Daher das Forſtperſonal aller Geldeincaſſtrung, unter welchem 
Vorwande es immer ſeyn möge, zu enthalten, 


$. 1. 


Außerdem verbleiben auch verfchiebene Beamten, welchen ganz beſonderer Verhaͤltniſſe 
wegen einzelne Gefaͤlle zur Verwaltung anvertraut find; als die Waſſer⸗ und Landzoͤllner, Krah⸗ 
nenverwalter, die Weggeld⸗Einnehmer, ſo wie die Unter⸗ und Oberacciſoren einſtweilen, wie bis⸗ 
her, in Function, nur ceſſirt künftighin ihr Verkehr mit dem ſeither beſtandenen und nunmehr auf⸗ 
gehobenen Oberzoll⸗ und Accisamte in Würzburg. Die Gefälle, welche daher fließen, haben fie 
an dad allgemeine Rentamt des Bezirkes, in welchem diefe Beamten wohnen, auszuliefern. 


s. m 


Richt minder bleiben auch bie auf nähere Beſtimmung die Güter ber fäculären und 
geiftlichen milden Stiftungen, fo. wie die Sonde ber Kirchen, wie bisher ‚ den befondern Admi⸗ 
niſtrationen untergeben. 


$. 18. 


Ueber die Verwaltung der anher gehörigen Beſitzungen Seiner Shurfürfticen Durdhs, 
Laucht in fremden Territorien werden demmaͤchſt bie erſorderlichen Sperial- Weiſungen an die ein⸗ 
ſchlagigen Behoͤrden abgeſondert ergehen. 


| $. 14. 


Wiewohl fi abrigens das Rentamt mit der Verwaltung der Gerichtsbarkeit nicht im 
mindeſten zu befaſſen hat, fo gebietet doch die Finanzordnung, wovon dad Wohl des Staats 
ſo ſehr abhaͤngt, daß den Rentbeamten die executive Gewalt gegen die zahlungspflichtigen Reni⸗ 
tenten beigelegt, und andere Beſtimmungen erlaſſen werden, wodurch die entworfenen Special⸗ 
Finanzetats des Rentamts, aus welchen der General⸗Etat der Provinz, und ſo des Geſammt⸗ 
Staates zuſammengeſetzt iſt, realiſirt werden können, wozu alſo folgende Normen erlaſſen 
werden. 


a. Wenn ein Unterthan liqunide Öffentliche Abgaben verweigert, fo hat der Rentbeamte ohne 
Anftand gegen denſelben erecutivifch fürzufahren, und es verfteht fich hier von felbft, daß 
bie Einforderung biefer Abgabe nicht von dem Ausgange eines frivolen Prozeffed ab⸗ 
hängen Eönne. 


b, Went ber Abgaböpflichtige über einen Ruͤcſtand Streit erhebt, und dieſer auch recht⸗ 
lichen Principien zufolge zw einer gerichtlichen Erörterung geeigenfchaftet waͤre, fo, iſt 
ber Nentbeamte , jedod) nad vorgängiger Anfrage bei der Landesdirection und von das 
ber erhaltener Weifung berechtigt, die ftreitige Abgabe während des Prozeffes, mit Bors 

" behalt ber Rechte des Verpflichteten einzufordern und beizutreiben. 
e. Wenn aus Vertraͤgen zwiſchen dem Rentamte und einer Hrivatperſon ein Streit ent⸗ 
| ſteht, und die Berichtigung der Rechnung und des feſtgeſetzten Etats auf prompter Er⸗ 
füllung der contractmaͤßigen Verbindlichkeit beruht, insbeſondere, wenn Pächter herr 
fchaftlicher Güter ober Einfünfte bad, was wegen klarer Gontracte von ihnen gefordert 
wird, verweigern, fo hat der Rentbeamte dieſes anzuzeigen, und die Landesdirection iſt 
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befugt, auf fummariiche Vernehmung des Weigeraden rin verläufiged Liquidum nad) 
prlihtmäßigen Recherchen. feitzuwjetsen „- und falches von dem Schulpner unter Vorbehalt 
ſeineß Rechts und des nach, küuftiger richterlicher Funden gu leiſtenden Erſatzes 
fozleidy eintreiben zu, lofien. Fa 


else en . 


- 


Kentamts- Dersonal, 


Das Rentamts⸗-Perſonal beiteht: a) aus einem Keutbeamten, b) dem Schreiberperfor 
nale, und. ‚e). dem Amtsboten. 


Function Bieses Personals. 


a. Der Rentbeamte fteht allein dem Rentamte vor, uub ift daher auch für Die Erfüllung 


aller ber, aus dem oben bezeichneten ‚Wirkungsfreife hervorgehenden Obliegenhesen 
aliein verautwortlich. 


b. Das Schreiberperſonal hangt wie jenes des vLandrichters von ſeiner Answahl ab, hat 

| ſich wie jenes, inſoſern es fich durch Genauigkeit im Dieufte, Treue und die übrigen 
Fertigkeiten, welche gu einem Reutbeamten erforderlich fund, auszeichnet, über das Stu⸗ 
Dium der vaterländifchen echte und der Staatöwirthichaft in ihrem ganzen Umfange 
duf einer vaterläudifchen Univerfität ausgewieſen, und eine Prüfung darüber erftanden 
hat, befonderer Anſprüche anf Anftelung im flaatswirthfchaftlichen Fache zu erfreuen. 
Zu ilwer Erhaltung bezicht der Rentbeamte gleichfalls eine Ueberhauptfunme, 

c. Zu dem Dienfte eines jeden Nentamts fol aud) an dem Site desſelben ein Amtsbote 
angeſtellt und beſoldet werden, deſſen Aufnahme und Eutlaſſung von der churfuͤrſtlichen Lan⸗ 
desdirection abhängt. Dieſer Amtsbote dient, um bie Aufträge des Rentamts zu voll⸗ 
ziehen, die Termine zur Erfegung der öffentlichen Angaben ben Gemeindsvorſtehern bes 
kannt zu machen, erſorderlichen Falls ſie executive beigutreiben, und bie Geſchaͤfte des 
Fruchtmeſſers zu beſorgen. Bis wegen des Trandportd ber Amtögelder und Berichte 


eine gwedmäßigere Einrichtung getroffen ſeyn wird, hat er überdies auch dieſen Dienſt 
zu verrichten. 


Die Annahme von Knechten hängt von ihm ab; für Ihre Dienſthandlaugen bleibt er 
der Behörde wie für feine eigene, verautwortlich 


Besondere Brstimmungen, welche die Candgerichte und Kentämter gemeinschaftlich betretlcn. 
$. 4. 


Obſchon and den. bereit angeführten Gruudſatzen der Wirkungskreis dee Landrichters 
und des Rentbeamten im ber Art bezeichnet iſt, daß fü ch keine dienſtnachtheiligen Colliſionen wohl 
erwarten laſſen, fo fieht man ſich demohngeachtet veranlaßt, um allen Mißgriffen vorzubengen, 
denſelben noch folgende nähere Beſtimmungen hinzuzufügen. 


1. Ale aus dem landgerichtlichen Verhandlungen herfließenden Gefälle und Taxen werden 
yon dem Randgerichte eingenommen und am Ende eines jeden Monats nebſt einem 
Berzeichniffe derfelben und den Vormerkungen, daß nicht mehr und nicht weniger als 
die verzeichnete Summe anfällig wurde, an Dad Rentamt überliefert. 


2. Die Betätigung Und Befieglung ber Gontrade, Errichtung ber Briefe, wo fie nad) 
Bd. 1. 63 


\ 


2 Be. 1. . 2 


ben Ieitzteuten Geiegen mefinsertig it, eter feier web, gehser nur ler zo 
Beyer des Tiuberrhtd ar Iasashme der Ser, Babes ste imeger Rouge, 
mweide tie Krurberueen SYımers te der ntiber timbeigrenen rnit 2008 
wertet, mız Suter, sem Ne AUELIEnZ euCmOCer, DIR au Ye urmtide Ile 
Erreger se Imetgen esprit Srglaher Yurer e tıatrıberm, wenz Ice 
ſeihe Su, nede om Ieırme zwi, (sen ber Yuztlehuhir iR, Sor-, ν 
ter was mmmer mr Serzar, wet ee Teinbermm ve suhfeldruer \ır- 
uns eımicr, abgriblsgez merteg wel, yr Setetismer De gehricher 
Urfaute mie mm tie Tehrzupmg kei rescımröhen Seurezei, under ımı 2 
Yes be zelntere Bestim; Te vhrnze Getüherr yaremk freier, >> 
ms Tre gehöre Bermerfung geikchen, zit bie ie mechwerküp Terme ı Exuie 
uıB Eajertaherr taze Deberreziine vor ter Rourtezutzg gedrstuht werter Sur 

3 Lie Ih ie Ener, Sex, Trio ee Soperghirte giäher Yen Irırs 
gerichte ZE eu verzsjfiher Zmeiz te Izıbeiscize, ze lex ze Scher: mid 
Saij ergebẽade, wede ımi ter Rzıız ter Eczıilage Tepe 2 ummnater 
werten, Bar ter Renrtesmte beſergen, tech Feꝶx su bei diereg, werz de 20 
muchlifugt werten, tem Taubgpridier die lie et, sches ja cum, I ment 
ze Herueſaag eder Se:eĩe: a; ter Erger eb Supegpiie, Furore 
eter Archuen ter Uaterisuen ertertert zut vermwenter werten, te bat das ixmturmadr 
feldhe zu versmkalsen. 

4. Tie Beſeſtung sat Usterbalsun; bei Geridrierienai; beiimmıız Summer 'ci- 
len menıslich von dem Reutımie am das Lantgrruht abgegeben, tür BIC werise 
derlichen Geidtis uut NRalmfeirn fer ar aldtamn entrühtet weriez, mer N 
sen tem Exutgerichte einzeickiftes Beradrzuz;n geuchmigt jeya warten Utner 
find beite Acer vor eimımeer zuıthin:; uud ürten in gicibe: Sr. 

Geselzungstrgalatin. 

A. Des Eantgeribtö:Perfenais,. 
zer Lardrichter bezieht 

4. ane beiimmie Geltiusme von 1200 H.; 

2. eine Zulzge an Belt, weiche in 9 fr. von jeter feiner Serichtätrte? near einzu 
untergebenen Familie beiizht, wur in ter Summe nah tem Mass: ut ru soer 
verminbert, ai6 Die Zahl ber Bamiliem eier bie Bes-Iferung zu Cr SOME: 

3. 36 AÆlañer Holz zu 126 Quadrat Scub, 21 Eifel Daber zur die Raktuiszız az 
Parteijichen zu 5 fl. pr. Zug; 

4 Zur Erbaltung des nöhigen Giweikerperionals wir dem Lanbribter cine Summe 
überhaupt augewieſen, welche dem dritten Theile degen, was ar iz tem 1. an 2 
Puncte au Beioltung bezieht, gleihfommt; 

5. eine ſolche Wohnung, dab er dad Schreiberperſonal zu ſich anfachmen und tem Actaar 
ein befondered Wohnzimmer einräumen fann. 

Der Eambgerichtbactuar erhält dem briten Xheil befien, waö ber Lantrüßter in Dem er» 
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befugt, auf fummariiche Beruchmung des Weigernden rin verläufiged Liquidum nad) 
prlichtmäßigen Recherchen, feitzujegen „- und falches von dem Schulpner unter Vorbehalt 


feines Rechts und bed mach, küuftiger richterlicher kutſheiduus zu leiſtenden Erſatzes 
ſogleich eintreiben zu laſſien. en. 


Kentamts-Personal. 


Das Rentamts-Perſonal beſteht: a) aus einem Reuibcomten, b) dem Schreiberperfor 
nale, und. ‚e) dem Amtöboren. 


Function dieses Dersonals. 


a. Der Rentbeamte fteht allein dem Rentamte vor, wub ift daher auch für die Erfuͤllung 


aller ber, aus dem oben bezeichneten Wirkungskreiſe hervorgehenden Obliegenheiten 
allein verautwortlich. 


b. Das Schreiberperſonal haͤngt wie jenes des Landrichters von ſeiner Answahl ab, hat 
ſich wie jenes, inſoſern ed ſich durch Genauigkeit im Dieufte, Treue und bie übrigen 
Fertigkeiten, welche gu einem Reulbeamten erforderlich find, auszeichnet, über das Stu⸗ 
Dium der vaterländifchen Rechte und ber Staatswirthſchaft in ihrem ganzen Umfange 
auf einer vaterläudifchen Univerſitaͤt ausgewieſen, und cine Prüfung darüber erſtanden 
hat, befonderer Anſprüche auf Anftelung im flaatswirthfchaftlichen Fache zu erfreuen. 
Zu ihrer Erhaltung bezicht der Rentbeamte gleihfalld eine Ueberhauptſumme. 

c. Zu dem Dienfte eined jeden Nentamts fol auch an dem Site besfelben. ein Amtsbote 
angeftellt und befoldet werben, deifen Aufnahme und Entlaffung von der hurfürftlihen Lan- 
desdirection abhängt. Diefer Amtsbote dient, um die Aufträge ded Nentamts zu volle 
zichen, die Termine zur Erfegung ber öffentlichen Abgaben ben Gemeinbövorftehern bes 
kannt gu machen, erforderlichen Falls fie executive beigutreiben-, und bie Geichäfte bes 
Fruchtmeſſers gu beforgen. Bis wegen des Transports der Amtögelder und Berichte 


eine gwecmäßigere Einrichtung getroffen feyu wird, hat er überdies auch diefen Dienft 
gu verrichten. 


Die Annahme von Knechten hängt von ihm ab; für Ihre Dienſthandiucges bleibt er 
der Behörde wie für ſeine eigene, verantwortlich 


Besondere Bestimmungen, welche die Landgerichte und Bentämter gemeinschaftlich betreffen. 
$. 45. 

Obſchon and den bereitd angeführten Gruudſatzen der Wirkungskreis des Landrichters 
umd des Reutbeamten im der Art bezeichnet ift, daß fi ich feine dienftaachtheiligen Sollifionen wohl 
erwarten laſſen, fo fieht man fid) Demohngeachtet veranfaßt, um allen Mißgriffen vorzubeugen, 
denſelben ned; folgende nähere Beſtimmungen hinzuzufügen. 

1. Alle aus den landgerichtlichen Verhandlungen herfließenden Gefälle und Zaren werben 
von dem Laudgerichte eingenommen und am Ende eines jeden Monats nebit einem 
Verzeichniſſe derfelben uud den Vormerk ungen, daß nicht mehr und nicht weniger als 
die verzeichnete Summe anfällig wurde, an Dad Rentamt überliefert. 

2. Die Beltätigung und Befieglung ber Contracte, Errichtung der Briefe, wo fie nach 

S. 1. 63 
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ben beftehenden Geſeten nothwendig iſt, oder begehrt wicd, gehört ganz allein zum 
Reſſort des Landgerichts mit Ausnahme ber Kauf⸗, Pacht⸗ oder ſonſtigen Verträge, 
welche die Rentbeamten Namens der churfüuͤrſtlichen Landesdirection abſchließen. Dieſe 
werden, wie bisher, von dem Rentamte entworfen, und an die churfürſtliche Landes⸗ 
direction zur Ausfertigung eingeſchickt. Ingleichen haben die Kandrichter, wenn über 
folche Gitter, welche bem Aerarium sind», lehen⸗ oder handlohnbar find, Kauf⸗, Tauſch⸗ 
oder was immer für Verträge, wodurch eine Veränderung des zahlpflichtigen Unter⸗ 
thans entfteht, abgefchloffen werten wollten, vor Ausfertigung der gerichtlichen 
Urfunde nicht mr die Beibringung des rentamtlichen Conſenſes, fondern auch des 
Atteſtes über geleiftete Bezahlung der ſchuldigen Gebühren vorerſt abzuverlangen, da⸗ 
mit die gehoͤrige Vormerkung geſchehen, und die ſo nothwendige Ordnung in Saal⸗ 
und Lagerbüchern dann Heberregiſtern von den Rentbeamten gehandhabt werden kann. 


. Die Auffiht auf die Straßen, Wege, Brücken⸗ und Wapfergebäude gebührt. dem Lands 


gerichte ald ein vorzüglicher Zweig der Landespolizei, nur allein jene Straßen» und 


- Waffergebäude, welche aus den Mitteln der Staatskaſſe 'hergeftellt und unterhalten 


‚werden, hat der Nentbeamte zu beforgen, doch liegt auch bei biefen ‚ wenn fie vers 


nadjläffigt werden, dem Landgerichte die Pflicht ob, ſolches zu erinnern, "und wenn 


zur Herftellung ober Verbeſſerung der Straßen⸗ und Waffergebäude ‚ Concurrenzen 


oder Frohnen der Unterthanen erforbert und verwendet werben, [0 hat dad Landgericht 
ſolche zu veranſtalten. 


Die zur Beſoldung und Unterhaltung des Gerichtsperſonals beſtimmten Summen ſol⸗ 
len monatlich von dem Rentamte an das Landgericht abgegeben, bie übrigen veraͤn⸗ 


derlichen Gerichtes und Malefizoften aber erſt alsdann entrichtet werben, wenn die 


von dem Landgerichte eingefchickten Berechnungen genehmigt ſeyn ‚werden. Uebrigens 
find beide Nemter von einander unabhängig und ſtehen in gleicher Linie; 


Besoldungsregulativ, 


A. Des Landgerichts⸗Perſonals. 
Der Landrichter bezieht 
1. 


3 


4 


6 


0 


4— 


eine beſtimmte Geldſumme von 1200 fl.; 


2. eine Zulage an Geld, welche in 20 fr. von jeder feiner Gerichtsbarkeit unmittelbar 


antergebenen Familie befteht, und in der Summe nadı dem Maaße fich vermehrt oder 
vermindert, ald die Zahl der Familien oder die Bevölkerung zu⸗ oder abnimmt; 

36 Klafter Holz zu 126 Quadrat Schuh, 24 Schäffel daher und bie Reiſediäten in 
Parteiſachen zu 5 fl. pr. Tag; 

Zur Erhaltung des nöthigen Schreiberperfonals wird. dem Kandrichter eine Summe 
überhaupt angewiefen, welche dem dritten Theile beffen, was er in dem 4. und 2. 
Puncte an Beſoldung bezieht, gleihfömmt; 

eine folche Wohnung, daß er das Schreiberperfonal zu fich aufahmen und dem Actuar 
ein befonderes Wohnzimmer einräumen kann. 


Der Landgerichtsactuar erhält den dritten Theil deſſen, was der vandrichter in den er⸗ 
ſten beiden Rubricen bezieht. 


Der Landgerii 


4. in Geld 400 
2. 100 fl. für d 
3. 120 fl. für d 
4. 30 fl. für eig 
B. Des Rent: 
Der Rentbeamt: 
4. eine beftimmt 
2. eine Zulage 
immer Name 
der zu verrec 
3. freie Wohnu— 
4. zur Unterhal 
und 2. YPunı 
Der NRentam 
4. eine beſtimm 
2. 3 Schäffel | 
er in einem 
weiter 
3. be Botenld 
ftenden 5.1 
4. Sn Fällen, | 
5. für die * 


"u 
ı 


Bon biefen aD 
derd und Fladungen, 1 
walten müffen, eine Au: 
Rentbeamten nicht, wol 
der Einnahme. 
Nachdem der 
foldet, fo verfteht es ft 
was immer für Kaffen 
dere der Bezug der ©| 
daß derjenige, der fl 
würde, eben fo angefel 
genommen, oder die öf 
Um die in | 
Gebrechen zu entfernen 
| 
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9 
:de ausgenommen, feine her dad Fürftenthum mit Ein⸗ 


Rehborf, Eltmann, Seßlach und 
a eu de Ye et, wei 
derer geeigneten PURE er Sanbgerihten 2. en 
mfnahme beſchwerlich zu fal gentweſen, des Wirfungstret 
Die Gerichtsdiener mb der den Beamten, Actuarien, 
ꝛx Handelſchaft treiben. en enthält ſowohl die Generals 
St. 37. eingerückte Bekanni⸗ 
Sollte ſich endlich in eren und ausfahrlichen Dein 
ıgen, die Aemter zwedmäßig.-  : ° 
ſer zu einem andern Amte and bei einem jeden derſelben 
czeichniſſe gewieſen ſind, ſo und Aciuarien ſ ind in den Bei⸗ 
he Abänderung Fann dem 2: 
einem Entſchaͤdigungsgeſuche 
Die Organifation die 
s alenthalben un Vollzuge” von. ei. xxxx = 265. . 
Dienſtes einweiſung beſtimmtides Eommissariats- vom 
Indem nun Diefe orgaigswesen betreffend. 
‚ verfieht fich die churfürſtlid. 
fang aller. Dienftpflichten ſtet | en 
emeffenen Beftreben trachten , Forums unse 17 
den landesväterlichen Abfid- - u 
ründung der allgemeinen Burdlandt. 


MWürzb 
riburg, den 8. No: jugefendrten Inftructionen und 
Eh folgende bie chnrfuͤrſtlchen vaid⸗ 


deg. BI für Die churpfalzbayern.. cum 


Verordnung der Töurfüpntiten Geetacntert ‘die it Eporteln 
1804, die Organisation ‚jeder Bchandlung zur Seite ,. auf 
Hardt, Terme, burch bad. ganze 


.! 


Bir sn zwifdent dem m Rorddgerichte md 
ſations Reſcrite v vom 24. Mar 


1 Ka 


2. rise baıdae) 


Seine Ehrefürfttiche Do rom" 
teten Berichte befchloffen, dy, york. 2:. engen iſt, fo 
a erlafienen Verarbunngen mins. ..-.. 
in dem Fuͤrſtenthum Babe, dieſen oingersewerun als über: 


a) M. ſ. oben .1. ©, 476.. 
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ben beftehenden Glutsperſonal, einige zur Beſtreitung des Hausweſens are Grund 
Reffort des Landgalitaͤten in dem Amtsbezirke beſitzen. 5% 
welche die Rentbeal hat fich, des Advocirens -gaͤnzlich zu enthalten, und eben. ſo wenig 
werden, wie bisher ichtsdieners⸗ und Amtsbotenperſonal bei Verluſt des Dienſtes oder 
direction zur Ausfoden Uptershanen mit irgend? einer Sammlung, Forderung oder Ge⸗ 
ſolche Güter, welchen. 
vder was immer für ihren Knechten und Amtsboten bien ingleichen Feine Gewerbe 
thans entfteht, ab 
Urkunde nicht mn s. 1. 

Atteftes über geleiflper Folge ergeben, welches aber bei dem vorausgegaugenen Bemü⸗ 
mit die gehörige Bi zu begrängen, nur felten der Fall feyn möchte, daß cinzefne Orte 
und Lagerbüchern des zu demjenigen fich anfchließen, wohin fie nach dem anfiegenden 

3. Die Aufficht auf pigehält man fidy vor, Abändernngen bierin vorzunehmen, und eine 
gerichte ald ein vor eamten ,deſſen Bezirk hiedurch gejchmälert wird, feinen Grund 


Maffergebäude, wi geben. 


werden, bat dr A 18. on ir. 
nadjläffigt werben, jer conftituirten Gewalten ſoll. noch in den Verlaufe biefes Mo⸗ 


zur Herftellung odi fonmen, weswegen alsbald Die geeigueten Inſtructionen an die 
oder Frohnen der ieh Commiffarien abgefondert ergehen werben. 
ſolche zu veranſtaltmiſchen höchften Bejchlüffe zur öffentlichen Kenntniß gebracht wer⸗ 
he Landesdirection zu dem geſammten Dienſtperſonale, daß es den 
“ Die um Ben vor Augen haben, und mit edlen der Würde ded Staatsdieners 
9 ich " 6 ichtör werde, burd) "eine getreue Verwaltung feines Amts dein Vertrauen 
derlichen Den hten Seiner Churfürftlichen Durchlaucht, welche immer auf feite 


von dem Landgeri / 
find beibe * ohtfahrt ihrer Unterthanen gerichtet find, beſtens zu entfprechen. 


vember 4801. 
urfürftliche Laudesdirection. 


A. Des Landgerichſqen Fürſtenthümer in Franken v. J. 1804 St. XXXVII. ©. 243. 
Der Landrichter bezieh! 


. eine b id | 
1. eine beftimmte Ge lotlichen Landesdirection in Bamberg, vom 16. Movember 
2. eine Zulage an Gel 


untergeb enen Familie‘? Candämter im Fürstenthume Bamberg betreffend. 


vermindert, als bie ; 94 4. 

36 Klafter Holz zu: 

Parteifachen zu 5 fin der Landaͤmter im Sürfentgume Bamberg PFRIEN 

Zur Erhaltung des En | 

überhaupt angewiefel’ 

Puncte an Beſoldunerchlaucht Haben. auf. die von der charfürſtlichen Landeodirection 

eine ſolche Wohnung aß die wegen Organiſation der Landämter in den aältern Chur⸗ 
14 


om 24, März 1902.) (Rggsbl. v. J. 1802. 14, und 45. Stud) 
ein heſonderes Boni“ rg ihre volle Anwendung finden follep: 
Der Landgerichtdactuar 


ften beiden Rubricen -bezieht. 


3 


b 2 


d 


. 


5 
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Höchitviefelben genehmigten die Einthellung, nad welcher das Fürſtenthum mit Eins 
ſchluß der von Würzburg übermwiefenen Aemter Ebern, Gungzendorf, Eltmann, Seßlach und 
Schlüffelfeld nebft dem Winkel von Burgmwindheim, und mit Ausschluß des Amted Zeil, welches 
nah Würzburg übergeht, aus den Landcommif]: miats-Diſrricten, zwanzig kandgerichten und gen 
fo vielen Rentämtern »befteht. : BA 

Nücfichtlic der Trennung der Zufiz und. Yoliei ‚vom Rentwefen, bed Wirkungsktel⸗ 
jes der Beamten jowohl, ald ihres wechjelfeitigen Werhäftniffes und der: den Beamten, Actüarien, 
Schreibern, Gerichtsdienern und Rentboten, beſtimmten Befolbungen enthält ſowohl die Generals 
Verordnung vom 24. März: 4802. als die im. fränfifchen Reggsbl. St. "37. eingerückte Bekannte 
machung der Organifation der Würzburgiſchen Ranbämter die näheren und aneyühricen Begin⸗ 
mungen, auf welche. ſich bier. lediglich bezogen wird.e °— — ——.. 

Die Namen der nenen Landgerichte und. Rentämter, and ‚bet einem jeben derſelben 
zugetheilten Drtfchaften, dann die Romination der Beamten und Aciuarien ſi im in den: Bei⸗ 
lagen enthalten. ) 0 

Vanbberg ‚am 46. Revember 1804. 

- Shurfürftlidhe Landesdirection. 
Reg. Bl. f. d. Eharh Be Fuͤrſtenthuͤmer in Franken v. J. 180% St. xXxxix S. 265. u 


! 


V. Verordnung des Churpfalzbayerischen General -Kandes- Commissariats: vom 
28. December 1804, das neue Cameral - Rechnungswesen betreffend. 


| a | 
(Das neue Eamerol« Rechmungewefen Ber.) . 


Im Namen Seiner. Shurfürfligen Zurchlaucht. 


Die den churfürſtlichen allgemeinen Rentaͤmtern bereits zugefendeten Inſtructionen und 
Formalien über dad neue Cameral⸗Rechnungsͤweſen ) enthalten folgende die charfurſtchen Land⸗ 
gerichte betreffende Vorſchriften und Weiſungen „ ale: 


Die General⸗ Instrustion., 


$. 22. „Daß bei: der halbgebrochenes Form der gerichtlichen: Protecolle die Epic 
„und. Zaren, die Brautgulden, die Strafen, der Steafenbeitrag ıc. jeder Bchandlung zur Geite, auf 
„die leere Hälfte des Blattes, fpeeiftich in befondere Colonnen beigefegt, letztere durch das ganze 
„Protocol fortgeführt, und .am: Ende fummirt werden, ſollen.“ 


8. 59. „Daß es ruͤckſichtlich der wechſelſeitigen: Eontrolle zwiſchen dem m Landgrichte und 
„Rentamte bei der Beſtimmung verbleibt, welche in dem Orgauiſatiene / ieſcripee 6 vom 24. * 
— a) enthalten iſt.“ 

u M. f. die beiden vorhergehenden Verordnungen. er 
b) Nachdem die Lanbgerichtseintheilung bereits oben in Abth. 3; Abſchn. 2. aaſgeacaamea iſt, ſo 
glaubte man das angeführte Verzeichniß hier. weglaſſen zu koömien. 
e) Die Aufnahme dieſer Inſtructionen ſelbſt erfheint nad chen Dielen Gingengworten als über: 
flüffig. . | 
d) M. ſ. oben §. % ©. 476. 


496 u u Abth. IV. Abfchn. IX. $. 5, 


Die Special-Instruction, 


Einnahmen. 


J 6. 7. „Daß es in dem Wirkungskreiſe der churfürſtlichen Nentämter von ber Summe 
„ber aufliegenden Gapitalien, worauf fich der Betrag der Capitalftenern gründet, in Kenutniß 
nu fegen, und beit Errichtung der Schuldbriefe, der Snventarien und Aufnehmung der Bormunds 
uIchaftes Rechnungen hierauf Rückſicht zu nehmen.” 

§. 14. „Daß bie churfürftlichen Beamten die Beträge jener Smolumente, welche felbe 
„ehevor aus andern Kaffen bezogen haben, und welche nunmehr, nachdem fie fir befoldet wors 
„den, dem Aerar verrechnet werden müſſen, unter fich zu controlliren haben, 3.3. der Churfürfts 
„liche Landrichter Täßt fich Die gefchloffenen Steuer s und Kirchenrechnungen des Rentbeamten 
„vorlegen,. vergleicht damit ben von dem Iehtern hergeftellten Auszug über die darin für die 
„Hurfürftlichen Beamten in Ausgabe gebrachten Deputaten und Gebühren, und conträfignirt dem 
„Auszug, wenn er ald richtig befunden worden; und fo verfährt der churfürftliche Rentbeamte 
„in Hinficht der Gemeinde, milden StiftungesBormundfchafter und Zunftrechnungen. 


$. 48. „Daß das dyurfürftliche Landgericht dem Rentamte jedesmal die Anzeige der (bei 
„ienen Saftgebern, Wirthen und Methfchenken, welche feine Tanzanlagscompofition haben) gehals 
„tenen Taͤnze zu übergeben habe, damit das Rentamt die Tanzanlage inftrucrionsmäßig erheben 
„könne.“ 
.$. 241. „Daß dad churfürſtliche Landgericht, welches die erſte Cognition erhalten kann 
„und muß, wenn ein Vermögen durch Heirath, Erbfchaft, Schanfung oder den Berfauf aus dem 
„Lande geht, und die Errichtung der obrigfettlichen Quittungen vorzunehmen hat, auch fogleich 
„die Freigelder einheben und bei der am Schluffe jeden Monats zu pflegenden Abrechnung an 
„das Rentamt hinübergeben fol, und daß fid, das nämliche auch von den Emigrationdtaren vers 
„ftehe, indem die.Bewilligung der Auswanderung jedesmal dem Landgerichte mitgetheilt wird.‘ 


$. 27. 28. u: 29. „Daß fi die Zugänge an dem ertraorbinären Herbtflättgeld, an der 
„Snleutfteuer und an dem Schußgelde, und zwar in Hinſicht der Austrägler auf das Briefe und 
„in Hinficht der Taglöhner auf dad Tagwerkeraufnahmsprotocoll gründen.“ 
Woraus ſich alfo von felbft die nothmendige Folge ergibt, daß die churfürftlichen Land⸗ 
gerichte in Kenntniß gefegt werden müſſen. 
0.6.32. „Daß ed der Gang ber Gefchäfte mit ſich bringe, daß bie churfürftlichen Land⸗ 
wgerichte, welchen das Eins und Abziehen der Unterthanen zunächft bekannt werben muß, die Eins 
„und Abzugsgelder erheben, und monatlich mit einer Defignation an die Rentämter hinübergehen.“ 
$. 41. „Daß die zufälligen Einnahmen an Gerichtögefällen, welche aus befondern ge: 
nrichtlichen Berhandlungen fließen, nad) dem Organifationereferipte vom. 24. März 4802 der 
„Raubrichter erhebe, nnd ſolche nach Berfluß eines jeden Monate dem Rentbeamten gegen Interims⸗ 
„ſchein bie auf Abrechnung übergiebt.“ 


Hieruber wurden weiters noch folgende Normen feſtgeſetzt. 
Ko ya churfürſtliche Landgericht führt über die verſchiedenen Antterfabtungen ebenfo 
„viele verfchiedene: Protocolle naͤmlich: nn 


4) „Briefs⸗ oder Verträge 2) ortekkuudihntdtrieft 3) Klags⸗ oder Verboͤrs⸗ 4) Poli- 
zeisStrafs 5) Bürgerwändels 6) Friften:Abfchreibungss m. Eheverlöbniß⸗ 8) Tagwer⸗ 


III. 


vu 


IV. 


— 


VI 


VII. 
„Berichtes und Polizei⸗Gefaälle in feine Hauptrechnung unter die einſchlaͤgigen Rubricen 


VII. 
IX. 


V. 
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teraufnahme»Protecolke, 9) die biöher üblichen Shypothefenbücher, 40) Depoſitenbůcher, 
„AD Inventarien, 42) Bormundfchafts Rechnungen.” 

„Jedes diefer Protocolle und Bücher wird paginirt und jede Handlung erhält ihre eigene 

„Rummer in fortlaufender Reihe.‘ 


. „Die Targebühren und Strafen ıc. werben bei jever Handlung ad marginem nach ber 


„bisher beitebenden Taxordnung fpecififch beigeſetzt.“ 

„Sämmtliche obgenannte Protocolle und Snventursbücher werben alle Bierteljahre nach 
„der bisherigen Form gefchloffen und zur churfürftlichen Landesdirection mit einer Defigs 
„nation über die angefallenen Taren und Gebühren ıc. eingefendet, die bei biefer Gele 


„genheit aufgeftellten Bedenfen find in folgenden Quartalen zu verantworten, und mit 


„den Defignationen deffelben Duartal® einzubefördern. In Hinficht der Depofitenbücher 
„aber koͤmmt zu erinnern, daß fle erft am Schluffe des Rechnungsjahres mit der Ren⸗ 
„tenrechnung zur Suflification der Taxen einbefürbert werben Dürfen.” Es verſteht fich 


„von felbft, 


„daß jedem Protocolle eine befondere Defignation angelegt werben muß, worin die Num⸗ 
„mern der Handlungen ber Reihe nach vorzutragen find, wie das bei der bemeldbeten, den 
„Rentämtern bereits zugefchloffenen Rechnungsinſtruction unter Ziffer XX anliegenbe 
„Sormular (wovon felbe den Landgerichten fogleich Abſchrift mitzutheilen haben) das 
„Nähere erklärt.“ Da 

„von den Landgerichten mehrere Taren und Gebühren für Abfchriften, Ertracte, Attes 
„ſtate, Päſſe u. ſ. w. erhoben und ter Staatöfaffe verrechnet werden müffen, welche nicht 
„durch die berührten Protocolle belegt werden fünnen, fo ift dad Amt gehalten und vers 
„pflichtet, die Einnahme in dem Tarregifter oder Tagebuch mit Schluß eined jeden 
„Quartals zur Juftification im Original einzufenden. Bon der unter ben Beilagen 
„zur Rechnungsinftrnetion unter. den Ziffer XXL findigen Borfchrift für das Landges 
„richtliche Tars und Sportelregifter haben die Nentämter bbenfalls ſogleich den Landge⸗ 
„richten Abſchriften zuzuſtellen.“ 

„Das Landrichteramt übergiebt alle Monate die angefallenen Zaren ‚, Brautgulden ıc. 
„dem Rentam e, und rechnet mit dem letztern mittel® der von demfelben erhaltenen Quits 
„tungen alle Vierteljahre ab. Diefe Abrecanung gründet ſich auf die berührten und von 
„der Zuftiftcation zurücerfolgten Defignation, welche jener ald Belege dienen. Bon 
„dem für diefe Abrechnung vorgeichriebenen Kormular, welches der Inftruction unter der 
„Ziffer XXU anliegt, haben die Nentämter ben Landgerichten angeſaumt Abſchrift mit⸗ 
„zutheilen., 


„Der churfürſtliche Rentbeamte trägt den ſummariſchen Betrag aller dieſer zufaͤlligen 


„ein, und verificirt ſolche durch die Anlage der genannten 4 Quartalsabrechnungen, 
„welche jener beigebunden werden müſſen.“ 

„In Hinſicht der ‚befraglichen Gefälle wird nie ein Ausſtand paſſirt.“ | 
„Wenn ber Unterthan die Tare, Strafe ıc. entrichtet hat, fo wird ſolches nicht mur 
„dem Protocolle beigemerkt, fondern auch dem Unterthan in einem befonders zu haltens 
„zen Tarbüchel mit Beifegung der Seite des Protocolld und der Kummer der Berhand⸗ 
„lung quittirt.“ 


498 Akth. IV. Abicha. IV. 5. 3 


X „Die tiöherige Separirung ber Grrictögefälle vom Dodiift Sraing, dertigen Demcas 
„ritel and anderer Snijte und Kiöten, Dann Fabrang beſonderes Preccelle hört fünitig 
wüni, da alle Geiäfle in ein mub der uämlidın Rechnung mir ben altbayerıjchen Gefällen 
„verrechnet werben.“ 

XL. „Dieſe Berfügung su ihrem gauzen Guhafte eräredt ich auch am die fädtinben Po⸗ 
nligeiämter in Hinficht ber Polizeigeralle, Anlagen, Strajen x. 

XIL „Lie vom Laundgerichte gefertigten Unterthausbricfe werten alle Menate zur Sieglung 
„nach Münden zu dem Provinzial-Siegels oder Etemmpelamte eingejendet, und jeheemal 
„eine Deſignation, werin die Rummern der Briefe, der Betreff tee Gegenſtandes, und 
„ber Betrag bed Eteumpeld amzajeigen it, in duplo beigefagt, wevon em Eremplar 
nbei dem Etempelamt zur Berechnung zurückbleibt, das zweue aber bem Laudgerichte 
„pro legitimatione remittirt wird. lm aber bei der Rehmungsanjuahme ermeſſen zu 
„fonuen, ob die Eiegelgeiälle richtig an dad Provincialũtgelamt verrechnet ſeyen, muſſen 
„nie Siegefdefiguatienen am Ente eines jeden Quartals mit den Protecollen zur Revi⸗ 
mfien gegen Zurädjentung einbeiorbert werben.“ . 


Ausgaben. 

$. 2. It. a. „Daß ber Lantridhter, um bie Zalage wegen ter Aamilienzahl bei dem 
„Reutamte erheben zu fonnen, ein von deu Ortẽvorſtebern, Terteiährern, Obmannern, atteſtirtes, 
„ven ber hyurfüritlihen Landesdirection anerfanntc® und ratincirte® Berzeihnig der Familien zu 

„überreichen habe, welches der Rentbeamte der Rechnung al? Veriftcatien beilegt.“ 

Ben dem, der Inſtruction unter Ziffer TXXI anliegenden Schema ;u dieſem Verzeich⸗ 
nige, haben bie Rentämter den Laudgerichten ſogleich Abſchriſt mirzuffeiien 

5 3. Abth. 22 „Daß das Lantgeridit über deſſen bejentere Regicandgaben, ale: 

a. „auf die Briminal- Gerichespflege, auf Streiien, auf den Tranepert der Vagabunden x. 
„die Ratifcation ſelbſt nadhzuinchen und zu bewülen babe, uud nur ke Summe, melde 
„das hieraber erfolgte Genehmigungs⸗Decret ausſpricht, unter der Anlage der leßtern in 
ndie Rechnung aufgenommen werten dari. Die MalenzsActen find aber mit ter Un⸗ 
„toitenipezification gleich nad) der Creation des Urtheild zur churfurſtlichen Landesdirec⸗ 
‚Aion der Suitification wegen einzufenden, and nicht mie bisher bi3 zum Schluſſe eines 

 „Bierteljaheed zurüd zu bebalten.“ 

4. „Bene GranzPormerkungen nötbig find, fo i bie vorläufige Bewirkung ber Genchmis 
„sung. hiezu erforberlich, bei weicher Gelegenheit zugleich ein Ucberſchlag der mutbmaß⸗ 
nlihen Koiten eingejendet wird. Der Mehrbetrag der Auslagen uber dem ratifizirten 
„AUcberidHag bedarf einer bejondern Beflätigung.“ 

©. „Die Anslagen, welche für bie MebizinalsPolizei auf Viehſeuchen — Epibemien m. |. w. 
„verfemmen, werden wie jene ad a behandelt, und vom Landgerichte nachgewieſen.“ 

Indem man nan ſänmmtliche churfürftlicde Landgerichte von dieſen fie betreffenden In⸗ 
firnctionspuncten durch gegenwärtige Kundmachung in Kenntniß ſetzt, trägt man ihnen zugleich 
die genauefte Befolgung derielben nm ſo gejchärfter anf, als man mipfälligit verkommen hat, 
daß einige churfürſtliche Landgerichte von den ihnen durch die dmrfürftlichen Rentämter and 
Pflicht⸗ und Dienikeifer und nach dem Sinne der nothmendigen Mittheilung der fi in den Inſtructions⸗ 

Ve. Va von ſelbſt anspricht, und ben auch der $. des unterm iSten dieſes im Regierungsblatte 
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findigen Auftrages enthält J in Original vorgelegten Inſtructionen die geeignete Notiz nicht 
nahmen. 
Uebrigens wird man auch den Landgerichten von der den Rentämtern bereits mit dem 
Ganzen zugenommenen Inſtruction für die Anfertigung der Speeialacater⸗Etats, welche nicht wohl 
einen Auszug leidet, Exremplarien zuſchicken, fobald eine hinlängliche Anzahl derfelben gedruckt 
ſeyn wird. 
München, den 28. Desember 1804. 
Ehurfürſtliches Bayeriſches General-LZandes⸗Commiſſariat, als 
Provinzial-Etats-Curatel. 
An 
die churfuͤrſtliche Rentaͤmter alſo ergangen. 
Reg. BI. J. 1865. St. J. ©. 82. 


VI. Allerhöchste Verordnung vom 31. August 1810. Wie fandgerichts- 
Verfassung im Inn- und Eisackkreise betreffend. 


$. 6 
(Die Landgerichts: Verfaffung im Inn: und Gifads Kreife Betr.) 
M. 5 8 


Wir haben Uns aus dem Berichten Unſerer Hofcommiſſion in Innsbruck vom 29. Sunt 
amd 7. Sul l. J., fo wie aus dem frühern Berichten Unſerer ehemaligen Generalcommiſfaͤre ves 
Inn⸗ und Eiſackkreiſes, und den Uns darüber Durch die Miniſter des Innern, der Finanzen und 
der Juſtiz erſtatteten Vorträgen von der großen Schwierigkeit überzeugt, mit der im Gebirgs⸗ 
Lande die bisher ſuſpendirt geweſene Einfuͤhrung der Landgerichts⸗Verfaſſung, wie dieſelbe nach 
Maßgabe des organiſchen Edictes vom 24. Juli) in den übrigen Theilen Unſers Reichs be: 
ſteht, verbunden iſt. 

Sn der Wechſelwahl, entweder die Bewohner des Inn⸗ und Eiſackkreiſes der Wohl⸗ 
that einer bereiten Rechtshilfe und firengen PoligeisAufficht, deren ſich Unfere übrigen Unter⸗ 
thanen erfreuen, gu berauber, ober aber bei der Einführung jene? Verfaſſung Modificationen 
eintreten zu laffen, welche auf der einen Seite wefentliche Abanderungen im bderfelben zur Folge 
gehabt, auf der andern aber den Unterthanen doch die beabfichteten Borthetfe nie im vollen Maaße 
gewährt haben würden, haben Wir vielmehr vorgezogen, und nad) VBernehmung Unferd Geheimen 
Rathes befchloffen, die Wirkung Unferd organifchen Edicts über die Gerichts + Berfaffung, foweit 
ed die Landgerichte betrifft, vorläufig in ben Inn⸗ und Gſackkreiſe zu ſuſpenbirem, unb über 
biefen Gegenſtand folgende Normen feitzufegen. 


8. 4 
Die Landgerichte des Inn⸗ und Eiſackkreiſes ſollen vorzüglich nach der verſchiedenen 
Bevölkerung ihrer Bezirke in drei Elaſſen getheilt werden, von denen bie erſte die Lanbgerichte 


a) Verord. v. 24. Juli 1808. Die Gerichtöverfaffung betr. M. fe die Ginfeitung zu dieſem Abſchn. 
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mit mehr als 14000 Einwohnern, die zweite die Landgerichte von 7— 11000, bie dritte bie 
Landgerichte von weniger ald 7000 Einwohnern umfaßt. E8 follen jedoch bei dieſer Claſſifica⸗ 
tion nebit der Bevölkerung, auch der Umfang des Bezirkes, die Wohlhabenheit der Einwohner 
und andere auf die Menge und Wichtigkeit der Gefchäfte einflieffende Umftände beachtet werben. 


§. 2% 
Die Slaffiftcation der Landgerichte hat feinen Einfluß auf den Wirkungskreis berfelben, 
ober auf den Rang der Tandrichter, welcher vielmehr, fo wie die Uniform bet allen gleich feyn 


fol, fondern nur auf die Beſetzung des Landgerichtd und auf den Gehalt, fo wie auf die Rebens 
bezüge des Landrichters. 


§. 2. 

Ein Landgericht der erften Claffe befteht aus dem Landrichter, und einem Adjuncten, 
welcher den Rang und die Uniform eines Landgerichtsaffefford hat, die Rechte eines Staatsdieners, 
wie diefelben durch die Gonftitution des Neiches (Tit. 3. $. VIL) beitimmt find, genießt, aber 
keineswegs auf Die den reinen Suftigbeamten zugefprodyene Ständigkeit ded Gehalted einen Aus 
fpruch hat. 

Ein Landgericht zweiter Claſſe befteht aus dem Landrichter und einem Actuare, welcher 
zwar bie zum Staatödienfte nöthige Qualification nachweiſen muß, übrigens aber auf die Vors 
theile und Vorzüge eined Staatsdieners feinen Anfpruch zu machen hatz die Uniform deffelben 
ift die nämliche, wie diefelbe für die Laudgerichtsactuare in den übrigen Theilen des Königreichs 
beſtimmt worden iſt. 

Die Landgerichte dritter Claſſe werden blos durch den Landrichter verwaltet, welcher je⸗ 
doch einen verpflichteten Schreiber, der wenigſtens die Gymnaſialſtudien gemacht haben muß, zu 
halten, und ſich darüber bei dem Generalcommiſſariate auszuweiſen mvndunden iſt. 


§. 4. 


Zur Vollſtreckung der landgerichtlichen Verordnungen wird den Landgerichten erſter Claſſe 
ein Gerichtsdiener mit zwei Knechten, den Landgerichten zweiter Claſſe ein Gerichtsdiener mit 
einem Knechte, und den Landgerichten dritter Claſſe ein Gerichtsdiener beigegeben. 


9. 5. 

Den Gehalt der Landrichter ſetzen Wir bei ben Landgerichten erſter Claſſe auf zwölf⸗ 
hundert, bei den Landgerichten zweiter Claſſe auf neunhundert, bei den Landgerichten dritter 
Claſſe auf ſechshundert Gulden feft. 

6.6 


Die Nebenbezůge der Landrichter beſtehen: 
a. in einem Drittheile des Gehalts als Beitrag zum Unterhalte der Schreiber, 


b. in der Tarquota, wie Wir ſolche durch Unfere Verordnung vom 16. Juni vor. Jahres 
‚Meg. Bl. St. XLIV. ©. 4107) ®) beftimmt haben, 


e. im Bezuge eines Averſums von 300 fl. zum Unterhalte zweier Pferde bei den Landge⸗ 


a) M, f. Abtheilung XX. 
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richten erfter und zweiter Claſſe, und eines Averſums von 150 fl. zum Unterhalte eines 
Reitpferdes bei den Landgerichten dritter Claſſe, 

d. in freiee Wohnung, ober einem Miethzind Averfum, welches bei der erften Claſſe anf 
420 fl., bei der zweiten auf 90 fl., und bei der dritten auf 60 fl. feſtgeſetzt wird, 

e. in einem Averfum für Behölzung, welches bei der erften Claſſe in 100 fl., bei der zweis 
ten in 75 fl., und bei der dritten in 50 fl. beftehen fol, 

f. in einem Averfum für Schreibmaterialien, weldyed dad GeneralsCommilffariat benehmlich 
mit der Finanz⸗Direction nach dem beſtehenden Regulative zu beſtimmen hat. 


5. 7. 
Die LandgerichtdsAdjuneten und Actuare erhalten den Gehalt, welchen Wir in der Ver⸗ 
ordnung vom 414. März») vorigen Jahre den Landgerichtsaffefforen beitimmt haben. 


$. 8 

Die Landgerichtödiener der erften Claſſe erhalten einen firen Geldgehalt von 300 fl., 

für Unterhalt eines Reitpferdes 100 fl., 

für Kleidung 30 fl. 

Die Landgerichtödiener zweiter Claſſe erhalten einen Gehalt von 200 fl. und für Kleis 
dung 25 fl., die Landgerichtödiener dritter Claſſe erhalten 200 fl. ald Befoldung und für Klei⸗ 
dung 25 fl. | 

Für Haltung eined Knechts werden den Landgerichtöbienern 120 fl. und für deſſen Klei⸗ 
dung 20 fl. abgereicht. | 

NP 9. 

Der Diätenbezug des Randgerichtöperfonals richtet fic bei allen Tandgerichten ohne Uns 
terichied nady dem durch Unfer Finanzminifterium am 9. Mai vorigen Jahres bekannt gemachten 
Regulative, wobei die Landgerichtöadjuncten den Landgerichtsaſſeſſoren gleich geftellt werben. 


$. 10. 

Da bei diefer Beſetzung die in Unferm organifchen Edicte vom 24. Juli 1808 für 
die Echöpfung von Enburtheilen vorgefchricbene collegiale Berathung ſich von felbft aufhebt, 
jo find die Adjuncten wie die Actuare, auch in den Juſtiz⸗ fowie in den Polizeigefchäften als 
Mitarbeiter und fubordinirte Gehilfen des Landrichters zu betrachten, uud es modificiren fich hier⸗ 
nad) die von Und am 28. Zuni=) vorigen Jahre und 48. Juni laufenden Jahre über Die Ber: 
bältniffe des Landgerichtsperſonals erlaffenen Verordnungen, welche im übrigen auch rückſichtlich 
ber Landgerichte des Inn⸗ und Eiſackkreiſes in Wirkung bleiben. 


$. 11. 
Nachdem bei der eintretenden Vermehrung der Landgerichte die Sige von mehreren der⸗ 
felben in Drte hinfommen, wo die zur Aufbewahrung von Griminalverbrechern nöthigen Gefängniffe 
nicht vorhanden find; fo haben Wir fowohl in diefer ald auch in der fernern Erwägung, daß bei 


a) M. f. oben. 
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bem Drange der abminiftrativen Gefchäfte, welche den Landgerichten zu beforgen obliegen, die 
Sriminalrechtepflege nicht immer mit der Genauigkeit und Schnelligkeit gehandhabt wird, melche 
die öffentliche und Privatficherheit fordert, befchloffen, den Inn⸗ und Eiſackkreis in mehrere Cri⸗ 
minal = Gerichts s Bezirfe einzutheilen, im denfelben die Ausübung der Griminals Gerichtäbars 
feit, fowie fie nad) dem organifchen Edicte über die Gerichtsverfaffung Unſern Untergerichten 
zufommt, einem mit den nöthigen Gefängniſſen verfehenen Ctadt s oder Landgerichte zu übers 
tragen, und demfelben eigene Criminalgerichtd- Adjuncten beizugeben, bie unter der Anfficht 
und Leitung des Stadt⸗ oder Landrichters Lediglich mit Unterfuchung der eined Sriminalverbrechens 
Beſchuldigten und mit Beforgung der darauf Bezug habenden Gefchäfte ſich befaffen follen. Hier⸗ 
über erwarten Wir forderfamft nähere Borfchläge, welche Unfer Hofcommiffär benehmfich mit Uns 
ferm Appellationdgerichte des Inn⸗ und Eiſackkreiſes zu erjtatten hat. . 


% 12. 


Da in einigen Gegenden des Inn⸗ und Eifaffreifed die Gewohnheit beflanden hat, daß 
in den weiter entlegenen Thälern die Contracte und Berlaffenfchafteverbandlungen von den Bors 
ftehern (Anwälten) der Gemeinden aufgenommen, und von Zeit zu Zeit der Gerichtöbehörde zur 
Sanctionirung und Eintragung in das Gerichtöprotocolf vorgelegt wurden, daß ferner die Gerichts⸗ 
behörden von Zeit zu Zeit an die entferntern Orte ihres Gerichts Reifen machten, ımd dort auf 
eigenen Gerichtötagen ober bei fogenannten Thätigungen die geringeru Juſtiz⸗ oder Polizei: Ges 
fchäfte der Unterthanen erledigten, fo wollen Wir biefes dort, wo nicht durch bie Nähe des Lands 
gerichtöfiged dem Bedürfniffe der Unterthanen abgeholfen wird, noch fernerd beobachtet wiffen, es 
verfteht fich indeß von felbit, daß das bei Haltung von dergleichen Gerichtötagen verwendete Lands 
gerichtöperfonal die Diäten, welche ed in Parteifachen zu beziehen hat, nur einmal anzurechnen 
befugt fey, und diefelben unter bie verfchiedenen Parteien zu vertheilen habe, 

München, den 34. Auguſt 1810. 


Reg. Bl. v. J. 1810 Et. LI. ©. 913. 
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